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Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kon-
trolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für
Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des
Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG); Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 11. September 2020 wurden die Kantonsregierungen eingeladen, die oben ge-
nannten Gesetzesentwürfe zu prüfen und dazu Stellung zu nehmen. Wir bedanken uns für diese
Möglichkeit und äussern uns wie folgt:

RUB Gemäss dem erläuternden Bericht sollen sich dank den gesetzgeberischen Massnahmen die Grenz-
formalitäten und die Erhebung der Inlandsteuern vereinfacht abwickeln lassen, was den administrati-
ven Aufwand für Unternehmen reduziert und so zu einer Entlastung der Wirtschaft führt, Den vorge-
schlagenen Massnahmen wird, gerade auch vor dem Hintergrund der momentan schwierigen
wirtschaftlichen Lage, zugestimmt. Für einen Grenzkanton und für einen Kanton mit auch vielen
grenzüberschreitend tätigen kleinen und mittleren Unternehmen wie der Kanton Aargau ist es beson-
ders wichtig, dass die Regulierungskosten im grenzüberschreitenden Warenverkehr sinken, Dies
sollte einen positiven Effekt auf die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz und insbesondere auf den
Kanton Aargau als international stark vernetzter Kanton haben.

Die vorgesehenen Neuregelungen sollen den Zoll admËnistratËv entlasten. Es wird davon ausgegan-
gen, dass dank der stärkeren Digitalisierung und Standardisierung die Zusammenarbeit zwischen
dem Zoll und den Behörden der grenznahen Kantone weiter verbessert werden kann

Die Normierungsdichte im grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehr bleibt dennoch
hoch. Gemäss Erläuterndem Bericht wird das vorgesehene Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit
rund 150 Bundeserlasse vollziehen. Es ist zu prüfen, ob und wie weit die Normendichte reduziert
werden kann, damit Regulierungskosten weiter gesenkt werden können und eine rasche Anpassung
an sich ändernde Umfeldbedingungen möglich ist.

Die Kantonspolizei Aargau pflegt mit dem Grenzwachkorps im Bereich Gewährleistung der Sicher-
heit und Ordnung im Kanton Aargau traditionell eine enge und gut funktionierende Zusammenarbeit.
Das Grenzwachkorps leistet als wichtiger Partner, gestützt auf eine entsprechende Vereinbarung ge-
mäss Art. 97 des Zollgesetzes (ZG), einen wesentlichen Beitrag in diesem Bereich. Diese Zusam-
menarbeit zwischen den Polizeikräften des Kantons Aargau und den Sicherheitsorganen des Bun-
desamts für Zoll und Grenzsicherheit liegt im Interesse des Kantons Aargau und soll auch weiterhin
im bisherigen Ausmass möglich und zulässig sein



Eine zentrale Voraussetzung für die gute Zusammenarbeit ist die klare Zuweisung der Zuständigkeit
für Sicherheit und Ordnung an die kantonalen Polizeikräfte. Im Rahmen der Revision des Zollrechts
respektive der Schaffung des neuen Gesetzes über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und
die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für
Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) ist somit die Polizeihoheit der
Kantone zu respektieren. So erscheint es nicht gerechtfertigt, dass das Eidgenössische Finanzde-
partement den Grenzraum nach Anhörung der betroffenen Kantone einseitig festlegt (Art. 6 lit. e
BAZG-VG)

In Anbetracht der sehr hohen Anzahl von Fremdänderung im Bereich von Steuern und Abgaben aller
Art und in Anbetracht der jeweils getroffenen Regelung, die zumindest sehr ähnlich lauten. stellt sich
die Frage, ob nicht ein "allgemeiner Teil", gültig für alle Zoll-, Steuer- und Abgabentatbestände, an-
stelle der jeweiligen Einzelregelungen sinnvoll wäre

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung

Freundliche Grüsse

Im Namen des Regierungsrats

Dr. Markus Dieth

Landammann
Vincenza Trivigno
Staatsschreiberin

Beilage
• Antwortformular

Kopie
• rechtsetzung@evz.admin.ch
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0 Eidgenössisches Finanzdepartement EFD

Eidgenössische Zollverwaltung EZV

Vernehmlassung:
Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreiten.
den Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Voll-
zugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie
Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

Stellungnahme eingereicht durch

Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Regierungsrat des Kantons Aargau

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige

Adresse : Regierungsgebäude, 5001 Aarau

Kontaktperson

Telefon

: Lotty Fehlmann, stv. Generalsekretärin DVI

: 062 835 16 24

E-Mail

Datum

: lotty.fehlmann@ag.ch

: 2. Dezember 2020

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse:
rechtsetzunq@ezv.admin.ch

Besten Dank für Ihr Mitwirken!
1/12



Vernehmlassung
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsichertleit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

Übersicht

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz – Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht......................................................... 3

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz – Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen...................................... 4

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz – Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016.............................................................. 5

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz – Weitere Vorschläge ....................................................................................................................................... 6

Änderung anderer Erlasse (Anhang O – Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht ............................................... 7

Änderung anderer Erlasse (Anhang O – Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen ........................... 8

Änderung anderer Erlasse (Anhang O – Weitere Vorschläge............................................................................................................................. 9

Zollabgabengesetz – Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht ........................................................................... 10

Zollabgabengesetz – Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung und zu deren Erläuterungen........................................ 11

aM®üengesek – Weitere Vorschläge......................................................................................................................................................... 12

Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen.......................................................................................Fehler! Textmarke nicht definiert.

Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen

1. Wir bitten Sie,

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden;

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden;

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen.

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzun. ergänzt
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Vernehmlassung:
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsichertreit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

BAZG-Vollzugsa ufgabengesetz – Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und
zum erläuternden Bericht

Name1 Bemerkung/Anregung

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang

1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 3/1 2



Vernehmlassung
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsichertleit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie
– Totalrevtsion des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

BAZG-Vollzugsaufga bengesetz – Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs
und zu deren Erläuterungen

Name Art. Abs. 1 Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag)

6 e Eine zentrale Voraussetzung für die gute
Zusammenarbeit ist die klare Zuweisung der
Zuständigkeit für Sicherheit und Ordnung an die
kantonalen Polizeikräfte. Im Rahmen der Revision des
Zollrechts respektive der Schaffung des neuen BAZG-VG
ist somit die Polizeihoheit der Kantone zu respektieren.
So erscheint es nicht gerechtfertigt, dass das EFD den
Grenzraum nach Anhörung der betroffenen Kantone
einseitig festlegt

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten. so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang
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Vernehmlassung:
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsichertleit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

BAZG-Vollzuqsa ufgabengesetz – Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016

Antwort Bemerkung/Anregung

D Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1
(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG).

Auf eine Stellungnahme wird verzichtet, da die fraglichen
Straftatbestände dem Verwaltungsstrafrecht des Bundes und damit
nicht der kantonalen Strafgerichtsbarkeit unterstehen.

n Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2
(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen)
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Vernehmlassung
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsichertreit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

BAZG-Vollzugsa ufgabengesetz – Weitere Vorschläge
Name Bemerkung/AnregungArt Textvorschlag

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.
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Vernehmlassung:
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsichertreit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

Änderung anderer Erlasse (Anhang n – Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und
zum erläuternden Bericht

Gesetz I Bemerkung/Anregung

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter <Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang
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Vernehmlassung:
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

Änderung anderer Erlasse (Anhang 7) – Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs
und zu deren Erläuterungen

Antrag für ÄnderungsvorschlagBemerkung/AnregungAbsName Bst.Gesetz l Art,
(Textvorschlag)

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter <Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang
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Vernehmlassung
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsichertleit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG ) sowie
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

Änderung anderer Erlasse (Anhang 7) – Weitere Vorschläge
Name Gesetz Bemerkung/AnregungArt. Textvorschlag

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.
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Vernehmlassung:
_ Gesek über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsichertreit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie
- Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

Zollabgabengesetz – Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Ber
Bemerkung/AnregungName

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter <Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang-
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Vernehmlassung:
- Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsichertreit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie
– Totalrevisian des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

Zollabqabengesetz – Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung
und zu deren Erläuterungen

Name Art Abs Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text
vorschlag)

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter < Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang
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Vernehmlassung
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsichertleit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie
- Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

Zollabgabengesetz – Weitere Vorschläge
Art.Name Bemerkung/Anregung Textvorschlag

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.
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1  K ANT ON 
APPE NZE L L  INNE R R HODE N 

Landammann und S tandeskommission 

S ekretariat R atskanzlei 
Marktgasse 2 
9050 Appenzell 
Telefon +41 71 788 93 11 
info@ rk.ai.ch 
wvvw.ai.ch 

R atskanzlei, Marktgasse 2, 9050 Appenzell 

Per E -Mail an 
rechtsetzung@ ezv.admin.ch 

Appenzell, 3. Dezember 2020 

E ntwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und 
die K ontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das 
Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) 
sowie Totalrevis ion des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabegesetz (ZoG) 
S tellungnahme K anton Appenzell I.R h. 

S ehr geehrte Damen und Herren 

Mit S chreiben vom 15. S eptember 2020 haben S ie uns die Vernehmlassungsunterlagen zu 
den oben erwähnten Gesetzesrevisionen zukommen lassen. 

Die S tandeskommission hat die Unterlagen geprüft und unterstützt diese grundsätzlich. Be-
züglich der Variantenfrage ziehen wir eine S treichung von Art. 133 BAZG vor (Variante 2). 
Wir verweisen auf den Fragebogen. 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur S tellungnahme und grüssen S ie freundlich. 

Im Auftrage von Landammann und S tandeskommission 
Der R atschreiber: 

Ar (-
Markus Dörig 

Beilage: 
Fragebogen 

Zur Kenntnis an: 
- J ustiz-, Polizei- und Militärdepartement Appenzell I.R h., Marktgasse 10d, 9050 Appenzell 
- Volkswirtschaftsdepartement Appenzell I. R h., Marktgasse 2, 9050 Appenzell 
- S tänderat Daniel Fässler, VVeissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell 
- Nationalrat Thomas R echsteiner (thomas.rechsteiner@ parl.ch) 

Al 013.12-229.47-472624 1-1 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
 

 

Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreiten-

den Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Voll-
zugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Kanton Appenzell Innerrhoden 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : AI 

Adresse : Marktgasse 2, 9050 Appenzell 

Kontaktperson : Markus Dörig, Ratschreiber 

Telefon : 071 788 93 11 

E-Mail : info@rk.ai.ch 

Datum : 1. Dezember 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch


Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Übersicht 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  zum erläuternden Bericht ......................................................... 3 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen ...................................... 4 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 .............................................................. 6 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht ................................................ 8 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen ........................... 9 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge ........................................................................................................................... 10 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht ........................................................................... 11 

Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung und zu deren Erläuterungen ........................................ 12 

Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge ......................................................................................................................................................... 13 

Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen .......................................................................................................................................... 14 

 
 
 
Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
   



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

AI Es wäre wünschenswert, wenn das BAZG bei Amtshandlungen (z.B. Observation) die zuständigen kantonalen Polizeistellen 
informieren würde.   

AI       

AI       

AI       

AI       

AI       

AI       

AI       

AI       

AI       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-
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– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

AI 
6       e Demnach wird als Grenzraum der Geländestreifen 

entlang der Zollgrenze definiert, dessen Breite das 
Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) nach 
Anhörung der Grenzkantone festlegt. Im Vergleich zur 
geltenden Regelung: bisher wurde der Grenzraum 
gemäss Art. 3 Abs. 5 ZG (Zollgesetz) jeweils im 
Einvernehmen mit den jeweiligen Grenzkantonen 
festgelegt. Die neue Regelung im BAZG setzt keine 
einvernehmliche Lösung mehr voraus, sondern gibt den 
Grenzkantonen lediglich ein Anhörungsrecht. Dies würde 
bedeuten, dass das EFD theoretisch auch ohne 
Einwilligung des Grenzkantons den Grenzraum 
definieren könnte. Aufgrund der Hoheit der Kantone darf 
die Definition des Grenzraums nur im Einvernehmen mit 
diesen Kantonen möglich sein.  

Der Grenzraum soll im Einvernehmen mit 
den Kantonen definiert werden und nicht 
nach Anhörung.  

AI 
99 4       Im Vergleich: In Art. 298 StPO, welcher die Scheinkäufe 

ebenfalls behandelt, handelt es sich im Gegensatz zu 
Art. 99 BAZG um eine Kann-Vorschrift. Es ist nicht 
nachvollziehbar, weshalb gemäss BAZG unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Mitteilung 
aufgeschoben und unterlassen werden "muss" und 
gemäss Strafprozessordnung eine Aufschiebung und 
Unterlassung erfolgen "kann". 

Muss-Vorschrift in eine Kann-Vorschrift 
ersetzen. 

AI 
139 4      Die Mitteilung über eine erfolgte Observation wird unter 

gewissen Voraussetzungen aufgeschoben oder 
Muss-Vorschrift in eine Kann-Vorschrift 
ersetzen. 
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unterlassen. Bei der StPO-Bestimmung zur Observation 
handelt es sich hingegen um eine Kann-Vorschrift.  

AI 
                              

AI 
                             

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

AI 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

AI 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 

Eine Einzelfallprüfung ist nicht notwendig. Damit ist für die 
Rechtsunterworfenen leichter einschätzbar, ob ihr Handeln strafbar ist 
oder nicht. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

AI 
98 Bei Widerhandlungen in seinem Zuständigkeitsbereich kann 

das BAZG in virtuellen Räumen unter Verwendung einer 
fiktiven Identität in Kontakt mit Personen treten und 
insbesondere Scheinkäufe nach Art. 99 vornehmen. Hier ist 
nicht klar, ob diese Ermittlungsart auch bei Delikten 
vorgenommen werden kann, welche die Kantone im 
Grenzgebiet an das BAZG nach Art. 105 BAZG übertragen 
hat (z.B. SVG). 

      

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

AI             

AI             

AI             

AI             

AI             

AI             

AI             

AI             

AI             

AI             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

AI 
                                    

AI 
                                    

AI 
                                    

AI 
                                    

AI 
                                    

AI 
                                    

AI 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

AI 
                        

AI 
                        

AI 
                        

AI 
                        

AI 
                        

AI 
                        

AI 
                        

AI 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

AI Das Volkswirtschaftsdepartement unterstützt die Vorlage. Gemäss erläuterndem Bericht wird in der Zollabfertigung ein 
medienbruchfreier, digital durchgehender Grundprozess eingeführt. Dadurch sollen die Regulierungskosten in Höhe von 
Fr. 125 Mio. pro Jahr sinken. Die Kostenreduktion dürfte sich, wenn auch mittelbar, positiv auf die Preise in der Schweiz 
auswirken. Hauptsächlich profitieren werden export- und importorientierte KMU und Grossunternehmen. Importeure können 
künftig vermehrt Zollanforderungen selbständig erledigen. Auch wenn dadurch die Nachfrage nach Dienstleistungen von 
Speditionsfirmen sinken kann, überwiegen die Vorteile der angestrebten Kostenreduktion insgesamt. Unmittelbare 
Auswirkungen auf den Kanton Appenzell I.Rh. sind aus volkswirtschaftlicher Sicht nicht zu erwarten. 

AI       

AI       

AI       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

AI 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

AI 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 
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Herisau, 18. Dezember 2020 

Eidg. Vernehmlassung; Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abga-

benerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs 

durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgaben 

gesetz, BAZG-; Stellungnahme des Regierungsrates von Appenzell Ausserrhoden 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 11. September 2020 werden die Kantonsregierungen vom Eidgenössischen Finanzdepar-

tement (EFD) eingeladen, zum Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung 

und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und 

Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie zu einer Totalrevision des Zollgesetzes 

(ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) bis zum 31. Dezember 2020 Stellung zu nehmen. 

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Der Regierungsrat stimmt der Totalrevision des ZG zum neuen ZoG zu. Auf weitere Bemerkungen wird ver-

zichtet. 

Zum Entwurf für ein neues BAZG-VG (E-BAZG-VG) nimmt der Regierungsrat wie folgt Stellung: 

Aufgaben und Kompetenzen des BAZG 

Die Polizeihoheit steht den Kantonen zu, sofern sie nicht explizit dem Bund zugeordnet ist. Die verfassungs-

rechtliche Aufteilung der Kompetenzen zwischen Bund und Kantonen ist auch bei der vorliegenden Gesetzes-

revision  auf jeden Fall zu beachten. Unter diesem Aspekt regt der Regierungsrat insbesondere an, die derzeiti-

ge Formulierung von Art. 1  lit.  b E-BAZG-VG im Zweckartikel noch einmal zu überprüfen. Zudem ist auffällig, 

dass das BAZG im Gesetz wiederholt Kompetenzen „im Rahmen seiner Aufgaben" zugesprochen erhält. Die 

Regelung der Aufgaben des BAZG ist nach Art. 2 Abs. 2  lit.  i E-BAZG-VG auch Gegenstand des Gesetzes. 

Eine konkrete Nennung oder Aufzählung der Aufgaben bleibt der Entwurf aber weitgehend schuldig. Der Re-

gierungsrat erachtet es als unabdingbar, dass die Aufgaben des BAZG im Gesetz präzise umschrieben wer-

den. 
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Appenzell Ausserrhoden 

Grenzraum 

Der Grenzraum wird nach Art. 3 Abs. 5 des geltenden Zollgesetzes vom Eidgenössischen Finanzdeparte-ment 

(EFD) im Einvernehmen mit dem betreffenden Grenzkanton festgelegt. Im E-BAZG-VG ist dagegen vorgese-
hen, dass das EFD den Grenzraum nach einer Anhörung der Kantone einseitig festlegen kann. Diese neue 
Regelung lehnt der Regierungsrat entschieden ab. Der Grenzraum auf dem Kantonsgebiet sollte auch in Zu-

kunft im Einvernehmen mit dem jeweiligen Kanton festgelegt werden. 

Zusammenarbeit zwischen dem BAZG und den Kantonen 

Im Grundsatz funktioniert die Zusammenarbeit zwischen der Eidgenössischen Zollverwaltung (EZV) und dem 

Kanton Appenzell Ausserrhoden im Sicherheitsbereich heute sehr gut. Die Zusammenarbeit basiert auf indivi-
duellen und auf die jeweiligen Umstände zugeschnittenen Vereinbarungen zwischen den jeweiligen Grenzkan-

tonen und der EZV. Diese individualisierte Zusammenarbeitsform hat sich aus Sicht des Kantons Appenzell 

Ausserrhoden bewährt und sollte in der bestehenden Form beibehalten werden. Es bestehen bei dieser Ein-

schätzung soweit bekannt keine Differenzen zwischen den Kantonen und der EZV. Eine entsprechende ge-
setzliche Grundlage wurde in Art. 105 E-BAZG-VG aufgenommen. Dabei werden insbesondere die Ausführun-

gen im erläuternden Bericht zu Art. 105 Abs. 2 E-BAZG-VG kritisch beurteilt. Mit dem neuen Artikel wird offen-

bar eine „Standardisierung" der Kantonsvereinbarungen angestrebt. Was darunter zu verstehen ist, bleibt of-
fen. Die Tatsache, dass gemäss Anhang zum E-BAZG-VG sämtliche Vereinbarungen spätestens zwei Jahre 

nach Inkrafttreten der Änderungen aufgehoben werden, erweckt den Eindruck, dass hier das Ziel verfolgt wird, 

die Vereinbarungen mit den Kantonen grundsätzlich neu auszuhandeln. Der Regierungsrat lehnt insbesondere 

eine inhaltliche Standardisierung ab, da dies zwangsläufig dazu führen würde, dass man sich auf dem kleins-

ten gemeinsamen Nenner trifft. Damit wäre weder dem BAZG noch den Kantonen gedient. 

Der Regierungsrat spricht sich demzufolge für die Beibehaltung der jetzigen Zusammenarbeitsform mittels 

individueller Kompetenzdelegation der Kantone an die EZV aus. Seitens der EZV wurde immer versichert, 

dass im Bereich der Sicherheitsaufgaben durch die Gesetzesrevision keine Änderungen vorgesehen sind. Um 

im Hinblick auf die zukünftige Zusammenarbeit zwischen dem BAZG und den Kantonen Klarheit und Akzep-

tanz zu schaffen, regt der Regierungsrat an, diese Feststellung explizit in die Botschaft aufzunehmen. Sofern 

Ergänzungen der Vereinbarungen, namentlich im Bereich der Staatshaftung oder im Bereich des Datenschut-

zes nötig sind, so sind punktuelle Anpassungen der Vereinbarungen selbstverständlich möglich. 

Datenaustausch 

In Art. 69 Abs. I  lit.  d E-BAZG-VG wird festgehalten, dass kantonale Polizeibehörden für die Bekämpfung der 

Kriminalität im Umfang, in dem dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig ist, Zugriff auf Daten des Informati-

onssystems des BAZG haben, einschliesslich besonders schützenswerte Daten. Der Regierungsrat hält dazu 

fest, dass die Polizei nicht nur für die Bekämpfung der Kriminalität Zugriff auf die Daten erhalten sollte, sondern 

auch für die Gefahrenabwehr und die Verhinderung von Straftaten. Eigentliche Kernaufgabe der Polizei ist 

nämlich die Gefahrenabwehr und die Prävention. Der Regierungsrat würde es begrüssen, wenn die entspre-

chenden rechtlichen Grundlagen geschaffen würden. 
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Verdeckte Fahndung und Ermittlung 

Neu ist vorgesehen, dass Mitarbeiter des BAZG in virtuellen Räumen unter Verwendung einer „fiktiven Identi-

tät" in Kontakt mit Personen treten und insbesondere Scheinkäufe vornehmen können, um Widerhandlungen 

im Zuständigkeitsbereich des BAZG zu erkennen und aufzudecken (Art. 98 und 99 E-BAZG-VG). Vorausset-

zung ist weiter, dass die bisherigen Abklärungen erfolglos geblieben sind oder weitere Abklärungen sonst aus-

sichtslos wären oder unverhältnismässig erschwert würden (Art. 99 Abs. 1 E-BAZG-VG). Mit Bezug auf das 

Mass der zulässigen Einwirkung gilt Art. 293 der Strafprozessordnung (StPO; SR 312.0; Art. 99 Abs. 2 E-

BAZG-VG). Bei einer Ausdehnung der Kompetenzen des BAZG in diesem Bereich muss sichergestellt sein, 

dass die mit diesen verdeckten Massnahmen erhobenen Beweise auch in einem allfälligen Strafverfahren ver-

wendet werden können und nicht als unverwertbar eingestuft werden, weil eine Voraussetzung gemäss StPO 

nicht erfüllt ist. Dies bedeutet, dass sämtliche vorgesehenen Massnahmen im BAZG-VG mit den Massnahmen 

der StPO kongruent sein müssen. 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

Im Auftrag des Regie 

T 114-

 

Dr. jur. Roger Nobs, Ratschrei 
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Direktion: 	S icherheitsdirektion 

Klassifizierung: 	Nicht klassifiziert 

Vernehmlassung  des  Bundes: Gesetz über  den  A llgemeinen Teil  der  Abgabenerhebung und  die  
K ontrolle  des  grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für 
Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevis ion  des  Zoll-
gesetzes (ZG) 
S tellungnahme  des  K antons Bern 

S ehr geehrter Herr Bundesrat 
sehr geehrte Damen und Herren 

Für  die  Möglichkeit zur S tellungnahme zum BAZG-Vollzugsaufgabengesetz sowie zur Totalrevision  des  
Zollgesetzes ZG bedanken wir uns.  

1. 	Grundsätzliches 

Aus  den  Unterlagen  der  Vernehmlassung wird deutlich, dass anhand  der  R evision  die  Handlungskompe-
tenzen  des  Bundesamtes für Zoll und Grenzsicherheit im Bereich Kriminal- und S icherheitspolizei erwei-
tert werden sollen, wodurch gleichzeitig  die  kantonale polizeiliche Kompetenz für  die  innere S icherheit  in  
F rage gestellt wird. Dieser S achverhalt ist aus unserer S icht nicht haltbar.  In der  Folge wird  die  Haltung  
des  Kantons Bern mit Verweisen auf  den  erläuternden Bericht und  den  Gesetzestext dargelegt. 
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K anton Bern  
Canton de Berne 

Vernehmlassung  des  Bundes: Gesetz über  den  Allgemeinen 
Teil  der  Abgabenerhebung und  die  Kontrolle  des  
grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch 
das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-
Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevis 
S tellungnahme  des  Kantons Bern  

2. 	Anträge 

2.1 	Handlungsbedarf und Ziele (E rläuternder Bericht) 

Gemäss  der  unter Handlungsbedarf und Ziele formulierten Darlegung soll das Bundesamt für Zoll und 
Grenzsicherheit neu mit Aufgaben betraut werden, darunter  die  Gewährleistung  der  S icherheit  der  Bevöl-
kerung gegen Bedrohung,  die  klar  in die  Polizeihoheit  der  Kantone fallen.  

2.2 	Artikel  6 lit.  e  BAZG-VG (Zollgebiet, Zollgrenzen und Grenzraum)  

Die  unter  Art. 6 lit,  e  dargelegte R egelung, dass  der  Grenzraum nicht mehr im E invernehmen mit dem 
jeweiligen Grenzkanton, sondern nach dessen Anhörung selbständig durch das E FD festgelegt wird, ver-
deutlicht klar  die  E rweiterung  der  Handlungskompetenz auf Bundesebene zum Nachteil  der  Kantone.  
Der  Kanton Bern kann diese R egelung nicht unterstützen.  

2.3 	Artikel  90  BAZG-VG (Feststellen und Festhalten  der  Identität einer Person) 

Das  in Art. 90  BAZG-VG neu dargelegte mehrstufige Verfahren zur Feststellung und zur Festhaltung  der  
Identität zeigt klar auf, dass immer mehr Zwangsmassnahmen,  die in der  polizeilichen Zuständigkeit lie-
gen, auch  an die  E idgenössische Zollverwaltung übertragen werden sollen.  

2.4 	Antrag zu Artikel  98  BAZG-VG (Aufklärung  in  virtuellen R äumen) 

E rgänzung  des  erläuternden Berichts zu Artikel  98  mit dem Hinweis, dass mit  der  « Aufklärung  in  virtuel-
len R äumen» E insätze  der  « verdeckten Fahndung» (analog  der  Definition nach  Art. 298a  Abs.  1  S tPO) 
gemeint sind. S ie grenzen sich somit klar  von den  E insätzen  der  « verdeckten E rmittlung» (analog  der  
Definition nach  Art. 285d  S tPO) ab. Zudem wird beantragt festzulegen, dass jede Aufklärung vom BAZG 
vorgängig angeordnet wird.  

2.4.1 	Begründung 

Damit Aufklärungen  in  virtuellen R äumen durch das BAZG  in  späteren S trafuntersuchungen durch  die  
S taatsanwaltschaft nach  den  Bestimmungen  der  S tPO weitergeführt und  die  bisherigen E rgebnisse  des  
BAZG im S trafverfahren verwertet werden können, ist festzulegen, welcher S tPO-Massnahme  die  « Auf-
klärung  in  virtuellen R äumen»  am  ehesten entspricht. E ine Klärung dieser Frage fördert das gemein-
same Verständnis mit  den  anderen S trafverfolgungsbehörden  des  Bundes und  der  Kantone, was im Be-
reich  der  verdeckten E rmittlungen unabdingbar ist. Nur so ist eine lückenlose und hindernisfreie Zusam-
menarbeit für eine wirksame S trafverfolgung gewährleistet. S ollten unter Artikel  98  auch E insätze  der  
« verdeckten E rmittlung» gemeint sein, so müsste zwingend eine vorgängige richterliche Genehmigung 
im BAZG-VG vorgesehen werden. 
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K anton Bern  
Canton de Berne  

Vernehmlassung  des  Bundes: Gesetz über  den  Allgemeinen 
Teil  der  Abgabenerhebung und  die  Kontrolle  des  
grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch 
das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-
Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevis 
S tellungnahme  des  Kantons Bern  

2.6 	Antrag zu Artikel  99  BAZG-VG (S cheinkäufe) 

E rgänzung  von  Artikel  99  mit folgendem neuen Absatz: 
« Für S tellung, Aufgaben und Pflichten  der  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  des  BAZG sowie  der  Füh- 
rungspersonen gelten  die  Artikel  291-294  S trafprozessordnung sinngemäss.»  

2.6.1 	Begründung 

Diese Bestimmung entspricht dem Artikel  298c  Absatz  1  S tP0 für  die  verdeckte Fahndung.  Die  Artikel  
291  bis  294  S tP0 regeln  die  Mindestanforderungen  an die  eingesetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  
des  BAZG sowie deren Führungspersonen. Diese Anforderungen sind auch bei Aufklärungseinsätzen 
nach  Art. 98  bis  99  BAZG-VG einzuhalten.  

3. Weiteres 

Vor dem Hintergrund, dass mit  der  geplanten R evision  die  Handlungskompetenzen  des  Bundesamtes für 
Zoll- und Grenzsicherheit im Bereich Kriminal- und S icherheitspolizei erweitert werden sollen, was  die  
kantonale polizeiliche Kompetenz für  die  innere S icherheit  in  Frage stellt, mutet  es  seltsam  an,  dass un-
ter Kapitel  5 des  erläuternden Berichts  die  Auswirkungen auf  die  Kantone nicht  transparent  ausgewiesen 
werden.  

4. S tellungnahme  des  E idgenössischen Datenschutz- und Ö ffentlichkeitsbeauftragten 
(E DÖ B) vom  11.  S eptember  2020 

Der  R egierungsrat hat  die  Mitteilung  des  E DÖ B vom  11.  S eptember  20201  zur Kenntnis genommen und 
erachtet  es  als wichtig, dass für  die  Bearbeitung (insbes. für  die  Verknüpfung)  von  Personendaten ver-
fassungskonforme R echtsgrundlagen geschaffen werden.  E r  begrüsst  die  Bereitschaft  des  Bundesrates,  
die  Vorlage  in  diesem S inne nachzubessern.  

Der  R egierungsrat dankt Ihnen für  die  Berücksichtigung seiner Anliegen. 

Freundliche Grüsse  

	

lain  S chnegg 	 Christoph  Auer  

	

ierungspräsident 	 S taatsschreiber 

Verteiler 
—  Datenschutzaufsichtsstelle  des  Kantons Bern 
—  S icherheitsdirektion 

Beilagen 
—  Antwortformular 

https://www.edoeb.acimin.ch/edoeb/de/home/aktuell/aktuell_ news.html#353745621  
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Kanton Bern  

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Kt. BE  

Adresse : Postgasse 68, Postfach, 3000 Bern 8  

Kontaktperson : Luciana Keiser  

Telefon : 033 635 25 54  

E-Mail : luciana.keiser@be.ch 

Datum :       

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

Kt. BE  Aus den Unterlagen der Vernehmlassung wird deutlich, dass anhand der Revision die Handlungskompetenzen des Bundesamtes 
für Zoll und Grenzsicherheit im Bereich Kriminal- und Sicherheitspolizei erweitert werden sollen, wodurch gleichzeitig die 
kantonale polizeiliche Kompetenz für die innere Sicherheit in Frage gestellt wird. Dieser Sachverhalt ist aus unserer Sicht nicht 
haltbar.  

Kt. BE  Vor dem Hintergrund, dass mit der geplanten Revision die Handlungskompetenzen des Bundesamtes für Zoll- und 
Grenzsicherheit im Bereich Kriminal- und Sicherheitspolizei erweitert werden sollen, was die kantonale polizeiliche Kompetenz für 
die innere Sicherheit in Frage stellt, mutet es komisch an, dass unter Kapitel 5 des erläuternden Berichts die Auswirkungen auf 
die Kantone nicht transparent ausgewiesen werden.  

Kt. BE  Der Regierungsrat hat die Mitteilung des EDÖB vom 11. September 2020 zur Kenntnis genommen und erachtet es als wichtig, 
dass für die Bearbeitung (insbes. für die Verknüpfung) von Personendaten verfassungskonforme Rechtsgrundlagen geschaffen 
werden. Er begrüsst die Bereitschaft des Bundesrates, die Vorlage in diesem Sinne nachzubessern. 

Kt. BE        

Kt. BE        

Kt. BE        

Kt. BE        

Kt. BE        

Kt. BE        

Kt. BE        
 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Kt. BE              e Die unter Art. 6 lit. e dargelegte Regelung, dass der 
Grenzraum nicht mehr im Einvernehmen mit dem 
jeweiligen Grenzkanton, sondern nach dessen Anhörung 
selbständig durch das EFD festgelegt wird, verdeutlicht 
klar die Erweiterung der Handlungskompetenz auf 
Bundesebene zum Nachteil der Kantone. Der Kanton 
Bern kann diese Regelung nicht unterstützen. 

      

Kt. BE  90             Das in Art. 90 BAZG-VG neu dargelegte mehrstufige 
Verfahren zur Feststellung und zur Festhaltung der 
Identität zeigt klar auf, dass immer mehr 
Zwangsmassnahmen, die in der polizeilichen 
Zuständigkeit liegen, auch an die Eidgenössische 
Zollverwaltung übertragen werden. 

      

Kt. BE                                

Kt. BE  98             Damit Aufklärungen in virtuellen Räumen durch das 
BAZG in späteren Strafuntersuchungen durch die 
Staatsanwaltschaft nach den Bestimmungen der StPO 
weitergeführt und die bisherigen Ergebnisse des BAZG 
im Strafverfahren verwertet werden können, ist 
festzulegen, welcher StPO-Massnahme die «Auf-klärung 
in virtuellen Räumen» am ehesten entspricht. Eine 
Klärung dieser Frage fördert das gemeinsame 
Verständnis mit den anderen Strafverfolgungsbehörden 
des Bundes und der Kantone, was im Bereich der 
verdeckten Ermittlungen unabdingbar ist. Nur so ist eine 
lückenlose und hindernisfreie Zusammenarbeit für eine 
wirksame Strafverfolgung gewährleistet. Sollten unter 

Ergänzung des erläuternden Berichts zu 
Artikel 98 mit dem Hinweis, dass mit der 
«Aufklärung in virtuellen Räumen» 
Einsätze der «verdeckten Fahndung» 
(analog der Definition nach Art. 298a Abs. 
1 StPO) gemeint sind. Sie grenzen sich 
somit klar von den Einsätzen der 
«verdeckten Ermittlung» (analog der 
Definition nach Art. 285d StPO) ab. Zudem 
wird beantragt festzulegen, dass jede 
Aufklärung vom BAZG vorgängig 
angeordnet wird 
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Artikel 98 auch Einsätze der «verdeckten Ermittlung» 
gemeint sein, so müsste zwingend eine vorgängige 
richterliche Genehmigung im BAZG-VG vorgesehen 
werden. 

Kt. BE  99             Diese Bestimmung entspricht dem Artikel 298c Absatz 1 
StPO für die verdeckte Fahndung. Die Artikel 291 bis 294 
StPO regeln die Mindestanforderungen an die 
eingesetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BAZG 
sowie deren Führungspersonen. Diese Anforderungen 
sind auch bei Aufklärungseinsätzen nach Art. 98 bis 99 
BAZG-VG einzuhalten.   

Ergänzung von Artikel 99 mit folgendem 
neuen Absatz:  

«Für Stellung, Aufgaben und Pflichten der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BAZG 
sowie der Füh-rungspersonen gelten die 
Artikel 291-294 Strafprozessordnung 
sinngemäss.» 

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                
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Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 
 
 Antwort Bemerkung/Anregung 

Kt. BE  
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

Kt. BE  
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

Kt. BE              

Kt. BE              

Kt. BE              

Kt. BE              

Kt. BE              

Kt. BE              

Kt. BE              

Kt. BE              

Kt. BE              

Kt. BE              
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      
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Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      

Kt. BE                                      
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 
Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
Kt. BE                          

Kt. BE                          

Kt. BE                          

Kt. BE                          

Kt. BE                          

Kt. BE                          

Kt. BE                          

Kt. BE                          
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

Kt. BE        

Kt. BE        

Kt. BE        

Kt. BE        

Kt. BE        

Kt. BE        

Kt. BE        
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                
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Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                

Kt. BE                                
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    

Kt. BE                    
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 
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Reoierunosrat. Rathausstrasse 2. 4410 Liestal

Eidgenössisches Finanzdepartement (EFD)

Per E-Mailan:
rechtsetzunq @ezv.ad m i n. ch

Liestal, 15. Dezember 2020

Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die
Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt
für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vo|lzugsaufgabengesetz,BAZG-YG) sowie Totalrevi-
sion des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG), Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 1 1. September 2020 haben Sie uns eingeladen, im Rahmen einer Vernehmlas-
sung zum Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die
Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll
und Grenzsicherheit (BMG-Vollzugsaufgabengesetz, BMG-VG) sowie zur Totalrevision des Zoll.
gesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) eine Stellungnahme abzugeben.

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft begrüsst grundsätzlich das neue Gesetz über
den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren-
und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BMG-Vollzugsaufga-
bengesetz, BAZG-VG) sowie die Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabenge-
setz (ZoG). Die Stellungnahmen zu den einzelnen Gesetzesbestimmungen können Sie dem beige-
legten Antwortform ular entneh men.

n Dank für lhre Kenntnisnahme.

Ir ., k-, oiL^<rJ_
Dr. Anton Lauber
Regierungspräsident

Elisabeth Heer Dietrich

Landschreiberin



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Kanton Basel-Landschaft 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : BL 

Adresse : Rathausstrasse 2, 4410 Liestal 

Kontaktperson : Pascal Steinemann 

Telefon : 061 552 61 98 

E-Mail : pascal.steinemann@bl.ch 

Datum : 15. Dezember 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

BL 
Wir anerkennen den Bedarf der umfangreichen gesetzlichen Anpassungen an die neue Organisation der Zollverwaltung und die 
effizientere Ausgestaltung der Grenzprozesse durch verstärkte Digitalisierung und andere dienliche Anpassungen. Auch zur Aus-
gestaltung der Verfahren und Massnahmen im eigenen Zuständigkeitsbereich des Bundesamts für Zoll und Grenzsicherheit 
(BAZG) haben wir – mit ganz wenigen Ausnahmen gemäss nachfolgenden Ausführungen – keine Einwände. Was die in der Vor-
lage angeführte Sicherheitsfunktion der Zollbehörden und die Aufgabe der Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität 
anbetrifft, gilt es aber zu berücksichtigen, dass damit die Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen Zollverwaltung und den 
kantonalen Polizeibehörden, gemäss den verfassungsmässigen Aufgaben, immer schwieriger wird. Dies verlangt, dass die 
vorgelegten Gesetzesentwürfe gerade in dieser Hinsicht klar, eindeutig und einfach verständlich sind. Dies ist leider nicht überall 
im erforderlichen Masse gelungen. Wo von der Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität die Rede ist, wird zu wenig 
klar, dass damit im Grundsatz wohl die Kriminalität im eigenen Zuständigkeitsbereich des BAZG, d.h. in den abgaberechtlichen 
und denjenigen nichtabgaberechtlichen Erlassen gemeint ist, die den Zollbehörden ausdrücklich zur Kontrolle an der Grenze 
übertragen sind, wie etwa im Immaterialgüterbereich oder den weiteren im Anhang aufgeführten Gesetzen mit 
verwaltungsstrafrechtlichen Verfahren. Beim Lesen des BAZG-VG fehlt es an Klarheit, wenn die Zuständigkeiten des BAZG – 
nicht wie in Gesetzen sonst üblich – gleich zu Beginn in den ersten Artikeln abgehandelt, sondern erst im 10. Titel, in den Artikeln 
103 bis 105 aufgeführt werden. Das BAZG-VG wäre weit übersichtlicher und verständlicher, wenn diese 
Zuständigkeitsregelungen gleich am Anfang des Gesetzes, z.B. als neue Art. 3 bis 5 eingefügt würden und die nachfolgenden 
Artikel entsprechen verschoben würden.   
 
Die Abgrenzung der originären zoll- bzw. nichtabgabenrechtlichen Aufgaben sowie der Kontroll- und Sicherheitsaufgaben des 
BAZG einerseits von den Aufgaben der Strafverfolgung in anderen Bereichen und der polizeilichen Gefahrenabwehr und Präven-
tion andererseits ist zu ungenau und verletzt damit wohl auch die verfassungsmässige Aufgabenteilung im Bereich der 
polizeilichen Tätigkeiten zwischen Bund und Kantonen. Der Entwurf des BAZG-VG sollte entsprechend überarbeitet werden. 
Insbesondere im Bereich der Strafverfolgung könnten solche unklaren Abgrenzungen in der Praxis schliesslich zu Mängeln in der 
strafprozessualen Verfahrensführung führen. Selbstverständlich wehren wir uns nicht dagegen, dass die neuen Zollbehörden 
(zusammengeführt aus Zoll und Grenzwache) anlässlich von Kontrollen auch strafrechtlich relevante Vorgänge oder 
Gefährdungen der Sicherheit feststellen und entsprechende erste Massnahmen einleiten können. Dies dient natürlich insgesamt 
der Sicherheit und der Strafverfolgung im Lande. Es muss aber hinreichend klar und eindeutig abgegrenzt werden, welche 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Organisation wofür zuständig ist und wie an den Schnittstellen gesetzes- und zielkonform zusammengearbeitet wird. Das ist 
heute leider beim vorgelegten Entwurf nicht klar genug der Fall.  
 
Wir regen deshalb an, den vorgelegten Gesetzesentwurf diesbezüglich klarer zu formulieren. 
 

Zum Zollabgabengesetz (ZoG), zu den Verfahren im Zusammenhang mit dem Erheben von Abgaben und zur Aufteilung der Auf -
gaben des BAZG in zwei Gesetze haben wir dagegen keine Einwände oder Anregungen.  

BL Erläuternder Bericht Ziffer 1.1. (S. 3): Die «Gewährleistung der Sicherheit der Bevölkerung gegen Bedrohungen durch (…) 
Schwerstkriminalität» gehört nicht zu den Kernaufgaben der Zollverwaltung. Das ist Kernaufgabe der kantonalen Polizeien und 
des fedpol. Die Zollverwaltung ist sehr willkommen, im Rahmen ihrer wirklichen Kernaufgaben auch dabei mitzuwirken. Es muss 
aber klar sein, wo die Grenzen gezogen sind. 

BL Begriff "Grenzüberschreitende Kriminalität": Es muss klargestellt werden, was genau unter der «grenzüberschreitenden 
Kriminalität» verstanden wird, für welche das BAZG zuständig sein soll. Einbruchs-, Diebstahl-. Raub- oder 
Betäubungsmittelkriminalität sind oft auch grenzüberschreitend. Die Zuständigkeit zur Strafverfolgung liegt in diesen Fällen aber 
klarerweise nicht beim Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG). Das BAZG kann die kantonalen 
Strafverfolgungsbehörden dabei nur unterstützen.  

BL       

BL       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

BL 
69 1 d 

Die in diesem Artikel aufgeführten Behörden erhalten Zu-
griff auf die im Informationssystem des BAZG bearbeite-
ten Daten, soweit sie diese für ihre Aufgabenerfüllung 
benötigen. Richtigerweise sind unter Abs. 1 Bst. d die 
kan-tonalen Polizeibehörden aufgeführt. Allerdings wird 
dort einschränkend festgehalten, dass sie den Zugang zu 
die-sen Daten lediglich zum Zweck der Bekämpfung der 
Kri-minalität erhalten sollen. Die kantonalen 
Polizeibehörden sollten jedoch für die Erfüllung all ihrer 
Aufgaben, namentlich auch zur Gefahrenabwehr und zur 
Prävention vor Straftaten auf diese Daten zugreifen 
können.  

Die Zwecke der Gefahrenabwehr und der Prävention sind 
deshalb neben der Kriminalitätsbekämpfung auch in Bst. 
d aufzunehmen.   

      

BL 
90 3 und 

4 
      

Die Mitarbeitenden des BAZG sollen ermächtigt werden, 
bei konkretem Verdacht auf Verbrechen oder Vergehen 
zur Identitätsfeststellung auch DNA-Proben abnehmen 
und auswerten zu lassen. Diese könnten fünf Jahre im 
Informationssystem des fedpol gespeichert und damit mit 
Tatspuren verglichen werden. Eine solche Erweiterung 
der Möglichkeiten zur Aufnahme von DNA-Profilen in die 
DNA-Datenbank ist aus polizeilicher Sicht zwar durchaus 
begrüssenswert, sie muss aber zwingend auf die 
Revision der Regelungen zur Verwendung von DNA in 
Strafverfahren abgestimmt und koordiniert werden. 
Ansonsten könnten solche Daten und daraus abgeleitete 
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weitere Beweismittel allenfalls für Strafverfahren nicht 
verwertbar sein.  

Diese Massnahme sollte deshalb (erst) im Rahmen der 
Revision der entsprechenden Grundlagen der Strafpro-
zessordnung für die Strafverfahren aufeinander abge-
stimmt eingeführt werden.  

BL 
92             

In diesem Artikel sollte in einem neuen Absatz auch die 
Möglichkeit angeführt werden, eine Person aus dem Ge-
wahrsam heraus den Strafverfolgungsbehörden, insbe-
sondere der örtlich zuständigen Polizei zu übergeben, 
wenn im Laufe des Gewahrsams ein Verdacht auf eine 
strafbare Handlung entsteht zu deren Verfolgung die Poli-
zei und die Staatsanwaltschaft zuständig sind. Das kann 
insbesondere im Falle einer Flucht vor einer Kontrolle 
durch die Mitarbeitenden des BAZG vorkommen. 

Ferner müsste dieser Artikel auch ausgedehnt werden 
auf diejenigen Fälle, in denen die Kontrolle einer Person 
ergibt, dass eine Ausschreibung in den Fahndungssyste-
men besteht und die Person der ausschreibenden Behör-
de zugeführt werden müsste. Das BAZG braucht in sol-
chen Fällen eine Rechtsgrundlage, um Personen so 
lange zurückzuhalten, bis sie an die ausschreibende 
Behörde zugeführt werden können. Dies ist nicht nur bei 
Beschuldigten in Strafverfahren der Fall, bei denen 
allenfalls auf die Regeln der Strafprozessordnung 
abgestellt werden könnte, sondern auch beispielsweise 
bei aus Strafvollzug oder Massnahmen Entwichenen 
Personen, bei Vermissten, die einer Rückführung 
bedürfen. 

      

BL 
95             Diese Grundlage für Sicherstellungen ist im Entwurf be-

schränkt auf Gegenstände, die als Beweismittel ge-
braucht werden oder einzuziehen sind. Es fehlt damit al-
lerdings eine Möglichkeit, bei einer Kontrolle auch 
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Gegen-stände vorläufig sicherzustellen, wenn sie die 
Sicherheit gefährden oder für (künftige) Straftaten 
verwendet werden könnten, so wie das in den kantonalen 
Polizeigesetzen vorgesehen ist. Es ist dabei z.B. an 
Einbruchswerkzeug oder andere Tatmittel für künftige 
Straftaten zu denken, ohne dass ein Tatverdacht für ein 
Strafverfahren besteht. Auch könnte eine solche 
Erweiterung angewendet werden, wenn bei der Kontrolle 
ausländischer Fussballfans bei der Einreise an der 
Grenze in deren Gepäck gefährliche Gegenstände (z.B. 
Pyrotechnik) festgestellt werden, die für Gewalttaten 
eingesetzt werden könnten, aber nicht dem Waffengesetz 
unterstehen. Solche Gegenstände sollten für die Dauer 
der mutmasslichen Gefährdung ebenfalls durch die 
Mitarbeitenden des BAZG sichergestellt werden können. 
Ein Beizug der Polizei nur zwecks Sicherstellung wäre 
ineffizient.  

BL 
98 
und 
99 

            Wir haben grundsätzlich keine Einwände, dass das 
BAZG auch mit fiktiven Identitäten Aufklärung im 
virtuellen Raum und Scheinkäufe in ihrem 
Zuständigkeitsbereich tätigen kann. Es muss dabei aber 
unbedingt sichergestellt sein, dass die mit diesen 
verdeckten Massnahmen erhobenen Beweise auch in 
einem allfälligen Strafverfahren unter den Regeln der 
Strafprozessordnung verwendet werden können und 
nicht als unverwertbar eingestuft werden, weil eine 
Voraussetzung gemäss StPO nicht erfüllt ist. Es ist ja 
durchaus denkbar, dass bei solchen verdeckten 
Operationen auch Taten zu Tage treten, die nicht der 
originären Zuständigkeit des BAZG unterliegen und dann 
den ordentlichen Strafverfolgungsbehörden zu 
übergeben sind. Deshalb müssen sämtliche 
vorgesehenen Massnahmen im BAZG-VG mit den 
Massnahmen der StPO kongruent sein. Das bedeutet 
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insbesondere, dass geklärt werden muss, ob unter 
'Verwendung einer fiktiven Identität' auch die 
Verwendung einer durch Urkunden abgesicherten 
falschen Identität (Legende) analog Art. 285a StPO 
verstanden wird. Für eine solche verdeckte Ermittlung 
wäre eine richterliche Genehmigung vorzusehen, analog 
dem Zwangsmassnahmengericht in der StPO. Ohne 
Legendierung, also im Bereich der verdeck-ten 
Fahndung, wäre dies nicht erforderlich. Für die Stellung, 
Aufgaben und Pflichten der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des BAZG sowie deren Führungspersonen 
sollten bei Scheinkäufen auch die Artikel 291 – 294 StPO 
sinngemäss gelten (analog der Regelung der 'verdeckten 
Fahndung' in Art. 298c Abs. 2 StPO), da dies 
Mindestanforderungen sind. Diese Bemerkungen gelten 
ebenfalls für die neu geschaffenen gesetzlichen 
Grundlagen zum Abschluss von Scheingeschäften unter 
Verwendung einer 'fiktiven Identität' im Bundesgesetz 
über den Verkehr mit Tieren und Pflanzen geschützter 
Arten (Art. 13a), im Bundesgesetz betreffend die 
elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen (Art. 25c), 
im Fernmeldegesetz (Art. 33a) und im Bundesgesetz 
über Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände (Art. 
30a). 

BL 
                              

BL 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 
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BL 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

BL 
                        

BL 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

BL 
                              

BL 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

Rathaus, Marktplatz 9
CH-4001 Basel

Tel: +41 61 267 85 62
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E-Mail: staatskanzlei@bs.ch
www.regierungsrat.bs.ch

Eidgenössisches Finanzdepartement (EFD)

Per Email an:

rechtsetzung@ezv.admin.ch

Basel, 9. Dezember 2020

Regierungsratsbeschluss vom 8. Dezember 2020
Vernehmlassung zum Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abga-
benerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs
durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-
VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG); Stel-
lungnahme des Kantons Basel-Stadt

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 11 . September 2020 von Herr Bundesrat Ueli Maurer wurden dem Regie-
rungsrat des Kantons Basel-Stadt der Entwurf und erläuternde Bericht zum neuen Gesetz über
den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Wa-
ren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugs-
aufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgaben-
gesetz (ZoG) zur Vernehmlassung unterbreitet.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und teilen Ihnen mit, dass der Regie-
rungsrat des Kantons Basel-Stadt die Vorlage grundsätzlich begrüsst. Viele im Kanton Basel-
Stadt angesiedelte Unternehmen sind international tätig. Rund ein Fünftel aller Warenexporte der
Schweiz - mit einem Warenwert von insgesamt rund 63.8 Mrd. Franken - stammten 2019 aus
Basel-Stadt. Bei den Importen (rund 34.2 Mrd. Franken) entspricht der Anteil des Kantons über
10 Prozent. Entsprechend wichtig ist es, den im internationalen Handel tätigen Unternehmen effi-
ziente Zollprozesse zu bieten. Veränderungen sollen sich gemäss Entwurf in einer vereinfachten
Abwicklung der Grenzformalitäten und in der Erhebung der Inlandsteuern niederschlagen. Unter-
nehmen sollen Zollverfahren zudem teilweise eigenständig durchführen können. Ein Fokus liegt
damit in der grundsätzlichen Entlastung der Wirtschaft von administrativen Vorgängen, was aus-
drücklich begrüsst wird.

Aus besonderem Blickwinkel der kantonalen öffentlichen Statistik gilt allerdings anzumerken,
dass der Bedeutung, die den im System geführten Daten zum Zwecke der Statistik und der Ge-
winnung von Steuerungsinformation für den Kanton zukommt, im Entwurf noch zu wenig Rech-
nung getragen wird. Nicht zuletzt mit Bezug auf das vom Bundesrat verfolgte Once only-Prinzip
bei der Datenerhebung müssten diese Zwecke im Gesetz klarer dargestellt und das Recht der
Datennutzung durch die dem Statistiksystem Schweiz auf allen politischen Ebenen zugehörigen
Stellen verankert werden. Benötigte Informationen müssen aus den Daten generiert werden kön-
nen. Parallelerhebungen und Informationslücken sollen vermieden beziehungsweise geschlossen
werden. Den Kantonen muss über die Statistikstelle möglich sein, Datenexporte auf Einzeldaten-
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basis zu erhalten, einschliesslich Identifikatoren wie die AHVN13 oder die UID. Für den Kanton

Basel-Stadt - als dynamisches Wirtschaftszentrum mit stark exportorientierten Branchen und
einer hohen Konzentration an Logistikfirmen - sind aussagekräftige Daten zum Aussenhandel
ausgesprochen wichtig.

Zu Art. 67 Abs. 2 BAZG-VG
Es wird begrüsst, dass das Erstellen von Statistiken unverändert als Zweck des Informations-
systems der Zollverwaltung erwähnt ist. Wir gehen davon aus, dass nicht das System selbst die
Statistiken erstellt, sondern die Daten daraus exportiert werden. Mit dem Once only-Prinzip sind
Änderungen in der nationalen Datenbewirtschaftung absehbar. Daten können auch andernorts für
Statistiken zur Generierung von (Steuerungs-) Information benötigt werden.

Zu Art. 69 BAZG-VG
Im Entwurf fehlt eine Grundlage für die Weitergabe von Daten an die Statistikstellen des Statistik-
systems Schweiz, insbesondere an die kantonalen Statistikstellen. Wir können uns diesbezüglich
einen neuen lit. e) mit dem Wortlaut: «kantonale statistische Ämter für die Erstellung der öffent-
lichen Statistik» vorstellen. Die Regelung der Zugriffsrechte auf Daten des Informationssystems
für Dritte auf Verordnungsstufe erachten wir als angemessen. Für die Weiterführung einer aus-
sagekräftigen, unterjährigen und regionalisierten Aussenhandelsstatistik zur konjunkturellen
Beobachtung auf kantonaler Ebene müssen die dazu notwendigen, nicht aggregierten Daten
allerdings an die regionalen Statistikstellen bekannt gegeben werden können. Dies soll in den
entsprechenden Ausführungsbestimmungen zum vorliegenden Entwurf Eingang finden.

Das bisherige ZG kannte direkte Zugriffsrechte auf einzelne Informationssysteme der EZVfür das
Fedpol, das Staatssekretariat für Migration und die kantonalen Polizeibehörden. Diese direkt aus
dem bisherigen Zollrecht fliessenden Zugriffsrechte werden in das BAZG-VG überführt. Insbe-
sondere für die kantonale Polizeibehörde ist zentral, dass der Zugriff auf Informationssysteme der
EZV auch unter neuem Recht im Abrufverfahren möglich bleibt. In diesem Punkt können die Er-
läuterungen zu Art. 69 Abs. 1 und 3 BAZG-VG allenfalls missverstanden werden. Während die
Erläuterungen zu Abs. 1 dies so statuieren, wird in den Erläuterungen zu Abs. 3 festgehalten,
dass der Zugriff auf das Informationssystem nicht in Form eines Abfrageverfahrens erfolge. Zur
zielgerichteten Erfüllung ihrer Aufgaben ist die kantonale Polizeibehörde jedenfalls darauf ange-
wiesen, die erforderlichen Daten zeitnah erhältlich zu machen.

Zu Art. 70 BAZG-VG
Die Erarbeitung und Nutzung von standardisierten Schnittstellen für die Bekanntgabe von Daten
begrüssen wir.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Rückfragen steht Ihnen der
Zentrale Rechtsdienst, Justiz- und Sicherheitsdepartement Basel-Stadt, sekretariat.ZRDOJsd.bs.
ch, gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

&. A^\c
Elisabeth Ackermann
Präsidentin

% t4^tf^vn^
Barbara Schüpbach-Guggenbühl
Staatsschreiberin
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 Conseil d’Etat CE 

Staatsrat SR 

 

Rue des Chanoines 17, 1701 Fribourg 

 

T +41 26 305 10 40, F +41 26 305 10 48 

www.fr.ch/ce  

 

Fribourg, le 14 décembre 2020 

 

Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le 
contrôle de la circulation transfrontalière des marchandises et des personnes par 
l’Office fédéral de la douane et de la sécurité des frontières (Loi définissant les 
tâches d’exécution de l’OFDF, LE-OFDF) et révision totale de la loi fédérale sur 
l’assujettissement aux droits de douane et la détermination des droits de douane 
(Loi sur les droits de douane, LDD) 

Madame, Monsieur, 

Le 11 septembre 2020, vous nous avez consultés sur les objets cité en titre, et nous vous en 

remercions. Nous soutenons globalement ces deux projets. 

Les objectifs formulés, visant notamment l’uniformisation, la simplification et la numérisation 

complète des procédures et la création de bases appropriées pour l’analyse des risques et le contrôle, 

nous semblent pertinents. Au vu de l’évolution technologique et de la croissance importante des 

flux transfrontaliers des marchandises au cours des dernières années, une adaptation des bases 

légales s’impose depuis longtemps. Dans le contexte de l’essor du commerce en ligne, il est en effet 

indispensable de mettre en place de nouveaux instruments plus efficaces et performants de contrôle 

de conformité et de perception des redevances. 

De façon analogue, une modernisation et une simplification des procédures douanières constitue un 

aspect essentiel des mesures politiques visant à renforcer la place économique suisse. Comme il a 

été maintes fois souligné, l’établissement des déclarations de douane, le dédouanement et le 

paiement représentent une charge administrative très importante, notamment pour les PME. Un 

allègement des procédures s’appliquant au commerce transfrontalier est susceptible d’augmenter la 

compétitivité des entreprises. Dans le contexte actuel, marqué par une hausse persistante du franc 

suisse et des perspectives conjoncturelles très incertaines à la suite de la pandémie du Covid-19, de 

telles mesures revêtent une urgence particulière. 

  

Conseil d’Etat 

Rue des Chanoines 17, 1701 Fribourg 

PAR COURRIEL 

Département fédéral des finances  

Secrétariat général DFF 

Bundesgasse 3 

3003 Berne 

 

 

Courriel : rechtsetzung@ezv.admin.ch 
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En complément à cette appréciation globale, nous vous faisons part de nos commentaires 

concernant quelques aspects spécifiques du projet mis en consultation : 

 Perception de la redevance : Le projet LE-OFDE prévoit l’introduction du principe de la 

proportionnalité afin de percevoir de petits montants automatiquement. Même si une telle 

solution est appropriée du point de vue technique, il est regrettable que le Conseil fédéral n’ait 

pas approfondi, dans le cadre de la révision proposée, la question de la suppression des droits de 

douane sur les produits industriels, actuellement examinée par les Chambres fédérales. Dans sa 

détermination du 12 mars 2019, le Conseil d’Etat du canton de Fribourg a salué cette 

proposition et les allègements administratifs qui y sont liés. Sous l’angle de la compétitivité des 

entreprises suisses, les arguments plaidant en faveur de la suppression des droits de douane, 

notamment la baisse des coûts de production et l’augmentation des marges, restent selon nous 

valables, d’autant plus que l’industrie d’exportation est particulièrement affectée par la crise 

économique actuelle. 

 Conditions de concurrence équitables : Au cours des dernières années, l’essor du commerce en 

ligne transfrontalier, avec notamment une hausse importante des envois depuis l’Asie, accroît la 

concurrence pour de nombreuses entreprises suisses. Même si certaines mesures ont été prises 

afin de garantir des conditions de concurrence équitables, en particulier à travers l’extension de 

l’assujettissement des plateformes de vente en ligne à la TVA, des problèmes persistent. 

Comme l’a relevé le Conseil fédéral dans son rapport en réponse au postulat 17.4228, des 

irrégularités sont fréquemment constatées lors de contrôles de petits envois commandés en 

ligne. Face à cette situation portant préjudice aux entreprises suisses, il est indispensable de 

renforcer des moyens de contrôle de l’AFD. Dans cette perspective, nous saluons l’introduction 

de bases légales permettant les achats fictifs et les vérifications dans les espaces virtuels. Ces 

instruments sont essentiels pour lutter contre les fraudes et garantir des conditions de 

concurrence équitables. 

 Allègements administratifs pour les PME : La simplification et l’autonomisation des procédures 

constituent à nos yeux l’une des principales plus-values de la révision, en raison des allègements 

administratifs qu’elles permettent. Par rapport à ce point, il est toutefois nécessaire de prévoir 

une offre de conseil et d’accompagnement afin de permettre aux entreprises de mettre en place 

les nouveaux dispositifs informatiques. Une telle offre est particulièrement importante pour les 

PME, dont les ressources humaines et techniques sont limitées. 

 Statistiques du commerce extérieur : Les statistiques du commerce extérieur constituent un 

élément indispensable pour élaborer des stratégies économiques et fonder des mesures de 

politique économique. Même si le projet LE-OFDF n’est pas directement lié aux statistiques 

douanières, nous saisissons l’occasion pour rappeler l’importance que revêtent ces données pour 

les cantons. A l’heure actuelle, certaines données du commerce extérieur, notamment la 

ventilation par pays, ne sont disponibles qu’avec un retard important, après la fin de l’année. Par 

ailleurs, contrairement à d’autres domaines de la statistique publique, les données individuelles 

concernant le commerce extérieur ne sont pas transmises aux cantons. Dans le cadre de la mise 

en place des nouveaux systèmes d’information de l’AFD, une disponibilité accrue des 

statistiques du commerce extérieur est souhaitable afin de compléter les bases statistiques sur 

lesquelles les analyses et scénarios économiques des cantons prennent appui. 
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En espérant que vous pourrez tenir compte de ces remarques, et en vous remerciant encore une fois 

de nous avoir consultés, nous vous prions d’agréer, Madame, Monsieur, nos salutations les 

meilleures. 

 

 

 

 

 

Au nom du Conseil d’Etat : 

Anne-Claude Demierre, Présidente 

 

 

 

 

Danielle Gagnaux-Morel, Chancelière d’Etat 

 

 

 

 

L’original de ce document est établi en version électronique 

 













































































kanton Slarus ffi
Telefon 055 646 60 11112115
E-Mail : staatskanzlei@gl.ch
www.gl.ch

Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus

per E-Mail
rechtsetzung@ezv. adm in. ch

Glarus, 1. Dezember 2020
Unsere Ref: 2020-1725

Vernehmlassung i. S. Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Ab-
gabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personen-
verkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vo|lzugsaufgaben-
gesetz, BAZG-VG)

Hochgeachteter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgenössische Finanzdepartement gab uns in eingangs genannter Angelegenheit die
Möglichkeit z..ur Stellungnahme. Dafür danken wir und teilen lhnen mit, dass wir die vorge-
schlagenen Anderungen unterstützten. Die Vereinfachung und Vereinheitlichung der Pio-
zesse im Grenzverkehr von Waren und Personen sowie deren Digitalisierung ist im lnteresse
der Wirtschaft und der Bevölkerung.

Genehmigen Sie, hochgeachtöter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Freundliche Grüsse

Für den Regierungsrat

ndammann
Hansjörg Dürst
Ratsschreiber

E-Mail an (PDF- und Word-Version):
- rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung 

und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs 

durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgaben-

gesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zoll-

abgabengesetz (ZoG) 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 11. September 2020 erhalten die Kantone Gelegenheit, sich zu 

erwähntem Geschäft zu äussern. Dafür danken wir Ihnen bestens. 

 

Die uns zugesandte Dokumentation haben wir geprüft. Die Regierung hat die Vor-

lage zur Kenntnis genommen. Der Kanton Graubünden ist als Grenzkanton von eini-

gen Änderungen wesentlich betroffen, wobei in der Vorlage bezüglich Sicherheit 

wichtige Punkte zur künftigen, konkreten Umsetzung offenbleiben. Insbesondere sind 

die Konsequenzen für die Sicherheit in den peripheren Gebieten unseres Kantons 

aufgrund des neu zu definierenden Grenzraums, der neu abzuschliessenden Kan-

tonsvereinbarungen und der unklaren Absicht der zukünftigen sicherheitspolizeili-

chen Leistungen des BAZG nur schwer einzuschätzen.  

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Festlegung Grenzraum und Kontrollen 

Wir nehmen zur Kenntnis, dass der Grenzraum neu vom Eidgenössischen Finanzde-

partement (EFD) nach Anhörung der Kantone einseitig festgelegt werden soll anstatt 

wie bisher im Einvernehmen mit diesen (Art. 6 E-BAZG-VG). Der Grund für diesen 

Wechsel ist den Erläuterungen nicht zu entnehmen und ist aufgrund der in diesem 

Bereich bisher sehr guten, partnerschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Bund und 

Kanton entsprechend nicht nachvollziehbar. Wir lehnen die neue Lösung daher ab. 

Wir bezweifeln, dass diese zielführend ist und einen Mehrwert bringt. In den Erläute-

rungen finden sich zudem keine Ausführungen dazu, wie das EFD den Grenzraum 

künftig im Vergleich zu heute definieren wird.  

 

Das BAZG führt Kontrollen an der Zollgrenze und im Grenzraum durch (Art. 77 E-

BAZG-VG). In der früheren Bestimmung waren Kontrollen an der Grenze festge-

schrieben, neu sollen diese scheinbar nur noch in den Kontrollgebieten stattfinden 

(vgl. S. 117 der Erläuterungen). Trifft diese Einschätzung nicht zu, wäre dies in den 

Erläuterungen klarzustellen. Trifft sie zu, halten wir folgendes fest. Zwar kann die 

Festlegung nur auf das Kontrollgebiet für einen modernen und flexiblen Einsatz der 

Mittel des BAZG sinnvoll sein. Das darf jedoch nicht dazu führen, dass in peripheren 

Gebieten – wie etwa den Südtälern Graubündens – künftig kein Personal des BAZG 

stationiert und an den Grenzübergängen präsent sein wird. Es darf weiter auch nicht 

dazu führen, dass das BAZG sich von der Grenze in den für den Warenverkehr weni-

ger interessanten peripheren Gebieten zurückzieht und die Kontrolltätigkeit nur noch 

im rückwärtigen (Grenz-)Raum, etwa auf den Pässen stattfindet. Das würde ein sehr 

negatives Signal für das Sicherheitsempfinden der Bevölkerung in grenznahen Ge-

bieten zur Folge haben. 

 

Kantonsvereinbarungen 

Die Vorlage sieht bei den Kantonsvereinbarungen verschiedene Neuerungen vor. So 

sollen die Kantonsvereinbarungen gemäss dem Aufzählungskatalog standardisiert 

werden (Art. 105 E-BAZG-VG). Neu wird der Ersatz der Kosten für die Übernahme 

von Aufgaben der Kantone in der jeweiligen Kantonsvereinbarung geregelt, während 

bis anhin eine Entschädigung nicht vorgesehen war (Art. 105 Abs. 2 Bst. c BAZG-

VG). Für die Kantonsvereinbarungen ist weiter neu, dass das BAZG die Kontrolle im 

Rahmen der nichtabgaberechtlichen Vollzugsaufgaben risikobasiert gewichten kann 
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(Art. 106 E-BAZG-VG). Neu ist ebenfalls der Katalog der Massnahmen und Leistun-

gen für die Erfüllung dieser Vollzugsaufgaben (Art. 107 E-BAZG-VG). Aus den Erläu-

terungen erschliesst sich nicht, welche Auswirkungen die Eingrenzung der Massnah-

men und Leistungen haben wird. Insbesondere ist nicht nachvollziehbar, was dies für 

die künftig auszuhandelnden Kantonsvereinbarungen bedeutet – etwa gänzlicher 

Wegfall von Leistungen oder Entschädigung – und welche sicherheitspolizeilichen 

Konsequenzen damit verbunden sind. Dabei stellen sich im Kanton Graubünden 

etwa unter anderem Fragen im Zusammenhang mit dem Flugplatz Samedan und den 

dort heute an das Grenzwachtkorps delegierten Aufgaben. 

  

Kantonsvereinbarungen sind gemäss der Vorlage innert der Übergangsfrist von zwei 

Jahren anzupassen, sonst fallen sie dahin (Art. 25 Abs. 2 E-ZoG). Wir sind der An-

sicht, dass die Anpassungen nur punktuell und nur wo notwendig erfolgen sollen. Als 

Folge einer nicht fristgemässen Anpassung ist maximal eine Sistierung vorzusehen. 

Dieses Entgegenkommen hat die EZV anlässlich der Sitzung der Plattform KKJPD-

EZV vom 3. Dezember 2020 zugesichert, damit der status quo erhalten und die gute 

Zusammenarbeit zwischen den Kantonspolizeikorps und der EZV weiterhin Bestand 

hat. 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident:  Der Kanzleidirektor: 

  

       Dr. Chr. Rathgeb Daniel Spadin 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Kanton Graubünden, vertreten durch die Regierung 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : GR 

Adresse : Standeskanzlei, Reichsgasse 35, 7001 Chur 

Kontaktperson : Dr. iur. Regula Hunger, Departementssekretärin Justiz und Sicherheit 

Telefon : 081 257 25 11  

E-Mail : regula.hunger@djsg.gr.ch 

Datum : 15.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

GR Die uns zugesandte Dokumentation haben wir geprüft. Die Regierung hat die Vorlage zur Kenntnis genommen. Der Kanton 
Graubünden ist als Grenzkanton von einigen Änderungen wesentlich betroffen, wobei in der Vorlage bezüglich Sicherheit wichtige 
Punkte zur künftigen, konkreten Umsetzung offenbleiben. Insbesondere sind die Konsequenzen für die Sicherheit in den 
peripheren Gebieten unseres Kantons aufgrund des neu zu definierenden Grenzraums, der neu abzuschliessenden 
Kantonsvereinbarungen und der unklaren Absicht der zukünftigen sicherheitspolizeilichen Leistungen des BAZG nur schwer 
einzuschätzen. 

GR       

GR       

GR       

GR       

GR       

GR       

GR       

GR       

GR       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

GR 
6             Wir nehmen zur Kenntnis, dass der Grenzraum neu vom 

Eidgenössischen Finanzdepartement (EFD) nach 
Anhörung der Kantone einseitig festgelegt werden soll 
anstatt wie bisher im Einvernehmen mit diesen (Art. 6 E-
BAZG-VG). Der Grund für diesen Wechsel ist den 
Erläuterungen nicht zu entnehmen und ist aufgrund der in 
diesem Bereich bisher sehr guten, partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit zwischen Bund und Kanton 
entsprechend nicht nachvollziehbar. Wir lehnen die neue 
Lösung daher ab. Wir bezweifeln, dass diese zielführend 
ist und einen Mehrwert bringt. In den Erläuterungen 
finden sich zudem keine Ausführungen dazu, wie das 
EFD den Grenzraum künftig im Vergleich zu heute 
definieren wird.  

      

GR 
77             Das BAZG führt Kontrollen an der Zollgrenze und im 

Grenzraum durch (Art. 77 E-BAZG-VG). In der früheren 
Bestimmung waren Kontrollen an der Grenze festge-
schrieben, neu sollen diese scheinbar nur noch in den 
Kontrollgebieten stattfinden (vgl. S. 117 der 
Erläuterungen). Trifft diese Einschätzung nicht zu, wäre 
dies in den Erläuterungen klarzustellen. Trifft sie zu, hal-
ten wir folgendes fest. Zwar kann die Festlegung nur auf 
das Kontrollgebiet für einen modernen und flexiblen 
Einsatz der Mittel des BAZG sinnvoll sein. Das darf 
jedoch nicht dazu führen, dass in peripheren Gebieten – 
wie etwa den Südtälern Graubündens – künftig kein 
Personal des BAZG stationiert und an den 
Grenzübergängen präsent sein wird. Es darf weiter auch 
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nicht dazu führen, dass das BAZG sich von der Grenze in 
den für den Warenverkehr weniger interessanten 
peripheren Gebieten zurückzieht und die Kontrolltätigkeit 
nur noch im rückwärtigen (Grenz-)Raum, etwa auf den 
Pässen stattfindet. Das würde ein sehr negatives Signal 
für das Sicherheitsempfinden der Bevölkerung in 
grenznahen Gebieten zur Folge haben. 

GR 
105-
107 

            Die Vorlage sieht bei den Kantonsvereinbarungen 
verschiedene Neuerungen vor. So sollen die 
Kantonsvereinbarungen gemäss dem 
Aufzählungskatalog standardisiert werden (Art. 105 E-
BAZG-VG). Neu wird der Ersatz der Kosten für die Über-
nahme von Aufgaben der Kantone in der jeweiligen 
Kantonsvereinbarung geregelt, während bis anhin eine 
Entschädigung nicht vorgesehen war (Art. 105 Abs. 2 
Bst. c BAZG-VG). Für die Kantonsvereinbarungen ist 
weiter neu, dass das BAZG die Kontrolle im Rahmen der 
nichtabgaberechtlichen Vollzugsaufgaben risikobasiert 
gewichten kann (Art. 106 E-BAZG-VG). Neu ist ebenfalls 
der Katalog der Massnahmen und Leistungen für die 
Erfüllung dieser Vollzugsaufgaben (Art. 107 E-BAZG-
VG). Aus den Erläuterungen erschliesst sich nicht, 
welche Auswirkungen die Eingrenzung der Massnahmen 
und Leistungen haben wird. Insbesondere ist nicht 
nachvollziehbar, was dies für die künftig 
auszuhandelnden Kantonsvereinbarungen bedeutet – 
etwa gänzlicher Wegfall von Leistungen oder 
Entschädigung – und welche sicherheitspolizeilichen 
Konsequenzen damit verbunden sind. Dabei stellen sich 
im Kanton Graubünden etwa unter anderem Fragen im 
Zusammenhang mit dem Flugplatz Samedan und den 
dort heute an das Grenzwachtkorps delegierten 
Aufgaben. 
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GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

GR 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

GR 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

GR             

GR             

GR             

GR             

GR             

GR             

GR             

GR             

GR             

GR             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
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GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

GR 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

GR 
                        

GR 
                        

GR 
                        

GR 
                        

GR 
                        

GR 
                        

GR 
                        

GR 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

 
  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

14/19 

 
 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

GR Kantonsvereinbarungen sind gemäss der Vorlage innert der Übergangsfrist von zwei Jahren anzupassen, sonst fallen sie 
dahin (Art. 25 Abs. 2 E-ZoG). Wir sind der Ansicht, dass die Anpassungen nur punktuell und nur wo notwendig erfolgen sollen. 
Als Folge einer nicht fristgemässen Anpassung ist maximal eine Sistierung vorzusehen. Dieses Entgegenkommen hat die EZV 
anlässlich der Sitzung der Plattform KKJPD-EZV vom 3. Dezember 2020 zugesichert, damit der Status quo erhalten und damit 
die gute Zusammenarbeit zwischen den Kantonspolizeikorps und der EZV weiterhin Bestand hat. 

GR       

GR       

GR       

GR       

GR       

GR       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              

GR 
                              



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

16/19 

 
 

GR 
                              

GR 
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GR 
                              

GR 
                              

GR 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

GR 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



KANTONI

LUZERN

Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement
Bahnhofstrasse 15

Postfach 3768

6002 Luzern

Telefon 041 228 51 55

buwd@Iu.ch
www. Iu.ch

per E-Mail

rechtsetzung@ezv.admin.ch

Luzern, 9. Dezember 2020

Protokoll-Nr.: 1398

Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgaben-

erhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und

Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit

(BAZG-Vollzugsaufgabengesetz) sowie Totalrevision des Zollgesetzes

zum neuen Zollabgabegesetz; Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 11. September 2020 lädt das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD)
die Kantone ein, zum Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgaben-
erhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch

das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz) sowie zu einer

Totalrevision des Zollgesetzes zum neuen Zollabgabegesetz Stellung zu nehmen.

Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich Ihnen mit, dass für den Kanton Luzern

die Abschnitte 3 (Informationssystem) und 4 (Interoperabilität) des BAZG- Vollzugsaufgaben-
gesetzes aus Sicht der kantonalen öffentlichen Statistik von zentraler Bedeutung sind, da ein

Zugriff auf ausgewählte, nicht aggregierte Daten im Informationssystem der Zollverwaltung
die Grundlage zur Berechnung wichtiger regionaler Konjunkturkennzahlen bildet. Die detail-

lierten Ausführungen dazu und weitere Kommentare wollen Sie bitte dem beiliegenden Ant-

wortformular entnehmen.

Besten Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Fabian Peter

Regierungsrat

Beilage: Antwortformular

2101.1437 / VM-BUWD-Vollzugsaufgabengesetz BAZG und Zollgesetz



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
 

 

Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreiten-

den Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Voll-
zugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Kanton Luzern 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Kt. LU 

Adresse : Bahnhofstrasse 15, 6002 Luzern 

Kontaktperson : lic. iur. Dagmar Jans 

Telefon : 041 228 57 61 

E-Mail : dagmar.jans@lu.ch 

Datum : 16. November 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Übersicht 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  zum erläuternden Bericht ......................................................... 3 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen ...................................... 3 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 .............................................................. 4 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge ....................................................................................................................................... 5 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht ................................................ 5 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen ........................... 5 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge ............................................................................................................................. 5 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht ............................................................................. 6 

Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung und zu deren Erläuterungen .......................................... 6 

Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge ........................................................................................................................................................... 6 

Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen ...................................................................................... Fehler! Textmarke nicht definiert. 
 
 
 
Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

Kt. LU Zur Vorlage als Ganzes haben wir keine Bemerkungen. Aus Sicht der kantonalen öffentlichen Statistik sind jedoch die Abschnitte 
3 (Informationssystem) und 4 (Interoperabilität) von zentraler Bedeutung, da ein Zugriff auf ausgewählte, nicht aggregierte Daten 
im Informationssystem der Zollverwaltung die Grundlage zur Berechnung wichtiger regionalisierter Konjunkturkennzahlen bildet. 

 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Kt. LU 
67 2 k Wir begrüssen sehr, dass das Erstellen von Statistiken 

(weiterhin) explizit als Zweck des Informationssystems 
der Zollverwaltung erwähnt ist 

--- 

Kt. LU 
69 3       Die Regelung der Zugriffsrechte auf die Daten des 

Informationssystems für Dritte auf Verordnungsstufe 
erachten wir als angemessen. 

Für die Weiterführung einer aussagekräftigen, 
unterjährigen und regionalisierten Aussenhandelsstatistik 
zur konjunkturellen Beobachtung auf kantonaler Ebene 
müssen die dazu notwendigen, nicht aggregierten Daten 
an die regionalen Statistikstellen bekannt gegeben 
werden können.Wir erwarten deshalb, dass dies in der 
entsprechenden Verordnung berücksichtigt wird und die 

      

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Kantone zu deren Anhörung wiederum eingeladen 
werden. 

Kt. LU 
70             Die Erarbeitung und Nutzung von standardisierten 

Schnittstellen für die Bekanntgabe von Daten ist sehr zu 
begrüssen. 

      

 

 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

Kt. LU 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

Kt. LU 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Kt. LU 
- - - 

 

 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

Kt. LU - - 

 
 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

Kt. LU 
- - - - - - 

 

 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Kt. LU 
- - - - 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

Kt. LU - 

 
 

Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Kt. LU 
- - - - - 

 

 

Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Kt. LU 
- - - 

 







KANTON Dorfplatz 2, Postfach | 246, 637 I Stans

NIDWALDEN Telefon 041 6 I 8 79 02, www.nw.ch

CH-6371 Stans, Dorfplatz2, Posllach 1246, STK

PER E-MAIL
Eidgenössisches Finanzdepartement EFD

Bundesrat
Ueli Maurer
Bundesgasse 3

3003 Bern

Telefon 041 61879 02

staatskanzlei@nw.ch

Stans, 24. November 2020

Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenz-

überschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und

Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des

Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG). Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 11. September 2020laden Sie die Kantonsregierungen zu einer Stellung-

nahme zum Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des

grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und

Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollge-

setzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) ein. Wir danken für die Gelegenheit dazu

und lassen uns wie folgt vernehmen.

Die administrativen Entlastungen derWirtschaftfördern die unternehmerische Freiheit und die

lnvestitionskraft der Unternehmen und werden vom Regierungsrat unterstützt und begrüsst.

Als Voraussetzung für lnnovation und langfristiges Produktivitätswachstum stellen tiefe Regu-

lierungskosten einen wesentlichen Bestandteil der Standortattraktivität der Schweiz dar. Die

Modernisierung des BAZG fördert digitale Geschäftsmodelle bei Unternehmen und eine

schnellere Zollabfertigung führt zu tieferen Kosten. So können die Unternehmen künftig effizi-

enter und günstiger Handel betreiben und dies hat einen positiven Effekt auf die Wettbewerbs-

fähigkeit der Unternehmen.

Skeptisch sehen wir jedoch, weshalb Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BAZG mit polizeili-

chen Befugnissen ausgestattet werden sollen. Dies ist für den Regierungsrat des Kantons

Nidwalden nicht nachvollziehbar. Eine entsprechende Kompetenzerweiterung wird von unse-

rer Seite primär kritisch beurteilt. lnsbesondere sind Abgrenzungs- und Zuständigkeitsprob-

leme einerseits für die von einem Eingriff betroffenen Personen aber auch für andere Behör-

den (Polizeistellen) absehbar.

Ziel soll es sein, die kantonalen Polizeistellen mit genügend Ressourcen auszustatten und

nicht via Delegation an das BAZG kantonale Polizei-Ressourcen einzusparen. Aus diesem

Grund wird insbesondere Art. 105 BAZG-VG kritisch gesehen. Die Schaffung einer Bundes-

polizei mit den gleichen Aufgaben wie eine Kantonspolizei lehnt der Regierungsrat grundsätz-

LANDAMMANN UND

REGIERUNGSRAT

1t22020.NWSTK.178



Stans, 24. November 2020

lich ab. Zusätzlich stossend ist die Tatsache, dass mit der Vorlage die Eidgenössische Zoll-

verwaltung (EZV) weitergehende Kompetenzen erhält als die ordentliche Strafverfolgungsbe-

hörde.

Aufgrund unserer Anmerkungen lehnt der Regierungsrat des Kantons Nidwalden den Entwurf

für ein neues Gesetz über den allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des
grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehr durch das Bundesamt für Zoll und

Grenzsicherheit (BAZG- Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie die Totalrevision des Zoll-

gesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) in der vorliegenden Form ab.

Für die ausführliche Stellungnahme zu den einzelnen Artikeln verweisen wir auf das Antwort-

formular.

Freundliche Grüsse

NAMENS DES REGIERUNGS
v

,(r,W![,,,
Landschreiber

oth I
;
kJ

;
v

Landamman

Geht an:

- rechtsetzung@ezv.admin.ch

NI

212



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Regierungsrat Kanton NW 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : NW 

Adresse : Dorfplatz 2 

Kontaktperson : Landschreiber Armin Eberli 

Telefon : 041 618 79 00 

E-Mail : staatskanzlei@nw.ch 

Datum : 24. November 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Übersicht 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen ...................................................................................... Fehler! Textmarke nicht definiert. 
 
 
 
Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

NW Wir stehen der Totalrevision des heutigen Zollgesetzes (ZG) in der vorliegenden Form ablehnend gegenüber. Es ist nicht 
ersichtlich, weshalb Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BAZG mit polizeilichen Befugnissen ausgestattet werden sollen. Eine 
entsprechende Kompetenzerweiterung wird vorliegend primär kritisch beurteilt. Insbesondere sind Abgrenzungs- und 
Zuständigkeitsprobleme einerseits für die von einem Eingriff betroffenen Personen aber auch für andere Behörden (Polizeistellen) 
absehbar. Ziel sollte es sein, die kantonalen Polizeistellen mit genügend Ressourcen auszustatten und nicht via Delegation an 
das BAZG kantonale Polizei-Ressourcen einzusparen. Aus diesem Grund wird insbesondere Art. 105 BAZG-VG kritisch gesehen. 
Wir lehnen die Schaffung einer weiteren Bundespolizei mit den gleichen Aufgaben wie die Kantonspolizeien ab. Zusätzlich 
stossend ist die Tatsache, dass diese Behörde weitergehende Kompetenzen als die ordentlichen Strafverfolgungsbehörden 
haben soll. 

NW Insgesamt erweckt das vorliegende Gesetz den Eindruck, dass das BAZG eine Art "Parallele-Strafverfolgungs- und 
Polizeibehörde" aufbauen resp. seine bisherigen Kompetenzen gemäss ZG entsprechend ausweiten will (siehe dazu 
exemplarisch die Ausführungen zu Art. 90 BAZG-VG, Seite 91 f. im erläuternden Bericht) in welchem neben der (kantonalen) 
Staatsanwaltschaft, die bei der StPO für die Anordnung der DNA-Profilerstellung zuständig ist, nun plötzlich auch noch MA des 
BAZG - "in der Regel" sind es Juristen (dies bedeutet konkret, dass dem nicht immer so ist!) entsprechende Anordnungen treffen 
können. Dadurch besteht die Gefahr von unterschiedlichen Vorgehens- und Handhabungsweisen, was problematisch ist, 
insbesondere für die von der Massnahme betroffenen Personen. Aber auch für das Verfahren selber ist dies möglicherweise 
problematisch, da in der Regel für die Weiterungen die kantonale Zuständigkeit gegeben ist und demzufolge ein (kantonales) 
Strafverfahren eingeleitet wird, mit den entsprechenden Regeln und Vorgehensweisen (definiert in Weisungen). Aus unserer Sicht 
ist eine solche Zweiteilung wo immer möglich zu vermeiden. Wenn die Voraussetzungen nach Art. 90 Abs. 2 lit. b BAZG-VG 
erfüllt sind (Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr), dann handelt es sich primär um Delikte, die in die Zuständigkeit der 
kantonalen Strafverfolgungsbehörden (allenfalls auch in diejenige der Bundesanwaltschaft) fallen, weshalb das BAZG nicht über 
die entsprechenden Kompetenzen zur Erfassung von biometrischen erkennungsdienstlicher Daten verfügen soll. Exemplarisch 
zeigt das im erläuternden Bericht aufgeführte Beispiel betreffend der kontrollierten Person ohne Aufenthaltsbewilligung, welche 
professionelles Einbruchswerkzeug mit sich führt und Abklärungen ergeben, dass die Person bereits im Nachbarstaat wegen 
Einbruchsdiebstahls verzeichnet ist, auf, dass die Voraussetzungen gemäss Art. 90 Abs. 2 lit. b BAZG-VG eben gerade nicht 
erfüllt sind, da die möglicherweise in Frage kommenden Straftatbestände (Diebstahl, Hausfriedensbruch, Sachbeschädigung, 
etc.) keine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr vorsehen. Sollten tatsächlich Straftatbestände zur Diskussion stehen, bei 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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denen eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr drohen, dann wird kaum das BAZG für die Weiterbearbeitung zuständig 
sein, sondern die kantonalen Behörden (oder die Bundesanwaltschaft). Aus diesem Grund macht es keinen Sinn, eine Behörde 
mit Kompetenzen auszustatten, welche sie grundsätzlich nicht benötigen, sondern es macht mehr Sinn, bei entsprechenden 
Verdachtslagen unverzüglich die Stelle / Behörde beizuziehen / einzubeziehen, die auch für die Weiterbearbeitung inkl. 
Anordnung von Zwangsmassnahmen zuständig ist. Alles andere führt zu einer unklaren Kompetenzverteilung, was zwingend 
unterbleiben muss.  

NW Insgesamt wird der aus unserer Sicht für den Betroffenen entscheidenden Unterschied zwischen Verwaltungsverfahren gemäss 
VwVG und Verwaltungsstrafverfahren gemäss VStrR zu wenig Rechnung getragen. Gemäss VwVG haben die betroffenen 
Personen eine Mitwirkungspflicht (Art. 13 VwVG sowie Art. 55 BAZG-VG) im Gegensatz zum VStrR resp. StPO, wo keine 
entsprechende Mitwirkungspflicht zumindest für die beschuldigte Person vorgesehen ist. Es ist ein Grundpfeiler eines 
Rechtsstaates, dass man sich nicht selber belasten muss. Die Abgrenzung der beiden Bereiche - einerseits die Pflichten zur 
Mitwirkung und andererseits die entsprechenden Rechte - sind im vorliegenden Gesetz unübersichtlich und sehr verwirrend 
gestaltet. So wird unter dem Titel 6 "Verfahrensrecht und Rechtsschutz" unter Art. 47 BAZG-VG auf das VwVG verwiesen, 
welches wiederum unter Art. 3 lit c VwVG seine Unanwendbarkeit gegenüber erstinstanzlichen Verwaltungsstrafverfahren und 
dem gerichtspolizeilichen Ermittlungsverfahren erklärt. In diesen Fällen kommt das VStrR oder die StPO (je nach Zuständigkeit) 
zur Anwendung (siehe dazu auch Art. 130 BAZG-VG). Indem das BAZG-VG im Titel 9 bei den "Befugnisse und das Personal des 
BAZG" Zwangsmassnahmen aufführt, welche aus unserer Sicht erst bei der Einleitung eines entsprechenden Straf- resp. 
Ermittlungsverfahrens nach StPO bzw. VStrR zulässig sind (wie etwa eine Durchsuchung von Grundstücken und darauf 
befindlichen Bauten, welche in Art. 94 Abs. 2 BAZG-VG denn auch auf Art. 48 VStrR verweist, welcher sich im Unterabschnitt 
"Untersuchung" aufgeführt ist und somit ein entsprechendes Verwaltungsstrafverfahren impliziert), findet eine verwirrende und 
rechtlich grundsätzlich fragwürdige Vermischung zwischen Verwaltungsverfahren und Verwaltungsstrafverfahren statt. Diese ist 
unserer Meinung nach unbedingt zu klären und eine entsprechende Trennung (aufgrund unterschiedlicher Rechte und Pflichten 
der Beteiligten) vorzunehmen. D.h. es ist klar zu definieren über welche Kompetenzen das BAZG resp. ihre MA im Rahmen eines 
Verwaltungsverfahrens nach VwVG verfügen und welche Komptenzen sie im Rahmen des Verwaltungsstrafverfahrens (VStrR) 
haben. Konsequenterweise sind dann auch die entsprechenden Ausbildungen (Voraussetzungen) der Mitarbeitenden zu 
definieren und vorzugsweise im Gesetz zu bezeichnen. 
 
Insbesondere ist in diesem Zusammenhang auf die schwierige Abgrenzung hinzuweisen, wann eine Handlung 
verdachtsunabhängig und quasi aus Präventiv- resp. Kontrollaspekten (eben gestützt auf das Verwaltungsverfahren) durchgeführt 
werden darf und wann entsprechende Handlungen nur beim Vorliegen von entsprechenden (konkreten) Vordachtsmomenten 
(gestützt auf das Verwaltungsstrafverfahren oder StPO) vorgenommen werden dürfen. Je nachdem sind aus unser Sicht andere 
Eingriffsintensitäten in die Grundrechte der betroffenen Personen angezeigt und demzufolge auch verhältnismässig. Aus diesem 
Grund ist diese Abgrenzung sehr wichtig, wird aber aus unserer Sicht vorliegend viel zu wenig Rechnung getragen. Weshalb das 
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BAZG weitergehende Kompetenzen als beispielsweise kantonale Polizeibehörden haben sollten, ist vorliegend ebenfalls nicht 
ersichtlich und rechtsstaatlich fragwürdig. 

NW An dieser Stelle wird nochmals darauf hingewiesen, dass das Gesetz wenig übersichtlich ist. Aus unserer Sicht gehört der 
aktuelle Titel 10 "die Aufgaben des BAZG" an den Beginn des Gesetzes (idealerweise Titel 2); dasselbe gilt auch für die 
Befugnisse des Personals des BAZG (aktuell Titel 9). Weshalb beispielsweise der Abschnitt Observationen (Art. 139) unter dem 
Titel "Strafverfolgung" aufgeführt ist, die Scheinkäufe aber unter dem 9. Titel "Befugnisse des BAZG" erscheint systematisch 
falsch. Aus unserer Sicht handelt es sich hierbei um eine verdeckte Ermittlung (siehe dazu auch die Ausführungen zu Art. 99). 
 
Sollte die Intension sein, dass alle im Titel 9 "Befugnisse und Personal des BAZG" aufgeführten Befugnisse und Komptenzen wie 
im erläuternden Bericht, S. 112 aufgeführt, verdachtsunabhängig (und somit eher im Präventiv- resp. Kontrollbereich) 
durchgeführt werden, so wäre dies rechtstaatlich äusserst bedenklich. Dass dem nicht so sein kann, zeigen bereits die 
Formulierungen in den Art. 89, Art. 91 oder Art. 93 BAZG-VG, welche jeweils von "Verdacht" sprechen. Aus diesem Grund sind 
bereits in diesen Fällen entsprechende Ermittlungen resp. Strafuntersuchungen einzuleiten mit den entsprechenden Rechten und 
Pflichten der betroffenen Personen. Aus diesem Grund wären die verdachtsabhängigen Komptenzen korrekterweise erst bei der 
Einleitung der entsprechenden Ermittlungen resp. Strafuntersuchungen zulässig. 
 
Ebenfalls ist die Nennung der Observation in Art. 139 BAZG-VG unter dem 3. Kapitel der Strafverfolgung irreführend, weil es den 
Eindruck erweckt, dass diese erst nach der Eröffnung eines Untersuchungsverfahrens gemäss Art. 137 BAZG-VG zum Zug 
kommen. Indessen verweist bereits Art. 136 Abs. 2 BAZG-VG, dass die Observation auch bei den Ermittlungen gemäss Art. 136 
BAZG-VG zur Verfügung steht. Weshalb deshalb die Observation nicht bereits unter dem Titel 9 aufgeführt ist, lässt Raum für 
Spekulationen. Insbesondere auch deshalb, weil der rechtstaatliche Eingriff bei den Scheinkäufen (recte: verdeckte Ermittlungen) 
ebenfalls gravierend ist (siehe dazu auch die verschiedensten bundesgerichtlichen Entscheide, insbesondere zur 
Täuschungsthematik durch den Staat), weshalb auch dieser grundsätzlich erst bei Einleitung entsprechender Verfahren zulässig 
sein sollte. 

NW Abschliessend sei der Hinweis erlaubt, dass aus unserer Sicht der Eindruck entsteht, dass sich das BAZG die gleichen (oder gar 
noch weitere) Kompetenzen wie die kantonalen Polizeibehörden zugestehen will (siehe dazu beispielsweise im erläuternden 
Bericht Seite 91 zu Art. 92 BAZG-VG). Ob dies sinnvoll ist, wird vorliegend stark angezweifelt, insbesondere da das 
Gewaltmonopol klar bei den kantonalen Polizeikorps liegt und dort auch bleiben soll. Der Bildung einer weiteren "Bundespolizei" - 
mit weitergehenden Kompetenzen als die kantonalen Korps ist unbedingt zu vermeiden.  

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

NW 87 2       Diesbezüglich braucht es mindestens eine Ergänzung, 
dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über die 
notwendigen Ausbildungen verfügen müssen, wie sie bei 
anderen Behörden vorgegeben sind, die über die 
gleichen Zwangsmassnahmenkompetenzen verfügen. 

 

(In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob das 
BAZG tatsächlich über ähnliche oder gleiche 
Kompetenzen verfügen muss, wie beispielsweise die 
kantonalen Polizeibehörden. Ob nicht im Sinne der 
Effizienz nur eine Behörde kompetent ausgebildet und 
laufend weitergebildet werden soll oder ob tatsächlich 
auch MA des BAZG entsprechende Kompetenzen 
erwerben und ständig erneuern müssen.) 

      

NW 88 1       Zu offene und wenig konkretisierte Formulierung, 
insbesondere wenn Art. 88 Abs. 2 sowie Art. 89 Abs. 2 
mitberücksichtigt werden. 
Die Formulierung ist zu präzisieren, insbesondere 
betreffend welche Umstände die Annahme rechtfertigen, 
die angehaltene Person könne sachdienliche Angaben 
machen.  

Konsequenterweise bedeutet dies, dass jede Person - 
auch wenn ihr nichts vorgeworfen wird - gestützt auf eine 
nicht näher begründete Annahme an einen anderen Ort 
verbracht werden kann wobei sie sich vorgängig allenfalls 

…wenn konkrete Umstände vorliegen, 
dass die angehaltene Person zu genau 
definierten und vorgehaltenen Vorwürfen 
sachdienliche Angaben…  
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einer körperlichen Durchsuchung/Untersuchung 
unterziehen muss. 

NW 90 2 b Sollte sich ein konkreter Anhaltspunkt auf so schwere 
Straftaten ergeben, dann sind die zuständigen 
kantonalen Strafverfolgungsbehörden (in Ausnahmefällen 
auch die Bundesanwaltschaft resp. fedpol) 
einzubeziehen bzw. den Fall ihnen zur weiteren 
Bearbeitung zu übergeben und nicht entsprechende 
Kompetenzen dem BAZG zu übertragen. 

streichen 

NW 92 2       Wenn im erläuternder Bericht auf S. 91 zu Art. 92 steht, 
dass die Bestimmung von Art. 92 weitgehend dem 
heutigen Artikel 105 ZG (Zollgesetz) entspricht, dann ist 
dies irreführend und stimmt nicht. Im Art. 105 Abs. 2 ZG 
wird auf Art. 19 VStrR bezüglich vorläufige Festnahme 
verwiesen. Art. 19 Abs. 4 VStrR besagt, dass ein 
vorläufig Festgenommer sofort dem untersuchenden 
Beamten der beteiligten Verwaltung zuzuführen ist. Von 
einer Festnahme von 24 Stunden steht dort nichts. 
Vorliegend wird erneut eine Kompetenzausweitung 
zugunsten des BAZG gemacht, welche aus unserer Sicht 
nicht problematisch ist. 

Die Person ist sofort der zuständigen 
kantonalen Behörde zu übergeben, welche 
prüft, ob allenfalls die Voraussetzungen 
des Polizeigewahrsams gemäss 
Polizeigesetzgebung oder eine vorläufige 
Festnahme im Sinne der StPO gegeben ist. 

NW 92 3       Die entsprechenden Informationsrechte sind durch die 
kantonalen Behörden zu gewähren. 

streichen 

NW 92 4       Die entsprechenden Informationsrechte sind durch die 
kantonalen Behörden zu gewähren. 

streichen 

NW 98             Diesbezüglich stellt sich die Frage, inwiefern das BAZG 
solche Ermittlungen tätigen soll, da diese mit erheblichem 
Aufwand und Ressourcen verbunden sind. Insgesamt 
wäre es vermutlich effizienter, wenn die kantonalen 
Polizeistellen resp. fedpol die entsprechenden 
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Abklärungen / Ermittlungen tätigen, so müsste das BAZG 
nicht auch entsprechende materielle und personelle 
Ressourcen aufwänden.  

Dies widerspricht unserer Ansicht nach dem vorliegenden 
Gedanken einer effizienten und effektiven Behörde. Das 
BAZG muss nicht gleiche Strukturen aufbauen, wie sie 
bereits bei den kantonalen Strafverfolgungsbehörden und 
bei fedpol vorliegen. 

NW 99             Siehe Kommentar zu Art. 98.  

Zudem ist die Begriffsdefinition verwirrend. In der in Art. 
99 Abs. 2 verwiesenen Art. 293 StPO wird auf den 
verdeckten Ermittler hingewiesen. Aufgrund des 
Umstandes, dass in Art. 99 darauf hingewiesen wird, 
dass eine fiktive Identität verwendet werden kann, 
handelt es sich nicht um einen Scheinkauf (bei welchem 
gerade nicht die Identität verschleiert werden muss), 
sondern um einen verdeckten Ermittler-Einsatz. Wenn 
man nun die Voraussetzungen in der StPO ansieht, 
welche an einen verdeckten Ermittler-Einsatz gestellt 
werden und auch die entsprechende bundesgerichtliche 
Rechtssprechung in diesem Bereich kennt, dann sind 
vorliegend in Art. 99 die Voraussetzungen nicht gegeben. 

In diesem Zusammenhang scheinen die Ausführungen 
im erläuternden Bericht auf S. 96, dass auch weitere 
Behörden mit denen das BAZG eng zusammenarbeitet, 
ähnliche Komptenzen in Bezug auf Scheinkäufe erhalten 
sollen, kaum nachvollziehbar. Insbesondere die 
Problematik des "agent provocateur" ist enorm 
anspruchsvoll, weshalb die Hürde für einen 
entsprechenden Einsatz sehr hoch angesetzt wird. 
Weshalb dies bei den Widerhandlungen, welche das 
BAZG und allfällige weitere Behörden verfolgen, tiefer 

Entweder ganz streichen oder sonst auf 
effektive Scheinkäufe eingrenzen d.h. ohne 
Verwendung von fiktiver Identität. 
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angesetzt werden soll als in Strafverfahren gemäss 
StPO, ist nicht nachvollziehbar und wird abgelehnt.   

NW 100 2       Zusätzlich zur Staatsangehörigkeit sind die 
entsprechenden Ausbildungen vorzuweisen; siehe dazu 
die Bemerkungen zu Art. 87 Abs. 2: Diesbezüglich 
braucht es mindestens eine Ergänzung, dass die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über die notwendigen 
Ausbildungen verfügen müssen, wie sie bei anderen 
Behörden vorgegeben sind, die über die gleichen 
Zwangsmassnahmenkompetenzen verfügen (Art. 15 
ZAG: Schlag- und Abwehrstöcke (lit. a), Feuerwaffen (lit. 
c) und nicht tödlich wirkende Destabilisierungsgeräte (lit. 
d). 

Mitarbeiter sind genau zu definieren resp. 
die entsprechenden vorzuweisenden 
Ausbildungen sind zu konkretisieren. 

NW 102 1 c Die Berechtigungen sind klar im Gesetz zu definieren. 
Nur so sind sie transparent und klar zu erkennen. Ein 
Missbrauch kann so minimiert werden. 

streichen 

NW 133                   streichen 

-->Variante 2 wird bevorzugt 

NW 136 1       Wie alle Verwaltungsbehörden hat das BAZG eine 
Anzeigepflicht, wenn es strafbare Handlungen feststellt, 
welche ausserhalb ihres Zuständigkeitsbereichs 
passieren. Es ist nicht sinnvoll, dass das BAZG eigene 
Ermittlungen vornimmt, wenn diese nicht in seinen 
Zuständigkeitsbereich fällt. Grundsätzlich ist die 
Formulierung in Art. 136 klar, indessen lässt der 
erläuternde Bericht Zweifel daran, was wirklich mit lit. a 
und lit. b gemeint ist. Insbesondere wenn im erläuternden 
Bericht auf S. 113 erwähnt wird, dass im Bereich 
Wirtschaftskriminalität wenig bis keine Spuren vorhanden 
sind, welche einen Tatverdacht ergeben. Dabei handelt 
es sich eben gerade um ein Beispiel, welches nicht in 

Umformulieren, dass nur Ermittlungen in 
ihrem Aufgabengebiet getätigt werden 
können (inkl. Präzisierung im erläuternden 
Bericht)  
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den Zuständigkeitsbereich des BAZG fällt, wie es im 
letzten Abschnitt zu Abs. 1 von Art. 136 richtig ausgeführt 
ist. Aus diesem Grund wird die vorliegende Formulierung 
abglehnt soweit sie dahingeht, dass das BAZG 
Abklärungen tätigt, welche nicht in ihr Zuständigkeits- 
resp. Aufgabengebiet fällt, dasselbe gilt grundsätzlich 
betreffend der Verhinderung von strafbaren Handlungen. 
Beim BAZG handelt es sich um keine Polizeibehörde und 
demzufolge sollten auch die entsprechenden Regelungen 
klar sein.   

NW 138             Auch hier schiesst das Gesetz über das Ziel hinaus. 
Wenn man die Hürden kennt, welche durch die Gerichte 
in diesem Zusammenhang betreffend Zusicherung der 
Anonymität gestellt werde, scheint das im erläutenden 
Bericht, S. 114 aufgeführte Beispiel des 
Wasserpfeifentabak-Schmuggels sehr originell. Natürlich 
kann für jede Eventualität eine rechtliche Grundlage 
geschaffen werden - es ist aber nicht zielführend und 
widerspricht dem Grundsatz zu abstrakter Gesetzgebung.  

      

NW 139             Dieser Artikel ist hier am falschen Platz. Zudem stellt sich 
auch hier die Frage, ob es sinvoll ist, dass neben den 
kantonalen Polizeibehörden sowie fedpol auch das BAZG 
über Observationseinheiten verfügen muss. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 
 
 Antwort Bemerkung/Anregung 

NW 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

NW 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 

Aus Ressourcen- und Verhältnismässigkeitsgründen sind wir der 
Meinung, dass nur Vorsatzdelikte zu verfolgen sind. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
NW                   
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

NW       Generell ist wichtig, dass der Anhang keine Widersprüche zum BAZG-VG generiert. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

NW DNA-Profil-
Gesetz 

6a             Komplett streichen. Wenn ein konkreter 
Anhaltspunkt besteht, dass ein Verbrechen 
oder Vergehen begangen wurde, dann ist ein 
Strafverfahren einzuleiten resp. bewegen wir 
uns im Strafverfahren, weshalb die 
Anordnung nicht ausserhalb eines 
Strafverfahrens abläuft wie unter Art. 6 
vorgesehen, sondern nach den Regeln von 
Art. 3 DNA - Profil-Gesetz). Falls die 
Abnahme eines DNA-Profils gestützt auf 
eine hypothetische Annahme, dass jemand 
ein Verbrechen oder Vergehen begehen 
könnte möglich sein soll, dann können wir 
gleich flächendeckend die DNA-Abnahme 
einführen, da alle Menschen grundsätzlich 
ein solches begehen könnten und sei es nur, 
dass diese SVG-Widerhandlungen betreffen.  

streichen 

NW DNA-Profil-
Gesetz 

7 1bis       Komplett streichen. Nicht die Kompetenz des 
BAZG! 

streichen 

NW DNA-Profil-
Gesetz 

7 2       Nur das Wort "BAZG" streichen. Keine 
Kompetenz des BAZG. 

BAZG streichen 

NW DNA-Profil-
Gesetz 

11 1 a Komplett streichen. (Konsequenz aus den 
bisherigen Ausführungen). 

streichen 
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NW DNA-Profil-
Gesetz 

16 3 a Komplett streichen. (Konsequenz aus den 
bisherigen Ausführungen). 

streichen 

NW Bundesbeschluss 
vom 17. 
Dezember 2004 
über die 
Genehmigung 
und die 
Umsetzung der 
bilateralen 
Abkommen 
zwischen der 
Schweiz und der 
EU über die 
Assoziierung an 
Schengen und an 
Dublin Art.1 Abs. 
3 erster und 
dritter Satz 

                  Das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit 
(BAZG) erfüllt Sicherheitsaufgaben in 
Zusammenarbeit mit der Polizei der Kantone 
und des Bundes. Die kantonale Polizeihoheit 
bleibt dabei gewahrt. Das Grenzwachtkorps 
behält mindestens den Bestand vom 31. 
Dezember 2003. 

Wichtig ist der Mittelsatz, dass die "kantonale 
Polizeihoheit bleibt dabei gewahrt". Weiterhin 
im Artikel explizit aufgeführt ist 

Mittelsatz unbedingt einfügen 

NW Bundesgesetz ü 
ber den Verkehr 
mit Tieren und 
Pflanzen 
geschützter Arten 
vom 16. März 
2012 

13a             Art. 13a komplett streichen. Siehe dazu die 
Ausführungen zum entsprechenden 
vorgeschlagenen Art. 99 BAZG-VG! 

streichen 

NW Fernmeldegesetz 
vom 30. April 
1997 

33a             Ganzer Art. 33a streichen. Vermutlich ist 
auch nicht das BAKOM gemeint, sondern 
das BAZG! Siehe indessen die 
Ausführungen zu Art. 99 BAZG-VG. 

streichen 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 
Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
NW                         

 
 
  



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

17/20 

 
 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

NW Keine 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

NW                               
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
NW                   

 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

20/20 

 
 

 



Kanton 
Obwalden 

Der Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartements VD 

CH-6061 Samen, St. Antonistrasse 4. VD 

Per E-Mail 
rechtsetzunq@ezv.admin.ch 

Samen, 5. Januar 2021 

Entwurf neues Vollzugsaufgabengesetz BAZG (BAZG-VO) sowie Totalrevision Zollgesetz (ZG) 
zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG); Verzicht auf Stellungnahme 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf eines neuen Vollzugsaufgabengesetz BAZG 
(BAZG-VO) sowie zur Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) dan­
ken wir Ihnen. 

Wir haben die Unterlagen geprüft und verzichten auf die Abgabe eine Stellungnahme. 

isse 

Kopie an: 
- Staatskanzlei (OWSTK.3859) 

St. Antonistrasse 4, 6061 Samen 
Tel. 041 666 63 32, Fax 041 660 11 49 
volkswirtschaftsdepartement@ow.ch 
www.ow.ch 



Kanton St.Gallen 

Volkswirtschaftsdepartement 

 

 

 

 

 

Volkswirtschaftsdepartement, Generalsekretariat, Davidstrasse 35, 9001 St.Gallen  
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Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Bundeshaus 

3003 Bern 

 

Beat Tinner 
Regierungsrat 
  

Volkswirtschaftsdepartement 
Davidstrasse 35 

9001 St.Gallen 
T +41 58 229 34 87 
beat.tinner@sg.ch 

 
 

St.Gallen, 2. Dezember 2020 

 

 

 

Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung 

und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs 

durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgaben- 

gesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabga-

bengesetz (ZoG): Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

 

Mit Schreiben vom 11. September 2020 hat das Eidgenössische Finanzdepartement EFD 

unter anderem die in den Kantonen zuständigen Regierungsrätinnen und Regierungsräte 

eingeladen, am Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabener-

hebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs 

durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, 

BAZG-VG) sowie über eine Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgaben-

gesetz (ZoG) zur Vernehmlassung teilzunehmen.  

 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Mitwirkung und äussern uns wie folgt: 

 

Wir haben die vorgeschlagenen Gesetzesanpassungen geprüft und sehen keinen Anlass 

für Änderungsanträge. Lediglich in datenschutzrechtlicher Hinsicht bitten wir, den nachfol-

genden Ausführungen Beachtung zu schenken. 

 

Gemäss dem erläuternden Bericht wird das aktuelle Zollgesetz (SR 631.0) mit der geplan-

ten Revision zu einem reinen Abgabeerlass reduziert, weshalb sich der datenschutzrecht-

liche Fokus auf das BAZG-VG richtet. Die Bearbeitung von Personendaten durch das künf-

tige Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) ist im 7. Titel (Art. 64 bis 76) des Bun-

desgesetzes über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenz-

überschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenz-

sicherheit (BAZG-VG) geregelt.  

 

Art. 64 BAZG-VG 

Gemäss dem erläuternden Bericht (S. 59) ist bereits die eidgenössische Zollverwaltung 

(EZV) unter dem geltenden Zollgesetz (vgl. Art. 110) dazu ermächtigt, die in Art. 64 Abs. 2 
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BAZG-VG gennannten besonders schützenswerten Personendaten zu bearbeiten. Gene-

relle Voraussetzung für die Bearbeitung von besonders schützenswerten Personendaten 

durch ein öffentliches Organ ist die Legitimation in einem formellen Gesetz. Besteht eine 

genügende Rechtsgrundlage, richtet sich das Ausmass und der Umfang der Bearbeitung 

nach den Grundsätzen der Verhältnismässigkeit, mitunter der Datensparsamkeit, und der 

Zweckmässigkeit. Der Grundsatz der Datensparsamkeit besagt, es sollen nur so viele Da-

ten wie notwendig und so wenig Daten wie möglich bearbeitet werden.  

Art. 64 Abs. 2 BAZG-VG hält zu jeder Kategorie der besonders schützenswerten Personen-

daten fest, zu welchem Zweck diese bearbeitet werden dürfen. Im erläuternden Bericht wird 

jeweils ausführlich und mit Beispielen erläutert, weshalb das BAZG diese Personendaten 

bearbeiten darf. Die Ausführungen erläutern plausibel, weshalb das BAZG zur Erfüllung 

seiner gesetzlichen Aufgaben die verschiedenen besonders schützenswerten Personenda-

ten bearbeiten muss.  

 

Art. 65 BAZG-VG  

Bei isolierter Betrachtung erscheint die Verwendung der Versichertennummer unproblema-

tisch. Es ist jedoch ein Trend zu beobachten, wonach die Versichertennummer breitflächig 

als Identifikator eingeführt wird. Es existieren beispielsweise Datenbanken, welche mit 

psyeudonymisierten (Personen-)Daten arbeiten und als Identifikator die Versichertennum-

mer oder nur Teile davon verwenden. Dies birgt die Gefahr, dass bei einem Informations-

austausch zwischen Behörden die Pseudonymisierung aufgehoben und der Schutz der 

Persönlichkeit dadurch geschwächt wird.  

 

Art. 66 BAZG-VG 

Die Legitimation zur Bearbeitung von Daten juristischer Personen ist eine Anpassung an 

das verabschiedete (aber noch nicht in Kraft getretene) eidgenössische Datenschutzge-

setz.  

 

Art. 67 bis 69 BAZG-VG 

Art. 67 bis 69 BAZG-VG stellt die Regeln für das Informationssystem des BAZG-VG auf und 

zu welchem Zweck dieses verwendet werden kann. Eine zentrale Bestimmung zur Wah-

rung der Verhältnismässigkeit und Datensparsamkeit ist Art. 68 BAZG-VG. Darin ist klar 

festgelegt, dass die Mitarbeiter des BAZG nur soweit Zugriff auf das Informationssystem 

haben, wie dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Die Umsetzung dieser gesetz-

lichen Vorgaben muss mittels technischen und organisatorischen Massnahmen sicherge-

stellt werden. 

 

Art. 70 – 71 

Keine Bemerkungen 

 

Art. 72 - 73 

Gemäss den Ausführungen im erläuternden Bericht ist die EZV gestützt auf das ZG bereits 

heute dazu legitimiert, Persönlichkeitsprofile anzulegen. Da das revidierte Bundesgesetz 

über den Datenschutz (SR 235.1) anstatt Persönlichkeitsprofil den Begriff des Profiling ver-

wendet, erhält das BAZG keine Kompetenzerweiterung, sofern das Profiling den Begriff des 

Persönlichkeitsprofils eins zu eins ersetzen wird. 

Das Datenschutzgesetz des Kantons St.Gallen (sGS 142.1; abgekürzt DSG) kennt sowohl 

den Begriff des Persönlichkeitsprofils wie auch den des Profiling. Die beiden Begriffe sind 



 

  

 

3/3 

gemäss DSG nicht deckungsgleich. Bei der Anwendung des Begriffs Profiling gemäss DSG 

erhielte das BAZG gegenüber der EVZ zusätzliche Kompetenzen bei der Datenbearbei-

tung. Hierfür bräuchte es eine ergänzende Begründung.  

 

Art. 74 – 75 

Keine Bemerkungen 

 

Art. 76 

Die Aufbewahrungsdauer von erkennungsdienstlichen Daten richtet sich nach dem Straf-

gesetzbuch (SR 311.0), die von DNA-Profilen nach dem DNA-Profil-Gesetz (SR 363). Für 

die Aufbewahrung und Archivierung der übrigen Daten nennt das Gesetz keine Frist, son-

dern überlasst es dem Bundesrat, diese Regelung zu treffen. Dies ist äusserst heikel und 

mangels eingrenzender Delegationsanweisung im Gesetz trägt es zur Rechtsunsicherheit 

bei. Gestützt auf den Grundsätzen der Verhältnismässigkeit und Datensparsamkeit ist bei 

der Umsetzung von Abs. 1 darauf zu achten, dass die Daten gelöscht werden, sobald sie 

ihren Zweck erfüllt haben. 

 

Freundliche Grüsse 

Der Vorsteher 

 

 

 

 

Beat Tinner 

Regierungsrat 

 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Kanton Schaffhausen 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SH 

Adresse : Beckenstube 7, 8200 Schaffhausen 

Kontaktperson : Daniel Sattler, Departementssekretär Volkswirtschaftsdepartement 

Telefon : 052 632 73 81 

E-Mail : daniel.sattler@sh.ch 

Datum : XX. Dezember 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

SH 
Wir begrüssen ausdrücklich die Vereinfachung der Zollprozesse und die Schaffung selbsterklärender elektronischer Abläufe. Die 

Digitalisierung und Vereinfachung der Prozesse im grenzüberschreitenden Verkehr erachten wir als grosse Erleichterung für die 

Unternehmen. Aufgrund der damit verbundenen tieferen Kosten im grenzüberschreitenden Handel wird dies einen positiven 

Effekt auf die Kostenstruktur der import- und exportorientierten Schweizer Unternehmen und somit auch auf die 

Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz haben. 

SH 
Den sicherheitstechnischen Teil der Vorlage betrachten wir indes kritisch. Dieser greift in verschiedenen Bereichen in die 

kantonale Polizeihoheit ein, indem dem BAZG zahlreiche Kompetenzen im Aufgabengebiet der Kantone zugewiesen werden. 

Betroffen sind folgende unbestrittenen kantonalen Aufgabengebiete: 

 

- sicherheitspolizeiliche Aufgaben wie Aufrechterhaltung von Ruhe, Ordnung und Sicherheit sowie Prävention und Abwehr 

unmittelbar drohender Gefahren; 

 

- gerichtspolizeiliche Aufgaben wie Beweissicherung, Fahndung und Ermittlung; 

 

- grenzpolizeiliche Aufgaben, die gemäss Art. 9 des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG, SR 142.20) im Grundsatz den 

Kantonen zugewiesen sind  

 

 

Polizeiliche Befugnisse kommen Bundesorganen verfassungsrechtlich nur eng begrenzt und im Zollwesen nur aufgrund des 

Sachzusammenhangs zu. Es ist daher erforderlich, die Aufgaben der Bundesorgane angemessen präzise zu umschreiben und 

Unklarheiten bei der Abgrenzung der Befugnisse zwischen Kantons- und Bundesorganen zu vermeiden. Diesbezüglich fehlt es 

der Vorlage an der erforderlichen Klarheit.  

 

Ein Grund dafür ist die unlogische Gesetzessystematik: Der Zweckartikel des E-BAZG-VG verweist auf den Aufgabenbereich des 

BAZG. Die Aufgaben des BAZG werden jedoch erst unter dem 10. Titel behandelt. Dadurch sind die Ausführungen unter den 

vorangehenden Titeln, mit denen unter anderem die Kompetenzen des BAZG bei der Ausführung seiner Aufgaben beschrieben 

werden, nur schwer verständlich. Die Aufgaben des BAZG sind zudem zu wenig konkret und nicht klar abgegrenzt umschrieben. 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Die Systematik der Vorlage ist daher im Sinne der besseren Lesbarkeit anzupassen und die Aufgaben des BAZG sind konkreter 

und klarer zu definieren. 

SH Die Übertragung kantonaler Aufgaben auf das BAZG soll nicht ohne Not mittels einseitigem Eingriff in die kantonale Hoheit 

erfolgen, sondern nach bewärter Praxis durch Verwaltungsvereinbarungen gemäss Art. 105 E-BAZG-VG. Dadurch können die 

Ressourcen und Kompetenzen der Bundes- und Kantonsorgane weiterhin optimal eingesetzt und Redundanzen vermieden 

werden. 

SH       

SH       

SH       

SH       

SH       

SH       

SH       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

SH 
1       b Die Themen im Bereich Sicherheit haben gegebenüber 

den rein zollrechtlichen Themen deutlich an Raum 

gewonnen. Die neue Ausrichtung des BAZG auf 

Sicherheitsaufgaben erachten wir als problematisch. Sie 

vermischt das fiskal-politische Interesse an der 

Durchsetzung des Zollrechts mit der Wahrung der 

inneren Sicherheit der Schweiz. Dies führt zu einer 

vollzugsrechtlich schwer überblickbaren Lage. Denn es 

wird eine Behörde geschaffen, die umfassende und 

teilweise diejenigen der kantonalen 

Strafverfolgungsbehörden übersteigende polizeiliche 

Befugnisse hat. Die polizeilichen Befugnisse des BAZG 

stehen in direkter Konkurrenz zu den Aufgaben der 

kantonalen Strafverfolgungsbehörden. Zwar schreibt Art. 

104 Abs. 1 E-BAZG-VG vor, dass das BAZG seine 

Tätigkeiten mit der Polizei des Bundes und der Kantone 

koordinieren muss. Ein Eingriff in die kantonale Hoheit 

lässt sich aber weder dadurch noch mit der 

abgabenrechtlichen Sachzuständigkeit des BAZG 

rechtfertigen. Der Aufgabenbereich des BAZG muss 

deshalb klarer definiert und abgegrenzt werden. Dies 

betrifft den Zweckartikel und die Umschreibung der 

Aufgaben des BAZG in Art. 103 ff. E-BAZG-VG. Dabei 

muss das Primat der kantonalen Strafverfolgungsorgane 

respektiert werden.  

  

SH 
2 1 b Es soll die Erfüllung "weiterer Vollzugsaufgaben" geregelt 

werden, die nicht näher definiert werden. Damit erhalten 

sämtliche Regelungen des Entwurfs einen unklaren und 
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nicht klar abgegrenzten Gegenstand, der teilweise in die 

Polizeihoheit der Kantone eingreift, obwohl weiterhin im 

Sinne von Art. 105 E-BAZG-VG die Möglichkeit besteht, 

mittels Verwaltungsvereinbarung Aufgaben von den 

Kantonen zu übernehmen.  

SH 
2 2 i Gemäss Abs. 2 soll die "Erfüllung der Aufgaben des 

BAZG nach Absatz 1" harmonisiert werden, indem u.a. 

"die Aufgaben des BAZG" geregelt werden. Damit 

kommen erneut die Schwächen der unlogischen 

Gesetzessystematik zum Ausdruck. Der Umschreibung 

der Aufgaben und damit der Abgrenzung zur kantonalen 

Hoheit wird zuwenig Gewicht beigemessen. Die 

Systematik ist anzupassen und die klare Abgrenzung der 

Aufgaben von Bund und Kantonen in den Vordergrund zu 

rücken. 

      

SH 
6       e Die Breite des sogenannten Grenzraums, des 

Geländestreifens entlang der Zollgrenze, soll nicht mehr 

im Einvernehmen mit dem Grenzkanton, sondern nach 

dessen Anhörung einseitig durch das EFD festgelegt 

werden. Diese Kompetenzverschiebung untergräbt die 

sicherheitspolizeiliche Selbstbestimmung der Kantone 

und wird abgelehnt. 

      

SH 
64             Dem BAZG werden pauschal sehr weitreichende 

Kompetenzen bei der Bearbeitung von Personendaten 

eingeräumt, die auch Daten über religiöse, 

weltanschauliche oder politische Ansichten oder 

Tätigkeiten beinhalten. Diese Daten sollen nicht nur 

bearbeitet werden dürfen, sofern dies für die 

Strafverfolgung ausnahmsweise notwendig ist, sondern 

neu auch für einen weiten Katalog von Zwecken wie etwa 

der Kontrolle von Waren oder den Vollzug 

nichtabgabenrechtlicher Erlasse des Bundes. Aus 
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datenschutzrechtlicher Sicht fehlt es am Erfordernis der 

hinreichenden Bestimmtheit. Weiter fehlen die Angaben, 

zu welchem Zweck die Daten jeweils bearbeitet werden 

dürfen. Zudem stellt sich angesichts des Ausmasses der 

zu sammelnden Daten die Frage der 

Verhältnismässigkeit. Der Gesetzestext bedarf daher der 

eingehenden Überprüfung der datenschutzrechtlichen 

Anforderungen. 

SH 
69 1 d Soweit die Bearbeitung von Daten nach erfolgter daten-

schutzrechtlicher Würdigung mit der Vorlage weiterhin für 

zulässig befunden wird, beantragen wir, den Zugriff auf 

diese Daten auch den kantonalen Polizeibehörden 

uneingeschränkt zuzugestehen. 

d.   kantonale Polizeibehörden für die 

Bekämpfung der Kriminalität sowie zur 

Gefahrenabwehr und Verhinderung von 

Straftaten (Prävention). 

SH 
85             Art. 85 ff. regeln die Befugnisse des BAZG "zur Erfüllung 

seiner Aufgaben". Die Aufgaben des BAZG werden erst 

in Art. 103 ff. geregelt. Dies führt zu Unklarheiten. So 

etwa bezüglich des Umfangs, in dem das BAZG 

Verkehrs- oder Personenkontrollen durchführen darf. 

Eine logischere Gesetzessystematik und klarer definierte 

Aufgaben wären auch diesbezüglich hilfreich. 

      

SH 
87             Gemäss Ausführung im erläuternden Bericht kann das 

BAZG auch Fernmeldetechnik einsetzen wie Störsender 

zur Unterbrechung der Kommunikation von Drohnen oder 

zur Neutralisierung von Ortungs- und 

Überwachungssystemen, z.B. im Zusammenhang mit 

Betäubungsmitteldelikten. Einsätze dieser Art sind zwar 

in jedem Fall im Sinne von Art. 104 Abs. 1 E-BAZG-VG 

mit jenen der Polizei des Bundes und der Kantone zu 

koordinieren. Eine Abgrenzung zum Geltungsbereich der 

Strafprozessordnung für nichtabgabenrechtliche Delikte 

wurde aber gleichwohl nicht vorgenommen.  
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SH 
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SH 
                              

SH 
                              

SH 
                              

SH 
                              

SH 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

SH 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

Wir erachten es als sinnvoll, bei allen Abgaben eine gleiche 

Berücksichtigung der Straflosigkeit bei Geringfügigkeit anzuwenden 

und diese namentlich auch auf Deklarantinnen und Deklaranten 

auszuweiten. 

SH 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SH 
                  

SH 
                  

SH 
                  

SH 
                  

SH 
                  

SH 
                  

SH 
                  

SH 
                  

SH 
                  

SH 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

SH             

SH             

SH             

SH             

SH             

SH             

SH             

SH             

SH             

SH             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

SH 
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SH 
                                    

SH 
                                    

SH 
                                    

SH 
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SH 
                                    

SH 
                                    

SH 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SH 
                        

SH 
                        

SH 
                        

SH 
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SH 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

SH       

SH       

SH       

SH       

SH       

SH       

SH       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SH 
                  

SH 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 

Regierungsrat 

 
Rathaus / Barfüssergasse 24 
4509 Solothurn 
www.so.ch 
 
 

 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
Oberzolldirektion 
Sektion Rechtsdienst 
Monbijoustrasse 40 
3003 Bern 

 15. Dezember 2020 

Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und 
die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das 
Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) 
sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG); 
Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 11. September 2020 in obengenannter Angelegenheit 
und danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahmen. Gerne äussern wir uns wie folgt: 

 

A. Grundsätzliches 

Vorgesehen ist die Reorganisation der Eidgenössischen Zollverwaltung (EZV). Mit Schaffung des 
Bundesamtes für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) wird ein neues Bundesgesetz über den Allge-
meinen Teil der Abgabeerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und 
Personenverkehrs durch das BAZG (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) geschaffen. Das 
geltende Zollgesetz (ZG) wird totalrevidiert und zu einem reinen Abgabeerlass (Bundesgesetz 
über die Zollpflicht und die Bemessung der Zollabgaben, Zollabgabengesetz, ZoG). Ausserdem 
kommt es zu verschiedenen Fremdänderungen.  

Unsere Ausführungen beschränken sich auf das BAZG-Vollzugsaufgabengesetz. 

 

B. Zum BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG) im Allgemeinen  

Die Digitalisierungsbestrebungen des Bundes werden begrüsst. Mit der beabsichtigten Moderni-
sierung des Zollrechts und der vorgesehenen Vereinfachung, Harmonisierung und insbesondere 
Digitalisierung der Prozesse im Personen- und Warenverkehr soll die Datenqualität und – ver-
fügbarkeit verbessert werden. Zu erwarten ist eine relevante Erhöhung der Effizienz beim 
grenzüberschreitenden Handel. Diese Stossrichtung unterstützen wir, zumal mit Effizienz-
steigerungen und tieferen Kosten auch der import- und exportorientierte Handel entlastet wird. 
Die erwartete Senkung der jährlichen Regulierungskosten für die Wirtschaft erachten wir als 
wesentlich und begrüssenswert. 

Sehr kritisch beurteilen wir die dem BAZG zugewiesenen (unklaren) Aufgaben und Kompeten-
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zen, weshalb wir den vorliegenden Entwurf in diesen Punkten ablehnen.  

Die vorliegende Gesetzesrevision weist dem BAZG ohne verfassungsrechtliche Grundlage ver-
schiedene Kompetenzen zu, die in die originären Zuständigkeiten der Polizei fallen. Die Polizei-
hoheit steht verfassungsrechtlich den Kantonen zu. Auf Kantonsgebiet ist primär die Polizei für 
die Erfüllung der sicherheits- und gerichtspolizeilichen Aufgaben zuständig. Daran ist 
festzuhalten. Die Gesetzeskonzeption führt zu einer unklaren Situation der Zuständigkeiten im 
Bereich der inneren Sicherheit. 
Im Unterschied zur EZV scheint das BAZG als eigentliches Sicherheitsorgan konzipiert zu sein, 
was von der Verfassung allerdings nicht vorgesehen ist. Dies zeigt bereits ein Vergleich von 
Artikel 1 E-BAZG-VG mit Artikel 1 ZG. Die Erläuterungen bestätigen diesen Eindruck: Von den 
drei Hauptzielen des Erlasses handelt es sich nur beim Erstgenannten um eine eigentliche zoll-
rechtliche Aufgabe. Bei den Hauptzielen Nummer 2 und 3 will das BAZG die Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden Kriminalität und illegalen Migration "regulieren" und einen Beitrag zur 
Wahrung der inneren Sicherheit und zum Schutz der Bevölkerung leisten. Das BAZG-VG soll 
Zwecken dienen, welche das geltende ZG nicht kennt (oder zumindest nicht ausdrücklich und 
nicht in diesem Ausmass).  

Diese Intransparenz hat unklare Zuständigkeiten zur Folge, was gerade im sensiblen Bereich der 
Kriminalitätsbekämpfung zu vermeiden ist. Die Unklarheiten sind umso grösser, als die Auf-
gaben nicht klar definiert werden. Die jeweils verwendete Formulierung "im Aufgabenbereich 
des BAZG" reicht u.E. nicht aus, um die Zuständigkeitsbereiche von Polizei beziehungsweise 
BAZG klar voneinander abzugrenzen. Auch die Bekämpfung der grenzüberschreitenden Krimi-
nalität und illegalen Migration, Hauptziele des BAZG, sind letztlich originäre Aufgaben der 
kantonalen Polizeibehörden beziehungsweise des Bundesamtes für Polizei (fedpol). 
Zur Gewährleistung der Rechtssicherheit ist eine klare gesetzliche Aufgabenzuweisung im 
Rahmen der verfassungsrechtlichen Kompetenzen erforderlich.  

Bestehen sachgerechte Gründe für eine punktuelle Erweiterung, stellen wir uns nicht grund-
sätzlich dagegen. Unseres Erachtens fehlt jedoch eine nachvollziehbare Begründung für die 
Funktionsänderung der EZV und für die neuen Aufgaben und Kompetenzen des BAZG, weshalb 
wir die Vorlage in diesen Punkten ablehnen.  

Problematisch ist auch, dass die EZV beziehungsweise das BAZG neu auch gegen den Willen des 
betroffenen Kantons polizeiliche oder zumindest polizeiähnliche Aufgaben soll übernehmen 
können. Den Kantonen muss es weiterhin freistehen, der EZV beziehungsweise dem BAZG auf 
freiwilliger Basis in einem klar definierten Raum einzelne, konkret genannte polizeiliche 
Aufgaben und Befugnisse zu übertragen. Der Kanton Solothurn hat mit dem eidgenössischen 
Finanzdepartement zum Nutzen beider Parteien eine entsprechende Vereinbarung 
abgeschlossen. Die Vornahme solcher Aufgaben gegen den Willen der Kantone ist jedoch 
abzulehnen (siehe dazu auch Anmerkung zu Art. 2 E-BAZG-VG). 

 

C. Zu einzelnen Bestimmungen des E-BAZG-VG 

 

Zu Artikel 1: 

Zwei der drei Hauptziele in Artikel 1 E-BAZG-VG liegen wie oben erwähnt im Bereich der Sicher-
heitsaufgaben. Der Ausrichtung des BAZG auf Sicherheitsaufgaben stehen wir aus folgenden 
Gründen skeptisch bis ablehnend gegenüber: Skeptisch, weil wir nicht sicher sind, ob durch die 
Vermischung von Fiskalpolitik des Zollrechts mit dem verfassungsrechtlichen und sicherheitspoli-
tischen Dispositiv der inneren Sicherheit das Zweite überblick- und steuerbar ist. Ablehnend, weil 
(aus Sicht des betroffenen Bürgers) mit dem anscheinenden Zweck des zollrechtlichen Vollzugs 
eine Behörde geschaffen würde, der ähnliche, teilweise übersteigende polizeiliche Befugnisse 
zukommen wie den Polizeikorps und diese Befugnisse letztlich auch in Konkurrenz zu den Auf-
gaben der kantonalen Strafverfolgungsbehörden (Polizei und Staatsanwaltschaft) stehen.  
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Zu den Artikeln 2 und 5:  

Neben der Erhebung von Abgaben durch das BAZG (Art. 2 Abs. 1 Bst. a) wird als Gegenstand des 
BAZG-VG die Erfüllung von Vollzugsaufgaben im grenzüberschreitenden Personen- und Waren-
verkehr (nichtabgaberechtliche Vollzugsaufgaben) genannt (Art. 2 Abs. 1 Bst. b). Der Erläuternde 
Bericht äussert sich nicht näher dazu. Nur dank Artikel 5 Absatz 2 ist es möglich, diese nichtabga-
berechtlichen Vollzugsaufgaben zu bestimmen.  

Zur Gewährleistung der Rechtssicherheit wäre eine Aufzählung der Aufgaben vorzuziehen. 
Durch die Vermischung von nicht abgaberechtlichen Vollzugsaufgaben im Personenverkehr 
erhalten sämtliche Regelungen des Entwurfs einen nicht klar abgegrenzten Gegenstand, welcher 
teilweise in die Polizeihoheit des Kantons eingreift. Da es sich dabei u.a. um Aufgaben nach 
BetmG, AIG und WG handelt, führt die Bestimmung zu einer Aushöhlung der kantonalen 
Polizeihoheit. Der bislang unbestrittene Grundsatz, dass für die Delegation sicherheits- und 
allenfalls gerichtspolizeilicher Aufgaben im Bereich des Nebenstrafrechts an die EZV eine vom 
kantonalen Gesetzgeber beschlossene Vereinbarung erforderlich ist, wird durch die 
vorgeschlagene Bestimmung untergraben.  
Dies lehnen wir entschieden ab. 

 

Zu Artikel 6 (Grenzraum): 

Buchstabe e. definiert den Grenzraum. Bislang haben der jeweilige Grenzkanton und die EZV 
diesen im gegenseitigen Einvernehmen definiert. Neu sollen die Grenzkantone lediglich noch 
angehört werden. Damit kann der Bund einseitig über den Grenzraum bestimmen und das BAZG 
kann seinen operativen Einsatzraum selber festlegen. Auch diese Bestimmung ist demnach ge-
eignet, die Souveränität der Kantone zu beschneiden, respektive die sicherheitspolizeiliche 
Selbstbestimmung zu untergraben. Die guten Erfahrungen, die wir mit der geltenden Ver-
einbarung bislang gemacht haben, zeigen, dass für einen solchen Paradigmenwechsel kein 
Grund besteht.  
Die Konzeption widerspricht dem Grundsatz der Subsidiarität und wird klar abgelehnt.  

 

Zu den Artikel 64ff. (Datenbearbeitung, Risikoanalyse): 

Die auf einer Risikoanalyse basierenden Einsätze sind aus Effizienzgründen sachgerecht. 
Zweifelhaft und fraglich ist allerdings die Notwendigkeit der Bearbeitung von besonders 
schützenswerten Personendaten i.S. von Artikel 64 Absatz 2 Bst. b E-BAZG-VG (religiöse, 
weltanschauliche oder politische Tätigkeiten) für die Risikoanalysen beziehungsweise Einsätze 
des BAZG. So liessen sich mit den im Artikel 64 Absatz 2 lit. b Ziff. 1, 2 und 5 E-BAZG-VG 
aufgeführten Zwecken auch eigentliche nachrichtendienstliche Datenbanken legitimieren.  
Fazit: Weder darf es zu einer Vermischung der Aufgaben des BAZG mit den Aufgaben der Poli-
zeibehörden kommen, noch darf die Umstrukturierung der EZV eine Vermischung mit 
nachrichtendienstlichen Aufgaben zur Folge haben.  
Dafür ist nicht das BAZG zuständig. 

 

Zu Artikel 72ff. (Profiling): 

Ohne den Begriff zu definieren, soll das BAZG zur Aufgabenerfüllung zum Profiling befugt sein 
und dazu auch besonders schützenswerte Personendaten i.S. von Artikel 64 Absatz 2 Bst. b. E-
BAZG-VG bearbeiten dürfen. Profiling als Zusammenführung und Analyse von Daten und ihrer 
zweckbezogenen Auswertung kann gewinnbringend eingesetzt werden. Zur Erfüllung von 
Aufgaben des BAZG (i.S. der Aufgaben der EZV nach geltendem Recht) ist ein Profiling unter 
Verwendung von besonders schützenswerten Personendaten im obigen Sinn jedoch unnötig und 
unverhältnismässig. Ein solches Instrument ist ausschliesslich den Behörden mit originärer Zu-
ständigkeit für die innere Sicherheit zuzugestehen, nämlich dem Nachrichtendienst und der Poli-
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zei. Aufgaben, zu deren Erfüllung auch die Bearbeitung solcher Personendaten erforderlich ist, 
obliegen der Polizei und dem Nachrichtendienst und bedürfen rechtsstaatlicher und daten-
schutzrechtlicher Grenzen und Schranken. Mit gutem Grund unterstehen diese Organe 
zusätzlichen Aufsichts- und Kontrollorganen. 

 

Zu den Artikeln 77 und 78 (Kontrolle von Waren, Personen und Transportmitteln): 

Neben einer Aufgabenerweiterung (siehe oben) führen die beiden Bestimmung auch zu einer 
räumlichen Erweiterung der Zuständigkeit des BAZG: Im übrigen Zollgebiet (gemäss Artikel 6 E-
BAZG-VG das gesamte Staatsgebiet) soll das BAZG bei Personen Kontrollen durchführen können, 
die im Verdacht stehen, sich im Zollgebiet kriminell betätigt zu haben (Art. 78 Bst. b Ziffer 3 E-
BAZG-VG). Diese Kontrollen sind so weit formuliert, dass gestützt auf Artikel 77 Absatz 2 lit. a 
i.V. mit Artikel 78 lit. b E-BAZG-VG in der ganzen Schweiz Personen unabhängig vom 
Warenverkehr kontrolliert werden könnten, die im Verdacht stehen, sich kriminell betätigt zu 
haben. In dieser Konstellation besteht keinerlei Bezug zu einem Grenzübertritt, weshalb nach 
geltender Rechtslage nicht das GWK, sondern die örtlich zuständige Polizei zur 
Personenkontrolle befugt ist.  

Dies ist nicht mit der kantonalen Polizeihoheit vereinbar. Wir lehnen eine schleichende Er-
weiterung der Aufgaben des BAZG auf Kosten der kantonalen Polizeihoheit entschieden ab. Die 
beiden Bestimmungen sind dergestalt zu ändern, dass ihre Kombination nicht zu einer konkur-
rierenden Zuständigkeit mit der originär zuständigen Polizei führt.  

Im Übrigen müssen auch die potentiell betroffenen Personen Gewissheit haben, gegenüber 
welcher Behörde sie welche Pflichten haben. 

 

Zu den Artikeln 85ff. (Befugnisse des BAZG): 

Zur Aufgabenerfüllung soll das BAZG umfassende Überwachungs- und Zwangsanwendungs-
befugnisse erhalten. Auf die fehlende Konkretisierung der Aufgaben wurde bereits mehrfach 
hingewiesen. Dasselbe stellen wir bezüglich der Befugnisse fest. Es wird keine angemessene 
Abstufung der jeweiligen Massnahme, abhängig von der konkreten Aufgabe und Situation, 
vorgenommen. Es ist genauer zu prüfen, ob dem Bestimmtheitsgebot Genüge getan wird.  

Die Aufgaben des BAZG sind gesetzlich auf die Kontrolle des Personen- und Warenverkehrs, die 
Verhinderung grenzüberscheitender Kriminalität im Zusammenhang mit Zolldelikten und der 
illegalen Migration zu beschränken. Den Grenzkantonen ist es unbenommen, weitere, genau 
definierte Aufgaben an das BAZG zu delegieren. Die Befugnisse des BAZG haben sich auf 
Massnahmen zu beschränken, welche zur Erfüllung dieser Aufgaben erforderlich sind. 

Der vorgeschlagenen Befugnis des BAZG zum Einsatz von Störsendern zur Unterbrechung der 
Kommunikation von Drohnen und zur Neutralisation von Ortungs- und Überwachungssystemen 
(z.B. im Zusammenhang mit Betäubungsmitteldelikten) lehnen wir ab.  

Die Verfolgung dieser und aller weiteren, nichtabgaberechtlichen Delikte hat ausschliesslich 
nach den Regeln der Schweizerischen Strafprozessordnung (StPO) zu erfolgen, jegliche Zwangs-
massnahmen haben sich nach dieser zu richten. Das BAZG ist keine Strafverfolgungsbehörde 
nach Artikel 12 StPO, weshalb jegliche diesbezüglichen Befugnisse abzulehnen sind. Neben 
diesen rechtlichen Bedenken sprechen auch praktische Gründe gegen die Etablierung einer 
weiteren Strafverfolgungsbehörde in demselben Raum. Erstens müsste erheblicher Aufwand zur 
Schnittstellenklärung und für Absprachen betrieben werden. Zweitens ist nicht auszuschliessen, 
dass es im Einzelfall sogar zu gegenseitigen Behinderungen und/oder Störungen kommt, was 
sich letztlich negativ auf die Kriminalitätsbekämpfung auswirken würde. 
 
Exemplarisch zeigt sich dies beim Artikel 90 E-BAZG-VG (Befugnis der Erstellung von DNA-
Profilen): Erstens wird die DNA-Profilerstellung unter der Überschrift "Feststellen und Festhalten 
der Identität einer Person" aufgeführt, obwohl sie gemäss Artikel 90 Absatz 2 lit. b E-BAZG-VG 
nur im Zusammenhang mit einem begangenen oder zukünftigen Delikt erfolgen darf. Diese 
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Vermischung wäre zu beheben. Zweitens ist die DNA-Profilerstellung zur Aufklärung und 
Verhinderung von Delikten eine strafprozessuale Zwangsmassnahme und zum Zwecke der 
Strafverfolgung für alle zuständigen Behörden bereits abschliessend in der StPO und im DNA-
Profilgesetz geregelt. Es besteht keine gesetzgeberische Notwendigkeit für eine parallele 
Regelung. Drittens könnte mit der Zusprechung dieser Befugnis an das BAZG letztlich die 
Eröffnung eines Strafverfahrens initiiert werden, ohne dass die initiierende Behörde 
anschliessend selber für dessen Durchführung zuständig wäre, was den gängigen Grundsätzen 
der Verantwortlichkeiten widerspricht.  

 

Zu Artikel 97 (Automatisierte Fahrzeugfahndung): 

Inhaltlich entspricht die Bestimmung der geltenden Regelung von Artikel 108 ZG. Es handelt sich 
um die Rechtsgrundlage für den Einsatz von Kameras für die automatisierte Fahrzeugfahndung 
und Verkehrsüberwachung (AFV-Kameras) zur Überwachung des Grenzraums. Die Datenbearbei-
tung richtet sich nach dem Artikel 64 ff. E- BAZG-VG. Die Berechtigung, solch ressourcenscho-
nende und effektive Einsatzmittel zur Aufgabenerfüllung einzusetzen, steht für uns ausser 
Frage. Auch an dieser Stelle muss dies jedoch klar auf den originären Aufgabenbereich der 
Zollverwaltung beschränkt bleiben.  

 

Zu Artikel 98ff. (Aufklärungsbefugnisse im virtuellen Raum):  

Das BAZG soll ermächtigt werden, unter Verwendung einer "fiktiven Identität" Aufklärungen in 
virtuellen Räumen sowie Scheinkäufe vorzunehmen. Aufgrund des nicht definierten Aufgaben-
bereichs des BAZG ergeben sich wiederum parallele Zuständigkeiten, was wir grundsätzlich als 
problematisch beurteilen.  

Weitere Schwierigkeiten kommen hinzu: Geht es um Massnahmen zur Aufklärung von Straf-
taten, gilt die StPO abschliessend. Für abweichende Bestimmungen besteht kein Raum. Vom Er-
lass von Parallelregelungen ist unbedingt abzusehen. Denn Beweise, die nicht der StPO ent-
sprechend erhoben wurden, sind im Strafverfahren – wie auch allfällige Folgebeweise - nicht 
verwertbar. Die StPO kennt den hier verwendeten Begriff der fiktiven Identität nicht. Handelt es 
sich dabei um eine Legende, welche von verdeckten Ermittlern benutzt wird? Dann würde es sich 
bei den Abklärungen im virtuellen Raum faktisch um eine verdeckte Ermittlung nach StPO 
handeln, welche zwingend eine Genehmigung durch das Zwangsmassnahmengericht voraus-
setzt. Eine solche Genehmigung sieht der Entwurf indessen nicht vor. Ebenso enthält der Ent-
wurf keine Bestimmungen über Aufgaben und Pflichten der Mitarbeitenden und ihrer Führungs-
personen, die für Scheingeschäfte eingesetzt werden. Die relevanten Bestimmungen der StPO 
sind jedoch zwingend einzuhalten, ansonsten droht die Unverwertbarkeit der erhobenen 
Beweise. 

Sollen die Massnahmen hingegen der Verhinderung nichtabgaberechtlicher Delikte dienen, gilt 
das jeweilige kantonale Polizeirecht.  

Im Sinne der erfolgreichen Straftatenverhinderung und -verfolgung machen wir den Verzicht auf 
Massnahmen im BAZG-VG beliebt, welche in der StPO sowie in den Polizeigesetzen geregelt 
sind. 

Sollte daran festgehalten werden, das BAZG zu diesen Massnahmen zu ermächtigen, müsste die 
Vorlage zumindest präzise angeben, in welchen Fällen überhaupt Raum für die Anwendung 
nach BAZG-VG bleibt.  

 

Zu Artikel 103ff. (Aufgaben des BAZG): 

Erst in diesen Artikeln, nach den einzelnen Ermächtigungsnormen, werden die Aufgaben des 
BAZG genannt. Zu begrüssen wäre erstens die inhaltliche Umstellung, beginnend mit den 
Aufgaben und darauffolgend die Regelung der einzelnen Befugnisse. Zweitens sind die Auf-
gaben präziser zu bestimmen, ansonsten kommt es zur bereits erwähnten Erweiterung der Auf-
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gaben des BAZG in einem beinahe uneingeschränkten Umfang. Artikel 104 E-BAZG-VG bei-
spielsweise ist viel zu offen und unbestimmt. Danach erfüllt das BAZG im Rahmen seiner Auf-
gaben im Grenzraum auch Sicherheitsaufgaben, "um zur inneren Sicherheit des Landes und zum 
Schutz der Bevölkerung beizutragen". Dies ist nichts anderes als eine Wiederholung des Ge-
setzeszwecks (vgl. Art. 1 Bst. b. E-BAZG-VG).  

In dieser Form ist die Bestimmung abzulehnen. An der verfassungsrechtlich garantierten 
kantonalen Polizeihoheit sind keine Abstriche vorzunehmen. Diesbezüglich unklare 
Bestimmungen sind entsprechend zu überarbeiten. 

Im Rahmen dieser Arbeiten müssten zwingend zusätzliche, im Entwurf fehlende Bestimmungen 
aufgenommen werden. Insbesondere hat der Gesetzgeber das rechtliche Vorgehen des BAZG zu 
bestimmen, wenn dieses im Rahmen einer Kontrolle Feststellungen macht, die polizei- und / oder 
strafrechtlich von Bedeutung sind beziehungsweise sein könnten. Die Rechtmässigkeit bereits 
der ersten Verfahrenshandlungen ist entscheidend für die Verwertbarkeit erhobener Beweise in 
einem späteren Strafverfahren. Grundsätzlich sind die Kompetenzen jedoch auf das 
Aufgabengebiet des Zolls zu beschränken, so dass sich solche Kompetenzfragen und 
Verfahrensbrüche gar nicht erst stellen beziehungsweise nicht ergeben.  

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen in der weiteren Behandlung des 
Geschäfts. 

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES 

sig. sig. 
Brigit Wyss Andreas Eng 
Frau Landammann Staatsschreiber 



Der Regierungsrat des Kantons Thurgau

Thurgau
Staatskanzlel. Realerunqsgebäyde, 851Q_Frauenfelcl

Eidgenössisches Finanzdepartement
Herr Ueli Maurer
Bundesrat
Bundesgasse 3
3003 Bern

Frauenfeld, 8. Dezember 2020

Entwurf für ein Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die
Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das
Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit sowie Totalrevision des Zollgesetzes
zum neuen Zollabgabengesetz

Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf für ein neues Ge-
setz über den Allgemeinen Teil derAbgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüber-
schreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenz-
Sicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie zum Entwurf für eine To-
talrevision des Zollgesetzes (ZG; SR 631.0) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) und
teilen Ihnen mit, dass wir mit den beiden Vorlagen grundsätzlich einverstanden sind.
Bezüglich der zur Diskussion gestellten Varianten von Art. 133 BAZG-VG und Art. 16
ZoG teilen wir Ihnen mit, dass wir die Variante 1 bevorzugen. Bei dieser Variante wird
das Opportunitätsprinzip als Ausfluss das Verhältnismässigkeitsprinzip gesetzlich ver-
ankert, was als sinnvoll erscheint.

Nicht einverstanden sind wir mit dem Vorschlag in Art. 6 lit. e BAZG-VG, wonach das
Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) nach Anhörung der Grenzkantone den
Grenzraum bestimmt. Diesbezüglich muss die Kantonshoheit gewahrt werden. Aus die-
sem Grunde sollte das EFD den Geländestreifen entlang der Zollgrenze nur im Einver-
nehmen mit den Grenzkantonen festlegen können.

Die in Art. 69 Abs. 3 BAZG-VG vorgeschlagene Regelung der Zugriffsrechte auf die Da-
ten des Informationssystems für Dritte durch den Bundesrat erachten wir als angemes-
sen. Für die Weiterführung einer aussagekräftigen, unterjährigen, zeitnahen und regio-
nalisierten Aussenhandelsstatistik zur konjunkturellen Beobachtung auf kantonaler
Ebene müssen die dazu notwendigen, nicht aggregierten Daten an die regionalen Sta-
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tistikstellen bekannt gegeben werden können. Wir erwarten deshalb, dass dies in der
entsprechenden Verordnung berücksichtigt wird und die Kantone wiederum zu einer
Anhörung eingeladen werden.

Mit freundlichen Grüssen

Der Präsident des Regierungsrates



7009 fr 0 23  dicembre  2020  
Repubblica e Cantone Ticino 
Consiglio  di  Stato  
Piazza  Governo  6  
Casella  postale  2170 
6501  Bellinzona  
telefono  +41 91 814 43 20 
fax +41 91 814 44 35 
e-mail can-sc©ti.ch  

Repubblica e Cantone 
Ticino 

Il Consiglio  di  Stato 

Signor  
Ueli  Maurer  
Consigliere federale 
Direttore  del  Dipartimento federale  
delle  finanze  
Bundesgasse  3 
3003  Berna  

trasmessa  per email: rechtsetzunceezv.admin.ch  

Progetto  di  una nuova legge federale sulla parte generale della riscossione dei tributi 
e sul controllo  del  traffico transfrontaliero  di  merci e persone  da  parte dell'Ufficio 
federale della dogana e della sicurezza dei confini (legge sui compiti d'esecuzione 
dell'UDSC, LE-UDSC) nonché revisione  totale  della legge sulle dogane (LD)  verso la  
nuova legge sull'obbligo doganale e sulla determinazione dei tributi doganali (legge 
sui tributi doganali, LTDo) 

Signor Consigliere federale, 

facciamo riferimento alla consultazione indicata  a  margine e, ringraziandola  per  averci 
interpellato,  le  trasmettiamo  le  seguenti osservazioni.  

La  nuova LE-UDSC istituisce l'Ufficio federale della dogana e della sicurezza dei confini 
(UDSC) e  ha  da  un lato lo scopo  di  armonizzare  la  riscossione dei tributi, creando 
procedure semplificate, dall'altro vuole creare  le  basi  per la  lotta contro  la  criminalità 
transfrontaliera e  la  migrazione illegale, contribuire alla salvaguardia della sicurezza interna 
e alla protezione della popolazione.  

La  legge si prefigge  di  disciplinare il controllo  del  traffico  di  merci e persone attraverso il  
confine,  nel territorio doganale e nelle enclavi doganali svizzere  in  merito alla riscossione  
di  tributi e l'adempimento  di  altri compiti  di  esecuzione.  

Per  quanto riguarda i tributi e  le  procedure  non  abbiamo particolari osservazioni. 

Condividiamo  la  presa  di  posizione della Conferenza dei comandanti  di  polizia cantonale e  
in  questa sede ci preme però sollevare  delle  ulteriori criticità  dal  punto  di  vista della polizia  
per  quanto concerne  le  competenze dell'UDSC e i suoi compiti d'esecuzione.  

In  generale si osserva che il mantenimento della sicurezza e dell'ordine pubblico come  pure  
il perseguimento penale,  con  tutto ciò che questo implica, sono e devono rimanere compiti  
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della polizia.  In  particolare il controllo  di  persone sospette  di  aver commesso un reato è  di  
competenza della polizia,  non  dell'UDSC e vigono  le  disposizioni  del  Codice  di  procedura 
penale. Laddove l'UDSC svolge compiti  di  sicurezza, soprattutto nell'ambito della 
criminalità transfrontaliera e della migrazione illegale, va dunque  a  toccare degli ambiti  di  
competenza originaria  delle  polizie cantonali. Dalla LE-UDSC  non  risulta chiara  la  
delimitazione  di  compiti e competenze, cosa che nell'applicazione pratica porterà alla 
sovrapposizione  di  compiti e conflitti  di  competenza tra  le  autorità coinvolte. Risulta perciò 
fondamentale delineare chiaramente quelli che sono i compiti e  le  competenze dell'UDSC 
nel contesto della polizia  di  frontiera, i quali dovrebbero essere connessi  a  reati  di  natura 
doganale.  Si  propone pertanto che nella LE-UDSC vengano esplicitati  in  maniera esaustiva 
i reati legati alla frontiera/ai valichi,  per  i quali viene stabilita  la  competenza dell'UDSC. 

Allo scopo  di  una maggiore efficienza e onde evitare  di  dover coinvolgere  la  Polizia 
cantonale  per  qualsiasi infrazione, si saluta  di  principio  la  possibilità  di  delegare all'UDSC  
la  competenza  di  evadere direttamente infrazioni minori/bagatellari che si risolvono  con  una 
multa disciplinare. Siamo però dell'avviso che queste competenze vadano esplicitamente 
definite.  Si  auspica dunque che  la  legge venga formulata  in  maniera chiara e univoca,  in  
maniera  da  delimitare chiaramente i compiti  di  competenza dell'UDSC  da  quelli  delle  polizie 
cantonali, il tutto  con  un'applicazione  uniforme  sull'intero territorio nazionale.  Da  questo 
punto  di  vista si suggerisce  di  creare un elenco  di  competenze minori  di  polizia che possono 
essere delegate dai Cantoni all'UDSC tramite un accordo.  

Per  quanto riguarda l'elaborazione dei dati  (art. 69  seg. LE-UDSC), si osserva che 
l'accesso della polizia è formulato  in  maniera troppo restrittiva, poiché questo deve essere 
garantito  non solo  nell'ambito della lotta contro  la  criminalità,  ma  anche  per  l'adempimento 
dei compiti definiti dalla legge cantonale sulla polizia, quali  la  protezione dell'incolumità  
delle  persone e l'integrità dei beni pubblici e  la  prevenzione  di  reati. 

Infine si valuta  in  maniera critica  la  competenza unilaterale  del  Dipartimento federale  delle  
finanze (DFF)  di  definire l'area  di confine.  Infatti nell'art.  6  lett. e LE-UDSC l'area  di confine  
viene definita  come  striscia  di  terreno lungo il  confine  doganale,  la  cui larghezza è stabilita  
dal  DFF previa consultazione dei Cantoni  di confine. Per  il  Canton Ticino con la  sua 
morfologia  del  territorio, sia  per la forma  che  per la  grande estensione  delle  sue  frontiere  
con  l'Italia, questa definizione  pue)  equivalere  a  un'estensione  di  competenza dell'UDSC su 
tutto o  quasi  tutto il territorio cantonale.  Si  ritiene dunque opportuno modificare  la  legge nel 
senso che l'area  di confine  venga definita  dal  DFF  in  accordo  con  il Cantone toccato,  non  
soltanto previa consultazione. 

Voglia gradire, signor Consigliere federale, l'espressione della nostra alta stima.  

PER IL  CONSIGLIO  DI  STATO 

Il Presid nte:  Il Cancelliere: 

Norman U obbi  

ti 
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Copia  per  conoscenza  a:  
Dipartimento  delle  finanze e dell'economia (dfe-dir@ti.ch); 
Dipartimento  delle  istituzioni (di-dir@ti.ch); 
Segreteria generale  del  Dipartimento  delle  istituzioni (di-sg@ti.ch); 
Divisione  delle  contribuzioni (dfe-dc@ti.ch); 
Deputazione ticinese alle Camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch); 
Pubblicazione  in  internet. 
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KANTON

VOLKSWIRTSCHAFTSDIREKTION

Herr Bundesrat

Ueli Maurer
Vorsteher Eidgenössiches Finanzdepartement

Via E-Mail: rechtsetzung@ezv.admin.ch

Altdorf, 18. Dezember 2020

Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung

und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs

durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit sowie Totalrevision des Zollgesetzes

zum neuen Zollabgabengesetz; Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 11. September 2020 unterbreitet Ihr Departement den Kantonen die im Titel ge-

nannten Vorlagen zur Vernehmlassung. Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Wir begrüssen ausdrücklich die mit den Vorlagen angestrebten Vereinfachungen in Bezug auf die Ab-

gabeerhebung, den Verfahren und den damit verbundenen Digitalisierungsprozessen. Ein Abbau von

administrativen und bürokratischen Hindernissen ist für die Wirtschaft und insbesondere für die

KMUs von grosser Bedeutung.

Zu den einzelnen Artikeln möchten wir folgende Bemerkungen festhalten:

Zu Artikel l

Der Zweckartikel und die erneuerte Aufzählung der Sicherheitsaufgaben im vorgelegten Vollzugsauf-

gabengesetz (BAZG-VG) sind unmissverständlich und im erläuternden Bericht wird vom zentralen

und umfassenden Sicherheitsorgan an der Schweizer Grenze gesprochen. Mit der zur Diskussion ste-

henden Vorlage würde ein nationales Sicherheitsorgan geschaffen, das sehr stark die originären Zu-

ständigkeiten der Polizei tangieren würde. Hierzu besteht aber keine verfassungsrechtliche Grund-

läge, weshalb die Zuständigkeiten, Aufgaben und Befugnisse des BAZG zu überarbeiten und präzise

zu umschreiben sind.

Volkswirtschaftsdirektion

Klausenstrasse 4 Telefon: +41418752100

6460Altdorf Verantwortlich: Urban Camenzind

Internet: www.ur.ch/vd E-Mail: Urban.Camenzind@ur.ch



Zu Artikel 64 ff.

Die Kompetenz zur Bearbeitung von besonders schützenswerten Daten gehen weit über die bisherige

Bestimmung mit Artikel HOa Absatz 2 und 3 Zollgesetz hinaus. Auch dieses weitgefasste Aufgaben-

portfolio bei der Datenbearbeitung und einem Zugriff auf eine Datenbank des NDB erachten wir als

nicht verfassungskonform.

Zu Artikel 72 ff.

Ohne den Begriff zu definieren oder einzugrenzen, soll dem BAZG nach Artikel 72 Absatz 2 BAZG-VG

Profiling ermöglicht werden, wiederum unter Verwendung von besonders schützenswerten Perso-

nendaten, einschliesslich Daten über religiöse, weltanschauliche oder politische Ansichten oder Tä-

tigkeiten. Datenbasiertes, systematisches und verdachtsunabhängiges Profiling in der Hand von Voll-

zugsbehörden ist ein patentes Instrument, weshalb es ausschliesslich den Behörden mit originärer

Zuständigkeit für die innere Sicherheit, nämlich den Nachrichtendiensten und der Polizei zur Verfü-

gung stehen sollte. Nur sie geniessen dafür die demokratische Legitimation auf Stufe Bund und Kan-

töne und unterstehen entsprechenden Aufsichts- und Kontrollorganen.

Zu Artikel 85 ff.

Aus unserer Sicht sind die Aufgaben des BAZG konkret und abschliessend festzuhalten. Insbesondere

sind die Aufgaben auf die Kontrolle des Grenz- und Warenverkehrs bzw. die Verhinderung dergrenz-

überschreitenden Kriminalität im Zusammenhang mit Zolldelikten zu beschränken. Vor diesem Hin-

tergrund sehen wir die für das BAZG vorgesehenen Aufgaben bei Artikel 85 Buchstabe c und f, bei

Artikel 87, Artikel 88 Absatz 2, Artikel 90 sowie Artikel 98 und 99 BAZG-VG sehr kritisch. Hinsichtlich

der beiden letztgenannten Artikel gilt: Wer im virtuellen Raum operiert, muss originäre und umfas-

sende polizeiliche und strafprozessuale Befugnisse haben. Der Einsatz von verdeckten Fahndern und

verdeckten Ermittlern ist strafprozessual streng reguliert und unter jahrelanger Rechtsprechung defi-

niert. Wenn eine weitere Behörde gestützt auf wenige und unklare Bestimmungen in diesem Bereich

aktiv wird, besteht das Risiko von Urteilssprüchen, die sich negativ auf die polizeilichen Tätigkeiten

auswirken.

Wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme sowie für eine angemessene Berücksichtigung un-

serer Position.

Freundliche Grüsse
/

//'/.
^iUM(^

Urban Camenzind, Landammann
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Monsieur le Conseiller fédéral 
Ueli Maurer 
Chef du Département fédéral des finances 
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 Lausanne, le 9 décembre 2020 
 
 
Consultation fédérale – Projet de loi fixant le cadre général de la perception des 
redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontalière des marchandises 
et des personnes par l’Office fédéral de la douane et de la sécurité des frontières (loi 
définissant les tâches d’exécution de l’OFDF, LE-OFDF) ainsi que révision totale de la loi 
sur les douanes (LD) en vue de la nouvelle loi sur les droits de douane (LDD) 
 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 
 
En date du 11 septembre 2020, vous avez fait parvenir à la Chancellerie d’Etat le projet de 
modification de l’ordonnance citée en titre pour consultation, ce dont nous vous remercions. 
 
Le Gouvernement vaudois se détermine globalement favorablement sur le projet proposé. Les 
détails et les commentaires article par article se trouvent dans le questionnaire annexé à la 
présente. Il souhaite toutefois attirer particulièrement l’attention du DFF sur les points suivants.  
 
En préambule, l’OFDF, qui va notamment succéder à l’AFD, à laquelle est rattachée le Corps 
des gardes-frontière (Cgfr), est un maillon essentiel de la chaîne sécuritaire suisse et non 
uniquement une administration à vocation économique ou fiscale. C’est un partenaire prioritaire 
pour la police cantonale. Toute amélioration de sa position et de ses compétences ira dans le 
sens d’une sécurité renforcée. Néanmoins, le Conseil d’Etat aimerait avoir l’assurance que les 
accords (et annexes à ceux-ci) actuellement signés entre le Cgfr et les cantons sont maintenus 
à l’identique. 

 
 

1. Projet de LE-OFDF 
 

Cette loi présente, sur le plan des redevances, une meilleure uniformisation des procédures 
entre les différents types de taxe, ce qui doit être salué, tant pour la perception que pour le 
contentieux administratif, mais maintient un régime draconien de responsabilité solidaire qui 
pourrait être assoupli. 

 
Par ailleurs, nous relevons que la voie électronique sera dorénavant la règle dans la procédure 
écrite. Il y aurait lieu de prévoir que l’assujetti puisse s’opposer aux procédures électroniques, 
comme il peut le faire dans le cadre de l’art 34 PA. 
 
Concernant la protection des données, nous relevons globalement que le P-LE-OFDF comporte 
un cadre complet en la matière. Le canton de Vaud souligne la volonté de limiter l’accès aux 
données personnelles au strict nécessaire, conformément au principe général de 
proportionnalité (art. 4 al. 2 LPD et 7 LPrD). Toutefois, certaines dispositions, à l’instar des 
articles 68 al. 2 ou 69 al. 3 du projet, pourraient être précisées davantage dans la loi, ou 
renvoyer expressément aux tâches et conditions d’aptitude prévues par une autre base légale.  



 

CONSEIL D'ETAT  

 

 
 
 

  
CONSEIL D'ETAT 
www.vaud.ch – T 41 21 316 41 59  

 

 

Enfin, l’analyse de risque ne nous paraît pas être suffisamment décrite dans la loi, alors que ce 
processus est mentionné à de nombreuses reprises. 
 
 
2. Projet de LDD 
 
Le projet de LDD n’amène que peu de commentaires dans la mesure où elle reprend en grande 
partie les normes déjà en vigueur. 
 
 
En vous remerciant de l'attention que vous voudrez bien porter à nos remarques, nous vous 
prions de croire, Monsieur le Conseiller fédéral, à l’assurance de notre haute considération. 
 
 
 

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 

LA PRESIDENTE 

 

LE CHANCELIER 

 

Nuria Gorrite Vincent Grandjean 

 
 
 Copies : 

• OAE 

• SG-DEIS 



 
 

Département fédéral des finances DFF 

Administration fédérale des douanes AFD 
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Avis donné par 
 
Nom Canton / Parti politique / Association / Organisation / Autre : Canton de Vaud 

Abréviation Canton / Parti politique / Association / Organisation / Autre : VD 

Adresse : Place du Château 4, 1014 Lausanne 

Personne de référence : Joanne Kobel Dubail 

Téléphone : 021 316 60 05 

Courriel : joanne.kobel@vd.ch 

Date : 09.12.2020 

 

Veuillez faire parvenir votre avis sous forme électronique (document Word et PDF) d'ici au 31 décembre 2020 à l'adresse suivante :  
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Nous vous remercions de votre collaboration! 
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Indications importantes pour remplir les tableaux: 
 
1. Nous vous prions, 
 

a) d’utiliser pour chaque loi les tableaux correspondant; 
 

b) d’utiliser une ligne par article, alinéa et lettre ou par article du chapitre du rapport explicatif; 
 

c) de ne pas modifier le formatage du formulaire et de ne remplir que les champs gris du formulaire; 
 

2. La colonne «Nom» dans les tableaux sera automatiquement complétée avec l’abréviation que vous avez choisie. 
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires généraux concernant le projet et le 
rapport explicatif  

Nom1 Commentaire / remarque 

VD L’OFDF, qui va notamment succéder à l’AFD (à laquelle est rattachée le Corps des gardes-frontière (Cgfr)), est un maillon essentiel 
de la chaîne sécuritaire suisse (et non seulement une administration à vocation économique ou fiscale). C’est un partenaire priori-
taire pour la police cantonale. Toute amélioration de sa position et de ses compétences ira dans le sens d’une sécurité renforcée. 
Néanmoins, le Conseil d’Etat aimerait avoir l’assurance que les accords (et annexes à ceux-ci) actuellement signés entre le Cgfr et 
les cantons sont maintenus à l’identique. 

VD Cette loi présente, sur le plan des redevances, une meilleure uniformisation des procédures entre les différents types de taxe, ce 
qui doit être salué, tant pour la perception que pour le contentieux administratif mais maintient un régime draconien de responsabili-
té solidaire qui pourrait être assoupli. 

VD La voie électronique sera dorénavant la règle dans la procédure écrite et il y aurait lieu de prévoir que l’assujetti puisse s’opposer 
aux procédures électroniques, comme il peut le faire dans le cadre de l’art 34 PA. 

VD Concernant la protection des données, nous relevons globalement que le P-LE-OFDF comporte un cadre complet en la matière. Le 
canton de Vaud relève avec intérêt la volonté de limiter l’accès aux données personnelles au strict nécessaire, conformément au 
principe général de proportionnalité (art. 4 al. 2 LPD et 7 LPrD). Toutefois, certaines dispositions, à l’instar des art. 68 al. 2 ou 69 al. 
3 du projet LE-OFDF, pourraient être précisées davantage dans la loi, ou renvoyer expressément aux tâches et conditions 
d’aptitude prévues par une autre base légale. De plus, l’analyse de risque ne nous paraît pas être suffisamment décrite dans la loi, 
alors que ce processus est mentionné à de nombreuses reprises. 

VD       

VD       

VD       

VD       

                                                
1
 La colonne «Nom» sera automatiquement complétée avec l’abréviation que vous avez choisie. 
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VD       

VD       

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires concernant les différents articles du 
projet et leurs explications 

Nom Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

VD 
6 1 e 

Cet article définit les notions de "territoire douanier, 
frontière douanière et espace frontalier." Plus 
particulièrement, la lettre e définit l'espace frontalier, 
comme "la bande de terrain qui longe la frontière 
douanière et dont la largeur est fixée par le DFF après 
consultation des cantons frontaliers". Ainsi, la nouvelle 
définition de l'espace frontalier sera fixée par le DFF après 
consultation des cantons et non plus en accord avec eux. 
Alors, qu'actuellement, selon l'art.5 al.3 LD, le DFF fixe la 
largeur de cette bande en accord avec le canton frontalier 
concerné. 

espace frontalier: la bande de terrain qui 
longe la frontière douanière et dont la 
largeur est fixée par le Département fédéral 
des finances, en accord avec les cantons 
frontaliers. 

VD 
21 à 
25 

            SI le projet définit de manière plus claire le rôle des 
intervenants dans le cadre des importations et leur 
attribue des responsabilités mieux définies, il maintient en 
revanche un régime draconien de responsabilité solidaire 
entre eux qui peuvent, selon les cas, totalement ignorer 
que les droits de douane n’ont pas été acquittés.  

Le projet devrait contenir des règles plus 
étendues de limitation de la responsabilité 
solidaire que les art. 21 à 25. 

VD 
48             Comme il est prévu que la procédure électronique sera 

habituelle, il y aura lieu que les garanties données soient 
mises en place et respectées et que la procédure sans 
authentification ne devienne pas la norme. A défaut, 
l’assujetti pourrait subir les défauts d’une procédure 
électronique qui n’aurait pas fonctionné, tant sur le plan de 
la perception des redevances, que sur le plan pénal. Il y 
aurait lieu que l’assujetti puisse s’opposer aux procédures 
électroniques, comme il peut le faire dans le cadre de l’art 
34 PA. 

Prévoir la possibilité pour l'assujetti de 
s'opposer aux procédures électroniques. 
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VD 
68 2       Etant donné que le système d’information contient des 

données sensibles ou issues d’un profilage, l'art. 68 al. 2, 
pourraient être plus précis et indiquer les catégories 
particulières de collaborateurs auxquelles il est fait 
référence 

Préciser les catégories particulières de 
collaborateur à l'article 68 

VD 
69 3       Afin d'être plus précis, cet article pourrait renvoyer 

directement aux dispositions des législations pertinentes 
prévoyant les tâches des autorités non mentionnées aux 
al. 1 et 2 justifiant ce droit d’accès 

      

VD 
72             L’analyse des risques ne nous paraît pas être 

suffisamment décrite dans la loi. Ce processus est 
mentionné à de nombreuses reprises dans la loi mais l’art. 
72 du projet LE-OFDF n’en prévoit pas de définition. 

Indiquer à l'article 72 la définition de 
l'analyse des risques. 

VD 
74 et 
75 

            la notion d’examen « régulier » de la qualité des 
traitements des art. 74 et 75 du projet LE-OFDF pourrait 
être précisée dans l’ordonnance.  

      

VD 
133 1 b Nous soutenons la solution 1, soit l'introduction d'une base 

légale spécifique à l'art. 133, permettant, dans certaines 
circonstances, de renoncer à toute poursuite pénale. 

      

VD 
135             L’art. 135 prévoit une notification par voie électronique de 

mandats répression. Si la voie électronique peut être 
admise pour la perception des redevances, il est 
difficilement acceptable qu’il en aille de même en matière 
pénale. Nous sommes d'avis que la notification écrite doit 
s’imposer. 

L'article 135 doit être modifié dans le sens 
d'une notification par voie écrite et non pas 
électronique. 

VD 
139             Cet article prévoit des observations secrètes, ains que des 

enregistrements audios et vidéos, qui ne requièrent 
aucune autorisation judiciaire. S’agissant de mesures de 
contrainte, celles-ci nous paraissent devoir être ordonnées 

L'article 139 doit prévoir que ces mesures 
de contraintes soient ordonnées par une 
autorité judiciaire. 
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par une autorité judiciaire 
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Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Solutions concernant l'introduction de la pratique 
pénale appliquée aux déclarants de 2009 à 2016 

 

 Réponse Commentaire / remarque 

VD 
☒ Je préfère / nous préférons la solution 1 (intro-

duction de l'art. 133, let. b, LE-OFDF). 
Voir commentaire ci-dessus pour l'article 133. 

VD 
☐ Je préfère / nous préférons la solution 2 (sup-

pression de tout l'art. 133 LE-OFDF ainsi que 
suppression, dans la LDD et d'autres actes 
législatifs relevant du droit fiscal, de la régle-
mentation des faits de négligence en cas de 
mise en péril des redevances et d'inobserva-
tion des prescriptions d'ordre). 
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Autres propositions 

Nom Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

VD 
                  

VD 
                  

VD 
                  

VD 
                  

VD 
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VD 
                  

VD 
                  

VD 
                  

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires généraux concernant le projet et 
le rapport explicatif 

Nom Loi Commentaire / remarque 

VD             

VD             

VD             

VD             

VD             

VD             

VD             

VD             

VD             

VD             

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et 
leurs explications 

Nom Loi Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
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VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
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VD 
                                    

VD 
                                    

VD 
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Autres propositions 

Nom Loi Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

VD 
                        

VD 
                        

VD 
                        

VD 
                        

VD 
                        

VD 
                        

VD 
                        

VD 
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Loi sur les droits de douane  –  Commentaires généraux concernant le projet et le rapport explicatif 

Nom Commentaire / remarque 

VD Le projet de LDD n’amène que peu de commentaires dans la mesure où elle reprend en grande partie les normes déjà en 
vigueur. 

VD       

VD       

VD       

VD       

VD       

VD       
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Loi sur les droits de douane  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et  
leurs explications 

Nom Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

VD 
22             L’art. 22 LDD introduit sous « Inobservation des 

prescriptions d’ordre » la commission d’une infraction 
par négligence volontaire. Nous sommes d'avis qu’il y a 
lieu d’en rester aux catégories classiques du droit pénal 
et ne sommes donc pas favorable à l’introduction de 
cette notion ; la commission de cette infraction doit être 
limitée aux cas de commissions intentionnelles 
uniquement. 

      

VD 
                              

VD 
                              

VD 
                              

VD 
                              

VD 
                              

VD 
                              

VD 
                              

VD 
                              

VD 
                              

VD 
                              

VD 
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VD 
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VD 
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VD 
                              

VD 
                              

VD 
                              

VD 
                              

VD 
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VD 
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Loi sur les droits de douane  –  Autres propositions 

Nom Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

VD 
                  

VD 
                  

VD 
                  

VD 
                  

VD 
                  

VD 
                  

VD 
                  

VD 
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Procédure de consultation: 

– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontalière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et de la 

sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 

– révision totale de la loi fédérale sur l'assujettissement aux droits de douane et la détermination des droits de douane (Loi sur les droits de douane, LDD) 
 

 

20/22 

 
 

Annexe: Guide pour insérer de nouvelles lignes 
 
1. Désactiver la protection du document 
2. Insérer des lignes avec « Copier – Coller » 
3. Réactiver la protection du document 
 
 
1. Désactiver la protection du document  
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2. Insérer de nouvelles lignes 
a) Sélectionner une ligne entière incluant les champs marqués en gris 
b) Presser Control-C pour copier 
c) Presser Control-V pour insérer 

 

 
 
3. Réactiver la protection du document 
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Regie ru n gs rat
Kanton Zug

Reoieruncisrat, Postfach, 6301 Zu

Nur per E-Mail
Eidgenössisches Finanzdepartement EFD
Herr Bundesrat Ueli Maurer
Bundesgasse 3
3003 Bern

Zug, 24. November 2020 sa

Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die
Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundes-
amt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Total-
revision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG); Stellungnahme des
Kantons Zug

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 11. September 2020 hat uns das Eidgenössische Finanzdepartement zur
Stellungnahme eingeladen. Für die Gelegenheit dazu danken wir Ihnen bestens. Der Regie
rungsrat des Kantons Zug äussert sich zu den Vorlagen im beiliegenden Fragebogen. Zusam
menfassend kann an dieser Stelle festgehalten werden, dass die gut strukturierten Gesetze,
welche die Kompetenzen klar definieren und den Vollzug erleichtern, durch den Kanton Zug be
grüsst werden.

Nebst der Umwandlung der Eidgenössischen Zollverwaltung (EZV) in ein eigenes Bundesamt
(Bundesamt für Zoll- und Grenzsicherheit; BAZG) sind markante Änderungen vorgesehen. Das
aktuelle Zollgesetz (ZG) wird in zwei Erlasse aufgeteilt: in das BAZG-Vollzugsaufgabengesetz
(BAZG-VG) als Rahmengesetz und in das Zollabgabengesetz (ZoG) als reinen Abgabenerlass.

Der Kanton Zug stimmt der Neuausrichtung des BAZG zu, zumal die Prozesse — wo immer
möglich — automatisiert und digitalisiert werden. Die Abgabenerhebung im Warenverkehr ver
liert an Bedeutung, hingegen wird der Fokus folgerichtig auf die Themengebiete Sicherheit, Be
kämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität und illegaler Migration gerichtet. Vorteilhaft
ist zudem, dass viele Regelungen neu auf Verordnungsebene angesiedelt werden, was eine
raschere Anpassung von Vorschriften und damit verbunden eine erhöhte Flexibilität ermöglicht.

Für die gebührende Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen.

Regierungsgebäude, Seestr. 2, 6300 Zug
Tel +41 41 728 33 11
www. z g . c h
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Freundliche Grüsse
Regierungsrat des Kantons Zug

4‘VV
Stephan Schliss Tobias Moser
Landammann Landschreiber

Beilage:
- Fragebogen ausgefüllt

Kopie per E-Mail an (mit Beilage):
- rechtsetzung @ ezv.admin.ch (Word- und PDF-Format)
- Zuger Mitglieder der Bundesversammlung
- Staatskanzlei (info.staatskanzlei@zg.ch, Geschäftskontrolle)
- Volkswirtschaftsdirektion (info.vds@zg.ch)
- Finanzdirektion (info.fd@zg.ch)
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Kanton Zürich

Regierungsrat

16. Dezember 2020 (RRB Nr. 1266/2020)
Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle 

des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das 

Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit sowie Totalrevision des Zoll-

gesetzes zum neuen Zollabgabengesetz (Vernehmlassung)

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 11. September 2020 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen 
zum Entwurf für ein neues Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung 
und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das 
Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie 
über das totalrevidierte Zollgesetz (ZG) zum Zollabgabengesetz (ZoG) zur Stellungnahme 
zugestellt. Wir danken Ihnen für diese Gelegenheit und äussern uns wie folgt:

Die Schaffung eines Vollzugsaufgabengesetzes als Rahmengesetz und die Beschränkung 
des Zollgesetzes (ZG) auf das Zollabgabengesetz (ZoG) als reinen Abgabenerlass erach-
ten wir als sinnvoll. Auch begrüssen wir das Bestreben nach Vereinfachung und Schaf- 
fung selbsterklärender und elektronisch abgewickelter Zollprozesse ausdrücklich. Für 
viele Unternehmen ist die administrative Abwicklung der Zollabfertigungsprozesse noch 
immer sehr aufwendig und wenig digitalisiert. Die Digitalisierung und Vereinfachung der 
bestehenden Zollprozesse dürften mit tieferen Kosten im grenzüberschreitenden Handel 
verbunden sein und einen positiven Effekt auf die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz 
haben.
Den sicherheitstechnischen Teil der Vorlage lehnen wir in der vorliegenden Ausgestaltung 
grundsätzlich ab. Es fehlt die verfassungsrechtliche Grundlage, um dem neu zu schaffen-
den Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) Kompetenzen einzuräumen, die in die 
kantonale Polizeihoheit eingreifen. Aus verfassungsrechtlicher Sicht fallen polizeiliche 
Aufgaben in die Zuständigkeit der Kantone. Der Grundsatz der primären Verantwortung 
der Kantone für die Sicherheit auf ihrem Hoheitsgebiet hat sich bewährt. Er ist in Lehre 
und Rechtsprechung unbestritten. Den Bundesorganen kommen aus verfassungsrechtli-
cher Sicht nur eng begrenzt und fragmentarisch polizeiliche Befugnisse zu und im Zollwe-
sen ausschliesslich aufgrund des Sachzusammenhangs. Die sicherheitstechnischen Auf-
gaben und Kompetenzen des BAZG sind im Entwurf zu wenig klar und in Abgrenzung zum 
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3003 Bern
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Tätigkeitsgebiet der für die sicherheits- und grenzpolizeilichen Aufgaben primär zustän-
digen kantonalen Polizeibehörden zu unscharf geregelt. Bei der Umsetzung in der Praxis 
würde dies zu Schwierigkeiten führen. Weiter halten wir es für fragwürdig, das BAZG mit 
weitreichenden Befugnissen in der Überwachung und Zwangsanwendung wie Einsatz von 
Fernmeldetechnik, Aufklärung im virtuellen Raum, Erstellung von DNA-Profilen und Tätigen 
von Scheinkäufen auszustatten. Derart weitgehende Kompetenzen sind grundsätzlich den 
kantonalen Polizeikorps bzw. den Strafverfolgungsbehörden vorzubehalten. Im Einzelnen 
verweisen wir auf unsere detaillierten Ausführungen im beiliegenden Antwortformular. 
Im erläuternden Bericht (S. 195) stellt der Bundesrat in Aussicht, im Rahmen der Ausarbei-
tung der Verordnungen eine vertiefte Regulierungsfolgenabschätzung durchzuführen und 
die konkreten Auswirkungen im Detail zu analysieren. Wir ersuchen Sie, im Rahmen der 
Ausarbeitung der Verordnungen auch die finanziellen Auswirkungen auf die Kantone zu 
analysieren und auszuweisen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat, 
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates 
 
Die Präsidentin: Die Staatsschreiberin:

Dr. Silvia Steiner Dr. Kathrin Arioli
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E-Mail : zl@kapo.zh.ch 
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Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

ZH Die Schaffung eines Vollzugsaufgabengesetzes als Rahmengesetz und die Reduktion des ZG bzw. ZoG auf einen reinen 
Abgabenerlass erscheint sinnvoll und wird begrüsst.  

ZH Das Bestreben der Schweiz nach Vereinfachung und Schaffung selbsterklärender und elektronisch abgewickelter Zollprozesse 
begrüssen wir ausdrücklich. Gerade die ausserordentliche Lage der Coronakrise hat gezeigt, wie wichtig die Harmonisierung und 
Digitalisierung der Prozesse im grenzüberschreitenden Verkehr ist. Für viele Unternehmen ist die administrative Abwicklung der 
Zollabfertigungsprozesse noch immer sehr aufwendig und wenig digitalisiert. Gemäss World Economic Forum steht die Schweiz 
bei der Effizienz der Grenzabfertigungsprozesse auf Platz 16 und ist damit immer noch weit weg von der Spitze. Die 
Digitalisierung und Vereinfachung der bestehenden Zollprozesse dürften mit den tieferen Kosten im grenzüberschreitenden 
Handel einen positiven Effekt auf die Kostenstruktur der import- und exportorientierten Schweizer Unternehmen haben und somit 
auch auf die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz. Mit dem abgabenrechtlichen Teil der Vorlage sind wir einverstanden. 

ZH Für die Auswirkung auf Bund, Kantone und Gemeinden wird auf Seite 200 des erläuternden Berichts auf die Ausführungen in der 
Botschaft zur Finanzierung der Modernisierung und Digitalisierung der Eidgenössischen Zollverwaltung (Programm DaziT; BBl 
2017, 1719, S. 1784-1789) verwiesen. Durch den Daten- und Informationsaustausch und den Abbau von Schnittstellen ist eine 
administrative Entlastung zu erwarten. Der Bundesrat hat in Aussicht gestellt (Bericht S. 195), im Rahmen der Ausarbeitung der 
Verordnungen zu dieser Vorlage eine vertiefte Regulierungsfolgenabschätzung durchzuführen und die konkreten Auswirkungen 
im Detail zu analysieren. In diesem Zusammenhang ersuchen wir den Bund, im Rahmen der Ausarbeitung der Verordnung auch 
die finanziellen Auswirkungen auf die Kantone auszuweisen. 

ZH Zum sicherheitstechnischen Teil dieser Vorlage: Diesen Bereich der E-BAZG-VG lehnen wir in dieser Ausgestaltung 
grundsätzlich ab. Es fehlt die verfassungsrechtliche Grundlage, um dem BAZG Kompetenzen einzuräumen, die in die kantonale 
Polizeihoheit eingreifen. Aus verfassungsrechtlicher Sicht fallen polizeiliche Aufgaben in die Zuständigkeit der Kantone (Art. 57 
Abs. 1 BV). Der Grundsatz der primären Verantwortung der Kantone für die Sicherheit auf ihrem Hoheitsgebiet ist in Lehre und 
Rechtsprechung unbestritten. Diese Kompetenzzuordnung hat sich bewährt. Unter die originären polizeilichen und damit 
kantonalen Kompetenzen fallen gemäss geltendem Verfassungs- und kantonalem Polizeirecht folgende Aufgaben: 

                                                 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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- sicherheitspolizeiliche Aufgaben wie Aufrechterhaltung von Ruhe, Ordnung und Sicherheit sowie Prävention und Abwehr 
unmittelbar drohender Gefahren; 

- gerichtspolizeiliche Aufgaben wie Beweissicherung, Fahndung und Ermittlung; 

- grenzpolizeiliche Aufgaben, die gemäss Art. 9 des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG, SR 142.20) im Grundsatz den 
Kantonen zugewiesen sind. 

Polizeiliche Befugnisse kommen Bundesorganen verfassungsrechtlich nur eng begrenzt bzw. fragmentarisch und insbesondere 
im Zollwesen ausschliesslich aufgrund des Sachzusammenhangs zu. Auch wenn gemäss Art. 121 Abs. 1 BV die 
Gesetzgebungskompetenz im Ausländer- und Asylbereich dem Bund obliegt, weist Art. 9 AIG die Zuständigkeit für 
Grenzkontrollen explizit den Kantonen zu. Nach geltendem Recht kann der Bund diese nur im Einvernehmen mit den Kantonen 
übernehmen (Art. 9 Abs. 1 AIG). 

ZH Die Systematik des E-BAZG-VG ist unverständlich und sollte überarbeitet werden: Der Zweckartikel des E-BAZG-VG verweist 
unter Nennung von Grundlagen wie Bekämpfung von grenzüberschreitender Kriminalität und illegaler Migration, Beitrag zur 
Wahrung der inneren Sicherheit auf den Aufgabenbereich des BAZG. Die Aufgaben des BAZG werden jedoch 
merkwürdigerweise erst weit hinten im Gesetz unter dem 10. Titel behandelt. Dadurch sind die Ausführungen in den vorderen 
Teilen des E-BAZG-VG vor allem mit Bezug auf die Aufgaben des BAZG selbst für juristisch geschulte Personen schwer 
verständlich. Die Aufgaben des BAZG sind insgesamt zu wenig konkret und nicht klar abgegrenzt umschrieben. Für ein 
bewaffnetes Vollzugsorgan ist es besonders wichtig, dass die Mitarbeitenden ohne Weiteres feststellen können, worauf sich ihre 
Tätigkeit stützt und insbesondere wozu sie berechtigt sind.  

ZH       

ZH 
      

ZH       

ZH       

ZH       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

ZH 
1       b 

Beim Vergleich des heutigen Art. 1 ZG mit Art. 1 E-
BAZG-VG fällt auf, dass neu die Themen im Bereich 
Sicherheit gegebenüber den rein zollrechtlichen Themen 
deutlich an Raum gewonnen haben. Die neue 
Ausrichtung des BAZG auf Sicherheitsaufgaben lehnen 
wir aus folgenden Gründen ab:  
 
Erstens vermischt sich dadurch das rein fiskal-politische 
Interesse der Schweiz an der Durchsetzung des 
Zollrechts mit dem Dispositiv zur inneren Sicherheit der 
Schweiz. Dies führt zu einer vollzugsrechtlich schwer 
überblickbaren Gemengenlage, die auch unter einer 
gemeinsamen Führung kaum zu steuern ist.  
 
Zweitens wird dadurch unter dem Anschein des 
zollrechtlichen Vollzugs eine Behörde geschaffen, die 
umfassende und teilweise diejenigen der kantonalen 
Polizeikorps übersteigende polizeiliche Befugnissen hat. 
 
Drittens stehen die polizeilichen Befugnisse des BAZG im 
Ergebnis in direkter Konkurrenz zu den Aufgaben der 
kantonalen Strafverfolgungsbehörden (Polizei und 
Staatsanwaltschaften). 
 
Als Grundlage der polizeilichen Befugnisse des BAZG 
wird wiederholt die abgabenrechtliche Sachzuständigkeit 
des BAZG vorgegeben. Allerdings ist diese in der 
alltäglichen Kontrolltätigkeit des BAZG nicht von den 
originären Polizeikompetenzen der Kantone zu 
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unterscheiden. Kontrolliert das BAZG eine Person im 
Grenzraum unter abgabenrechtlichen Kriterien und stellt 
es einen strafrechtlich relevanten Sachverhalt fest, so 
spielt die abgabenrechtliche Sachzuständigkeit keine 
Rolle mehr. Die Kontrolle mag ursprünglich zollrechtlich 
motiviert sein, doch was schliesslich festgestellt wird, ist 
zunächst ungewiss und oftmals von strafrechtlicher und 
nicht abgabenrechtlicher Relevanz. Damit fällt die 
Tätigkeit in vielen Fällen in die originäre Zuständigkeit der 
kantonalen Polizeikorps und Staatsanwaltschaften. Die 
abgabenrechtliche Sachzuständigkeit des BAZG hat aber 
in diesen Fällen faktisch keine Bedeutung mehr. Das 
BAZG hat dann gleich viele oder noch mehr Befugnisse 
als die Polizei. 
 

Der «Aufgabenbereich» des BAZG steht undefiniert am 
Anfang des Entwurfs in Art. 1 E-BAZG-VG: Gemäss Bst. 
b soll darin – im noch unklaren Aufgabenbereich des 
BAZG – die Bekämpfung von grenzüberschreitender 
Kriminalität und illegaler Migration stattfinden. Beides fällt 
gerade nicht in die originäre Zuständigkeit des Zolls, 
sondern der Polizei der Kantone bzw. des Bundes 
(fedpol). Der Aufgabenbereich des BAZG muss daher 
klarer definiert und abgegrenzt werden. Dies betrifft den 
Zweckartikel und die Umschreibung der Aufgaben des 
BAZG in Art. 103 ff. E-BAZG-VG. Das E-BAZG-VG sollte 
generell das Primat der kantonalen Polizeikoprs 
respektieren. 

ZH 
2 1 b 

Gemäss Bericht des Bundesrates vom 13. September 
2019 zum Postulat der Finanzkommission des 
Nationalrates (17.3361) wirkt die EZV durch Kontrollen im 
Warenverkehr beim Vollzug von rund 400 
nichtabgabenrechtlichen Erlassen mit. Weiter wird im 
Bericht ausgeführt, dass bei Kontrollen im 
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Personenverkehr weitere Vollzugsaufgaben durch die 
EZV wahrgenommen werden und diese den 
nichtabgaberechtlichen Vollzugsaufgaben gleichzusetzen 
seien. Als Beispiele werden Erlasse wie AIG, BetmG, WG 
genannt, die in der Regel nicht zu den originären 
Aufgaben der EZV gehören, sondern polizeiliche 
Aufgaben sind, die von Kantonen mittels 
Verwaltungsvereinbarung auf die EVZ übertragen 
wurden.  

Mit der vorgesehenen Vermischung von 
nichtabgabenrechtlichen Vollzugsaufgaben im Personen- 
und Warenverkehr in Art. 2 Abs. 1 Bst. b E-BAZG-VG 
erhalten sämtliche Regelungen des Entwurfs einen 
unklaren und nicht klar abgegrenzten Gegenstand, der 
teilweise in die Polizeihoheit der Kantone eingreift. 

ZH 
6       e 

In Art. 6 des neuen Gesetzes wird für die für den Zoll 
relevanten Territorien definiert, was für die örtliche 
Zuständigkeit von Bedeutung ist. Gemäss Bst. e soll die 
Breite des sogenannten Grenzraums, des 
Geländestreifens entlang der Zollgrenze, nicht mehr im 
Einvernehmen mit dem Grenzkanton, sondern nach 
dessen Anhörung einseitig durch das EFD festgelegt 
werden. Damit bestimmt letztlich das BAZG, wie tief es in 
den Grenzkanton hinein operieren darf. Diese 
Kompetenzverschiebung untergräbt die 
sicherheitspolizeiliche Selbstbestimmung des örtlich 
zuständigen Polizeikorps. Diese Kompetenzverschiebung 
lehnen wir entschieden ab. 

      

ZH 
64 1       Mit der vorliegenden Generalklausel zur Zulässigkeit der 

Bearbeitung von Personendaten zusammen mit der in 
Abs. 2 beschriebenen fast unbeschränkten Kompetenz 
zur Bearbeitung besonders schützenswerter 
Personendaten wird die Kompetenz des BAZG zur 
Bearbeitung von Daten und insbesondere auch von 
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besonders schützenswerten Personendaten massiv 
ausgeweitet.  

ZH 
64 2       Die massive Ausweitung der Kompetenz zur Bearbeitung 

besonders schützenswerter Personendaten widerspricht 
der Darstellung im erläuternden Bericht. Danach sollen 
die Kompetenz zur Bearbeitung von Personendaten im 
gleichen Umfang wie im Zollgesetz ins neue Recht 
übergeführt werden. Der direkte Vergleich dieser 
Bestimmung mit Art. 110a Abs. 2 und 3 ZG zeigt aber, 
dass mit der vorliegenden Bestimmung dem BAZG weit 
mehr Kompetenzen eingeräumt werden als bisher. 
Erlaubt Art. 110a Abs. 3 Bst. b ZG etwa die Bearbeitung 
von Angaben zur Religionszugehörigkeit, so wird dies 
vorliegend auf Daten über religiöse, weltanschauliche 
oder politische Ansichten oder Tätigkeiten ausgeweitet. 
Ebenso geht der Bearbeitungszweck sehr viel weiter. 
Dürfen heute Angaben zur Religionszugehörigkeit nur 
bearbeitet werden, sofern dies für die Strafverfolgung 
ausnahmsweise notwendig ist, so soll dies neu für einen 
weiten Katalog von Zwecken wie etwa die Kontrolle von 
Waren oder den Vollzug nichtabgabenrechtlicher Erlasse 
des Bundes usw. möglich sein. Dasselbe gilt für Angaben 
zur Intimsphäre und zur Gesundheit. Die vorliegende 
Aufteilung der besonders schützenswerten 
Personendaten in Kategorien schränkt die 
Datenbearbeitung nicht ein. So sind zum einen die 
Auflistungen in Bst. b, c und d deckungsgleich. Zum 
anderen sind die überall enthaltenen Begriffe der 
Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität und 
der illegalen Migration, des Vollzugs 
nichtabgabenrechtlicher Erlasse des Bundes oder der 
nationalen und internationalen Rechtshilfe so weit 
gefasst, dass praktisch bei allen Tätigkeiten des BAZG 
auf diese Daten gegriffen werden kann. 
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Aus datenschutzrechtlicher Sicht fehlt es bei dieser 
Bestimmung am Erfordernis der hinreichenden 
Bestimmtheit. Weiter fehlen die Angaben, zu welchem 
Zweck die Daten jeweils bearbeitet werden dürfen. 
Zudem stellt sich angesichts des Ausmasses der zu 
sammelnden Daten, die Frage der Verhältnismässigkeit. 
Der Gesetzestext bedarf daher der eingehenden 
Überprüfung und Anpassung an die 
datenschutzrechtlichen Anforderungen. 

ZH 
69             

In Art. 69 E-BAZG-VG wird der Zugriff von Dritten auf 
Datenbanken des BAZG und die Datenbekanntgabe an 
Dritte geregelt. In den letzten zwei Sätzen der 
Erläuterungen zu diesem Artikel wird – ohne einen klaren 
Bezug zu dieser Bestimmung und ohne weitere 
Kommentierung – erwähnt, dass der Nachrichtendienst 
des Bundes (NDB) seinerseits dem BAZG Zugriff auf den 
IASA-Index gewähren werde. 
 
Die weit gefasste Zweckbestimmung des E-BAZG-VG in 
Kombination mit den ausufernden Kompetenzen zur 
Datenbearbeitung mit Zugriff auf eine Datenbank des 
NDB bestätigt die Feststellung, dass der 
Gesetzesentwurf und seine Bestimmungen nicht 
verfassungskonform sind. 

Falls der Gesetzgeber sich entschliessen sollte, die 
weitreichenden Zugriffsbefugnisse so zu belassen, 
beantragen wir, den Zugriff auf diese Daten auch den 
kantonalen Polizeibehörden zuzugestehen: Ergänzung 
von Bst. d mit «…Gefahrenabwehr und Verhinderung von 
Straftaten (Prävention)».  

      

ZH 
72 1       

Es fehlt die Definition der Risikoanalyse. Es bleibt nicht 
nachvollziehbar, was unter einer Risikoanalyse zu 
verstehen ist, welche Risiken analysiert werden, wie und 
in welchen Fällen eine Risikoanalyse durchgeführt wird. 
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Die Risikoanlyse bedarf einer entsprechenden und 
hinreichend bestimmten Umschreibung.  

ZH 
72 2       

Obwohl die Risikoanalyse und der darauf basierte 
Einsatz von Ressourcen durchaus seine Berechtigung 
hat, ist es äusserst fraglich, weshalb das BAZG dafür 
besonders schützenswerte Daten gemäss Art. 64 Abs. 2 
E-BAZG-VG – mithin Daten über religiöse, 
weltanschauliche oder politische Ansichten oder 
Tätigkeiten – bearbeiten soll. Auf dieser Grundlage liesse 
sich sogar eine eigentliche nachrichtendienstliche 
Datenbank legitimieren. Solche Befugnisse dürfen einer 
abgabenrechtlich motivierten Behörde nicht zufallen. Wir 
lehnen dies ab. 

Ohne den Begriff der Risikoanalyse zu definieren oder 
einzugrenzen, soll dem BAZG nach Art. 72 Abs. 2 E-
BAZG-VG Profiling ermöglicht werden. Dies wiederum 
unter Verwendung von besonders schützenswerten 
Personendaten, einschliesslich Daten über religiöse, 
weltanschauliche oder politische Ansichten oder 
Tätigkeiten. Datenbasiertes, systematisches und 
verdachtsunabhängiges Profiling darf ausschliesslich 
Behörden mit originärer Zuständigkeit für die innere 
Sicherheit, namentlich Nachrichtendiensten und der 
Polizei, zur Verfügung stehen. Nur sie geniessen dafür 
die demokratische Legitimation auf Stufe Bund und 
Kantone und unterstehen den entsprechenden Aufsichts- 
und Kontrollorganen. 

      

ZH 
77             Art. 77 und 78 umschreiben die Befugnis des BAZG zu 

Kontrollen von Personen, Waren und Transportmitteln 
und wo diese durchgeführt werden. Dabei bleibt unklar, 
ob es sich um eine Aufgabe, eine Kompetenz oder ein 
Instrument zur Aufgabenerfüllung handelt.  
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Wird der Zweck der Kontrollen aus den allgemeinen, sehr 
weit gefassten Bestimmungen des BAZG-VG 
erschlossen, bedeutet dies, dass gestützt auf Art. 77 
Abs. 2 Bst. a in Verbindung mit Art. 78 Bst. b in der 
ganzen Schweiz Personen unabhängig vom 
Warenverkehr kontrolliert werden könnten, die im 
Verdacht stehen, sich kriminell betätigt zu haben. Dies 
wäre jedoch mit der kantonalen Polizeihoheit nicht 
vereinbar. 

Art. 77 Abs. 1 E-BAZG-VG behält Personenkontrollen 
nach AIG ausdrücklich vor. Art. 78 Bst. b Ziff. 2 E-BAZG-
VG weist in widersprüchlicher Weise dazu die Kontrolle 
von Personen, die im Verdacht stehen, illegal in die 
Schweiz einzureisen, gleichwohl unbesehen dem BAZG 
zu. Dies lehnen wir ab. Denn der Vollzug des AIG, das 
die Legalität der Einreise einer Person abschliessend 
regelt, ist den Kantonen vorbehalten. Die Delegation 
dieser Aufgaben an das BAZG, wie dies in Art. 77 Abs. 1 
Bst. b E-BAZG-VG vorgesehen ist, entspricht nicht dem 
Sinn des AIG. Vgl. dazu auch unsere Ausführungen zu 
Art. 105 E-BAZG-VG. 

ZH 
78             vgl. Bemerkungen zu Art. 77       

ZH 
85             In dieser Bestimmungen werden die Befugnisse des 

BAZG aufgeführt, während die eigentlichen Aufgaben 
des BAZG erst in Art. 103 ff. E-BAZG-VG geregelt 
werden. Dies ist gesetzessystematisch ungeschickt. Eine 
solche Gesetzessystematik führt leicht zu 
Fehlinterpretationen und Missverständnissen. 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben werden dem BAZG 
weitreichende Überwachungs- und 
Zwangsanwendungskompetenzen zugestanden, unter 
anderem auch zur Kontrolle von verdächtigen Personen 
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in der gesamten Schweiz betreffend fehlende 
Berechtigung zum Grenzübertritt und Aufenthalt in der 
Schweiz (Art. 85 Bst. f E-BAZG-VG). Die Aufgaben des 
BAZG sind konkret zu definieren und auf die Kontrolle 
des Grenz- und Warenverkehrs bzw. die Verhinderung 
der grenzüberschreitenden Kriminalität im 
Zusammenhang mit Zolldelikten zu beschränken. 
Sämtliche weiteren Aufgaben, insbesondere die 
Überwachung des Kontrollgebiets (ganze Schweiz) sowie 
die Fahndung nach Personen ohne Zusammenhang mit 
dem Grenz- und Warenverkehr, sind grundsätzlich den 
Polizeikorps vorzubehalten. 

ZH 
85       c 

Gemäss erläuterndem Bericht zu Art. 85 Bst. c E-BAZG-
VG soll das BAZG die Fahrtüchtigkeit von Fahrzeugen 
kontrollieren können. Damit sind auf dem Gebiet der 
Kantone verkehrspolizeiliche Kontrollen ohne Bezug zum 
Warenverkehr oder Grenzübertritt möglich. Dies lehnen 
wir ab. Die Verkehrsvollzugspolizei ist im Grundsatz 
ebenfalls Sache der Kantone.  

      

ZH 
85       f Abzulehnen ist sodann die in Art. 85 Bst. f E-BAZG-ZG 

vorgeschlagene Zuweisung der Befugnis zur Prüfung der 
Identität, der Berechtigung zum Grenzübertritt und zum 
Aufenthalt in der Schweiz (grenzpolizeiliche 
Personenkontrolle). Die Befugnis ist gemäss Art. 9 AIG 
den Kantonen vorbehalten.  

      

ZH 
87             Art. 87 E-BAZG-ZG ermächtigt das BAZG, geeignete 

Einsatz- und Zwangsmittel einzusetzen. Dazu wird im 
erläuternden Bericht ausgeführt, dass das BAZG auch 
Fernmeldetechnik einsetzen kann wie Störsender zur 
Unterbrechung der Kommunikation von Drohnen oder zur 
Neutralisierung von Ortungs- und 
Überwachungssystemen, z.B. im Zusammenhang mit 
Betäubungsmitteldelikten.  
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Diese und alle weiteren nichtabgabenrechtlichen Delikte 
fallen unter das Regime der Strafprozessordnung (StPO). 
Jegliche Zwangsmassnahmen haben nach der StPO zu 
erfolgen. Das BAZG ist keine Strafverfolgungsbehörde 
nach StPO. Solche Befugnisse des BAZG lehnen wir ab. 
Nicht auszudenken wären die Konsequenzen, wenn ein 
Polizeikorps gleichzeitig mit Fernmeldetechnik im 
entsprechenden Gebiet Ermittlungen tätigt und diese 
Massnahmen gestört würden.  

ZH 
90             

Gemäss Art. 90 E-BAZG-VG sollen speziell ausgebildete 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BAZG die Befugnis 
erhalten, die Erstellung von DNA-Profilen anzuordnen, 
falls aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, 
eine Person habe bestimmte Widerhandlungen 
begangen oder werde sie begehen. Damit folgt der 
Entwurf des BAZG-VG dem zurzeit vorliegenden 
Revisionsentwurf der StPO. Dazu haben wir Folgendes 
zu bemerken: 
 
Erstens wird die DNA-Profil-Erstellung unter dem Titel 
«Feststellen und Festhalten der Identität einer Person» 
aufgeführt, obwohl das DNA-Profil-Erstellung gemäss 
Art. 90 Abs. 2 Bst. b E-BAZG-VG nur im Zusammenhang 
mit einem begangenen oder zukünftigen Delikt erfolgen 
darf. Diese systematsiche Unklarheit sollte behoben 
werden. 
 
Zweitens ist die DNA-Profil-Erstellung zur Aufklärung und 
Verhinderung von Delikten eine strafprozessuale 
Zwangsmassnahme. Sie ist zum Zwecke der 
Strafverfolgung für alle zuständigen Behörden bereits 
abschliessend in der StPO und im DNA-Profil-Gesetz 
geregelt. Für eine parallele Regelung besteht weder 
Bedarf noch Raum. 
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ZH 
98             Wir lehnen Aufklärungsbefugnisse des BAZG im 

virtuellen Raum entschieden ab.  
      

ZH 
99             Unter fiktiver Identität – wobei es völlig unklar bleibt, ob 

eine einfache Spruchlegende oder sogar 
urkundengestützte Legenden, die gemäss StPO der 
richterlichen Genehmigung bedarf, verwendet werden 
sollen – werden mit dieser Bestimmung virtuell oder reale 
Scheinkäufe ermöglicht. Dies lehnen wir entschieden ab. 

Die Einschränkung auf den Zuständigkeitsbereich des 
BAZG bleibt stets ohne Wirkung, da wohl immer zuerst – 
und vermutlich bereits unter Legendierung – erforscht 
werden muss, ob überhaupt eine Zuständigkeit vorliegt. 
Wer im virtuellen Raum operiert, muss originäre und 
umfassende polizeiliche und strafprozessuale Befugnisse 
haben. Der Einsatz von verdeckten Fahnderinnen und 
Fahndern und verdeckten Ermittlerinnen und Ermittlern 
ist strafprozessual streng reguliert und unter jahrelanger 
Rechtsprechung definiert. Wenn eine weitere Behörde 
gestützt auf wenige und unklare Bestimmungen in 
diesem Bereich aktiv wird, besteht das Risiko von 
Urteilssprüchen, die sich einschränkend auf die 
polizeilichen Tätigkeiten auswirken. 

      

ZH 
103             

Ohne die Gesetze einzeln aufzulisten oder zu 
konkretisieren, weist Art. 103 E-BAZG-VG dem BAZG 
den Vollzug abgabenrechtlicher und 
nichtabgabenrechtlicher Gesetze zu. Die Aufgaben 
werden damit jedoch nicht klar umschrieben, was jedoch 
unbedingt erforderlich ist.  

      

ZH 
104             Mit Art. 104 E-BAZG-VG werden insbesondere im 

Grenzraum parallele sicherheitspolizeiliche 
Zuständigkeiten von Polizei und BAZG geschaffen. Wir 
lehnen dies ab.  

      



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

15/29 

 
 

ZH 
104 1       

Art. 104 Abs. 1 Satz 1 E-BAZG-VG ist sprachlich 
missglückt. Die unscharfe Umschreibung der Aufgaben 
des BAZG zieht sich durch das ganze E-BAZG-VG 
hindurch. Es wird also nicht erwähnt, welche 
Sicherheitsaufgaben dem BAZG konkret zukommen. 
Stattdessen wird in dieser Bestimmung lediglich ein Teil 
des Zweckartikels (Art. 1 Bst. b E-BAZG-VG) wiederholt. 

      

ZH 
105             Art. 105 E-BAZG-VG regelt die Übernahme kantonaler 

polizeilicher Aufgaben durch das BAZG analog dem 
geltenden Recht. Dies ist problematisch und müsste 
zumindest auf polizeiliche Bagatellbereiche eingegrenzt 
werden. Das geltende Verfassungsrecht verbietet es, die 
bestehende Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Kantonen mittels vertraglicher Vereinbarungen zu 
modifizieren oder zu verwässern.  

      

ZH 
125             In Art. 125 E-BAZG-VG wird eine generelle Editionspflicht 

von Transportunternehmen und Infrastrukturbetreibern 
gegenüber dem BAZG festgelegt. Alle Unterlagen und 
Aufzeichnungen – wohl auch besonders schützenswerte 
Personendaten –, die für die Kontrollen durch das BAZG 
von Bedeutung sein könnten, sind herauszugeben. Durch 
den weitreichenden Zweck des E-BAZG-VG und die über 
das Abgaberecht hinausgehenden Befugnissen erhält 
das BAZG pauschal und verdachtsunabhängig Zugriff auf 
Aufzeichnungen, die später zur Strafverfolgung 
verwendet werden können. Damit ist das BAZG 
gegenüber den kantonalen Polizeibehörden 
beispielsweise bei Flugpassagier-, Zug- oder 
Fernbusdaten im Vorteil. Sollte an dieser Bestimmung 
festgehalten werden, wäre analog zu Art. 69 Abs. 1 Bst. d 
E-BAZG-VG zu ergänzen, dass das BAZG den 
kantonalen Polizeibehörden für die Gefahrenabwehr, 
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Verhütung und Aufklärung von Straftaten Zugriff auf die 
Unterlagen und Aufzeichnungen gewährt. 

ZH 
                              

ZH 
                              

ZH 
                              

ZH 
                              

ZH 
                              

ZH 
                              

ZH 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

ZH 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
Das BAZG-VG ist ein Rahmengesetz, das sämtliche Verfahren 
vereinheitlichen soll. Damit erscheint es sinnvoll, für sämtliche Abgaben 
eine entsprechend gleiche Berücksichtigung der Straflosigkeit bei 
Geringfügigkeit anzuwenden. Damit wird die bisherige Praxis 
weitergeführt und diese mit Bst. b vor allem mit Bezug auf Deklarantin-
nen und Deklaranten ergänzt. 

ZH 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

ZH             

ZH             

ZH             

ZH             

ZH             

ZH             

ZH             

ZH             

ZH             

ZH             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

ZH 
DNA-
Profil-
Gesetz 

7 2       Gemäss erläuterndem Bericht (S. 126) erfolgt die 
vom BAZG angeordnete Probenahme und 
Erstellung des DNA-Profils nicht im Rahmen 
eines Strafverfahrens, sondern präventiv. Es soll 
auch nicht die Pflicht bestehen, innerhalb einer 
bestimmten Zeit gegen die betroffene Person 
eine Strafuntersuchung zu eröffnen. Im 
Widerspruch dazu heisst es im Entwurf zu Art. 7 
Abs. 2 des DNA-Profil-Gesetzes, dass nicht nur 
bei der Anordnung durch die Polizei, sondern 
auch bei einer Anordnung der Probenahme durch 
das BAZG die betroffene Person über ihr Recht 
zu informieren ist, diesen Entscheid bei der 
Strafuntersuchungsbehörde anfechten zu 
können. Die Probenahme soll weiter nur 
vorgenommen werden, wenn die 
Strafuntersuchungsbehörde den Entscheid 
bestätigt. Dieser gesetzestechnische 
Widerspruch ist Ausdruck der Vermischung der 
Aufgaben und Befugnisse der Polizei und des 
BAZG. Es fragt sich, ob der Rechtsschutz 
gegenüber Anordnungen des BAZG tatsächlich 
bei der Strafuntersuchungsbehörde zu suchen 
ist. Konsequenterweise müsste bezüglich 
Rechtsschutz gegenüber Anordnungen des 
BAZG Art. 7 Abs. 2 des E-DNA-Gesetzes auf 
Art. 57 ff. BAZG-VG verweisen.  
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ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
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ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
                                    

ZH 
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ZH 
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ZH 
                                    

ZH 
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ZH 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

ZH 
                        

ZH 
                        

ZH 
                        

ZH 
                        

ZH 
                        

ZH 
                        

ZH 
                        

ZH 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

ZH 
                              

ZH 
                              

ZH 
                              

ZH 
                              

ZH 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

ZH 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  

 
 
 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 
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Vernehmlassung:  

Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des 

grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und 

Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des 

Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie haben uns eingeladen, zur obengenannten Vernehmlassung Stellung zu nehmen. Für diese Gelegenheit 
zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 

Allgemeine Bemerkungen 

Die Schweiz verfügt über eine hochinnovative, spezialisierte Wirtschaft, die stark exportorientiert ist. Ein 
effizienter, reibungslos funktionierender grenzüberschreitender Warenverkehr ist deswegen für die Schweiz 
von absoluter Priorität. Um die Attraktivität und die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Schweiz 
weiterhin zu gewährleisten soll das Zollwesen in die nächste Entwicklungsstufe geführt und umfassend 
digitalisiert werden.  
Die CVP begrüsst es, dass der Bund das Potential und die Chancen neuer Technologien erkennt und diese 
sinnvoll nutzen will, um damit effiziente Grenzprozesse sicherzustellen und unnötige Schranken abzubauen. 
Aus Sicht der CVP bietet die Ausgestaltung und Abwicklung des Zollwesens eine optimale Möglichkeit, dass 
sich der Staat gezielt an den Bedürfnissen der Unternehmen und Privatpersonen orientiert, um gut 
funktionierende Prozesse zu entwickeln.  

Umbau - Nicht Ausbau 

Was bereits im laufenden Vernehmlassungsverfahren von verschiedenen Kantonen erkannt worden ist, 
stellte auch die CVP fest. Die Handlungskompetenzen des neuen Bundesamtes für Zoll und Grenzsicherheit 
im Bereich Kriminal- und Sicherheitspolizei werden massiv ausgebaut. Das bedeutet gleichzeitig, dass die 
kantonalen polizeilichen Kompetenzen für die innere Sicherheit tangiert oder gar beschnitten werden. So 
sollen beispielsweise Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BAZG mit weitreichenden polizeilichen 
Befugnissen ausgestattet werden oder der Grenzraum in einem Grenzkanton nicht mehr mit dem 
Einvernehmen des jeweiligen Kantons bestimmt werden, sondern nur noch nach dessen Anhörung.  

Dieses Gesetzesprojekt führt offensichtlich zu weitreichenden Kompetenzfragen resp. -abgrenzungen 
zwischen Bund und Kantonen. Damit ist für die CVP klar, dass die Weiterentwicklung dieser Vorlage nur in 
enger Zusammenarbeit mit den Kantonen erfolgen kann und es die offenen Fragen sowie die zahlreichen 
Bedenken dringend zu klären gilt. Der Erfolg eines derart umfassenden Projekts bedingt eine starke 
Kooperation über alle Staatsebenen hinweg. Sollte dies nicht der Fall sein, droht aus Sicht der CVP ein 
Scheitern der Vorlage. Es erscheint wichtig, dass das eigentliche Ziel dieser Vorlage nicht aus den Augen 
verloren wird, nämlich Zollabwicklungsprozesse zu modernisieren, besser zu strukturieren und insgesamt 
eine Vereinfachung des Systems für Unternehmen sowie für die Bürgerinnen und Bürger zu ermöglichen. 

Infolgedessen muss auch die Frage geklärt werden, ob Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor dem Hintergrund 
des DaziT-Programmes neu vermehrt Sicherheitsaufgaben wahrnehmen sollen. So wird beispielsweise 
vorgeschlagen, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BAZG neu Scheinkäufe zur Aufdeckung von 
Straftaten im Zusammenhang mit der Umgehung von Einfuhrvorschriften tätigen können, wobei die 
Einschränkung von Art. 293 StPO der verdeckten Ermittlung zu beachten ist. Auch sollen Mitarbeiterinnen 

http://www.cvp.ch/
mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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und Mitarbeiter des BAZG neu die Kompetenz erhalten, zur Erfüllung ihrer Aufgaben unmittelbaren Zwang 
gegen Menschen, Tiere und Sachen ausüben zu können, wobei es erlaubt sein soll, auf geeignete Mittel, wie 
Waffen, zurückzugreifen. 
Aus Sicht der CVP stellen sich dabei gleich mehrere Fragen. Diese Scheinkäufe sind rechtssystematisch als 
verdeckte Fahndung gemäss Art. 298a ff. StPO zu qualifizieren. Deswegen müssen zwingend auch dieselben 
gesetzlichen Voraussetzungen wie bei der verdeckten Fahndung zur Anwendung gelangen, was 
beispielsweise bedeuten würde, dass ein länger andauernder Einsatz solcher Scheinkäufe durch die 
Staatsanwaltschaft genehmigt werden müsste. Auch gilt es bei dieser umfassenden Umgestaltung zwingend 
die die Anliegen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BAZG zu berücksichtigen. Die Ausübung von 
Zwang und der Dienst unter der Waffe könnte für viele zu einer enormen Belastung werden.  

Ob dieser Umbau der Eidgenössischen Zollverwaltung zum Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit 
tatsächlich mit den ursprünglichen Zielen des DaziT-Programmes vereinbar ist, wird von der CVP in Frage 
gestellt. Auch müssten durch die deutliche Aufgabenerweiterung des BAZG verschiedene rechtsstaatliche 
Fragen geklärt werden. 

Aus Sicht des Datenschutzes stellt der der Übergang zum digitalen Zollwesen eine immense 
Herausforderung dar. Für die CVP ist deswegen klar, dass der Schutz und die Sicherheit der Daten an 
oberster Stelle stehen müssen und der Bund diesbezüglich keine Kosten und Aufwendungen scheuen darf.  

Übergangsphase 

Die umfassende Umstrukturierung wird nicht nur von Seiten des Bundes ein immenser Ressourcenaufwand 
verlangen, sondern auch Unternehmen werden dazu veranlasst, grössere Investitionen in Infrastruktur und 
Personal zu tätigen. Aus Sicht der CVP stellt sich dabei die Frage, inwiefern der Staat von Unternehmen 
verlangen kann, gewisse Vorleistungen im Sinne von unternehmensinternen digitalisierten Prozessen 
bereitzustellen, damit diese dann eine vom Staat auferlegte Pflicht erfüllen können. Dabei gilt es festzuhalten, 
dass diese Bringschuld nicht nur Unternehmen sondern auch Privatpersonen (z.B. digitale Abwicklung von 
Formalitäten können Roaming Kosten auslösen) auferlegt würde. 

Dass der Staat in neue Technologien investieren und die sich daraus ergebenden Effizienzsteigerungen 
nutzen muss, steht für die CVP ausser Frage. Allerdings dürfen der Gesellschaft und Wirtschaft keine hohen 
oder gar unüberwindbaren Hürden in den Weg gestellt werden, um den Anforderungen des digitalen 
Zollwesens genügen zu können. Der Übergang zum vollkommenen digitalen Zollwesen wird seine Zeit 
brauchen, wobei es wichtig ist, dass sich der Staat seiner hoheitlichen und gleichzeitig aktivierenden 
Dienstleisterrolle bewusst ist.  
 
Wir danken Ihnen für die wohlwollende Prüfung unserer Stellungnahme und stehen bei Rückfragen jederzeit 
gerne zur Verfügung. 
 

CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ 

 

Sig. Gerhard Pfister Sig. Gianna Luzio 
Präsident der CVP Schweiz Generalsekretärin CVP Schweiz 
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Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle 

des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und 

Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes 

(ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 

Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Für Ihre Einladung zur Vernehmlassung oben genannter Vorlage danken wir Ihnen. Gerne geben wir 
Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis. 

 

FDP.Die Liberalen nimmt die Vorlage grundsätzlich an, fordert aber einige Präzisierungen, welche 
untenstehend ausgeführt werden. Zu begrüssen sind die Stossrichtungen der Vorlage, welche einen 
vereinheitlichten, vereinfachten und digitalisierten Prozess, eine Online-Plattform zur Abwicklung und 
eine optimale Zusammenarbeit der beteiligten Akteure anstrebt. Wir fordern seit Jahren, dass der 
Zollprozess effizienter gestaltet und umfassend Digitalisierung wird, damit unnötige Kosten im Handel 
und im grenzüberschreitenden Einkauf beseitigt werden (bspw. 17.3417, 17.3298, 16.4016).  

Insbesondere die Reduktion der Regulierungskosten, welche im Bericht auf -125 Mio. CHF jährlich 
geschätzt werden, ist längst überfällig. Die Digitalisierung bietet viel Potential, um die 
grenzüberschreitenden Handelsbeziehungen einfacher und kostengünstiger zu gestalten, was 
schlussendlich dem Konsumenten zu Gute kommt. Der Abbau von Regulierung und Kosten für 
Konsument und Wirtschaft sollte daher im Zentrum dieser Vorlage stehen.  

Es ist klar, dass zur Optimierung der Zollverfahren auch organisationelle Änderungen notwendig werden. 
Wir bedauern aber, dass im erläuternden Bericht dieser Aspekt nur unzureichend aufgezeigt wird. Im 
Zuge der Reorganisation sollten die Kompetenzen, welche die verschiedenen Einheiten der 
Zollverwaltung innehaben, klar definiert werden, gerade auch weil die Zollverwaltung zur Sicherheit und 
Abgabenerhebung weitgehende Befugnisse hat. Die FDP fordert hier detailliertere Informationen und 
Transparenz im weiteren Prozess der Vorlage. Die Bevölkerung muss verstehen können, welche 
Befugnisse die Zollverwaltung hat und auf welcher rechtlichen Grundlage.  

Die FDP nimmt den Datenschutz sehr ernst, daher fordern wir eine Nachbearbeitung der Vorlage im 
Bereich des Datenschutzes. Da die Vorlage deutlich erweiterte Befugnisse im Bereich der 
Datenbearbeitung vorsieht, sind klare Kompetenzregeln für die Bearbeitung von Personendaten 
unabdingbar. Die Datenbearbeitungsbestimmungen sind gemäss Empfehlungen des 
Datenschutzbeauftragten zu konkretisieren für den weiteren parlamentarischen Prozess.  
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und für die Berücksichtigung unserer 
Überlegungen. 

 

Freundliche Grüsse 

http://www.fdp.ch/
mailto:info@fdp.ch
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mailto:rechtsetzunq@ezv.admin.ch
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https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173298
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20164016
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Stellungnahme der Grünliberalen zur Totalrevision des Zollgesetzes 
 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Vorlagen und den erläuternden Bericht zum Gesetz über den Allgemeinen Teil der 
Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bun-
desamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie zur Totalrevision des 
Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) und nehmen dazu wie folgt Stellung: 
 
 
Allgemeine Beurteilung der Vorlage 
Die Grünliberalen setzen sich für ein modernes, effizientes und digitales Zollwesen ein. Alle Verfahren und Pro-
zesse sind so auszugestalten, dass sie für die betroffenen Personen möglichst einfach und unkompliziert sind 
und ohne Medienunterbrüche durchgeführt werden können. Das verbessert die Effizienz in- und ausserhalb der 
Verwaltung und trägt zur Wirtschaftsentwicklung bei. Für die Grünliberalen ist dabei wichtig, dass die rechtsstaat-
lichen Anforderungen an die Verfahren und den Datenschutz vollumfänglich eingehalten werden. 
 
Vor diesem Hintergrund sind die Grünliberalen damit einverstanden, dass das Zollgesetz in ein schlankes Zoll-
abgabengesetz sowie ein separates BAZG-Vollzugsaufaufgabengesetz überführt wird: 
 

• Das Zollabgabengesetz enthält insbesondere die Bestimmungen zur Zollpflicht, zur Zollbemessung so-
wie die Strafbestimmungen. 
 

• Das wesentlich umfangreichere BAZG-Vollzugsaufgabengesetz vereinheitlicht sämtliche Prozesse zur 
Abgabenerhebung und zur Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch 
das künftige Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG). 

 
 
Offene Fragen und Anpassungsbedarf 
Während die Stossrichtung des Zollabgabengesetzes stimmt, wirft das BAZG-Vollzugsaufgabengesetz verschie-
dene Grundsatzfragen auf, die im erläuternden Bericht nicht oder ungenügend beantwortet werden und vertiefter 
dargelegt bzw. in Erlasstext aufgearbeitet werden müssen: 
 

mailto:schweiz@grunliberale.ch
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1. Welche Rolle bzw. welche Aufgaben soll dem künftigen Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit 
(BAZG) innerhalb der schweizerischen Sicherheitsbehörden, namentlich Polizei und Armee, zu-
kommen? Das betrifft zum einen die Abgrenzung gegenüber den anderen Sicherheitsorganen des Bun-
des, insbesondere im EJPD und VBS, und zum anderen gegenüber den Kantonalpolizeien. Es muss 
sichergestellt sein, dass das BAZG zu keiner uniformierten und bewaffneten «Hilfsarmee» wird, sondern 
dass sie sich weiterhin auf ihre Kernaufgaben konzentriert, d.h. das Zollwesen und die Kontrolle der 
Grenzen. Der sehr rudimentäre Artikel 104 VE-BAZG-VE («Sicherheitsaufgaben») genügt zur Klärung 
dieser auch staatpolitisch wichtigen Frage in keiner Art und Weise. 
 

2. Das Gleiche gilt für die Übernahme kantonaler polizeilicher Aufgaben durch das BAZG (Art. 105 
VE-BAZG-VG). In diesem staatspolitisch heiklen Bereich muss das Gesetz einen klaren Rahmen vor-
geben. Das betrifft insbesondere eine genaue Umschreibung und Begrenzung der Aufgaben, die dem 
BAGZ übertragen werden können. Weiter ist zu regeln, welches Verfahrensrecht gilt, wenn das BAZG 
im Auftrag eines Kantons tätig ist. Es darf nicht sein, dass einer beschuldigten Person aus der Aufga-
benübertragung verfahrensrechtliche Nachteile entstehen (Schnittstelle Strafprozessrecht/Verwaltungs-
strafverfahren). 
 

3. Die Grünliberalen teilen die Kritik des Eidg. Datenschutzbeauftragten (EDÖB), dass die Regelung der 
Personendatenbearbeitung im Vorentwurf ungenügend ist. Die Bestimmungen sind zu offen formu-
liert und erlauben es der Bevölkerung nicht einzuschätzen, welche Daten zu welchem Zweck bearbeitet 
werden. Die Grünliberalen verlangen daher, dass die wesentlichen Grundzüge der geplanten Datenbe-
arbeitungen und Schnittstellen im BAZG-VG transparent und klar geregelt werden. Völlig unklar ist auch 
der Inhalt der im Vorentwurf inflationär verwendeten «Risikoanalyse». Es braucht eine Präzisierung, was 
mit dieser Bearbeitungsmethode gemeint ist, die es dem BAZG erlauben soll, besonders schützens-
werte Personendaten zu verarbeiten, einschliesslich solche über die Intimsphäre (!) sowie religiöse, 
weltanschauliche und politische Ansichten und Tätigkeiten (vgl. insbesondere Art. 64 VE-BAZG-VG). 
 

4. Zu Artikel 133 VE-BAZG-VG, der den Verzicht auf die Strafverfolgung regelt (etwa in besonders leich-
ten Fällen), legt der Bundesrat zwei Varianten vor. Die Grünliberalen sprechen sich für Variante 2 und 
damit für einen Verzicht auf eine Spezialnorm aus. Stattdessen sind in den relevanten Gesetzen die 
fahrlässige Abgabengefährdung und die bewusst fahrlässig begangene Ordnungswidrigkeit für straflos 
zu erklären. Für diese Variante spricht, dass sie im Unterschied zur sogenannten «Deklarantenstrafpra-
xis», wie sie bis 2016 galt, eine rechtsgleiche Behandlung sicherstellt und nicht die berufsmässig tätigen 
Zolldeklaranten bevorzugt. 

 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Prüfung unserer Anmerkungen und Vorschläge. 

Bei Fragen dazu stehen Ihnen die Unterzeichnenden sowie unser zuständiges Fraktionsmitglied, Nationalrätin 
Kathrin Bertschy, gerne zur Verfügung. 

 
Mit freundlichen Grüssen 

                    
 
Jürg Grossen Ahmet Kut 
Parteipräsident Geschäftsführer der Bundeshausfraktion 
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Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung 
und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs 
durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabenge-
setz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabga-
bengesetz (ZoG); Vernehmlassungsantwort 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat, 

Sehr geehrte Damen und Herren  

Im Zusammenhang mit der im Titel vermerkten Vernehmlassung haben Sie die GRÜNEN zur Stellung-

nahme eingeladen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, uns zur Vorlage zu äussern.  

Grundsätzliche Einschätzung der Vorlage 

Gegen Umstrukturierungs- und Digitalisierungsvorhaben, mit welchen die Zollbehörden den Herausfor-

derungen des 21. Jahrhunderts begegnen können, ist an und für sich nichts einzuwenden. Das vorlie-

gende Vernehmlassungsvorhaben zielt jedoch in eine andere Richtung: Unter dem Deckmantel einer 

sach- und zeitgerechten sowie effizienten Aufgabenerfüllung soll das neu zu schaffende Bundesamt für 

Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) weitreichende Kompetenzen erhalten. Damit sollen die Zollbehörden 

faktisch mit umfassenden Polizeibefugnissen aus- und zu einer Art bewaffneten «Guardia di Finanza» 

aufgerüstet werden. Hinzu kommen gewichtige datenschutzrechtliche Bedenken, welche Seitens der 

Eidgenössischen Zollverwaltung und des Eidgenössischen Finanzdepartements schlicht ignoriert wer-

den. Die GRÜNEN zeigen sich äusserst irritiert über den Inhalt dieser Vorlage sowie das Vorge-

hen der Behörden und lehnen das Vorhaben entschieden ab.  

Datenschutzrechtliche Bedenken 

Besonders besorgt sind die GRÜNEN über den fahrlässigen Umgang mit besonders schützenswerten 

Personendaten. Die GRÜNEN teilen die Kritik des Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeits-

beauftragten (EDÖB)1, dass insbesondere die Bestimmungen zur Bearbeitung von Personendaten ge-

wichtige Mängel aufweisen und die vom Datenschutzgesetz verlangte Bestimmtheit vermissen lassen. 

Das BAZG soll gemäss Vernehmlassungsentwurf weitreichende und weitgehend unbestimmte Befug-

nisse zur Erhebung, Bearbeitung, Verwendung und Verknüpfung von Personendaten und besonders 

 

1 Siehe dazu die Mitteilung des EDÖB vom 11.09.2020 „Ungenügende Regelung der Datenbearbeitung in neuem Zollpolizei-
gesetz“ sowie den Beitrag des EDÖB im Schweizer Monat vom Dezember 2020 „Für einen glasklaren Rechtsstaat“.  

mailto:raphael.noser@gruene.ch
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https://www.edoeb.admin.ch/edoeb/de/home/aktuell/aktuell_news.html#353745621
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schützenswerten Personendaten erhalten. Dazu gehören namentlich Daten über religiöse, weltan-

schauliche oder politische Ansichten oder Tätigkeiten, wie auch Daten zur Intimsphäre, zur Gesundheit 

oder der Zugehörigkeit zu einer Ethnie.  

Die GRÜNEN kritisieren, dass die faktisch uneingeschränkte Bearbeitung dieser Daten für die Aufga-

benerfüllung des BAZG weder erforderlich noch verhältnismässig ist, zumal der Zweck und die Notwen-

digkeit weder im erläuternden Bericht noch in der Gesetzesvorlage selbst ausreichend erläutert – ge-

schweige denn überzeugend begründet – werden. Darüber hinaus wird aus dem Gesetzestext nicht 

ersichtlich, worum es sich bei der «Risikoanalyse» handelt, für welche die erwähnten Daten u.a. bear-

beitet werden.  

Angesichts dieser schwerwiegenden Mängel ist für die GRÜNEN auch der unspezifische Verweis auf 

einen fallspezifischen und verhältnismässigen Umgang mit diesen besonders schützenswerten Daten 

weder glaubhaft noch geeignet, die Mängel zu beheben. Stattdessen öffnen die Bestimmungen faktisch 

Tür und Tor für einen massiven, unverhältnismässigen und unnötigen Eingriff in die Privatsphäre sowie 

beispielsweise für Racial Profiling. Überdies ist der angestrebte «agile und flexible» Einsatz der Mitar-

beiter*innen, mit welchem die diffusen Zugriffsrechte auf die Informationssysteme begründet werden, 

nicht vertrauensbildend. Genau so wenig wie die Tatsache, dass die vom EDÖB bereits in der Ämter-

konsultation angesprochenen Mängel in Bezug auf den Datenschutz bei der Ausarbeitung der Ver-

nehmlassungsvorlage offenbar komplett ignoriert wurden.   

Angesichts all dieser groben datenschutzrechtlichen Mängel und Vorbehalte lehnen die GRÜNEN die 

vorliegende Gesetzesrevision ganz grundsätzlich ab. Wir verzichten denn auch auf eine detaillierte 

Stellungnahme zur Vorlage, möchten aber dennoch spezifisch auf drei weitere heikle Punkte hinweisen: 

- Art. 6e BAZG-VG: Die Definition des Grenzraums soll neu vom EFD festgelegt werden – nach 

Anhörung der Kantone, aber ohne deren Einvernehmen. Letzteres lehnen die GRÜNEN ab. Die 

Einsatzräume des BAZG müssen zwingend im Einvernehmen mit den Kantonen bestimmt wer-

den. 

- Art. 59 Abs. 1 BAZG-VG: Es ist für die GRÜNEN nicht ersichtlich, wieso Einsprachen einer Risi-

koanalyse unterzogen werden sollen. Diese Bestimmung erlaubt potenziell eine unverhältnismäs-

sige – und somit rechtswidrige – Einschränkung der Verfahrensrechte. Die Bestimmung ist somit 

zu streichen. 

- Die GRÜNEN kritisieren den massiven Ausbau der polizeilichen Befugnisse des BAZG und sei-

ner Mitarbeiter*innen grundsätzlich. Dazu zählt insbesondere auch die zunehmende Bewaffnung 

der Mitarbeiter*innen, welche auch Seitens des Personals auf Widerstand stösst. 

Wir bitten Sie, die Vorlage grundsätzlich zu überarbeiten oder aber auf die geplante Revision zu ver-

zichten. Für Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

Balthasar Glättli      Raphael Noser 

Präsident       Fachsekretär 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SP Schweiz 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SPS 

Adresse : Theaterplatz 4, 3003 Bern 

Kontaktperson : L. Ferrari 

Telefon : 079 391 27 29 

E-Mail : luciano.ferrari@spschweiz.ch 

Datum : 31. Dezember 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

 Siehe dazu unsere ausführliche Darlegung im Begleitschreiben 

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den.SPS 

 

Das neue Gesetz stellt den Grenzschutz in den Vordergrund. Die Zollabfertigung soll weitgehend durch neue Softwareprogramme 
ausgeführt werden. Wir sind jedoch nicht überzeugt, dass die Zollabfertigung vollständig von einer neuen Technologie übernom-
men werden kann. Computergestützte Erfahrungen am Beispiel der Verbrechensbekämpfung der britischen Polizei in Norfolk 
weisen auf gravierende Mängel hin. Solche Erfahrungen müssten dringend in die Evaluation miteinbezogen und öffentlich disku-
tiert werden.  

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

Kompetenzdelegation  
Allgemein fällt auf, dass im Gesetzesentwurf zahlreiche Kompetenzdelegationen vorgesehen sind. Besonders kritisch sind:  
 
1. die künftige Struktur des BAZG  
Das BAZG will sich zur agilen Organisation weiterentwickeln und sich flexibel organisieren. Das neue Bundesamt steht jedoch 
nicht in Konkurrenz zu anderen Verwaltungen, weil es hoheitliche Aufgaben erfüllt. Verlässliche Strukturen sind nicht nur für das 
Personal, sondern auch für die Wirtschaft unerlässlich.  
 
2. die Bewaffnung  

Die angestrebte Weiterentwicklung hin zu einem Sicherheitsorgan hat nicht nur für das Sicherheitsgefüge der Schweiz weiterei-
chende Folgen, sondern auch für das Personal. Die Absicht das Personal der Handelswarenzollabteilung zu bewaffnen, hat 
grosse Unruhe hervorgerufen. Nicht alle wollen sich bewaffnen lassen und nicht alle sind geeignet dazu. Dasselbe gilt für die Zoll-
fahndung. Wir befürchten, dass auf das Personal grossen Druck ausgeübt wird, sich bewaffnen zu müssen.  

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

Service Public  

Der Service Public Gedanke tritt aus unserer Sicht allzu stark in den Hintergrund. Service Public heisst für uns die unabhängige 
und zuverlässige Präsenz der Verwaltung für die Wirtschaft, die KMUs und die Schweizer Bevölkerung. Denn die Sichtbarkeit und 
die physische Präsenz spielen eine nicht zu unterschätzende Rolle im Sicherheitsgefühl der Bürger und Bürgerinnen. Das allei-
nige Vertrauen in digitale Systeme führt dazu, dass ein Teil der Bevölkerung abgehängt wird.  

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

Datenschutz  

In den Artikeln 64-66 erhalten die neuen BAZG-Mitarbeitenden den Auftrag und die Kompetenz viele Daten zu sammeln. Dabei 
geht es um besonders schützenswerte Personendaten. Wir beantragen eine weitgehende Streichung von Art. 64. Denn diese 
Daten werden vom Nachrichtendienst und der Polizei bereits gesammelt und bereitgestellt. Wir verweisen hier auch auf die deutli-
che Kritik des ÖEDB.  

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

      

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

50 2       
Die Praxiserfahrung vieler Zollexperten zeigt, dass nach 
wie vor Selbstverzoller existieren, die gerne mit Papieren 
arbeiten und nur das Nötigste elektronisch durchführen. 
Unseres Erachtens muss deshalb die Möglichkeit der 
postalischen Einreichung weiterhin ermöglicht werden. 
Es darf keinerlei Zwang auf diese Personen ausgeübt 
werden. Das käme einer Diskriminierung gleich.  

Das Einspracheverfahren kann auch auf 
postalischen Weg eingereicht werden und 
wird elektronisch durchgeführt.  

 

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

64 2 b, c, d 
Es sollen nur Daten zu Absatz 2 Bst. a gesammelt wer-
den. Wir bestreiten generell, dass folgende besonders 
schützenswerte Personendaten bearbeiten werden sol-
len:  
- Daten über religiöse, weltanschauliche oder politische 
Ansichten oder Tätigkeiten  
- Daten über die Intimsphäre oder die Zugehörigkeit zu 
einer Ethnie  
- Daten über die Gesundheit  

Viele Daten von gesuchten Personen sind zudem schon 
in andern Datenbanken vorhanden. Es macht deshalb 
wenig Sinn neue Datenbanken zu generieren.  

Streichung der Buchstaben b,c und d in 
Absatz 2  

 

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

83 1       
Dieser Satz ist unpräzis formuliert. Heisst das, dass nach 
einer Beschau der Wert angepasst werden muss? Im-
merhin zählen alle Kosten im Zusammenhang mit dem 
Warentransport zum Mehrwertsteuerwert. Wir verlangen 
die Präzisierung dieses Satzes.  
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Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

102 1 C 
In Buchstabe c wird dem BAZG freie Hand gegeben, eine 
andere Form zum Nachweis der Berechtigung  
einzuführen. Dabei könnte es sich beispielsweise um so-
genannte Namensschilder handeln, die bereits heute 
beim Grenzwachtkorps zum Einsatz kommen. Die Beleg-
schaft hat bisher keine gute Erfahrung damit gemacht 
und ist deshalb dagegen. Namensschilder können zu Be-
lästigungen insbesondere von weiblichen BAZG-Ange-
stellten führen, indem sie beispielsweise über Facebook 
kontaktiert werden können. Das ist im Jahre 2019 im 
Flughafen Genf vorgekommen. Uniform und Dienstaus-
weis sollten reichen für die Belegung zur Berechtigung 
von Amtshandlungen gegen über Dritten.  

Streichung 

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

127             
Die Erfüllung der Zollaufgaben wie in Artikel 2 aufgeführt 
muss ausnahmslos durch das Personal des BAZG erfol-
gen. Es darf keine Konkurrenz mit Privaten geben.  

Artikel streichen 

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 
(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

Grundsätzlich gilt das Legalitätsprinzip. Aus personalpolitischer Sicht 
ist es vorteilhafter, wenn eine Einstellung des Verfahrens bzw. ein Ver-
zicht geregelt werden. Dies beinhaltet den Schutz für alle Mitarbeiten-
den, dass sie sich rechtmässig verhalten.  

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 
(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

Neuer Art. 
Woka 

Wir verlangen, dass die Wohlfahrtskasse Woka wieder ins 
Gesetz genommen wird. Deshalb soll der alte Artikel 93 Abs 
2 des Zollgesetztes unverändert übernommen werden.  
Die Woka wurde geschaffen, weil die Zollverwaltung im Hin-
blick auf die Besonderheiten des Dienstes speziell hohe An-
forderungen an die Unabhängigkeit und Integrität des Perso-
nals stellen muss. Es darf seine Unabhängigkeit nicht durch 
unzulässige finanzielle Verpflichtungen gefährden; solche 
Verschuldungen können einen Entlassungsgrund bilden.  

Für das Personal entstehen manchmal berufsbedingte sozi-
ale und finanzielle Nachteile (z.B. durch Versetzungen und 
unregelmässige Dienste oder andere Unannehmlichkeiten 
des Dienstes). In bescheidenem Ausmass kann die Woka mit 
ihren Leistungen ausgleichend wirken. Sie erlaubt es dem 
Personal überdies, finanzielle Engpässe zu überbrücken und 
Hilfe zu gewähren, ohne dass Kreditinstitute beansprucht 
werden müssen.  

Wohlfahrtskasse des BAZG-Personals  
1 Das BAZG führt für ihr Personal eine Wohl-
fahrtskasse  

2 der Bundesrat regelt Zweck, Organisation, Fi-
nanzierung und Verwaltung der Wohlfahrtskasse  

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

Neuer Art. 
Gesetzliche 
Nennung 
der Organi-
sation des 
BAZG  

In der Einleitung zu den Erläuterungen wird argumentiert, 
dass Organisationsbestimmungen gestrichen wurden, um die 
Weiterentwicklung des BAZG hin zur agilen Organisation zu 
ermöglichen. Sogenannte agile Organisationen sind gerade 
en vogue. Ein agiles Unternehmen besitzt die Fähigkeit an-
passungsfähig und flexibel auf Veränderungen zu reagieren, 
wobei der Fokus auf dem Kunden liegt. Gemeinhin wird argu-
mentiert, dass in der volatilen, unsicheren, komplexen und 
ambivalenten Arbeitswelt diese Fähigkeiten zentral für den 
Erfolg einer Organisation sei.  
Das neue Bundesamt ist jedoch kein Informatikunternehmen, 
das in Konkurrenz zu einem anderen Privatunternehmen  
oder anderen Verwaltungen steht, sondern eine Verwal-
tungseinheit der eidgenössischen Bundesverwaltung, die 

Art. Organisation des BAZG  
Das BAZG gliedert sich in  
------  
------  

------  
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eine hoheitliche Aufgabe erfüllt. Im Sinne einer Dauerhaf-
tigkeit und Verlässlichkeit beantragen wir deshalb die expli-
zite Nennung der Organisationsstrukturen im vorliegenden 
Gesetz. Die Transformation der EZV, welche bereits weit 
fortgeschritten ist und auch ohne Gesetzesanpassung in die 
Wege geleitet wurde, verlangt vom Personal sehr viel ab.  

Wir raten davon ab, das neue BAZG einem Experiment aus-
zusetzen, um eine sogenannte agile Organisation zu werden. 
Auch weil die Verwaltungseinheit ein Viertel der Bundesein-
nahmen sicherstellt.  

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

Neuer Art. 
Bewaffnung  

 

Mit der vorgesehenen Bewaffnung der Zollfahndung und der 
neuen Einheit Operationen (die Zusammenführung von 
Grenzwachtkorps und der Mitarbeitenden im Handelswaren-
zoll) werden viel mehr Angestellte des neuen BAZG bewaff-
net sein als im heutigen Grenzwachtkorps. Wir vertreten die 
Meinung, dass über die Bewaffnung einer solch grossen Ein-
heit nicht allein die Amtsleitung und der Bundesrat entschei-
den sollten. Vielmehr muss die Bewaffnung bestimmter Ein-
heiten in der expliziten Kompetenz des Parlamentes liegen, 
wie das auch im alten Gesetz der Fall war. Schliesslich soll 
keine zusätzliche Bundespolizei durch die Hintertür einge-
führt werden.  

Die Absicht, das bestehenden Personal, welches hauptsäch-
lich in der Handelswarenzollabfertigung beschäftigt ist, zu be-
waffnen, hat grosse Unruhe hervorgerufen. Nicht alle wollen 
sich bewaffnen lassen und nicht alle sind geeignet dazu. 
Dasselbe gilt für die Zollfahndung. Die Ausbildung zur Be-
waffnung bei der Zollfahndung ist hierbei bereits weit fortge-
schritten, ohne dass sich das Parlament jemals dazu hätte 
äussern können. Wir befürchten, dass auf das bestehende 
Personal grossen Druck ausgeübt wird, sich bewaffnen zu 
müssen. Das hat sich bei der Bewaffnung des Personals der 
Zollfahndung bereits gezeigt.  

Das Parlament bezeichnet die operativen Einhei-
ten, welche bewaffnet werden sollen.  
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

MStG 
und 
MStP  

Wir sprechen uns dezidiert dafür aus, dass das BAZG-Personal, wie in den Unterlagen erwähnt, den zivilen Gerichten 
unterstellt wird und nicht länger der Militärjustiz.  

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 
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– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-
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– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

10             
Die Bedeutung dieser Dienstleistung der Verwaltung ist 
unbestritten. Gegenüber der bisherigen Rechtsgrund-
lage (Art. 20 ZG) wird jedoch auf Regelungen betref-
fend die Verbindlichkeit und die Dauer der Gültigkeit 
verzichtet. Begründungen dafür fehlen. Offen bleibt 
auch die Frage der Abgrenzung zu Verfügungen, wel-
che der Einsprache bzw. Beschwerde unterliegen (sog. 
Auskunftsverfügungen). Es wäre angezeigt, diese 
Punkte auf Gesetzesstufe zu verankern.  
Immerhin wird darauf verzichtet, Zolltarif- und Ur-
sprungsauskünfte als kostenpflichtig zu erklären. Um 
die immer wieder geführten Diskussionen in der Zu-
kunft zu verhindern, gehört die Kostenfreiheit ebenfalls 
ins Gesetz.  

Ferner sollte ein Auskunftsrecht für alle Abgabener-
lasse, welche die EZV vollzieht, gesetzlich geregelt 
werden (analog Art. 69 MWSTG).  

      

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

                              

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 

                              



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-
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nicht ge-
funden 
werden. 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Schweizerische Volkspartei 

Union Démocratique du Centre 

Unione Democratica di Centro 

Partida Populara Svizra 

Generalsekretariat / Secrétariat général 

Postfach, CH-3001 Bern 

Tel. +41(0)31 300 58 58, Fax + 41(0)31 300 58 59 

gs@svp.ch, www.svp.ch, PC-Kto: 30-8828-5 

 

Elektronisch an:  

rechtsetzung@ezv.admin.ch  
 
Bern, 27. Dezember 2020 

 
Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabener-

hebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Perso-
nenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-
Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes 

(ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP) 
 

 
Sehr geehrte Damen und Herren 

 
Wir nehmen im Rahmen der rubrizierten Vernehmlassung Stellung zur Vorlage. 

Wir äussern uns dazu wie folgt: 
 
Die SVP ist mit der vorgesehenen Reorganisation der Eidgenössischen 

Zollverwaltung (EZV) und deren Umwandlung in das Bundesamt für Zoll 
und Grenzsicherheit (BAZG) sowie der Totalrevision des Zollgesetzes 

grundsätzlich einverstanden. Aus Sicht der SVP müssen die versproche-
nen Effizienzgewinne durch die umfassende organisatorische Modernisie-
rung, den Prozessvereinfachungen und der Digitalisierung jedoch nach-

weislich realisiert werden. Von der Modernisierung der Prozesse erhofft 
sich die SVP insbesondere eine Reduktion der Grenzformalitäten und ei-

nen Abbau der Bürokratie sowie sinkende Aufwände auch auf Seiten der 
Verwaltung. Die SVP erwartet eine nachweisliche Wirkungsüberprüfung 
und -berichterstattung. Darüber hinaus sollte die Weiterentwicklung der 

EZV hin zum BAZG auch dazu führen, dass der Grenzschutz in der Schweiz 
nicht nur flexibler, sondern nachhaltig gestärkt wird. Dies weil als Folge 

der organisatorischen Weiterentwicklung Aufgaben, die heute nur von An-
gehörigen des Grenzwachtkorps wahrgenommen werden, zukünftig von 
allen Mitarbeitenden erfüllt werden können. Einen Ausbau der Schweizer 

Beteiligung an Frontex im Zuge der Weiterentwicklung und dem Ausbau 
des flexibleren Personaleinsatzes, sei dies personeller oder finanzieller 

Natur, lehnt die SVP jedoch ab.  
 
Wirkung der Reorganisation und Modernisierung ist zu überprüfen 

Die umfassende organisatorische Modernisierung und Digitalisierung der EZV sollte 
zu erheblichen Effizienzgewinnen innerhalb sowie ausserhalb der Verwaltung füh-

ren. Aus Sicht der SVP muss sich diese Effizienzsteigerung nach einer Übergangs-
phase zwingend in den Kosten der EZV respektive des BAZG niederschlagen, bei-
spielsweise durch sinkende Personal-, Sach- und Betriebsaufwände. Auch aus-

serhalb der Verwaltung muss sich diese grundlegende Entwicklung für die Unter-
nehmen durch eine signifikante Reduktion der administrativen Aufwände bei der 

Zollabwicklung beweisen. Die Vereinheitlichung, Vereinfachung und Digitalisierung 
der Prozesse muss zu einer deutlichen Reduktion der Grenzformalitäten führen. 
Die SVP erwartet eine entsprechende interne sowie externe Wirkungsmessung und 

Berichterstattung zuhanden der zuständigen parlamentarischen Kommissionen. 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch


2 
 

Die Reorganisation der EZV und deren Prozesse darf jedoch keinesfalls dazu füh-
ren, dass die komplette Verantwortung für die Verzollung auf die Unternehmen 

überwälzt wird, wie dies im vorliegenden Entwurf noch den Anschein erweckt. Zu-
dem dürfen Zollbeteiligten zukünftig keine zusätzlichen Kosten im Vergleich zur 

heutigen Situation durch Kontrolltätigkeiten des BAZG oder aufgrund gewisser auf-
gaben des BAZG, welche kostenpflichtig werden könnten (wie z. B. Tarif- und Ur-

sprungsauskünfte) entstehen. Dies würde eine reine Lastenverschiebung von der 
Verwaltung hin zur Privatwirtschaft darstellen, welche die SVP in aller Deutlichkeit 
ablehnt.  

 
Flexibilisierung und Erhöhung der Verfügbarkeit von Personal für den 

Grenzschutz der Schweiz 
Eine breiter abgestützte Ausbildung des Personals, welche einen flexibleren Einsatz 
desselben ermöglicht, sei dies in der administrativen Verwaltung oder in einer 

Funktion, welche bis anhing dem Grenzwachtkorps oblag, ist grundsätzlich zu be-
grüssen. Die SVP erhofft sich hierdurch eine flexiblere Verfügbarkeit sowie eine 

höhere Anzahl von Personen, die bei Bedarf für den Grenzschutz eingesetzt werden 
können. Aus Sicht darf dies jedoch keines Falls dazu führen, dass eine allgemeine 
Verlagerung vom aktiven Aufgabenbereich des Grenzschutzes in den administrati-

ven Bereich stattfindet oder mehr diese vermehrt für die Zusammenarbeit mit 
Frontex eingesetzt werden.  

 
Verschiebung zahlreicher Bestimmungen auf Verordnungsstufe 
Eine Vielzahl von Bestimmungen und Begriffe werden im Rahmen des BAZG-

Vollzugsaufgabengesetz auf die Verordnungsstufe verlagert. Da die entsprechen-
den Verordnungen jedoch noch nicht ausgearbeitet wurden, verbleiben offene Fra-

gen. Aus diesem Grund sind aus Sicht der SVP Anpassungen im vorliegenden Ge-
setzesentwurf (inkl. Erläuterungen) notwendig. Darüber hinaus sollten zu den ent-
sprechenden Verordnungen eine Vernehmlassung durchgeführt werden.  

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und grüssen 

Sie freundlich. 
 
SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI 

Der Parteipräsident  Der Generalsekretär 

Marco Chiesa    Emanuel Waeber 
Ständerat 
 



 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 
 
 
 
 
 
 
 
per E-Mail an: rechtsetzung@ezv.admin.ch 
 
 
Ort, Datum Ansprechperson Telefon direkt E-Mail 
Aarau, 23. Dezember 2020 Ruth Bader 062 837 18 14 ruth.bader@aihk.ch 

 
 
 

Vernehmlassung Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) – Stellungnahme der AIHK 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Ueli Maurer 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
In obenstehender Angelegenheit äussern wir uns während der Vernehmlassungsfrist und bedan-
ken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme. 
 
Die AIHK begrüsst, dass die Digitalisierung im Zollwesen gefördert und Verfahren sowie Prozesse 
vereinfacht respektive verkürzt werden sollen. Aus Sicht der AIHK halten wir jedoch fest, dass 
eine Totalrevision des ZG zwecks Digitalisierung des Zollwesens nicht zwingend notwendig ist, 
sondern eine einfache Ergänzung/Anpassung des geltenden Gesetzes ausreichen würde. 
 
Die AIHK begrüsst es, dass die heutige 30-tägige Frist für Berichtigungen und/oder Änderungen 
von Zollanmeldungen (Art. 34 ZG) insofern verlängert wurde, als dass im Rahmen des künftigen 
Einspracheverfahrens (60-tägige Frist) auch Berichtigungsgesuche gestellt werden können. 
Dadurch erhält die bisher angewandte Praxis, wonach der Zoll bereits heute eine Frist von 60 
Tage gewährt hat, die entsprechende Gesetzesgrundlage.  
Die Ungleichbehandlung von Verwaltung und Zollbeteiligten bei Nach- und Rückforderungen 
bleibt jedoch auch im totalrevidierten ZG weiterhin bestehen. Während die Verwaltung nach Erlass 
der Veranlagungsverfügung noch während eines Jahres Abgaben nachfordern kann, beträgt die 
Einsprachefrist für den Zollbeteiligten lediglich 60 Tage. Diese gilt es deutlich zu erhöhen. 
 
Aktuell hält das Gesetz in Art. 10 ZoG fest, dass schriftliche Zolltarif- und Ursprungsauskünfte der 
eidgenössischen Zollverwaltung (neu Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG)) während 
einer gesetzlich festgelegten Dauer verbindlich sind (Art. 20 ZG). Ohne ersichtlichen Grund wird 
im revidierten Gesetz in Art. 10 E-ZoG darauf verzichtet, die Verbindlichkeit und Dauer der vom 
BAZG erteilten Zolltarif- und Ursprungsauskünfte zu regeln. Dies gilt es, analog der aktuell gelten-
den Bestimmung, ebenfalls festzulegen, sodass die Rechtssicherheit auch weiterhin gewährleistet 
ist und die betroffenen Unternehmen, wie bisher, über verbindliche Auskünfte verfügen. 
 
Abschliessend ist festzuhalten, dass viele Bestimmungen noch einer Präzisierung auf Verord-
nungsstufe bedürfen. Diesbezüglich ist es essentiell, dass die betroffenen Unternehmen respek-
tive deren Verbände in die Ausarbeitung frühzeitig miteinbezogen werden. 



 

 
 
Seitens eines Mitgliedunternehmens wurde noch eingebracht, dass mit Art. 128 BAZG-Vollzugs-
aufgabengesetz (BAZG-VG) die Möglichkeit zu Gunsten das BAZG geschaffen wird, künftig ge-
werbliche Leistungen gegenüber Dritten zu erbringen. Diesbezüglich ist strikte darauf zu achten, 
dass das BAZG nicht ohne Notwendigkeit Leistungen anbietet, welche bereits heute durch ein 
breites Angebot von privaten Anbietern (beispielsweise Aus- und Weiterbildungsanbieter im Be-
reich Zollwesen) abgedeckt werden. 
 
Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
AARGAUISCHE INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER 
Geschäftsstelle 
 
 
 
Beat Bechtold Ruth Bader 
Direktor Leiterin Exportberatung 
 
 
 



 

 

 
 
 
 
 
 
 Eidg. Zollverwaltung 
 3003 Bern 
  

 per Mail: rechtsetzung@ezv.admin.ch 
 
 
 
 
 Bern, 23. Dezember 2020 
 
 
 
 
Stellungnahme AEROSUISSE zur Vernehmlassung zum  
Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und 
die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das 
Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-
VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die AEROSUISSE nimmt zur titelerwähnten Vernehmlassung wie folgt Stellung: 
 
Der Entwurf des Rahmengesetzes (BAZG-VG) enthält viele Delegationsnormen an den 
Bundesrat. Die Unkenntnis der zu revidierenden Verordnungsinhalte erschwert eine 
Gesamtbeurteilung der Gesetzesrevision. Umso wichtiger ist, dass der Bundesrat dem 
Parlament die Verordnungsentwürfe aufzeigt, wenn dieses die Gesetzesrevision beraten 
wird. Zudem ist zu den Verordnungen ebenfalls eine Vernehmlassung durchzuführen. 
 
Antrag 1:  
Der Bundesrat hat zu den Verordnungsentwürfen, die im Zusammenhang mit der 
vorliegenden Zollrechtsrevision stehen, eine Vernehmlassung durchzuführen, 
bevor das Parlament die Gesetzesentwürfe berät. 
 
Art. 44 E-BAZG-VG «Bewilligung für den Betrieb von Zolllagern und Steuerlagern» 
 
Bei der Durchsicht des erläuternden Berichts kann man herauslesen, dass der Status der 
Zollfreilager aufgehoben werden soll. Das ist für die Flughäfen, die nicht nur Passagier-
verkehr, sondern auch Warenverkehr abwickeln, nicht ideal. Es ist anzunehmen, dass 
eine Vielzahl von Betreibern Zollfreilager anbieten werden und das wiederum bedeutet 
administrativen und personellen Mehraufwand für die Flughäfen. In diesem Zusammen-
hang ist auch festzuhalten, dass die neue Regelung zu den Zollfreilagern die Attraktivität 
des Wirtschaftsstandortes Schweiz verringert. Vor diesem Hintergrund erwarten wir, dass 
Artikel 44 nochmals überprüft wird und der Status der Zollfreilager an die Bedürfnisse der 
Flughäfen angepasst wird.  
 

  



 

 

 
Art. 45 E-BAZG-VG «Bewilligung für den Betrieb von Zollfreiläden und 
Bordbuffetdiensten» 
 
Die Voraussetzungen für die Bewilligungserteilung zur Einrichtung von Zollfreiläden an 
Flughäfen sollen neu in Art. 45 E-BAZG-VG geregelt werden. Abweichend von den 
Bestimmungen des geltenden Rechts soll neu der Bundesrat festlegen können, auf 
welchen Flugplätzen Zollfreiläden bewilligungsfähig sind. Wichtig ist hierbei, dass im 
Rahmen der Verordnung die bestehenden Bewilligungserteilungen an die 
Flughafenbetreiber weiterhin sichergestellt sein müssen. An den Landesflughäfen der 
Schweiz sind Duty Free-Shops bei der Ausreise und Ankunft fester Bestandteil des 
Versorgungsangebots für Reisende und werden von der Kundschaft entsprechend 
nachgefragt. 
 
Zudem soll der Bundesrat die «weiteren Bewilligungsvoraussetzungen», die zusätzlich 
zur Gewährleistung der nötigen Kontroll- und Sicherungsmassnahmen gelten sollen (Abs. 
3), mit Verhältnismässigkeit festlegen. Falls eine inhaltliche Änderung der Bewilligungs-
voraussetzungen gegenüber heute in Erwägung gezogen wird, müssten diese 
Erleichterungen beinhalten. Dasselbe gilt für die Festlegung der Waren, die verkauft 
werden dürfen (Abs. 1 Bst. b). Die wirtschaftliche Lage, bedingt durch die Coronakrise, 
wird die an den Flughäfen tätigen Unternehmen für längere Zeit stark belasten. Umso 
wichtiger ist, dass den Wirtschaftsteilnehmern keine zusätzlichen Hürden auferlegt 
werden. 
 
Antrag 2:  
Die Bewilligungserteilung an die Schweizer Landesflughäfen für die Einrichtung 
von Zollfreiläden muss im Rahmen der Verordnung des Bundesrats weiterhin 
sichergestellt sein. Die «weiteren Bewilligungsvoraussetzungen», die der 
Bundesrat gemäss Art. 45 Abs. 3 E-BAZG-VG festlegen kann, dürfen zu keiner 
Erschwernis der Bewilligungserteilung gegenüber heute führen. 
 
 
Art. 123 E-BAZG-VG «Infrastruktur Dritter» 
 
Bis heute gilt die Annahme, dass die Zollkontrollen an den Flughäfen nicht «auf 
Begehren» der Flugplatzhalter stattfinden, sondern eine hoheitliche Aufgabe sind. So wie 
die EZV für Kosten von Infrastruktur und Betrieb an den Zollstellen bei den Grenzüber-
gängen von Strasse und Schiene aufkommt, so trägt sie grundsätzlich diese Kosten auch 
an den Flughäfen. Für die Nutzung von Räumlichkeiten und den Gebäudeunterhalt 
werden die Flughafenbetreiber von der EZV entschädigt. Für sämtliche Betriebskosten 
kommt die EZV selbst auf.  
 
Ganz grundsätzlich darf es zu keiner Aufweichung der Kostentragungspflicht des Bundes 
bei hoheitlichen Aufgaben kommen. Vor diesem Hintergrund ist Art. 123 E-BAZG-VG in 
zweierlei Hinsicht problematisch. Erstens findet der bestehende Art. 5 Abs. 1 ZG im 
neuen Gesetzesentwurf keine Erwähnung mehr. Im Erläuternden Bericht (S. 105) ist zwar 
festgehalten, dass das BAZG die Grundinfrastruktur für die Erfüllung seiner Aufgaben 
selber errichtet. Dieser Grundsatz bedürfe jedoch keiner Erwähnung im Gesetz. Diese 
Schlussfolgerung ist verfehlt. Es handelt sich hier um einen zentralen Grundsatz, nämlich, 
dass der Staat für die Kosten seiner hoheitlichen Aufgaben im Zollbereich aufkommt. Der 
Grundsatz muss zwingend auch im BAZG-VG festgehalten sein, damit an dessen 
Gültigkeit keine Zweifel aufkommen. 
 
Zweitens verweist Art. 123 E-BAZG-VG Abs. 2 neu auf Vorbehalte durch besondere 
Bestimmungen des Bundesrechts. Wie dem Erläuternden Bericht zu entnehmen ist, zählt 
dazu insbesondere Art. 105 Abs. 2 Luftfahrtgesetz (LFG; SR 748.0), der die 
Flugplatzhalter zur Bereitstellung der für die Zollabfertigung notwendigen Räume 



 

 

verpflichtet. Diese Bestimmung im LFG wird von den Flugplatzhaltern bereits heute 
vollumfänglich erfüllt, indem der EZV die nötige Infrastruktur zur Verfügung gestellt wird. 
Im Gegenzug bezahlt die EZV Miete. Es handelt sich demnach um eine entgeltliche 
Zurverfügungstellung. Es entbehrt deshalb jeglicher Logik, weshalb diese Bestimmung 
des LFG als Vorbehalt zu Art. 123 Abs. 1 BAZG-VG gelten soll, der die Entschädigung 
des BAZG für die Erfüllung von Aufgaben «auf Begehren Dritter» regelt. Zudem enthält 
Art. 105 Abs. 1 LFG wiederum einen Vorbehalt der Gesetzgebung über Zoll und 
Grenzsicherheit. Ein wechselwirkender Vorbehalt sowohl im LFG wie im BAZG verwirrt 
oder hebt sich gegenseitig auf. Art. 123 Abs. 2 E-BAZG-VG ist deshalb aus dem 
Gesetzesentwurf zu streichen. 
 
Antrag 3:  
Art. 123 E-BAZG-VG ist wie folgt anzupassen: 
1(neu) Die Kosten der Infrastruktur, in der das BAZG seine Aufgaben erfüllt, trägt der 
Bund. Vorbehalten bleibt Absatz 2. 
2 Das BAZG kann seine Aufgaben auf Begehren Dritter in deren Infrastruktur 
erfüllen. Diese müssen die erforderliche Infrastruktur unentgeltlich zur Verfügung 
stellen und das BAZG für die Betriebskosten angemessen entschädigen. 
2 Vorbehalten bleiben besondere Bestimmungen des Bundesrechts. 
 
 
 
Art. 124 E-BAZG-VG «Mitwirkungspflicht des Personals von Transportunternehmen 
und Infrastrukturbetreiberinnen» 
 
Die Flughafenbetreiber sind mit ihrem Personal schon heute von einer Mitwirkungspflicht 
gegenüber der EZV betroffen. Diese ist in Art. 141 Zollverordnung (ZV; SR 631.01) 
geregelt. Grundsätzlich ist zu begrüssen, dass die Mitwirkungspflicht gesetzlich 
festgehalten und auf alle Transportunternehmen und Infrastrukturbetreiber, unabhängig 
des Verkehrsträgers, ausgeweitet wird. Dabei sollten auch die Abfertigungsunternehmen 
(Handling-Agents) namentlich erwähnt werden, die bei der Warenabfertigung eine 
wichtige Rolle einnehmen. 
 
Das Prinzip der generellen Unentgeltlichkeit dieser Mitwirkung geht jedoch zu weit – umso 
mehr, weil der Umfang der Mitwirkungspflicht sowie der Anordnungs-Kompetenz des 
BAZG im Gesetzeslaut nicht eingegrenzt wird. Das Gesetz lässt damit einen grossen 
Auslegungsspielraum offen, mit der Gefahr, dass das BAZG die Mitwirkungspflicht 
beispielsweise zwecks unentgeltlicher Deckung zusätzlichen Personalbedarfs 
interpretieren könnte. Dass die Unterstützung des Personals des BAZG durch die 
Infrastrukturbetreiber und Transportunternehmen nicht hauptsächlich und dauerhaft, 
sondern nur in untergeordnetem Ausmass, punktuell und zeitlich begrenzt ist, muss 
deshalb zwingend in Art. 124 BAZG-ZG festgehalten werden. 
 
Verhältnismässigkeit gilt es auch in Bezug auf die Anordnungsgewalt des BAZG zu 
wahren. So muss für die betroffenen Unternehmen die Möglichkeit bestehen, 
Anordnungen des BAZG gerichtlich anzufechten, falls diese den legitimen Umfang der 
Mitwirkungspflicht übersteigen. Deshalb sollte das BAZG seine Anordnungen auf 
Verlangen per Verfügung erteilen, damit unter Umständen entsprechende Rechtsmittel 
ergriffen werden können. 
 

  



 

 

 
Antrag 4:  
Art. 124 E-BAZG-VG ist wie folgt anzupassen: 
Titel: Mitwirkungspflicht des Personals von Transportunternehmen, 
Abfertigungsunternehmen und Infrastrukturbetreiberinnen 
Text: Das Personal von Transportunternehmen, Abfertigungsunternehmen und von 
Infrastrukturbetreiberinnen, insbesondere im Bereich des Eisenbahn-, Luft und 
Schiffsverkehrs, muss das BAZG beim Aufgabenvollzug gemäss seinen 
Anordnungen unentgeltlich unterstützen. Die unentgeltliche Unterstützung kann 
nur in untergeordnetem Ausmass, punktuell und zeitlich begrenzt verlangt werden. 
Entsprechende Anordnungen des BAZG erfolgen auf Antrag des Betroffenen in 
Form einer Verfügung. 
 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und verbleiben 
 
 mit freundlichen Grüssen 
 
 AEROSUISSE 
 Dachverband der schweizerischen 
 Luft- und Raumfahrt 
 Der Geschäftsführer: 
 
 
 
 Philip Kristensen  



 
 

Département fédéral des finances DFF 

Administration fédérale des douanes AFD 

 

 

Procédure de consultation: 

– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la 

circulation transfrontalière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et 

de la sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 

– révision totale de la loi fédérale sur l'assujettissement aux droits de douane et la détermination des 

droits de douane (Loi sur les droits de douane, LDD) 
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Indications importantes pour remplir les tableaux: 
 
1. Nous vous prions, 
 

a) d’utiliser pour chaque loi les tableaux correspondant; 
 

b) d’utiliser une ligne par article, alinéa et lettre ou par article du chapitre du rapport explicatif; 
 

c) de ne pas modifier le formatage du formulaire et de ne remplir que les champs gris du formulaire; 
 

2. La colonne «Nom» dans les tableaux sera automatiquement complétée avec l’abréviation que vous avez choisie. 
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires généraux concernant le projet et le 
rapport explicatif  

Nom1 Commentaire / remarque 

AGORA N'ayant pas été directement consulté ainsi qu'au vu de l'étendue de la consultation relative aux deux nouvelles lois ainsi qu'aux 
modifications d'autres actes législatifs en découlant, nous limitons notre prise de position à quelques éléments spécifiques à 
l'agriculture. 

AGORA       

AGORA       

AGORA       

AGORA       

AGORA       

AGORA       

AGORA       

AGORA       

AGORA       

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  

                                                
1 La colonne «Nom» sera automatiquement complétée avec l’abréviation que vous avez choisie. 
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires concernant les différents articles du 
projet et leurs explications 

Nom Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

AGORA 
4 1 l (nou-

veau) 
Les contributions au fonds de garantie pour la constitu-
tion et le maintien des stocks obligatoires au sens de l'ap-
provisionnement économique du pays sont liées égale-
ment aux droits de douane. Il est donc nécessaire de les 
mentionner à l'art. 1. 

l. les contributions au fonds de garantie au 
sens de la loi sur l'approvisionnement du 
pays. 

AGORA 
19 2 b Le texte législatif parle de marchandises importées ache-

minées hors du territoire douanier. Il s'agit probablement 
d'une erreur de formulation car il ferait plus sens de par-
ler d'achemination dans le territoire douanier. 

b. la naissance de la dette fiscale lorsque 
des marchandises importées sans formali-
tés n'ont pas été acheminées en bonne et 
due forme DANS LE territoire douanier. 

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
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AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
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AGORA 
                              

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Solutions concernant l'introduction de la pratique 
pénale appliquée aux déclarants de 2009 à 2016 

 

 
Réponse Commentaire / remarque 

AGORA ☒ Je préfère / nous préférons la solution 1 (in-
troduction de l'art. 133, let. b, LE-OFDF). 

Cette variante apporte plus de clarté et ne nécessite pas la modification 
de nombreuses autres lois avec le risque d'en oublier certaines. 

AGORA ☐ Je préfère / nous préférons la solution 2 (sup-
pression de tout l'art. 133 LE-OFDF ainsi que 
suppression, dans la LDD et d'autres actes lé-
gislatifs relevant du droit fiscal, de la régle-
mentation des faits de négligence en cas de 
mise en péril des redevances et d'inobserva-
tion des prescriptions d'ordre). 
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Autres propositions 

Nom Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires généraux concernant le projet et 
le rapport explicatif 

Nom Loi Commentaire / remarque 

AGORA Loi sur 
l'impo-
sition 
des 
huiles 
miné-
rales 

Nous saluons le maintien du remboursement de l'impôt prélevé pour les carburants utilisés à des fins agricoles selon 
la nouvelle formulation de l'art. 18, al. 2, let.c. 

AGORA Loi sur 
les 
den-
rées 
alimen-
taires 

Nous saluons, au nouvel art. 30a, la possibilité accordée aux autorités d'excécution de pouvoir effectuer des achats 
sous une fausse identité afin de vérifier le respect de la législation sur les denrées alimentaires dans le cadre de la 
vente en ligne. 

AGORA             

AGORA             

AGORA             

AGORA             

AGORA             

AGORA             

AGORA             
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AGORA             

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et 
leurs explications 

Nom Loi Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
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AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

AGORA 
                                    

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Autres propositions 

Nom Loi Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

AGORA 
                        

AGORA 
                        

AGORA 
                        

AGORA 
                        

AGORA 
                        

AGORA 
                        

AGORA 
                        

AGORA 
                        

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi sur les droits de douane  –  Commentaires généraux concernant le projet et le rapport explicatif 

Nom Commentaire / remarque 

AGORA Nous souhaitons profiter de cette révision totale pour que le tourisme d'achat ne soit plus encouragé fiscalement comme c'est 
le cas actuellement. 

AGORA       

AGORA       

AGORA       

AGORA       

AGORA       

AGORA       

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi sur les droits de douane  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et  
leurs explications 

Nom Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
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AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

AGORA 
                              

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi sur les droits de douane  –  Autres propositions 

Nom Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

AGORA 
art. 6, 
al. 3 
(nou-
veau) 

Voir remarques générales 3. L'exonération n'est possible que lorsque la mar-
chandise a été taxée à l'étranger et que cette taxe 
n'a pas été remboursée ou exonérée par le pays 
d'origine lors de l'exportation. 

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

AGORA 
                  

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Annexe: Guide pour insérer de nouvelles lignes 
 
1. Désactiver la protection du document 
2. Insérer des lignes avec « Copier – Coller » 
3. Réactiver la protection du document 
 
 
1. Désactiver la protection du document  
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2. Insérer de nouvelles lignes 
a) Sélectionner une ligne entière incluant les champs marqués en gris 
b) Presser Control-C pour copier 
c) Presser Control-V pour insérer 

 

 
 
3. Réactiver la protection du document 
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ASSOCIATION SUISSE DES FABRICANTS ET COMMERCANTS DE METAUX PRECIEUX 

(ASFCMP) 

 

Procédure de consultation pour la révision totale de la loi sur les douanes (LD) du 

11 septembre 2020. 

 

Monsieur le Conseiller fédéral, 

Madame, Monsieur, 

 

Nous avons l’avantage de vous faire part ci-après de nos remarques et commentaires sur la révision totale de la loi 

sur les douanes (LD) du 11 septembre 2020. 

 

Remarques générales : 

 

Nous approuvons cette révision de la loi sur les douanes tant de par les améliorations qu’elle apporte au niveau de 

la digitalisation des informations, que de l’idée d’une surveillance à 360° des marchandises, des personnes et des 

transports. 

Nous saluons également l’approche faite au niveau des analyses risques nouvellement prévues comme des 

adaptations envisagées dans le cadre juridique et pénal. 

Le renforcement des collaborations internationales douanières avec l’Europe et les organisations douanières 

internationales sont une très bonne chose et favorables au commerce et aux échanges internationaux. 

 

Remarques au niveau  de la Loi sur le commerce des métaux précieux (LCMP) : 

 

Les modifications et adaptations prévues dans le cadre de la LCMP correspondent aux attentes de nos membres. 

Nous saluons la volonté d’un plus grand contrôle dans le commerce et l’importation de produits de la fonte (Art 

34a), comme demandé depuis longtemps par nos membres , de même que de la volonté de tenir à l’écart du 

marché suisse les métaux précieux d’origine illégales ou proscrites (Art 49a). 
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De manière plus précise nous faisons les remarques suivantes : 

 

Il serait important que dans la LCMP il soit précisé que la responsabilité incombe « au titulaire de l’autorisation 

d’exercer la profession d’essayeur du commerce »  et non pas à l’essayeur lui-même. Ceci en raison du fait que 

dans la Due diligence on se réfère  de plus en plus à l’essayeur-juré comme garant des activités alors qu’il peut être 

affecté aussi à d’autres missions dans l’entreprise. 

Art 34 bis LCMP « Preuve de l’origine du produit de la fusion ». La référence générique « preuve de provenance » 

peut créer des doutes d’interprétation. En effet :  Comment prouver ?  Que comprendre par origine ? Faut-il 

entendre l’origine du matériau recyclé selon la norme LBMA ou autres ? 

A notre sens, il manque  dans les modifications envisagées de la présente révision, les sanctions explicites du non-

respect de la diligence, sanctions qui, à notre avis, doivent encore être développées. 

 

Veuillez agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, Madame, Monsieur, nos salutations les meilleures. 

 

ASSOCIATION SUISSE DES FABRICANTS ET 

COMMERCANTS DE METAUX PRECIEUX (ASFCMP) 

Le Président : 

 

Cédric Léger 

 

La Chaux-de-Fonds, le 4 décembre 2020  



 
 
 
 
 
Herrn Bundesrat 
Ueli Maurer 
Vorsteher des Eidgenössischen Finanzdepartements EFD 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
 
Per E-Mail an: rechtsetzung@ezv.admin.ch 
 
 
 
 
 
 
Basel, 28. Dezember 2020 
 
 
 
 
Tom Odermatt     Philipp Muster 
Tel.: ++41 61 205 98 19    Tel.: ++41 61 753 83 59 
tom.odermatt@spedlogswiss.com     philipp.muster@swiss-shipppers.ch  
 
 
 
 
 
 
 
Zusätzliche gemeinsame Stellungnahme Aussenhandelsforum Schweiz (AFS) zu den 
eigenen Stellungsnahmen  
 
 
Das Aussenhandelsforum setzt sich zusammen aus den Verbänden scienceindustries, 
Schweizerischer Gewerbeverband, Swiss Courier Association, SPEDLOGSWISS, Swiss 
Shipper's Council SSC, VNL und VSUD und vertritt damit unter dem Titel 
"Aussenhandelsforum Schweiz (AFS)" die Interessen wesentlicher Teile der Schweizer 
Wirtschaft. Als Aussenhandelsforum möchten wir zusätzlich zu unseren einzelnen 
Stellungnahmen darstellen, dass wir in vielen Punkten Übereinstimmung sehen und uns 
deren Berücksichtigung ausserordentlich wichtig ist. Wir sind interessiert an einfachen, 
kostengünstigen Verfahren, die im Aufgabenbereich des BAZG geschaffen werden sollen.  
Dementsprechend gross ist unser Interesse, dass unsere Anträge in den Gesetzesentwurf 
einfliessen und Berücksichtigung finden. Wir begrüssen den Willen der Eidg. Zollverwaltung 
(EZV) zur Vereinfachung und Vereinheitlichung von Prozessen, zur Digitalisierung und der 
entsprechenden Anpassung ihrer Organisationsstrukturen. 
 
Im Rahmen der vorliegenden Revision muss es der Verwaltung und der Wirtschaft gelingen, 
die Gesetzeslage so anzupassen, dass eine partnerschaftliche Ausgangslage zwischen der 
Verwaltung und der Wirtschaft abgebildet wird (gleich lange Spiesse für Fristen etc., 
Vereinfachungen für Verwaltung und Wirtschaft). Die Revision darf nicht nur der Verwaltung 
oder nur der Wirtschaft Vorteile bringen: aus ihr muss für beide Seiten eine Verbesserung 
gegenüber dem heutigen Stand resultieren. Wir möchten im Sinne dieses Gleichgewichts mit 
unseren Stellungnahmen noch einige Aspekte der Privatwirtschaft einbringen. 
 
Die Vernehmlassung beurteilen wir als einen guten Start für den Diskurs über die zukünftige 
Ausgestaltung der Zollverfahren und der Zollverwaltung. Aus unserer Sicht muss es nun 



darum gehen, im Dialog mit der Wirtschaft und ausgewiesenen Praktikern und 
Praktikerinnen zukunftsträchtige Lösungen zu suchen und zu finden. Die Wirtschaft hätte 
sich gewünscht, bei der Ausarbeitung der Gesetzesvorschläge mehr einbezogen zu werden.  
 
Die Verordnungen, die zum besseren Verständnis und Beurteilung hätten beitragen können, 
sind aktuell noch nicht vorhanden und der erläuternde Bericht steht in Teilen im Widerspruch 
mit dem Wording im Gesetz. Auffällig ist die Vielzahl an Delegationen, die die beiden 
Gesetze wenig aussagekräftig erscheinen lassen und offenlassen, ob bestimmte Abläufe wie 
ZVE - Bewilligungen in Zukunft überhaupt noch vorgesehen sind.  
 
Vertiefte und ergebnisoffene Diskussionen mit praxiserprobten Experten aus unserem 
Umfeld hat das BAZG nicht geführt. Vorschläge zur Vereinfachung, Vereinheitlichung und 
Verbesserung fanden an Informationsveranstaltungen Gehör, sind jedoch nur zu einem 
kleinen Teil in den Entwurf eingeflossen.  
In den Gesetzesentwürfen selbst wünschten wir uns ein klareres Bekenntnis zur Entlastung 
der Wirtschaft, insbesondere was Gebühren, Kosten und Rahmenbedingungen betrifft. Es 
muss weiterhin möglich sein, Warenbestimmungen frei wählen zu können. 
 
Die neuen Namensgebungen und Rollen sind noch zu wenig einheitlich und klar 
ausformuliert und können zu unnötigen Missverständnissen gerade auch im internationalen 
Kontext führen. 
 
Unsere Forderungen umfassen: 

- Vereinfachte, schnelle, digitalisierte Abläufe  
- Administrative Entlastung 
- Finanzielle Entlastung 
- Gleichbehandlung und Erweiterung in Bezug auf Fristen  
- Keine Wettbewerbsverzerrungen 
- Weder Gebühren noch Zusatzkosten zu Lasten des Schweizer Aussenhandels und 

keine neuen Geschäftsfelder für die öffentliche Hand, die die Aufgabengebiete der 
Privatwirtschaft konkurrenzieren 

- Bestehender Standortvorteil für die Schweiz erhalten und ausbauen 
- Fairness und Partnerschaft zwischen Zoll und Wirtschaft. 

 
Für folgende für uns wichtigste Punkte, erwarten wir zum Wohl der Wirtschaft 
Berücksichtigung in den neuen Gesetzen und Verordnungen: 
 
1. Das BAZG erbringt seine ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung an Verfahren, Erteilung von 

Bewilligungen, Durchführung von Kontrollen usw.) kostenlos. 
2. Begleitdokumente zu einer Warenanmeldung sollen grundsätzlich nur bei Kontrollen 

einzureichen sein. 
3. In der Warenanmeldung braucht es keine transportbezogenen Angaben.  

Für die Meldung des Transportmittelkennzeichens mittels Referenzierens ist eine Lösung 
ausserhalb der Zollanmeldung vorzusehen. 

4. Nicht zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete Waren können die Zollgrenze 
jederzeit passieren, unabhängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. 

5. Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) wurde auf den Sicherheitsaspekt 
beschränkt. Die Verfahrenserleichterungen für AEO sind unabhängig davon festzulegen 
und eine international gegenseitige Anerkennung im Gesetz aufzunehmen. 

6. Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sache des Staates. 
7. Zolltarifauskünfte müssen weiterhin kostenfrei, verbindlich und von angegebener Dauer 

sein und sollen mit Einverständnis der Zollbeteiligten öffentlich zugänglich sein. 
8. Die Heilung von Verfahrensfehlern muss möglich sein, wie auch ein Erlass von 

Zollabgaben analog der MWST. 
9. Das Gesetz erlaubt verschiedene Möglichkeiten der Abgabenentrichtung (gesammelt, 

periodisch). Für inländische Abgabenschuldner erweitert sich die Zahlungsfrist 60 Tage. 
10. Auch bei nicht angemeldeten Waren sind bei der Veranlagung von Amtes wegen 

Abgabenermässigungen zu berücksichtigen. 
11. Bei unvollständigen Veranlagungen, oder Zweifeln der Richtigkeit soll das BAZG nicht 

einseitig eingreifen und schätzen dürfen.  



12. Es gelten gegenseitige, faire Bedingungen: beispielsweise in Form von 
Harmonisierungen von Fristen. Die Einsprachefrist für Verfügungen beträgt 60 Tage. 
Diese Frist muss derjenigen gleichgestellt sein, die für die EZV für das Stellen von 
Nachforderung gilt. 

13. Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sind nicht an AEO-Kriterien und Mindestmengen 
gebunden und somit auch für kleine Unternehmen uneingeschränkt verfügbar.  

14. Systemausfälle beim BAZG werden nicht auf dem Rücken der Wirtschaftsbeteiligten 
ausgetragen. 

15. Die Aufbewahrungsfrist von Daten und Dokumenten ist auf die aktuell geltende Frist zu 
reduzieren.  

16. Das BAZG beschränkt sich auf seine Aufgabe als Bundesbehörde. Die Zollgesetzgebung 
darf das BAZG nicht zur Erschliessung neuer Geschäftsfelder legitimieren. Das BAZG 
tritt nicht in Konkurrenz zu privaten Anbietern gewerblicher Leistungen. 

17. Die Strafverfolgung betrifft alle Wirtschaftsbeteiligte in gleichem Ausmass. Alle 
juristischen Personen, die Anmeldungen abgeben sollen gleichbehandelt werden und die 
heutige Strafpraxis soll mit Artikel 133, Variante 1 entschärft werden.  

 
Ein wichtiges Anliegen ist uns allen auch das Mitspracherecht der Wirtschaft bei der 
Weiterentwicklung des Zollrechts mit einem Konsultativgremium (analog zur MWST). 
Wir erwarten, dass der Bundesrat ein Konsultativgremium vorsieht und einrichtet, das aus 
Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft, der Kantone, der Wissenschaft und der 
Zollpraxis besteht.   
Das Konsultativgremium soll geplante Anpassungen dieses Gesetzes, des Bundesgesetzes 
über die Zollpflicht und die Bemessung der Zollabgaben (Zollabgabengesetz, ZoG) und der 
gestützt darauf erlassenen Ausführungsbestimmungen Praxisfestlegungen und Richtlinien 
bezüglich der Auswirkungen auf die steuerpflichtigen Personen und die Volkswirtschaft im 
Vorfeld und zu Entwürfen beraten und Stellung nehmen, und Empfehlungen und 
Änderungen einbringen können. 
 
Wir danken Ihnen, sehr geehrter Herr Bundesrat, für die Berücksichtigung unserer Anliegen 

und konkreten Vorschläge. 

Mit freundlichen Grüssen 

 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 

 
 

  
 
 

 
 

 
 

 
 



 

 

 

 
 

 
 Eidgenössisches Finanzdepartement 
 Bundesgasse 3 
 3003 Bern 
 
 Elektronischer Versand: rechtsetzung@evz.admin.ch 
 
 
 
 
Bern, 23. Dezember 2020 
 
Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenz-
überschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-
Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz 
(ZoG) 
 
Stellungnahme von auto-schweiz – Vereinigung Schweizer Automobil-Importeure  
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu dem im Titel genannten Thema wie folgt Stellung nehmen zu dürfen.  

 
Allgemeine Bemerkungen 
 
Wir konzentrieren uns auf die brisanten Änderungen zum Automobilsteuergesetz (AStG) vom 21. Juni 1996 (SR 
641.51) und gehen gleich detailliert auf die einzelnen Punkte ein. 
 
Zunächst erlauben wir uns jedoch, auf eine Ungleichbehandlung in der Anwendung der Zolltarife aufmerksam 
zu machen – im Wissen, dass der Bundesrat die Abschaffung der Industriezölle beantragt hat. Sollte die Abschaf-
fung der Industriezölle vom Parlament angenommen werden, würden die Zollansätze für Personen- und Nutz-
fahrzeuge auf Fr. 0.00 gesenkt und unser Antrag wäre somit hinfällig. Die Beratung dazu ist im Parlament aber 
noch hängig. 
 
Auf Grund der Batteriezellfertigung in einem Drittstaat ist der geforderte Anteil europäischer Herkunft (EU local 
content) von >60% zur Erlangung der EU-Präferenz nicht erreichbar. 
 
Die Folge davon ist, dass beim Import in die Schweiz ein Gewichtszoll erhoben wird. 
 
Für leichte Nutzfahrzeuge, Lieferwagen der Kategorie N1, ist der Tarif um den Faktor 5 höher angesetzt als bei 
einem Personenwagen der Kategorie M1. Das zur Bemessungsgrundlage herangezogene Bruttogewicht ist bei 
Elektrofahrzeugen in der Regel vor allem bedingt durch das zusätzliche Gewicht der Batterie höher als bei einem 
mit Verbrennungsmotor betriebenen Fahrzeug. Dieses durch den alternativen Antrieb hervorgerufene Zusatzge-
wicht sollte kompensiert werden können. 
 
Rechnerisches Beispiel an einem Mercedes-Benz eVito: 
- eVito (Nutzfahrzeug, N1-Zulassung) Tarif 8704.9030/011 Ansatz: CHF 74.00/100 kg 
- eVito (Personenwagen, M1-Zulassung) Tarif 8703.8030/923 Ansatz: CHF 15.00/100 kg 
 
Aus Sicht von auto-schweiz sollte diese Ungleichbehandlung abgeschafft werden. Sie konterkariert die erfolgrei-
che Markteinführung von leichten Nutzfahrzeugen mit alternativen Antrieben. 
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Detaillierte Bemerkungen 
 

Aufhebung Art. 12 Steuerbefreiung Abs. 1 Bst. e AStG 

 
 

Zum Zeitpunkt der Einfuhr in die Schweiz ist nicht bekannt, mit welchem Gesamtgewicht das Fahrzeug zur ersten 
Inverkehrsetzung angemeldet wird und somit ist auch nicht klar, ob das Fahrzeug mit oder ohne Automobilsteuer 
zu veranlagen ist. 
 

auto-schweiz lehnt die Aufhebung des Art. 12 Abs. 1 Bst. E des AStG ab. Der Wegfall der Steuerbefreiung und der 
daraus resultierenden Mehrbelastung bei den Wohnmobilen mit einem Gesamtgewicht von mehr als 3,5 Tonnen 
würde zu einer Erhöhung des Kundenpreises und zu einer Ungleichbehandlung führen.  
 
 
 

Aufhebung Art. 14 Steueranmeldung bei der Herstellung im Inland AStG 

 
auto-schweiz ist der Meinung, dass diejenige Person, die nach der Einfuhr im Inland Um- oder Ausbauten vor-
nimmt, steuerpflichtig werden muss, sofern ein beim Import steuerbefreites Fahrzeug durch den Umbau neu 
steuerpflichtig wird. Der Fahrzeugimporteur kann nur die Steuer anhand des Zustandes des Fahrzeuges zum Zeit-
punkt der Verzollung deklarieren (z.B. Lieferwagen). Anschliessend ist das Fahrzeug nicht mehr im Verantwor-
tungsbereich des Importeurs und er hat keine Kontrolle darüber, wenn z.B. ein Lieferwagen nach der Einfuhr zu 
einem Personentransporter <10 Plätze umgebaut wird. 
 
 
 
 
 
 

Art. 12 Steuerbefreiung AStG 
 
1 Von der Steuer befreit sind: 
 
a. die Einfuhr von Automobilen, die aufgrund besonderer Umstände zollfrei sind; 
b. die Einfuhr von Automobilen, für die unter bestimmten Voraussetzungen die Pflicht zur Bezahlung der 
Zollabgaben aufgehoben wird; 
c. die Lieferung von im Inland hergestellten Automobilen direkt ins Ausland oder die Lieferung von im Inland 
hergestellten Automobilen, die nach Buchstabe a bei der Einfuhr zollfrei wären; 
d. die Einfuhr und die Lieferung von Automobilen, die aufgrund internationaler Abkommen steuerfrei sind; 
e. die Einfuhr und die Lieferung von Automobilen, die nach dem Schwerverkehrsabgabegesetz vom 19. De-
zember 1997 der Schwerverkehrsabgabe unterliegen. 
 
2 Der Bundesrat kann Elektro-Automobile ganz oder teilweise von der Steuer befreien. 
 
3 Er regelt die Einzelheiten. 

Art. 14 Steueranmeldung bei der Herstellung im Inland AStG 
 
1 Hersteller und Herstellerinnen von Automobilen müssen der Steuerbehörde eine Steueranmeldung abge-
ben. 
 
2 Die Steueranmeldung ist für die Person, die sie ausgestellt hat, als Grundlage für die Festsetzung des Steu-
erbetrages verbindlich. Das Ergebnis einer amtlichen Prüfung bleibt vorbehalten. 
 
3 Zur Vereinfachung der Steuererhebung kann die Oberzolldirektion mit einzelnen Steuerpflichtigen Verein-
barungen über die Veranlagung der zu erhebenden Steuer und das Veranlagungsverfahren treffen. Solche 
Vereinbarungen sind nur zulässig, wenn sie den Abgabenertrag nicht schmälern. 
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Aufhebung Art. 19 Nachforderung und Rückzahlung der Steuer AStG 
 
Aus Sicht von auto-schweiz ist die Aufhebung des Art. 19 AStG einseitig, da die Möglichkeit der Rückforderung 
von zu viel bezahlten Steuern wegfällt, die Möglichkeit der Nachforderung der Steuerbehörde aber weiterhin 
bestehen bleibt. Die unbürokratische Rückforderung muss auch zukünftig möglich sein. 
 
Bedingt durch neue Technologien ist es heute bereits möglich, dass Fahrzeuge nach der Verzollung «elektro-
nisch», respektive softwareseitig mit Optionen nachgerüstet werden können und sich somit der Warenwert er-
höht. Erfolgt die Nachrüstung durch den Fahrzeugimporteur, muss der erhöhte Warenwert nachverzollt werden. 
Wird die Nachrüstung durch einen Dritten veranlasst, erfolgt keine Nachverzollung. Diese «Ungleichbehandlung» 
der Importeure muss vermieden werden. 
 
 
Änderung Art. 24 Steuerbemessungsgrundlage AStG 
 

Art. 24 Steuerbemessungsgrundlage Abs. 1, 3 und 5 
AStG (aktuell) 
 
1 Die Steuer wird erhoben: 
a. auf dem vom Importeur entrichteten oder zu ent-
richtenden Entgelt nach Artikel 30, wenn das Automo-
bil in Erfüllung eines Veräusserungs- oder Kommissi-
onsgeschäfts eingeführt wird; 
b. auf dem Normalwert in den übrigen Fällen; als Nor-
malwert gilt, was ein Importeur auf der Stufe, auf der 
die Einfuhr bewirkt wird, einem selbständigen Liefe-
ranten im Herkunftsland des Automobils im Zeitpunkt 
der Entstehung der Steuerforderung unter den Bedin-
gungen des freien Wettbewerbs zahlen müsste, um 
das gleiche Automobil zu erhalten. 
 
3 Bestehen Zweifel an der Richtigkeit der deklarierten 
Steuerbemessungsgrundlage oder fehlen Wertanga-
ben, so kann die Steuerbehörde die Steuerbemes-
sungsgrundlage nach pflichtgemässem Ermessen 
schätzen. 
 
5 Bei unvollständigen oder unfertigen Automobilen 
kann die Steuerbehörde den steuerbaren Betrag um 
den Preis oder Wert der fehlenden Teile erhöhen. 

Art. 24 Steuerbemessungsgrundlage Abs. 1, 3 und 5 
AStG (neu) 
 
1 Die Steuer wird erhoben: 
a. auf dem von der Warenverantwortlichen nach Arti-
kel 7 Buchstabe e Ziffer 1 BAZG-VG entrichteten oder 
zu entrichtenden Entgelt nach Artikel 30, wenn das 
Automobil in Erfüllung eines Veräusserungs- oder 
Kommissionsgeschäfts eingeführt wird; 
b. auf dem Normalwert in den übrigen Fällen; als Nor-
malwert gilt, was die Warenverantwortliche nach Ar-
tikel 7 Buchstabe e Ziffer 1 BAZG-VG auf der Stufe, auf 
der die Einfuhr bewirkt wird, einem selbständigen Lie-
feranten im Herkunftsland des Automobils im Zeit-
punkt der Entstehung der Steuerforderung unter den 
Bedingungen des freien Wettbewerbs zahlen müsste, 
um das gleiche Automobil zu erhalten. 
 
3 Bestehen Zweifel an der Richtigkeit der deklarierten 
Steuerbemessungsgrundlage oder fehlen Wertanga-
ben, so kann die Steuerbehörde die Steuerbemes-
sungsgrundlage nach pflichtgemässem Ermessen 
schätzen. 
 
5 Bei unvollständigen oder unfertigen Automobilen 
kann die Steuerbehörde den steuerbaren Betrag um 
den Preis oder Wert aller fehlenden Teile und der Ar-
beiten erhöhen, die für die Erlangung eines betriebssi-
cheren Zustandes nach den Vorschriften, die gestützt 
auf Artikel 8 des Strassenverkehrsgesetzes vom 19. 
Dezember 1958 erlassen werden, notwendig sind. 

 
Fahrzeughersteller und -importeure vereinbaren häufig Verrechnungspreise, welche die Vertriebsaktivitäten 
der Importeure mit einer fixen Marge entschädigen. Die vereinbarten Preise sind jeweils für eine bestimmte 
zeitliche Periode festgelegt (1/4, 1/2 oder 1 Jahr) und an Annahmen wie z.B. Modellpalette, Verkaufsvolumen, 
Endverkaufspreise und Fremdwährungskurse gebunden. 
 
Im Zeitpunkt der Einfuhr der Fahrzeuge in die Schweiz wird der Einkaufspreis pro Fahrzeug berechnet und als 
Basis für die Festsetzung der Automobilsteuer herangezogen. Weichen die endgültigen Verkaufszahlen am 
Ende der Berichtsperiode von den Leistungszielen ab, erfolgt eine Korrektur der Einkaufspreise, damit die fest-
gelegte Marge beibehalten werden kann. Somit haben die Einkaufspreise sowie die berechnete Automobil-
steuer nur provisorischen Charakter.  
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Mittels Meldung der Preisreduktion kann der Importeur eine teilweise Rückerstattung der Steuer verlangen. 
Werden die Ziele übertroffen, werden die provisorischen Einkaufspreise erhöht, um die vereinbarte Marge ein-
zuhalten. Heute wird die Automobilsteuer auf den tatsächlichen, nach Berücksichtigung von Preisanpassungen 
ermittelten Einfuhrpreisen abgerechnet. Künftig wäre der provisorische Einkaufspreis die endgültige Steuerba-
sis für die Automobilsteuer. Das könnte dazu führen, dass zwei Fahrzeuge mit dem gleichen definitiven Ein-
kaufspreis unterschiedlich besteuert würden (unterschiedlicher Einkaufspreis zum Zeitpunkt der Einfuhr). 
 
Die Nachforderungs- und Rückerstattungsmöglichkeit bei der Automobilsteuer muss aus den genannten Grün-
den weiterhin möglich sein. Die Regelung der Nachforderung und Rückerstattung der Automobilsteuer muss 
ins AStG oder BAZG-VG aufgenommen werden. 
 
 
Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Eingabe. 
 
 
Freundliche Grüsse 
auto-schweiz 
 
 
 
 
François Launaz   Andreas Burgener 
Präsident   Direktor 
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Stellungnahme im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens BAZG-VG, Totalrevision des 
Zollgesetzes und der damit verbundenen Änderung anderer Erlasse – insbesondere der Änderung 
des Mineralölsteuergesetzes 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 11. September 2020 wurde Avenergy Suisse eingeladen zur Stellungnahme 
zum Entwurf für ein neues Gesetz über den allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll 
und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie der Totalrevision des 
Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG). Gerne nehmen wir diese Gelegenheit wahr 
und bedanken uns für die Möglichkeit unsere Anliegen einzubringen. 

Die Mineralölbranche zählt zu den tragenden Säulen der Schweizer Wirtschaft und der 
wirtschaftlichen Landesversorgung. Die Unternehmen unserer Branche versorgen die Schweiz mit 
beinahe 50% der gesamten benötigten Primärenergie und halten im Rahmen der Verpflichtung des 
Landesversorgungsgesetzes die Pflichtlager für Mineralölprodukte. 

Gleichzeitig sind die Abgaben auf Mineralölprodukte unserer Branche eine der wichtigsten 
fiskalischen Einnahmequellen des Bundeshaushaltes. 2019 beliefen sich die Fiskalerträge aus 
den Abgaben auf Mineralölprodukte auf über 5.5 Milliarden Schweizer Franken und damit auf 6.2 
Prozent der Gesamteinnahmen des Bundes.  

Als Importeure von jährlich rund 10 Millionen Tonnen Erdöl und Erdölprodukten sind die 
Unternehmen unserer Branche und damit auch die Landesversorgung sowie der Bundeshaushalt 
überdurchschnittlich stark von den vorliegenden Gesetzesgeschäften betroffen.  

Ein besonderes Anliegen sind uns neben der Vernehmlassungsvorlage des BAZG-VG vor allem die 
damit verbundenen Änderungen der Zollprozesse und die Änderungen anderer Erlasse 
insbesondere des Mineralölsteuergesetzes. Wir haben uns aus diesem Grund erlaubt, die 

Herr Bundesrat Ueli Maurer 
Vorsteher des Eidgenössischen Finanzdepartements EFD 
Generalsekretariat EFD 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 

Per E-Mail an rechtsetzunq@ezv.admin.ch 

Zürich, 23.12.2020 
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Stellungnahme im Anschluss an unsere einleitenden Bemerkungen in drei Teile zu gliedern: 
allgemeine Anmerkungen zur Vorlage, Anmerkungen zum Gesetzestext BAZG-VG, Anmerkungen zu 
den Änderungen des Mineralölsteuergesetzes. 
 
Allgemeine Anmerkungen zur Vorlage 
 
Die Prozesse zur Ein- und Ausfuhr sowie Versteuerung von Mineralölprodukten sind etabliert, 
bewährt und weitgehend digitalisiert. Jede Änderung dieses Systems bedeutet einen hohen 
Aufwand auf Seiten der Wirtschaft. Ebenfalls müssen alle Änderungen in ein multinationales 
Umfeld eingebettet werden. Sowohl im Sinne der Wirtschaftlichkeit wie auch insbesondere der 
Gewährleistung der Landesversorgung ist es unabdingbar, dass die heute bestehende Stabilität 
durch geordnete Prozesse jederzeit gewährleistet bleibt. 
 
Aus diesen Gründen ist es zwingend nötig, dass bei der Umsetzung der Vorlage klar definierte und 
ausreichende Übergangsfristen vorgesehen werden. Die Mineralölwirtschaft rechnet bei 
Anpassungen der IT-Systeme mit einem Zeitraum von mindestens 3 Jahren, in welchem ein 
Parallelbetrieb mit den heute im Einsatz befindlichen IT-Systemen möglich sein muss. 
 
Ihr Schreiben, Herr Bundesrat, nennt Vereinfachungen und Effizienzgewinne als Ziele der Vorlage. 
Für uns als Mineralölwirtschaft stellt sich die Sache anders dar. Auf unserer Seite sehen wir 
teilweise hohe Anpassungskosten auf die Unternehmen zukommen, ohne dass dadurch 
Kosteneinsparungen oder einfachere Abläufe entstehen würden.  
 
Ebenfalls kritisch sehen wir den Versuch, zahlreiche Regelungen aus dem heutigen MinöStG 
entweder ersatzlos zu streichen, in unbekannter Form in eine überarbeitete 
Mineralölsteuerverordnung zu verschieben oder unvollständig in das BAZG-VG zu übernehmen. 
Wir sehen eine zunehmende Tendenz, Regelungen aus den Gesetzen heraus zu nehmen und mehr 
und mehr auf Verordnungsstufe zu setzen. Dieses Vorgehen gibt den Behörden mit dem neuen 
BAZG-VG eine Art Blankocheck für Verordnungen, welche nicht im selben Mass der 
demokratischen Kontrolle unterliegen, wie dies Gesetzestexte tun.  
 
Hier sei auf den Prozess der Warenanmeldung sowie der bedingten Entstehung der Abgabeschuld 
hingewiesen. Während heute dank der Unterscheidung zwischen Waren- und Steueranmeldung 
klar geregelte und etablierte Prozess bestehen, lässt die Vorlage offen, wie dieser adäquat ersetzt 
werden soll. Insbesondere was bei Änderungen des Verwendungszwecks von Waren geschehen 
wird, ist zum jetzigen Zeitpunkt völlig unklar. Die daraus entstehenden Unsicherheiten sind aus 
Sicht der Branche nicht akzeptabel. Zumal wir aufgrund fehlender konkreter Vorlage keine 
Möglichkeit haben, im Rahmen des demokratischen Prozesses eine Beurteilung abzugeben. Ein 
solch essenzieller Themenkomplex wie die Entstehung der Abgabeschuld und deren Fälligkeit 
muss zwingend auf Gesetzesstufe festgelegt werden. 
 
Das heutige System, welches für unsere Branche durch das MinöStG bestimmt wird, funktioniert 
gut und wir erachten es deshalb als zwingend, dieses weiterhin auf Gesetzesebene zu definieren 
und es in seinen Hauptbestandteilen unverändert zu belassen.  
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Weiter bezweifelt die Mineralölwirtschaft, dass es sich bei der Anpassung des MinöStG wirklich 
um eine Vereinfachung handelt. In Tat und Wahrheit wird mit dieser Vorlage aus einem Gesetz 
deren zwei gemacht, da neben dem MinöStG künftig für viele Aspekte immer auch noch das BAZG-
VG konsultiert werden muss, um zu wissen, was bzgl. Mineralölsteuer gilt. Wir sehen darin keine 
Vereinfachung. 
 
Wir verstehen die Bemühungen und die Absicht der Vorlage, die Zollprozesse zu vereinheitlichen. 
Dies darf jedoch nicht auf Kosten einzelner Wirtschaftsakteure oder Branchen geschehen. Diese 
Befürchtung besteht auf Seiten der Mineralölbranche. Exemplarisch sei hier die Verschiebung von 
Waren zwischen zwei Steuerlagern erwähnt. Der heutige Prozess, der im MinöStG festgeschrieben 
ist, soll gestrichen und im BAZG-VG vereinheitlicht werden. Jedoch ist nach Aussage der EZV auf 
die entsprechende Frage im Schreiben der Branche vom 06.11.2020 noch offen, wie dies 
geschehen soll. Es ist aus unserer Sicht nicht akzeptabel, bestehende funktionierende Regelungen 
zu streichen, ohne dafür einen adäquaten Ersatz zu schaffen, der uns im Rahmen der 
Vernehmlassung erlaubt, diesen zu beurteilen und eine Abschätzung über künftige Aufwände 
vorzunehmen. 
 
Von der Einführung des Begriffs des Warenverantwortlichen und der Aufhebung des Begriffs und 
der Rolle des Importeurs sind Prozesse betroffen, welche am Begriff des Importeurs aufgehängt 
sind. Insbesondere sind dies die Reihengeschäfte beziehungsweise die Unterstellungserklärung 
Ausland. Mit dem Schreiben der Branche an die EZV vom 06.11.2020 haben wir zur 
Vernehmlassungsvorlage die Frage gestellt, wie diese Geschäfte unter den neuen Begrifflichkeiten 
sichergestellt werden. Die Antwort der EZV ist in diesen Punkten ungenügend, insbesondere 
stossen wir uns an der Tatsache, dass die genaue Definition und Abwicklung dieser Geschäfte 
noch offen sind. Es muss bereits im Rahmen der Gesetzesvorlage feststehen, dass und wie diese 
Geschäfte in Zukunft abgewickelt werden können. 
 
Aus Sicht der Wirtschaft ist es ausserdem stossend, dass das BAZG künftig gesetzliche Kontroll-
aufgaben aus nicht-abgaberechtlichen Erlassen (z.B. die Kontrolle von 
Generaleinfuhrbewilligungen GEB) an die betroffenen Behörden oder Organisationen 
zurückdelegiert und via Schnittstellen auf deren Informationssysteme zugreifen will. GEB-
Kontrollen sind ein gesetzlicher Auftrag an den Zoll. Es ist nicht nachvollziehbar, warum die 
Akteure der Wirtschaft die Kosten für die Kontrollaufwände übernehmen sollen. Die GEB-Kontrollen 
sind auch in Zukunft durch die Zollbehörden zu vollziehen. 
 
In den Antworten der OZD vom 3. Dezember 2020 auf die Fragen der Mineralölwirtschaft wird 
bestätigt, dass aufgrund dieses Artikels Anpassungen an nicht-abgaberechtlichen Erlassen nötig 
werden. Dazu solle die "Begleitgruppe Ämter" reaktiviert werden. Im Januar 2021 werde über den 
Stand des Epics "Autorisaziun" und die weiteren Schritte in der Anpassung des Verordnungsrechts 
informiert. Wir weisen darauf hin, dass gerade im Bereich der Wirtschaftlichen Landesversorgung, 
die auf dem Miliz- und Subsidiaritätsprinzip und damit der intensiven Mitwirkung der Wirtschaft 
beruht, nicht nur das zuständige Bundesamt, sondern auch die betroffenen Fachbereiche und 
Abteilungen der WL wie Pflichtlager-Organisationen einbezogen werden sollten. 
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Angesichts des aus der Sicht unserer Branche noch weitreichenden Verbesserungsbedarfs des 
Gesetzespakets regen wir an, die Vorlage vor der parlamentarischen Phase nochmals einer 
grundlegenden Überarbeitung zu unterziehen. Hierzu würden wir einen frühzeitigen Beizug der 
wichtigsten Branchenvertreter der Wirtschaft sowie eine erneute Vernehmlassung begrüssen. 
 
In den letzten Jahren hat sich im Wärmemarkt die Technologie sowohl auf Seiten der 
Brenneranlagen wie auch im Bereich der Brennstoffe in Richtung Nachhaltigkeit entwickelt. 
Biogene Brennstoffe stehen kurz vor der Markteinführung, werden bereits heute in 
Versuchsanlagen getestet und vom Markt vermehrt nachgefragt. 
 
Im Rahmen der anstehenden Revision des Mineralölsteuergesetzes bietet sich die Chance, im 
Gesetz die notwendigen zoll- und abgaberechtlichen Grundlagen für die Markteinführung von 
biogenen Brennstoffen und deren Gemischen mit fossilem Heizöl zu schaffen. Bereits seit Herbst 
2019 beschäftigen sich Vertreterinnen und Vertreter der Oberzolldirektion sowie der Branche mit 
den notwendigen gesetzlichen Anpassungen.  
 
Wir beantragen, die Schaffung der rechtlichen Grundlagen für biogene Brennstoffe und deren 
Gemische in die Revision mit aufzunehmen, um diese in zugelassenen Lagern bewirtschaften zu 
können. Wir bitten die Verwaltung einen entsprechenden Vorschlag zu machen und hierzu 
allenfalls die Branche zu einer separaten Anhörung einzuladen. 
 
Anmerkungen zum Gesetzestext BAZG-VG 
 
BAZG-VG Art. 8 Abs. 3 sowie Art. 10 Abs. 2 
Heute ist für eine Änderung des Verwendungszweckes keine erneute Zollanmeldung nötig, 
sondern lediglich eine Korrektur der Steuermeldung. Das neu vorgesehene System stellt keine 
Vereinfachung dieses Prozesses dar, da für jede Änderung des Verwendungszwecks eine erneute 
Zollanmeldung nötig wird. Die Mineralölwirtschaft fordert, dass eine Änderung des 
Verwendungszwecks wie bis anhin im Rahmen des abgaberechtlichen Erlasses behandelt wird 
und nicht im Rahmen des BAZG-VG.  
 
Soll der bestehende Entwurfstext beibehalten werden, so fordern wir eventualiter, dass der Artikel 
ergänzt wird um den Grundsatz, dass ein abgaberechtlicher Erlass für bestimmte Waren eine 
Abweichung von dieser Praxis vorsehen kann und in diesem Falle die Regelungen des 
abgaberechtlichen Erlasses Vorrang haben. 
 
BAZG-VG Art. 9 Abs. 1, Abs. 2 Bst. b und Abs. 4  
Die Festlegung anderer zugelassener Formen als der elektronischen Warenanmeldung hat durch 
den Bundesrat zu erfolgen und nicht durch das BAZG. Wir sehen in diesem Gesetz an vielen 
Stellen eine zu hohe Machtkonzentration beim BAZG und befürchten eine gesetzliche Legitimation 
von behördlicher Willkür. Das BAZG ist eine Vollzugsbehörde und braucht als solche ein engeres 
Regelwerk unter demokratischer Kontrolle. Wir fordern deshalb, dass die Festlegung der anderen 
zugelassenen Formen durch den Bundesrat zu erfolgen hat. 
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BAZG-VG Art. 11 Abs. 3 
Nach der heutigen gesetzlichen Bestimmung sind Bewilligungen nach diesem Artikel in der Regel 
unbefristet. Die Änderung, Bewilligungen in der Regel zu befristen steht somit klar im Widerspruch 
zum Ziel der Vereinfachung, ist unnötig und bedeutet für die Wirtschaft einen unbegründeten 
Mehraufwand ohne jeglichen Nutzen. Wir fordern deshalb, dass Art. 11 Abs. 3 wie folgt geändert 
wird: 

Die Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 Buchstabe c–h bedürfen einer Bewilligung des BAZG. 
Die Bewilligung kann mit Bedingungen und Auflagen versehen werden und ist in der Regel 
unbefristet bis auf begründeten Widerruf. 

Soll am Grundsatz der generellen Befristung festgehalten werden, so fordern wir eventualiter, 
diesen nicht auf Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 Buchstabe c-h anzuwenden, sondern 
lediglich auf Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 Buchstabe a und b. 

BAZG-VG Art. 14 Abs. 2 
Es ist zwingend notwendig, dass Mineralölimporte erst nach der Verbringung über die Grenze 
aktiviert werden können. So ist bei einer Schiffslöschung die definitive Menge der importierten 
Ware erst nach der Löschung des Schiffes und damit nach dem Grenzübertritt bekannt. 

BAZG-VG Art. 14 Abs. 5 
Wir halten an dieser Stelle fest, dass die Mineralölbranche erwartet, dass die heutige Praxis der 
Aktivierung mit der Periodizität von einem Monat auch in Zukunft bestehen bleibt. 

BAZG-VG Art. 14 Abs. 6 
Mit derselben Argumentation wie betreffend Art. 9 Abs. 1 fordern wir, dass der Bundesrat die Art 
und Weise der Aktivierung regelt und nicht das BAZG. 

BAZG VG Art. 21 – 23 
Wir fordern, auf das Prinzip der Solidarhaftung zu verzichten. 

Es ist äusserst stossend, dass das BAZG vom Warenverantwortlichen auch über den 
Transportverantwortlichen oder Datenverantwortlichen die Abgabeschuld einholen könnte. Diese 
haben im Zweifel keine Beziehung zur Abgabeschuld. Auf der Seite des Abgabeschuldners führt 
dies zum unbefriedigenden Ergebnis, dass er plötzlich einer Forderung gegenüberstehen könnte, 
für die er nicht verantwortlich wäre und trotz der Solidarhaftung die selbständige Eintreibung der 
Abgabeschuld nach den Bestimmungen des Obligationenrechts wohl in den meisten dieser Fälle 
ohne Erfolg bleiben würde. Auch die Milderungen in Artikel 22 und 23 BAZG-VG vermögen dieses 
Missverhältnis nicht genügend zu beheben.  

Zudem stellt sich die Frage, wie der Transportverantwortliche oder der Datenverantwortliche die 
Abgabeschuld im Anschluss mittels Solidarhaftung im Innenverhältnis vom 
Warenverantwortlichen eintreiben sollen, wenn hierzu nicht einmal das BAZG mit seinen 
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umfassenden Befugnissen in der Lage war. Schlussendlich ist das nur ein Auslagern des 
Verlustrisikos des Staates auf private Akteure.  
 
Des Weiteren ergibt sich nicht eindeutig aus dem Gesetz, ab welchem Zeitpunkt und nach 
Erfüllung welcher Kriterien das BAZG auf die anderen möglichen Schuldner die Abgabeschuld 
geltend machen darf. Unklar in diesem Zusammenhang ist betreffend Art. 21 Abs. 2 BAZG-VG, 
welche Massnahmen das BAZG zu ergreifen hat, bevor die Abgabeschuld bei den anderen 
Abgabeschuldner geltend gemacht werden kann.  
 
Das Gesetz erwähnt, dass bei Ausbleiben einer ganzen oder teilweisen Tilgung eine genügende 
Sicherstellung geprüft werde sollte (Art. 21 Abs. 2 BAZG-VG). Die Sicherstellung wird anschliessend 
in den Artikeln 31 ff. BAZG-VG erläutert. Diese erfolgen entweder über (i) eine Sicherheitsleistung, 
(ii) eine Sicherstellungsverfügung oder (iii) ein Pfandrecht (vgl. Art. 33 BAZG-VG). Im 4. Kapitel: 
Vollstreckung von Abgabeforderungen wird in Art. 42 Abs. 1 BAZG-VG ausgeführt, dass die 
Betreibung auf Pfändung unter den Voraussetzungen von Bst. a und b danach einzuleiten sei.  
 
Das bedeutet nach unserem Verständnis, dass der primäre Abgabeschuldner nach gescheiterter 
Sicherstellung betrieben werden müsste. Erst nach erfolgloser Betreibung wäre es dem BAZG 
erlaubt, über die Solidarhaftung auf die anderen Schuldner zuzugreifen. Es muss klar 
hervorgehen, dass dieser Vorgang nicht vor dem Abschluss einer Betreibung mit entsprechendem 
Verlustschein möglich sein sollte.  
 
Hingegen würde dieser Umstand das gesamte Prinzip Solidarhaftung wiederum umso fragwürdiger 
erscheinen lassen. Denn nach Abschluss einer erfolglosen Betreibung wäre es den Privaten, also 
namentlich dem Transportverantwortlichen oder dem Datenverantwortlichen, bestimmt auch nicht 
möglich diese Abgabeschuld eintreiben zu können.  
 
Es zeigt vielmehr wieder, dass es sich nur um ein Konstrukt des Auslagerns des wirtschaftlichen, 
in diesem Fall des Verlustrisikos, handelt. Deshalb lehnt unsere Branche das Prinzip der 
Solidarhaftung entschieden ab. 
 
BAZG-VG Art. 28 Abs. 2 
Dieser Absatz ist zu streichen. Auch hier verweisen wir auf die unverhältnismässige Macht- und 
Bestimmungsfülle, welche dem BAZG zugestanden werden soll. Betreffend die Zahlungsfristen 
gelten die allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Eventualiter fordern wir, dass der Bundesrat die 
Bestimmungen nach Abs. 2 festlegt und nicht das BAZG. 
 
Wir fordern unter diesem Artikel ausserdem zu berücksichtigen, dass abgaberechtliche Erlasse 
bereits Regelungen betreffend die Zahlungsfristen enthalten können. Aus diesem Grund ist unter 
diesem Artikel ein weiterer Absatz 3 hinzuzufügen: 
 
3 Sieht ein abgaberechtlicher Erlass für bestimmte Waren eine Regelung der Zahlungsfrist vor, so 
sind die Bestimmungen des jeweiligen Erlasses anzuwenden.  
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BAZG-VG Art. 44 Abs. 5 Generelle Anmerkung 
Die Kriterien zur Bewilligung für den Betrieb eines Steuerlagers sind im BAZG-VG unpassend. Die 
spezifischen Gegebenheiten betreffend Steuerlager für verschiedene Waren und Warengruppen 
können in dieser allgemeingültigen Formulierung nicht gebührend berücksichtigt werden. Wir 
beantragen deshalb, den gesamten Absatz aus dem Gesetz zu streichen. Die Bedingungen für den 
Betrieb eines Steuerlagers sind im jeweiligen abgaberechtlichen Erlass zu regeln. 
 
Soll an diesem Absatz festgehalten werden, so müssen eventualiter insbesondere nachfolgend 
genannte Buchstaben dieses Absatzes angepasst respektive gestrichen werden, um den Betrieb 
der Mineralölpflichtlager zu gewährleisten (BAZG-VG Art. 44 Abs. 5 Bst. c, d und f). 
 
BAZG-VG Art. 44 Abs. 5 Bst. c 
Wir verstehen diesen Buchstaben so, dass der Begriff "System" ein elektronisches 
Informationssystem bezeichnet. Sollte dem so sein, lehnen wir diesen Buchstaben ab und 
beantragen ihn zu streichen. In Tanklagern werden zahlreiche Unterlagen wie beispielsweise 
Beförderungspapiere aus operativen Gründen in Papierform aufbewahrt. Auf jeden Fall müssen 
Systeme oder Teile davon auch analog geführt werden können. 
 
BAZG-VG Art. 44 Abs. 5 Bst. d 
Dieser Buchstabe ist zu streichen. Aus Sicht des MinöStG wird die Forderung an die falsche 
juristische Person gestellt. Die Mineralölsteuer wird nicht durch den Betreiber einer Tankanlage (in 
der heutigen Terminologie der Mineralölsteuerverwaltung die "Lagerfirma"), sondern durch die 
darin "zugelassenen Lagerinhaber ZLi" (künftig "Lagerinhaber") geschuldet. In diesem Sinne ist 
die Zahlungsfähigkeit des Lagerbetreibers irrelevant, abgesehen von der Schwierigkeit, diese 
nachzuweisen. 
 
BAZG-VG Art. 44 Abs. 5 Bst. f 
Dieser Buchstabe ist zu streichen. Die Forderung nach einer Mindestzahl an Ein- und 
Auslagerungen darf keine Bedingung für die Bewilligung eines Steuerlagers sein. Aus Gründen der 
Pflichtlagerhaltung kann es Stillhaltelager geben, welche nur eine geringe Anzahl an Ein- und 
Auslagerungen aufweisen. Dieser Buchstabe steht somit im Widerspruch zum 
Landesversorgungsgesetz und ist zu streichen. 
 
BAZG VG Art. 48 Abs. 3 
Mit derselben Argumentation wie betreffend Art. 9 Abs. 1 fordern wir, dass der Bundesrat die 
technischen Anforderungen für das Verfahren festlegt und nicht das BAZG. 
 
BAZG-VG Art. 48 neuer Abs. 6 
Während Art. 48 dem BAZG zu weitgehende Kompetenzen bei der Festlegung der 
Verfahrensmodalitäten einräumt, wird in keiner Weise berücksichtigt, dass diese 
Verfahrensvorschriften auf Seiten der Wirtschaft zu erheblichen Aufwänden führen können und die 
Akteure der Wirtschaft einer weitgehenden Kompetenzwillkür der Behörde ausgesetzt sind. Aus 
diesem Grund fordern wir die Ergänzung von Art. 48 um zwei neue Absätze 6 und 7 welche wie 
folgt lauten sollen: 
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6 Das elektronische Verfahren und die Bedienung der damit verbundenen Systeme müssen für die 
Verfahrensbeteiligten mit zumutbarem technischem und wirtschaftlich tragbarem Aufwand zu 
erfüllen respektive zu bedienen sein. 
 
7 Die Betroffenen werden bei Änderungen des elektronischen Verfahrens, welche zu einem 
veränderten Bedienungsverhalten und damit zu Anpassungsaufwand bei den Benutzenden 
führen, angehört. 
 
BAZG-VG Art. 52 Abs. 3 
Der vorgeschlagene Gesetzestext in diesem Absatz definiert eine Holschuld, welche aus Sicht der 
Wirtschaft inakzeptabel ist. Aus diesem Grund lehnen wir den Absatz in dieser Form ab. Vielmehr 
hat das BAZG die Verfügungsadressatinnen und -adressaten in geeigneter Form über die 
Übermittlung neuer Dokumente zu informieren. 
 
BAZG-VG Art. 60 Abs. 1 
Wir lehnen die verwaltungsinterne Behandlung von Einsprachen entschieden ab. Es ist 
rechtsstaatlich mehr als bedenklich, dass die selbe Behörde sowohl Verfahrensbeteiligte wie auch 
Beschwerdestelle sein soll. Ob eine behördeninterne Unabhängigkeit erreicht werden kann, 
stellen wir grundsätzlich in Frage. Aus diesem Grund lehnen wir den Absatz in dieser Form ab. Wir 
fordern, dass gegen Einspracheentscheide des BAZG innert 60 Tagen nach der Eröffnung bei einer 
durch den Bundesrat zu schaffenden oder bestimmenden neutralen und unabhängigen 
Beschwerdestelle Beschwerde erhoben werden kann. 
 
BAZG-VG Art. 62 Abs. 2 
Dieser Absatz ist ersatzlos zu streichen. Er öffnet behördlicher Willkür Tür und Tor. Absatz 1 dieses 
Artikels ist allein völlig ausreichend. 
  
BAZG-VG Art. 66 
Auch dieser Artikel zeigt, dass der Gesetzesentwurf zu einseitig auf die Kompetenzen des BAZG 
fokussiert und dabei Kontrollinstrumente und Fragen der Governance entweder ungenügend oder 
gar nicht berücksichtigt. 
 
Dass die Behörde eine gewisse Menge an Daten auswerten dürfen muss für ihre 
Aufgabenerfüllung, ist absolut nachvollziehbar. Jedoch nennt der Artikel unter anderem auch 
Daten über Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnisse. Werden solche Daten durch die Behörde 
verarbeitet, so muss zwingend gewährleistet sein, dass diese mit der nötigen Sorgfalt und 
Sicherheit behandelt werden. Insbesondere der Verlust solcher Daten kann für Unternehmen 
massive finanzielle Konsequenzen mit sich bringen. In Zeiten staatlicher Industriespionage ist es 
für uns unverständlich, dass der Gesetzesentwurf dies nicht berücksichtigt. 
 
Wir fordern deshalb, diesen Artikel um Regelungen der Haftung und Entschädigung zu ergänzen. 
Insbesondere fordern wir, dass bei Datenverlust durch fahrlässiges Handeln der Behörde die 
betroffenen Unternehmungen Anspruch auf Entschädigung haben. 
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BAZG-VG Art. 70 Abs. 2 
Die Verpflichtung betroffener Behörden und Organisationen, Schnittstellen für den Vollzug nicht-
abgaberechtlicher Erlasse (NZE) zu schaffen, um damit die Delegation von Vollzugsaufgaben, die 
per Gesetz dem BAZG übertragen sind, wiederum an andere Stellen weiter zu delegieren, wird aus 
grundsätzlichen Überlegungen abgelehnt. Zudem ist es höchst ineffizient, wenn diverse Behörden 
und Organisationen für gleichartige Vollzugsaufgaben (z.B. Kontrollen von Einfuhrbewilligungen) 
jeweils individuelle Anwendungen schaffen. Dies verlangt im Gegenteil gerade nach einer 
zentralen Bereitstellung solcher Lösungen durch das BAZG. Zudem sind Schnittstellen auch immer 
eine Sicherheitslücke. Das BAZG-Informationssystem müsste mit gegen 100 anderen Systemen 
kommunizieren, das macht keinen Sinn und ist potenziell gefährlich. 
 
Das BAZG ist in die Pflicht zu nehmen, den Organisationen die Plattform zur Verwaltung der NZE 
unentgeltlich zur Verfügung stellen. Sinnvollerweise werden aber die betroffenen Behörden und 
Organisationen auf diesem Zollsystem die Daten zum Vollzug der NZE einpflegen und unterhalten. 
 
BAZG-VG Art. 71 
Wir fordern, diesen Artikel ersatzlos zu streichen. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb diese 
Kompetenz für das BAZG nötig sein sollte. 
 
BAZG-VG Art. 74 und Art. 75 
Die Ausgestaltung der Qualitätssicherung ist angesichts der Menge und der Sensitivität der durch 
das BAZG verarbeiteten Daten völlig unzureichend. In Bezug auf die Qualitätssicherung ist deshalb 
deutlich mehr Rechenschaft einzufordern. Aus diesem Grund beantragen wir, die Bestimmungen 
dieser beiden Artikel um folgende Punkte zu ergänzen: 
 

1. Es ist eine unabhängige Stelle zur Qualitätssicherung innerhalb des BAZG zu benennen 
oder zu schaffen.  

2. Diese Stelle hat in regelmässigen Abständen einen Bericht über die Qualitätssicherung 
betreffend die Datenbearbeitung, die Risikoanalyse sowie das Profiling zuhanden des 
Bundesrates zu verfassen. 

3. Zusätzlich hat der Bundesrat eine periodische Prüfung der oben erwähnten Prozesse 
durch eine behördenexterne Stelle vorzusehen. 

 
BAZG-VG Art. 76 
Die Löschung der Daten nach Abschluss der Verfahren hat innerhalb einer klar festgelegten Frist zu 
erfolgen. Wir fordern, diesen Artikel um eine solche Frist zu ergänzen. 
 
BAZG-VG, Art. 79 
Es genügt nicht, dass bei Verdacht auf Nichteinhaltung eines NZE die zuständige Behörde eine 
automatische Meldung erhält. Zumindest bei Mineralölprodukten muss bei fehlender Einfuhr-
bewilligung der Import verhindert werden. 
 
In den Erläuterungen (S. 81) wird ausgeführt, dass bei der automatisierten Kontrolle nicht-abgabe-
rechtlicher Erlasse der Abgleich auf den Datensystemen der zuständigen Behörden erfolgen 
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sollen. Wie schon bzgl. Art. 70 BAZG-VG bemerkt, darf dies nicht der Regelfall sein. Besser wäre, 
die zuständigen Stellen könnten relevante (Stamm-) Daten für die automatisierte Kontrolle im 
Informationssystem des BAZG erfassen.  
 
Gemäss Erläuterungen (S. 81) erfolgt "die automatisierte Kontrolle nach der Aktivierung und somit 
nach erlangter Verbindlichkeit der Warenanmeldung […]." Dies ist zu spät. Man vergibt sich einen 
zentralen Vorteil des digitalen Zollprozesses, wenn automatische Kontrollen erstmals nach 
Aktivierung der Warenanmeldung erfolgen. So wäre es schon beim ersten Erfassen einer 
Warenanmeldung sinnvoll, das Vorhandensein einer korrekten Einfuhrbewilligung (oder anderer 
Einfuhrvoraussetzungen) zu prüfen und die Datenverantwortlichen auf ein mögliches Problem 
hinzuweisen. 
 
Analog zu Art. 107, wo die im Anhang D des Berichts des Bundesrats in Erfüllung des Postulats 
17.3361 definierten Leistungen aufgeführt sind, wäre die Nennung der im Anhang C dieses Berichts 
genannten Standardprozesse der automatisierten NZE-Abwicklung in Art. 79 sinnvoll. 
 
BAZG-VG Art. 83 Abs. 2 
Es ist auf Basis rechtsstaatlicher Grundsätze nicht nachvollziehbar, weshalb eine durch den 
Eingriff der Behörde verursachte Wertminderung nicht entschädigt werden sollte, insbesondere in 
Fällen wo aufgrund der Kontrolle keine Beanstandung erfolgt. In dieser Form lehnen wir den Absatz 
entschieden ab. Wir fordern, dass jegliche durch Eingriffe im Rahmen der Kontrolltätigkeit 
entstandenen Wertminderungen an den Waren entschädigt werden, sofern die Kontrolle ohne 
Beanstandung beendet wird. 
 
BAZG-VG Art. 84 Bst. c und Bst. g 
Wir fordern diesen Artikel und insbesondere die genannten Buchstaben c und g um folgende 
Präzisierung zu ergänzen: 
 
Die Aufforderung zur Mitwirkung darf nur unter Berücksichtigung der Vorgaben der 
Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes sowie der Vorschriften des Gefahrguttransportes 
und anderer sicherheitsrelevanter Vorschriften erfolgen. Eine Mitwirkung ist nur dann zumutbar, 
wenn für die zur Mitwirkung aufgeforderte Person keine zusätzlichen Sicherheitsrisiken entstehen. 
Eine zur Mitwirkung aufgeforderte Person darf die Mitwirkung im Fall von begründeten 
Sicherheitsbedenken verweigern. 
 
BAZG-VG Art. 106 Abs. 1 
Dieser Absatz ist, im Sinne der Präzisierung und besseren Verständlichkeit, um den folgenden 
Satz aus dem erläuternden Bericht zu ergänzen:  
 
Nicht der risikobasierten Gewichtung unterliegen die Vollzugsbereiche der automatisierten 
Kontrolle. Dort sind die vollständige elektronische Überwachung und Auswertung jederzeit 
sichergestellt. 
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BAZG-VG Art. 124 
Wir haben Verständnis für die Pflicht zur Mitwirkung und erachten sie an manchen Stellen als 
notwendig. Es ist jedoch stossend, dass der Artikel der Mitwirkungspflicht keinerlei Grenzen setzt, 
weder zeitliche noch finanzielle. Insbesondere Logistikketten sind heute anfällig für Störungen 
und personelle Ressourcen sind knapp. Im Bereich der Mineralölwirtschaft können Störungen von 
Logistikketten durch Eingriffe der Behörden, wie die unter diesem Artikel festgeschriebene 
Mitwirkungspflicht, negative Auswirkungen auf die Landesversorgung haben.  
 
Wir fordern bereits im Gesetz klar zu definieren, was an Mitwirkung zumutbar ist und was nicht. 
Eventualiter hat der Bundesrat hierzu genauere Bestimmungen vorzusehen und zu schaffen. 
Insbesondere die unentgeltliche Mitwirkung darf nicht a priori zumutbar sein. 
 
Wir fordern vor allem auch, dass wenn die Erfüllung der Mitwirkungspflicht zu Störungen des 
Betriebes von verpflichteten Unternehmungen führt, die daraus entstehenden wirtschaftlichen 
Aufwände und Ausfälle entschädigt werden müssen. 
 
BAZG-VG Art. 125 Abs. 2 
Dieser Absatz ist ein völlig willkürlicher Passus. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb das BAZG 
die Herausgabe in elektronischer Form verlangen dürfen soll. Die Mineralölbranche lehnt diesen 
Absatz ab. Die schriftliche Kommunikation in Papierform ist eine rechtsgültige Form der 
Kommunikation. Wir beantragen den Absatz ersatzlos zu streichen. 
 
BAZG-VG Art. 126 
Auch dies ist ein Artikel, welcher dem BAZG unverhältnismässige Kompetenzen ohne 
entsprechende Regulierung zuspricht. Wir fordern deshalb für diesen Artikel 126 einen 
zusätzlichen Absatz mit dem Wortlaut: 
 
4 Der Bundesrat legt fest, für welche konkreten Aufgabenbereiche Dritte hinzugezogen werden 
können.  
 
BAZG-VG Art. 128 
Lehnt das BAZG ein Begehren zum eigenständigen Vollzug oder der Abwicklung von Zollprozessen 
ab, so darf daraus keine Dienstleistung entstehen, welche das BAZG dann wiederum Dritten 
verrechnet. Wir fordern deshalb diesen Artikel weiter zu präzisieren und klarer festzuhalten, dass 
Dienstleistungen, zu denen das BAZG aufgrund anderer Erlasse verpflichtet ist, nicht verrechnet 
werden können. 
 
BAZG-VG Art. 133 
Die Mineralölbranche bevorzugt von den beiden zu diesem Artikel vorgeschlagenen Varianten die 
Variante 2.   
 
Bei Anwendung der Variante 1 ist klarzustellen, was unter den geringfügigen Tatfolgen zu 
verstehen sein soll. Der erläuternde Bericht erklärt dazu, dass dies der Fall sei, wenn dem Staat 
kein oder ein nur verhältnismässig kleiner Schaden entstanden sei. Dies liege beispielsweise 
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dann vor, wenn lediglich eine Ordnungswidrigkeit begangen worden sei, wenn ein Vorsteuerabzug 
gemacht werde, die Ware nachträglich zum Kontingentszollansatz verzollt oder 
präferenzberechtigt abgefertigt werden könne. 
 
Es ist also weiterhin unklar, was ein kleiner Schaden im Sinne des erläuternden Berichtes 
darstellt. Zu vermeiden ist, dass dieser sich nur auf absolute Geldbeträge beziehen würde. 
Ansonsten wären Importeure von Produkten mit grossem Wert oder grossen Mengen gegenüber 
kleinen Importeuren stark benachteiligt. 
 
BAZG-VG Art. 140 
Das BAZG hat einen gesetzlichen Auftrag, handelt nach diesem und wird durch die 
Steuerzahlenden in der Schweiz finanziert. Aus Sicht der Wirtschaft ist deshalb die 
Gebührenerhebung stossend, insbesondere weil der vorliegende Entwurf für bestimmte 
Bewilligungen neu Befristungen vorsieht. Weiter sind in den letzten Jahren immer mehr 
behördliche Organisationen dazu übergegangen, keine Gebühren mehr zu erheben. Wir fordern 
deshalb, dass das BAZG für Tätigkeiten, welche aus seinem gesetzlichen Auftrag entstehen, keine 
Gebühren erheben darf. 
 
Anmerkungen zu den Änderungen des Mineralölsteuergesetzes 
 
MinöStG Art. 2 Abs. 3 Bst. d 
Aufgrund der fortschreitenden Entwicklung in den Herstellungstechnologien von CO2-reduzierten 
oder CO2-neutralen Treibstoffen ist der Begriff «biogene Treibstoffe» eine ungenaue Bezeichnung. 
Es ist davon auszugehen, dass in den nächsten Jahren zunehmen erneuerbare Treibstoffe auf den 
Markt kommen, die nicht aus Biomasse hergestellt werden. Wir schlagen deshalb vor, anstelle des 
oder neben dem Begriff «biogene Treibstoffe», den Begriff «erneuerbare Treibstoffe» in die 
Definition mit aufzunehmen.  
 
MinöStG Art. 4 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 32 
Die bestehenden Regelungen gemäss Art. 4 des geltenden MinöStG betreffend die Entstehung der 
Steuerforderung und die gesetzlichen Bestimmungen zur Verschiebung zwischen Steuerlagern in 
Artikel 32 müssen auf Stufe Gesetz geregelt bleiben. Der vorliegende Entwurf gefährdet das 
Funktionieren der heutigen Logistik und damit die Versorgungssicherheit. 
 
Mit der Aufhebung der Buchstaben a und c ist insbesondere der Fall einer Auslagerung aus einem 
Steuerlager in ein anderes Steuerlager nicht mehr abgedeckt. Für die Mineralölbranche ist die 
Warenbestimmung "Einfuhr in ein Steuerlager" der Normalfall und muss unverändert beibehalten 
werden. Insbesondere für Einfuhren über den Rhein (aber auch Bezügen ab Raffinerie oder 
Transport von Flugpetrol) ist anschliessend ein Transport von Steuerlager zu Steuerlager nötig. Art. 
19 BAZG-VG ist kein gleichwertiger Ersatz für die wegfallenden Artikel des MinöStG. Wir fordern 
deshalb, dass die Buchstaben a und c in ihrem heutigen Wortlaut bestehen bleiben. 
 
Weiter fordern wir, dass insbesondere der einleitende Satz dieses Artikels mit dem Begriff 
"steuerrechtlich freier Verkehr" in seiner heutigen Form bestehen bleiben muss:  
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Die Steuerforderung entsteht mit der Überführung der Waren in den steuerrechtlich freien Verkehr. 
Als solche gilt: 
 
Damit wird signalisiert, dass das bewährte System der Mineralölsteuererhebung unverändert 
erhalten bleibt. 
 
MinöStG Art. 9 Bst. a 
Die Struktur der Mineralölwirtschaft und insbesondere die Vertragsverhältnisse der 
Wirtschaftsakteure untereinander sind andere als jene von denen der BAZG-VG Entwurf bei der 
Festlegung der Abgabeschuldnerinnen und Abgabeschuldner ausgeht. Der Verweis auf BAZG-VG 
Art.21 Abs. 1 ist deshalb abzulehnen.  
 
Wir fordern, den Verweis auf BAZG-VG Art. 21 Abs. 1 aus dem Buchstaben zu streichen und den 
Artikel wie folgt zu formulieren: 
 
Steuerpflichtig sind: 
 

a.  die Warenverantwortlichen; 
b.  die Lagerinhaber; 
c.  Personen, die versteuerte Waren zu Zwecken abgeben, verwenden oder 

verwenden lassen, die einem höheren Steuersatz unterliegen; 
d. Personen, die unversteuerte Waren abgeben, verwenden oder verwenden lassen. 

 
MinöStG Art. 10 und 11 
Wir fordern, die beiden Artikel unverändert beizubehalten. Da wir wie zu BAZG-VG Art. 21 – 23 
erläutert das Prinzip der Solidarhaftung dezidiert ablehnen, muss die heute bestehende Regelung 
zur Steuernachfolge bestehen bleiben. 
 
Allgemeine Bemerkung zu MinöStG Art. 18 
Im Allgemeinen würde eine Reduktion der Anzahl Spezialfälle und Rückerstattungsberechtigten 
der Vereinfachung des Vollzugs dienen. Die Revision im Zuge des vorliegenden Geschäftes wäre 
eine Chance, eine solche Reduktion der Anspruchsberechtigten zu prüfen. 
 
MinöStG Art. 19, 20 und 21 
Diese Artikel werden nicht gleichwertig durch Artikel im BAZG-VG ersetzt. Die Streichung wird 
abgelehnt. Es ist eine mit dem BAZG-VG widerspruchsfreie Formulierung zu finden. 
 
MinöStG Art. 22  
Aus unserer Sicht ist nicht nachvollziehbar, weshalb dieser Artikel gestrichen werden soll. Wir 
beantragen diesen Artikel unverändert stehen zu lassen und bei der festgelegten und etablierten 
Zahlungsfrist zu bleiben. 
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MinöStG Art. 27 - 32 
Der Aufhebung dieser Artikel mit dem Hinweis, dass "Spezialbestimmungen, welche nicht durch 
das BAZG-VG und seine Ausführungsverordnung(en) abgedeckt werden, [..] in Zukunft in der 
MinöStV geregelt [werden] (Erläuterungen S. 156), kann ohne Kenntnis der neuen MinöStV nicht 
zugestimmt werden. Die Streichung dieser Artikel wird abgelehnt, da sie Kernelemente des 
bewährten MinöSt-Regimes regeln. Es muss Rechtssicherheit über deren Erhalt bestehen. 

MinöStG Art. 28 Abs. 5 
Die Möglichkeit, dass der Bundesrat für Waren, die der Pflichtlagerhaltung unterliegen, besondere 
Vorschriften erlassen kann, muss unbedingt bestehen bleiben. Im BAZG-VG ist dies so nicht mehr 
vorgesehen. Für die Erfüllung der Pflichten des Landesversorgungsgesetzes ist dieser Passus von 
hoher Bedeutung. Wir fordern, diesen Absatz unverändert stehen zu lassen. 

MinöStG Art. 32 
Wie bereits in der Argumentation zu MinöStG Art. 4 Abs. 1 ausgeführt, hat dieser Artikel eine 
enorme Bedeutung für die Landesversorgung. Wir fordern deshalb mit Nachdruck, diesen Artikel 
unverändert stehen zu lassen. 

MinöStG Art. 33  
Die nach diesem Artikel gesammelten Daten werden unter anderem für die Pflichtlagerhaltung und 
statistische Meldungen an internationale Organisationen benötigt. Es ist nicht nachvollziehbar, 
weshalb dieser Artikel ersatzlos gestrichen werden soll. Wir fordern, diesen Artikel unverändert 
stehen zu lassen. 

Das System der Zolltarifschlüssel ist für diverse Zwecke zwingend nötig. Die durch die Schlüssel 
mögliche Unterscheidung von Produkten und Verwendungszwecken ist von entscheidender 
Bedeutung für die Pflichtlagerhaltung, die Mineralölsteuer wie auch internationale statistische 
Meldungen, z.B. an die Internationale Energie-Agentur in Paris.  

MinöStG Art. 44 - 48 
Wir vermuten, dass diese Übergangsbestimmungen aus der Zeit der Einführung der 
Mineralölsteuer stammen und ersatzlos gestrichen werden könnten. 

MinöStG Art. 48a Abs. 2 
Die Mineralölbranche lehnt diesen Absatz entschieden ab. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb 
bestehende Bewilligungen a priori eine maximale Gültigkeitsdauer erhalten sollen. Im Sinne der 
Rechtssicherheit haben bestehende Bewilligungen ihre bisherige Gültigkeit zu bewahren. Wir 
fordern, diesen Absatz ersatzlos zu streichen. 





  

  

 

Eidgenössische Zollverwaltung 
 
3003 Bern 
 
 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 
 
 
 
 
Sissach, 22. Dezember 2020 
 
 

BAZG-VG, Totalrevision Zollgesetz und ZoG 
 
Entwürfe und Erläuterungen vom 11. September 2020 
 
 

Stellungnahme des Verbandes der Schweizerischen 

Biotreibstoffindustrie (Biofuels Schweiz)  

 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Für die Möglichkeit einer Stellungnahme zum Entwurf des BAZG-VG, der 
Totalrevision des ZG sowie zum ZoG danken wir Ihnen bestens.  
 

Einschätzung  

Biofuels Schweiz begrüsst die Initiative des Bundesrates, die Eidg. 
Zollverwaltung umfassend zu modernisieren und die dafür nötigen 
rechtlichen Grundlagen zu schaffen. Unser Verband erwartet durch die damit 
verbundene Digitalisierung im Rahmen des Programms DaziT eine spürbare 
Entlastung unserer Mitglieder im administrativen Bereich. Gerade bei 
Letzterem sehen wir uns nach dem Studium des Gesetzesentwurfs sowie 
des erläuternden Berichts enttäuscht.  
 
Angesichts der doch sehr tiefgreifenden Änderungen und Verschiebungen 
von Kompetenzen sind wir zur Überzeugung gelangt, dass das BAZG VG zu 
einer Mehrbelastung der Branche führt. Auch beurteilen wir es als 
demokratiepolitisch bedenklich, dass eine ausführende Behörde gleichzeitig 
Beschwerdeinstanz sein soll. Wir empfehlen deshalb, das BAZG VG vor 
einer parlamentarischen Beratung nochmals grundlegend zu überarbeiten. 
Die Fachleute der Mineralöl- und Biotreibstoffbranche stehen dabei gerne zur 
Verfügung.  

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch


  

  

 

Erneuerbare Brennstoffe stehen vor der Markteinführung 

Die Mitglieder von Biofuels Schweiz – heimische Biodieselproduzenten, 
Importeure von biogenen Treib- und Brennstoffen, die Treibstoffimporteure 
sowie Mineralölgesellschaften, Brenn- und Treibstoffhändler – sind als Folge 
des BAZG VG, der Totalrevision des Zollgesetzes sowie des neuen 
Zollabgabengesetzes insbesondere auch von den Auswirkungen auf andere 
Erlasse, konkret von den notwendigen Anpassungen des 
Mineralölsteuergesetzes, betroffen. 

Das neue CO2-Gesetz verlangt von den Treibstoffimporteuren eine deutlich 
höhere Kompensationspflicht. Hinzu kommt, dass die Kantone im Rahmen 
der MuKEn in ihren Energiegesetzen Quoten von erneuerbaren 
Energiequellen vorschreiben. In der Folge wird die Nachfrage nach 
erneuerbaren flüssigen Brennstoffen in den kommenden Jahren steigen. Die 
Branche steht bereit, auch beim Heizöl erneuerbare Komponenten 
anzubieten.  

Als erneuerbare flüssige Brennstoffe eignen sich insbesondere Biodiesel 
gemäss EN 14214 sowie hydrierte Pflanzenöle aus Abfall- und Reststoffen 
und synthetische Produkte gemäss EN 15940. Da sich diese Erzeugnisse 
sowohl als Treib- als auch als Brennstoffe eignen, würde eine doppelte 
Lagerführung unnötige Kosten verursachen. 

Um den genannten Erfordernissen nachzukommen, ist die Branche auf eine 
entsprechende Anpassung der einschlägigen Gesetze und Verordnungen 
angewiesen. Würden die oben genannten erneuerbaren flüssigen Brenn- und 
Treibstoffe dem Mineralölsteuergesetz unterstellt, könnten diese in einem 
Steuerlager geführt werden und die Bestimmung des Verwendungszwecks 
erst bei der Auslagerung erfolgen. Seit Herbst 2019 diskutieren die OZD, 
Avenergy Suisse, Carbura sowie Biofuels Schweiz über mögliche Lösungen, 
um erneuerbaren Brennstoffen den Markteintritt zu vereinfachen. 

 

Im Übrigen verweisen wir ausdrücklich auf die Stellungnahmen von Avenergy 
Suisse und Carbura und schliessen uns deren Ausführungen an.  
 
Für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen im Voraus 
bestens.  
 
 

Biofuels Schweiz 

Verband der schweizerischen Biotreibstoffindustrie  

 

 

Ramon Werner   Ulrich Frei  
Präsident    Geschäftsführer 
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Egregio signor
Consigliere federale Ueli Maurer
Capo del Dipartimento Federale
delle finanze DFF
3003 Berna

Lugano, 29 dicembre 2020

Consultazione sulla bozza di una nuova legge che stabilisce il quadro generale per la
riscossione delle tasse e concernente il controllo della circolazione transfrontaliera di merci
e persone da parte dell'Ufficio federale delle dogane e della sicurezza delle frontiere (legge
che definisce i compiti OFDF, LEOFDF) nonchë revisione totale deI diritto doganale (LD) in
vista della nuova legge sui dazi doganali (LDD)

Egregio signor Consigliere federale,

Abbiamo ricevuto la sua comunicazione dello scorso 11 settembre relativa al progetto di cui sopra,
e la ringraziamo per averci consultato su questo argomento. Qui di seguito le nostre osservazioni.

1. II ruolo delle Camere di commercio e dell’industria svizzere
NeI quadro della revisione proposta, teniamo a sottolineare il ruolo centrale svolto in Svizzera
dalle Camere di commercio e dell’industria in materia di documenti di esportazione, elemento
essenziale per iI nostro settore delle esportazioni.
A livello globale, le Camere di commercio e dell’industria svolgono un ruolo di nodale
intermediario tra le amministrazioni doganali e le aziende private. Le Camere sono infatti
responsabili della certificazione dell'origine non preferenziale dei prodotti esportati. Questa
certificazione si concretizza nella prova documentale dell’origine, che viene utilizzata dalle
amministrazioni doganali per riconoscere I'origine del prodotto e per calcolare i dazi doganali
applicabili.
In questo contesto, le Camere non sono solo un partner affidabile per l’amministrazione delle
Dogane, ma sono indispensabili per le imprese esportatrici nei rispettivi cantoni, rispettivamente
nella rispettiva regione. II sistema federalista porta, infatti, le Camere a una vicinanza basilare e
puntuale con le imprese nei propri territori di competenza, con un intenso lavoro di consulenza
e formazione che va ben oltre il rilascio dei soli documenti che provano l’origine.

Questo sostegno facilita in maniera decisiva il lavoro del settore delle esportazioni e contribuisce
alla prosperitä del nostro Paese.
Non a caso, la qualitä dei certificati di origine non preferenziale ë stata riconosciuta a livello
internazionale come benchmark mondiale. In effetti l’International Chamber of Commerce di
Parigi (ICC) ha conferito alle Camere svizzere il label di qualitä “ICC Co Chain”, che certifica la
qualitä del sistema svizzero proprio neI lavoro di accompagnamento delle aziende,
congiuntamente alla struttura federalista che concerta una vicinanza essenziale fra le imprese e
chi ne deve certificare i documenti.
Questo elemento consente aIIe merci di essere sdoganate rapidamente, per cui vi ë un chiaro
vantaggio in termini di tempo e di denaro.
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L’International Chamber of Commerce di Parigi (ICC), ha ammesso tutte le Camere svizzere
(compresa Ia Cc-Ti) come membri a pieno titolo del sistema di accreditamento dei certificati
d’origine, rilasciati dalle Camere in tutto il mondo.

II sistema svizzero ë particolarmente apprezzato, tanto da essere considerato “benchmark” a
livello mondiale in termini di qualitä e rapiditä dell’esame e deI rilascio dei relativi documenti,
essenziali per le aziende esportatrici.
Questa certificazione ottenuta rappresenta un ulteriore sicurezza per le banche, le autoritä
doganali e gli operatori economici; i certificati d’origine vengono rilasciati tenendo conto dei piü
recenti e rigorosi standard di qualitä, basati sulle direttive dei certificati internazionali emanati
dall'ICC e dalla World Chambers’ Federation (WCF).

2. Considerazioni generali suI progetto di revisione
II ConsigËio Federale intende riorganizzare profondamente i ruoli e i compiti dell’AFD, in futuro
UDSC, per rispondere al meglio all'incremento delle transazioni transfrontaliere e alle relative
problematiche correlate. Cercando al contempo di contenere i costi.
Intenti lodevoli, se si pensa anche alla creazione di un profilo professionale nuovo e completo
che con iI supporto della digitalizzazione sembra poträ garantire in futuro il controllo dei traffici
transfrontalieri sempre piü differenziati.

Con la LE-UDSC posta in consultazione il Consiglio Federale cerca comprensibilmente di
combinare questi elementi, armonizzando, uniformizzando e digitalizzando le procedure,
riferendosi a standard interazionali.

Ricordiamo che 1’alto grado di competizione raggiunto dalla piazza economica svizzera ë frutto
della libertä imprenditoriale, che puö poggiare su un contesto di sicurezza politica e aggravi
amministrativi sopportabili.

Questo ha portato a un successo crescente della nostra economia e, grazie agli scambi
internazionali, vi ë stato l’insediamento di variegate attivitä economiche che con i volumi di
traffico in costante aumento e le peculiaritä di molti di essi, hanno portato all’evoluzione delle
basi legali attuali (LD deI 18.3.2005 e OD deI 1.11.2006 e susseguenti modifiche). Permettendo
agli operatori economici di lavorare senza particolari intoppi e all’AFD di espletare la funzione di
controllo.

La nuova legge doganale quadro messa in consultazione puö essere condivisa nella sua forma,
ma non nella sostanza. Non disponendo dell'ordinanza d’applicazione alla quale dovranno fare
riferimento gli operatori economici per continuare e sviluppare le loro attivitä, ë difficile sostenere
la revisione della legge, perchë troppe restano le incognite.
Giustamente, iI rapporto esplicativo del Consiglio Federale lascia intendere che l’ordinanza che
seguirä terrä in considerazione i vari aspetti e peculiaritä, ma al momento attuale questo sembra
troppo vago, anche tenendo conto della complessitä della materia e dei fitti flussi economici che
devono essere sottoposti alla legislazione.

Proprio il rapporto esplicativo lascia molti dubbi aperti, rispettivamente rischia addirittura, cosi
come formulato, di limitare eccessivamente proprio la facoltä del Consiglio Federale di tener
conto nell’ordinanza delle diverse peculiaritä delle merci. CiÖ risulterebbe molto dannoso per
l’economia in generale e in particolare per le piccole e medie aziende.
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3. II caso particolare dei punti franchi
Si puö infatti citare il caso delle piccole e medie aziende che fanno capo agli attuali punti franchi.
Infatti, iI rapporto esplicativo, all’art. 44 cpv. 1 relativo alla nuova LE-USDC e alla LTDo (pag. 46
della versione in italiano), dichiara che la definizËone di deposito doganale della nuova legge “si
basa sulla definizione di deposito doganale secondo l’articolo 50 LD.”.

Tale affermazione appare in contrasto con la gËusta volontä, dichiarata poche righe prima nello
stesso rapporto esplicativo, di considerare a livello di ordinanza “le diverse peculiaritä dei
depositi a seconda del genere di merci e dei relativi tributi” (pag. 46).
Affinchë sia possibile prendere seriamente in conto i diversi requisiti delle merci a livello di
ordinanza, un riferimento univoco al concetto di deposito doganale dell’art. 50 in base all’attuale
legge doganale deve essere abbandonato: iI deposito doganale dell'attuale articolo 50 LD ë,
infatti, manËfestamente inadatto a molte tipologie di merce.

Nell’attuale LD, le diverse esigenze delle diverse tipologie di merci trovano risposta in diverse
tipologie di deposito: in particolare, oltre il deposito doganale (art. 50 ss. LD) iI deposito franco
doganale (art. 62-67 LD).
Infine, iI rapporto esplicativo all’art. 44 cpv. 4-6 (pag. 47) fa riferimento alle raccomandazioni del
Controllo federale delle finanze neI rapporto deI 28 gennaio 2014 sulla valutazione “Depositi
franchi doganali e depositi doganali aperti: autorizzazioni e attivitä di controllo”, dimenticando il
rapporto successivo dello stesso controllo federale delle finanze del1’ 8 aprile 2019 “Suivi de
l’ëvaluation des activitës de surveillance auprës des ports francs et entrepöts douaniers ouverts”,
che aveva concluso dichiarandosi soddisfatto delle misure predisposte, in particolare delle nuove
basi legali e delle nuove direttive interne dell’AFD entrate in vigore neI 2016.
Anche iI riferimento unilaterale al rapporto deI 2014 va tolto daI commento alle leggi, oppure va
accompagnato e completato con iI riferimento aI rapporto deI 2019. Solo cosi sarä possibile, per
iI Consiglio federale, tener conto delle diverse peculiaritä delle merci a livello di ordinanza.

A proposito dei depositi doganali, nella legge attuale essi suddivisi in depositi doganali aperti
(DDA e depositi franchi doganali (DFD). II capitolo 5, art. 44 della nuova legge contempla i
depositi doganali e i depositi fiscali. II rapporto esplicativo del Consiglio Federale (CF) lascia
intravvedere come certe peculiaritä debbano essere tenute in considerazione nell’ordinanza.
1 DFD ancora rimasti in Svizzera sono dei centri (hub) logistici prevalentemente dedicati ad
attivitä di nicchia, con bassi volumi ma alti valori di merce. 1 clienti dei DFD sono principalmente
locatari di spazi con metrature molto ridotte rispetto ai traffici di grandi volumi, all'interno dei quali
operano autonomamente a livello internazionale.
L’ordinanza regola i criteri per l’inventario della merce. 1 trasporti transfrontalieri da/per i DFD
sono effettuati da specialisti deI settore dotati deI know-how e della tecnologia IT necessaria al
veloce e corretto disbrigo delle formalitä doganali.
L'ufficio doganale presente in loco oltre alla verifica dei documenti doganali controlla gli spazi
doganali e consiglia la clientela internazionale in materia doganale.
Questo sistema, che ha peculiaritä importanti, garantisce sicurezza e correttezza e non va
cambiato.
La nuova legge doganale vuole armonizzare, uniformare, snellire e digitalizzare tutte le attivitä
legate ai traffici transfrontalieri, iI che ë sicuramente condiviso, ma deve tenere in debita
considerazione tutte le particolaritä che esulano dagli scambi commerciali correnti di largo
volume

Queste attivitä particolari e di nicchia sono di valore esistenziale per chi le gestisce e sono parte
integrante delle attivitä economiche presenti suI territorio svizzero.
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Un sostegno alla nuova legge puö quindi esserci solo in presenza di garanzie giuridicamente
valide che attestino la volontä del Consiglio Federale di varare/presentare una nuova ordinanza
che tenga in considerazione quanto sopra citato.
Per ulteriori dettagli su questa questione specifica, rinviamo alla presa di posizione comune dei
punti franchi di Ginevra, Ticino e Zurigo.

4. Necessitä della revisione

Come detto in precedenza, la modernizzazione delle basi legali ë sicuramente benvenuta, ma
riteniamo che, in generale, non sembra necessaria una revisione di questa portata, cosi
sostanziale, di quanto in vigore, soprattutto se uno degli obiettivi principali ë la transizione verso
una piü larga diffusione della digitalizzazione.

Verosimilmente qualche aggiunta e modifica puntuali dell’attuale legislazione, senza una
revisione completa, sarebbe sufficiente e meglio attuabile.

Distinti lluti

Luca Albertoni

Direttore Cc-Ti e Presidente SIHK
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Ihr Schreiben Nicolas Boschung E-Mail matthias.rufer@carbura.ch

Vernehmlassung Zollgesetzrevision

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 11. September 2020 wurde die CARBURA eingeladen, Stellung zu nehmen zur
Totalrevision des Zollgesetzes, der Schaffung eines Vollzugsaufgabengesetzes für das künftige
Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-VG) sowie der damit verbundenen Änderung anderer
Erlasse, insbesondere des Mineralölsteuergesetzes (MinöStG). Gerne nehmen wir diese Gelegenheit
wahr und bedanken uns für die Möglichkeit, unsere Anliegen einzubringen.

Die Mineralölbranche zählt zu den tragenden Säulen der Schweizer Wirtschaft und der wirtschaft
lichen Landesversorgung. Die Unternehmen unserer Branche versorgen die Schweiz mit beinahe
50% der gesamten benötigten Primärenergie und halten im Rahmen der Verpflichtung des Landes
versorgungsgesetzes die Pflichtlager für Mineralölprodukte.

Gleichzeitig sind die Abgaben auf Mineralölprodukte unserer Branche eine der wichtigsten
fiskalischen Einnahmequellen des Bundeshaushaltes. 2019 beliefen sich die Fiskalerträge aus den
Abgaben auf Mineralölprodukte auf über 5.5 Milliarden Schweizer Franken und damit auf 6.2 Prozent
der Gesamteinnahmen des Bundes.

Als Importeure von jährlich rund 10 Millionen Tonnen Erdöl und Erdölprodukten sind die Unternehmen
unserer Branche und damit auch die Landesversorgung sowie der Bundeshaushalt überdurch
schnittlich stark von den vorliegenden Gesetzesgeschäften betroffen.

Ein besonderes Anliegen sind uns neben der Vernehmlassungsvorlage des BAZG-VG vor allem die
damit verbundenen Änderungen der Zollprozesse und die Änderungen anderer Erlasse, insbeson
dere des MinöstG. Wir haben uns aus diesem Grund erlaubt, die Stellungnahme in drei Teile zu
gliedern:
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Allgemeine Anmerkungen zur Vorlage,
Anmerkungen zum Gesetzestext BAZG VG,
Anmerkungen zu den Änderungen des MinöStG.

1. Allgemeine Anmerkungen zur Vorlage

Die Prozesse zur Ein- und Ausfuhr sowie Versteuerung von Mineralölprodukten sind etabliert,
bewährt und weitgehend digitalisiert. Jede Änderung dieses Systems bedeutet einen hohen Aufwand
auf Seiten der Wirtschaft. Ebenfalls müssen alle Änderungen in ein multinationales Umfeld
eingebettet werden. Sowohl im Sinne der Wirtschaftlichkeit wie auch insbesondere der Gewähr
leistung der Landesversorgung ist es unabdingbar, dass die heute bestehende Stabilität durch
geordnete Prozesse jederzeit gewährleistet bleibt.

Aus diesen Gründen ist es zwingend nötig, dass bei der Umsetzung der Vorlage klar definierte und
ausreichende Übergangsfristen vorgesehen werden. Die Mineralälwirtschaft rechnet bei Anpas
sungen der lT-Systeme mit einem Zeitraum von mindestens 3 Jahren, in welchem ein Parallelbetrieb
mit den heute im Einsatz befindlichen lT-Systemen möglich sein muss.

Ihr Schreiben, Herr Bundesrat, nennt Vereinfachungen und Effizienzgewinne als Ziele der Vorlage.
Für uns als Mineralölwirtschaft stellt sich die Sache anders dar. Auf unserer Seite sehen wir teilweise
hohe Anpassungskosten auf die Unternehmen zukommen, ohne dass dadurch Kostenein
sparungen oder einfachere Abläufe entstehen würden. Die Einsparungen erfolgen beim Bund,
zulasten der Privatwirtschaft.

Ebenfalls kritisch sehen wir den Versuch, zahlreiche Regelungen aus dem heutigen MinöStG ent
weder ersatzlos zu streichen, in unbekannter Form in eine überarbeitete Mineralölsteuerverordnung
zu verschieben oder unvollständig in das BAZG-VG zu übemehmen. Wir sehen eine zunehmende
Tendenz, Regelungen aus den Gesetzen heraus zu nehmen und mehr und mehr auf Verordnungs
stufe zu setzen. Dieses Vorgehen gibt den Behörden mit dem neuen BAZG-VG eine Art Blankocheck
für Verordnungen, welche nicht im selben Mass der demokratischen Kontrolle unterliegen, wie dies
Gesetzestexte tun.

Hier sei auf den Prozess der Warenanmeldung sowie der bedingten Entstehung der Abgabeschuld
hingewiesen. Während heute dank der Unterscheidung zwischen Waren- und Steueranmeldung
klar geregelte und etablierte Prozess bestehen, lässt die Vorlage offen, wie dieser adäquat ersetzt
werden soll. Insbesondere was bei Änderungen des Verwendungszwecks von Waren geschehen
wird, ist zum jetzigen Zeitpunkt völlig unklar. Die daraus entstehenden Unsicherheiten sind aus Sicht
der Branche nicht akzeptabel. Zumal wir aufgrund fehlender konkreter Vorlage keine Möglichkeit
haben, im Rahmen des demokratischen Prozesses eine Beurteilung abzugeben. Ein solch
essenzieller Themenkomplex wie die Entstehung der Abgabeschuld und deren Fälligkeit muss
zwingend auf Gesetzesstufe festgelegt werden.
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Das heutige System, welches für unsere Branche durch das MinöstG bestimmt wird, funktioniert gut
und wir erachten es deshalb als zwingend, dieses weiterhin auf Gesetzesebene zu definieren und es
in seinen Hauptbestandteilen unverändert zu belassen.

Weiter bezweifelt die Mineralälwirtschaft, dass es sich bei der Anpassung des MinöStG wirklich um
eine Vereinfachung handelt. In Tat und Wahrheit wird mit dieser Vorlage aus einem Gesetz deren
zwei gemacht, da neben dem MinöStG künftig für viele Aspekte immer auch noch das BAZG-VG
konsultiert werden muss, um zu wissen, was bzgl. Mineralölsteuer gilt. Wir sehen darin keine
Vereinfachung.

Wir verstehen die Bemühungen und die Absicht der Vorlage, die Zollprozesse zu vereinheitlichen.
Dies darf jedoch nicht auf Kosten einzelner Wirtschaftsakteure oder Branchen geschehen. Diese
Befürchtung besteht auf Seiten der Mineralölbranche. Exemplarisch sei hier die Verschiebung von
Waren zwischen zwei Steuerlagem erwähnt. Der heute im MinöStG festgeschriebene, massge
schneiderte Prozess soll gestrichen und im BAZG-VG vereinheitlicht werden. Jedoch ist gemäss
Antwort der EZV auf eine von der Branche mit Schreiben vom 6. November 2020 diesbezüglich
gestellte Frage noch offen, wie dies geschehen soll. Es ist aus unserer Sicht nicht akzeptabel,
bestehende funktionierende Regelungen zu streichen, ohne dafür einen adäquaten Ersatz zu
schaffen, der uns im Rahmen der Vernehmlassung erlaubt, diesen zu beurteilen und eine
Abschätzung über künftige Aufwände vorzunehmen.

Von der Einführung des Begriffs des Warenverantwortlichen und der Aufhebung des Begriffs und der
Rolle des Importeurs sind Prozesse betroffen, welche am Begriff des Importeurs aufgehängt sind.
Insbesondere sind dies die Relhengeschäfte beziehungsweise die Unterstellungserklärung Aus
land. Mit dem Schreiben der Branche an die EZV vom 06. November 2020 haben wir zur
Vernehmlassungsvorlage die Frage gestellt, wie diese Geschäfte unter den neuen Begrifflichkeiten
sichergestellt werden. Die Antwort der EZV ist in diesen Punkten ungenügend, insbesondere stossen
wir uns an der Tatsache, dass die genaue Definition und Abwicklung dieser Geschäfte noch offen
sind. Es muss bereits im Rahmen der Gesetzesvorlage feststehen, dass und wie diese Geschäfte in
Zukunft abgewickelt werden können.

Aus Sicht der Wirtschaft ist es ausserdem stossend, dass das BAZG künftig gesetzliche Kontroll
aufgaben aus nicht-abgaberechtlichen Erlassen (z.B. die Kontrolle von Generaleinfuhrbewilli
gungen GEB) an die betroffenen Behörden oder Organisationen zurückdelegiert und via Schnitt
stellen auf deren Informationssysteme zugreifen will. GEB-Kontrollen sind ein gesetzlicher Auftrag an
den Zoll. Es ist nicht nachvollziehbar, warum die Akteure der Wirtschaft die Kosten für die Kontroll
aufwände übernehmen sollen. Die GEB-Kontrollen sind auch in Zukunft durch die Zollbehörden zu
vollziehen.

In den Antworten der OZD vom 3. Dezember 2020 auf die Fragen der Mineralölwirtschaft wird be
stätigt, dass aufgrund von Artikel 107 Abs. 3 des BAZG-VG Anpassungen an nicht-abgaberecht
lichen Erlassen nötig werden. Dazu solle die “Begleitgruppe Ämter“ reaktiviert werden. Im Januar
2021 werde über den Stand des Epics “Autorisaziun“ und die weiteren Schritte in der Anpassung des
Verordnungsrechts informiert. Wir weisen darauf hin, dass gerade im Bereich der Wirtschaftlichen
Landesversorgung, die auf dem Miliz- und Subsidiaritätsprinzip und damit der intensiven Mitwirkung



rP~
(~t\FRB 1.J FR?\ Vernehmiassung Zollgeselzrevision 22. Dezember 2020 / Seite 4

der Wirtschaft beruht, nicht nur das zuständige Bundesamt, sondern auch die betroffenen Fach
bereiche und Abteilungen der WL sowie die Pflichtlagerorganisationen einbezogen werden sollten

Angesichts des aus der Sicht unserer Branche noch weitreichenden Verbesserungsbedarfs des
Gesetzespakets regen wir an, die Vorlage vor der parlamentarischen Phase nochmals einer
grundlegenden Überarbeitung zu unterziehen. Hierzu begrüssen wir einen frühzeitigen Beizug der
wichtigsten Branchenvertreter der Wirtschaft sowie eine erneute Vernehmlassung.

In den letzten Jahren hat sich im Wärmemarkt die Technologie sowohl auf Seiten der Brenneranlagen
wie auch im Bereich der Brennstoffe in Richtung Nachhaltigkeit entwickelt. Biogene Brennstoffe
stehen kurz vor der Markteinführung, werden bereits heute in Versuchsanlagen getestet und vom
Markt vermehrt nachgefragt.
Im Rahmen der anstehenden Revision des Mineralölsteuergesetzes bietet sich die Chance, im
Gesetz die notwendigen zoll- und abgaberechtlichen Grundlagen für die Markteinführung von bioge
nen Brennstoffen und deren Gemischen mit fossilem Heizöl zu schaffen. Bereits seit Herbst 2019
beschäftigen sich Vertreterinnen und Vertreter der Oberzolldirektion sowie der Branche mit den not
wendigen gesetzlichen Anpassungen.
Wir beantragen, die Schaffung der rechtlichen Grundlagen für biogene Brennstoffe und deren
Gemische in die Revision mit aufzunehmen, um diese in zugelassenen Lagern bewirtschaften zu
können. Wir bitten die Verwaltung einen entsprechenden Vorschlag zu machen und die Branche zu
einer separaten Anhörung einzuladen.

2. Anmerkungen zum Gesetzestext BAZG-VG

BAZG-VG Art. 8 Abs. 3 sowie Art. 10 Abs. 2
Heute ist für eine Änderung des Verwendungszweckes keine erneute Zollanmeldung nötig, sondern
lediglich eine Korrektur der Steuermeldung. Das neu vorgesehene System stellt keine Vereinfachung
dieses Prozesses dar, da für jede Änderung des Verwendungszwecks eine erneute Zollanmeldung
nötig wird. Die Mineralölwirtschaft fordert, dass eine Änderung des Verwendungszwecks wie bis
anhin im Rahmen des abgaberechtlichen Erlasses, also im MinöStG, behandelt wird und nicht im
Rahmen des BAZG-VG.

Soll der bestehende Entwurfstext beibehalten werden, so fordern wir eventualiter, dass der Artikel
ergänzt wird um den Grundsatz, dass ein abgaberechtlicher Erlass für bestimmte Waren eine Ab
weichung von dieser Praxis vorsehen kann und in diesem Falle die Regelungen des abgaberecht
lichen Erlasses Vorrang haben.

BAZG-VG Art. 9 Abs. 1, Abs. 2 Bst. b und Abs. 4
Die Festlegung anderer zugelassener Formen als der elektronischen Warenanmeldung hat durch den
Bundesrat zu erfolgen und nicht durch das BAZG. Wir sehen in diesem Gesetz an vielen Stellen eine
zu hohe Machtkonzentration beim BAZG und befürchten eine gesetzliche Legitimation von behörd
licher Willkür. Das BAZG ist eine Vollzugsbehörde und braucht als solche ein engeres Regelwerk
unter demokratischer Kontrolle. Wir fordern deshalb, dass die Festlegung der anderen zugelassenen
Formen durch den Bundesrat zu erfolgen hat.



rP~
~D t~~tL F~ZB I..J FZ I~SL Vernehmiassung Zollgesetzrevision 22. Dezember 2020/Seite 5

BAZG-VG Art. 11 Abs. 3
Nach der heutigen gesetzlichen Bestimmung sind Bewilligungen nach diesem Artikel in der Regel
unbefristet. Die Änderung, Bewilligungen in der Regel zu befristen, steht somit klar im Widerspruch
zum Ziel der Vereinfachung, ist unnötig und bedeutet für die Wirtschaft einen unbegründeten Mehr
aufwand ohne jeglichen Nutzen. Wir fordern deshalb, dass Art. 11 Abs. 3 wie folgt geändert wird:

Die Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 Buchstabe c—h bedürfen einer Bewilligung des BAZG.
Die Bewilligung kann mit Bedingungen und Auflagen versehen werden und ist in der Regel unbefristet
bis auf begründeten Widerruf.

Soll am Grundsatz der generellen Befristung festgehalten werden, so fordern wir eventualiter, diesen
nicht auf Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 Buchstabe c-h anzuwenden, sondern lediglich auf
Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 Buchstabe a und b.

BAZG-VG Art. 14 Abs. 2
Es ist zwingend notwendig, dass Mineralölimporte erst nach der Verbringung über die Grenze aktiviert
werden können. So ist bei einer Schiffslöschung die definitive Menge der importierten Ware erst nach
der Löschung des Schiffes und damit nach dem Grenzübertritt bekannt.

BAZG-VG Art. 14 Abs. 5
Wir halten an dieser Stelle fest, dass die Mineralölbranche erwartet, dass die heutige Praxis der
Aktivierung mit der Periodizität von einem Monat auch in Zukunft bestehen bleibt.

BAZG-VG Art. 14 Abs. 6
Mit derselben Argumentation wie betreffend Art. 9 Abs. 1 fordern wir, dass der Bundesrat die Art und
Weise der Aktivierung regelt und nicht das BAZG.

BAZG VG Art. 21 -23
Wir fordern, auf das Prinzip der Solidarhaftung zu verzichten.

Es ist äusserst stossend, dass das BAZG vom Warenverantwortlichen auch über den Transport-
verantwortlichen oder Datenverantwortlichen die Abgabeschuld einholen könnte. Diese haben im
Zweifel keine Beziehung zur Abgabeschuld. Auf der Seite des Abgabeschuldners führt dies zum
unbefriedigenden Ergebnis, dass er plötzlich einer Forderung gegenüberstehen könnte, für die er
nicht verantwortlich wäre und trotz der Solidarhaftung die selbständige Eintreibung der Abgabeschuld
nach den Bestimmungen des Obligationenrechts wohl in den meisten dieser Fälle ohne Erfolg bleiben
würde. Auch die Milderungen in Artikel 22 und 23 BAZG-VG vermögen dieses Missverhältnis nicht
genügend zu beheben.

Zudem stellt sich die Frage, wie der Transportverantwortliche oder der Datenverantwortliche die
Abgabeschuld im Anschluss mittels Solidarhaftung im lnnenverhältnis vom Warenverantwortlichen
eintreiben sollen, wenn hierzu nicht einmal das BAZG mit seinen umfassenden Befugnissen in der
Lage war. Schlussendlich ist das nur ein Auslagern des Verlustrisikos des Staates auf private Akteure.

Des Weiteren ergibt sich aus dem Gesetz nicht eindeutig, ab welchem Zeitpunkt und nach Erfüllung
welcher Kriterien das BAZG auf die anderen möglichen Schuldner die Abgabeschuld geltend machen
darf. Unklar in diesem Zusammenhang ist betreffend Art. 21 Abs. 2 BAZG-VG, welche Massnahmen
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das BAZG zu ergreifen hat, bevor die Abgabeschuld bei den anderen Abgabeschuldner geltend ge
macht werden kann

Das Gesetz erwähnt, dass bei Ausbleiben einer ganzen oder teilweisen Tilgung eine genügende
Sicherstellung geprüft werde sollte (Art. 21 Abs. 2 BAZG-VG). Die Sicherstellung wird anschliessend
in den Artikeln 31 if. BAZG-VG erläutert. Diese erfolgen entweder über (i) eine Sicherheitsleistung,
(ii) eine Sicherstellungsverfügung oder (iii) ein Pfandrecht (vgl. Art. 33 BAZG-VG). Im 4. Kapitel: Voll
streckung von Abgabeforderungen wird in Art. 42 Abs. 1 BAZG-VG ausgeführt, dass die Betreibung
auf Pfändung unter den Voraussetzungen von Bst. a und b danach einzuleiten sei.

Das bedeutet nach unserem Verständnis, dass der primäre Abgabeschuldner nach gescheiterter
Sicherstellung betrieben werden müsste. Erst nach erfolgloser Betreibung wäre es dem BAZG
erlaubt, über die Solidarhaftung auf die anderen Schuldner zuzugreifen. Es muss klar hervorgehen,
dass dieser Vorgang nicht vor dem Abschluss einer Betreibung mit entsprechendem Verlustschein
möglich sein sollte.

Hingegen würde dieser Umstand das gesamte Prinzip Solidarhaftung wiederum umso fragwürdiger
erscheinen lassen. Denn nach Abschluss einer erfolglosen Betreibung wäre es den Privaten, also
namentlich dem Transportverantwortlichen oder dem Datenverantwortlichen, bestimmt auch nicht
möglich diese Abgabeschuld eintreiben zu können.

Es zeigt vielmehr wieder, dass es sich nur um ein Konstrukt des Auslagems des wirtschaftlichen, in
diesem Fall des Verlustrisikos, handelt. Deshalb lehnt unsere Branche das Prinzip der Solidarhaftung
entschieden ab.

BAZG-VG Art. 28 Abs. 2
Dieser Absatz ist zu streichen. Auch hier verweisen wir auf die unverhältnismässige Macht- und
Bestimmungsfülle, welche dem BAZG zugestanden werden soll. Betreffend die Zahlungsfristen
gelten die allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Eventualiter fordern wir, dass der Bundesrat die
Bestimmungen nach Abs. 2 festlegt und nicht das BAZG.

Wir fordern unter diesem Artikel ausserdem zu berücksichtigen, dass abgaberechtliche Erlasse
bereits Regelungen betreffend die Zahlungsfristen enthalten können. Aus diesem Grund ist unter
diesem Artikel ein weiterer Absatz 3 hinzuzufügen:
~ Sieht ein abgaberechtlicher Erlass für bestimmte Waren eine Regelung der Zahlungsfrist vor, so

sind die Bestimmungen des jeweiligen Erlasses anzuwenden.

BAZG-VG Art. 44 Abs. 5 Generelle Anmerkung
Die Kriterien zur Bewilligung für den Betrieb eines Steuerlagers sind im BAZG-VG unpassend. Die
spezifischen Gegebenheiten betreffend Steuerlager für verschiedene Waren und Warengruppen
können in dieser allgemeingültigen Formulierung nicht gebührend berücksichtigt werden. Wir
beantragen deshalb, den gesamten Absatz aus dem Gesetz zu streichen. Die Bedingungen für den
Betrieb eines Steuerlagers sind im jeweiligen abgaberechtlichen Erlass zu regeln.
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Soll an diesem Absatz festgehalten werden, so müssen eventualiter insbesondere nachfolgend ge
nannte Buchstaben dieses Absatzes angepasst respektive gestrichen werden, um den Betrieb der
Mineralölpflichtlager zu gewährleisten (BAZG-VG Art. 44 Abs. 5 Bst. c, d und f).

BAZG-VG Art. 44 Abs. 5 Bst. c
Wir verstehen diesen Buchstaben so, dass der Begriff “System“ ein elektronisches Informations
system bezeichnet. Sollte dem so sein, lehnen wir diesen Buchstaben ab und beantragen ihn zu
streichen. In Tanklagern werden zahlreiche Unterlagen wie beispielsweise Beförderungspapiere aus
operativen Gründen in Papierform aufbewahrt. Auf jeden Fall müssen Systeme oder Teile davon auch
analog geführt werden können.

BAZG-VG Art. 44 Abs. 5 Bst. d
Dieser Buchstabe ist zu streichen. Aus Sicht des MinöStG wird die Forderung an die falsche juristi
sche Person gestellt. Die Mineralölsteuer wird nicht durch den Betreiber einer Tankanlage (in der
heutigen Terminologie der Mineralölsteuerverwaltung die “Lagerfirma“), sondern durch die darin “zu
gelassenen Lagerinhaber ZLi“ (künftig “Lagerinhaber“) geschuldet. In diesem Sinne ist die Zahlungs
fähigkeit des Lagerbetreibers irrelevant, abgesehen von der Schwierigkeit, diese nachzuweisen.

BAZG-VG Art. 44 Abs. 5 Bst. f
Dieser Buchstabe ist zu streichen. Eine Mindestzahl an Ein- und Auslagerungen darf keine Bedingung
für die Bewilligung eines Steuerlagers sein. Aus Gründen der Pflichtlagerhaltung kann es Stillhalte
lager geben, welche nur eine geringe Anzahl an Ein- und Auslagerungen aufweisen. Dieser Buch
stabe steht somit im Widerspruch zum Landesversorgungsgesetz und ist zu streichen.

BAZG VG Art. 48 Abs. 3
Mit derselben Argumentation wie betreffend Art. 9 Abs. 1 fordern wir, dass der Bundesrat die
technischen Anforderungen für das Verfahren festlegt und nicht das BAZG.

BAZG-VG Art. 48 neuer Abs. 6
Während Art. 48 dem BAZG zu weit gehende Kompetenzen bei der Festlegung der Verfahrens-
modalitäten einräumt, wird in keiner Weise berücksichtigt, dass diese Verfahrensvorschriften auf
Seiten der Wirtschaft zu erheblichen Aufwänden führen können und die Akteure der Wirtschaft einer
weitgehenden Kompetenzwillkür der Behörde ausgesetzt sind. Aus diesem Grund fordern wir die
Ergänzung von Art. 48 um zwei neue Absätze 6 und 7, die wie folgt lauten sollen:
6 Das elektronische Verfahren und die Bedienung der damit verbundenen Systeme müssen für die

Verfahrensbeteiligten mit zumutbarem technischem und wirtschaftlich tragbarem Aufwand zu erfüllen
respektive zu bedienen sein.
~ Betroffenen werden beiÄnderungen des elektronischen Verfahrens, welche zu einem veränder

ten Bedienungsverhalten und damit zu Anpassungsaufwand bei den Benutzern führen, angehört.

BAZG-VG Art. 52 Abs. 3
Der vorgeschlagene Gesetzestext in diesem Absatz definiert eine Holschuld, welche aus Sicht der
Wirtschaft inakzeptabel ist. Aus diesem Grund lehnen wir den Absatz in dieser Form ab. Vielmehr hat
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das BAZG die Verfügungsadressatinnen und -adressaten in geeigneter Form über die Übermittlung
neuer Dokumente zu informieren

BAZG-VG Art. 60 Abs. 1
Wir lehnen die verwaltungsinterne Behandlung von Einsprachen entschieden ab. Es ist rechtsstaat
lich mehr als bedenklich, dass die selbe Behörde sowohl Verfahrensbeteiligte wie auch Beschwerde-
stelle sein soll. Ob eine behördeninterne Unabhängigkeit erreicht werden kann, stellen wir grund
sätzlich in Frage. Aus diesem Grund lehnen wir den Absatz in dieser Form ab. Wir fordern, dass
gegen Einspracheentscheide des BAZG innert 60 Tagen nach der Eröffnung bei einer durch den
Bundesrat zu schaffenden oder bestimmenden neutralen und unabhängigen Beschwerdestelle
Beschwerde erhoben werden kann.

BAZG-VG Art. 62 Abs. 2
Dieser Absatz ist ersatzlos zu streichen. Er öffnet behördlicher Willkür Tür und Tor. Absatz 1 dieses
Artikels ist allein völlig ausreichend.

BAZG-VG Art. 66
Auch dieser Artikel zeigt, dass der Gesetzesentwurf zu einseitig auf die Kompetenzen des BAZG
fokussiert und dabei Kontrollinstrumente und Fragen der Governance entweder ungenügend oder
gar nicht berücksichtigt.

Dass die Behörde eine gewisse Menge an Daten auswerten dürfen muss für ihre Aufgabenerfüllung,
ist absolut nachvollziehbar. Jedoch nennt der Artikel unter anderem auch Daten über Geschäfts- und
Fabrikationsgeheimnisse. Werden solche Daten durch die Behörde verarbeitet, so muss zwingend
gewährleistet sein, dass diese mit der nötigen Sorgfalt und Sicherheit behandelt werden. Insbeson
dere der Verlust solcher Daten kann für Unternehmen massive finanzielle Konsequenzen mit sich
bringen. In Zeiten staatlicher Industriespionage ist es für uns unverständlich, dass der Gesetzes-
entwurf dies nicht berücksichtigt.

Wir fordem deshalb, diesen Artikel um Regelungen der Haftung und Entschädigung zu ergänzen.
Insbesondere fordern wir, dass bei Datenverlust durch fahrlässiges Handeln der Behörde die betrof
fenen Unternehmungen Anspruch auf Entschädigung haben.

BAZG-VG Art. 70 Abs. 2
Die Verpflichtung betroffener Behörden und Organisationen, Schnittstellen für den Vollzug nicht
abgaberechtlicher Erlasse (NAE) zu schaffen, um damit die Delegation von Vollzugsaufgaben, die
per Gesetz dem BAZG übertragen sind, wiederum an andere Stellen weiter zu delegieren, wird aus
grundsätzlichen Überlegungen abgelehnt. Zudem ist es höchst ineffizient, wenn diverse Behörden
und Organisationen für gleichartige Vollzugsaufgaben (z.B. Kontrollen von Einfuhrbewilligungen)
jeweils individuelle Anwendungen schaffen. Dies verlangt im Gegenteil gerade nach einer zentralen
Bereitstellung solcher Lösungen durch das BAZG. Zudem sind Schnittstellen auch immer eine Sicher
heitslücke. Das BAZG-lnformationssystem müsste mit gegen 100 anderen Systemen kommuni
zieren, das macht keinen Sinn und ist potenziell gefährlich.
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Das BAZG ist in die Pflicht zu nehmen, den Organisationen die Plattform zur Verwaltung der NZE
unentgeltlich zur Verfügung stellen. Sinnvollerweise werden aber die betroffenen Behörden und
Organisationen auf diesem Zollsystem die Daten zum Vollzug der NZE einpflegen und unterhalten.

BAZG-VG Art. 71
Wir fordern, diesen Artikel ersatzlos zu streichen. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb diese
Kompetenz für das BAZG nötig sein sollte.

BAZG-VG Art. 74 und Art. 75
Die Ausgestaltung der Qualitätssicherung ist angesichts der Menge und der Sensitivität der durch
das BAZG verarbeiteten Daten völlig unzureichend. In Bezug auf die Qualitätssicherung ist deshalb
deutlich mehr Rechenschaft einzufordern. Aus diesem Grund beantragen wir, die Bestimmungen
dieser beiden Artikel um folgende Punkte zu ergänzen:

1. Es ist eine unabhängige Stelle zur Qualitätssicherung innerhalb des BAZG zu benennen
oder zu schaffen.

2. Diese Stelle hat in regelmässigen Abständen einen Bericht über die Qualitätssicherung
betreffend die Datenbearbeitung, die Risikoanalyse sowie das Profiling zuhanden des
Bundesrates zu verfassen.

3. Zusätzlich hat der Bundesrat eine periodische Prüfung der oben erwähnten Prozesse
durch eine behördenexteme Stelle vorzusehen.

BAZG-VG Art. 76
Die Löschung der Daten nach Abschluss der Verfahren hat innerhalb einer klar festgelegten Frist zu
erfolgen. Wir fordern, diesen Artikel um eine solche Frist zu ergänzen.

BAZG-VG, Art. 79
Es genügt nicht, dass bei Verdacht auf Nichteinhaltung eines NAE die zuständige Behörde eine
automatische Meldung erhält. Zumindest bei Mineralölprodukten muss bei fehlender Einfuhr
bewilligung der Import verhindert werden.

In den Erläuterungen (5. 81) wird ausgeführt, dass bei der automatisierten Kontrolle nicht-abgabe-
rechtlicher Erlasse der Abgleich auf den Datensystemen der zuständigen Behörden erfolgen sollen.
Wie schon bzgl. Art. 70 BAZG-VG bemerkt, darf dies nicht der Regelfall sein. Besser wäre, die zustän
digen Stellen könnten relevante (Stamm-)Daten für die automatisierte Kontrolle im Informations
system des BAZG erfassen.

Gemäss Erläuterungen (5. 81) erfolgt “die automatisierte Kontrolle nach der Aktivierung und somit
nach erlangter Verbindlichkeit der Warenanmeldung [.. .J.“ Dies ist zu spät. Man vergibt sich einen
zentralen Vorteil des digitalen Zoliprozesses, wenn automatische Kontrollen erstmals nach Aktivie
rung der Warenanmeldung erfolgen. So wäre es schon beim ersten Erfassen einer Warenanmeldung
sinnvoll, das Vorhandensein einer korrekten Einfuhrbewilligung (oder anderer Einfuhrvoraus
setzungen) zu prüfen und die Datenverantwortlichen auf ein mögliches Problem hinzuweisen.
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Analog zu Art. 107, wo die im Anhang D des Berichts des Bundesrats in Erfüllung des Postulats
173361 definierten Leistungen aufgeführt sind wäre die Nennung der im Anhang C dieses Berichts
genannten Standardprozesse der automatisierten NZE-Abwicklung in Art. 79 sinnvoll.

BAZG-VG Art. 83 Abs. 2
Es ist auf Basis rechtsstaatlicher Grundsätze nicht nachvollziehbar, weshalb eine durch den Eingriff
der Behörde verursachte Wertminderung nicht entschädigt werden sollte, insbesondere in Fällen wo
aufgrund der Kontrolle keine Beanstandung erfolgt. In dieser Form lehnen wir den Absatz entschieden
ab. Wir fordern, dass jegliche durch Eingriffe im Rahmen der Kontrolltätigkeit entstandenen Wert
minderungen an den Waren entschädigt werden, sofern die Kontrolle ohne Beanstandung beendet
wird.

BAZG-VG Art. 84 Bst. c und Bst. g
Wir fordern diesen Artikel und insbesondere die genannten Buchstaben c und g um folgende
Präzisierung zu ergänzen:

Die Aufforderung zur Mitwirkung darf nur unter Berücksichtigung der Vorgaben der Arbeitssicherheit
und des Gesundheitsschutzes sowie der Vorschriften des Gefahrguttransportes und anderer sicher
heitsrelevanter Vorschriften erfolgen. Eine Mitwirkung ist nur dann zumutbar, wenn für die zur Mit
wirkung aufgeforderte Person keine zusätzlichen Sicherheitsrisiken entstehen. Eine zur Mitwirkung
aufgeforderte Person darf die Mitwirkung im Fall von begründeten Sicherheitsbedenken verweigern.

BAZG-VG Art. 106 Abs. 1
Dieser Absatz ist, im Sinne der Präzisierung und besseren Verständlichkeit, um den folgenden Satz
aus dem erläuternden Bericht zu ergänzen:

Nicht der risikobasierten Gewichtung unterliegen die Vollzugsbereiche der automatisierten Kontrolle.
Dort sind die vollständige elektronische Überwachung und Auswertung jederzeit sichergestellt.

BAZG-VG Art. 124
Wir haben Verständnis für die Pflicht zur Mitwirkung und erachten sie an manchen Stellen als not
wendig. Es ist jedoch stossend, dass der Artikel der Mitwirkungspflicht keinerlei Grenzen setzt, weder
zeitliche noch finanzielle. Insbesondere Logistikketten sind heute anfällig für Störungen und perso
nelle Ressourcen sind knapp. Im Bereich der Mineralölwirtschaft können Störungen von Logistik-
keilen durch Eingriffe der Behörden, wie die unter diesem Artikel festgeschriebene Mitwirkungspflicht,
negative Auswirkungen auf die Landesversorgung haben.

Wir fordern bereits im Gesetz klar zu definieren, was an Mitwirkung zumutbar ist und was nicht.
Eventualiter hat der Bundesrat hierzu genauere Bestimmungen vorzusehen und zu schaffen.
Insbesondere die unentgeltliche Mitwirkung darf nicht a priori zumutbar sein.

Wir fordern vor allem auch, dass wenn die Erfüllung der Mitwirkungspflicht zu Störungen des Betriebs
von verpflichteten Unternehmungen führt, die daraus entstehenden wirtschaftlichen Aufwände und
Ausfälle entschädigt werden müssen.
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BAZG-VG Art. 125 Abs. 2
Dieser Absatz ist ein völlig willkürlicher Passus. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb das BAZG die
Herausgabe in elektronischer Form verlangen dürfen soll. Die Mineralölbranche lehnt diesen Absatz
ab. Die schriftliche Kommunikation in Papierform ist eine rechtsgültige Form der Kommunikation. Wir
beantragen den Absatz ersatzlos zu streichen.

BAZG-VG Art. 126
Auch dies ist ein Artikel, welcher dem BAZG unverhältnismässige Kompetenzen ohne entsprechende
Regulierung zuspricht. Wir fordern deshalb für diesen Artikel 126 einen zusätzlichen Absatz mit dem
Wortlaut:
~ Der Bundesrat legt fest, für welche konkreten Aufgabenbereiche Dritte hinzugezogen werden

können.

BAZG-VG Art. 128
Lehnt das BAZG ein Begehren zum eigenständigen Vollzug oder der Abwicklung von Zollprozessen
ab, so darf daraus keine Dienstleistung entstehen, welche das BAZG dann wiederum Drillen verrech
net. Wir fordern deshalb diesen Artikel weiter zu präzisieren und klarer festzuhalten, dass Dienst
leistungen, zu denen das BAZG aufgrund anderer Erlasse verpflichtet ist, nicht verrechnet werden
können.

BAZG-VG Art. 133
Die Mineralölbranche bevorzugt von den beiden zu diesem Artikel vorgeschlagenen Varianten die
Variante 2.

Bei Anwendung der Variante 1 wäre klarzustellen, was unter den geringfügigen Tatfolgen zu ver
stehen sein soll. Der erläuternde Bericht erklärt dazu, dass dies der Fall sei, wenn dem Staat kein
oder ein nur verhältnismässig kleiner Schaden entstanden sei. Dies liege beispielsweise dann vor,
wenn lediglich eine Ordnungswidrigkeit begangen worden sei, wenn ein Vorsteuerabzug gemacht
werde, die Ware nachträglich zum Kontingentszollansatz verzollt oder präferenzberechtigt abgefertigt
werden könne.

Es ist also weiterhin unklar, was ein kleiner Schaden im Sinne des erläuternden Berichtes darstellt.
Zu vermeiden ist, dass dieser sich nur auf absolute Geldbeträge beziehen würde. Ansonsten wären
Importeure von Produkten mit grossem Wert oder grossen Mengen gegenüber kleinen Importeuren
stark benachteiligt.

BAZG-VG Art. 140
Das BAZG hat einen gesetzlichen Auftrag, handelt nach diesem und wird durch die Steuerzahlenden
in der Schweiz finanziert. Aus Sicht der Wirtschaft ist deshalb die Gebührenerhebung stossend,
insbesondere weil der vorliegende Entwurf für bestimmte Bewilligungen neu Befristungen vorsieht.
Weiter sind in den letzten Jahren immer mehr behördliche Organisationen dazu übergegangen, keine
Gebühren mehr zu erheben. Wir fordern deshalb, dass das BAZG für Tätigkeiten, welche aus seinem
gesetzlichen Auftrag entstehen, keine Gebühren erheben darf.
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3. Anmerkungen zu den Änderungen des Mineralölsteuergesetzes

MinoStG Art. 2 Abs. 3 Bst. d
Aufgrund der fortschreitenden Entwicklung in den Herstellungstechnologien von C02-reduzierten
oder C02-neutralen Treibstoffen ist der Begriff «biogene Treibstoffe» eine ungenaue Bezeichnung.
Es ist davon auszugehen, dass in den nächsten Jahren zunehmen erneuerbare Treibstoffe auf den
Markt kommen, die nicht aus Biomasse hergestellt werden. Wir schlagen deshalb vor, anstelle des
oder neben dem Begriff «biogene Treibstoffe», den Begriff «emeuerbare Treibstoffe» in die Definition
mit aufzunehmen.

MinöStG Art. 4 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 32
Die bestehenden Regelungen gemäss Art. 4 des geltenden MinöStG betreffend die Entstehung der
Steuerforderung und die gesetzlichen Bestimmungen zur Beförderung unversteuerter Waren in
Artikel 32 müssen auf Stufe Gesetz geregelt bleiben. Der vorliegende Entwurf gefährdet das Funktio
nieren der heutigen Logistik und damit die Versorgungssicherheit.

Mit der Aufhebung der Buchstaben a und c ist insbesondere der Fall einer Auslagerung aus einem
Steuerlager in ein anderes Steuerlager nicht mehr abgedeckt. Für die Mineralölbranche ist die Waren-
bestimmung “Einfuhr in ein Steuerlager“ der Normalfall und muss unverändert beibehalten werden.
Insbesondere für Einfuhren über den Rhein (aber auch Bezügen ab Raffinerie) ist anschliessend ein
Transport von Steuerlager zu Steuerlager nötig. Art. 19 BAZG-VG ist kein gleichwertiger Ersatz für
die wegfallenden Artikel des MinöStG. Wir fordern deshalb, dass die Buchstaben a und c in ihrem
heutigen Wortlaut bestehen bleiben.

Weiter fordern wir, dass insbesondere der einleitende Satz dieses Artikels mit dem Begriff “steuer-
rechtlich freier Verkehr“ in seiner heutigen Form bestehen bleiben muss:
Die Steuerforderung entsteht mit der Überführung der Waren in den steuerrechtlich freien Verkehr.
Als solche gilt: [...J
Damit wird signalisiert, dass das bewährte System der Mineralölsteuererhebung unverändert erhalten
bleibt.

MinöStG Art. 9 Bst. a
Die Struktur der Mineralölwirtschaft und insbesondere die Vertragsverhältnisse der Wirtschafts
akteure untereinander sind andere als jene von denen der BAZG-VG Entwurf bei der Festlegung der
Abgabeschuldnerinnen und Abgabeschuldner ausgeht. Der Verweis auf BAZG-VG Art.21 Abs. 1 ist
deshalb abzulehnen.

Wir fordern, den Verweis auf BAZG-VG Art. 21 Abs. 1 aus dem Buchstaben zu streichen und den
Artikel wie folgt zu formulieren:
Steuerpflichtig sind:
a) die Warenverantwortlichen;
b) die Lagerinhaber;
c) Personen, die versteuerte Waren zu Zwecken abgeben, verwenden oder verwenden lassen, die

einem höheren Steuersatz unterliegen;
d) Personen, die unversteuerte Waren abgeben, verwenden oder verwenden lassen.
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MinöStG Art. 10 und 11
Wir fordern, die beiden Artikel unverändert beizubehalten. Da wir wie zu BAZG-VG Art. 21 — 23
erläutert das Prinzip der Solidarhaftung dezidiert ablehnen, muss die heute bestehende Regelung zur
Steuernachfolge bestehen bleiben.

Allgemeine Bemerkung zu MinöStG Art. 18
Im Allgemeinen würde eine Reduktion der Anzahl Spezialfälle und Rückerstattungsberechtigten der
Vereinfachung des Vollzugs dienen. Die Revision im Zuge des vorliegenden Geschäftes wäre eine
Chance, eine solche Reduktion der Anspruchsberechtigten zu prüfen.

MinöStG Art. 19, 20 und 21
Diese Artikel werden nicht gleichwertig durch Artikel im BAZG-VG ersetzt. Die Streichung wird
abgelehnt. Es ist eine mit dem BAZG-VG widerspruchsfreie Formulierung zu finden.

MinöStG Art. 22
Aus unserer Sicht ist nicht nachvollziehbar, weshalb dieser Artikel gestrichen werden soll. Wir
beantragen diesen Artikel unverändert stehen zu lassen und bei der festgelegten und etablierten
Zahlungsfrist zu bleiben.

MinöStG Art. 27 - 32
Der Aufhebung dieser Artikel mit dem Hinweis, dass “Spezialbestimmungen, welche nicht durch das
BAZG-VG und seine Ausführungsverordnung(en) abgedeckt werden, [..] in Zukunft in der MinöStV
geregelt [werden] (Erläuterungen 5. 156), kann ohne Kenntnis der neuen MinöStV nicht zugestimmt
werden. Die Streichung dieser Artikel wird abgelehnt, da sie Kernelemente des bewährten MinöSt
Regimes regeln. Es muss Rechtssicherheit über deren Erhalt bestehen.

MinöStG Art. 28 Abs. 5
Die Möglichkeit, dass der Bundesrat für Waren, die der Pflichtlagerhaltung unterliegen, besondere
Vorschriften erlassen kann, muss unbedingt bestehen bleiben. Im BAZG-VG ist dies so nicht mehr
vorgesehen. Für die Erfüllung der Pflichten des Landesversorgungsgesetzes ist dieser Passus von
hoher Bedeutung. Wir fordern, diesen Absatz unverändert stehen zu lassen.

MinöStG Art. 32
Wie bereits in der Argumentation zu MinöStG Art. 4 Abs. 1 ausgeführt, hat dieser Artikel eine enorme
Bedeutung für die Landesversorgung. Wir fordern deshalb mit Nachdruck, diesen Artikel unverändert
stehen zu lassen.

MinöStG Art. 33
Die nach diesem Artikel gesammelten Daten werden unter anderem für die Pflichtlagerhaltung und
statistische Meldungen an internationale Organisationen benötigt. Es ist nicht nachvollziehbar, wes
halb dieser Artikel ersatzlos gestrichen werden soll. Wir fordern, diesen Artikel unverändert stehen zu
lassen.
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Das System der Zolltarifschlüssel ist für diverse Zwecke zwingend nötig. Die durch die Schlüssel
mögliche Unterscheidung von Produkten und Verwendungszwecken ist von entscheidender Bedeu
tung für die Pflichtlagerhaltung, die Mineralölsteuer wie auch internationale statistische Meldungen,
z.B. an die Internationale Energie-Agentur in Paris.

MinöStG Art. 44-48
Wir vermuten, dass diese Übergangsbestimmungen aus der Zeit der Einführung der Mineralölsteuer
stammen und ersatzlos gestrichen werden könnten.

MinöStG Art. 48a Abs. 2
Die Mineralölbranche lehnt diesen Absatz entschieden ab. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb
bestehende Bewilligungen a priori eine maximale Gültigkeitsdauer erhalten sollen. Im Sinne der
Rechtssicherheit haben bestehende Bewilligungen ihre bisherige Gültigkeit zu bewahren. Wir fordern,
diesen Absatz ersatzlos zu streichen.

Wir bitten um grundlegende Überarbeitung des Entwurfs in den von uns kommentierten und
beanstandeten Punkten.

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme und Berücksichtigung unserer
Anliegen. Für weiterführende Informationen und allfällige Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung

rüsse

Dr. Rolf Hartl
Präsident

An~ /4W
eschäftsführerin
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Lausanne, le 23 décembre 2020  

 
 
 
Consultation sur le Projet d'une nouvelle loi fixant le cadre général de la perception des 
redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontalière des 
marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et de la sécurité des 
frontières (loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LEOFDF) ainsi que révision 
totale de la loi sur les douanes (LD) en vue de la nouvelle loi sur les droits de douane 
(LDD) 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral,  
 
Nous avons bien reçu votre correspondance du 11 septembre dernier, relative au projet 
mentionné sous rubrique, et vous remercions de nous consulter à ce sujet. Ci-après quelques 
remarques d’ordre général sur les points communs aux Chambres latines de commerce et de 
l’industrie.  

1. Le rôle des Chambres de commerce et de l’industrie 

Nous tenons, en préambule, à souligner le rôle déterminant en Suisse assumé par les 
Chambres de commerce et de l’industrie (CCI) en matière de documents d’exportation.  

Sur le plan mondial, les CCI assument un rôle d'intermédiaire neutre et de confiance entre les 
administrations douanières et les entreprises privées. Elles ont été chargées de certifier 
l'origine des produits exportés. Cette certification est matérialisée par la preuve documentaire 
de l'origine, qui est utilisée par les administrations douanières pour connaître l'origine du 
produit et pour calculer les droits de douanes applicables. Pour ce qui est de la certification de 
l'origine des produits selon le régime non préférentiel, le CCI jouent dès lors un rôle essentiel 
pour l’autorité et pour les entreprises. Dans ce domaine, avec le conseil aux entreprises, la 
formation continue du personnel et la proximité avec le tissu économique liée à notre système 
fédéraliste, notre fonction est considérée comme un véritable « Benchmark » mondial par 
l’International Chamber of Commerce de Paris (ICC). Celle-ci nous a octroyé le label de qualité 
ICC Co Chain, réservé aux Chambres qui font preuve d’un travail de qualité. Ce label nous 
permet de garantir la qualité des certificats d’origine sur le plan mondial et, pour les 
exportateurs, facilite le dédouanement rapide des marchandises lorsqu’elles arrivent à 
destination. Un avantage manifeste pour les exportateurs en temps et en argent, ce qui 
contribue à la prospérité de notre pays.  
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2. Appréciation générale 
 

De manière générale, il ne nous apparaît pas totalement nécessaire d’entreprendre une 
révision de la loi aussi conséquente pour atteindre une digitalisation accrue. Des ajouts et 
modifications auraient suffi.  

De façon générale, les modifications n’apportent pas de remarques particulières. En revanche, 
nous attirons votre attention sur deux éléments que nous estimons importants :  

a. Le premier concerne l’éventuelle volonté de confier la gestion des régimes non préférentiels 
aux douanes. Le cas échéant, cela ne nous paraitrait pas adéquat, car ce sont précisément 
les douanes qui ont mandaté les CCI dans ce domaine. Nous exerçons ce rôle en offrant 
un service de qualité et de proximité aux entreprises exportatrices. Les règles d'origine dites 
«nationales» figurant dans l'ordonnance sur l'attestation de l'origine non préférentielle des 
marchandises (OOr), qui servent de base à la délivrance des certificats d'origine par les 
CCI, sont de nature non préférentielle. Selon l'interprétation actuelle de l'OOr, la Suisse 
peut fixer la mise en œuvre de ces règles de manière libérale, dans le respect de la 
Convention de Kyoto et de l'Accord sur les règles d'origine de l’Organisation mondiale du 
commerce (OMC).  

b. Le second point, même s’il ne figure pas dans la consultation, concerne les ports francs ou 
dépôt franc sous douane (ED). Ces structures, présentes notamment dans plusieurs de nos 
cantons, assurent un travail de qualité pour beaucoup d’activités économiques et leur 
fermeture, même pour celles qui sont en régime de EDO, constituerait une perte de qualité 
dans le traitement des exportations et des trafics commerciaux en général. Pour plus de 
détails à ce sujet, nous vous prions de bien vouloir vous référer à la prise de position 
commune des structures de Genève, du Tessin et de Zurich. 

 
Le projet de révision poursuit dès lors des buts que nous partageons. Toutefois, à notre 
sens, il convient de tenir compte des remarques formulées ci-dessus et du fait qu’une 
adaptation moins radicale des bases légales existantes pourrait être considérée comme 
suffisante. Surtout, une modification générale de la législation exigerait que nous 
puissions connaître les contenus principaux de l’ordonnance d’application.  
 
 
Tout en vous remerciant de l'attention que vous porterez à ces lignes, nous vous prions 
d’agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, nos salutations distinguées. 
 

 
Les Chambres latines du commerce et d’industrie  
 
 
 
 
Florian Németi  Claudine Amstein  
Président  Vice-présidente 
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Lausanne, le 21 décembre 2020  

 
 
Consultation sur le Projet d'une nouvelle loi fixant le cadre général de la perception des 
redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontalière des marchandises et 
des personnes par l'Office fédéral de la douane et de la sécurité des frontières (loi définissant 
les tâches d'exécution de l'OFDF, LEOFDF) ainsi que révision totale de la loi sur les douanes 
(LD) en vue de la nouvelle loi sur les droits de douane (LDD) 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral,  
 
Nous avons bien reçu votre correspondance du 11 septembre dernier, relative au projet 
mentionné sous rubrique, et vous remercions de nous consulter à ce sujet. 

Présentation  

Nous tenons, en préambule, à souligner le rôle déterminant en Suisse assumé par les Chambres 
de commerce et de l’industrie en matière de document d’exportation.  

Sur le plan mondial, les Chambres de commerce assument un rôle d'intermédiaire neutre et de 
confiance entre les administrations douanières et les entreprises privées. Elles ont été chargées 
de certifier l'origine des produits exportés. Cette certification est matérialisée par la preuve 
documentaire de l'origine, qui est utilisée par les administrations douanières pour connaître 
l'origine du produit et pour calculer les droits de douanes applicables. 

Il existe deux grands systèmes de certification de l'origine des produits selon les régimes non 
préférentiels et préférentiels, selon que la Suisse a conclu un accord économique bilatéral ou 
multilatéral avec le pays vers lequel les entreprises exportent. 

Il convient enfin de souligner le rôle essentiel des Chambres dans les conseils cantonaux aux 
entreprises exportatrices. Un rôle d’autant plus précieux qu’il est de proximité et facilite le 
travail du domaine d’exportation qui contribue à la prospérité de notre pays. En outre, la 
qualité des certificats d’origine reconnue sur le plan mondial, notamment avec le label ICC, 
permet de dédouaner rapidement les marchandises lorsqu’elles arrivent à destination. Un 
avantage manifeste pour les exportateurs en temps et en argent. 

Appréciation  
 

De manière générale, il ne nous apparaît pas totalement nécessaire d’entreprendre une révision 
de la loi aussi conséquente pour atteindre une meilleure digitalisation. Des ajouts et 
modifications auraient suffi. 
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De manière générale, les modifications n’apportent pas de remarques particulières. En 
revanche, nous attirons votre regard sur deux éléments importants à nos yeux. 

Le premier concerne les possibles volontés de confier la gestion des régimes non préférentiels 
aux douanes. C’est précisément les douanes qui ont mandaté les Chambres de ce domaine, ce 
qui nous semble offrir un service de qualité et de proximité aux entreprises exportatrices. Les 
règles d'origine dites «nationales» figurant dans l'ordonnance sur l'attestation de l'origine non 
préférentielle des marchandises (OOr), qui servent de base à la délivrance des certificats 
d'origine par les Chambres de commerce, sont de nature non préférentielle. Selon 
l'interprétation actuelle de l'OOr, la Suisse peut fixer la mise en œuvre de ces règles de manière 
assez libérale, dans le respect de la Convention de Kyoto et de l'Accord sur les règles d'origine 
de l’Organisation mondiale du commerce (OMC).  

Le second point, même s’il ne figure pas dans la consultation, concerne les ports francs ou 
dépôt franc sous douane (ED). Dans le canton de Vaud, ne demeure que celui de Chavornay, 
celui de Vevey ayant perdu ce qualificatif pour n’appliquer aujourd’hui qu’un régime 
d’entrepôt (EDO). Pour le cas vaudois, l’éventuel fermeture du dernier port franc constituerait 
une perte de qualité dans le traitement des exportations des entreprises vaudoises. Ces 
dernières seraient contraintes de se rendre à Martigny ou à Genève pour trouver un service 
équivalent. 
 
En conséquence, la CVCI accueille favorablement ce projet de révision, tout en demandant 
la prise en compte des remarques mentionnées aux précédents paragraphes.   
 
 
Tout en vous remerciant de l'attention que vous porterez à ces lignes, nous vous prions 
d’agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, nos salutations distinguées.  
 
 
 
Chambre vaudoise du commerce et de l'industrie 
 

 
 
  
Philippe Miauton   
Directeur adjoint  
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Vernehmlassung: Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für 
Zoll und Grenzsicherheit sowie zur Totalrevision des Zollgesetzes zum neuen 
Zollabgabengesetz – Position der Wirtschaft 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat  

 

Sie haben uns eingeladen, im Rahmen der Vernehmlassung betreffend dem Bundesgesetz über den 

Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und 

Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, 

BAZG-VG) sowie zur Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 

Stellung zu nehmen. Hierfür bedanken wir uns. Gerne nehmen wir nach Konsultation und in 

Zusammenarbeit mit unseren Mitgliedern wie folgt Stellung. 

Im Grundsatz begrüsst economiesuisse die im Gesetzesentwurf erhaltenen Vereinfachung, 
Modernisierung und Digitalisierung der Zollprozesse. 

Aber eine umfassende Gesamtbeurteilung der Totalrevision des Zollgesetzes ist aufgrund der 
noch nicht ausgearbeiteten Verordnungen nicht abschliessend möglich. Daher ist ein 
verbindlicher und aktiver Miteinbezug der Wirtschaft bei der Erarbeitung der Verordnungen 
unabdingbar. 

Zudem sind bei verschiedenen vorgeschlagenen Bestimmungen in der jetzigen Form wichtige 
Präzisierungen und Nachbesserungen im Gesetz notwendig. Den Entwurf in der vorliegenden 
Fassung beurteilt economiesuisse daher kritisch. 

Im Grundsatz begrüsst economiesuisse die in den Gesetzesentwürfen des BAZG-VG und des ZoG 

enthaltenden Vereinfachung und Vereinheitlichung des gegenwärtigen Rechts, auch im 

Zusammenhang mit den anstehenden Anpassungen bezüglich des Digitalisierungs- und 

Transformationsprogrammes (DaziT). Der Dachverband spricht sich für eine Standardisierung und 

grösstmöglichen Digitalisierung der Prozesse sowie Automatisierung der Abwicklung des legalen 

Verkehrs aus. Diese Massnahmen ermöglichen einen reibungslosen grenzüberschreitenden 

Warenverkehr. 

Mit der Gesetzesrevision geht aber auch eine Verschiebung einer grossen Anzahl an Bestimmungen 

auf die Verordnungsstufe einher. Uns ist durchaus bewusst, dass auf Gesetzesstufe Grundsätzliches 
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geregelt werden soll und bestimmte operationelle Umsetzungen der Grundsätze erst auf 

Verordnungsstufe geregelt werden. Da die entsprechenden Verordnungen jedoch noch nicht 

ausgearbeitet wurden, verbleiben offene Fragen z.B. über die Detailausgestaltung von Zollverfahren. 

Die Unkenntnis der zu revidierenden Verordnungsinhalte erschwert eine Gesamtbeurteilung der 

Gesetzesrevision. 

Da viele Bestimmungen des gegenwärtigen Zollrechts neu auf Verordnungsstufe geregelt werden 

sollen, wünschen wir einen starken und frühzeitigen Einbezug der Wirtschaft bei der Erarbeitung der 

Verordnungen. Mögliche Optionen der Mitsprache wären aus unserer Sicht eine Vernehmlassung zu 

den entsprechenden Verordnungen oder die Schaffung eines Konsultativgremium (analog zum MWST-

Konsultativgremium). 

Bei der Durchsicht der beiden Vorlagen sowie des erläuternden Berichtes ist uns aufgefallen, dass die 

Sachlage z.T. erst nach Konsultation des erläuternden Berichtes klar wurde. Aufgrund der Tatsache, 

dass die Wirtschaftsbeteiligten in erster Linie die gesetzlichen Grundlagen zur Hand nehmen, verorten 

wir hier Optimierungspotential. Da der erläuternde Bericht keinerlei Rechtsverbindlichkeit hat, erachten 

wir es als essenziell, dass der Gesetzestext klarer formuliert wird. Sie finden die entsprechenden 

Bemerkungen im beigelegten Antwortformular. Aus unserer Sicht sollte zudem beachtet werden, dass 

die Einführung neuer Terminologien mit entsprechender Vorsicht angegangen werden sollte. Um für 

die Unternehmen zu signifikanten Vereinfachungen führen, sollten neue Rollen klar formuliert und 

deren Verantwortlichkeiten konsistent geregelt sein, auch in Bezug auf andere nationale und 

internationale Nomenklaturen. 

Die vorgesehenen Regelungen zur Erhebung und Verarbeitung von Daten geben der Verwaltung 

umfassende Befugnisse. Dies ist kritisch zu hinterfragen. In diesem Zusammenhang ist auch das 

Erfordernis der Notwendigkeit und der Zweckgebundenheit, sowie die Sicherstellung des 

Datenschutzes generell besonders relevant und sollte im Gesetz verankert werden. 

Ausserdem ist eine strikte Abstimmung der Zollgesetzrevision mit anderen Gesetzen, die im 

Zusammenhang mit den Gesetzesentwürfen zum BAZG-VG oder zum ZoG stehen, insbesondere des 

Mehrwertsteuergesetzes, notwendig. 

Unserer Ansicht nach erfordern gewisse vorgeschlagene Bestimmungen wichtige Präzisierungen und 

Nachbesserungen im Gesetz. Sie finden die entsprechenden detaillierten Vorschläge und 

Bemerkungen im beigelegten Antwortformular. 

Basierend auf dieser Einordnung erachtet economiesuisse eine fundierte Analyse und Vornahme von 

Verbesserungen der Gesetzesentwürfe als zentral für den weiteren Prozess. Wir danken Ihnen für die 

Aufmerksamkeit, die Sie unseren Bemerkungen entgegenbringen und bitten Sie, unsere Anliegen zu 

berücksichtigen. economiesuisse verweist in diesem Zusammenhang insbesondere auch auf die 

branchenspezifischen Stellungnahmen der Mitglieder. 

 

Freundliche Grüsse 
economiesuisse 

 
  Dr. Jan Atteslander 

Mitglied der Geschäftsleitung 

Catia Capaul 

Wissenschaftliche Mitarbeiterin Aussenwirtschaft 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : economiesuisse 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : eco 

Adresse : Hegibachstrasse 47, 8032 Zürich 

Kontaktperson : Catia Capaul 

Telefon : +41 44 421 35 76 

E-Mail : catia.capaul@economiesuisse.ch 

Datum : 23.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
   



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

3/28 

 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

eco Im Grundsatz begrüsst economiesuisse die in den Gesetzesentwürfen des BAZG-VG und des ZoG enthaltenden Vereinfachung 
und Vereinheitlichung des gegenwärtigen Rechts, auch im Zusammenhang mit den anstehenden Anpassungen bezüglich des 
Digitalisierungs- und Transformationsprogrammes (DaziT). 

eco Standardisierung und grösstmögliche Digitalisierung der Prozesse sowie Automatisierung der Abwicklung des legalen Verkehrs 
ermöglichen einen reibungslosen grenzüberschreitenden Warenverkehr. 

eco Mit der Gesetzesrevision geht aber auch eine Verschiebung einer grossen Anzahl an Bestimmungen auf die Verordnungsstufe 
einher. Da die entsprechenden Verordnungen jedoch noch nicht ausgearbeitet wurden, verbleiben offene Fragen z.B. über die 
Detailausgestaltung von Zollverfahren. Die Unkenntnis der zu revidierenden Verordnungsinhalte erschwert eine 
Gesamtbeurteilung der Gesetzesrevision. 

eco Da viele Bestimmungen des gegenwärtigen Zollrechts neu auf Verordnungsstufe geregelt werden sollen, erachten wir einen 
starken und frühzeitigen Einbezug der Wirtschaft bei der Erarbeitung der Verordnungen als essentiell. Mögliche Optionen der 
Mitsprache wären aus unserer Sicht eine Vernehmlassung zu den entsprechenden Verordnungen oder die Schaffung einen 
Konsultativgremium (analog zum MWST-Konsultativgremium). 

eco Die Einführung einer neuen Terminologie sollte mit entsprechender Vorsicht angegangen werden. Um für die Unternehmen zu 
signifikanten Vereinfachungen zu führen, sollten neue Rollen klar formuliert und deren Verantwortlichkeiten konsistent geregelt 
sein, auch im Bezug auf andere nationale und internationale Nomenklaturen. 

eco Die vorgesehenen Regelungen zur Erhebung und Verarbeitung von Daten geben der Verwaltung umfassende Befugnisse. Dies 
ist kristisch zu hinterfragen. In diesem Zusammenhang ist auch die Erfordernis der Notwendigkeit und der Zweckgebundenheit, 
sowie die Sicherstellung des Datenschutzes generell besonders relevant und sollte im Gesetz verankert werden. 

eco Ausserdem ist eine strikte Abstimmung der Zollgesetzrevision mit anderen Gesetzen, die im Zusammenhang mit den 
Gesetzesentwürfen zum BAZG-VG oder zum ZoG stehen, inbesondere des Mehrwertsteuergesetzes, notwendig. 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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eco Der Schutz des Geistigen Eigentums und vertraulicher Geschäftsinformationen ist zu garantieren. Dementsprechend erwarten 
wir, dass die Zollverwaltung/das BAZG auch in Zukunft sicherstellt, dass dieser Schutz nicht durch die internationale Amtshilfe 
unterminiert wird und für alle Arten von Daten gewährleistet ist (z.B. Cyberrisiken). Ebenso ist die Bekämpfung von Fälschungen 
sicherzustellen. 

eco Die neuen Vereinfachungen im Zuge der Gesetzesrevision werden begrüsst, allerdings sollten diese nicht nur AEO-zertifizierten 
Unternehmen zugänglich gemacht werden. Aufgrund der hohen Anforderungen zur Erlangung des AEO-Status wären KMU 
dadurch benachteiligt. 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

eco 
7             

Aus unserer Sicht sollte beachtet werden, dass die 
Einführung neuer Terminologien mit entsprechender 
Vorsicht angegangen werden muss. Diese Terminologie 
ist im Gesetzesentwurf zu allgemein gehalten. 

Die Begriffe müssen entsprechend präzisiert werden, 
auch im Hinblick auf die im internationalen Rahmen 
angewendete Nomenklatur. 

      

eco 
9             Die Sendungsdokumentation soll in Zukunft mit der 

Importzollanmeldung übermittelt werden, wobei der 
Bundesrat die zu übermittelnden Dokumente festlegen 
wird. Unseres Erachtens sollen Dokumente nur dann 
übermittelt werden, wenn tatsächlich eine Kontrolle durch 
die Zollbehörden stattfindet und nicht in jedem Fall. Dies 
würde den Arbeitsaufwand für die involvierten Parteien 
senken.  

      

eco 
9 1       Art. 9 Abs. 1 verlangt die Übermittlung aller notwendigen 

Begleitdokumente zum Zeitpunkt der Warenameldung. 
Zum Zeitpunkt der Warenanmeldung sind indessen nicht 
immer sämtliche Unterlagen (wie z.B. 
Ursprungsnachweise) vorhanden. Dies sollte im 
Gesetzesentwurf berücksichtigt werden. 

      

eco 
9 3       Diese Regelung wird begrüsst.       

eco 
12             In Zukunft soll die Zollanmeldung mit der 

Fahrzeugimmatrikulation verknüpft werden. Im Export 
wird die Ausfuhrzollanmeldung oft durch die 
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exportierende Unternehmung erstellt, wobei zu diesem 
Zeitpunkt die Abholung durch den Spediteur in den 
meisten Fällen noch nicht organisiert wurde. 

Zudem kann im Verlauf des grenzüberschreitenden 
Transports ein Fahrzeugwechsel bzw. ein Umladen 
erfolgen. Daher muss diese Anforderung praxistauglich 
und flexibel gestaltet werden. Ansonsten würde dies 
massiv in die logistischen Abläufe der Unternehmen 
eingreifen und zu einer höheren Komplexität in der 
Exportabwicklung führen.  

eco 
14             

Zollanmeldungen werden verbindlich, sobald diese 
aktiviert werden. Die Aktivierung kann anlässlich des 
Grenzübertritts oder im Inland erfolgen. Es ist eine 
Möglichkeit vorgesehen die Aktivierung periodisch 
vorzunehmen. Aus der Vernehmlassung kann jedoch 
nicht entnommen werden, wo genau und ob die 
Aktivierung in Zukunft auch direkt bei Ankunft beim 
Empfänger vorgenommen werden kann. Zum Beispiel bei 
einer Anlieferung im Transitverfahren zu einer Fabrik, 
ohne dass ein Zwischenstopp bei einem zugelassenen 
Empfänger notwendig ist. Die Details zur Aktivierung 
sowie die im erläuternden Bericht erwähnten 
Sonderkonstellationen sollten im Gesetz eindeutig 
reflektiert werden, um die Rechtssicherheit zu 
gewährleisten. 

      

eco 
28 2       

Zahlungsfrist direkt im Gesetz verankern. 
      

eco 
30 5       Verjährung: Zusätzliche Informationen, in welchen Fällen 

die maximale Verjährungsfrist von 15 Jahren zur 
Anwendung kommt, wären hilfreich. 

In verschiedenen anderen Bereichen ist eine Verjährung 
in jedem Fall bereits nach 10 Jahren üblich (z.B. 
MWSTG). 
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eco 
44             Die Harmonisierung von Zolllager und Zollfreilager 

scheint die für gewisse Branchen sehr relevanten 
Aspekte von Zollfreilagern nicht genügend zu 
berücksichtigen. Entsprechende Sonderregelungen 
könnten im Gesetzestext angefügt werden. 

      

eco 
45             Die Bewilligungserteilung an die Schweizer 

Landesflughäfen für die Einrichtung von Zollfreiläden 
muss im Rahmen der Verordnung des Bundesrats 
weiterhin sichergestellt sein. Die «weiteren 
Bewilligungsvoraussetzungen», die der Bundesrat 
gemäss Art. 45 Abs. 3 BAZG-VG festlegen kann, dürfen 
zu keiner Erschwernis der Bewilligungserteilung 
gegenüber heute führen. 

      

eco 
46             Es wäre zu begrüssen, dass die Zollbehörde ihre 

internen Richtlinien vollumfänglich veröffentlicht und 
unnötige Stolpersteine in den Verfahren entfernt. Des 
Weiteren dürfen Erträge aus Kostenüberwälzungen und 
Aberkennungen von «Zollprivilegien» nicht als 
Leistungsziele der Zollbehörden geführt werden. 

      

eco 
46 1-2       

Gemäss Art. 46 kann das BAZG gegen Inhaberinnen und 
Inhaber einer von ihm erteilten Bewilligung und gegen 
Datenverantwortliche administrative Massnahmen 
ergreifen. In vielen Fällen, in denen Personen die 
Anforderungen nicht einhalten, geschieht dies nicht 
vorsätzlich, sondern aus Unwissen. Diesem Grundsatz 
der Verhältnismässigkeit ist unserer Ansicht nach 
Rechnung zu tragen.  

      

eco 
49             Die Regelung der verfahrensrechtlichen Modalitäten bei 

Systemausfällen sollte möglichst geringe Auswirkungen 
auf die Wirtschaftsbeteiligten haben.  
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eco 
53 2       

Fristwahrung im elektronischen Verfahren: 

Bei Nichterreichbarkeit des Informationssystem 
verpflichtet Art. 53 Abs. 2 das Unternehmen täglich zu 
prüfen, ob das System erneut funktioniert. Ansonsten 
kann es sein, dass die Fristverlängerung um einen Tag 
bei Nichterreichbarkeit des Systems verstreicht. Gerade 
im kaufmännischen Bereich arbeiten viele Personen 
Teilzeit. Dies wäre mit einer entsprechenden 
Fristverlängerung zu berücksichtigen. 

      

eco 
56 1       

Art. 56 Aufbewahrung von Daten und Dokumenten: 
Der Begriff "absolute" Verjährung kann missverstanden 
werden in der Hinsicht, dass die maximale 
Verjährungsfrist von 15 Jahren und nicht die 
Verjährungsfrist von 5 Jahren herangezogen werden 
muss. 
Zudem wäre es wichtig, in der Botschaft die 
Aufbewahrungsfrist näher zu erläutern bzw. zu erläutern, 
in welchen möglichen Fällen die Frist von 15 Jahren gilt.  
 

Des Weiteren wäre es hilfreich, dass in der Botschaft 
oder dem Gesetzesentwurf präzisiert wird, welche 
Unterlagen aufzubewahren sind (Rechnungen, 
Veranlagungsverfügungen, Ursprungsnachweise / 
Lieferantenerklärungen). 

      

eco 
56 2       

Abs. 2: Der BR bezeichnet die Personen, denen die Auf-
bewahrungspflicht obliegt, und regelt die 
Voraussetzungen an die Datenhaltung. 
Gemäss erläuterndem Bericht kann der Bundesrat vorse-
hen, dass Daten bestimmter Verfahrensbeteiligter, wie 
namentlich der Datenverantwortlichen, in der Schweiz 
gehalten werden müssen. Diese Anforderung scheint 
recht eng gefasst. 
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eco 
58 1       

Gemäss Art. 39 kann das BAZG geschuldete Beträge bis 
zu einem Jahr nachfordern. Art. 58 gewährt den 
Unternehmen für Einsprachen allerdings nur eine Frist 
von 60 Tagen. Die Frist von 60 Tagen wird den internen 
Abläufen von Unternehmen zudem nicht gerecht. Wir 
befürworten deshalb eine Verlängerung der Frist.  
Zudem gibt es heute bei den provisorischen 
Abfertigungen aus GSP Ländern eine Frist von 90 Tagen 
zur Beschaffung der Dokumente. Eine Verkürzung der 
Frist auf 60 Tage ist in Fällen, in denen Unterlagen von 
ausländischen Behörden beigebracht werden müssen, 
sehr kurz. 

      

eco 
60 1       Analog der Fristen für die Einsprache gemäss Art. 58, 

wäre auch bei der Beschwerdemöglichkeit eine 
Erweiterung der Frist wichtig. Dies um Asymmetrien 
zwischen den Rechten des BAZG und der Unternehmen 
zu vermeiden und um die internen Prozesse der 
Unternehmen besser zu berücksichtigen. 

Das BAZG soll zudem sicherstellen, dass die 
Beschwerde von einer anderen Stelle innerhalb des 
BAZG beurteilt wird.  

      

eco 
62 2 b Art. 62, Abs. 2 Bst b ist zu generell gefasst. Es erschliesst 

sich uns nicht, welche Arten von Kontrollen darunter 
fallen werden bzw. welche nicht. Dies wäre im 
Gesetzestext zu präzisieren. Inbesondere bei kleinen 
Beanstandungen scheint die Auferlegung von Kosten 
nicht verhältnismässig.  

      

eco 
66 2 b 

Mit Artikel 66 wird die Grundlage für die Bearbeitung von 
Daten juristischer Personen wie z.B. 
Fabrikationsgeheimnisse geschaffen. Besonders wichtig 
erscheint uns, dass diese Daten ausreichend geschützt 
und nicht an Dritte weitergegeben werden. Eine 
entsprechende Präzisierung ist daher wichtig. 
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Der Schutz von Daten über Geschäfts- und 
Fabrikationsgeheimnisse ist für viele Branchen ein 
prioritäres Anliegen. Dementsprechend wichtig erscheint 
es den Datenschutz sicherzustellen und den Zugang zu 
diesen sehr restriktiv zu behandeln, auch im Rahmen 
einer internationalen Amtshilfe. 

eco 
68             Neue flexible Zugriffsbefugnisse mögen durchaus 

praxisbezogener sein, erhöhen aber die Gefahr des 
Missbrauchs. Daher ist eine rechtssichere 
Verordnungsregelung (mit klar abgestufter Kompetenz- 
und Zugriffsregelung, Kontrollen) essentiell.  

      

eco 
74             Weder ist die Prüfungsfrequenz, noch sind Methodik oder 

Zuständigkeit der Überprüfung im Gesetzesentwurf 
geregelt.  

      

eco 
85       e Bisher ist die Prüfung von Produktionsanlagen nicht 

vorgesehen. In gewissen Industrien gelten strenge 
Produktionsvorschriften (Sicherheit, Qualitat und GMP) 
und limitierte Zulassung nur für geschultes Personal, 
auch zur Sicherstellung des Schutzes vertraulicher 
Informationen. Deshalb eachten wir eine solche Prüfung 
durch das BAZG als kritisch. 

      

eco 
95             Das Inverkehrbringen von Fälschungen führt für die 

Schweizer Industrie zu erheblichen Schäden. Die 
Bekämpfung von Fälschungen sollte bei der 
Ausarbeitung der Verfahren zur Vernichtung von Waren 
mitberücksichtigt werden. 

      

eco 
96             Das Inverkehrbringen von Fälschungen führt für die 

Schweizer Industrie zu erheblichen Schäden. Die 
Bekämpfung von Fälschungen sollte bei der 
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Ausarbeitung der Verfahren zur Vernichtung von Waren 
mitberücksichtigt werden. 

eco 
106             

Bei einer risikobasierten Gewichtung der Kontrollen 
sollten Aspekte des Markenschutzgesetzes und Rechte 
am Geistigen Eigentum mitberücksichtigt werden. 

      

eco 
123             Für hoheitliche Aufgaben wie die Zollkontrollen darf es zu 

keiner Aufweichung der Kostentragungspflicht des 
Bundes kommen. Der in Art. 5 Abs. 1 ZG formulierte 
Grundsatz muss im neuen Gesetz verankert werden.  

      

eco 
124             Bezüglich der unentgeltlichen Unterstützung durch das 

Personal von privatwirtschaftlichen Unternehmen ist im 
Gesetz die Verhältnismässigkeit der Mitwirkungspflicht 
und der Anordnungs-Kompetenz des BAZG zu wahren. 
Unternehmen sollten unter Umständen gegen die 
Anordnungen entsprechende Rechtsmittel ergreifen zu 
können. Dies wäre z.B. möglich, wenn entsprechende 
Anordnungen des BAZG mittels anfechtbarer Verfügung 
erfolgen.  

      

eco 
133             Wir beziehen keine Stellung zu den beiden Varianten. 

Wir möchten aber festhalten, dass in Bagatellfällen 
generell auf eine Strafe verzichtet werden sollte. 

      

eco 
140 1       

Art. 140 befugt das BAZG Gebühren für Verfügungen, 
Dienstleistungen und besondere amtliche Verrichtungen, 
die bei der Erfüllung seiner Aufgaben anfallen, 
namentlich für Bewilligungen nach den Artikeln 44 und 
45, die Anordnung von Sicherheitsleistungen und 
Betriebsprüfungen, soweit diese zu Beanstandungen 
führen, zu erheben. 
 

Für verschiedene Branchen ist es aufgrund des 
komplexen Zolltarifsystems und der komplexen Regeln 
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wichtig, dass Auskünfte (z.B. Zolltarif, Ursprungsregeln) 
durch das BAZG weiterhin kostenlos bleiben.  

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
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eco 
                              

eco 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

eco 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

eco 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

eco             

eco             

eco             

eco             

eco             

eco             

eco             

eco             

eco             

eco             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

eco 
Zolltarifgesetz vom 9. 
Oktober 1986 (ZTG) 

4             Der Bundesart kann, wenn es die 
Interessen der Schweizerischen 
Volkswirtschaft erfordern, auch 
unabhängig von Zollverträgen nach 
Anhören der Zollexperten Zollansätze 
angemessen herabsetzen. In der Praxis 
zeigt sich, dass sich die Anwendung 
dieses Absatzes als sehr schwierig 
erweist. Speziell die Voraussetzung, 
dass die Zollherabsetzung einen 
volkswirtschaftlichen Nutzen generieren 
muss, führt dazu, dass tiefe Zölle 
beibehalten werden müssen, da der 
erforderliche volkswirtschaftliche 
Nutzen nicht erreicht werden kann. 
Dies, obwohl der Zoll für die Branchen 
stossend ist. Wir regen an, diese 
Bestimmung im Zuge der Revision zu 
vereinfachen. 

Art. 4 Gebrauchstarif 
1 Der Bundesrat kann Abkommen 
über Zollansätze vorläufig 
anwenden und die sich daraus 
ergebenden Zollansätze vorläufig 
in Kraft setzen. Ebenso kann er 
Zollansätze vorläufig in Kraft 
setzen, die sich aus Abkommen 
ergeben, die der Bundesrat nach 
Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 
25. Juni 19821 über 
aussenwirtschaftliche 
Massnahmen vorläufig anwenden 
kann. 
 
2 Der Bundesrat kann Zollansätze, 
die sich im Verhältnis zu den in 
Zollverträgen gesenkten Ansätzen 
als überhöht erweisen, 
entsprechend herabsetzen. 
 
3 Der Bundesrat kann auch 
unabhängig von Zollverträgen 
nach Anhören der 
Zollexpertenkommission: 
 
a. anordnen, dass auf die 
Erhebung von Zöllen auf 
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bestimmten Waren ganz oder 
teilweise verzichtet wird; 
 

b. Zollkontingente festlegen. 

eco 
Edelmetallkontrollgesetz 
vom 20. Juni 1933 

                  Wir befürworten eine Lösung in 
Absprache mit den betroffenen 
Branchenverbänden. 

      

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
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eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

eco 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

eco 
                        

eco 
                        

eco 
                        

eco 
                        

eco 
                        

eco 
                        

eco 
                        

eco 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

eco       

eco       

eco       

eco       

eco       

eco       

eco       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

eco 
4 1 b 

Zusätzliche Klärungen betreffend Nämlichkeit und 
Fristen wären wichtig. 

      

eco 
4 1 d 

Zollfreie Waren: … dürfen nur innerhalb von drei 
Jahren zollfrei getätigt werden.  
 

Solange mittels der Unterlagen nachgewiesen werden 
kann, dass die Bedingungen für die zollfreie Einfuhr der 
ausländischen Rückwaren gegeben ist, müsste aus 
unserer Sicht eine Erweiterung der Frist auf fünf Jahre 
und damit eine Anpassung an die Verjährungsfrist 
möglich sein.  

      

eco 
9 2 a Ungenügende und/oder zweideutige 

Warenbeschreibungen in der Zollanmeldung können in 
Zukunft zur “automatischen” Anwendung einer anderen 
in Frage kommenden Zolltarifnummer führen, weil 
diese einen höheren Zollansatz aufweist. Diese 
Bestimmung könnte daher potentiell zu einer 
willkürlichen höheren Abgabenerhebung durch die 
Zollbehörden führen (eventuell sogar mit 
Strafrelevanz). Unseres Erachtens bilden die 
Zolltarifnummer und die Warenbeschreibung eine die 
Ware beschreibende Einheit. Eine alleinige 
Fokussierung auf die Warenbeschreibung ist im Sinne 
des HS-Systems nicht wünschenswert und im Rahmen 
der Digitalisierung auch nicht modern. Ob eine 
Warenanmeldung eine zweideutige oder ungenügende 
Warenbezeichnung aufweist, unterliegt bis zu einem 
gewissen Grad auch einer subjektiven Bewertung. Wo 
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möglich sollen Angaben immer codiert an die 
Zollverwaltung übermittelt werden können (z. B. die 
Wiederausfuhrfrist oder die Kontrollstelle im 
Veredelungsverkehr anstelle in der 
Warenbeschreibung im Feld besondere Bemerkungen 
der Warenposition). 

eco 
10 1-2       

Aktuell hält das Gesetz fest, dass schriftliche Zolltarif- 
und Ursprungsauskünfte der eidgenössischen 
Zollverwaltung (neu Bundesamt für Zoll und 
Grenzsicherheit (BAZG)) während einer gesetzlich 
festgelegten Dauer verbindlich sind (Art. 20 ZG). Ohne 
ersichtlichen Grund wird im revidierten Gesetz in Art. 
10 ZoG darauf verzichtet, die Verbindlichkeit und 
Dauer der vom BAZG erteilten Zolltarif- und 
Ursprungsauskünfte zu regeln. Dies gilt es, analog der 
aktuell geltenden Bestimmung, ebenfalls festzulegen, 
sodass die Rechtssicherheit auch weiterhin 
gewährleistet ist und die betroffenen Unternehmen, wie 
bisher, über verbindliche Auskünfte verfügen. Wir 
würden eine Ergänzung im Gesetz, wie lange 
Auskünfte gültig sind, begrüssen.  

      

eco 
10             Das Recht auf Auskunft sollte nicht nur tarifarische 

Auskünfte umfassen, sondern auf nationales und 
internationales Zollrecht sowie interne Richtlinien 
erweitert werden. 

      

eco 
10 1       

Aufgrund des komplexen Zolltarifsystems und der 
komplexen Ursprungsregeln in bestimmten Branchen 
ist es für diese zentral, dass Tarif- und 
Ursprungsauskünfte durch das BAZG weiterhin 
kostenlos bleiben, um eine Benachteiligung zu 
verhindern.  

      

eco 
15             Zusätzliche Klärungen betreffend der 

Rollenzuständigkeit wären wünschenswert. 
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Zollhinterziehung: Wir begrüssen, dass das mildere 
Strafmass für fahrlässige "Handlungen" nun auch 
gesetzlich verankert wird. In der Praxis wurde dies 
bereits so gehandhabt. 

eco 
16 3       Wir begrüssen, dass neu bei der Zollgefährdung 

zwischen Vorsatz und Fahrlässigkeit unterschieden 
werden soll. 

      

eco 
17 1       

Zusätzliche Klärungen betreffend der 
Rollenzuständigkeit wären wünschenswert. 
Wir begrüssen, dass beim Bannbruch eine 
Unterscheidung zwischen vorsätzlicher und 
fahrlässiger Tatbegehung eingeführt wird. Auch die 
Senkung der Strafrahmen befürworten wir. 

      

eco 
17 3       Wir begrüssen, dass beim Bannbruch eine 

Unterscheidung zwischen vorsätzlicher und 
fahrlässiger Tatbegehung eingeführt wird. Auch die 
Senkung der Strafrahmen befürworten wir. 

      

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
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eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

eco 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

26/28 

 
 

Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

eco 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 

 

Per E-Mail: 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Vorsteher Ueli Maurer 
 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

 

 

Zürich, 26. Dezember 2020 

 

 

Vernehmlassung zum Entwurf des Vollzugsaufgabengesetzes für das Bundesamt für 

Zoll und Grenzsicherheit sowie Totalrevision des Zollgesetzes zum neuen Zollabgaben-

gesetz und Änderung des Mehrwertsteuergesetzes 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 11. September 2020 in rubrizierter Angelegenheit 

und bedanken uns für die Möglichkeit, zu der ausgearbeiteten Vorlage Stellung nehmen zu 

können. 

 

EXPERTsuisse möchte dazu beitragen, dass Gesetze, so auch das Zollgesetz in Verbindung 

mit dem Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer (MWSTG), mass- und sinnvoll weiterentwi-

ckelt werden. Wir behalten uns deshalb vor, Anliegen im Interesse einer bestmöglich funktio-

nierenden Mehrwertsteuer einzubringen. 

1. Allgemeine Vorbemerkungen 

EXPERTsuisse anerkennt bei der Zollgesetzgebung einen Reformbedarf. Vom ausgearbeite-

ten Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG) und vom Zollabgabengesetz (ZoG) des Bundesamts 

für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) sind wir jedoch noch nicht überzeugt. Die Gesetzessyste-

matik wird grundlegend geändert, wobei das Rahmengesetz BAZG-VG eine Delegationskom-

petenz für das BAZG zur Rechtsetzung über Verordnungen vorsieht.  
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In Teilen können wir positive Entflechtungen erkennen, die sich mit der neuen Systematik er-

geben könnten. Die Gesamtkonsequenz dieser Reform lässt sich jedoch derzeit noch nicht 

abschätzen.  

 

EXPERTsuisse und seine Subkommission MWST setzen sich für Verbesserungen im Mehr-

wertsteuerrecht ein. Es ist dabei aus unserer Sicht zu bemängeln, dass die Vernehmlassung 

des BAZG-VG nicht in Abstimmung mit materiellem Recht, d.h. der Vernehmlassung über die 

Teilreform der Mehrwertsteuer (MWST), ausgearbeitet wurde bzw. umgekehrt. Bereits beste-

hende, im MWSTG oder der Mehrwertsteuerverordnung (MWSTV) verankerte und gut funktio-

nierende sowie zukünftig geplante Verfahren sowie ihre erforderlichen Synergien mit den Zoll-

verfahren werden nicht berücksichtigt (z.B. Unterstellungserklärung, Verlagerungsverfahren, 

Marktplatzhaftung, Ausweitung der Bezugsteuer). Weiter bringt das BAZG-VG auch keine 

Verbesserungen für bestehende Systembrüche zwischen dem MWSTG und dem derzeitigen 

Zollrecht, sondern schreibt diese im BAZG-VG bzw. MWSTG-VG1 sogar fest. So führt die 

nicht abgestimmte Verjährung auch im BAZG-VG im schlechtesten Fall zu einer «Überverjäh-

rung» von fünf bis 13 Jahren und hat bei MWST-Pflichtigen systemfremde, nicht abzugsfähige 

Einfuhrsteuern zur Folge.  

 

EXPERTsuisse empfiehlt dringend, die Vernehmlassung zur Teilreform der MWST und je-

ner des BAZG-VG (sowie anteilig ZoG) in den Bereichen zu vereinen bzw. aufeinander abzu-

stimmen, welche grenzüberschreitende Lieferungen und damit verbundene Steuerbefrei-

ungen, Plattformbesteuerung, Kleinmengensendungen, Verjährung und Verfahren be-

treffen. Da beide Vorlagen im EFD ausgearbeitet wurden, geht EXPERTsuisse davon aus, 

dass hier eine enge Abstimmung erfolgt.  

 

Grundsätzlich ist EXPERTsuisse der Auffassung, dass das MWSTG nicht in den Aufga-

benbereich des BAZG gehört. Die Mehrwertsteuer verkörpert mit dem Inlandsprinzip ein in 

sich geschlossenes, standardisiertes Steuersystem. Die Erhebung der Einfuhrsteuer wird al-

lein aus erhebungs- und sicherungstechnischen Gründen an die Eidgenössische Zollverwal-

tung (EZV) delegiert, obschon die Einfuhrsteuer unabdingbarer Teil des Steuersystems des 

MWSTG ist. Die möglichst enge Einbindung von Art. 50 ff. MWSTG in Verfahren und Regeln 

der Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) ist angesichts des forcierten, automatisierten 

 
1 MWSTG Vernehmlassung im Rahmen der BAZG-VG. 
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und elektronischen Datenaustausches, den elektronischen Anmeldungen und Warenprüfun-

gen erwünscht. Die vorgesehene Stossrichtung des BAZG-VG geht in die umgekehrte Rich-

tung: Sie vertieft die bereits bestehenden, unterschiedlichen Ansätze bei der Steuererhebung 

zwischen der EZV (Entwicklung hin zur rein «digitalen Zahlstelle») und der ESTV und zemen-

tiert so die geteilte Hoheit über die Erhebung der MWST. Dies liegt nicht im Interesse der Wirt-

schaft.  

 

Vereinfacht dargestellt sollte das BAZG-VG in Bezug auf die MWST folgendermassen geän-

dert werden: 

• Grenzüberschreitende B2B Lieferungen (inkl. Plattformlieferungen) ins Inland: Gene-

relle Überführung der Erhebung der Einfuhrsteuer ins Verlagerungsverfahren und in 

den Zuständigkeitsbereich der ESTV. 

• Grenzüberschreitende B2C Lieferungen ins Inland: Erhebung der Einfuhrsteuer im Zu-

ständigkeitsbereich des BAZG-VG verbleibend. 

• Klarstellung der Einfuhrsteuerpflicht bzw. der Bezugsteuerpflicht aus Verlagerungsver-

fahren; der Begriff des Abgabenschuldners ist viel zu weit gefasst. 

• Kompromisslose Anpassung der Zolleinfuhrverfahren an die neuen MWST-Erhebungs-

systeme; hier zu nennen sind Kleinmengensendung (Art. 7 Abs. 3 lit. b MWSTG), künf-

tige Plattformbesteuerung und, sofern eingeführt, B2B Lieferungen von ausländischen 

Unternehmen im Bezugsteuerverfahren.  

• Verjährungsfristen: in Art. 56 Abs. 4 MWSTG-VG auf Art. 42 MWSTG statt auf 

Art. 30 BAZG-VG referenzieren. 

 

Abgesehen von der Beziehung zum MWSTG wird die Reform insgesamt und auch die neu ge-

schaffenen Begrifflichkeiten für die Verfahrensbeteiligten von der primären Zielsetzung be-

stimmt, ein einheitliches und digitalisiertes Verfahren für alle vom BAZG-VG zu erhebenden 

Abgaben zu schaffen. Die Dominanz der technischen Vorgänge werten die Softwarepro-

gramme, die bisher lediglich ein Hilfsmittel zur Erfassung des grenzüberschreitenden Waren-

verkehrs waren, sehr stark auf: Abgabeschuldner wird der Waren-/Daten-/Transportverant-

wortliche durch Aktivierung, d.h. einem technischen Vorgang, der die Verbindlichkeit der elekt-

ronischen Eingabe bewirkt. Der sich «korrekt verhaltende Kunde» (Erläuternder Bericht S. 5) 

soll zeit- und ortsunabhängig digital abwickeln können. Die Fragen vom Eigentümer der Wa-

ren, Verfügungsmacht, Importeur, Rückerstattung der Einfuhrsteuer, Leistungswille werden für 
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dieses Gesetz irrelevant. Der Vertrags- und Handlungswille der Wirtschaftsbeteiligten wird 

durch einen Mausklick ersetzt.  

 

EXPERTsuisse empfiehlt dringend, dass die Zollverwaltung die neu geschaffenen Rollen 

der Verfahrensbeteiligten auch mit den Rechtsgrundlagen der wichtigsten Partnerin der 

Schweiz im grenzüberschreitenden Verkehr, der EU, abstimmt2. Die Zollverwaltung erkennt 

selbst diese Notwendigkeit, wenn sie feststellt (Erläuternder Bericht S. 7), dass der EU-Zollko-

dex (ZK) diese Begrifflichkeiten nicht kennt und deshalb geprüft werden müsse, ob und «wie 

diese Rollen des BAZG-VG mit denjenigen des ZK harmonisiert werden können».  

2. Kompetenzdelegation 

EXPERTsuisse kommt zum Schluss, dass das BAZG-VG zu wenig konkret regelt und dafür 

zu viel auf Verordnungsstufe delegiert. Das BAZG-VG entzieht politische Mitsprache 

undräumt insoweit der Bundesverwaltung zu viel Kompetenz ein. Auch die zeitlich nachgela-

gerte Ausarbeitung der Verordnung, deren Inhalt derzeit nicht bekannt ist und daher im Rah-

men dieser Vernehmlassung nicht berücksichtigt werden kann, wird von uns bedauert. Ein 

sämtliche Wirtschaftsteilnehmer, d.h. Unternehmung und Konsumenten, betreffendes Gesetz 

sollte nicht lediglich Grundsätze regeln..  

 

EXPERTsuisse empfiehlt dringend, die gleichzeitige Ausarbeitung und Vernehmlassung der 

dazugehörigen Verordnungen zwingend vorzunehmen, soweit das BAZG-VG in der vorliegen-

den Form beraten werden sollte. Nur so lässt sich die Auswirkung des BAZG-VG auf die tägli-

che Praxis beurteilen und Rechtssicherheit für die Wirtschaftsbeteiligten schaffen.  

3. Abgabeschuldner 

Der Kreis der Abgabeschuldner ist weiterhin viel zu weit gefasst, als dass man in 

Art. 51 MWSTG den Steuerpflichtigen für die Einfuhrsteuer eindeutig bestimmen könnte. Zu-

dem wird im MWSTG weiterhin von «Importeuren» gesprochen, obwohl im BAZG-VG der Be-

griff des «Importeurs» weder definiert noch sonst an einer Stelle erwähnt wird.  

 
2 Die EU-Kommission hat am 28. September 2019 ihren Aktionsplan Zoll veröffentlicht. Darin skizziert sie die Prio-

ritäten und Vorhaben, die sie während der Legislatur von 2020 bis 2024 im Bereich Zoll umsetzen beziehungs-
weise anstossen möchte. 
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4. Vereinheitlichung mit der MWST-Systematik 

Mit der letzten Teilrevision des MWSTG und der Einführung der Versandhandelsregelung für 

Kleinsendungen in Art. 7 Abs. 3 lit. b MWSTG wurden ausländische Versandhändler zu im In-

land subjektiv MWST-pflichtigen Personen, die ihre Lieferungen als Inlandlieferungen abrech-

nen müssen. Dies führte dazu, dass ausländische Versandhändler ihre aus dem Ausland ge-

lieferten Waren mit Schweizer MWST-Nummer sowie ausgewiesener Schweizer MWST im 

Inland offerieren und abrechnen. Die inländischen Konsumenten können nicht mehr erken-

nen, ob der Verkäufer nun Ware aus dem Ausland oder aus dem Inland liefert. Selbstver-

ständlich war mit der MWST-Teilrevision nicht vorgesehen, dass Empfänger solcher 

Kleinsendungen3 weiterhin zollrechtlich als «Importeure» gelten können und somit zu Schuld-

nern der Einfuhrabgaben werden können. Sie können weder erkennen, dass die Ware aus 

dem Ausland geliefert wird, noch können sie sonst auf einen «Importeurstatus» schliessen, da 

sie die Produkte mit Inlandsteuer erwerben. Auch ist inakzeptabel, wenn solche Konsumenten 

sowohl die Inlandsteuer als auch die Einfuhrsteuer tragen müssten (Doppelbesteuerung). Es 

ist evident, dass das BAZG-VG in Übereinstimmung mit der MWST-Systematik gebracht wer-

den muss. Der Versandhändler muss auch zollrechtlich bzw. BAZG-VG-rechtlich für den Im-

portvorgang verantwortlich gemacht werden.  

 

Ebenso muss das künftig für Lieferungen über eine Onlineplattform gelten. Es reicht nicht aus, 

dass ein Lieferant, welcher seine Ware über eine Plattform verkauft, steuerfrei an die Platt-

form liefern darf. Es muss im BAZG-VG und parallel dazu bei der Einfuhrsteuer nach 

Art. 50 ff. MWSTG sichergestellt werden, dass die Plattform auch die zollrechtlich verantwortli-

che «Importeurin» ist.4  

5. Bezugsteuer/Verlagerungsverfahren 

Das Verlagerungsverfahren gemäss Art. 63 MWSTG soll für sämtliche Auslandlieferungen ins 

Inland gelten, bei denen der erste inländische Empfänger ein Unternehmen ist, das im MWST-

Register eingetragen ist. Dazu muss jedoch der Begriff der Steuerpflicht in Art. 51 MWSTG 

markant verbessert werden, indem der Steuerpflichtige («Importeur») eindeutig benannt wird. 

Die Ermittlung des Steuerpflichtigen für die Einfuhrsteuer kann nicht dem Zufall der Kaskade 

 
3 Mit diesem Status des Verkäufers als Steuerpflichtiger gem. Art. 7 Abs. 3 lit. b MWSTG sämtliche Lieferungen 
aus dem Ausland betreffend, nicht nur Kleinsendungen. 
4 Ausgenommen Lieferanten, die explizit als «Importeur» gestützt auf eine Unterstellungserklärung nach 
Art. 7 Abs. 3 lit. a MWSTG auftreten wollen. 
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Abgabepflichtiger gemäss Art. 21 BAZG-VG überlassen werden. Die ESTV soll für das Verla-

gerungsverfahren zuständig werden.  

 

Die Erhebung von Einfuhrsteuern würde stark an Bedeutung einbüssen und wäre nur noch für 

Auslandlieferungen ins Inland an nicht im MWST-Register eingetragene Personen relevant. 

Da der Grossteil der B2C Auslandlieferungen ins Inland künftig über Plattformen versteuert 

wird, dürfte der Güterverkehr, welcher von der Einfuhrsteuer erfasst wird, marginal sein. Dies 

könnte unter Umständen auch im Sinne des BAZG sein, da die betreffende fachliche und 

steuerrechtliche Kompetenz in Anbetracht der künftigen Ausrichtung und Ausbildung des Per-

sonals, an Bedeutung verliert.  

6. Verjährung 

Für EXPERTsuisse ist es essenziell, dass die Verjährungsfristen der Einfuhrsteuer in Über-

einstimmung mit der Festsetzungsverjährung für die Inlandsteuer von Art. 42 MWSTG ge-

bracht werden.  

 

In Art. 30 Abs. 5 BAZG-VG wird eine absolute Verjährungsfrist von 15 Jahren stipuliert. 

Art. 56 Abs. 4 MWSTG-VG referenziert auf den falschen Art. 19 BAZG-VG und ist redaktionell 

anzupassen, sofern die nachfolgende Forderung nicht umgesetzt wird.   

 

Mit der letzten Reform des MWSTG wollte der Gesetzgeber, dass im Mehrwertsteuersystem 

kürzere Verjährungsfristen gelten. Mit Art. 42 Abs. 4 MWSTG5 wurde erreicht, dass das 

Recht, Steuerforderungen festzusetzen, spätestens und in jedem Fall zehn Jahre nach Ab-

lauf der Steuerperiode, in der die Steuerforderung entstanden ist, verjährt. Wird gemäss 

Art. 42 Abs. 3 MWSTG die Verjährung durch die ESTV oder eine Rechtsmittelinstanz unter-

brochen, beträgt die neue Verjährungsfrist zwei Jahre. Aktuell und unter dem vorgeschlage-

nen BAZG-VG sowie MWSTG-VG herrscht die wenig sinnvolle rechtliche Situation vor, dass 

gemäss Art. 36 Abs. 2 MWSTG die in Art. 42 MWSTG festzusetzende Steuerforderung aus 

der geschuldeten Inlandsteuer, der Bezugsteuer sowie der im Verlagerungsverfahren dekla-

rierten Einfuhrsteuer (Art. 63 MWSTG) und dem Vorsteuerguthaben der entsprechenden Ab-

rechnungsperiode entsteht. Die bezahlte Einfuhrsteuer ist gemäss Art. 28 Abs. 2 lit. c MWSTG 

 
5 Art. 48 Abs. 2 MWSTG stipuliert, dass die Bezugsteuer sich nach den gleichen Verjährungsbestimmungen richtet. 



 

 

7 l 13 

 

Teil des Vorsteuerguthabens. Für die Steuerpflichtigen ist es inakzeptabel, dass Einfuhrsteu-

ern nach aktuellem Recht und gemäss Art. 56 Abs. 4 MWST-VG auch weiterhin verjährungs-

überschiessend fünf bis 13 Jahre länger erhoben werden können, als die MWST-Forde-

rung festgesetzt ist. Durch diese gesetzessystematische Fehlkonzeption droht sämtlichen 

MWST-Pflichtigen ein Szenario, in welchem chronologisch erst nach der Vorsteuerabzugs-

möglichkeit Einfuhrsteuern erhoben und somit zur unerwünschten «Tax Occulte» werden. 

Art. 1 Abs. 1 MWSTG hält unmissverständlich fest, dass die MWST die Besteuerung des nicht 

unternehmerischen Endverbrauchs im Inland bezweckt. Wie eingangs und in Ziff. 4 erläutert, 

fordert EXPERTsuisse ein möglichst einheitliches und vor Allem widerspruchsfreies Steuer-

system. Es ist evident, dass auch die Einfuhrsteuer prinzipiell in das System der MWST einge-

bettet werden muss, da sie Teil der Festsetzung der MWST-Forderung ist. Das BAZG-VG soll 

bezüglich der Einfuhrsteuer auf Warengrenzkontrollen, Datenreporting an die ESTV und Si-

cherungsmassnahmen an der Grenze eingegrenzt werden. D.h., das BAZG würde bezüglich 

der Einfuhrsteuer zu einer Kontrollbehörde im Auftrag der ESTV, wobei im ganzen MWST-

System die materiellen und formellen Bestimmungen des MWSTG zur Anwendung gelangen 

müssen, insbesondere auch die Verjährungsfristen. In Art. 56 Abs. 4 MWSTG-VG sollte da-

her auf Art. 42 MWSTG statt auf Art. 30 BAZG-VG verwiesen werden.  

7. Konsultativgremium 

EXPERTsuisse ist der Auffassung, dass sich das MWST Konsultativgremium (Art. 109 

MWSTG) sehr bewährt hat. In Art. 109 MWSTG wird stipuliert, dass das Konsultativgremium 

zu Anpassungen des MWSTG, Ausführungsbestimmungen und Praxisfestlegungen bezüglich 

der Auswirkungen auf die steuerpflichtigen Personen und die Volkswirtschaft berät.  

 

Die Einfuhrsteuer (Art. 50 ff. MWSTG) ist Teil des Mehrwertsteuersystems und des MWSTG. 

Folglich existiert bereits heute die Bestimmung, dass das Konsultativgremium über sämtliche 

Bereiche dieses Gesetzes berät, also auch über die Belange der Einfuhrsteuer.  

EXPERTsuisse empfiehlt aus Überzeugung, die Bestimmungen der Art. 157 – 162 MWSTV 

so zu ergänzen, dass die Mitarbeit des BAZG im MWST-Konsultativgremium zu sämtlichen 

Themen des MWSTG, für welche das BAZG Erhebungs- oder Ausführungsbehörde bleibt, zu-

gesichert wird.  
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Daher empfiehlt EXPERTsuisse, im BAZG-VG ein weiteres Konsultativgremium gesetzlich 

aufzunehmen, welches sich mit den anderen Bereichen des Warenverkehrs ausserhalb von 

Art. 50 ff. MWSTG auseinandersetzt, wie z.B. mit der allgemeinen Zollpflicht, den Verbrauchs-

steuern, der Automobilsteuer, den Lenkungsabgaben etc. 

8. MWSTG-Teilrevision 

Die BAZG-VG Totalrevision muss mit der MWSTG-Teilrevision eng abgestimmt werden (siehe 

Ausführungen in Ziffer 1).    

9. Abschliessende Anmerkungen zum BAZG-VG  

a) Begrifflichkeiten (Art. 7 BAZG-VG) 

Die angestrebte Digitalisierung und IT-technische Verknüpfung sämtlicher Zollprozesse, ein-

schliesslich aller beteiligten Akteure, erfordert nicht automatisch auch die Einführung umfas-

sender, neuer Begrifflichkeiten, die weder mit dem übrigen nationalen geltenden Recht6, noch 

mit den angrenzenden, ausländischen Zollrechtsordnungen abgestimmt sind.  

 

Generell stört sich EXPERTsuisse daran, dass breitflächig neue und teilweise unklare Definiti-

onen eingeführt werden sollen und nun z.B. «Zollverfahren» anders heissen («Warenbestim-

mungen») und die Kaskade der «Abgabeschuldner» auf Waren-, Daten- und Transportverant-

wortlichen ebenfalls neu definiert wird.  

 

Der «Warenverantwortliche» nach Art. 7 lit. e BAZG-VG hat die Hauptrolle; er gehört zum 

Kreis der Anmeldepflichtigen, der Referenzierungspflichtigen und der Aktivierungspflichtigen. 

Zudem wird er primärer Abgabenschuldner.  

 

Die Begrifflichkeit bleibt unklar, da sie sich an den Begriffen «Importeur», «Exporteur» und 

«Empfänger» nach Art. 6 der Verordnung vom 12. Oktober 20117 orientiert» (Erläuternder Be-

richt S. 18) und zudem in den Erläuterungen bereits bekannte Anlehnungen an den mehrwert-

steuerlichen Begriff der «Verfügungsmacht» sowie andere zivilrechtliche Begriffe gemacht 

werden.  

 
6 Bzw. dem sich auch in der Vernehmlassung befindlichen Recht bzw. laufenden Gesetzgebungsverfahren.  
7 Statistik des Aussenhandels, SR 632.12. 
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Der «Datenverantwortliche» nach Art. 7 lit. f BAZG-VG benötigt einen entsprechenden Auftrag 

vom Warenverantwortlichen, was zunächst einmal eine Personenidentität zwischen Datenver-

antwortlichem und Warenverantwortlichem ausschliesst.  

 

Demnach anerkennen die Erläuterungen im Bericht, dass der Datenverantwortliche auch für 

den Warentransport verantwortlich sein kann (Erläuternder Bericht S. 19 unten). In den Bei-

spielen des Erläuternden Berichts, anhand derer die Rollenzuweisung erklärt wird, findet sich 

ein Beispiel, bei dem ein Kurier als Transportverantwortlicher gleichzeitig auch die Warenan-

meldung vornimmt. Dieser ist offenbar chronologisch zunächst bis zur Abgabe der Warenan-

meldung Transportverantwortlicher und anschliessend Datenverantwortlicher.  

 

Wenn der Transportverantwortliche mit der Abgabe der Warenanmeldung Datenverantwortli-

cher wird, wie ist dann die Haftung nach Art. 21 BAZG-VG beim Spediteur zu verstehen? 

Reicht es aus, wenn ein Verfahrensbeteiligter einmal im Prozess als Transportverantwortli-

chen festgestellt werden konnte, weil er mit der Abgabe der Warenanmeldung zum Datenver-

antwortlichen wird? 

 

Gleiche Unklarheit herrscht bei der Solidarhaftung des Transportverantwortlichen nach Art. 23 

BAZG-VG, da der Erläuternde Bericht (siehe S. 36) den Wegfall der Ausfallhaftung vorsieht, 

wenn die Forderung bei der Warenverantwortlichen ganz oder teilweise uneinbringlich ist, 

ohne dass dies die gesetzliche Norm in Art. 23 BAZG-VG so vorsieht.  

 

EXPERTsuisse ist der Auffassung, dass die gesetzlichen Regelungen in Art. 7 lit. e und 

lit. f BAZG-VG mit seinen neuen Begrifflichkeiten zusätzliche, neue Unklarheiten schaffen, die 

zu neuen Abgrenzungsfragen führen, die erst durch Rechtsprechung geklärt werden müssten.   

 

b) Aktivierung/Referenzierung und Warenanmeldung (Art. 12, 14 BAZG-VG) 

Die Aktivierung, die als rein technischer Vorgang innerhalb der EZV auch der Kontrolle des 

Waren- oder Datenverantwortlichen entzogen ist, muss nach Art. 14 Abs. 1 BAZG-VG im Zeit-

punkt des Verbringens der Ware über die Zollgrenze erfolgen. Die Aktivierung bewirkt die Ver-

bindlichkeit der elektronischen Eingabe und bildet auch den massgebenden Zeitpunkt für die 

Entstehung der Abgabeschuld (Art. 19 Abs. 1 BAZG-VG) sowie für die Bemessung und Fest-

setzung der konkreten Zollabgabe (Art. 9 Abs. 1 ZG).  

 

Die vom Gesetz vorgesehene theoretische Möglichkeit einer Änderung der Warenanmeldung 

im Zeitraum zwischen Übermittelung der Daten und Eintritt der Verbindlichkeit wird beim 

grenzüberschreitenden Verkehr mittels LKW kaum praktisch relevant werden. Insoweit dürften 
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Verfahren mit dem zugelassenen Versender verstärkt Bedeutung zukommen, die voraussicht-

lich erst in den Ausführungsbestimmungen der Verordnung geregelt werden dürften. Eine ab-

schliessende Beurteilung der stark komprimierten Verfahrensabwicklung unter Berücksichti-

gung von allfälligen Berichtigungsmöglichkeiten kann derzeit nicht erfolgen, da deren Grundla-

gen und Umfang unbekannt sind. 

 

In der Warenanmeldung muss nach Art. 12 Abs. 1 BAZG-VG das Transportmittel angegeben 

werden, auf dem die Ware ein-, aus- oder durchgeführt wird (sogen. Referenzierung). Die Ver-

antwortung obliegt grundsätzlich dem Transportverantwortlichen, der «daher in der Warenan-

meldung als mit dem Transport der Ware beauftragten Person bezeichnet ist» (Art. 12 Abs. 2, 

Art. 7 lit. g. BAZG-VG).  

 

Die Benennung des Transportverantwortlichen in der Warenanmeldung wird bei den häufig 

vorkommenden Unterakkordantenverhältnissen zu zahlreichen Fehlern in der Warenanmel-

dung führen.  

 

EXPERTsuisse ist der Auffassung, dass die Nennung des feststellbaren Transportmittels in 

der Warenanmeldung ausreichen sollte und weitere Angaben in einer separaten Meldung er-

folgen könnten («Referenzierungsmeldung»). 

 

c) Warenbestimmung (Art. 11 BAZG-VG) 

Nach Art. 11 Abs. 3 BAZG-VG bedürfen Warenbestimmungen einer Bewilligung durch das 

BAZG, die bis anhin vereinfacht durch die Zollbehörde vor Ort durch Annahme der Zollanmel-

dung erfolgt sind (z.B. Ausbesserungen oder passive Veredelungen).  

 

EXPERTsuisse empfiehlt, den Kreis der bewilligungspflichtigen Warenbestimmungen gegen-

über dem heutigen Bestand nicht auszuweiten, sondern beizubehalten oder sogar weiter ein-

zuschränken.  

 

d) Bestimmte anmeldepflichtige Personen (Art. 15, 16 BAZG-VG) 

Bei der Festlegung der Voraussetzungen und dem Bewilligungsverfahren für den Zugelasse-

nen Wirtschaftsbeteiligten (AEO) sollten die Zugangsvoraussetzungen auf Sicherheitsaspekte 

beschränkt werden. Auch der Status als AEO von Personen, die in Ländern oder Gebieten 

ausserhalb der Schweiz ansässig sind, sollten anerkannt werden, wenn diese Personen die 
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Voraussetzungen und Verpflichtungen gemäss den einschlägigen Rechtsvorschriften der be-

treffenden Länder und Gebiete erfüllen und diese Voraussetzungen und Verpflichtungen von 

der Schweiz als denjenigen gleichwertig anerkannt wurden, die für die Schweiz gelten. Die 

Begünstigungen sollten nach dem Grundsatz der Gegenseitigkeit gewährt werden. Das Recht 

der Gegenseitigkeit gilt bereits jetzt und sollte in das BAZG-VG aufgenommen werden. 

 

EXPERTsuisse empfiehlt, die Eignung der Datenverantwortlichen, die nach Art. 16 BAZG-

VG erforderlich sein soll und dessen Eignungsvoraussetzungen nach Abs. 2 vom Bundesrat 

geregelt werden können, ersatzlos zu streichen, da diese Regelung in erster Linie die ge-

werbsmässigen Zolldeklaranten betreffen würde und eine Einschränkung der Tätigkeit durch 

den Bund zu einer unzulässigen Wettbewerbsverzerrung führt (vgl. auch Art. 128 BAZG-VG, 

wonach die Bundesbehörde selbst auch gewerblich tätig sein und z.B. Schulungen anbieten 

kann).  

 

Auch führt das Erfordernis zu einer Wettbewerbsverzerrung gegenüber natürlichen Personen, 

die z.B. in einem Handelsunternehmen angestellt sind und Warenanmeldungen vornehmen. 

Deren Tätigkeit wird richtigerweise dem Unternehmen zugeordnet (Erläuternder Bericht S. 19 

zu Art. 7 lit. e bis g BAZG-VG).  

 

e) Zahlungsweise (Art. 28 BAZG-VG) 

Das BAZG legt die Zahlungsfristen und die Voraussetzungen für Zahlungserleichterungen 

fest. EXPERTsuisse empfiehlt dringend, dass Zahlungserleichterungen wie das Zollkonto 

im zentralisierten Abrechnungsverfahren (ZAZ) in der derzeitigen Form beibehalten wer-

den.  

 

f) Nachforderung von Abgaben (Art. 39 BAZG-VG) 

Die verkürzte Frist von einem Jahr bei einem irrtümlichen Vorgehen des BAZG sollte mangels 

praktischer Relevanz gestrichen werden und stattdessen allgemein gem. 

Art. 56 Abs. 4 MWSTG-VG auf Art. 42 MWSTG statt auf Art. 30 Abs. 1 BAZG-VG verwiesen 

werden (vgl. auch Ausführungen zu Ziffer 6 in diesem Schreiben). Gleichzeitig ist für den Ab-

gabeschuldner das Recht einzuräumen, innerhalb dieser Frist eine im Zeitpunkt der Aktivie-

rung zulässige Abgabenbefreiung oder -ermässigung bzw. eine andere zu diesem Zeitpunkt 

zulässige Rückerstattung von Abgaben ebenfalls nachträglich geltend machen zu können 

(z.B. Nachreichen eines Ursprungszeugnisses).  
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g) Bewilligung von Zolllager und Steuerlager (Art. 44 BAZG-VG) 

Die Voraussetzungen für die Bewilligung von einem Zolllager schränken die derzeit geltenden 

Möglichkeiten des Erhalts einer Bewilligung ein, da das BAZG-VG die Bewilligung von Vo-

raussetzungen abhängig macht, die die EZV bereits bei der Teilrevision des Zollgesetzes in 

den Jahren 2011-2013 nicht durchsetzen konnte und die von den Wirtschaftsbeteiligten aus 

Standortgründen abgelehnt wurden.  

 

EXPERTsuisse lehnt insbesondere die Einschränkung durch die Vorgaben hinsichtlich einer 

geeigneten Infrastruktur und geeigneter Sicherheitsstandards (lit. e), einer Mindestanzahl von 

Ein- oder Auslagerungen (lit. f) sowie Pflichten bezüglich der Aufbewahrung und Bekanntgabe 

von Daten (lit. g) ab.  

 

h) Kosten und Entschädigungen (Art. 62 BAZG-VG) 

EXPERTsuisse empfiehlt, dass das BAZG seine ordentlichen Aufgaben bis zum Einsprache-

verfahren kostenfrei erbringen soll. Diese Kostenfreiheit rechtfertigt sich u.a. damit, dass das 

Veranlagungs- und Einspracheverfahren eine Zwischenstellung zwischen Veranlagungs- und 

Rechtsmittelverfahren bzw. zwischen nichtstreitigem und streitigem Zoll- oder Steuerverfahren 

hat. So gesehen erscheint die Einsprache als Teil der Veranlagung selber bzw. als eine Art 

formalisierte Wiedererwägung oder als Wiedererwägungsverfahren konzipiertes, aber als 

Rechtsmittelverfahren durchgeführtes Verfahren.  

 

Hier sind die Ausführungen im Erläuternden Bericht (siehe S. 57) nicht deckungsgleich mit 

den Überlegungen, denen Art. 84 MWSTG zugrunde liegt und auf denen der Bericht verweist.  

EXPERTsuisse empfiehlt deshalb auch Art. 140 Abs. 1 BAZG-VG zu streichen.  

 

i) Erbringen gewerblicher Leistungen an Dritte (Art. 128 BAZG-VG)  

Das BAZG beabsichtigt, gewerbliche Leistungen an Dritte zu erbringen, wobei im Erläutern-

den Bericht (siehe S. 107) ausdrücklich auf Schulungen von Kunden verwiesen wird. Diese 

Schulungen dürfen nach Art. 128 lit. d BAZG-VG keine Wettbewerbsverzerrungen zur Folge 

haben, was gegeben sein soll, soweit diese Leistungen zu Marktbedingungen und ohne 

Quersubventionierung erbracht werden. 
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Zunächst ist es überraschend, wenn mit dem BAZG-VG beabsichtigt wird, dass die Behörde 

im Gesetz die Aufgabe erhält Schulungen in einem Bereich anzubieten, dessen Rahmenbe-

dingungen wiederum die Behörde selbst erschafft. Andererseits ist es stossend, wenn die Be-

hörde zudem die Voraussetzungen der beruflichen Eignung der Datenverantwortlichen in Art. 

16 BAZG-VG festlegen kann. Eine Wettbewerbsverzerrung soll sodann in dieser Konstellation 

nur angenommen werden, soweit das Entgelt, das für diese Leistungen vom BAZG verlangt 

wird, nicht marktüblich ist bzw. die Leistungen nicht ohne weitere Quersubventionierung er-

bracht wird (was ohnedies für einen Aussenstehenden nicht geprüft werden kann).               

EXPERTsuisse lehnt dies in Gänze ab. 

 

Wir hoffen, Ihnen mit unseren Ausführungen zu dienen und stehen Ihnen für die Beantwor-

tung von Fragen gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

EXPERTsuisse 

 

 

 

       

Benno Suter                                          Dr. Thorsten Kleibold 

Präsident Subkommission MWST                Mitglied der Geschäftsleitung 

 

 

















 
 

Département fédéral des finances DFF 

Administration fédérale des douanes AFD 

 

 

Procédure de consultation: 

– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la 

circulation transfrontalière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et 

de la sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 

– révision totale de la loi fédérale sur l'assujettissement aux droits de douane et la détermination des 

droits de douane (Loi sur les droits de douane, LDD) 
 
 

1/22 

 
 
 

Avis donné par 
 
Nom Canton / Parti politique / Association / Organisation / Autre : Fédération de l'industrie horlogère suisse FH 

Abréviation Canton / Parti politique / Association / Organisation / Autre : FHS 

Adresse : Rue de l'Argent 6, 2502 Biel/Bienne 

Personne de référence : Yves Bugmann 

Téléphone : +41 (0) 32 328 08 28 

Courriel : yves.bugmann@fhs.swiss 

Date : 18.12.2020 

 

Veuillez faire parvenir votre avis sous forme électronique (document Word et PDF) d'ici au 31 décembre 2020 à l'adresse suivante :  
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Nous vous remercions de votre collaboration! 



Procédure de consultation: 
– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontalière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et de la 

sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 
– révision totale de la loi fédérale sur l'assujettissement aux droits de douane et la détermination des droits de douane (Loi sur les droits de douane, LDD) 
 

 

2/22 

 
 

 

Table des matières 

Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires généraux concernant le projet et le rapport explicatif ................................... 3 

Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et leurs explications ................... 5 

Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Solutions concernant l'introduction de la pratique pénale appliquée aux déclarants de 2009 
à 2016 ................................................................................................................................................................................................................ 10 

Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Autres propositions ............................................................................................................ 11 

Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires généraux concernant le projet et le rapport explicatif ................................................ 12 

Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et leurs explications ................................ 14 

Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Autres propositions ........................................................................................................................... 16 

Loi sur les droits de douane  –  Commentaires généraux concernant le projet et le rapport explicatif ................................................................. 17 

Loi sur les droits de douane  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et  leurs explications ................................................ 18 

Loi sur les droits de douane  –  Autres propositions ............................................................................................................................................ 20 

Annexe: Guide pour insérer de nouvelles lignes ................................................................................................................................................. 21 

 
 
Indications importantes pour remplir les tableaux: 

 

1. Nous vous prions, 
 

a) d’utiliser pour chaque loi les tableaux correspondant; 
 

b) d’utiliser une ligne par article, alinéa et lettre ou par article du chapitre du rapport explicatif; 
 

c) de ne pas modifier le formatage du formulaire et de ne remplir que les champs gris du formulaire; 
 
2. La colonne «Nom» dans les tableaux sera automatiquement complétée avec l’abréviation que vous avez choisie. 
   



Procédure de consultation: 
– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontalière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et de la 

sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 
– révision totale de la loi fédérale sur l'assujettissement aux droits de douane et la détermination des droits de douane (Loi sur les droits de douane, LDD) 
 

 

3/22 

 
 

Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires généraux concernant le projet et le 
rapport explicatif  

Nom1 Commentaire / remarque 

FHS Nous saluons la volonté de l'AFD de simplifier et d'uniformiser les processus. Cette simplification se traduira aussi par la 
digitalisation conséquente des processus douaniers. Il convient toutefois de veiller à ce que ces nouveaux processus apportent 
aussi une plus-value aux entreprises concernées et non pas uniquement aux autorités mêmes. A cet égard, citons par exemple 
l'obligation de présenter tous les documents d'accompagnement nécessaires dans la déclaration de marchandises (article 9) ou 
la mention dans la déclaration de marchandises. Des procédures douanières efficaces et rapides pour les entreprises améliorent 
la compétitive de l'économie suisse et contribuent de cette manière à la prospérité de notre pays.  

FHS La législation cadre délègue passablement de compétences au niveau des ordonnances et des directives. Ceci rend l'évaluation 
du projet plus difficile et nous préconisons une nouvelle procédure de consultation pour les ordonnances d'exécution dès qu'elles 
seront disponibles.  

FHS En outre, nous souhaitons nous rallier à la prise de position d'economiesuisse.  

FHS L’une des principales tâches de la FH est de lutter efficacement contre les contrefaçons horlogères copiant des produits 
helvétiques. 
 
Les contrefaçons de montres suisses copient les marques et les designs d’entreprises helvétiques, parmi les plus réputées, 
innovantes et historiques de notre pays. Les contrefacteurs spolient ces entreprises de leurs investissements, savoir-faire et 
innovations, tant techniques qu’esthétiques, et leur causent un dégât d’image inestimable. Comme vous le savez sans doute, les 
bénéfices retirés de ces activités criminelles profitent très souvent in fine au crime organisé. 
Année après année, la FH, ainsi que ses membres, investissent des moyens très importants pour combattre ce fléau et font 
saisir, en collaboration avec les autorités dans le monde entier, plusieurs millions de montres suisses contrefaites. La Cellule 
Internet de la FH agit en amont et retire annuellement plus d’un million d’annonces de montres contrefaites des plateformes de 
vente en ligne et des réseaux sociaux, fermant par la même occasion des milliers de comptes associés à ce trafic.  
Dans cette lutte, la Suisse ne fait malheureusement pas figure d’exception, de très nombreuses montres contrefaites y étant 
importées chaque année par des consommateurs et même des revendeurs. 
 

                                                
1 La colonne «Nom» sera automatiquement complétée avec l’abréviation que vous avez choisie. 
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L’activité des autorités, et notamment des douanes suisses, est par conséquent particulièrement importante dans ce domaine 
dans la mesure où leurs interventions constituent souvent le seul moyen pour intercepter et séquestrer les produits contrefaits.  
Nous estimons les pertes pour notre secteur à au moins 1 milliard de francs par an et un rapport de l’OCDE, encore à paraître 
courant de l’année prochaine et intitulé « Counterfeiting, piracy and the Swiss economy », quintuple même ce montant. Les 
pertes pour notre branche, l’économie suisse et pour l’État en matière fiscale sont donc loin d’être négligeables.  

La Suisse se doit de montrer l’exemple dans cette lutte contre le faux, pour protéger ses industries et préserver les emplois, 
soutenir son économie et garantir les droits de propriété intellectuelle. 

FHS La FH travaille en étroite collaboration avec les douanes suisses depuis de très nombreuses années, plus particulièrement depuis 
le 1er juillet 2008 et la possibilité offerte par le droit suisse de déposer une demande d’intervention douanière pour combattre 
l’importation à des fins non commerciales de marchandises contrefaites. Depuis lors, la FH dispose d’une demande d’intervention 
commune couvrant plus de 20 marques horlogères suisses qui font partie de son Groupement anticontrefaçon. 

La baisse massive intervenue à partir de 2017 est due à l’implémentation du programme de stabilisation de la Confédération 
2017-2019, qui a mené à un recul des interventions de l’AFD en matière de contrefaçon d’environ 80%. Les saisies progressent à 
nouveau depuis quelques temps et l’introduction d’une nouvelle procédure pour les petits envois devrait, en réduisant les charges 
administratives pour l’AFD, permettre aux douanes de mettre davantage de ressources au profit des contrôles et ainsi augmenter 
le nombre de saisies de produits contrefaits, notamment horlogers.  

FHS       

FHS       

FHS       

FHS       

FHS       

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires concernant les différents articles du 
projet et leurs explications 

Nom Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

FHS 48 ss, 53 et 
58 
(procédure 
électronique) 

        Il n’est pas clair de savoir si la nouvelle procédure 
électronique sera applicable aux saisies douanières 
de produits contrefaits sur la base de ce projet. En 
effet, cette procédure prévoit à l’article 53 LEOFDF un 
délai de notification de 7 jours pour qu’une décision 
soit réputée notifiée et à l’article 58 LEOFDF un délai 
de 60 jours est octroyé pour faire opposition. Or, ces 
délais ne semblent pas compatibles avec ceux prévus 
par l’article 72 de la Loi sur la protection des marques 
et des indications de provenance (LPM, RS 332.11), 
en l’occurrence deux fois dix jours maximum, au-delà 
desquels le destinataire ne pourra plus s’opposer à la 
destruction des marchandises.  
 

Pourtant, pouvoir régler les saisies douanières de 
contrefaçons par la voie électronique serait un gain 
en efficacité et en temps conséquent, tant pour les 
douanes que pour les titulaires de droits. Aujourd’hui, 
il est devenu indispensable de posséder une adresse 
email pour commander des articles sur Internet, y 
compris s’ils sont contrefaits. Cette information est 
donc connue de l’expéditeur et devrait être 
systématiquement communiquée sur l’envoi ou sa 
facture. Ainsi, un traitement électronique deviendrait 
possible, sous réserves que des délais soient 
spécifiquement prévus dans la LEOFDF pour tenir 
compte de ces cas de figures particuliers.  

Une réserve pourrait donc être formulée 
aux art. 53 et 58 LEOFDF pour qu’il soit 
tenu compte des particularités et délais 
de procédure prévus dans les actes 
législatifs ne relevant pas du droit fiscal, 
et ce afin de ne pas fermer la porte à 
une procédure électronique dans des 
domaines autres que fiscaux.  

FHS                               
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FHS 79 et 80              Contrôle automatisé et contrôle physique: Le 
message indique que les « contrôles automatisés 
seront réalisés en priorité dans le cadre de la 
circulation autorisée des marchandises » (art.79). Par 
ailleurs, le nouvel article 80, al. 1 let. a LEOFDF 
prévoit que : 
L'OFDF effectue un contrôle physique: 
 a. en cas de soupçon découlant d'un contrôle 
automatisé et portant sur le non-respect d'un acte 
législatif relevant du droit fiscal ou d'un acte législatif 
n'en relevant pas;  
b. sur une base aléatoire, ou 
c. de façon ciblée dans des cas d'espèce. 
 
Il est possible de croire que les contrôles automatisés 
seront à terme probablement le principal facteur 
déclenchant pour les contrôles physiques de la 
marchandise. Étant donné que pour déceler les 
contrefaçons il est indispensable de contrôler 
physiquement les paquets, les contrôles automatisés 
ne devraient pas être réservés à la circulation 
autorisée des marchandises mais également à 
l’importation ou au transit de faux produits (à moins 
qu’ils ne soient considérés par les douanes comme 
faisant partie de la « circulation autorisée des 
marchandises », auquel cas le message porte à 
confusion). 
 

 

Selon notre compréhension actuelle, le 
projet de loi et son message tels que 
formulés pourraient mener à une baisse 
des contrôles physiques des 
marchandises contrefaites si aucun 
contrôle automatique ne cible 
précisément ce type de produit.  

FHS 85             Au Titre 9, Chapitre 1, l’article 85 LEOFDF donne les 
grandes lignes des compétences dont jouira l'OFDF. 
La lettre « e » de cet article nous a particulièrement 
interpellés. Elle prévoit le contrôle d'unités de 
fabrication, d'entrepôts et d'autres locaux dans le 

Par conséquent, cette compétence 
devrait être retirée, limitée aux cas 
exceptionnels avec renvoi à l’art. 48 
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cadre du contrôle d'entreprises. Autant l’accès à des 
entrepôts peut se comprendre, autant celui aux unités 
de production, recelant souvent des informations 
stratégiques et confidentielles, ne devrait pouvoir se 
faire que dans des circonstances exceptionnelles. Or, 
ni le texte de loi, ni le message, ne donnent 
d’indications quant à l’usage qui serait fait par les 
douanes de cette possibilité.  

DPA ou à tout le moins expliquée en 
détail dans le message. 

FHS 95             Cet article prévoit que l'OFDF peut provisoirement 
mettre en sureté des marchandises puis il stipule que 
l’OFDF transmet immédiatement les biens mis en 
sûreté à l'autorité compétente. Or, que se passe-t-il 
lorsque des saisies de contrefaçons sont opérées ? 
L’autorité compétente est justement l’OFDF, du moins 
tant que le destinataire ne s’oppose pas à la 
destruction de la marchandise. De plus, le terme « 
immédiatement » pose problème dans cet article, car 
soit l'OFDF peut provisoirement mettre en sureté des 
marchandises, soit il doit les transmettre 
immédiatement à l’autorité compétente.  

Une reformulation de cet article nous 
semblerait opportune de sorte à tenir 
compte de tous les cas de figure, 
notamment celui des saisies de 
contrefaçons.  

FHS 96             La formulation de cet article n’est peut-être pas la 
plus adéquate.  
Il conviendrait à notre avis de consolider sa 
formulation avec celle utilisée dans la « Loi fédérale 
sur l’introduction d’une procédure simplifiée de 
destruction de petits envois dans le droit de la 
propriété intellectuelle (Projet) ». 
 
Par exemple, les termes « ayant droit » de cet article, 
un peu vagues et pouvant se confondre avec les 
termes « titulaire de droits », pourraient être 
remplacés par les termes « le déclarant, le 
possesseur ou le propriétaire ». De même, l’art. 96 
LEOFDF parle de consentement du destinataire alors 

Il faut consolider sa formulation et son 
fond avec la « Loi fédérale sur 
l’introduction d’une procédure simplifiée 
de destruction de petits envois dans le 
droit de la propriété intellectuelle (Projet) 
».  
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que le projet visant l’introduction d’une procédure 
simplifiée de destruction de petits envois évoque 
plutôt une non-opposition expresse à la destruction.   

Enfin, le fait qu’une destruction sans audition des 
petits envois soit possible « si aucun ayant droit n'est 
présent sur place », sans égard à la valeur ou au 
nombre de marchandises va également au-delà de ce 
que prévoit la « Loi fédérale sur l’introduction d’une 
procédure simplifiée de destruction de petits envois 
dans le droit de la propriété intellectuelle (Projet) ». 
Une telle possibilité ne serait pas adéquate en 
matière de saisies de contrefaçons et ferait 
notamment courir un risque important aux titulaires de 
droits en cas d’erreur qui ne seraient informés que 
trimestriellement, donc potentiellement après la 
destruction du bien.   

FHS 106             Selon le message, l'OFDF classera les domaines 
d'exécution découlant des actes législatifs ne relevant 
pas du droit fiscal selon trois niveaux de pondération. 
La pondération en fonction des risques obéira aux 
règles suivantes: 
– les contrôles dans les domaines primaires ou 
prioritaires dépendront des événements 
(environnement, situation, risque, etc.) et auront la 
priorité absolue; 
– les contrôles dans les domaines d'exécution à 
pondération élevée seront effectués de manière 
ciblée et en fonction des risques; 
– il n'y aura pas de contrôles ciblés dans les 
domaines d'exécution à pondération peu élevée. 
Cependant, si des découvertes fortuites débouchent 
sur une saisie ou une interception, l'OFDF prendra 
des mesures concrètes. 
 

Nous tenons avant tout à rappeler ici 
que le travail des douanes est essentiel 
pour faire respecter les droits de 
propriété intellectuelle et que ce 
domaine ne pourrait aucunement se 
contenter d’une pondération peu élevée 
et de « découvertes fortuites ». Une telle 
pondération irait à l’encontre par ailleurs 
de la loi sur la protection des marques et 
de ses articles prévoyant le dépôt d’une 
demande d’intervention douanière, qui 
requiert des contrôles ciblés. Une 
pondération peu élevée ne permettrait 
pas de sauvegarder les droits de 
propriété intellectuelle en Suisse, qui 
nous le soulignons encore sont très 
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Or, l’art. 106 LEOFDF indique que : 
1. Les contrôles dans le cadre des tâches d'exécution 
ne relevant pas du droit fiscal sont effectués en 
fonction des risques. 
2 Le Conseil fédéral définit le cadre de la pondération 
en fonction des risques. 
3 L'OFDF pondère les contrôles dans le cadre des 
tâches d'exécution ne relevant pas du droit fiscal. 
 
Il ne ressort pas clairement du message qui définira, 
entre le Conseil fédéral et l’OFDF, quels domaines 
d'exécution pourront bénéficier d’une pondération 
élevée et quels autres seront considérés comme de 
pondération peu élevée. La différence entre ces 
régimes est pourtant de taille car, selon le message, 
ceux de pondération peu élevée ne pourront 
bénéficier que de « découvertes fortuites ». Par 
ailleurs, selon le message, les domaines d'exécution 
soumis au contrôle automatisé ne seront pas 
pondérés en fonction des risques, étant donné que la 
surveillance et l'analyse entièrement électroniques y 
seront assurées en tout temps. 

 

bénéfiques, voire même vitaux, à notre 
économie et à nos industries. 

FHS 126 et 127             Nous saluons ces nouvelles possibilités qui 
permettront une collaboration accrue entre l’OFDF et 
le secteur privé. Notre fédération, qui entretient déjà 
une très bonne collaboration avec les services 
douaniers, ne peut que se réjouir de telles initiatives 
et potentielles nouvelles opportunités. 
 

Le message indique, pour l’art. 127, que « le contrôle 
du respect des actes législatifs ne relevant pas du 
droit fiscal sera automatisé dans la mesure du 
possible ». Si ce devait être le cas pour le domaine de 
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la contrefaçon, nous souhaiterions être impliqués 
dans l’implémentation de cette détection automatique 
et participer à l’élaboration de l’analyse de risque. Le 
domaine de la contrefaçon horlogère est particulier à 
plus d’un titre et, avec plus de 40 ans d’expérience 
dans la lutte contre ce fléau, notre fédération serait un 
atout pour le développement d’une détection 
automatique efficace.  

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
 

Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Solutions concernant l'introduction de la pratique 
pénale appliquée aux déclarants de 2009 à 2016 

 

 
Réponse Commentaire / remarque 

FHS 
☐ Je préfère / nous préférons la solution 1 (in-

troduction de l'art. 133, let. b, LE-OFDF). 
      

FHS 
☐ Je préfère / nous préférons la solution 2 (sup-

pression de tout l'art. 133 LE-OFDF ainsi que 
suppression, dans la LDD et d'autres actes lé-
gislatifs relevant du droit fiscal, de la régle-
mentation des faits de négligence en cas de 
mise en péril des redevances et d'inobserva-
tion des prescriptions d'ordre). 
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Autres propositions 

Nom Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires généraux concernant le projet et 
le rapport explicatif 

Nom Loi Commentaire / remarque 

FHS 56. Loi 
du 20 
juin 
1933 
sur le 
con-
trôle 
des 
métaux 
pré-
cieux 

Le contrôle des métaux précieux en Suisse est une tâche particulièrement importante pour notre branche. Le poinçon-
nement obligatoire d’ouvrages en métaux précieux en Suisse et le poinçon de garantie helvétique assurent un stan-
dard élevé de qualité et une sécurité appréciée des acheteurs. Ce poinçonnement permet en outre l’application de la 
Convention sur le contrôle et le poinçonnement des ouvrages en métaux précieux conclue à Vienne le 15 novembre 
1972 (RS 0.941.31) mais aussi de bénéficier d’une reconnaissance mutuelle des marquages au travers de plusieurs 
accords bilatéraux (France, Italie, Autriche, Espagne et Russie).  
Le fait de confier les contrôles aux frontières exclusivement au futur OFDF entre dans une logique de réorganisation 
que nous pouvons parfaitement comprendre. Cependant, il ne faudrait pas pour autant se passer de l’expérience et 
de l’expertise du Bureau central de contrôle des métaux précieux (BCMP), notamment en matière de poursuite pé-
nale. En effet, la compétence de poursuite pénale a été retirée à cet office au profit de l’OFDF (suppression de l’art. 
20, al. 3 LCMP, de l’art. 54, al. 3 et ajout de l’art. 56), pour des raisons que nous ignorons. Le BCMP pourrait avoir 
des tâches allant au-delà de la simple dénonciation des infractions constatée et se voir confier le rôle d’expert dans ce 
type de procédure ou d’y être convié en qualité de partie lésée. Après tout, le non-respect par certaines entreprises 
des dispositions en matière de métaux précieux nuit directement à leur activité en ternissant la réputation du poinçon-
nement officiel suisse. D’ailleurs, sans mener directement la procédure, ils pourraient néanmoins toujours trouver un 
intérêt en y participant activement et se révéler in fine un atout précieux dans ce type d’affaires.  

FHS 56. Loi 
du 20 
juin 
1933 
sur le 
con-
trôle 
des 
métaux 
pré-
cieux 

Un autre point très important pour notre branche concerne la flexibilisation et miniaturisation des poinçons officiels. 
Notre fédération a adressé une demande formelle au BCMP le 12 mai 2020 requérant la réduction de la taille mini-
male du poinçon à 0.5mm, tout en conservant d’autres dimensions possibles. Le BCMP s’est montré parfaitement 
ouvert à la question, sous réserve de la modification de l’Ordonnance sur le contrôle des métaux précieux (OCMP, RS 
0.941.31). 
L’évolution de la conception et construction mécanique des montres diminue les surfaces disponibles pour les mar-
quages, ce qui nécessite par conséquent une réduction de la taille minimale du poinçon. De plus, ce serait une adap-
tation aux standards internationaux, notamment à la Convention sur le contrôle et le poinçonnement des ouvrages en 
métaux précieux, conclue à Vienne le 15 novembre 1972, qui prévoient déjà une telle dimension.  
Le présent projet LEOFDF mis en consultation entend apporter des modifications substantielles à la Loi du 20 juin 
1933 sur le contrôle des métaux précieux, ce qui rendra sans doute des ajustements de l’OCMP nécessaires. Cette 
occasion pourrait donc être saisie pour adapter la dimension minimale du poinçon officiel à 0.5mm, une adaptation 
indispensable à notre secteur, pour autant que cette modification ne puisse pas être rattachée à la révision de la loi 
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sur le blanchiment d'argent (LBA) qui est actuellement discutée au sein du parlement suisse et qui rencontre une cer-
taine résistance. 

      

FHS             

FHS             

FHS             

FHS             

FHS             

FHS             

FHS             

FHS             

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et 
leurs explications 

Nom Loi Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     
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FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

FHS                                     

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Autres propositions 

Nom Loi Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

FHS                         

FHS                         

FHS                         

FHS                         

FHS                         

FHS                         

FHS                         

FHS                         

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi sur les droits de douane  –  Commentaires généraux concernant le projet et le rapport explicatif 

Nom Commentaire / remarque 

FHS       

FHS       

FHS       

FHS       

FHS       

FHS       

FHS       

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi sur les droits de douane  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et  
leurs explications 

Nom Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               



Procédure de consultation: 
– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontalière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et de la 

sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 
– révision totale de la loi fédérale sur l'assujettissement aux droits de douane et la détermination des droits de douane (Loi sur les droits de douane, LDD) 
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FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

FHS                               

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  



Procédure de consultation: 
– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontalière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et de la 

sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 
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Loi sur les droits de douane  –  Autres propositions 

Nom Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

FHS                   

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  



Procédure de consultation: 
– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontalière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et de la 

sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 
– révision totale de la loi fédérale sur l'assujettissement aux droits de douane et la détermination des droits de douane (Loi sur les droits de douane, LDD) 
 

 

21/22 

 
 

Annexe: Guide pour insérer de nouvelles lignes 
 
1. Désactiver la protection du document 
2. Insérer des lignes avec « Copier – Coller » 
3. Réactiver la protection du document 
 
 
1. Désactiver la protection du document  

 
 
 



Procédure de consultation: 
– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontalière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et de la 

sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 
– révision totale de la loi fédérale sur l'assujettissement aux droits de douane et la détermination des droits de douane (Loi sur les droits de douane, LDD) 
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2. Insérer de nouvelles lignes 

a) Sélectionner une ligne entière incluant les champs marqués en gris 
b) Presser Control-C pour copier 
c) Presser Control-V pour insérer 

 

 
 

3. Réactiver la protection du document 

  
 









 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 

 

 

Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreiten-

den Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Voll-

zugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Föderation der Schweizerischen Nahrungsmittelindustrien - fial  

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : fial 

Adresse : Thunstrasse 82, Postfach 1009, 3000 Bern 6 

Kontaktperson : Dr. Lorenz Hirt, Geschäftsführer 

Telefon : 031 356 21 21  

E-Mail : lorenz.hirt@fial.ch 

Datum : 24.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

fial 
Wir haben Kenntnis von den Plänen zur weiteren Digitalisierung der Prozesse und der Neustrukturierung der eidgenössischen 

Zollverwaltung genommen und können diese grundsätzlich unterstützen. Die neue Organisation soll zu einer flexibleren, 

aufgabenorientierteren Struktur führen, die ihre Prozesse konsequent vereinfacht und vereinheitlicht sowie durchgängig 

digitalisiert und die vorhandenen Daten übergreifend nutzbar macht, was letztendlich im Sinne unserer Mitgliedfirmen liegt und 

von diesen begrüsst wird.  

 

Im Besonderen ist für die Nahrungsmittelbranche die Frage des aktiven Veredelungsverkehrs respektive der konkreten 

Umsetzung desselben zentral. Im Vordergrund stehen dabei das besondere Verfahren für landwirtschaftliche Erzeugnisse und 

Grundstoffe, welches heute in einer Verordnung des EFD geregelt wird und sich direkt auf das Zollgesetz abstützen kann. Das 

besondere Verfahren ist, obschon oft anders dargestellt, keine Exportsubvention sondern ein automatisiertes Verfahren der 

Rückerstattung im aktiven Veredelungsverkehr nach dem Äquivalenzverfahren. Dieser Mechanismus ist für die Schweizer 

Nahrungsmittelindustrie von grosser Bedeutung, z.B. für Butter, Zucker oder Eier. Bei den Fetten und Ölen im Besonderen erlaubt 

es unter Berücksichtigung hochverzollter Importe von Ölen und Fetten eine Rückerstattung für die Ausfuhr von Schweizer Ölen 

und Fetten zu gewähren, die nach dem Äquivalenzprinzip anstelle der ursprünglich importierten Rohwaren ausgeführt werden.  

 

Wir sind uns bewusst, dass es aktuell um eine Stellungnahme zur geplanten Gesetzesrevision geht und nicht um die 

Ausgestaltung auf Verordnungsstufe. Auch haben wir positiv zur Kenntnis genommen, dass gemäss den Erläuterungen zur 

Revision an den Grundmechanismen des Veredelungsverkehrs keine Änderungen vorgenommen werden sollen. Nichtsdestotrotz 

ist es für unsere Branche zentral, diesbezüglich auch in Zukunft Rechtssicherheit zu haben, welche letztendlich auf die 

Gesetzestufe zurückgeht. So müssen insbesondere die Regelungen zum sogenannt besonderen Verfahren auf eine klare 

gesetzliche Grundlage abgestützt sein. 

 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

fial 
11 3       

Im erläuternden Bericht wird zwar festgehalten "Für die 

Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 

landwirtschaftlichen Grundstoffen gilt auch in Zukunft 

grundsätzlich eine Bewilligungspflicht, wobei 

Vereinfachungen im Verfahren weiterhin möglich sein 

sollen" (S. 25).  

 

Die Möglichkeit, dass weiterhin auf Verordnungsstufe 

Vereinfachungen im Verfahren möglich sind, sollte aber 

aus gesetzgebungstechnischen Gründen bereits auf 

Gesetzesstufe festgehalten sein.  

Die Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 

Buchstabe c–h bedürfen grundsätzlich 

einer Bewilligung des BAZG, der Bundesrat 

entscheidet über Ausnahmen und 

Vereinfachungen. 

fial 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

fial 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

fial 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

fial             

fial             

fial             

fial             

fial             

fial             

fial             

fial             

fial             

fial             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
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fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

fial 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

fial 
                        

fial 
                        

fial 
                        

fial 
                        

fial 
                        

fial 
                        

fial 
                        

fial 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

fial       

fial       

fial       

fial       

fial       

fial       

fial       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
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fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

fial 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

fial 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Département fédéral des finances DFF 

Administration fédérale des douanes AFD 

 

 

Procédure de consultation: 

– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la 

circulation transfrontalière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et 

de la sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 

– révision totale de la loi fédérale sur l'assujettissement aux droits de douane et la détermination des 

droits de douane (Loi sur les droits de douane, LDD) 
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Avis donné par 
 
Nom Canton / Parti politique / Association / Organisation / Autre :       

Abréviation Canton / Parti politique / Association / Organisation / Autre :       

Adresse :       

Personne de référence :       

Téléphone :       

Courriel :       

Date :       

 

Veuillez faire parvenir votre avis sous forme électronique (document Word et PDF) d'ici au 31 décembre 2020 à l'adresse suivante :  

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Nous vous remercions de votre collaboration! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch


Procédure de consultation: 

– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontal ière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et de la 

sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 

– révision totale de la loi fédérale sur l'assujettissement aux droits de douane et la détermination des droits de douane (Loi sur les droits de douane, LDD) 
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Indications importantes pour remplir les tableaux: 

 

1. Nous vous prions, 

 

a) d’utiliser pour chaque loi les tableaux correspondant; 

 

b) d’utiliser une ligne par article, alinéa et lettre ou par article du chapitre du rapport explicatif; 

 

c) de ne pas modifier le formatage du formulaire et de ne remplir que les champs gris du formulaire; 

 

2. La colonne «Nom» dans les tableaux sera automatiquement complétée avec l’abréviation que vous avez choisie. 
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires généraux concernant le projet et le 
rapport explicatif  

Nom1 Commentaire / remarque 

FSPC - 

SGPV 

Sur le principe, la FSPC soutient la prise de position de SwissOlio. 

FSPC - 

SGPV 

La FSPC soutient également la volonté de créer un nouvel Office fédéral de la douane et de la sécurité aux frontières, qui rempla-

cera l'AFD. Cela permettra une simplification des procédures, avec tous les avantages cités dans le rapport explicatif.    

FSPC - 

SGPV 

La FSPC profite de cette procédure de consultation pour rappeler l'importance de la procédure spéciale dans le cadre du trafic de 

perfectionnement actif pour les produits et matières premières agricoles. Cette procédure, basée sur l'équivalence et réglée dans 

l'article 43 al. 2 de l'Ordonnance sur les douanes, ainsi que dans l'Art. 12, al. 3 de la Loi sur les douanes, est d'une importance capi-

tale pour la filière des oléagineux suisses. Même si les ordonnances traiteront de cette thématique, il est nécessaire de prévoir dès 

maintenant les bases légales qui permettront de maintenir cette procédure spéciale par la suite.  

Comme la procédure actuelle fonctionne selon le principe du bilan, il nous semble important, dans une optique de simplification 

administrative, de le maintenir dans sa forme appliquée aujourd'hui.  

La FSPC prendra position de manière plus détaillée au sujet de la procédure spéciale dans le cadre du trafic de perfectionnement 

actif pour les produits et matières premières agricole dans le cadre de la consultation des ordonnances.    

FSPC - 

SGPV 

      

 

Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.   

                                                
1 La colonne «Nom» sera automatiquement complétée avec l’abréviation que vous avez choisie. 



Procédure de consultation: 

– Loi fédérale fixant le cadre général de la perception des redevances et concernant le contrôle de la circulation transfrontal ière des marchandises et des personnes par l'Office fédéral de la douane et de la 

sécurité des frontières (Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LE-OFDF) et 

– révision totale de la loi fédérale sur l'assujettissement aux droits de douane et la détermination des droits de douane (Loi sur les droits de douane, LDD) 
 

 

4/8 

 
 

Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires concernant les différents articles du 
projet et leurs explications 

Nom Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

FSPC - 

SGPV 
                              

FSPC - 

SGPV 
                              

FSPC - 

SGPV 
                              

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
 

Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Solutions concernant l'introduction de la pratique 
pénale appliquée aux déclarants de 2009 à 2016 

 

 
Réponse Commentaire / remarque 

FSPC - 

SGPV 
☐ Je préfère / nous préférons la solution 1 (intro-

duction de l'art. 133, let. b, LE-OFDF). 

      

FSPC - 

SGPV 
☐ Je préfère / nous préférons la solution 2 (sup-

pression de tout l'art. 133 LE-OFDF ainsi que 

suppression, dans la LDD et d'autres actes 

législatifs relevant du droit fiscal, de la régle-

mentation des faits de négligence en cas de 

mise en péril des redevances et d'inobserva-

tion des prescriptions d'ordre). 
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Autres propositions 

Nom Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

FSPC - 

SGPV 
                  

FSPC - 

SGPV 
                  

 

Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
 
 

Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires généraux concernant le projet et 
le rapport explicatif 

Nom Loi Commentaire / remarque 

FSPC - 

SGPV 

            

FSPC - 

SGPV 

            

FSPC - 

SGPV 

            

 

Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.   
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et 
leurs explications 

Nom Loi Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

FSPC - 

SGPV 
                                    

FSPC - 

SGPV 
                                    

FSPC - 

SGPV 
                                    

FSPC - 

SGPV 
                                    

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  

 
 

Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Autres propositions 

Nom Loi Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

FSPC - 

SGPV 
                        

FSPC - 

SGPV 
                        

FSPC - 

SGPV 
                        

 

Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.   
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Loi sur les droits de douane  –  Commentaires généraux concernant le projet et le rapport explicatif 

Nom Commentaire / remarque 

FSPC - 

SGPV 

      

FSPC - 

SGPV 

      

FSPC - 

SGPV 

      

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
 

 

Loi sur les droits de douane  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et  
leurs explications 

Nom Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

FSPC - 

SGPV 
                              

FSPC - 

SGPV 
                              

FSPC - 

SGPV 
                              

FSPC - 

SGPV 
                              

 

Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.   
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Loi sur les droits de douane  –  Autres propositions 

Nom Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

FSPC - 

SGPV 
                  

FSPC - 

SGPV 
                  

FSPC - 

SGPV 
                  

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Bern, 14.12.2020 

 

 

Vernehmlassung BAZG-Vollzugsaufgabengesetz und Teilrevision 

des Zollgesetzes 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Besten Dank für die Möglichkeit, uns an der oben erwähnten Vernehmlassung beteili -

gen zu können. Gerne nehmen wir die Gelegenheit wahr, unsere grundsätzliche Hal-

tung zur Gesetzesrevision darzulegen.  

 

Wir bezweifeln die Notwendigkeit sowie den politischen Handlungsbedarf der Total-

revision des Zollgesetzes. In der Medienmitteilung des Bundesrates vom 11.Septem-

ber 2020 heisst es u.a. wörtlich: «Die umfassende Modernisierung der rechtlichen 
Grundlagen ist ein wichtiger Bestandteil des Digitalisierungs- und Transformationspro-
gramms DaziT und der damit verbundenen organisatorischen Weiterentwicklung der 
Eidgenössischen Zollverwaltung (EZV) zum BAZG.» 

 

Auch auf der Internetseite der EZV wird auf die Notwendigkeit hingewiesen: Die An-
passung der Rechtsgrundlagen ist ein wichtiger Bestandteil des Digitalisierungs- und 
Transformationsprogrammes DaziT. Eine grundlegende Überarbeitung (Totalrevision) 
ist notwendig, damit die Prozesse und Systeme konsequent vereinheitlicht, vereinfacht 
und digitalisiert werden und damit das neue Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit 
(BAZG) die erforderliche organisatorische Flexibilität erhält. Auf der so genannten 
«Roadmap DaziT» ist der Ablauf der einzelnen Teilprojekte ersichtlich.  
 

 

 

 

                                            



 

 

 

Das heute gültige Zollgesetz vom 18. März 2005 (ZG) ist erst seit etwas über 13 Jah-

ren in Kraft. Es wurde im Jahre 2016 ergänzt, insbesondere in Bezug auf In formations-

systeme (Art. 110a-h). Das ZG stammt somit keineswegs aus einer «vordigitalen» Zeit. 

Es steht weder der angestrebten Vereinheitlichung, Vereinfachung und Digitalisierung 

der Prozesse noch der Weiterentwicklung der EZV im Wege. Dafür sprechen auch die 

bereits getroffenen Entscheide über die neuen Strukturen und das Berufsbild 

Fachspezialist Zoll- und Grenzsicherheit. 
 

Für Garanto macht es deshalb wenig Sinn, einen solch aufwändigen und langwierigen 

Gesetzgebungsprozess anzustossen. Es wäre jedoch zu prüfen, ob die Organisation 

der EZV auf Gesetzesstufe anders geregelt werden muss (Art. 91 ZG). Dies gilt 

insbesondere für die Stellung des Grenzwacht-korps. 
 

Zum politischen Handlungsbedarf 
 

Auf Gesetzesebene muss nur in zwei Punkten gehandelt werden: 

 Berichtigungen (Art. 34 ZG) gemäss dem Postulat de Courten vom 31. Mai 

2017 (17.3377 «Unnötige Behinderung der Wirtschaft durch formalistische 

Fristenanwendung»). 

 Strafpraxis gemäss der Motion de Courten vom 31. Mai 2017 (17.3376 «Die 

wirtschaftsfeindliche Strafpraxis der Zollverwaltung umgehend korrigieren»). 

Diese Probleme könnten mit einer schlanken Gesetzesrevision gelöst werden. 

 

Garanto plädiert aus den genannten Gründen für Nichteintreten auf die Gesetzesrevi-

sion. Sollte entgegen unsere Erwartungen auf das Gesetz eingetreten werden, dann 

finden Sie Änderungsvorschläge in die dafür vorgesehenen Tabellen, welche diesem 

Schreiben beigelegt sind. 

Mit freundlichen Grüssen 

 

 

  
Christian Levrat Heidi Rebsamen  

Zentralpräsident Zentralsekretärin 

 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Garanto, Gewerkschaft des Zollpersonals 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Garanto 

Adresse : Monbijoustr. 61, 3007 Bern 

Kontaktperson : Heidi Rebsamen  

Telefon : 079 753 62 70 

E-Mail : rebsamen@garanto.ch 

Datum : 14.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 

 
a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 
b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden;  

 
c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen.  

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt.  
   



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenv erkehrs durch das Bundesamt f ür Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf -

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrev ision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

3/23 

 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

Garanto 
Das neue Gesetz stellt den Grenzschutz in den Vordergrund. Die Zollabfertigung soll weitgehend durch neue Softwareprogramme 
ausgeführt werden. Wir sind jedoch nicht überzeugt, dass die Zollabfertigung vollständig von einer neuen Technologie 

übernommen werden kann. Computer gestützte Erfahrungen am Beispiel der Verbrechensbekämpfung der britischen Polizei in 
Norfolk weisen auf den Vertrauensbruch und die drohenden Gefahr hin, wenn die menschliche Einschätzung nicht mehr zählt. 

Einem Bericht der Mail on Sunday (vgl. https://www.heise.de/tp/features/Einbruchsermittlungen-Computer-says-no-4154047.html) 
zu folge  errechnet Ein Computeralgorithmus berechnet, ob es sich das lohnt bei einem Einbruch auszurücken oder nicht. Das 
Resultat war, dass in Hunderten von Einbruchsfällen einfach nicht ermittelt wurde und die Opfer erst aus der Zeitung davon 
erfuhren.   

Garanto 
Kompetenzdelegation 
Allgemein fällt auf, dass im Gesetzesentwurf zahlreiche Kompetenzdelegationen vorgesehen sind. Aus personalpolitischer Sicht 
ist von grosser Tragweite  

 
1. die künftige Struktur des BAZG  
Das BAZG will sich zur agilen Organisation weiterentwickeln und sich flexibel organisieren. Das neue Bundesamt steht jedoch 
nicht in Konkurrenz zu anderen Verwaltungen, weil es hoheitliche Aufgaben ausführt. Verlässliche Strukturen sind nicht nur für 

das Personal sondern auch für die Wirtschaft unerlässlich.  
 
2. die Bewaffnung  

Die angestrebte Weiterentwicklung hin zu einem Sicherheitsorgan hat nicht nur für das Sicherheitsgefüge der Schweiz 
weitereichende Folgen sondern auch für das Personal. Die Absicht das Personal der Handelswarenzollabteilung zu bewaffnen, 
hat grosse Unruhe hervorgerufen. Nicht alle wollen sich bewaffnen lassen und nicht alle sind geeignet dazu. Dasselbe gilt für  die 

Zollfahndung. Wir befürchten, dass auf das Personal grossen Druck ausgeübt wird, sich bewaffnen zu müssen. 

Garanto 
Service Public 
Der Service Public Gedanke tritt aus Sicht von Garanto allzu stark in den Hintergrund. Service Public heisst für uns die 
unabhängige und zuverlässige Präsenz der Verwaltung für die Wirtschaft, die KMUs und die Schweizer Bevölkerung.   

                                              
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Denn die Sichtbarkeit und die physische Präsenz spielt eine nicht zu unterschätzende Rolle im Sicherheitsgefühl der Bürger und 
Bürgerinnen. Das alleinige Vertrauen in digitale Systeme führt dazu, dass ein Teil der Bevölkerung abgehängt wird.       

Garanto 
Datenschutz 

In den Artikeln 64-66 erhalten die neuen BAZG-Mitarbeitenden den Auftrag und die Kompetenz viele Daten zu sammeln. Hier 
geht es unserer Meinung nach um besonders schützenswerte Personendaten. Wir beantragen eine weitgehende Streichung von 
Art. 64. Denn diese Daten werden vom Nachrichtendienst und der Polizei bereits gesammelt und bereitgestellt.  

Garanto       

Garanto       

Garanto       

Garanto       

Garanto       

Garanto       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den S chreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Garanto 
58 2       

Die Praxiserfahrung vieler Zollexperten zeigt, dass nach 

wie vor Selbstverzoller existieren, die gerne mit Papieren 
arbeiten und nur das Nötigste elektronisch durchführen. 
Unseres Erachtens muss deshalb die Möglichkeit der 
postalischen Einreichung weiterhin ermöglicht werden. 

Es darf keinerlei Zwang auf diese Personen ausgeübt 
werden. Das käme einer Diskriminierung gleich.      

Das Einspracheverfahren kann auch auf 

postalischen Weg eingereicht werden und 
wird elektronisch durchgeführt. 

 

Garanto 
64             

Es sollen nur Daten zu Absatz 2 Bst. a gesammelt 
werden. Wir bezweifeln generell, dass folgende 
besonders schützenswerte Personendaten bearbeiten 

werden sollen: 
- Daten über religiöse, weltanschauliche oder politische 
Ansichten oder Tätigkeiten 
- Daten über die Intimsphäre oder die Zugehörigkeit zu 

einer Ethnie 
- Daten über die Gesundheit 

Viele Daten von gesuchten Personen sind zudem schon 
in andern Datenbanken vorhanden. Es macht deshalb 
wenig Sinn neue Datenbanken zu generieren.  

Streichung Buchstaben b,c und d in Absatz 
2      

Garanto 
83 1       

Dieser Satz ist unseres Erachtens unpräzis formuliert. 

Heisst das, dass nach einer Beschau der Wert angepasst 
werden muss? Immerhin zählen alle Kosten im 
Zusammenhang mit dem Warentransport zum 
Mehrwertsteuerwert. 

 
Wir verlangen die Präzisierung dieses Satzes. 

      

Garanto 
102 1 c 

Mit Buchstabe c wird dem BAZG freie Hand gegeben, 
eine andere Form zum Nachweis der Berechtigung 

Streichung 
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einzuführen. Dabei könnte es sich beispielsweise um 
sogenannte Namensschilder handeln, welche bereits 
heute beim Grenzwachtkorps zum Einsatz kommen. 

Garanto Mitglieder haben keine gute Erfahrung damit 
gemacht und sind deshalb dagegen. Namensschilder 
können gefährlich werden wie der Rachemord im Tessin 
im Jahre 2010 gezeigt hat. Namensschilder können auch 

zu Belästigungen insbesondere von weiblichen BAZG-
Angestellten führen, indem sie beispielsweise über 
Facebook kontaktiert werden können. Das ist im Jahre 
2019 im Flughafen Genf erfolgt.  

Wir sind der Meinung, dass die Uniform und der 
Dienstausweis reichen für die Belegung zur Berechtigung 
von Amtshandlungen gegen über Dritten.  

Garanto 
127             

Die Erfüllung der Zollaufgaben wie in Artikel 2 aufgeführt 
muss ausnahmslos durch das Personal des BAZG 

erfolgen. Es darf keine Konkurrenz mit Privaten geben.  

streichen ganzer Artikel 

Garanto 
                  

 

 

      

Garanto 
                  

      
      

Garanto 
                  

      
      

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenv erkehrs durch das Bundesamt f ür Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf -

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrev ision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

7/23 

 
 

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

Garanto 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
Grundsätzlich gilt das Legalitätsprinzip. Aus personalpolitischer Sicht 
ist es vorteilhafter, wenn eine Einstellung des Verfahrens bzw. ein 
Verzicht geregelt werden. Dies beinhaltet den Schutz für alle 
Mitarbeitenden, dass sie sich rechtmässig verhalten. 

Garanto 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Garanto 
Neuer 
Artikel Woka  

Wir verlangen, dass die Wohlfahrtskasse Woka wieder ins 
Gesetz genommen wird. Deshalb soll der alte Artikel 93 Abs 

2 des Zollgesetztes unverändert übernommen wird. 
 
Die Woka wurde geschaffen, weil die Zollverwaltung im 
Hinblick auf die Besonderheiten des Dienstes speziell hohe 

Anforderungen an die Unabhängigkeit und Integrität des 
Personals stellen muss. Es darf seine Unabhängigkeit nicht 
durch unzulässige finanzielle Verpflichtungen gefährden; 
solche Verschuldungen können einen Entlassungsgrund 

bilden. 

Für das Personal entstehen manchmal berufsbedingte 
soziale und finanzielle Nachteile (z.B. durch Versetzungen 
und unregelmässige Dienste oder andere 
Unannehmlichkeiten des Dienstes). In bescheidenem 
Ausmass kann die Woka mit ihren Leistungen ausgleichend 

wirken. Sie erlaubt es dem Personal überdies, finanzielle 
Engpässe zu überbrücken und Hilfe zu gewähren, ohne dass 
Kreditinstitute beansprucht werden müssen. 

Wohlfahrtskasse des BAZG-Personals 
 

1 Das BAZG führt für ihr Personal eine 
Wohlfahrtskasse 
 
2 der Bundesrat regelt Zweck, Organisation, 

Finanzierung und Verwaltung der 
Wohlfahrtskasse 

 

Garanto 
Neuer 
Artikel 
Gesetzliche 

Nennung 
der 
Organisation 
des BAZG 

In der Einleitung zu den Erläuterungen wird argumentiert, 

dass Organisationsbestimmungen gestrichen wurden, um 
die Weiterentwicklung des BAZG hin zur agilen Organisation 
zu ermöglichen. Sogenannte agile Organisationen sind 
gerade en vogue. Ein agiles Unternehmen besitzt die 

Fähigkeit anpassungsfähig und flexibel auf Veränderungen 
zu reagieren, wobei der Fokus auf dem Kunden liegt. 
Gemeinhin wird argumentiert, dass in der volatilen, 
unsicheren, komplexen und ambivalenten Arbeitswelt diese 

Fähigkeiten zentral für den Erfolg einer Organisation sei. 

Art.   Organisation des BAZG 

Das BAZG gliedert sich in 

------ 

------ 

------ 
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Das neue Bundesamt ist jedoch kein 
Informatikunternehmen, das in Konkurrenz zu einem 
anderen Privatunternehmen oder anderen Verwaltungen 
steht, sondern eine Verwaltungseinheit der eidgenössischen 
Bundesverwaltung, welche eine hoheitliche Aufgabe erfüllt. 

Im Sinne einer Dauerhaftigkeit und Verlässlichkeit 
beantragen wir deshalb die explizite Nennung der 
Organisationsstrukturen im vorliegenden Gesetz. Die 
Transformation der EZV, welche bereits weit fortgeschritten 

ist und auch ohne Gesetzesanpassung in die Wege geleitet 
wurde verlangt vom Personal sehr viel. 

Wir raten davon ab, das neue BAZG einem Experiment 
auszusetzen, um eine sogenannte agile Organisation zu 
werden. Auch weil die Verwaltungseinheit ein Viertel der 
Bundeseinnahmen sicher stellt.   

Garanto 
Neuer 
Artikel 
Bewaffnung 

Mit der vorgesehenen Bewaffnung der Zollfahndung und der 
neuen Einheit Operationen (die Zusammenführung von 
Grenzwachtkorps und der Mitarbeitenden im 
Handelswarenzoll) werden viel mehr Angestellte des neuen 
BAZG bewaffnet sein als mit dem noch tätigen 

Grenzwachtkorps. Wir vertreten die Meinung, dass über die 
Bewaffnung ein solch grossen Einheit nicht allein die 
Amtsleitung und der Bundesrat entscheiden sollten. 
Vielmehr muss die Bewaffnung bestimmter Einheiten in der 

expliziten Kompetenz des Parlamentes liegen, wie das auch 
im alten Gesetz der Fall war. Schliesslich soll keine 
zusätzliche Polizei durch die Hintertür eingeführt werden. 

Die Absicht das bestehenden Personal, welches 
hauptsächlich in der Handelswarenzollabfertigung 
beschäftigt ist, zu bewaffnen, hat grosse Unruhe 

hervorgerufen. Nicht alle wollen sich bewaffnen lassen und 
nicht alle sind geeignet dazu. Dasselbe gilt für die 
Zollfahndung. Die Ausbildung zur Bewaffnung bei der 

Das Parlament bezeichnet die operativen 
Einheiten, welche bewaffnet werden sollen.  
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Zollfahndung ist hierbei bereits weit fortgeschritten, ohne 
dass sich das Parlament jemals dazu hätte äussern können. 
Wir befürchten, dass auf das bestehende Personal grossen 

Druck ausgeübt wird, sich bewaffnen zu müssen. Das hat 
sich bei der Bewaffnung des Personals der Zollfahndung 
bereits gezeigt. 

 

Garanto 
                  

Garanto 
                  

Garanto 
                  

Garanto 
                  

Garanto 
                  

Garanto 
                  

Garanto 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

Garanto MStG 
und 
MStP 

Wir sprechen uns dezidiert dafür aus, dass das BAZG-Personal, wie in den Unterlagen erwähnt, den zivilen Gerichten 
unterstellt wird und nicht länger der Militärjustiz. 

Garanto             

Garanto             

Garanto             

Garanto             

Garanto             

Garanto             

Garanto             

Garanto             

Garanto             

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhan g. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

Garanto 
      10             

      
      

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
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Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

Garanto 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Garanto 
                        

Garanto 
                        

Garanto 
                        

Garanto 
                        

Garanto 
                        

Garanto 
                        

Garanto 
                        

Garanto 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

Garanto       

Garanto       

Garanto       

Garanto       

Garanto       

Garanto       

Garanto       

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Garanto 
10             

Die Bedeutung dieser Dienstleistung der Verwaltung ist 

unbestritten. Gegenüber der bisherigen 
Rechtsgrundlage (Art. 20 ZG) wird jedoch auf 
Regelungen betreffend die Verbindlichkeit und die 
Dauer der Gültigkeit verzichtet. Begründungen dafür 

fehlen. Offen bleibt auch die Frage der Abgrenzung zu 
Verfügungen, welche der Einsprache bzw. Beschwerde 
unterliegen (sog. Auskunftsverfügungen). Es wäre 
angezeigt, diese Punkte auf Gesetzesstufe zu 

verankern. 
Immerhin wird darauf verzichtet, Zolltarif- und 
Ursprungsauskünfte als kostenpflichtig zu erklären. Um 
die immer wieder geführten Diskussionen in der 

Zukunft zu verhindern, gehört die Kostenfreiheit 
ebenfalls ins Gesetz. 

Ferner sollte ein Auskunftsrecht für alle 
Abgabenerlasse, welche die EZV vollzieht, gesetzlich 
geregelt werden (analog Art. 69 MWSTG). 

      

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenv erkehrs durch das Bundesamt f ür Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf -

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrev ision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

19/23 

 
 

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
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Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

Garanto 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Garanto 
                  

Garanto 
                  

Garanto 
                  

Garanto 
                  

Garanto 
                  

Garanto 
                  

Garanto 
                  

Garanto 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 

 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 

 
 
Kramgasse 2, Postfach 5464, 3001 Bern 
Telefon 031 388 87 87, Telefax 031 388 87 88 
www.bern-cci.ch  

 

 
Unser Zeichen sp 
E-Mail sibylle.pluess@bern-cci.ch 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bern, 28. Dezember 2020 
 

Konsultation zum Entwurf des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und 
die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll 
und Grenzsicherheit (BAZG-VG) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, uns im Rahmen der Vernehmlassung zum obgenannten Bundes-
gesetz sowie zur Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) und zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) äussern zu 
dürfen. 

I. Allgemeine Zustimmung zum Entwurf 
Der Handels- und Industrieverein des Kantons Bern stimmt grundsätzlich der im Gesetzentwurf enthal-
tenen Vereinfachung, Modernisierung und Digitalisierung der Zollprozesse zu. Hier unterstützen wir die 
Stellungnahme von economiesuisse. Eine umfassende Gesamtbeurteilung der Totalrevision des Zollge-
setzes ist jedoch aufgrund der noch nicht ausgearbeiteten ergänzenden, wichtigen Verordnungen zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht vollumfänglich möglich. Aus diesem Grund begrüssen wir eine verbindliche, 
frühzeitige und aktive Miteinbeziehung der Schweizer Industrie- und Handelskammern sowie der Wirt-
schaft. Die Weiterführung der bisherigen, gemeinsamen Zusammenarbeit ist für uns unabdingbar. 

II. Die Rolle der Schweizer Industrie- und Handelskammern 
Wir möchten vorab gerne auf die entscheidende Rolle der Industrie- und Handelskammern in der 
Schweiz in Bezug auf die Ausstellung von Exportdokumenten hinweisen. Als Vertreter der Schweizer 
Unternehmen des Aussenhandels spielen die Schweizer Industrie- und Handelskammern weltweit eine 
wichtige Rolle als neutraler und vertrauensvoller Vermittler zwischen diesen und den jeweiligen Zollver-
waltungen sowie ihren ausländischen Kunden. Sie sind unter anderem für die Beglaubigung des nicht-
präferenziellen Ursprungs von Waren verantwortlich. Diese Beglaubigung des nichtpräferenziellen Ur-
sprungs wird weltweit von vielen Zollverwaltungen und Kunden benötigt, um als Grundlage von Statisti-
ken und Geschäftsbeziehungen zu dienen. Darüber hinaus ermöglicht die Qualität der international an-
erkannten Ursprungszeugnisse, insbesondere mit dem neu per 1. Januar 2021 aufgedruckten ICC-Label, 
eine schnelle Warenabfertigung am Bestimmungsort. Ein klarer Vorteil für Schweizer Exporteure in Be-
zug auf Zeit und Geld. 

III. Kompetenz im nichtpräferenziellen Ursprung weiterhin bei den Industrie- und Handelskam-
mern 

Je nachdem, ob die Schweiz ein bilaterales oder multilaterales Wirtschaftsabkommen mit dem Ausland 
abgeschlossen hat, in das die Unternehmen exportieren, gibt es zwei Hauptzertifizierungssysteme für 

 
Herr Bundesrat 
Ueli Maurer 
Eidgenössisches Finanzdepartement 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
 
Per Mail an: rechtsetzung@ezv.admin.ch Bern, 21. Dezember 2020  

 

 



 
 

 
 

2 

die Herkunft von Waren. Es ist dies einerseits nach den nichtpräferenziellen und andererseits nach den 
präferenziellen Ursprungsregeln. 

Wir begrüssen die Tatsache, dass die Schweizer Industrie- und Handelskammern die Kompetenz für den 
nichtpräferenziellen Ursprung auch weiterhin innehaben. Es war ursprünglich die Zollverwaltung, wel-
che den Schweizer Industrie- und Handelskammern die Zuständigkeit, wie grösstenteils weltweit üblich, 
in diesem Bereich übertragen hat.  

Wir sind überzeugt, dass die Industrie- und Handelskammer exportierenden Unternehmen einen hoch-
wertigen und lokalen Service bieten, dabei jedoch auch die internationalen Entwicklungen in diesem 
Bereich nicht aus den Augen verlieren. Die sogenannten "nationalen" Ursprungsregeln, die in der Ver-
ordnung über die Bescheinigung des nichtpräferenziellen Ursprungs von Waren (VUB) enthalten sind 
und als Grundlage für die Ausstellung von Ursprungszeugnissen durch die Industrie- und Handelskam-
mern dienen, sind Nichtpräferenzieller Natur. Nach der derzeitigen Auslegung der VUB kann die 
Schweiz die Umsetzung dieser Regeln in Übereinstimmung mit dem Kyoto-Übereinkommen und dem 
Übereinkommen über die Ursprungsregeln der Weltorganisation großzügig selbst festlegen. Diese Ver-
ordnung wird zurzeit den Entwicklungen der letzten Jahre angepasst, mit dem Ziel eine administrative 
und finanzielle Entlastung der exportierenden Wirtschaft zu ermöglichen, bei gleichbleibender Qualität 
des Ursprungsnachweises.  

IV. Verjährungsfristen 
Aus Sicht der Wirtschaft ist es zu begrüssen, die absolute Verjährungsfriste gemäss Art. 30 Abs. 5 BAZG-
VG auf 10 Jahre zu beschränken. Dies ist auch in anderen rechtlichen Erlassen üblich, z.B. MWSTG und 
OR. 

 
V. Rechtsschutz 
In Art. 58 Abs. 1 und Art. 60 Abs. 1 BAZG-VG ist die Frist der Einsprache bzw. der veraltungsinternen Be-
schwerde auf 60 Tage beschränkt. Im Sinne der Wirtschaft fordern wir hier eine Erhöhung der Frist auf 
mindestens 365 Tage. 

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Eingaben.  

Freundliche Grüsse 

Handels- und Industrieverein 
des Kantons Bern 
          
 
 
Sibylle Plüss-Zürcher, Fürsprecherin 
Leiterin Exportdienste 
Stellvertretende Direktorin 







 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Handel Schweiz  

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Handel Schweiz 

Adresse : Güterstrasse 78, Postfach, 4010 Basel  

Kontaktperson : Andreas Steffes  

Telefon : +41 61 228 90 30 

E-Mail : asteffes@handel-schweiz.com 

Datum : 23.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

Handel 
Schweiz 

Vernehmlassung zur Revision der Zollgesetzgebung 
 
 
Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 11. September 2020 zur Vernehmlassung zum Entwurf für ein neues Gesetz über den 
Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das 
Bundesamt für Zoll und Grenz-sicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie zur Totalrevision des Zollgesetzes 
(ZG) und zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG). Für die Möglichkeit zur Stellungnahme danken wir Ihnen. 
Handel Schweiz fördert und vereinfacht den Handel als führende Organisation des Handels und als kompetenter Partner gegen-
über Behörden und Medien in der Schweiz. Als Dachverband des Schweizer Handels und damit als Vertreter von rund 4‘000 
Handelsunternehmen vertritt Handel Schweiz eine liberale Ordnungspolitik ohne helvetische Sonderzüge. Für die Aussenwirt-
schafts-politik bedeutet dies die Integration der schweizerischen Wirtschaft in Europa und in der Welt. Wir stehen ein für die Öff-
nung der Schweizer Grenzen für Güter, Dienstleistungen, Personen und Kapital mit gleichwertigem Zugang zu den Auslands-
märkten sowie für die Beseitigung der nichttarifären Handelshemmnisse. Wir setzen uns vehement für den freien Handel und 
Wettbe-werb ein und bekämpfen die Einführung und Aufrechterhaltung von technischen Handelshemm-nissen. 
 
 
Handel Schweiz begrüsst die Stossrichtung der Revision. Angesichts der zunehmenden Warenströme ist es wichtig, dass die 
hinterlegten Prozesse einfach und damit kosten-günstig ausgestaltet sind. Entsprechend wichtig ist es, den sich bietenden Mög-
lichkei-ten dank der Digitalisierung und dem Stand der Technik Rechnung zu tragen. Vor allem im BAZG-Vollzugsaufgabengesetz 
sehen wir noch Anpassungsbedarf. 
Mit dieser umfassenden Revision muss es der Verwaltung und der Wirtschaft gelingen, die Ge-setzeslage so anzupassen, dass 
eine partnerschaftliche Ausgangslage zwischen der Verwaltung und der Wirtschaft abgebildet wird. Nur wenn Behörden und die 
Wirtschaft Hand in Hand arbei-ten wird es gelingen, dass für beide Seiten eine Verbesserung gegenüber dem heutigen Stand 
resultiert 

Der Abbau von tarifären und nichttarifären Handelshemmnissen jedwelcher Ausprägung ist ein Kernanliegen von Handel 
Schweiz. Diese Revision bietet die Chance dazu. Begrifflichkeiten in den Gesetzestexten müssen harmonisiert werden, möglichst 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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auch international. Das für die Schweiz wichtige Geschäftsmodell der Zollfreilager (künftig Zolllager) soll auch in Zukunft gesetz-
lich ab-gesichert bleiben und die EZV (künftig BAZG) soll mit diesem Gesetz nicht legitimiert den Wett-bewerb verzerren und Auf-
gaben übernehmen, für die der Markt bereits heute über gut funktio-nierende Anbieter und Lösungen verfügt. 

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

  

Handel 
Schweiz 

      

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Handel 
Schweiz 

1       a Diese Aussage steht im Widerspruch zu Art. 140. BAZG-
VG. Alle vom Zoll angebotenen Zollverfahren  müssen 
wirtschaftsfreundlich und kostenfrei angeboten werden.  

Mit diesem Gesetz soll die Erhebung der 
Abgaben harmonisiert und die 
Voraussetzungen für einfache und für die 
Wirtschaft kostenfreie Verfahren 
geschaffen werden 

Handel 
Schweiz 

7             Es müssen alle Rollen im Gesetz unmissverständlich 
und klar beschrieben und geregelt werden. Eine 
Gleichbehandlung ist ausschlaggebend für Abgaben- 
und weitere Pflichten. Pro Rolle soll nur eine Person 
erfasst sein (Erl. S. 18) In Art. 7 und Erläuterungen wird 
jedoch klar, dass alle drei Beteiligten verschiedene 
Rollen haben können. Auch der Warenverantwortliche 
ist ein Datenverantwortlicher, wenn er die 
Zollanmeldung im eigenen Namen durchführt. Die alten 
Begriffe wie "Zollmeldepflichtiger" sind wegzulassen.  

Es müssen alle Rollen im Gesetz 
unmissverständlich und klar beschrieben 
und geregelt werden 

Handel 
Schweiz 

7       f Dies ist falsch und lässt den Eindruck entstehen, dass 
dies nur Personen sind, die nicht Warenverantwortliche 
sind. Warenverantwortliche juristische Personen sind 
gem. Erläuterungen jedoch ebenfalls 
"Datenverantwortliche" , wenn Ihre Arbeitnehmer die 
Abmeldung für Sie durchführen.  

Es muss heissen: Datenverantwortliche 
sind alle juristische Personen, die 
Warenanmeldungen vornehmen. Dies 
können von Warenverantwortlichen 
beauftragte Datenverantwortliche sein, 
oder der Warenverantwortliche selbst, der 
die Anmeldungen von seinen 
Arbeitnehmern durchführen lässt.  

Handel 
Schweiz 

7       g Definition "Für den Transport verantwortlich" ist 
ungenau.  Da bei einer Vielzahl der Transporte unklar 
ist, wer den Transport durchführt, kann er nicht in der 

Es muss heissen: 
Transportverantwortliche, sind die mit dem 
Transport beauftragten juristischen 
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Warenanmeldung genannt sein. Die Angabe des 
Transportmittels ist ausreichend. Nicht abschliessend 
genannte Beispiele dazu sind Sammelsendungen, 
Unterbeauftragung, Reihengeschäfte, gebrochene 
Transporte, Container.  

Personen. Diese können auch 
Datenverantwortliche sein. Auf eine 
Nennung in der Anmeldung ist zu 
verzichten. Die Definition des 
Transportverantwortlichen ist zu 
präzisieren 

Handel 
Schweiz 

45 1       Die Bewilligung sollte durch den Bundesrat erfolgen , 
nicht durch das BAZG und auf Stufe Verordnung genau 
geregelt 

Der Bundesrat kann auf Flugplätzen den 
Betrieb von Ladengeschäften bewilligen ff.  

Handel 
Schweiz 

8 1       durchgeführt erscheint missverständlich Änderungsantrag: Eine Anmeldepflicht 
besteht bei Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
Waren oder, wenn Waren einer 
Inlandabgabe unterliegen. 

Handel 
Schweiz 

8 3       Beim Wechsel des Zweckes einer Ware muss definiert 
genau werden, wer zur Warenameldung verpflichtet ist.  

Es muss konkretisiert werden, in wessen 
Verantwortung die erneute Anmeldung 
liegt  

Handel 
Schweiz 

8 5       Aus rechtsstaatlichem Prinzip müssen zumindest die 
Ausnahmen in den Grundzügen bzw. die 
Rahmenbedingungen im Gesetz festgelegt werden.  

Die Ausnahmen im Gesetz nennen  

Handel 
Schweiz 

9 1       Es werden hiermit alle Begleitdokumente zu jeder 
Warenanmeldung gefordert.Dies widerspricht dem Ziel 
einfacher, kostengünstiger Verfahren für die Wirtschaft 
anzubieten und stellt eine unangemessene Ausweitung 
zu heute dar mit unverhältnismässigen Aufwand und 
Kosten für die Wirtschaft als Folge 

Text ändern in : Die Warenanmeldung 
muss elektronisch oder in einer anderen 
vom Bundesrat zugelassenen Form 
erfolgen. Notwendige Begleitdokumente 
müssen nur bei zeitnahen Warenkontrollen 
übermittelt werden.  

Handel 
Schweiz 

9 2 b Diese Verbindlichkeit muss auf Stufe Verordnung 
geregelt werden.  

Änderngsantrag : Der Bundesrat legt fest, 
wo und zu welchem Zeitpunkt die 
Warenanmeldung als verbindlich 
angenommen ist, wenn die 
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Warenanmeldung nicht elektronisch 
übermittet wurde. 

Handel 
Schweiz 

9 4       Muss durch den Bundesrat erfolgen Der Bundesrat regelt, welche anderen 
Formen der Warenanmeldung zugelassen 
sind, und den Zeitpunkt, in dem die 
Warenanmeldung als angenommen gilt, 
wenn sie in einer anderen vom Bundesrat 
zugelassenen Form übermittelt wird. 

Handel 
Schweiz 

10 1       Voraussetzungen für Anmeldepflicht müssen klar 
definiert sein, ein ggf. genügt diesem Anspruch nicht  

Änderungsantrag: Anmeldepflichtig ist die 
Warenverantwortliche, die als juristische 
Person als Datenverantwortliche handelt 
oder die von dieser beauftragten 
Datenverantwortliche. 

Handel 
Schweiz 

10 3       Die natürliche Person ist der Fahrer des Fahrzeugs, der 
nur für seine eigenen persönlichen Waren, die er 
mitführt, verantwortlich sein darf, und nicht für die 
Waren, die er als Warenführer gegen Auftrag  
transportiert.  

Ist etwas anderes damit gemeint, muss es 
anders und klar formuliert werden  

Handel 
Schweiz 

16                   Artikel 16 ist komplett zu streichen und 
allenfalls zu ersetzen, mit den bisherigen 
Voraussetzungen gemäss alter 
Zollverordnung Art.233  

Handel 
Schweiz 

16 1       Es ist an sich schon stossend, Anforderungen auf 
gewerbsmässig tätige Datenverantwortliche zu 
beschränken. Anforderungen an Datenverantwortliche 
müssen für beauftragte Datenverantwortliche und alle 
Warenverantwortlichen mit eigenen Arbeitnehmern, die  
regelmässig Zollanmeldungen durchführen im Sinne des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes, gleich gelten. 

Datenverantwortliche und 
Warenverantwortliche müssen über eine 
erforderlichen Eignung verfügen.  
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Entsprechend müssen auch beide genannte 
Verantwortliche über die erforderliche Eignung verfügen. 

Handel 
Schweiz 

11             Der Begriff Warenbstimmung ist international nicht 
bekannt 

Ändern in "Zollverfahren", da klar 
verständlich 

Handel 
Schweiz 

11 1       Die im alten ZG klare Aussage, dass die Zollverfahren 
wählbar sind, fehlt. Die Wählbarkeit ist ein Grundpfeiler, 
welcher den Wirtschaftsfbeteiligten ermöglicht, das für 
ihn adäquate und kostengünstigste Zollverfahren zu 
wählen. 

Änderungsantrag: Im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr 
kann für die Waren eine der folgenden 
Warenbestimmungen ausgewählt werden. 

Handel 
Schweiz 

44             Artikel 44 beschreibt die Definition der Zolllager. Dies 
aber in einer Art und Weise, welche der Besonderheit 
von Zollfreilager und der Waren, welche in einem 
Zollfreilager eingelagert werden nicht entspricht. Die 
heutigen Tätigkeiten der Zollfreilager unterscheiden sich 
von offenen Zolllagern und muss auch im neuen Gesetz 
berücksichtig werden. Eine Anpassung der Zollfreilager 
an offene Zolllagern widerspricht dem Sinn eines 
Zollfreilagers und würde die Tätigkeiten massiv 
einschränken oder gar verunmöglichen. Mit der 
Annahme dieses Vorschlags würden die 
Geschäftstätigkeiten massiv eingeschränkt oder gar 
verunmöglicht. Daher ist es unumgänglich, dass die 
Differenzierung zwischen Zollfreilager und offenen 
Zolllager (OZL) auch weiterhin gemacht wird.Die heute 
tätigen verbleibenden Zollfreilager in der Schweiz 
beherbergen kleinere Mengen von Waren, jedoch mit 
sehr grossen Warenwert. Die Tätigkeiten der 
Zollfreilager sind hauptsächlich die Vermietung von 
Räumen an die verschiedenen Kunden. Wobei hier 
strikte Vorgaben bezüglich Ein- und Auslagerungen und 
der Inventarisierung der Waren bestehen. Die jeweiligen 
Zollämter haben daher eine ganz klare und transparente 

Es muss im Gesetz klar die Möglichkeit 
von Zollfreilagern und offenen Zolllagern 
geben und die Regelungen dazu. Das 
bestehende Zollagergesetz soll 
übernommen werden 
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Übersicht über die Tätigkeiten resp. die Art und Menge 
der Waren, die sich in Zollfreilager befinden  

Handel 
Schweiz 

44 5  e + f  Sicherheitsstandards müssen so nicth im Gesetz 
genannt werden und Mindestmengen bedeuten eine 
nicht nachvollziehbare Einschränkung  

Sicherheitsstandards in 5 e streichen und 
ef komplett streichen 

Handel 
Schweiz 

11 1 d Heute werden im e-dec unterschiedliche Anforderungen 
an Reparatur/Ausbesserung gegenüber der effektiven 
Veredelung gestellt. So ist als ein Bsp. der ARV immer 
eine Nichthandelsware. Gerade die Reparatur soll ohne 
Bewilligung in beiden Verkehrsrichtungen möglich sein. 
Sie sollte deshalb als sperate Warenbestimmung 
aufgeführt werden. So könnte eine Warenanmeldung 
effizienter und einfacher vorgenommen werden. 

d. neu: der vorübergehenden Einfuhr von 
Waren zur Bearbeitung und Verarbeitung 
(aktive Veredelung);                                  
e. neu: der vorübergehenden Einfuhr von 
Waren zur Ausbesserung (Reparatur).  

Handel 
Schweiz 

11 1 e Auch hier als separate Warenbestimmung aufzuführen. 
So könnte eine Warenanmeldung effizienter und 
einfacher vorgenommen werden. 

f neu: der vorübergehenden Ausfuhr von 
Waren zur Bearbeitung oder Verarbeitung 
(passive Veredelung).                                
g. neu: der vorübergehenden Ausfuhr von 
Waren zur Ausbesserung (Reparatur). 

Handel 
Schweiz 

11 1 f       unverändert übernehmen, neuer 
Unterpunkt : h. 

Handel 
Schweiz 

11 1 g       unverändert übernehmen, neuer 
Unterpunkt : h. 

Handel 
Schweiz 

11 1 h Die Verwendung der Ware zu einem bestimmten Zweck 
sollte eine eigene Warenbestimmung (Zollverfahren) 
sein. So ist auch der nachträgliche Wechsel des 
Verwendungszweckes eine eigene Warenbestimmung 
(Zollverfahren) 

j neu: Ware zur Vewendung eines 
bestimmten Zweckes, die zu einer 
zollbegünstigten Einfuhr führt 
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Handel 
Schweiz 

11 3       Hier muss auch eine Anpassung vorgenommen werden. 
Die Ausbesserung soll nicht bewilligungspflichtig sein. 

Änderungsantrag: Die 
Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 
Buchstabe c, d, f und h - j  bedürfen einer 
Bewilligung des BAZG. Die Bewilligung 
kann mit Bedingungen und Auflagen 
versehen werden und ist in der Regel zu 
befristen. 

Handel 
Schweiz 

12 2       Es sollen nicht mehrere in die Warenanmeldung 
eingreifen . Der Transportverantwortliche soll nicht die 
Referenzierung direkt in der Zollanmeldung vornehmen. 
Eine Referenzierung direkt in der Warenanmeldung 
sollte nur der Datenverantwortliche (beauftragte oder 
Angestellte des Warenverantwortlichen).  

Änderungsantrag: Der 
Referenzierungspflicht in der Anmeldung 
unterliegt die Datenverantwortliche. Wenn 
es keine solche gibt, der 
Warenverantwortlichen. 

Handel 
Schweiz 

12 5       Die Kompetenz muss beim Bundesrat liegen, zudem 
müssen die Rahmenbedingungen im Gesetz festgelegt 
werden, wie z.B. beim heute bestehendem ZVE 

Der Bundesrat regelt die Modalitäten zur 
Referenzierung, deren Ausnahmen und 
Darstellung der Rahmenbedingungen  

Handel 
Schweiz 

13 4       Hier fehlt die klare Abgrenzung zu Artikel 2b). Das 
BAZG gibt sich hier ein weitgehende Kompetenz mit 
einem starken Eingriff in die Entscheidungshoheit von 
Transport-, Daten- oder Warenverantwortlichen. Die 
Aktivierung des BAZG darf nur in Absprache mit den 
Aktivierungspflichtigen erfolgen. 

Änderungsantrag: Fehlt im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr die 
Aktivierung der Warenanmeldung und ist 
es keine gemäss Art. 2 b., so kann das 
BAZG diese nur in Absprache mit dem 
Anmeldepflichtigen von Amtes wegen 
vornehmen. 

Handel 
Schweiz 

14 1       Stand heute sind selten lückenlos die erforderlichen 
Angaben einer Warenameldung vor dem Grenzübertritt 
vorhanden. Bsp. Stückgutverkehr. Enstprechend ist die 
"muss" Formulierung abzuschwächen. So soll auch die 
momentan bestehenden Praxis, eine Aktivierung im 
Zollgebiet möglich sein. Der ZVE soll bestehen bleiben.  

Änderungsantrag: Im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr 
kann die elektronische Warenanmeldung 
im Zeitpunkt des Verbringens der Ware 
über die Zollgrenze aktiviert werden. 
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Handel 
Schweiz 

14 3       Basierend auf dem von uns neu vorgeschlagnen Art. 15, 
welcher generell dem Bundesrat die Möglichkeit gibt 
Vereinfachungen auf Verordnungsstufe zu ermöglichen. 
Dies auch auf mögliche Vereinfachungen in Zukunft. 

Änderungsantrag : Er kann für die 
Ausnahmen nach Absatz 2 eine 
Bewilligungspflicht gemäss Artikel 15 
vorsehen. Die Bewilligung kann an 
Auflagen geknüpft werden betreffend: 

Handel 
Schweiz 

14 6       Zur Rechtssicherheit soll dies in der Verordnng genau 
geregelt werden. So ist der Zeitpunkt der Aktivierung 
und auch die Ort der Aktivierungvon grosser Wichtigkeit 
für alle Verfahrensbeteiligten 

Änderungsantrag: Der Bundesrat regelt 
die Art und Weise der Aktivierung. Es 
bestimmt für den grenzüberschreitenden 
Warenverkehr die Orte der Aktivierung. 

Handel 
Schweiz 

48 1       Dies klingt verwirrend und sollte präzisiert werden.  Änderungsantrag : Schriftverkehr wird 
über das Informationssystem nach Art. 67 
geführt.  

Handel 
Schweiz 

48 2       Schriftliches Zollverfahren oder Zolldokumente, wie z.B. 
das Carnet ATA fehlen in der Aufzählung 

Änderungsantrag: Der Bundesrat bestimmt 
die Ausnahmen, insbesondere für den 
Reiseverkehr , die schriftlichen Verfahren 
sowie für Verfahren, die von Amtes wegen 
eingeleitet werden. 

Handel 
Schweiz 

77 2       Gibt es Abkommen für Kontrollen im 
Zollausschlussgebiet? Die Frist für Kontrollen muss 
genannt werden.  

Änderungsantrag : Im Zollgebiet kann das 
BAZG Kontrollen durchführen. Das 
Kontrollrecht endet ein Jahr nach der 
Wareneinfuhr. Vorbehalten bleibt die 
Eröffnung einer Strafuntersuchung. Soweit 
es: 

Handel 
Schweiz 

77 2 a die Frist zur Kontrolle ist analog dem alten ZG auf ein 
Jahr zu beschränken 

Änderungsantrag: Im Zollgebiet kann das 
BAZG Kontrollen durchführen. Das 
Kontrollrecht endet ein Jahr nach der 
Wareneinfuhr. Vorbehalten bleibt die 
Eröffnung einer Strafuntersuchung. Soweit 
es) 
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Handel 
Schweiz 

80 2       Domizil kann weggelassen werden. Ist eine alte 
Begrifflichkeit und muss aufgrund des Kontrollrechtes im 
ganzen Zollgebiet nicht speziell  erwähnt werden 

Änderungsantrag : Er kann im Zollgebiet 
Kontrollen bei den Transport- , Daten- und 
Warenverantwortlichen ohne 
Vorankündigung durchführen. 

Handel 
Schweiz 

81             Die Bezeichnung "alle" ist zu restriktiv und ist zu 
entschärfen. 

Änderungsantrag: Das BAZG kann die 
erforderlichen Handlungen an Waren, die 
zur Feststellung des Sachverhalts 
notwending sind, vornehmen. Es ist befugt 
Warenproben zu entnehmen. Diese sind 
auf das Notwendigste zu beschränken. 

Handel 
Schweiz 

83 1       Da der Aufwand unterschiedlich hoch sein kann, ist ein 
Pauschalbetrag nicht akzeptabel, es muss 
aufwandsgerecht verrechnet werden.Zudem muss dies 
auch für den Transportverantwortlichen möglich sein. 

Änderungsantrag: Datenverantwortliche 
und Transportverantwortliche können für 
die Kosten, die ihnen durch eine physische 
Kontrolle entstehen, ihren Aufwand 
verrechnen.  

Handel 
Schweiz 

84             Wer ist genau mit "Personen" gemeint Änderungsantrag: Transport-, Daten- und 
Warenverantwortliche, die von einer 
Kontrolle betroffen sind, müssen, soweit 
zumutbar, in der vom BAZG verlangten Art 
und Weise an den Kontrollen mitwirken. 

Handel 
Schweiz 

84       a Der Warenführer muss Angaben zu seiner Person und 
den mitgeführten Waren machen. Das BAZG kann die 
Ausweis- und Bewilligungspapiere prüfen. Der Begriff 
"Warenführer" ist ebenfalls im neuen ZG zu definieren. 

Der Warenführer muss Angaben zu seiner 
Person und den mitgeführten Waren 
machen. Das BAZG kann die Ausweis und 
Bewilligungspapiere prüfen. Der Begriff 
des Warenführers ist zu definieren.  

Handel 
Schweiz 

84       b ist in a) integriert und kann deshalb gestrichen werden. b) streichen 
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Handel 
Schweiz 

84       c Abschliessende Aufzählung in der Verordnung 
erforderlich; Vor allem die Problematik von Gefahrgut 
oder anderen exponierten Warengattungen 

Änderungsantrag: Behältnisse, Waren und 
Transportmittel öffnen und wieder 
verschliessen, sofern es sich nicht um 
exponierte Ware handelt. Der Bundesrat 
regelt das Vorgehen. 

Handel 
Schweiz 

84       d Für eine Kontrolle, die ohne konkreten Verdacht auf 
Widerhandlungen durchgeführt wird, sind diese 
Mitwirkungspflichten in Bezug auf die 
Verhältnismässigkeit  zu weit gehend. Hier fehlt die 
Differenzierung zu der "nomalen" Mitwirkungspflicht, bei 
einer  Warenanmeldung. Bei immer wiederkehrenden, 
üblichen Warenanmeldung ist nicht auf 
Geschäftsunterlagen oder Urkunden zurückzugreifen. 

Änderungsantrag: mündlich oder schriftlich 
Auskunft erteilen, Daten übermitteln, 
Belege und weitere Bescheinigungen 
vorlegen; 

Handel 
Schweiz 

84       f Hier ist eine Differenzierung erforderlich. Änderungsantrag: f) Waren an einen vom 
Warenverantwortlichen in Absprache mit 
dem BAZG festgelegten Ort verbringen 

Handel 
Schweiz 

84       g       g) Transportmittel an einen vom BAZG 
festgelegten Ort verbringen. 

Handel 
Schweiz 

84       h        h anstelle g: Waren aus- und wieder 
einladen.  

Handel 
Schweiz 

18 2       Es darf keine Schätzung bei Unvollständigkeit und bei 
Zweifel an der Richtigkeit vorgenommen werden. 

Änderungsantrag: Das BAZG kann die 
Bemessungsgrundlage der von ihm zu 
erhebenden Abgaben nach 
pflichtgemässem Ermessen schätzen, 
wenn keine Warenanmeldung vorliegt.  

Handel 
Schweiz 

50 1       Und wann werden  Eingaben in schriftlicher Form 
verbindlich? 

2 neu: : Der Bunderat regelt die 
Verbindlichkeit bei anderen als 
elektronischen Eingaben. 
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Handel 
Schweiz 

50 2             2 wird zu 3 

Handel 
Schweiz 

17 3       Es kann nicht verlangt werden, jederzeit zur Verfügung 
zu stehen  

Änderungsantrag: Es kann von den 
Verfahrensbeteiligten weitere erforderliche 
Angaben verlangen. 

Handel 
Schweiz 

55 1       Das Prinzip der Verhältnismässigkeit muss auch hier 
gewahrt werden. 

Die Verfahrensbeteiligten müssen an der 
Ermittlung des relevanten Sachverhalts 
soweit möglich, zumutbar und 
verhältnismässig mitwirken, damit das 
BAZG die Veranlagung der Abgaben 
sowie die Prüfung der Warenanmeldung 
hinsichtlich der nichtabgaberechtlichen 
Erlasse vollständig und richtig vornehmen 
kann. 

Handel 
Schweiz 

55 2       Dies erscheint uns auch hier zu weit gefasst. Gestützt 
auf Art. 13 VwVG besteht die Mitwirkungspflicht im 
Rahmen des Verfahrens nur in bestimmten Fällen und 
daher muss in allen anderen Fällen (siehe Art. 13 Abs. 1 
lit. c VwVG) eine Mitwirkungspflicht im Spezialgesetz 
vorgesehen sein. Die Schranken der Zumutbarkeit und 
die Verhältnismässigkeit sind auch hier zu beachten.  

Änderungsantrag: Sie müssen auf 
Verlangen insbesondere mündlich oder 
schriftlich Auskunft erteilen, Daten 
übermitteln, Belege und weitere 
Bescheinigungen vorlegen. 

Handel 
Schweiz 

53 1       Diese Frist sollte erweitert werden Änderungsantrag: Die Verfügung gilt im 
Zeitpunkt des erstmaligen Abrufs als 
eröffnet, spätestens jedoch am 14. Tag 
nach der Übermittlung. 

Handel 
Schweiz 

53 4             Das muss auch für das BAZG gelten. 

Handel 
Schweiz 

56 1       Eine absolute Verjährung bedeutet 15 Jahre und ist 
unverhältnismässig und mit hohem administrativen und 
teurem Aufwand verbunden 

Änderungsantrag: Daten und Dokumente, 
die für die Anwendung dieses Erlasses 
erforderlich sind, sind bis zum Eintritt der 
Abgabenfestsetzungsfrist gem. Artikel 30 
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Absatz 1 (fünf Jahre nach Aktivierung) 
sorgfältig und systematisch 
aufzubewahren und vor schädlichen 
Einwirkungen zu schützen. 

Handel 
Schweiz 

56 2       Die "Personen" müssen abschliessend im Gesetz 
genannt werden. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit 
kann nicht verlangt werden, dass jeder Verantwortliche 
verpflichtet ist, gewisse Unterlagen aufzubewahren und 
Daten zu sichern.  

Die Aufbewahrungspflichtigen sind vom 
Bundesrat zu bestimmen. Der Bundesrat 
regelt den Umfang die 
Aufbewahrungspflicht und die 
Voraussetzungen an die Datenhaltung.  

Handel 
Schweiz 

56 2       Die Ermächtigungsgrundlage wie im alten ZG fehlt. 
Diese ist hier als Delegation generell festzuhalten und 
ermöglicht auch zukünftige noch nicht bekannte 
Vereinfachungen zu legitimieren 

Äncderungsantrag: Der Bundesrat kann 
Vereinfachungen im Zollbereich vorsehen. 
Er regelt die Voraussetzungen. 

Handel 
Schweiz 

15 1       Nennung "Personen" ist  zu ungenau. Das BAZG ist verantwortlich für die 
gegenseitige Anerkennung des AEO und 
stellt sicher, dass 
Verfahrensvereinfachungen gewährt 
werden. Das BAZG verleiht den Transport-
, Daten- oder Warenverantwortlichen, die 
im Zollgebiet oder in den 
Zollausschlussgebieten ansässig sind, auf 
Gesuch kostenfrei den Status des 
zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten 
(Authorised Economic Operator, AEO), 
wenn sie die folgenden Voraussetzungen 
erfüllen: 

Handel 
Schweiz 

15 2       Ausser dem AEO-Status sind keine weiteren 
Möglichkeiten zur Verfahrenserleichterung / 
Vereinfachungen auf Gesetzesebene vorgesehen 

Es muss Verfahrenserleichterungen für 
AEO geben, die im Gesetz genannt 
werden.Damit weitere Vereinfachungen im 
Zollbereich auf Gesetzesstufe verankert 
sind, muss der Absatz 2 zum Artikel 15 
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hinzugefügt werden (analog altem 
Zollgesetz). : „Der Bundesrat kann 
Vereinfachungen im Zollverfahren 
vorsehen.Er regelt die Voraussetzungen.» 

Handel 
Schweiz 

46 1       Auch der Warenverantwortliche ist  in der 
Verantwortung. Gegen ihn sollen auch administrative 
Massnahmen ergriffen werden können. Unklare 
Unterscheidung 

Änderungsantrag: Das BAZG kann gegen 
Inhaberinnen und Inhaber einer von ihm 
erteilten Bewilligung (Daten- oder 
Warenverantwortliche) administrative 
Massnahmen ergreifen, wenn diese: 

Handel 
Schweiz 

46 1 a Eignungsvoraussetzungentferene, ist schon Teil der 
Voraussetzung für Bewilligung  

Änderungsantrag: die Voraussetzungen 
für eine erteilte Bewilligung nicht mehr 
erfüllen; 

Handel 
Schweiz 

19 1 a Sollte es nicht  heissen aktiviert anstelle von 
angemeldet?  

Änderungsantrag: bei Waren, die ein- oder 
ausgeführt werden: im Zeitpunkt, in dem 
die Warenanmeldung aktiviert wird. 

Handel 
Schweiz 

19 2             Voraussetzungen für eine Abgabeschuld 
sind im Gesetz zu regeln 

Handel 
Schweiz 

19 2 a       Voraussetzungen für eine Abgabeschuld 
sind im Gesetz zu regeln 

Handel 
Schweiz 

19 2 b       Voraussetzungen für eine Abgabeschuld 
sind im Gesetz zu regeln 

Handel 
Schweiz 

21 2       Stand heute haftet der Datenverantwortliche bei 
Verwendung des ZAZ-Kontos des Importeurs auch nicht 
solidarisch. Dies muss beibehalten werden. Es muss 
Ausschlüsse von der Solidarhaftung geben, wie im alten 
ZG. 

Änderungsantrag: Das BAZG macht die 
Abgabeschuld vorerst bei der 
Warenverantwortlichen geltend. Ist bei der 
Warenverantwortlichen die Abgabeschuld 
uneinbringlich und ist eine genügende 
Sicherstellung nicht möglich, so haften die 
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Daten- und Transportverantwortliche nicht 
solidarisch.  

Handel 
Schweiz 

22 1       Die Verjährungsfrist muss auf Gesetzesstufe festgelegt 
werden. 

Änderungsantrag: Die 
Datenverantwortliche haftet nicht 
solidarisch, wenn die Abgabe in 
Anwendung von Artikel 12 des 
Bundesgesetzes vom 22. März 1974 über 
das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) 
erhoben oder rückerstattet wird und der 
Datenverantwortlichen an der 
Widerhandlung gegen die 
Verwaltungsgesetzgebung des Bundes 
kein Vorsatz nachgewiesen werden kann. 
Die Verjährungsfrist beträgt 5 Jahre nach 
erfolgter Aktivierung. 

Handel 
Schweiz 

23             Es muss eine Beweislastumkehr erfolgen. Es soll nicht 
sein, dass der Fahrer oder Transportunternehmer den 
Beweis erbringen muss, dass er nicht erkennen konnte.  

Das BAZG muss beweisen, dass die 
Transportverantwortliche, oder mit dem 
Transport betraute Person, in der Lage 
war, zu erkennen, ob die Ware richtig 
angemeldet wurde. 

Handel 
Schweiz 

28 1             Für  den Ausfall von elektronischen 
Verfahren soll das Notfallszenario im 
Gesetz dargestellt werden. 

Handel 
Schweiz 

28 2       Das sollte nicht die Entscheidung des BAZG sein. 
Analog dem alten ZG ist die Kompetenz beim EFD oder 
allenfalls beim Bundesrat 

Das EFD legt die Zahlungsfristen und die 
Voraussetzungen für 
Zahlungserleichterungen fest. 

Handel 
Schweiz 

30 1             Änderungsantrag: Die Abgabeschuld 
verjährt drei Jahre nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem sie fällig geworden 
ist. 
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Handel 
Schweiz 

33             Es muss auch Ausnahmen von einer Sicherheitsleistung 
geben  

Änderungsantrag: Abgabeforderungen 
werden durch eine Sicherheitsleistung 
sichergestellt, sofern vorgesehen. Können 
sie damit nicht genügend sichergestellt 
werden, so erlässt das BAZG eine 
Sicherstellungsverfügung oder macht das 
Pfandrecht geltend. 

Handel 
Schweiz 

39             Da aufgrund der Auslegung des Begriffes "irrtümlich" nur 
die aktiven Fehler des BAZG relevant sind und dies fast 
nie vorkommt, kommt dieser Artikel schon heute nicht 
zur Anwendung und kann gestrichen werden.  

Allenfalls ändern in: Hat das BAZG  eine 
von ihm zu erhebende Abgabe nicht oder 
zu niedrig oder einen zurückerstatteten 
Abgabenbetrag zu hoch festgesetzt, so 
kann es den geschuldeten Betrag 
nachfordern, wenn es die entsprechende 
Absicht innerhalb der Verjährungsfrist der 
Abgabenschuld gem. Art. 30 Abs. 1 
mitteilt. Gleichenfalls gilt, dass die 
Abgabenschuldnerin auch nachträglich 
Rückerstattung von Abgaben geltend 
machen kann, bis zum Ablauf der 
Verjährungsfrist gem. Art. 30 Abs. 1. Oder 
streichen. 

Handel 
Schweiz 

40 1       Zweckänderung ist an sich ausschliesslich Sache des 
Warenverantwortlichen und nicht des 
Transportverantwortliche oder Datenverantwortlichen  

Änderungsantrag: Werden Waren nach 
der der ersten Warenanmeldung zu einem 
anderen Zweck im Zollgebiet verwendet 
oder abgegeben, die höheren Abgaben 
unterliegen, so muss der 
Warenverantwortliche die 
Abgabendifferenz nachentrichten. 

Handel 
Schweiz 

40 2       Eine Rückerstattung sollte auf jeden Fall erfolgen Änderungsantrag: Werden Waren nach 
der der ersten Warenanmeldung zu einem 
anderen Zweck im Zollgebiet verwendet 
oder abgegeben, die tieferen Abgaben 
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unterliegen, so ist dem  
Warenverantwortlichen die 
Abgabendifferenz rürckzuerstatten.. 

Handel 
Schweiz 

41             Eine teilweise Erstattung ist unbegründet. Es soll für alle 
Abgaben möglich sein, einen vollständigen Erlass zu 
beantragen. 

Auf Gesuch hin erlässt das BAZG die 
Abgaben ganz gemäss Artikel 4, Abs. 1, 
Bst. a )- k) oder erstattet diese ganz 
zurück: 

Handel 
Schweiz 

41       b den "FreienVerkehr"  gibt es im Wording nicht mehr  Text ändern in: wenn ins Zollgebiet 
verbrachte Waren auf amtliche Verfügung 
hin, ganz oder teilweise vernichtet oder 
wieder ausgeführt werden müssen; 

Handel 
Schweiz 

41       c das muss unabhängig vom Verschulden gelten Änderungsantrag: "unverschuldet"  weg 
lassen 

Handel 
Schweiz 

41       d Analog UKZ Art. 124 Buchstabe h sollten die 
Heilungsmöglichkeiten erweitert werden. Dies ist auch 
im gVV  bereits vorgesehen.  In der Verordnung sollten 
die Details dazu festzuhalten werden. 

Änderungsantrag: Unabhängig von Bst. d, 
kann auch der Erlass von  Abgaben 
geltend gemacht werden, wenn die 
Bemessung der Abgaben betoffen ist und 
kumulativ folgende Bedingungen erfüllt 
sind: Der Verstoss, durch den die 
Zollschuld entstanden ist, hatte keine 
erheblichen Auswirkungen auf die 
ordnungsgemässe Warenanmeldung oder 
-bestimmung und stellt keinen 
Täuschungsversuch dar. Zudem müssen 
alle nachträgliche Formalitäten erfüllt sein, 
um die ordnungsgemässe Zollabwicklung 
zu ermöglichen. 

Handel 
Schweiz 

140 1       Eine Ausweitung von Gebühren bedeutet eine 
zusätzliche finanzielle Belastung der Wirtschaft durch 
Mehrkosten und verhindert konstengünstige Vefahren. 

Der Artikel ist zu streichen. Auf eine 
Ausweitung von Gebühren ist zu 
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Eine Bundesaufgabe sollte sein, Gebühren 
ausschliesslich für amtliche Verrichtungen zu erheben 
und nicht zum Inhalt haben, Gewinn zu erwirtschaften, 
da deren Tätigkeit bereits durch Steuererhebung 
finanziert wird . Risiken von Betriebsprüfungen könnten 
steigen, wenn diese  lukerativ werden durch 
Gebührenverrechnung bei "Beanstandungen" . Das 
BAZG als Behörde soll nicht zum Profitcenter werden 
und bestehende Arbeitsplätze im gewerblichen Bereich 
konkurrenzieren. Die Ermächtigungsgrundlage für die 
Gebührenregelung muss beim Bundesrat bleiben. 

verzichten, da  wirtschaftsunfreundlich und 
unangemessen 

Handel 
Schweiz 

102 1 a Es ist nicht nachvollziehbar, welches andere Formen der 
Berechtigung sein könnten im Hinblick auf die 
Digitalisierung, auch ein digitaler Dienstausweis ist ein 
Dienstausweis 

Verständlich sind Bezeichnung von 
Uniform und Dienstausweis. Andere vom 
BAZG bezeichnete Formen müssten im 
Gesetz konkretisiert  und genau benannt 
werden 

Handel 
Schweiz 

102 1 c       streichen 

Handel 
Schweiz 

96 1       Es fehlt im Gesetz, wer den gesamten Kostenaufwand 
zu tragen hat . 

Mit dem Einverständnis muss sich die 
berechtigte Person auch einverstanden 
erklären sämtliche Kosten, die im 
Zusammenhang einer Vernichtung, nicht 
nur beim BAZG enstehen, zu 
übernehmen.   

Handel 
Schweiz 

96 2       Für den Transport- und Datenverantwortlichen darf 
weder zusätzlicher Aufwand, noch  Kosten oder 
Schadenansprüche von BazG und  
Warenverantwortlichen  entstehen.Es fehlt hier die 
Regelung, wie der Transportverantwortliche eine solche 
Vernichtung gegenüber dem Warenverantwortlichen 
nachweisen kann, bzw. vom BAZG bestätigt bekommt, 

Vernichtungen sollte nur mit 
Einverständnis des Warenverantwortlicher 
oder Patentverantworlichen möglich sein. 
Es ist im Gesetz zu präzisieren, dass 
hierfür einem Daten- oder 
Transportverantwortlichen kein 
Zusatzaufwand und keine Kosten sowie 
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um zivilrechtlichen Regressforderungen entgegen zu 
wirken 

keine Schadenersatzansprüche von BAZG 
und Warenverantwortlichen entstehen.  

Handel 
Schweiz 

96 4        Es gibt internationale Vorgaben, was als Kleinsendung 
gilt, die es zu berücksichtigen gilt.  

Die Definition einer Kleinsendung ist 
erforderlich für alle Beteiligten. Eine 
Vernichtung auf Kosten von Transport- 
und Datenverantwortlichen wird 
ausgeschlossen. 

Handel 
Schweiz 

97                   Änderungsantrag: Der Bundesrat regelt 
den Einsatz von Überwachungsgeräten  

Handel 
Schweiz 

97 c 1 Es ist völlig unklar, weshalb und zu welchen Zwecken 
der Sicherheit unter Punkt 1-3 genannte Räume 
überwacht werden sollen 

Gründe sind im Gesetz zu präzisieren, 
oder 1-3 zu streichen. Die Vorgaben des 
Datenschutzes (Recht am eigenen Bild) 
müssen eingehalten werden 

Handel 
Schweiz 

64             Wir gehen davon aus, dass sämtliche aufgeführte 
Punkte den Datenschutzgesetzen und Verordnungen 
entsprechen 

Die laufende Überprüfung der Einhaltung 
von Datenbearbeitungsgrundsätzen in 
Bezug auf Qualitätssicherung darf nicht 
vom BAZG selber, sondern muss von 
einer dafür zuständigen dritten Behörde 
oder drittem Unternehmen erfolgen 

Handel 
Schweiz 

71             Dieser Artikel übernimmt die heutige Regelung von 
Artikel 112 Abs. 3 Zg, ohne wie bislang auf die 
basierenden Gründe (2 a bis g) einzugehen und ist 
somit zu weit gefasst. Falls geplant ist, die 
Bonitätsprüfungen auf Prüfung der Abgabenbonität 
auszuweiten, führt dies unweigerlich zu Mehrkosten 
beim BAZG und  dem Steuerzahler, ohne jede 
Notwendigkeit. Gut funktionierende ZAZ Kontenführung 
incl. Bonitätsprüfung und Sicherheitshinterlegung auf 
Seite des ZAZ Kontoinhabers sind bewährt. Mehrkosten 
durch  Verlagerung auf das BAZG und dessen 

Eine allfällig geplante 
Abgabenbonitätsprüfung durch Dritte vom 
Zoll ausgelöst mit Aufhebung der heutigen 
Handhabung mit ZAZ-Konten muss die  
Solidarhaftung des Transport- und 
Datenverantwortlichen ausdrücklich 
ausschliessen.  
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Outsourcing auf Dritte sind nicht erforderlich.  Beim 
beauftragten Datenverantwortlichen würde das Risiko 
der Solidarhaftung steigen durch finanzielle 
Ausfallrisiken von allenfalls durch  Dritte unzureichend 
ausgeführte Bonitätsprüfungen  

Handel 
Schweiz 

76                   Die Aufbewahrung, Archivierung, 
Löschung und Vernichtung sollte nicht nur 
Daten, sondern auch Dokumente erfassen 
(analog Art. 56 BAZG-VG) 

Handel 
Schweiz 

76 1             Die Aufbewahrungsdauer muss auf 
Gesetzesstufe geregelt sein. (vgl. 56 
BAZG-VG) 

Handel 
Schweiz 

58 1       Einsprachefristen von 60 Tagen sind viel zu kurz und 
unangemessen und insbesondere im Zusammenhang 
mit Wegfall von prov. Anmeldemöglichkeiten 
inakzeptabel. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass viele 
begründete Einsprachen an Fristverfällen scheiterten. 
Dies ist eine nicht nachvollziehbare Härte, da das BAZG 
sich auch das Recht vorbehält, erheblich längere Fristen 
für sich vorzusehen.  

Gegen Verfügungen des BAZG kann bei 
diesem innert 5 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahrs, in der Sie eröffnet wurde, 
Einsprache erhoben werden. 
Versäumnisse müssen heilbar sein und 
dürfen nicht an unangemessen kurzen 
Fristen scheitern, die der Wirtschaft 
grossen Schaden zufügen. Vorlage von 
gültigen, auch nachträglich ausgestellten 
Präferenznachweisen müssen analog der 
EU-Regelung (UZK) innert dieser Frist 
akzeptiert werden 

Handel 
Schweiz 

60 1       Einsprachefristen von 60 Tagen sind viel zu kurz und 
unangemessen, insbesondere im Zusammenhang mit 
Wegfall von prov. Anmeldemöglichkeiten inakzeptabel. 
Die Vergangenheit hat gezeigt, dass viele begründete 
Einsprachen an Fristverfällen scheiterten. Dies ist eine 
nicht nachvollziehbare Härte und unverständlich, da das 

Änderungsantrag: Gegen Verfügungen 
des BAZG kann bei diesem innert 5 
Jahren nach der Eröffnung Einsprache 
erhoben werden. Versäumnisse müssen 
heilbar sein und dürfen nicht an 
unangemessen kurzen Fristen scheitern, 
die der Wirtschaft grossen Schaden 
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BAZG sich auch das Recht vorbehält, erheblich längere 
Fristen für sich vorzusehen.  

zufügen. Vorlage von gültigen, auch 
nachträglich ausgestellten 
Präferenznachweisen müssen analog der 
EU-Regelung (UZK) innert dieser Frist 
akzeptiert werden 

Handel 
Schweiz 

61                   Es muss möglich sein, in mehreren Stufen 
den Rechtsweg zu gehen und es darf zu 
keiner unzulässigen Verkürzung des 
Rechtswegs führen 

Handel 
Schweiz 

61       a       es muss lauten: Verfügungen über 
Leistungs- und Rückleistungspflicht nach 
Art. 12 VStrR, für welche einer 
strafrechtlichen Beurteilung eingeleitet 
wird. 

Handel 
Schweiz 

62 1             Änderungsantrag: Das Verfahren auf 
Erlass einer Verfügung oder einer 
Bewilligung nach diesem Gesetz, dem 
Bundesgesetz über die Zollpflicht und 
Abgabenerlass sowie das 
Einspracheverfahren gemäss dem 2. 
Abschnitt sind  immer kostenlos. Es wird 
keine Parteientschädigung ausgerichtet 

Handel 
Schweiz 

62 2       Bis zu einem Rechtsmittelverfahren muss alles 
kostenfrei sein. Der Bezug auf das MWST-Gesetz in den 
Erläuterungen ist unpassend und nicht richtig.  Die 
Forderung in genannten Fällen ist unberechtigt und führt 
zu Mehrkosten der Wirtschaft 

 Es sind keine Kosten zu verrechnen  

Handel 
Schweiz 

62 2 a In einer digitalen Welt sind Gründe, elektronische 
Verfahren nicht durchführen zu können in der Regel 
nicht immer vermeidbar. Es dürfen Verfahrensbeteiligten 

2 a ist zu streichen 
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keine Kosten entstehen, wenn sie nicht in der Lage sind, 
elektronische Verfahren durchzuführen. Die EZV hat in 
den  letzten Jahren bei ihren vielfältigen Ausfällen die 
Kosten nicht getragen, die der Wirtschaft durch deren 
Ausfälle entstanden sind und dies ist auch mit dem 
neuen ZG  nicht vorgesehen. Offen bleibt zudem, wo die 
Beweislast liegen soll. Dies müsste auf Ebene des 
Gesetzes definiert sein. Die Kosten eines Ausfalls sind 
bereits hoch und dürfen sich durch Zusatzkosten des 
BAZG  nicht noch weiter erhöhen. Dies dient weder der 
Effizienz das BAZG noch der Entlastung der Wirtschaft 

Handel 
Schweiz 

62 2 b Dies ist kein Sonderaufwand, sondern es ist eine 
originäre amtliche Aufgabe des BAZG, Kontrollen 
durchzuführen, ob mit oder ohne Beanstandungen, und 
wird ausreichend über Steuern finanziert.  

2 b ist zu streichen  

Handel 
Schweiz 

63                   komplett streichen 

Handel 
Schweiz 

133 1       es ist nicht nachvollziehbar, weshalb nur bei Variante 2 
"bewusst fahrlässig" gestrichen wird 

Bei Variante 1 auch streichen "wer 
bewusst fahrlässig" , es darf nur der 
Vorsatz stehen bleiben 

Handel 
Schweiz 

125 1             Die Unterlagen und Aufzeichnungen,  
welche für Kontrollen von Bedeutung sein 
können, müssen klar definiert sein.  

Handel 
Schweiz 

125 2             Ergänzung: sofern der Datenschutz 
gewährleistet wird vom BAZG 

Handel 
Schweiz 

128             Das Erbringen gewerblicher Leistungen steht bei 
Schulungen in Konkurrenz zum bestehenden 
Marktangebot und verzerrt den Wettbewerb, weil in 
klarem Vorteil zu diesem stehend. Das BAZG hat die 
Befugnis, Prozesse vorzugeben und die Vergabe von 

Artikel 128 komplett streichen. Mit den 
Hinweisen zu 128 d, Leistungen zu 
Marktbedingungen und ohne 
Quersubventionierungen zu erbringen, 
wird vom BAZG selbst bereits eine 
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Rollen und Bewilligungen inne, und  würde als Behörde 
einen klaren unüberwindbaren Vorteil am Markt inne 
haben. Dies allein hätte schon eine 
Wettbewerbsverzerrung zur Folge. 

Wettbewerbsverzerrung per Gesetz 
ausgeschlossen, was nicht statthaft ist. 
Artikel 128  soll deshalb nicht  im Gesetz 
aufgenommen werden, da 
Wettbewerbsverzerrung verursacht wird 

Handel 
Schweiz 

128 1 d Das BAZG versucht hier, gleich auch selbst 
einzuschränken, was zu einer Wettbewerbsverzerrung 
führt, das ist inakzeptabel und führt genau zu 
Wettbewerbsverzerrung die nicht verursacht werden darf 

Wettbewerbsverzerrung ist gegeben, 
deshalb Art. 128 komplett streichen  

Handel 
Schweiz 

129             das BAZG wird damit zu einem erheblichen Kostenfaktor 
für die Wirtschaft  

Artikel 129 komplett streichen  

Handel 
Schweiz 

                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

Handel 
Schweiz 

☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 
(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

Der Datenverantwortliche, und hierzu zählen wir auch Unternehmen, 
für die Ihre angestellten Zollanmelder arbeiten, sollen nur bei 
nachweislichem Vorsatz gestraft werden. Zollanmelder müssen 
entkriminalisiert werden.  

Handel 
Schweiz 

☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 
(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

Handel 
Schweiz 

            

Handel 
Schweiz 

            

Handel 
Schweiz 

            

Handel 
Schweiz 

            

Handel 
Schweiz 

            

Handel 
Schweiz 

            

Handel 
Schweiz 

            

Handel 
Schweiz 

            

Handel 
Schweiz 

            

Handel 
Schweiz 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

31/36 

 
 

 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

Handel 
Schweiz 

siehe unser Schreiben Stellungnahme 

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

      

Handel 
Schweiz 

      

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Handel 
Schweiz 

3 1       Ist hier bewusst die Durchfuhr nicht erwähnt?  Waren, die ein- oder ausgeführt sowie 
transitiert werden, sind zollpflichtig. 

Handel 
Schweiz 

5 1       Es ist nicht klar, warum 2 h des alten ZG fehlt. Gerade 
im Hinblick auf Epidemien, solllte diese Möglichkeit der 
Zollbefreiung weiterhin bestehen bleiben 

"Wieder einfügen:                                         
h: Instrumente und Apparate zur 
Untersuchung und Behandlung von 
Patientinnen und Patienten in Spitälern und 
Pflegeinstitutionen" 

Handel 
Schweiz 

5 2       Die Einschränkungen sind nicht nachvollziehbar und 
wirtschaftsfeindlich! Es dürfen keine Einschränkungen 
und wirtschaftsfeindliche Voraussetzungen vom BR 
vorgesehen werden. Die Zollbefreiung muss immer 
auch auf dem Weg der Rückerstattung möglich sein. 
Zudem erfordert das Legalitätsprinzip, dass Steuern 
auf Gesetzesstufe geregelt sind. Auf Gesetzesstufe 
sind mind.:  - Der Kreis der Abgabepflichtigen (Subjekt) 
- der Gegenstand der Abgabe (abgabebegründende 
Tatbestand, Objekt der Abgabe) und - die Höhe der 
Abgabe in den Grundzügen (Bemessungsgrundlage). 
Dabei haben Praktikabilitätsüberlegungen hinter dem 
Legalitätsprinzip zurückzutreten. 

Ergänzend ist im zu erstellenden 
Gesetzestext festzuhalten, dass die 
Zollbefreiung unabhängig vom Zeitpunkt - 
wenn die Voraussetzungen erfüllt sind - zu 
gewähren ist. Der Antrag auf Zollbefreiung 
kann auch nachträglich erfolgen. 

Handel 
Schweiz 

4 1 c Der Begriff "aus dem freien Verkehr" stammt aus dem 
alten Zollgesetz  

Ändern: Waren aus dem schweizerischen 
Zollgebiet, die ins Zollausland ausgeführt 
worden sind und unverändert oder wegen 
eines bei ihrer Verarbeitung festgestellten 
Mangels verändert wieder eingeführt 
werden (inländische Rückwaren); 
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Handel 
Schweiz 

4 1 d Die Einschränkung auf ausschliesslich "unveränderte 
Ware" ist wirtschaftsfeindlich und entspricht nicht der 
bestehenden Praxis. Gleiches gilt für die zeitliche 
Limitierung auf drei Jahre. Auch hier ist der veraltete 
Begriff "freien Verkehr" zu eliminieren. 

Ändern: Waren, die ins Schweizerische 
Zollgebiet eingeführt worden sind und aus 
rechtlichen oder wirtschaftlichen Gründen 
wieder an die Versenderin oder Versender 
ins Zollausland verbracht werden.  

Handel 
Schweiz 

7 2       Warum wird hier der Spielraum des Bundesrates 
ausgeweitet? Solche Zollkontigentsteilmengen 
"müssen" angerechnet werden. . 

Der Bundesrat sieht vor, die freigegebenen 
Zollkontingentsteilmengen anzurechnen.  

Handel 
Schweiz 

9 1 b Trotz der anstehenen Digitalisierung bestehen im 
Zollbereich noch immer papierbasierte Dokumente 
(z.B. Carnet ATA/TIR). Deren  Bedeutung ist nicht zu 
unterschätzen, darum soll dies auf Stufe Verordnung 
abschliessend geregelt werden. 

Das Papierverfahren muss in einer vom 
Bundesrat erlassenen Verordnung 
abschliessend geregelt werden. Ebenso 
muss geregelt werden, an welchme Ort ein 
zollamtlicher Stempel auf ein Dokument 
verlangt werden kann.  

Handel 
Schweiz 

9 1 b Hier soll anstelle der Annahme der Warenanmeldung 
auf den neuen Begriff "Aktivierung" angepasst werden. 

Zeitpunkt der Aktivierung der 
Warenanmeldung durch das BAZG, wenn 
diese in einer anderen vom Bundesrat 
zugelassenen Form übermittelt wurde. 

Handel 
Schweiz 

10 2       Die Verbindlichkeit / Dauer der Gültigkeit der Auskunft 
fehlt. Ein Widerrufsgrund muss auch klar definiert sein. 
Dies nach dem Rechtsstaatsprinzip. 

neuer Text: Die Auskünfte des BAZG sind 
öffentlich, verbindlich, kostenfrei und gelten 
bis auf Widerruf durch das BAZG. 
Vorbehalten bleiben entgegenstehende 
Bestimmungen nach dem vorliegenden 
Gesetz oder einem anderen Erlass.  

Handel 
Schweiz 

25 1             Sachliche Zuständigkeit (wer fungiert als 
Zollkreisdirektion, wer als OZD etc.) und 
örtliche Dienststellen müssen klar definiert 
und in zumutbarer Zeit erreichbar sein.  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

Handel 
Schweiz 

                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



beider basel
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Herrn Bundesrat
Ueli Maurer
Vorsitzender des Finanzdepartements
Bundesgasse 3
3003 Bern Basel, 23. Dezember 2020 TH

Konsultation zum Entwurf eines neuen Gesetzes zur Festlegung des allgemeinen
Rahmens für die Erhebung von Gebühren und zur Kontrolle des grenzüberschreitenden
Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit
(Gesetz zur Festlegung der Aufgaben) Durchführung des OFDF (LEOFDF) sowie
vollständige Überarbeitung des Zollgesetzes (LD) im Hinblick auf das neue Zollgesetz
(LDD)

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Gerne nehmen wir Ihre Einladung an, im Rahmen der Vernehmlassung betreffend Bundesgesetz
über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden
Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG–
Vollzugsaufgabengesetz, BAZ(}VG) sowie zur Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen
Zollabgabengesetz (ZoG) unsere Sichtweise darzulegen.

Allgemeine Zustimmung zum Entwurf

Im Allgemeinen stimmt der Handels- und Industrieverein des Kantons Bern der im Gesetzentwurf
enthaltenen Vereinfachung, Modernisierung und Digitalisierung der Zollprozesse zu. Hier
unterstützen wir die Stellungnahme von economiesuisse. Eine umfassende Gesamtbeurteilung der
Totalrevision des Zollgesetzes ist jedoch aufgrund der noch nicht ausgearbeiteten ergänzenden
Verordnungen zum jetzigen Zeitpunkt nicht vollumfänglich möglich. Aus diesem Grund begrüssen
wir eine verbindliche, frühzeitige und aktive Miteinbeziehung der Schweizer Industrie– und
Handelskammern sowie der Wirtschaft.

Thorsten Hohmann
Abteilungsleiter Export & Import
Mitglied der Geschäftsleitung

Handelskammer beider Basel
St. Jakobs-Strasse 25

Postfach
CH-40 10 Basel

T +41 61 270 60 47
F +41 61 270 60 65

T +41 61 270 60 60
F +41 61 270 60 05

t.hohmann@hkbb.ch www .hI<bb.ch



Die Rolle der Schweizer Industrie- und Handelskammern

Wir möchten vorab gerne auf die entscheidende Rolle der Industrie- und Handelskammern in der
Schweiz in Bezug auf die Ausstellung von Exportdokumenten hinweisen. Als Vertreter der
Schweizer Unternehmen des Aussenhandels spielen die Schweizer Industrie– und
Handelskammern weltweit eine wichtige Rolle als neutraler und vertrauensvoller Vermittler
zwischen diesen und den jeweiligen Zollverwaltungen sowie ihren ausländischen Kunden. Sie sind
unter anderem für die Beglaubigung des nichtpräferenziellen Ursprungs von Waren verantwortlich.
Diese Beglaubigung des nichtpräferenziellen Ursprungs wird weltweit von vielen Zollverwaltungen
und Kunden benötigt, um als Grundlage von Statistiken und Geschäftsbeziehungen zu dienen.
Darüber hinaus ermöglicht die Qualität der international anerkannten Ursprungszeugnisse,
insbesondere mit dem neu per 1. Januar 2021 aufgedruckten ICC-Label, eine schnelle
Warenabfertigung am Bestimmungsort. Ein klarer Vorteil für Schweizer Exporteure in Bezug auf
Zeit und Geld.

Kompetenz im nichtpräferenziellen Ursprung weiterhin bei den Industrie und
Handelskammern

Je nachdem, ob die Schweiz ein bilaterales oder multilaterales Wirtschaftsabkommen mit dem
Ausland abgeschlossen hat, in das die Unternehmen exportieren, gibt es zwei
Hauptzertifizierungssysteme für die Herkunft von Waren. Es ist dies einerseits nach den
nichtpräferenziellen und andererseits nach den präferenziellen Ursprungsregeln.
Wir begrüssen die Tatsache, dass die Schweizer Industrie- und Handelskammern die Kompetenz
für den nichtpräferenziellen Ursprung auch weiterhin innehaben. Es war ursprünglich die
Zollverwaltung, welche den Schweizer Industrie- und Handelskammern die Zuständigkeit, wie
grösstenteils weltweit üblich, in diesem Bereich übertragen hat.
Wir sind überzeugt, dass die Industrie- und Handelskammer exportierenden Unternehmen einen
hochwertigen und lokalen Service bieten, dabei jedoch auch die internationalen Entwicklungen in
diesem Bereich nicht aus den Augen verlieren. Die sogenannten "nationalen" Ursprungsregeln, die
in der Verordnung über die Bescheinigung des nichtpräferenziellen Ursprungs von Waren (VUB)
enthalten sind und als Grundlage für die Ausstellung von Ursprungszeugnissen durch die
Industrie- und Handelskammern dienen, sind Nichtpräferenzie11er Natur. Nach der derzeitigen
Auslegung der VUB kann die Schweiz die Umsetzung dieser Regeln in Übereinstimmung mit dem
Kyoto-Übereinkommen und dem Übereinkommen über die Ursprungsregeln der Weltorganisation
großzügig selbst festlegen. Diese Verordnung wird zurzeit den Entwicklungen der letzten Jahre
angepasst, mit dem Ziel eine administrative und finanzielle Entlastung der exportierenden
Wirtschaft zu ermöglichen, bei gleichbleibender Qualität des Ursprungsnachweises.

Verjährungsf:risten

Aus Sicht der Wirtschaft wäre es zu begrüssen, die Verjährungsfristen auf 10 Jahre zu
vereinheitlichen. Dies ist auch in anderen Bereichen üblich, z.B. MWSTG und OR.

Rechtsschutz

In Art. 58 Abs. 1 Satz 1 und Art. 60 Abs. 1 ist die Frist auf 60 Tage beschränkt.
Die Wirtschaft begrüsst hier eine Erhöhung der Frist auf 365 Tage.
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Die Handelskammer beider Basel begrüsst den Überarbeitungsentwurf und fordert, dass die in den
vorhergehenden Absätzen genannten Bemerkungen berücksichtigt werden.

Wir danken Ihnen für die Aufmerksamkeit, die Sie diesen Zeilen widmen und bitten Sie, Herr
Bundesrat, unsere besten Grüsse anzunehmen.

kammer beider Basel

'ätwyler
Direktor Import

ung
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Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Interessengemeinschaft Detailhandel Schweiz 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : IG D 

Adresse : Postfach, 3001 Bern 

Kontaktperson : Jürg Maurer (Migros) und Damian Misteli (Coop)  

Telefon : +41 58 570 1803 / +41 61 336 72 04 

E-Mail : juerg.maurer@mgb.ch / damian.misteli@coop.ch 

Datum : 29.12.20  

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:juerg.maurer@mgb.ch
mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

IG D Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, 

Wir danken Ihnen, dass Sie uns die Möglichkeit einer Stellungnahme zur Vernehmlassung über ein neues Gesetz über den allge-

meinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bun-

desamt für Zoll und Grenzsicherheit sowie über die Totalrevision des Zollgesetzes einräumen. 

Die Mitglieder der IG Detailhandel zählen zu den grössten Detailhändlern in der Schweiz. Sie importieren bedeutende Mengen an 

Lebensmitteln, Near- und Nonfood-Produkten sowie Rohstoffen für ihre Industriebetriebe und sind auch im Export von verarbeiteten 

Lebensmitteln und Kosmetikprodukten tätig.  

Grundsätzlich begrüssen wir den Willen der Bundesbehörden, die Prozesse im grenzüberschreitenden Warenverkehr zu vereinfa-
chen und zu vereinheitlichen. Die Eidg. Zollverwaltung EZV muss sich organisatorisch weiter entwickeln und grundlegend verän-
dern. Notwendig ist dies aufgrund politischer Forderungen nach einfacheren Lösungen bei der Zollabwicklung und der Initialisierung 
des rund 400 Mio. Franken teuren Digitalisierungs- und Transformationsprogramms «DaziT». Hinzu kommt, dass der Vollzug der 
nichtabgaberechtlichen Erlasse einen höheren Stellenwert erhält. Dies unter anderem wegen des boomenden Onlinehandels, über 
den vermehrt auch illegale Waren in die Schweiz gelangen. Diese Situation haben wir bereits in der Vergangenheit und mehrfach 
kritisiert. Hier fordern wir gleich lange Spiesse für alle Onlinehändler sowohl in der Schweiz als auch im Ausland. Ausländische 
Onlinehändler profitieren nicht nur von teilweise sehr günstigen Posttarifen, nein, sie resp. ihre Kundinnen und Kunden zahlen 
oftmals auch keine Zollabgaben und keine Mehrwertsteuer. Hier versprechen wir uns durch die Digitalisierung der Abgabeprozesse 
und den Einsatz von elektronischen Zahlverfahren, dass zukünftig auch kleinere Beträge automatisiert eingezogen werden könnten. 
Dies würde für mehr Mehrwertsteuergerechtigkeit zwischen inländischen und ausländischen Anbietern sorgen.  

Unsere detaillierten Änderungsanträge finden Sie auf den folgenden Seiten. Wir möchten aber zu Beginn ein paar grundsätzliche 

Überlegungen zu dieser Vernehmlassung anstellen. Wir haben den Eindruck, dass EZV-interne Gründe der Hauptauslöser für die 

Anpassung des bestehenden Rechts gewesen sind. Dagegen haben wir grundsätzlich nichts einzuwenden. Wir hätten es allerdings 

geschätzt, wenn wir bereits frühzeitig und somit vor der Vernehmlassung intensiver in die Überlegungen zu den Anpassungen der 

gesetzlichen Grundlagen mit einbezogen worden wären. Die Inputs der praxiserprobten Zollexperten aus der Wirtschaft wären für 

die Schaffung von praktikablen Regelungen wichtig gewesen. In diesem Sinne fordert die IG Detailhandel nun im Rahmen der 

Vernehmlassung eine gesetzliche Verankerung des Mitspracherechts der Wirtschaft bei der Weiterentwicklung des Zollrechts und 

die Schaffung eines entsprechenden Konsultativgremiums. 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Für die geplante Anpassung der gesetzlichen Grundlagen stehen dabei für die IG Detailhandel folgende Punkte im Vordergrund:  
1. Einfache, praktikable Verfahren für die Zollverwaltung UND die Wirtschaft 
2. Administrative und finanzielle Entlastung der Wirtschaft 
3. Möglichst freier Warenverkehr  
4. Freie Wahl der Zolldienstleister für alle Importeure 
5. Eine faire und partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Zoll und Wirtschaft 

 
Die Detailanträge, welche die IG Detailhandel im Rahmen der Vernehmlassung stellt, richten sich an diesen Grundsätzen aus. So 
fordert die IG Detailhandel beispielsweise, dass die Einfuhrsteuer gemäss Mehrwertsteuergesetz zukünftig durch die Eidg. Steuer-
verwaltung erhoben wird. Dies würde den Prozess für die Unternehmen vereinfachen und das BAZG von dieser Aufgabe entlasten. 
Weiter soll der Warenfluss möglichst wenig behindert werden, indem sowohl nicht zollpflichtige Waren als auch verbindlich ange-
meldete Waren die Zollgrenze jederzeit passieren können, unabhängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. 
 
Das neue BAZG-Vollzugsaufgabengesetz regelt auch Punkte, wo die IG Detailhandel bereits früher Anpassungen gefordert hat. 
So zum Beispiel die Möglichkeit, dass Kleinsendungen, die gegen nichtabgaberechtliche Erlasse verstossen (z.B. falsche Deklara-
tion des Inhalts) vereinfacht vernichtet werden können. Die Veranlagung von Waren im Reiseverkehr (Einkaufstourismus) ist von 
der Gesetzanpassung nicht direkt betroffen. Hier fordern wir aber, dass die Problematik des mehrwertsteuerbefreiten Konsums 
angegangen und mit Hilfe der neuen technologischen Möglichkeiten (z.B. QuickZoll etc.) gelöst wird. Im Moment mag der Einkauf-
stourismus pandemiebedingt stark zurückgegangen sein, sobald aber die entsprechenden Einschränkungen wieder aufgehoben 
werden, dürfte er wieder auf das Niveau vor der Krise anwachsen.  
 

Die IG D bedankt sich für die Berücksichtigung ihrer Überlegungen und Anträge bei der weiteren Bearbeitung der Vorlage. Gerne 

stehen wir Ihnen auch für weitere Fragen zur Verfügung.  

Freundliche Grüsse 

IG Detailhandel Schweiz 

 

 

 

 

Jürg Maurer      Damian Misteli  

Leiter AG Binnenmarkt IG D   Mitglied AG Binnenmarkt IG D 
Stv. Leiter Direktion Wirtschaftspolitik  Wirtschaftspolitik 

Migros-Genossenschafts-Bund  Coop Genossenschaft  

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) [Änderungen werden kursiv 

hervorgehoben] 

IG D 
4 1 b Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuergesetz soll künftig 

nicht mehr durch die Zollverwaltung, sondern bei im In-

land steuerpflichtigen Personen direkt durch die Eidg. 

Steuerverwaltung erhoben. Diese Änderung würde – 

ganz im Sinne der Zielsetzung der Vorlage - finanzielle 

und administrative Entlastungen für Importeure mit sich 

bringen. So würde damit die Liquidität der Unternehmen 

durch die Einfuhrsteuer nicht mehr unnötig belastet und 

die Unternehmen hätten nur einen – statt heute zwei – 

Ansprechpartner bei der Bundesverwaltung.   

Die hier beantragte Systemumstellung ist mit dem heuti-

gen Art. 63 MWStG und dem dort vorgesehenen Verlage-

rungsverfahrens kohärent. Zu erwähnen ist auch, dass im 

Rahmen der MWStG-Revision die Öffnung des heute in 

Art. 63 MWStG und Art. 117 ff. MWStV vorgesehenen Ver-

lagerungsverfahrens für alle steuerpflichtigen Importeure 

(im Rahmen der MWStG-Revision) von economiesuisse, 

vom Mehrwertsteuer-Konsultativgremium, von Expert 

Suisse und von der Swiss Retail Federation gefordert 

wurde. Der vorliegende Antrag geht in die gleiche Rich-

tung.  

[Ergänzung]  

die Mehrwertsteuer auf der Einfuhr nach 

dem Bundesgesetz vom 12. Juni 2009 über 

die Mehrwertsteuer (Mehrwertsteuerge-

setz, MWSTG), wenn die Warenverant-

wortliche gemäss Artikel 7 Buchstabe e 

nicht steuerpflichtig im Sinne des MWSTG 

ist;  

IG D 
7  e, Ziff. 

1  

Gemäss der Vorlage soll die Warenverantwortliche als 

Hauptschuldnerin der Abgaben figurieren und von der 

Zollverwaltung zuerst belangt werden. Die vorgeschla-

gene Regelung kann jedoch insbesondere bei DDP-Lie-

ferungen (Incoterms 2020) zu stossenden Resultaten 

[Ergänzung] 

im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

die Person, die die Ware im eigenen Na-

men ein-, aus- oder durchführt, auf deren 
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führen. Bei DDP-Lieferungen, ist der ausländische Liefe-

rant für den Transport und die Verzollung verantwortlich.  

Der inländische Abnehmer hat damit nichts zu tun. Trotz-

dem soll gemäss der vorgeschlagenen Lösung z.B. bei 

Abgabennachforderungen der inländische Abnehmer be-

langt werden. Abgabennachforderungen sollten korrek-

terweise immer via Digitalverantwortlicher erfolgen, da 

dieser für die ordnungsgemäss Verzollung verantwortlich 

ist. Die im Erläuterungsbericht erklärte Zielsetzung der 

«gerechteren Haftung für die geschuldeten Abgaben» 

wird damit verfehlt. Art. 7 lit. e Ziff. 1 soll deshalb dahin-

gehend ergänzt werden, dass der inländische Abnehmer 

nur dann Warenverantwortlicher ist, wenn die Warenan-

meldung und Verzollung durch ihn oder in seinem Auftrag 

erfolgen (vgl. dahingehend auch der Antrag betr. Art. 21 

weiter unten).  

 

Gemäss Erläuterungen soll die Rolle des Warenverant-

wortlichen und des Datenverantwortlichen zwingend von 

unterschiedlichen Personen eingenommen werden. Wir 

sehen keinen Grund für diesen zwingenden Ausschluss 

des Zusammenfallens der unterschiedlichen Rollen, zu-

mal die Wahrnehmung zweier oder aller Rollen durch ein 

Unternehmen in der Praxis sehr oft vorkommt.  

Rechnung die Ware ein-, aus- oder durch-

geführt wird oder der die Ware im Zollge-

biet zugeführt wird, sofern durch diese Per-

son oder in ihrem Auftrag die Wareanmel-

dung vorgenommen wird,  

IG D  
7  f Vgl. Begründung zur Änderung von Art. 7 lit. e Ziff. 1. Die 

Warenanmeldung erfolgt nicht immer für den Warenver-

antwortlichen. Insbesondere bei DDP-Lieferungen erfolgt 

diese im Auftrag des ausländischen Lieferanten.  

[Änderung] 

Datenverantwortliche: Person, welche die 

Warenanmeldung vornimmt; 

IG D 
7       g Die Warenanmeldung selbst beinhaltet keine transportbe-

zogenen Angaben. Sie bleibt von der Referenzierung in-

[Änderung] 

Transportverantwortliche: Person, die für 

den Transport verantwortlich ist; 
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haltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Mel-

dung der transportbezogenen Angaben ist eine separate 

Meldung (Referenzierungsmeldung) vorzusehen. 

IG D 
8 1  Art. 8 Abs. 1 ist dahingehend zu präzisieren, dass nicht 

zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete Waren 

die Zollgrenze jederzeit passieren können, unabhängig 

von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG (vgl. auch 

Antrag zu einem neuen Art. 8 Abs. 6 weiter unten). 

[Ergänzung]  

Waren, die ein-, aus- oder durchgeführt 

werden oder einer Inlandabgabe unterlie-

gen, müssen angemeldet werden. Von der 

Anmeldepflicht ausgenommen sind Waren, 

welche gemäss Art. 3 ZoG nicht zollpflich-

tig sind. 

IG D 
8 4  Der Begriff «Handelsstufe» ist ein unbestimmter Begriff 

und bedarf einer Definition. Zur Vereinfachung der Pro-
zesse, muss klar geregelt sein, wo die «Handelsstufe» 
aufhört, namentlich gehört die Detailhandelsstufe nicht 
dazu. Zudem muss klar sein, dass es sich um Waren wie 
im eingeführten Zustand handeln muss, jedoch im Inland 
verarbeitete Ware – auch wenn sie sich auf Handelsstufe 
befindet – davon nicht betroffen ist.  

[Ergänzung] 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in der 

freien Periode eingeführt worden sind und 

zu Beginn der Bewirtschaftungsperiode im 

eingeführten Zustand auf Handelsstufe 

noch vorhanden sind, müssen erneut ange-

meldet werden. Nicht zur Handelsstufe 

zählt der Detailhandel (Verkaufsfläche inkl. 

Lager und Transportmittel). 

IG D 
8 6 

(neu) 

 Nicht zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete 
Waren können die Zollgrenze jederzeit passieren, unab-
hängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. 

[neu] 

Nicht anmeldepflichtige Waren sowie Wa-

ren, die Gegenstand einer aktivierten Wa-

renanmeldung gemäss Art. 13 sind, kön-

nen die Zollgrenze unabhängig des Wo-

chentages und der Tageszeit passieren. 

Vorbehalten bleiben anderslautende, nicht 

vom BAZG zu verantwortende, Bestimmun-

gen (z. B. Nachtfahrverbot). 
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IG D 
9 1  Die Einreichung der Begleitdokumente verursacht einen 

grossen Aufwand. Im Sinne der Zweckbestimmung ge-

mäss Art. 1 lit. a (einfaches und kostengünstiges Verfah-

ren) sollten Begleitdokumente zu einer Warenanmeldung 

nur bei Kontrollen durch das BAZG eingereicht werden 

müssen. 

[Ergänzung] 

Die Warenanmeldung muss elektronisch o-

der in einer anderen vom BAZG zugelasse-

nen Form erfolgen. Bei Kontrollen gemäss 

dem 8. Titel sind notwendige Begleitdoku-

mente zu übermitteln. 

IG D 
10 3  Es sollten keine weiteren Verantwortlichen als die in Art. 

7 lit. e-g genannten eingeführt werden. Die Definition ge-
mäss Art. 7 lit. e-g deckt sowohl juristische Person als 
auch natürliche Personen ab (vgl. Art. 7 lit. d). Somit ge-
nügt es, wenn von Transportverantwortlichen die Rede 
ist, und zwar gemäss der oben beantragten Änderung, da 
dabei keine Rolle spielt, ob eine Warenanmeldung erfolgt 
ist oder nicht und damit auch Schmuggler erfasst werden 
(vgl. Antrag zu Art. 7 lit. g).  

[Änderung] 

Ist eine Ware im Zeitpunkt des Verbringens 

über die Zollgrenze noch nicht angemeldet 

worden, so ist der Transportverantwortliche 

anmeldepflichtig.   

IG D 
10 4 

(neu) 

 Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

der Warenverantwortliche seine Zolldienstleister frei wäh-

len können (= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz).  

[neu] 

Die Warenverantwortliche hat in jedem 

Fall, unabhängig der Ware, der Sendungs-

grösse, des Transportmittels usw., das 

Recht, die Warenanmeldung selbst vorzu-

nehmen oder eine selbst gewählte Daten-

verantwortliche damit zu beauftragen. So-

wohl Transportverantwortlichen wie auch 

Datenverantwortlichen und anderen Perso-

nen ist es untersagt, der Warenverantwort-

lichen für die Ausübung dieses Rechts 

Kosten aufzuerlegen oder sie dafür in ir-

gendeiner Form zu behindern (z. B. durch 

Verzögerung des Transports) oder zu be-

nachteiligen.  
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IG D 
11 3  Im erläuternden Bericht wird zwar festgehalten «Für die 

Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 

landwirtschaftlichen Grundstoffen gilt auch in Zukunft 

grundsätzlich eine Bewilligungspflicht, wobei Vereinfa-

chungen im Verfahren weiterhin möglich sein sollen.» (S. 

25)  

Die Möglichkeit, dass weiterhin auf Verordnungsstufe 

Vereinfachungen im Verfahren möglich sind, sollte aber 

aus gesetzgebungstechnischen Gründen bereits auf Ge-

setzesstufe festgehalten sein.  

[Änderung] 

 

Die Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 

Buchstabe c-h bedürfen grundsätzlich einer 

Bewilligung des BAZG. Der Bundesrat ent-

scheidet über Ausnahmen und Vereinfa-

chungen.  

IG D 
12 1       Die Warenanmeldung sollte keine transportbezogenen 

Angaben beinhaltet. Sie bleibt von der Referenzierung in-

haltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Mel-

dung der transportbezogenen Angaben ist eine separate 

Meldung (Referenzierungsmeldung) vorzusehen. Damit 

würde auch den unterschiedlichen Rollen gemäss Art. 7 

lit. e.-g. Rechnung getragen.  

[Ergänzung] 

Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

muss die Warenanmeldung mit dem Trans-

portmittel verknüpft werden, mit welchem 

die Ware ein-, aus- oder durchgeführt wer-

den soll (Referenzierung). Die Warenan-

meldung selbst bleibt inhaltlich von der Re-

ferenzierungsmeldung (Referenzierung 

inkl. Mitteilung des Transportverantwortli-

chen und der übrigen transportbezogenen 

Angaben) unberührt. 

IG D 
12 2       Die Warenanmeldung selbst beinhaltet keine transportbe-

zogenen Angaben. Sie bleibt von der Referenzierung in-

haltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Mel-

dung der transportbezogenen Angaben ist eine separate 

Meldung (Referenzierungsmeldung) vorzusehen. Damit 

würde auch den unterschiedlichen Rollen gemäss Art. 7 

lit. e.-g. Rechnung getragen. 

[Ergänzung] 

 

Der Referenzierungspflicht unterliegt die 

Transportverantwortliche oder, wenn es 

keine solche gibt, die Warenverantwortli-

che. Die Warenverantwortliche kann die 

Referenzierung in der Warenanmeldung o-

der mittels Referenzierungsmeldung vor-

nehmen. 
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IG D 
13 4  Eine Aktivierung von Amtes wegen könnte mit verschie-

denen Nachteilen für die Zollpflichtigen verbunden sein. 

Eine Aktivierung von Amtes wegen muss deshalb für die 

Zollpflichtigen vorhersehbar sein und nur dann erfolgen, 

wenn die Aktivierung von aktivierungspflichtigen Perso-

nen nicht rechtzeitig vorgenommen wurde.  

[Änderung] 

Wurde im grenzüberschreitenden Waren-

verkehr die Aktivierung der Warenanmel-

dung nicht fristgerecht vorgenommen, so 

kann das BAZG diese von Amtes wegen 

vornehmen.  

IG D 
14 1  Das BAZG muss technisch sicherstellen, dass die Akti-

vierung jederzeit erfolgen kann, damit die Warenflüsse an 
der Grenze nicht unnötig behindert werden.   

[Ergänzung] 

Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

muss die elektronische Warenanmeldung 

spätestens im Zeitpunkt des Verbringens 

der Ware über die Zollgrenze elektronisch 

aktiviert werden. Das BAZG stellt sicher, 

dass die elektronische Aktivierung unab-

hängig des Wochentages und der Tages-

zeit möglich ist. 

IG D 
14 2  Zollanmeldungen werden verbindlich, sobald diese akti-

viert werden. Die Aktivierung kann anlässlich des Grenz-
übertritts oder im Inland erfolgen. Es ist eine Möglichkeit 
vorgesehen, die Aktivierung periodisch vorzunehmen. 
Aus dem vorgeschlagenen Wortlaut kann jedoch nicht 
entnommen werden, ob die Aktivierung in Zukunft auch 
direkt bei Ankunft beim Empfänger vorgenommen wer-
den kann (zugelassener Empfang und zugelassener Ver-
sand). Da sich dieses, im Übereinkommen vom 20. Mai 
1987 über ein gemeinsames Versandverfahren (gVV-
Übereinkommen; SR 0.631.242.04) verankerte, Verfah-
ren in der Praxis bewährt hat und wesentliche Erleichte-
rungen in der Zollabwicklung für die Wirtschaft bringt, 
sind auf Verordnungsstufe Ausführungsvorschriften vor-
zusehen.  

 

[Ergänzung] 

Der Bundesrat legt fest, in welchen Fällen, 

die Aktivierung nach dem Verbringen über 

die Zollgrenze erfolgen kann. Er regelt das 

vereinfachte Verfahren für Versand und 

Empfang (zugelassener Versand und zuge-

lassener Empfang). Er kann vorsehen, 

dass im grenzüberschreitenden Verkehr 

Warenanmeldungen periodisch aktiviert 

werden können.  
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IG D 
14 6  Auf Verordnungsstufe ist sicherzustellen, dass allfällige 

technische Probleme beim Zoll nicht zu Lasten der Zoll-
pflichtigen ausgelegt werden (z.B. muss eine Ausnahme 
für den Fall vorgesehen werden, dass das technische 
System des BAZG nicht funktioniert oder nicht abrufbar 
ist.) 

[Auf Verordnungsstufe zu berücksichtigen] 

IG D 
15 1       Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) ist auf den 

Sicherheitsaspekt beschränkt. Die Bedingungen für Ver-

fahrenserleichterungen sind unabhängig davon festzule-

gen (vgl. dazu Antrag zu Art. 14 Abs. 2).  

 

 

[Ergänzung] 

Im Zusammenhang mit den internationalen 

Bestrebungen und Verpflichtungen der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft zur 

Sicherung der Lieferkette verleiht das 

BAZG Personen, die im Zollgebiet oder in 

den Zollausschlussgebieten ansässig sind, 

auf Gesuch den Status des zugelassenen 

Wirtschaftsbeteiligten (Authorised Econo-

mic Operator, AEO), wenn sie die folgen-

den Voraussetzungen erfüllen:  

IG D 
15 2       Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) ist auf den 

Sicherheitsaspekt beschränkt. Die Bedingungen für Ver-

fahrenserleichterungen sind unabhängig vom Status ei-

nes AEO festzulegen. (vgl. dazu Antrag zu Art. 14 Abs. 2) 

[Änderung] 

Der Bundesrat regelt die Voraussetzungen 

und das Bewilligungsverfahren im Einzel-

nen. 

IG D 
16 1       Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

Warenverantwortliche Zolldienstleister frei wählen kön-

nen (= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz).  

[ersatzlos streichen] 

IG D 
16 2       Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

Warenverantwortliche Zolldienstleister frei wählen kön-

nen (= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz). Es be-

[Ergänzung] 

Der Bundesrat regelt die Eignungsvoraus-

setzungen für Datenverantwortliche, wel-

che nicht im schweizerischen Staatsgebiet 
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steht somit kein Regelungsbedarf, zumindest nicht für in-

ländische Datenverantwortliche. Für ausländische Daten-

verantwortliche sollen jedoch Voraussetzungen festgelegt 

werden, unter welchen eine Tätigkeit in der Schweiz zu-

gelassen werden kann, damit Forderungen der Importeur 

und des BAZG wirksam durchgesetzt werden können 

(z.B. Zustelladresse in der Schweiz, Versicherung etc.).  

und nicht in den Zollanschlussgebieten an-

sässig sind. 

IG D 
18 3  Auch bei nicht angemeldeten Waren sind bei der Veran-

lagung von Amtes wegen Abgabenermässigungen wie 

Präferenzzölle, Kontingentzollansätze bei vorhandenen 

Kontingenten etc. zu berücksichtigen. Die Nichtberück-

sichtigung dieser Ermässigungen, obschon diese bei ei-

ner ordnungsgemässen Zollanmeldung zugestanden 

würden, führt regelmässig zu stossenden und punitiv an-

mutenden Nachforderungen.  

[Ergänzung] 

Nicht angemeldete Waren werden von Am-

tes wegen veranlagt. Ermässigungen von 

Einfuhr-, Ausfuhr- und Inlandabgaben, wel-

che der Warenverantwortlichen bei ord-

nungsgemässer Warenanmeldung offen-

sichtlich gewährt worden wären, sind auch 

bei der Veranlagung von Amtes wegen zu 

gewähren. 

IG D 
18 5 

(neu) 

      Wir beantragen, im Gesetz vorzusehen, dass das BAZG 

die Abgaben bei inländischen Abgabepflichtigen gesam-

melt und periodisch erhebt und veranlagt, auch wenn die 

Warenanmeldung sendungsbezogen eingereicht und ak-

tiviert wird. Dies würde die Verzollungsprozesse wesent-

lich vereinfachen und die Effizienz sowohl auf der Seite 

der Abgabepflichtigen wie auch auf der Seite der Zollver-

waltung vereinfachen.  

[neu] 

Bei Warenverantwortlichen mit Sitz im 

schweizerischen Staatsgebiet oder in den 

Zollanschlussgebieten veranlagt das BAZG 

die Abgaben zusammengefasst je Kalen-

dermonat oder -vierteljahr (periodische 

Veranlagung). Wünscht die Warenverant-

wortliche nicht ausdrücklich die periodische 

Veranlagung je Kalendermonat, erfolgt 

diese je Kalendervierteljahr. Die Warenver-

antwortliche kann mit der Warenanmeldung 

eine Einzelveranlagung für diese Warenan-

meldung verlangen. 
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IG D 
21 1 a Die inländische Warenverantwortliche muss nur dann Ab-

gabenschuldnerin sein, wenn die Ein-, Aus- oder Durch-

fuhr tatsächlich in ihrer Verantwortung liegt. Andernfalls 

kann die Erhebung der Abgaben bei der Warenverant-

wortlichen zu stossenden Ergebnissen führen (vgl. auch 

Begründung zum Ergänzungsantrag betr. Art. 7 lit. e Ziff. 

1).  

[Ergänzung] 

Die Warenverantwortliche nach Artikel 7 

Buchstabe e Ziffer 1, wenn die Ware im ei-

genen Namen ein-, aus- oder durchgeführt 

wurde und, sofern eine Datenverantwortli-

che an der Warenanmeldung beteiligt ist, 

die Datenverantwortliche über einen direk-

ten und schriftlichen Auftrag der Warenver-

antwortlichen verfügt;  

IG D 
21 2  Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann Abga-

benschuldner, wenn die Ein-, Aus- oder Durchfuhr tat-

sächlich in ihrer Verantwortung liegt (vgl. Begründung 

zum Ergänzungsantrag zum Art. 21 Abs. 1 und Art. 7 lit. 

e Ziff. 1). 

[Ergänzung] 

Das BAZG macht die Abgabeschuld bei 

der Warenverantwortlichen geltend, sofern 

diese gemäss dem vorstehenden Absatz 

Abgabenschuldnerin ist, ansonsten direkt 

bei der Datenverantwortlichen oder der 

Transportverantwortlichen. Kann eine Ab-

gabenschuldnerin oder ein Abgabenschuld-

ner die Abgabeschuld ganz oder teilweise 

nicht tilgen und ist eine genügende Sicher-

stellung nicht möglich, so haften die ande-

ren Abgabeschuldnerinnen oder Abgabe-

schuldner solidarisch. Der Rückgriff unter 

ihnen richtet sich nach dem Obligationen-

recht. 

IG D 
21 3  Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann Abga-

benschuldnerin, wenn die Ein-, Aus- oder Durchfuhr tat-

sächlich in ihrer Verantwortung liegt. Das ist bei Massen-

geschäften der Post- und Kuriersendungen nicht der Fall, 

weshalb bei Umsetzung unserer Anträge zu Art. 21 Abs. 

1 und 2 eine entsprechende Ausnahme nicht notwendig 

ist.   

[Änderung] 

Der Bundesrat kann im grenzüberschreiten-

den Reiseverkehr eine von Absatz 2 abwei-

chende Reihenfolge für die Belangung der 

Abgabeschuldnerinnen und Abgabeschuld-

ner festlegen.  
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IG D 
22 1  Mit unseren Anträgen zu Art. 7 lit. e Ziff. 1 sowie Art. 21 

wollen wir insbesondere verhindern, dass die Warenver-
antwortliche ohne jegliches Verschulden und/oder Zutun 
für Zollnachforderungen belangt wird, die sie nicht verur-
sacht bzw. mitverschuldet hat. Wird die Warenverant-
wortliche immer und primär belangt, ohne Rücksicht da-
rauf, dass sie z.B. Verzollen an einen Datenverantwortli-
chen delegiert hat, führt das zu unhaltbaren und willkürli-
chen Ergebnissen, dass die Warenverantwortliche für 
den von Dritten verursachten Schaden haftet und sich 
später gleichzeitig an diesem Dritten gar nicht schadlos 
halten kann, weil dieser z.B. die Haftung vertraglich weg-
gebunden hat oder gar keine Vertragsbeziehung mit die-
sem Dritten besteht. Denn sehr viele Zollbegünstigungen 
(Präferenzzolle, zollrechtliche Kontingente) werden im 
heutigen System nur dann gewährt, wenn die Verzollung 
von Anfang an korrekt durchgeführt wird. Bei Nachforde-
rungen werden diese Begünstigungen – selbst wenn ein 
Anspruch im Zeitpunkt der Verzollung bestanden hätte - 
nicht anerkannt (vgl. dazu aber den Antrag betr. Art. 39 
Abs. 2). Es ist sachgerecht und entspricht dem generel-
len Gerechtigkeitsempfinden in der schweizerischen 
Rechtsordnung, dass derjenige den Schaden zu ersetzen 
hat, der diesen auch verschuldet hat.  

[neu/Änderung] 

Haftung im Falle von Leistungs- und Rück-

leistungspflichten nach Art. 12 VStrR 

 

Wenn die Abgabe in Anwendung von Artikel 

12 des Bundesgesetzes vom 22. März 1974 

über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) er-

hoben oder rückerstattet wird, macht das 

BAZG die Abgabeschuld vorerst bei derjeni-

gen Abgabenschuldnerin, die an der Wider-

handlung gegen die Verwaltungsgesetzge-

bung des Bundes ein Verschulden trifft. 

Kann diese die Abgabeschuld ganz oder 

teilweise nicht tilgen und ist eine genügende 

Sicherstellung nicht möglich, so haften die 

anderen Abgabeschuldnerinnen oder Abga-

beschuldner solidarisch. Der Rückgriff unter 

ihnen richtet sich nach dem Obligationen-

recht.  

IG D 
22 2  Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 22 Abs. 

1.  

[ersatzlos streichen] 

IG D 
23   Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 10 Abs. 

3.   

[Änderung] 

 

Die Transportverantwortliche haftet nicht 

solidarisch, wenn sie nicht in der Lage war 

zu erkennen, ob die Ware richtig angemel-

det worden ist.  
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IG D 
27 1       Mit dem Ergänzungsantrag betr. Art. 18 Abs. 5 beantra-

gen wir, im Gesetz vorzusehen, dass das BAZG die Ab-

gaben bei inländischen Abgabepflichtigen gesammelt 

und periodisch erhebt und veranlagt, auch wenn die Wa-

renanmeldung sendungsbezogen eingereicht und akti-

viert wird. Entsprechend soll die Abgabeschuld mit deren 

Veranlagung fällig werden.  

[Änderung] 

Die Abgabeschuld wird mit ihrer Verfügung 

fällig.  

IG D 
28 2       Wir beantragen, dass inländischen Abgabenschuldnerin-

nen eine Zahlungsfrist von 60 Tage gewährt wird und auf 

eine Sicherstellung grundsätzlich verzichtet wird.  

[Änderung] 

Für Abgabeschulden von Personen mit Sitz 

im schweizerischen Staatsgebiet oder in 

den Zollanschlussgebieten beträgt die Zah-

lungsfrist, sofern andere Abgabeerlasse 

gemäss Artikel 4 nichts anderes vorsehen, 

60 Tage. Bis zum Ablauf dieser Zahlungs-

frist verzichtet das BAZG auf eine Sicher-

stellung der Abgabeforderung gemäss dem 

2. Kapitel dieses Titels, ausser in den Fäl-

len gemäss Artikel 32 Absatz 2. In den üb-

rigen Fällen legt das BAZG die Zahlungs-

fristen und die Voraussetzungen für Zah-

lungserleichterungen fest. 

IG D 
31  c Das BAZG sollte ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen.  

[ersatzlos streichen] 

IG D 
32 1 c Gemäss dieser neuen Bestimmung soll bei Widerhand-

lungen immer eine Sicherstellung verlangt werden. Das 

ist nicht sachgerecht, da eine Widerhandlung nicht auto-

matisch bedeutet, dass die Bezahlung der Zollschuld ge-

fährdet sein könnte. Wir beantragen, diese Bestimmung 

zu streichen. 

[ersatzlos streichen] 
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IG D 
32 2 c Der erste Halbsatz sollte mit «Geschäftssitz» ergänzt 

werden, um den Eindruck zu vermeiden, dass nur natürli-

che Personen gemeint sein könnten.  

[Ergänzung] 

die Abgabeschuldnerin oder der Abgabe-

schuldner keinen Wohn- oder Geschäfts-

sitz in der Schweiz hat oder Anstalten trifft, 

den Wohn- oder Geschäftssitz oder die Be-

triebsstätte in der Schweiz aufzugeben o-

der sich im schweizerischen Handelsregis-

ter löschen zu lassen.  

IG D 
33             Vgl. in diesem Zusammenhang den Antrag betr. Art. 28 

Abs. 2. Während der Zahlungsfrist von 60 Tagen soll für 

inländische Abgabenschuldnerinnen keine Sicherstellung 

verlangt werden.  

[Ergänzung] 

Abgabeforderungen werden, soweit vorge-

sehen, durch eine Sicherheitsleistung si-

chergestellt. Vorbehalten bleibt Artikel 28 

Absatz 2. Können sie damit nicht genügend 

sichergestellt werden, so erlässt das BAZG 

eine Sicherstellungsverfügung oder macht 

das Pfandrecht geltend. 

IG D 
39   Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Be-

dingungen (vgl. dazu den Antrag für einen neun Artikel 

39 Absatz 2).  

[Änderung] 

Hat das BAZG eine von ihm zu erhebende 

Abgabe nicht oder zu niedrig oder einen 

zurückerstatteten Abgabenbetrag zu hoch 

festgesetzt, so kann es den geschuldeten 

Betrag nachfordern, wenn es die entspre-

chende Absicht innerhalb der Verjährungs-

frist der Abgabeschuld gemäss Artikel 30 

Absatz 1 mitteilt.  

IG D 
39 2 

(neu) 

 Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Be-

dingungen.  

 

[neu] 

Die Abgabenschuldnerin oder der Abga-

benschuldner kann eine zum Zeitpunkt der 

Aktivierung der Warenanmeldung zulässige 

Abgabenbefreiung oder -ermässigung bzw. 
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Eventualiter ist zumindest in Anlehnung an Art. 212a EU-

Zollkodex (Abgabenbefreiung trotz Unregelmässigkeiten) 

eine wirtschaftsfreundliche Regelung für Nachforderungs-

verfahren vorzusehen.  

eine zu diesem Zeitpunkt zulässige Rück-

erstattung von Abgaben auch nachträglich 

geltend machen und zwar bis zum Ablauf 

der Verjährungsfrist der Abgabeschuld ge-

mäss Artikel 30 Absatz 1. 

 

[Eventualantrag] 

Im Rahmen des Nachforderungsverfahrens 

kann die Abgabenschuldnerin oder der Ab-

gabenschuldner eine zum Zeitpunkt der 

Aktivierung der Warenanmeldung zulässige 

Abgabenbefreiung oder -ermässigung bzw. 

eine zu diesem Zeitpunkt zulässige Rück-

erstattung von Abgaben nachträglich gel-

tend machen. 

 

IG D 
41 1 c Es sollte korrekterweise Art. 39 und nicht Art. 38 referen-

ziert werden.  

[Änderung] 

wenn die Gesuchstellerin oder der Gesuch-

steller unverschuldet eine Nachforderung 

nach Artikel 39 des vorliegenden Gesetzes 

oder nach Artikel 12 VStrR leisten muss, 

die offensichtlich stossend erscheint. 

 

IG D 
44 5 e Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sollten nicht an 

AEO-Kriterien und Mindestmengen gebunden werden 

und sollten auch für kleine Unternehmen erhältlich sein. 

[Änderung] 

Das Vorhandensein einer geeigneten Infra-

struktur;  

IG D 
44 5 f Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 44 Abs. 

5 lit. e. 

[ersatzlos streichen] 
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IG D 
44 5 g Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 44 Abs. 

5 lit. e. 

[ersatzlos streichen]  

IG D 
44 6  Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 44 Abs. 

5 lit. e. 

[ersatzlos streichen]  

IG D 
49   Systemausfälle beim BAZG sollen nicht zum Mehrauf-

wand bei den Wirtschaftsbeteiligten führen.  

[Ergänzung] 

Der Bundesrat regelt die verfahrensrechtli-

chen Modalitäten für den Fall, dass das In-

formationssystem nach Artikel 67 ausfällt 

oder nicht erreichbar ist. Aufforderungen an 

die Wirtschaftsbeteiligten, bereits getätigte 

elektronische Eingaben zu wiederholen o-

der ein papierbasiertes Notfallverfahren an-

zuwenden, sind unzulässig. 

IG D 
52 3  Eine Holschuld des Verfügungsadressaten im Zusam-

menhang mit einem Verfügungserlass führt zur Risikover-

lagerung zu Lasten der Wirtschaft. Wir beantragen, dass 

– analog zum schriftlichen Verfügungserlasse - zumin-

dest eine Information an den Verfügungsadressaten er-

gehen muss, dass neue Dokumente zur Abholung bereit 

stehen.  

[neu] 

Das BAZG teilt auf eine vom Adressaten 

angegebene E-Mail-Adresse mit, wenn 

neue Dokumente im Informationssystem 

nach Artikel 67 übermittelt worden sind. 

IG D 
53 3  Der Wortlaut dieser Bestimmung sollte dem Wortlaut von 

Art. 20 Abs. 3 VwVG entsprechen.  

[Änderung] 

Fällt das Ende einer Frist auf einen Sams-

tag, einen Sonntag oder einen vom Bun-

desrecht oder vom kantonalen Recht aner-

kannten Feiertag, so endet die Frist am 

nächsten Werktag.  
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IG D 
54   Wir erachten den beantragten Zusatz als erforderlich, um 

den Eindruck zu vermeiden, die Bestimmung in Art. 54 

gehe der Regelung zur Akteneinsicht gemäss VwVG inso-

fern vor, als dass Art. 26 f. VwVG nicht zur Anwendung 

kämen (vgl. Art.47). Die Vorschrift der elektronischen Ak-

teneinsicht soll lediglich die Beschränkung der Form der 

Akteneinsicht gemäss VwVG beinhalten. 

[Ergänzung] 

Die Akteneinsicht erfolgt elektronisch. Im 

Übrigen richtet sie sich nach dem VwVG. 

IG D 
56 1  Die Aufbewahrungsfrist von Daten und Dokumenten ist 

auf die aktuell geltende relative Verjährungsfrist zu redu-

zieren, um übermässige Aufbewahrungskosten zu ver-

meiden. 

[Änderung] 

 

Daten und Dokumente, die für die Anwen-

dung dieses Erlasses erforderlich sind, sind 

bis zum Eintritt der Verjährungsfrist ge-

mäss Artikel 30 Absatz 1 sorgfältig und 

systematisch aufzubewahren und vor 

schädlichen Einwirkungen zu schützen. 

IG D 
58 1  Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Be-

dingungen. 

[Änderung] 

 

Gegen Verfügungen des BAZG kann bei 

diesem fünf Jahre nach Ablauf des Kalen-

derjahres, in der sie eröffnet worden ist, 

Einsprache erhoben werden. 

IG D 
61   Wir können nicht nachvollziehen, weshalb der Rechts-

schutz gerade bei Verfügungen, die für die Unternehmen 

regelmässig mit hoher finanzieller Belastung verbunden 

sind, verkürzt werden soll. Gerade in diesen Fällen be-

darf es in unseren Augen einen effektiven Rechtsmittel-

wegs mit zumindest einer verwaltungsinternen Beschwer-

[Änderung] 

Gegen die folgenden Verfügungen des 

Verwaltungsverfahrens kann eine verwal-

tungsinterne Beschwerde gemäss Artikel 

60 erhoben werden: 

a) Verfügungen über Leistungs- und 

Rückleistungspflichten nach Artikel 

12 VStrR; 
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deinstanz. Wir beantragen deshalb, dass für die Anfech-

tung der in lit. a und b genannten Verfügungen zumindest 

der Beschwerdeweg gemäss Art. 60 offensteht.   

b) Feststellungsverfügungen betref-

fend gefährdete und hinterzogene 

Abgaben die das BAZG im Rahmen 

eines Verwaltungsstrafverfahrens 

erlässt.  

Im Übrigen richtet sich der Rechtsweg 

nach dem dritten Abschnitt des VwVG.  

IG D 
62 1       Das BAZG sollte ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[Ergänzung/Änderung] 

Das Verfahren auf Erlass einer Verfügung 

oder einer Bewilligung nach diesem Ge-

setz, einem Abgabeerlass gemäss Artikel 4 

und das Einspracheverfahren gemäss dem 

2. Abschnitt sind kostenlos. Es wird keine 

Parteientschädigung ausgerichtet. 

 

IG D 
62 2 b Das BAZG sollte ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[ersatzlos streichen] 

IG D 
63             Das BAZG sollte ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[ersatzlos streichen] 

IG D 
neu 

(nach 

Art. 

67) 

  Mit der Einführung des E-DSG wird der Schutz der juristi-

schen Personen insofern aufgehoben, als dass diese nicht 

mehr in den Geltungsbereich des E-DSG fallen. Damit 

werden auch die datenschutzrechtlichen Betroffenen-

rechte der juristischen Personen aufgehoben. Die im Zu-

sammenhang mit der Einführung des E-DSG vorgesehe-

nen Anpassungen des Regierungs- und Verwaltungsorga-

nisationsgesetzes (SR 172.010; RVOG) sowie des Bun-

[neu] 

Auskunftsrecht 

1 Jede juristische Person und Person ohne 

eigene Rechtspersönlichkeit kann vom 

BAZG Auskunft darüber verlangen, ob Da-

ten über sie bearbeitet werden. 
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desgesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip der Verwal-

tung (SR 152; BGÖ) wiegen diesen Wegfall nicht auf, zu-

mal die erwähnten Gesetze einen anderen Zweck als den 

Schutz der Integrität der Daten der betroffenen juristischen 

Personen verfolgen. Art. 57t E-RVOG sieht folgende Be-

stimmung vor: «Das anwendbare Verfahrensrecht regelt 

die Rechte der betroffenen juristischen Personen». Damit 

ist jedoch noch nicht gewährleistet, dass eine betroffene 

juristische Person die Möglichkeit hat, die sie betreffenden 

Daten (und nicht die das Verfahren betreffenden Akten) 

einzusehen und gegebenenfalls durch die zuständige Be-

hörde berichtigen zu lassen. Aus diesem Grund erachten 

wir die Aufnahme einer zusätzlichen Bestimmung zum 

Schutze der Daten der juristischen Personen (zumindest 

im Zusammenhang mit der Herausgabe und der Berichti-

gung) als angemessen.  

2 Die betroffene juristische Person oder Per-

son ohne eigene Rechtspersönlichkeit er-

hält diejenigen Informationen, die erforder-

lich sind, damit eine transparente und kor-

rekte Datenbearbeitung gewährleistet ist. 

3 Das BAZG muss kostenlos Auskunft ertei-

len. Der Bundesrat kann Ausnahmen vorse-

hen, namentlich wenn der Aufwand unver-

hältnismässig ist. 

4 Die Auskunft wird in der Regel innerhalb 

von 30 Tagen auf elektronischem Wege er-

teilt. 

 

IG D 
81   Die Einhaltung von Qualitätsanforderungen und Umwelt-

aspekten ist gesetzlich vorgeschrieben. Wir erwarten da-

her bei der physischen Kontrolle von Waren, dass für die 

Nahrungsmittel-, Chemie- und Pharmaindustrie im Ge-

setz verankert wird, dass eine Zollkontrolle nur nach er-

folgter Rücksprache mit den betroffenen Unternehmen 

durchgeführt werden darf. Die Unternehmen sollen das 

Recht erhalten eine physische Kontrolle vor Ort abzu-

lehnen und einen geeigneten Ort für die Kontrolle festzu-

legen. Die dabei anfallenden Kosten sollen nicht an die 

Betriebe weiterverrechnet werden. 

[Ergänzung] 

Das BAZG kann alle Handlungen an Wa-

ren vornehmen, die zur Feststellung des 

Sachverhalts notwendig sind. Es ist insbe-

sondere befugt, Warenproben zu entneh-

men. Dabei ist das BAZG an die zwin-

gende Gesetzgebung bezüglich der Waren 

bei sonstiger Schadenersatzpflicht gebun-

den und hält mit geeigneten Schutzmass-

nahmen und Verfahren namentlich die An-

forderungen der Arzneimittel- (insb. GDP), 

Chemikalien- und der Lebensmittelgesetz-

gebung ein.  

IG D 
81 2 

(neu) 

 Das Resultat einer physischen oder nachgelagerten Kon-

trolle soll in Zukunft den Unternehmen zeitnah und voll-

umfänglich eröffnet werden, damit diese organisatorische 

[neu] 
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sowie prozessuale Vorkehrungen treffen können, um ge-

setzliche Abweichungen zu verhindern. 

Das BAZG teilt den betroffenen Personen 

das Ergebnis der Warenkontrolle unverzüg-

lich mit.  

IG D 
83 1       Das BAZG bzw. die Zollgesetzgebung darf nicht in die 

Geschäftsbeziehungen zwischen den Wirtschaftsbeteilig-

ten eingreifen. 

[ersatzlos streichen] 

IG D 
107a 

(neu) 

  Für die betroffenen natürlichen und juristischen Personen 

ist es wichtig, dass sie sich über die Praxis des BAZG in-

formieren können und sich an erlassenen Richtlinien und  

gefällten Entscheiden und Urteilen orientieren können. Ak-

tuell besteht in diesem Bereich zu wenig Transparenz, was 

es für alle Beteiligten schwierig macht, die Praxis zu ken-

nen und nachzuvollziehen.  

Aus diesem Grund beantragen wir eine (neue) Bestim-

mung, die dieser Lücke Abhilfe schaffen soll. Einerseits 

wäre die Veröffentlichung von relevanten Entscheiden des 

BAZG sowie der Zugang zu praxisrelevanten Richtlinien 

und Merkblättern sehr hilfreich. Überdies beantragen wir 

eine Bestimmung, wonach das BAZG die Gerichtsurteile, 

die basierend auf dem BAZG gefällt werden, sammelt und 

periodisch, beispielsweise in einem jährlichen Bericht, zu-

mindest auszugsweise veröffentlicht. Begrüssenswert 

wäre auch eine jährliche Zusammenstellung sämtlicher re-

levanten Entscheide des BAZG in Kombination mit ent-

sprechenden Gerichtsurteilen. Auch die Veröffentlichung 

von Rechtsmittelentscheiden von grosser Bedeutung 

würde zu mehr Transparenz und Rechtssicherheit beitra-

gen.  

1 Das BAZG kann seine Entscheide sowie 

Richtlinien oder Merkblätter, die für die Pra-

xis des BAZG relevant sind, veröffentli-

chen. 

2 Die Gerichte stellen dem BAZG die Ur-

teile, die in Anwendung dieses Gesetzes 

gefällt werden, unaufgefordert und in voll-

ständiger Abschrift zu. Das BAZG sammelt 

diese Urteile und kann sie periodisch veröf-

fentlichen. 

IG D 
127a             Die Mitsprache der Wirtschaft bei der Weiterentwicklung 

des Zollrechts ist mit einem Konsultativgremium sicherzu-

stellen (analog zur MWST). 

[neu] 
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1 Der Bundesrat setzt ein Konsultativgre-

mium, bestehend aus Vertretern und Ver-

treterinnen der abgabepflichtigen Perso-

nen, der Kantone, der Wissenschaft, der 

Zollpraxis und der Konsumenten und Kon-

sumentinnen, ein.  

2 Das Konsultativgremium berät Anpassun-

gen dieses Gesetzes, des Bundesgesetzes 

über die Zollpflicht und die Bemessung der 

Zollabgaben (Zollabgabengesetz, ZoG), 

des Zolltarifgesetzes (ZTG) und der ge-

stützt darauf erlassenen Ausführungsbe-

stimmungen, Praxisfestlegungen und 

Richtlinien bezüglich der Auswirkungen auf 

die steuerpflichtigen Personen und die 

Volkswirtschaft. 

3 Es nimmt zu den Entwürfen Stellung und 

kann selbstständig Empfehlungen für Än-

derungen abgeben. 

IG D 
128             Das BAZG beschränkt sich auf seine Aufgabe als Bun-

desbehörde. Die Zollgesetzgebung darf das BAZG nicht 

zur Erschliessung neuer Geschäftsfelder legitimieren. 

Das BAZG tritt nicht in Konkurrenz zu privaten Anbietern 

gewerblicher Leistungen. 

[ersatzlos streichen] 

IG D 
129             Vgl. Begründung zu Art. 128 [ersatzlos streichen] 

IG D 
135a 

(neu) 

  Im Jahr 2001 verurteilte der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte die Schweiz i.S. J.B. v. Schweiz (Urteil 

Nr. 31827/96) wegen Verletzung von Art. 6 Abs. 1 EMRK, 

konkreter wegen Nichteinhaltung des Selbstbelastungs-

verbots («nemo tenetur se ipsum accusare»). Daraufhin 

[neu] 

Stellung der beschuldigten Person 

1 Die Einleitung eines Strafverfahrens wird 

der beschuldigten Person schriftlich mitge-

teilt. Es wird ihr Gelegenheit gegeben, sich 
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erliess der Bundesgesetzgeber die heutigen Bestimmun-

gen in Art. 153 Abs. 1bis, Art. 183 Abs. 1 Satz 2, Art. 183 

Abs. 1bis DBG sowie in Art. 57a Abs. 2 StHG (vgl. auch 

Art. 113 StPO). Da sich in parallel durchgeführten Nach-

forderungs- und Zollhinterziehungsverfahren die gleiche 

Problematik stellt und auch in diesem Bereich eine Verur-

teilung der Schweiz durch den EGMR droht, ist im neuen 

BAZG-VG eine entsprechende Bestimmung zur Wahrung 

der Anforderungen der EMRK aufzunehmen.  

zu der gegen sie erhobenen Anschuldigung 

zu äussern; sie wird auf ihr Recht hinge-

wiesen, die Aussage und ihre Mitwirkung 

zu verweigern. 

2 Beweismittel aus einem Nachforderungs-

verfahren dürfen in einem Strafverfahren 

nur dann verwendet werden, wenn sie 

ohne jeglichen Zwang beschafft wurden. 

IG D 
140        Das BAZG sollte, ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[ersatzlos streichen] 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 

Die Strafverfolgung betrifft alle Wirtschaftsbeteiligte in gleichem Aus-

mass.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

        

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) [Änderungen wer-

den kursiv hervorgehoben] 

IG D 
MWSTG 18 1       Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuerge-

setz wird bei steuerpflichtigen Personen direkt 

durch die Eidg. Steuerverwaltung erhoben. 

[Ergänzung] 

Der Inlandsteuer unterliegen die im 

Inland durch steuerpflichtige Perso-

nen gegen Entgelt erbrachten Leis-

tungen sowie die Einfuhr von Ge-

genständen durch steuerpflichtige 

Personen; sie sind steuerbar, soweit 

dieses Gesetz keine Ausnahme vor-

sieht. 

IG D 
MWSTG 50             Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuerge-

setz wird bei steuerpflichtigen Personen direkt 

durch die Eidg. Steuerverwaltung erhoben. 

[Änderung] 

Für die Steuer auf der Einfuhr von 

Gegenständen durch nichtsteuer-

pflichtige Personen gilt die Zollge-

setzgebung, soweit die nachfolgen-

den Bestimmungen nichts anderes 

anordnen. 

Fehler! Verweis-

quelle konnte 

nicht gefunden 

werden. 

LMG 30a             Die Scheinkäufe im Bereich des Lebensmit-

telrechts haben mit der vorliegenden Vorlage 

und zollrechtlichen Themen nichts zu tun. 

Die für Art. 30a LMG vorgesehene Bestim-

mung würde hier durch die Hintertür einge-

führt, ohne dass die von dieser Bestimmung 

betroffenen Parteien eine Möglichkeit haben, 

Stellung dazu zu nehmen. Es kommt der 

[ersatzlos streichen] 
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Verdacht auf, dass die Bestimmung auf die-

sem Wege eingeführt werden soll, um Dis-

kussionen mit den betroffenen Akteuren zu 

vermeiden. Das geht nicht an und steht klar 

im Widerspruch zu Art. 2 VlG, wonach Ver-

nehmlassungsverfahren bezwecken, Auf-

schluss über die sachliche Richtigkeit, die 

Vollzugstauglichkeit und die Akzeptanz eines 

Vorhabens des Bundes zu geben und den 

Betroffenen die Möglichkeit einzuräumen, 

sich an der Meinungsbildung und Entscheid-

findung des Bundes zu beteiligen. Wird eine 

völlig sachfremde Bestimmung in einem Ge-

setz, das mit der zu beurteilenden Vorlage 

nichts zu tun hat, nebenbei eingeführt, so 

wird den betroffenen Kreisen diese Möglich-

keit der Beteiligung genommen. Eine allfäl-

lige Bestimmung im LMG zum Thema 

Scheinkäufe wäre – wenn überhaupt – im 

Rahmen der nächsten LMG-Revision zu be-

handeln.  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

Allgemeine Vorbemerkungen → siehe Allgemeine Bemerkungen zum BAZG-Vollzugsaufgabengesetz. 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) [Änderungen werden kursiv her-

vorgehoben] 

IG D 
3 1       Waren sind nur zollpflichtig, wenn sie Einfuhrabgaben 

oder Ausfuhrabgaben unterliegen oder Gegenstand 

von Rückerstattungen oder nichtabgaberechtlichen Er-

lassen sind oder im Verkehr mit «unsicheren» Gebie-

ten. 

[Ergänzung] 

Waren, die ein- oder ausgeführt werden, 

sind zollpflichtig, wenn: 

a. sie vom BAZG zu erhebenden Ein- oder 

Ausfuhrabgaben gemäss Artikel 4 BAZG-

VG unterliegen und gemäss Zolltarifge-

setz (ZTG) nicht zollfrei sind; oder 

b. die Warenverantwortliche gemäss Artikel 

7 BAZG-VG dafür Rückerstattungen von 

Einfuhr-, Ausfuhr- oder Inlandabgaben 

geltend macht; oder  

c. sie einer Warenbestimmung gemäss Arti-

kel 11 Buchstabe g oder h BAZG-VG zu-

geführt werden; oder 

d. auf sie eine ein-, aus- oder durchfuhrspe-

zifische Massnahme (z. B. eine Bewilli-

gungspflicht) nach einem nichtabgabe-

rechtlichen Erlass Anwendung findet und 

das BAZG mit entsprechenden Vollzugs-

aufgaben betraut ist; oder 

e. sie direkt von ausserhalb des gemeinsa-

men Sicherheitsraumes gemäss dem Ab-

kommen zwischen der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft und der Europäischen 

Gemeinschaft über die Erleichterung der 
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Kontrollen und Formalitäten im Güterver-

kehr und über zollrechtliche Sicherheits-

massnahmen (ZESA) stammen oder di-

rekt nach ausserhalb dieses Sicherheits-

raumes gelangen. 

IG D 
3 3 

(neu) 

      Waren sind nur zollpflichtig, wenn sie Einfuhrabgaben 

oder Ausfuhrabgaben unterliegen oder Gegenstand 

von Rückerstattungen oder nichtabgaberechtlichen Er-

lassen sind oder im Verkehr mit «unsicheren» Gebie-

ten. 

[neu] 

Die Warenverantwortliche kann für nicht 

zollpflichtige Waren gemäss Absatz 1 die 

Warenanmeldung gemäss BAZG-VG, 2. Ti-

tel durchführen. Unterlässt sie dies, meldet 

sie die warenbezogenen Daten, welche für 

die Aussenhandelsstatistik gem. Zolltarifge-

setz (ZTG) zwingend notwendig sind, dem 

BAZG zusammengefasst je Kalendermonat. 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

4 1 d Die Zollabgaben sind bei unveränderter Ausfuhr der 

Waren generell rückzuerstatten. 

[Änderung] 

Waren, die in den freien Verkehr eingeführt 

worden sind und innerhalb der Verjährungs-

frist der Abgabeschuld gemäss Artikel 30 

Absatz 1 BAZG-VG unverändert oder we-

gen eines bei ihrer Verarbeitung im Zollge-

biet festgestellten Mangels verändert wieder 

ins Zollausland ausgeführt werden. 

IG D 
4 2       Die Zollabgaben sind bei unveränderter Ausfuhr der 

Waren generell rückzuerstatten. 

[Ergänzung] 

Der Bundesrat kann vorsehen, dass auslän-

dische Rückwaren gemäss Absatz 1 Buch-

stabe d, die im Zollgebiet vernichtet oder als 

Futtermittel verwendet werden, ganz oder 

teilweise zollfrei sind. Er regelt das Verfah-

ren der Rückerstattung von bereits geleiste-

ten Zollabgaben. 
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IG D 
9 2 a Ungenügende und/oder zweideutige Warenbeschrei-

bungen in der Zollanmeldung können in Zukunft zur 

“automatischen” Anwendung einer anderen in Frage 

kommenden Zolltarifnummer führen, weil diese einen 

höheren Zollansatz aufweist. Wir lehnen diese vorge-

schlagene Bestimmung ab. Unseres Erachtens kann 

diese Bestimmung zu einer willkürlichen höheren Ab-

gabenerhebung durch die Zollbehörden führen (eventu-

ell sogar mit Strafrelevanz). Unseres Erachtens bilden 

die Zolltarifnummer und die Warenbeschreibung eine 

die Ware beschreibende Einheit. Eine alleinige Fokus-

sierung auf die Warenbeschreibung ist im Sinne des 

HS-Systems nicht wünschenswert und ihm Rahmen 

der Digitalisierung auch nicht modern. Wo möglich sol-

len Angaben immer codiert an die Zollverwaltung über-

mittelt werden können (z. B. die Wiederausfuhrfrist o-

der die Kontrollstelle im Veredelungsverkehr anstelle in 

der Warenbeschreibung im Feld besondere Bemerkun-

gen der Warenposition). 

[ersatzlos streichen] 

IG D 
9 2 b Wir lehnen diese «Strafzölle» ab und fordern, dass 

auch in Nachforderungsverfahren, Zollermässigungen 

und -befreiungen gewährt werden. Vgl. im Übrigen Be-

gründung zu Art. 39 Abs. 2 BAZG-VG.  

[ersatzlos streichen] 

IG D 
9       4 

(neu) 

Abgabenermässigungen können berücksichtigt wer-

den, auch wenn Waren nicht oder zu wenig differen-

ziert angemeldet werden. 

[neu/Eventualantrag zu Anträgen betr. Art. 9 

Abs. 2] 

Offensichtlich gültige Ermässigungen von 

Zollabgaben können auch in den Fällen ge-

mäss Absatz 2 und 3 geltend gemacht wer-

den. 
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IG D 
10 1       Zolltarif- und Ursprungsauskünfte sind unabhängig der 

Warenein- oder -ausfuhr anfechtbar. Zusätzlich können 

Zollwertauskünfte beantragt werden. 

[Änderung] 

Das BAZG verfügt gemäss dem Bundesge-

setz über das Verwaltungsverfahren (Ver-

waltungsverfahrensgesetz, VwVG) auf 

schriftliche Anfrage hin die zolltarifarische 

Einreihung, den Zollwert gemäss dem Ab-

kommen zur Errichtung der Welthandelsor-

ganisation sowie den nichtpräferenziellen 

und den präferenziellen Ursprung von Wa-

ren. 

IG D 
10 2       Zolltarif- und Ursprungsauskünfte sind unabhängig der 

Warenein- oder -ausfuhr anfechtbar. Zusätzlich können 

Zollwertauskünfte beantragt werden. 

[Ergänzung] 

Auskünfte gemäss Absatz 1 sind öffentlich. 

Das BAZG legt diese gesamthaft, in geord-

neter Form und unter Wahrung von Persön-

lichkeitsrechten, Geschäftsgeheimnissen 

usw. öffentlich zugänglich auf. 

IG D 
15 1       Wir können nachvollziehen, dass das System des dyna-

mischen Strafrahmens grundsätzlich geeignet ist für das 

Zollrecht. Dennoch halten wir aus den folgenden Grün-

den eine (zusätzliche) Obergrenze der Busse für sach-

gerecht:  

Gemäss dem StGB beträgt die Busse maximal 10'000 

Franken; die Geldstrafe maximal 540'000 Franken. In 

den meisten Verwaltungsgesetzen sind ebenfalls Maxi-

malbussen vorgesehen (z.B. im MWStG 800'000 Fran-

ken, im LMG 80'000 Franken, im E-DSG 250'000 Fran-

ken uws.). Im Zollrecht einen gänzlich unbegrenzten 

Bussenrahmen vorzusehen, erscheint uns deshalb als 

nicht sachgerecht. Die Höchstbusse von 800'000 Fran-

ken analog zum MWStG erscheint uns vorliegend als 

angebracht. In Kombination mit der Beibehaltung des 

[Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der hinterzo-

genen Zollabgaben, höchstens jedoch 

800 000 Franken, wird bestraft, wer vorsätz-

lich: 

a. die Zollabgaben durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmeldung 

der Waren oder in irgendeiner anderen 

Weise ganz oder teilweise hinterzieht; oder 

b. sich oder einer anderen Person sonst wie 

einen unrechtmässigen Zollvorteil ver-

schafft. 
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dynamischen Elements wird überdies sowohl den «klei-

nen» als auch den «grossen» Fällen Rechnung getra-

gen.  

Überdies ist zu beachten, dass es bei den vorliegenden 

Strafbestimmungen rein um das pönale Element geht:  

Art. 12 ff. VstrR sehen nämlich zusätzlich eine Leis-

tungs- bzw. Rückleistungspflicht vor. Die Bussenbestim-

mungen im ZoG können und sollen nicht dazu dienen, 

entgangene Zollabgaben einzutreiben, sondern sind al-

lein dazu da, den Täter zu bestrafen. Eine Maximal-

busse untergräbt diesen Zweck keineswegs und kann 

dem Bestraften immer noch «weh tun». Hinzukommt, 

dass bei gewissen Qualifikationen noch immer eine Er-

höhung der Höchstbusse zum Tragen käme. 

Eventualiter ist zumindest bei der fahrlässigen Bege-

hung eine Begrenzung gemäss dem Antrag zu Art. 15 

Abs. 4 aufzunehmen.  

IG D 
15 2  Analog zum Verweis auf Absatz 1 in Absatz 3 muss die-

ser Verweis auch in Absatz 2 enthalten sein, damit klar 

ist, dass sich diese Qualifikation nur auf vorsätzliche Be-

gehungen bezieht.  

[Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird das 

Höchstmass der angedrohten Busse nach 

Absatz 1 um die Hälfte erhöht. Zugleich 

kann auf eine Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr erkannt werden. 

IG D 
15 3       Die Formulierung «in besonders erheblichem Umfang» 

ist sehr unbestimmt und steht nicht im Einklang mit dem 

Bestimmtheitsgebot. Auf präzisierende Rechtsprechung 

zu warten, erscheint beim angedrohten Strafrahmen von 

immerhin bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe (bzw. einer 

Busse über den 7.5-fachen Betrag der hinterzogenen 

Zollabgaben) nicht angemessen und schafft Rechtsun-

sicherheit.  

[ersatzlos streichen] 
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IG D 
15 4  Es wird die Straflosigkeit der fahrlässigen Begehung be-

antragt. Eine Bestrafung von Sorgfaltspflichtverletzun-

gen im Abgabewesen erscheint angesichts der potenzi-

ell sehr hohen Bussenbeträgen unverhältnismässig. Un-

seres Erachtens fehlt bei fahrlässig hinterzogenen Zoll-

abgaben – insbesondere im Wirtschaftsumfeld – das 

Strafbedürfnis: Im Wirtschaftsumfeld bringt eine fahrläs-

sige Begehung dem Täter keinen Vorteil ein. Eine fahr-

lässige Begehung ist hier in der Regel auf ein formales 

Versehen zurückzuführen, dass insbesondere im Rah-

men von Massengeschäften schnell einmal unterlaufen 

kann. Bei den sehr strengen formalen Vorschriften im 

Zollwesen kann hier ein kleiner formaler Fehler schnell 

weitläufige Konsequenzen haben. Eine Bestrafung von 

solchen formalen Fehlern erscheint in diesem Kontext 

nicht angezeigt. Auch wenn Art. 52 StGB im Nebenstraf-

recht zur Anwendung gelangt, so erscheint eine voll-

ständige Straflosigkeit der Fahrlässigkeit als sachge-

rechter. Von der Straflosigkeit betroffen wären vorlie-

gend sodann auch nur «echte» und unabsichtliche Ver-

sehen, zumal die eventualvorsätzliche Begehung ja oh-

nehin nach Abs. 1 geahndet würde. 

Betreffend Eventualantrag s. Ausführungen zu Art. 15 

Abs. 1.  

[ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahrläs-

sig, so ist die Strafe Busse bis zum Dreifa-

chen der hinterzogenen Zollabgaben, 

höchstens jedoch 480 000 Franken. 

IG D 
16 1  S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 1. 

 

Eventualiter ist zumindest bei der fahrlässigen Bege-

hung eine Begrenzung gemäss dem Antrag zu Art. 16 

Abs. 3 aufzunehmen. 

[Ergänzung] 

 

Mit Busse bis zum Fünffachen der gefähr-

deten Zollabgabe, höchstens jedoch 

800 000 Franken, wird bestraft, wer vorsätz-

lich die Zollabgaben durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmeldung 
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der Waren oder in irgendeiner anderen 

Weise ganz oder teilweise gefährdet. 

IG D 
16 2       Den Verweis auf Absatz 1 erachten wir als notwendig, 

damit klar ist, dass sich diese Qualifikation nur auf vor-

sätzliche Begehungen beziehen kann. 

[Ergänzung] 

 

Bei erschwerenden Umständen wird das 

Höchstmass der angedrohten Busse nach 

Absatz 1 um die Hälfte erhöht. Zugleich 

kann auf eine Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr erkannt werden. 

IG D 
16 3       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 4. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahrläs-

sig, so ist die Strafe Busse bis zum Dreifa-

chen der gefährdeten Zollabgaben, höchs-

tens jedoch 480 000 Franken. 

IG D 
17 1       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 1. 

 

Eventualiter ist zumindest bei der fahrlässigen Bege-

hung eine Begrenzung gemäss dem Antrag zu Art. 17 

Abs. 3 aufzunehmen. 

[Ergänzung] 

 

Mit Busse bis zum Dreifachen des Waren-

werts, höchstens jedoch 480 000 Franken 

wird bestraft, wer vorsätzlich: 

a. ein Verbot oder eine Beschränkung der 

Ein, Aus- oder Durchfuhr von Waren durch 

Nichtanmelden, Verheimlichen der Waren 

oder unrichtige Warenanmeldung oder in ir-

gendeiner anderen Weise verletzt oder den 

Vollzug des Verbots oder der Beschränkung 

gefährdet; oder 
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b. für sich oder für eine andere Person zu 

Unrecht eine Bewilligung erwirkt. 

IG D 
17 2  Den Verweis auf Absatz 1 erachten wir als notwendig, 

damit klar ist, dass sich diese Qualifikation nur auf vor-

sätzliche Begehungen beziehen kann. 

[Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird das 

Höchstmass der angedrohten Busse nach 

Absatz 1 um die Hälfte erhöht. Zugleich 

kann auf eine Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr erkannt werden. 

IG D 
17 3       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 4. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

 

Handelt die Täterin oder der Täter fahrläs-

sig, so ist die Strafe Busse bis zum Einfa-

chen des Warenwerts, höchstens jedoch 

160 000 Franken. 

IG D 
19 1       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 1. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des Waren-

werts, höchstens jedoch 800 000 Franken, 

wird bestraft, wer vorsätzlich: 

a. eine vom BAZG als Zollpfand beschlag-

nahmte Ware beziehungsweise Sache, die 

in seinem Besitz belassen worden ist, ver-

nichtet; oder 

b. ohne Zustimmung des BAZG darüber 

verfügt.b 

IG D 
22 1       Die Abgrenzung zwischen der bewussten Fahrlässigkeit 

und des Eventualvorsatzes ist rein dogmatisch unter 

[Änderung] 
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Umständen möglich, in der Praxis jedoch nicht. Aus die-

sem Grund beantragen wir – unabhängig von der ge-

wählten Variante im Zusammenhang mit Art. 133 BAZG-

VG – die ersatzlose Streichung des Zusatzes zur be-

wussten Fahrlässigkeit.   

Mit Busse bis zu 5000 Franken wird be-

straft, wer vorsätzlich verstösst: 

a. gegen eine durch das BAZG anwendbare 

Vorschrift, soweit deren Übertretung unter 

Hinweis auf die Strafdrohung dieser Bestim-

mung für strafbar erklärt wird; oder 

b. gegen eine unter Hinweis auf die Straf-

drohung dieser Bestimmung an ihn gerich-

tete Verfügung. 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 
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Luzern, 23. Dezember 2020 
 
 
 
Konsultation zum Entwurf eines neuen Gesetzes zur Festlegung des allgemeinen Rahmens für die Er-
hebung von Gebühren und zur Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs 
durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (Gesetz zur Festlegung der Aufgaben) Durchfüh-
rung des OFDF (LEOFDF) sowie vollständige Überarbeitung des Zollgesetzes (LD) im Hinblick auf das 
neue Zollgesetz (LDD) 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
 
Gerne nehmen wir Ihre Einladung an, im Rahmen der Vernehmlassung betreffend Bundesgesetz über 
den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und 
Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, 
BAZG-VG) sowie zur Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) unsere 
Sichtweise darzulegen. 
 
I. Allgemeine Zustimmung zum Entwurf 
Im Allgemeinen stimmt die Industrie- und Handelskammer Zentralschweiz IHZ der im Gesetzentwurf 
enthaltenen Vereinfachung, Modernisierung und Digitalisierung der Zollprozesse zu. Hier unterstützen 
wir die Stellungnahme von economiesuisse. Eine umfassende Gesamtbeurteilung der Totalrevision des 
Zollgesetzes ist jedoch aufgrund der noch nicht ausgearbeiteten ergänzenden Verordnungen zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht vollumfänglich möglich. Aus diesem Grund begrüssen wir eine verbindliche, früh-
zeitige und aktive Miteinbeziehung der Schweizer Industrie- und Handelskammern sowie der Wirt-
schaft. 
 
II. Die Rolle der Schweizer Industrie- und Handelskammern 
Wir möchten vorab gerne auf die entscheidende Rolle der Industrie- und Handelskammern in der 
Schweiz in Bezug auf die Ausstellung von Exportdokumenten hinweisen. Als Vertreter der Schweizer 
Unternehmen des Aussenhandels spielen die Schweizer Industrie- und Handelskammern weltweit eine 
wichtige Rolle als neutraler und vertrauensvoller Vermittler zwischen diesen und den jeweiligen Zoll-
verwaltungen sowie ihren ausländischen Kunden. Sie sind unter anderem für die Beglaubigung des 
nichtpräferenziellen Ursprungs von Waren verantwortlich. Diese Beglaubigung des nichtpräferenziel-
len Ursprungs wird weltweit von vielen Zollverwaltungen und Kunden benötigt, um als Grundlage von 
Statistiken und Geschäftsbeziehungen zu dienen. Darüber hinaus ermöglicht die Qualität der internati-
onal anerkannten Ursprungszeugnisse, insbesondere mit dem neu per 1. Januar 2021 aufgedruckten 

Herr Bundesrat 
Ueli Maurer  
Vorsitzender des Finanzdepartements 
Bundeshaus West 
3003 Bern 
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ICC-Label, eine schnelle Warenabfertigung am Bestimmungsort. Ein klarer Vorteil für Schweizer Export-
eure in Bezug auf Zeit und Geld. 
 
III. Kompetenz im nichtpräferenziellen Ursprung weiterhin bei den Industrie- und Handelskammern 
 
Je nachdem, ob die Schweiz ein bilaterales oder multilaterales Wirtschaftsabkommen mit dem Ausland 
abgeschlossen hat, in das die Unternehmen exportieren, gibt es zwei Hauptzertifizierungssysteme für 
die Herkunft von Waren. Es ist dies einerseits nach den nichtpräferenziellen und andererseits nach den 
präferenziellen Ursprungsregeln. 
Wir begrüssen die Tatsache, dass die Schweizer Industrie- und Handelskammern die Kompetenz für 
den nichtpräferenziellen Ursprung auch weiterhin innehaben. Es war ursprünglich die Zollverwaltung, 
welche den Schweizer Industrie- und Handelskammern die Zuständigkeit, wie grösstenteils weltweit 
üblich, in diesem Bereich übertragen hat.  
Wir sind überzeugt, dass die Industrie- und Handelskammer exportierenden Unternehmen einen hoch-
wertigen und lokalen Service bieten, dabei jedoch auch die internationalen Entwicklungen in diesem 
Bereich nicht aus den Augen verlieren. Die sogenannten "nationalen" Ursprungsregeln, die in der Ver-
ordnung über die Bescheinigung des nichtpräferenziellen Ursprungs von Waren (VUB) enthalten sind 
und als Grundlage für die Ausstellung von Ursprungszeugnissen durch die Industrie- und Handelskam-
mern dienen, sind Nichtpräferenzieller Natur. Nach der derzeitigen Auslegung der VUB kann die 
Schweiz die Umsetzung dieser Regeln in Übereinstimmung mit dem Kyoto-Übereinkommen und dem 
Übereinkommen über die Ursprungsregeln der Weltorganisation großzügig selbst festlegen. Diese Ver-
ordnung wird zurzeit den Entwicklungen der letzten Jahre angepasst, mit dem Ziel eine administrative 
und finanzielle Entlastung der exportierenden Wirtschaft zu ermöglichen, bei gleichbleibender Qualität 
des Ursprungsnachweises.  
 

IV. Verjährungsfristen 
Aus Sicht der Wirtschaft wäre es zu begrüssen, die Verjährungsfristen auf 10 Jahre zu ver-
einheitlichen. Dies ist auch in anderen Bereichen üblich, z.B. MWSTG und OR. 
 

V. Rechtsschutz 
In Art. 58 Abs. 1 Satz 1 und Art. 60 Abs. 1 ist die Frist auf 60 Tage beschränkt.  
Die Wirtschaft begrüsst hier eine Erhöhung der Frist auf 365 Tage. 
 

Die Industrie- und Handelskammer Zentralschweiz IHZ begrüsst den Überarbeitungsentwurf und for-
dert, dass die in den vorhergehenden Absätzen genannten Bemerkungen berücksichtigt werden. 
 
Wir danken Ihnen für die Aufmerksamkeit, die Sie diesen Zeilen widmen und bitten Sie, Herr Bundes-
rat, unsere besten Grüße anzunehmen. 
 

 

Freundliche Grüsse 
 

 
 
Adrian Derungs   Markus Wermelinger 
Direktor IHZ   Leiter Export 
 



 Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren 

Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux de justice et police 

Conferenza delle direttrici e dei direttori dei dipartimenti cantonali di giustizia e polizia 
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Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen T eil der Abgabenerhebung und die Kon-
trolle des grenzüberschreitenden Waren- und Persone nverkehrs durch das Bundesamt für 
Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengese tz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des 
Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) : Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Vorstand der KKJPD bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme im Rahmen der laufen-
den Vernehmlassung. Mit der vorliegenden Gesetzesrevision soll die Eidgenössische Zollverwaltung 
(EZV) in das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) umgewandelt und neu organisiert wer-
den. Dazu wird ein neues Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren-und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll 
und Grenzsicherheit (BAZG-VG) geschaffen. Zugleich wird das geltende Zollgesetz (ZG) totalrevi-
diert und zu einem reinen Abgabeerlass reduziert (Bundesgesetz über die Zollpflicht und die Bemes-
sung der Zollabgaben, ZoG). Die meisten Änderungen betreffen das reine Zollwesen oder sind re-
daktioneller Natur. Da für das Aufgabengebiet der KKJPD insbesondere die Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Kanton im Sicherheitsbereich von Bedeutung ist, beschränken wir uns auf Rückmel-
dungen zum neuen BAZG-VG: 

 

Aufgaben und Kompetenzen des BAZG: 

Polizeiliche Aufgaben stehen in der Kompetenz der Kantone, sofern sie nicht explizit dem Bund zu-
geordnet sind. Die verfassungsrechtliche Aufteilung der Kompetenzen zwischen Bund und Kantonen 
ist auch bei der vorliegenden Gesetzesrevision auf jeden Fall zu beachten. Unter diesem Aspekt re-
gen wir insbesondere an, die derzeitige Formulierung von Art. 1 lit. b E-BAZG-VG im Zweckartikel 
noch einmal zu überprüfen.  

Zudem ist auffällig, dass das BAZG im Gesetz wiederholt Kompetenzen «im Rahmen seiner Aufga-
ben» zugesprochen erhält. Die Regelung der Aufgaben des BAZG ist nach Art. 2 Abs. 2 lit. i. E-
BAZG-VG auch Gegenstand des Gesetzes. Eine konkrete Nennung oder Aufzählung der Aufgaben 
bleibt der Entwurf aber über weite Strecken schuldig. Wir erachten es als unabdingbar, dass die Auf-
gaben des BAZG im Gesetz präzise umschrieben werden. Dabei ist zu beachten, dass die Strafver-
folgung grundsätzlich in den Aufgabenbereich der Polizei und der Staatsanwaltschaft fällt. Sofern 

 Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 
Bundeshaus 
3003 Bern 
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das BAZG solche Aufgaben für die Kantone übernimmt, sollte im Gesetzesentwurf vorgesehen wer-
den, dass die zuständigen kantonalen Strafverfolgungsbehörden umgehend über festgestellte Straf-
taten informiert werden. Die Kompetenzüberlagerungen sollten klar geregelt werden damit sich die 
verschiedenen Strafverfolgungsorgane nicht in die Quere kommen und bereits eingeleitete Strafver-
fahren nicht gefährdet werden. 

 

Grenzraum: 

Heute ist es so, dass der Grenzraum nach Art. 3 Abs. 5 des geltenden Zollgesetzes vom Eidgenössi-
schen Finanzdepartement (EFD) im Einvernehmen mit dem betreffenden Grenzkanton festgelegt 
wird. Im neuen BAZG-VG ist dagegen vorgesehen, dass das EFD den Grenzraum nach einer Anhö-
rung der Kantone einseitig festlegen kann. Diese neue Regelung lehnen wir entschieden ab. Der 
Grenzraum auf dem Kantonsgebiet muss auch in Zukunft im Einvernehmen mit dem jeweiligen Kan-
ton festgelegt werden. 

 

Zusammenarbeit zwischen BAZG und den Kantonen: 

Im Grundsatz möchten wir festhalten, dass die Zusammenarbeit zwischen der Eidgenössischen Zoll-
verwaltung (EZV) und den Kantonen im Sicherheitsbereich heute hervorragend funktioniert. Die Zu-
sammenarbeit basiert auf individuellen und auf die jeweiligen Umstände zugeschnittenen Vereinba-
rungen zwischen den jeweiligen Grenzkantonen und der EZV. Diese individualisierte Zusammenar-
beitsform hat sich aus Sicht der Mehrheit der Kantone bewährt und sollte unserer Ansicht unbedingt 
in der bestehenden Form beibehalten werden. Unseres Wissens bestehen bei dieser Einschätzung 
keine Differenzen zwischen den Kantonen und der EZV. Eine entsprechende gesetzliche Grundlage 
wurde in Art. 105 E-BAZG-VG aufgenommen. Dabei beurteilen wir insbesondere die Ausführungen 
im erläuternden Bericht zu Art. 105 Abs. 2 E-BAZG-VG kritisch. Mit dem neuen Artikel wird offenbar 
eine «Standardisierung» der Kantonsvereinbarungen angestrebt. Was darunter zu verstehen ist, 
bleibt offen. Die Tatsache, dass gemäss Anhang zum E-BAZG-VG sämtliche Vereinbarungen spä-
testens zwei Jahre nach Inkrafttreten der Änderungen aufgehoben werden, erweckt den Eindruck, 
dass hier das Ziel verfolgt wird, die Vereinbarungen mit den Kantonen grundsätzlich neu auszuhan-
deln. Die Mehrheit des Vorstandes der KKJPD lehnt insbesondere eine inhaltliche Standardisierung 
ab, da dies zwangsläufig dazu führen würde, dass man sich auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner 
trifft. Damit wäre weder dem BAZG noch den Kanonen gedient.  

Die Mehrheit des Vorstandes der KKJPD spricht sich daher für die Beibehaltung der jetzigen Zusam-
menarbeitsform mittels individueller Kompetenzdelegation der Kantone an die EZV aus. Seitens der 
EZV wurde der KKJPD sodann immer versichert, dass im Bereich der Sicherheitsaufgaben durch die 
Gesetzesrevision keine Änderungen vorgesehen sind. Um im Hinblick auf die zukünftige Zusammen-
arbeit zwischen dem BAZG und den Kantonen Klarheit und Akzeptanz zu schaffen, regen wir an, 
diese Feststellung explizit in die Botschaft aufzunehmen. Sofern Ergänzungen der Vereinbarungen 
namentlich im Bereich der Staatshaftung oder im Bereich des Datenschutzes nötig sind, so sind 
punktuelle Anpassungen der Vereinbarungen selbstverständlich möglich. 

Zudem weisen wir darauf hin, dass eine klare Aufzählung im Gesetz, welche polizeilichen Aufgaben 
mittels Vereinbarung delegierbar sind, diesbezüglich Klarheit schaffen würde. 

 

Datenaustausch: 

In Art. 69 Abs. 1 lit. d E-BAZG-VG wird festgehalten, dass kantonale Polizeibehörden für die Be-
kämpfung der Kriminalität im Umfang, in dem dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig ist, Zugriff 
auf Daten des Informationssystems des BAZG haben, einschliesslich besonders schützenswerte Da-
ten. Wir halten dazu fest, dass die Polizei nicht nur für die Bekämpfung der Kriminalität Zugriff auf die 
Daten erhalten sollte, sondern auch für die Gefahrenabwehr und die Verhinderung von Straftaten. 
Eigentliche Kernaufgabe der Polizei ist nämlich die Gefahrenabwehr und die Prävention. Zur Wah-
rung der inneren Sicherheit ist es daher eminent wichtig, dass die entsprechenden rechtlichen 
Grundlagen für den Zugriff geschaffen werden.  
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Verdeckte Fahndung und Ermittlung: 

Es ist neu vorgesehen, dass Mitarbeitende des BAZG in virtuellen Räumen unter Verwendung einer 
«fiktiven Identität» in Kontakt mit Personen treten und insbesondere Scheinkäufe vornehmen kön-
nen, um Widerhandlungen im Zuständigkeitsbereich des BAZG zu erkennen und aufzudecken (Art. 
98 und 99 E-BAZG-VG). Voraussetzung ist weiter, dass die bisherigen Abklärungen erfolglos geblie-
ben sind oder weitere Abklärungen sonst aussichtslos wären oder unverhältnismässig erschwert 
würden (Art. 99 Abs. 1 E-BAZG-VG). Mit Bezug auf das Mass der zulässigen Einwirkung gilt Art. 293 
StPO (Art. 99 Abs. 2 E-BAZG-VG). Bei einer Ausdehnung der Kompetenzen des BAZG in diesem 
Bereich muss sichergestellt sein, dass die mit diesen verdeckten Massnahmen erhobenen Beweise 
auch in einem allfälligen Strafverfahren verwendet werden können und nicht als unverwertbar einge-
stuft werden, weil eine Voraussetzung gemäss StPO nicht erfüllt ist. Dies bedeutet, dass sämtliche 
vorgesehenen Massnahmen im BAZG-VG mit den Massnahmen der StPO kongruent sein müssen. 

Im erläuternden Bericht sollte klargestellt werden, dass mit der «Aufklärung in virtuellen Räumen» 
Einsätze der verdeckten Fahndung analog zu Art. 298a StPO gemeint sind. Sie grenzen sich somit 
klar von der verdeckten Ermittlung nach Art. 285a StPO ab, welche eine gerichtliche Genehmigung 
voraussetzt. Wir sind zudem der Ansicht, dass im Gesetzestext für die Aufklärung in virtuellen Räu-
men eine vorgängige Anordnung durch das BAZG vorgesehen werden sollte. 

 

Abschliessend bedanken wir uns noch einmal für die Möglichkeit zur Stellungnahme und bitten um 
die Kenntnisnahme und die Berücksichtigung unserer Überlegungen. 

 

 

 

 Freundliche Grüsse 

 

 

Fredy Fässler 
Präsident 
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Bern, 31. Dezember 2020  

 

Vernehmlassung zum Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Ab-
gabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personen-
verkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgaben-
gesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgaben-
gesetz (ZoG) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer  
Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Mit dem Schreiben vom 11.9.2020 wurde das Vernehmlassungsverfahren zu den Vernehm-
lassungsunterlagen für die oben erwähnte Gesetzesrevision eröffnet. In dieser Vernehmlas-
sungsvorlage sind Änderungen des Bundesgesetzes über die Mehrwertsteuer (Mehrwertsteu-
ergesetz, MWSTG) vom 12. Juni 20091 vorgesehen.  

Das MWST Konsultativgremium2 ist eine ausserparlamentarische Kommission nach Art. 57a 
RVOG.3 Dem KG obliegt die Aufgabe, Anpassungen des Mehrwertsteuergesetzes sowie der 
gestützt darauf erlassenen Ausführungsbestimmungen und Praxisfestlegungen bezüglich der 
Auswirkungen auf die steuerpflichtigen Personen und die Volkswirtschaft zu beraten. Das KG 
nimmt Stellung zu den Entwürfen und kann selbständig Empfehlungen für Änderungen abge-
ben.4 In Erfüllung der ihm vom MWSTG übertragenen Aufgabe nimmt das KG daher auch zur 
oben erwähnten Vernehmlassung Stellung und gibt dazu Empfehlungen ab.  

Vorbemerkungen 
1 Die Vorarbeiten für die vorliegende Vernehmlassung wurden von einer Arbeitsgruppe 

des KGs ausgearbeitet. Diese Arbeiten mündeten in den Rohentwurf der Vernehmlas-
sung, der an der Plenarsitzung des KGs vom 16. Dezember 2020 von den Mitgliedern 
des KGs ausführlich besprochen und die nachfolgenden Empfehlungen beschlossen 
wurden. Gestützt auf diese Beratung wurde die Vernehmlassung fertiggestellt.     

2 Soweit nichts anderes vermerkt wird, hat das KG seine Empfehlungen einstimmig be-
schlossen.   

3 Der Aufbau der Vernehmlassung folgt den von der Revision betroffenen Artikeln des 
MWSTG. Im Rahmen der Stellungnahme zu den jeweiligen Artikeln wird, wenn 

 
1  SR 641.20. 
2  Im Folgenden KG abgekürzt.  
3  Regierungs- und Organisationsgesetz vom 21. März 1997, SR 172.010; Art. 157 Mehrwert-

steuerverordnung (MWSTV) vom 27. November 2009, SR 641.201.  
4  Art. 109 Abs. 2 und 3 Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer (Mehrwertsteuergesetz, 

MWSTG) vom 12. Juni 2009, SR 641.20. 
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erforderlich, auch zu den relevanten Artikeln der Vorentwürfe des Bundesgesetzes über 
den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreiten-
den Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit 
(BAZG-VG) und Bundesgesetz über die Zollpflicht und die Bemessung der Zollabgaben 
(Zollabgabengesetz, ZoG) Stellung genommen.   

4 Das KG äussert sich jeweils grundsätzlich zu den einzelnen Anpassungen und kom-
mentiert die vorgeschlagenen Gesetzesformulierungen. Anschliessend finden sich je-
weils die Empfehlungen des KG.  

5 Wenn in dieser Vernehmlassung die männliche Form eines Begriffes verwendet wird, 
schliesst diese Form jeweils auch die weiblichen und anderen Formen mit ein. 

6 Nahezu parallel zur vorliegenden Vernehmlassung wurde die Vernehmlassung zur Teil-
revision des Mehrwertsteuergesetzes (Weiterentwicklung der Mehrwertsteuer in einer 
digitalisierten und globalisierten Wirtschaft)5 durchgeführt. Diese Vernehmlassung und 
die vorliegende Vernehmlassung hängen eng zusammen. Sie betreffen beide Bestim-
mungen desselben Gesetzes, die zwingend aufeinander abgestimmt werden müssen. 
Das KG wird daher eine Kopie der vorliegenden Vernehmlassung dem Eidgenössi-
sches Finanzdepartement EFD, Eidgenössische Steuerverwaltung ESTV, Hauptabtei-
lung Steuerpolitik STP, Abteilung Steuergesetzgebung SGG, Schwarztorstrasse 50, 
3003 Bern, zukommen lassen. Zudem wird eine Kopie der Vernehmlassung zur Teilre-
vision des Mehrwertsteuergesetzes dieser Vernehmlassung beigelegt 

7 Das KG ist neben der Auseinandersetzung mit den beiden Gesetzesvorlagen im Rah-
men der Vernehmlassungen gerne bereit, wenn die beiden Vorlagen im weiteren Ge-
setzgebungsprozess konkretisiert wurden, sich auch damit eingehend zu befassen und 
aus dogmatischer Sicht erforderliche Ergänzungen oder Anpassungen einzubringen.    

Grundsätzliche Feststellungen 
8 Das KG hat im Rahmen der kürzlich abgeschlossenen Vernehmlassung zur Teilrevision 

des Mehrwertsteuergesetzes eine Vernehmlassung eingereicht. In dieser Vernehmlas-
sung hat das KG Empfehlungen abgegeben, bspw. die Ausweitung der Anwendung 
des Verlagerungsverfahrens, welche auch auf das vorliegende Vernehmlassungsver-
fahren Einfluss haben. Das KG wird daher solche Empfehlungen in diese Vernehmlas-
sung einfliessen lassen.  

9 Die beiden Vernehmlassungsvorlagen belegen, dass die in den beiden Vorlagen vor-
geschlagenen Änderungen des Mehrwertsteuergesetzes nicht aufeinander abgestimmt 
wurden, obwohl in der Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes vorgeschlagene Än-
derungen auch bei der Revision der Zollgesetzgebung, insbesondere der Regelungen 
zur Einfuhrsteuer mitzuberücksichtigen wären. Das KG moniert diese fehlende Abstim-
mung und erachtet sie für nicht zielführend und fehleranfällig sowie für die Vernehm-
lassungsteilnehmer nur mit einem unzumutbaren Aufwand nachvollziehbar. Es emp-
fiehlt daher eindringlich zumindest bei der Ausarbeitung der Botschaften und der Ent-
würfe der beiden Gesetzesrevisionen eine Abstimmung der Bestimmung zur Einfuhr-
steuer und deren Nachvollzug bei der Inlandsteuer vorzunehmen. Dies drängt sich ins-
besondere im Zusammenhang mit dem in der Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes 
vorgesehenen Einbezug der elektronischen Plattformen in die Lieferkette auf, ist aber 
auch erforderlich, damit für die bereits geltende Versandhandelsregelung6 massge-
bende Grundlagen nicht nur auf der Verwaltungspraxis der Eidgenössischen Zollver-
waltung7 fussen. Sollte die Ausweitung der Bezugsteuer auf alle Leistungen an im 

 
5  Im Folgenden Vernehmlassung zur Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes abgekürzt. 
6  Art. 7 Abs. 3 Bst. b MWSTG.  
7  Im Folgenden EZV abgekürzt.  
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Inland steuerpflichtige Personen, welche das KG ablehnt, eingeführt werden, würde 
dies auch einen weitergehenden Nachvollzug bei der Einfuhrsteuer bedingen. 

10 Die Einfuhrsteuer ist eine der drei Erhebungsformen der Mehrwertsteuer. Bei ihrer Er-
hebung müssen die steuerpflichtigen Personen daher weitestgehend gleichbehandelt 
werden. Ungleichbehandlungen sind nur zu rechtfertigen, wo sie nicht vermieden wer-
den können. Mit den in der Revision der Zollgesetzgebung vorgesehenen Anpassun-
gen der Bestimmungen der Mehrwertsteuer und insbesondere der geplanten Anwen-
dung von Bestimmungen des BAZG-VG, bspw. Gebührenerhebung für Kontrollen, wel-
che zu einer Nachforderung führen8 oder Art. 103 Abs. 4 Vorentwurf MWSTG, werden 
bei der Einfuhrsteuer steuerpflichtige Personen gegenüber solchen, welche die Inland- 
oder Bezugsteuer abzurechnen haben, ohne sachlichen Grund schlechter gestellt. Das 
KG lehnt solche Ungleichbehandlungen mit aller Entschiedenheit ab. 

11 Mit der vorliegenden Revisionsvorlage sollen auch Bestimmungen des MWSTG geän-
dert werden, welche nicht nur die Einfuhr-, sondern auch die Inland- und Bezugsteuer 
betreffen. Als Beispiel kann auf Art. 105 Abs. 2 und 3 Vorentwurf MWSTG verwiesen 
werden. Dieses Vorgehen ist abzulehnen, da es den Anschein von Unredlichkeit des 
Gesetzgebers erwecken kann, indem Gesetzesänderungen, welche auf Kritik stossen 
könnten, über eine andere Gesetzesrevision, welche weniger im Fokus der Hauptbe-
troffenen, vorliegend der bei der Inland- und Bezugsteuer steuerpflichtigen Personen, 
stehen, durch die Hintertüre eingeführt werden.   

Zu den einzelnen Änderungen 

1. Art. 3 Bst. a Vorentwurf MWSTG9 

1.a. Beurteilung KG 

12 In Art. 3 Bst. a Vorentwurf MWSTG wird auf Art. 6 Bst. b BAZG-VG verwiesen, in dem 
die Zollanschlussgebiete erwähnt sind. Sie basieren auf völkerrechtlichen Verträgen 
und Völkergewohnheitsrecht. Aus dem Erläuternden Bericht10 ergeben sich keine An-
haltspunkte, dass sich bezüglich der gemäss Völkergewohnheitsrecht zum Zollgebiet 
gehörenden Gebiete gegenüber dem geltenden Recht etwas ändert. Die völkerrechtli-
chen Verträge gehen dem Landesrecht jeweils vor. Es sind aber ebenfalls keine dies-
bezüglichen Änderungen erwähnt. Es tritt daher gegenüber dem geltenden Recht keine 
Änderung ein.   

1.b. Empfehlung KG 

13 Keine Empfehlung des KG. 

2. Art. 23 Abs. 2 Ziffer 3 Vorentwurf MWSTG 

2.a. Beurteilung KG 

14 Die Verweise auf die Bst. c, d, f und g BAZG-VG sind korrekt. Die übrigen in Art. 11 
Abs. 1 BAZG-VG genannten Warenbestimmungen betreffen die Einfuhr in den freien 
Verkehr (Bst. a), somit das Steuerobjekt der Einfuhrsteuer, welches nicht unter die 
Steuerbefreiung fällt. Die Warenbestimmung in Bst. b bewirkt eine Steuerbefreiung, 
welche in Ziffer 1 von Art. 23 Abs. 2 MWSTG geregelt ist. Die passive Veredelung, 
welche in Bst. e genannt ist, findet nicht im Inland statt. Das Verbringen in ein 

 
8  Art. 140 Abs. 1 BAZG-VG. 
9  Ziffer 30 Mehrwertsteuergesetz vom 12. Juni 2009 des Bundesgesetzes über den Allgemei-

nen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren– und 
Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit. 

10  Vom 11. September 2020, S. 17, Art. 6. 
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Steuerlager (Bst. h) betrifft gemäss dem Erläuternden Bericht11 ganz oder teilweise un-
versteuerte Waren bei der Alkoholsteuer, Tabaksteuer oder Mineralölsteuer, somit die 
Inlandabgaben und nicht die Mehrwertsteuer.  

15 Art. 11 Abs. 2 BAZG-VG sieht vor, dass der Bundesrat weitere Warenbestimmungen 
vorsehen kann. Gemäss dem Erläuternden Bericht12 soll damit Spielraum für wirtschaft-
liche Innovationen gelassen werden. Es ist darauf hinzuweisen, dass die Schaffung 
neuer Warenbestimmungen, wie der Erläuternde Bericht13 zutreffend festhält, welche 
eine Entstehung der Abgabeschuld zur Folge haben, eine gesetzliche Grundlage im 
formellen Sinne erfordert. Eine Verordnungsbestimmung genügt nach Art. 127 Abs. 1 
BV nicht. 

16 Falls eine neue Warenbestimmung unter Berücksichtigung von Art. 127 Abs. 1 BV trotz-
dem zulässigerweise auf Verordnungsstufe geschaffen würde, wäre gleichzeitig für die 
Schaffung einer Steuerbefreiung bei der Mehrwertsteuer durch den Bundesrat auf Ver-
ordnungsstufe diese Delegation in Art. 23 Abs. 2 Ziffer 3 MWSTG vorzusehen. 

17 Die Formulierung «für die die Abgabeschuld nach Art. 20 Abs. 2 BAZG-VG dahingefal-
len ist» zeigt exemplarisch eine Problematik der neuen Gesetzeslogik auf: die Mehr-
wertsteuer wird auch aufgrund des BAZG-VG erhoben, allerdings nur in der Erhe-
bungsform der Einfuhrsteuer. Wenn hier im Rahmen der Einfuhrsteuer von Abgabe-
schuld gesprochen wird, braucht dies ein erhebliches Vorverständnis des Lesers, um 
festzustellen, dass hier nicht die Abgabeschuld der Inlandsteuer gemeint ist. Auf der 
Grundlage eines grammatikalischen Verständnisses dieser Bestimmung wäre nämlich 
davon auszugehen, dass eine Mehrwertsteuerforderung entsteht, welche nachträglich 
dahinfällt. Dies würde bedeuten, dass die Mehrwertsteuer in einem ersten Schritt ab-
zurechnen ist, weil eine bedingte Mehrwertsteuerforderung entstanden ist, und erst bei 
Wegfall dieser bedingten Mehrwertsteuerforderung die Steuerbefreiung greift und somit 
in einem zweiten Schritt die abgerechnete Mehrwertsteuer zu korrigieren ist. Dies 
würde sowohl für die ESTV als auch bei den steuerpflichtigen Personen unnötigen ad-
ministrativen Aufwand verursachen.  

18 Sachgerecht ist es, die Mehrwertsteuerforderung erst in dem Zeitpunkt entstehen zu 
lassen, in dem belegt ist, dass die Bedingungen der Bewilligung, welche in Art. 11 Abs. 
3 BAZG-VG vorgesehen ist, nicht eingehalten sind, oder die Gegenstände für die Wa-
renbestimmung der Einfuhr in den freien Verkehr angemeldet werden. 

19 Abgesehen davon ist es für das KG unklar, wie in den Fällen verfahren wird, in denen 
im geltenden Recht eine formlose Anmeldung greift.14 Das KG hat Mühe sich vorzustel-
len, dass die vorübergehende Verwendung von ordnungsgemäss zugelassenen Beför-
derungsmitteln im Inland künftig einer Bewilligung bedarf.15 

20 Deshalb muss die formlose Anmeldung nach Ansicht des KG in Art. 23 Abs. 2 Ziffer 3 
Vorentwurf MWSTG zusätzlich als Steuerbefreiungstatbestand vorgesehen werden.   

2.b. Zum Wortlaut von Art. 23 Abs. 2 Ziffer 3 Vorentwurf MWSTG 

21 Es wird die nachfolgende Formulierung von Art. 23 Abs. 2 Ziffer 3 vorgeschlagen: 
Von der Steuer sind befreit: 
«die Lieferung von Gegenständen, die sich nachweislich wegen Zuführung zu einer 
Warenbestimmung nach Artikel 11 Absatz 1 Buchstaben c, d, f und g BAZG-VG im 
Inland befanden, sofern die in der Bewilligung gemäss Art. 11 Absatz 3 BAZG-VG ge-
nannten Bedingungen eingehalten sind, und die Gegenstände nicht in die Warenbe-
stimmung der Einfuhr in den freien Verkehr (Art. 11 Absatz 1 Buchstabe a BAZG-VG) 

 
11  S. 25. 
12  S. 25. 
13  S. 25. 
14  Dass es eine solche weiterhin geben wird, belegt Art. 19 Abs. 2 Bst. b BAZG-VG.  
15  Vgl. dazu Ausführungen unter Ziffer 4. 
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angemeldet werden. Wenn gestützt auf völkerrechtliche Verträge oder andere Rechts-
grundlagen keine Bewilligung der Warenbestimmung angeordnet werden kann, ist für 
den Nachweis der Einhaltung der Anforderungen der Warenbestimmung, während des 
Zeitraumes, in dem sich die Gegenstände im Inland befanden, Art. 81 Absatz 3 an-
wendbar.»  

2.c. Empfehlung KG 

22 Art. 23 Abs. 2 Ziffer 3 Vorentwurf MWSTG sei so zu formulieren, dass die Befreiung 
von der Mehrwertsteuer greift und eine Mehrwertsteuerforderung erst entsteht, wenn 
die in der Bewilligung gemäss Art. 11 Abs. 3 BAZG-VG genannten Voraussetzungen 
nicht erfüllt werden. Das KG empfiehlt den vorgeschlagenen Wortlaut zu übernehmen.  

3. Art. 23 Abs. 2 Bst. 3bis Vorentwurf MWSTG 

3.a. Beurteilung KG 

23 Keine Bemerkungen. 

3.b. Empfehlung KG 

24 Keine Empfehlung. 

4. Art. 23 Abs. 2 Bst. 3ter Vorentwurf MWSTG 

4.a. Beurteilung KG 

25 Zu dieser neu vorgeschlagenen Bestimmung findet sich im Erläuternden Bericht keine 
Erklärung.16 Es ist daher für das KG nicht nachvollziehbar, welche Überlegungen zu 
diesem Vorschlag für eine gesetzliche Bestimmung geführt haben. 

26 Es dürfte unbestritten sein, dass völkerrechtliche Bestimmungen dem Landesrecht vor-
gehen.  

27 Es gibt gestützt auf völkerrechtliche Verträge, bspw. das Istanbuler Übereinkommen,17 
auch eine formlose Anmeldung von Gegenständen. Als Beispiel können Beförderungs-
mittel, welche ordnungsgemäss zum Verkehr zugelassen sind, genannt werden. Wenn 
solche während der Dauer der vorübergehenden Verwendung im Inland an eine Person 
mit Wohnsitz im Ausland verkauft werden, somit eine Lieferung erfolgt, ist gestützt auf 
die Verwaltungspraxis der EZV keine – neue – Zollanmeldung erforderlich.18 Es entge-
hen keine Abgaben. Die Formlosigkeit des Verfahrens gilt weiterhin. Es ist aber unklar, 
ob in solchen Fällen die Steuerbefreiung nach Art. 23 Abs. 2 Ziffer 3ter Vorentwurf 
MWSTG, die von einem ordnungsgemässen Abschluss des Verfahrens spricht, greifen 
würde.  

4.b. Zum Wortlaut von Art. 23 Abs. 2 Bst. 3ter Vorentwurf MWSTG 

28 Keine Bemerkungen.   

4.c. Empfehlungen KG 

29 Das KG empfiehlt die Streichung von Art. 23 Abs. 2 Ziffer 3ter Vorentwurf MWSTG und 
die Regelung der Warenbestimmungen ohne Bewilligungserfordernis in Art. 23 Abs. 2 
Ziffer 3 MWSTG aufzunehmen. 

 
16  S. 133 f. 
17  Übereinkommen über die vorübergehende Verwendung, abgeschlossen in Istanbul am 26. 

Juni 1990, von der Bundesversammlung genehmigt am 21. September 1994, SR 0.631.24. 
18  Richtlinie 10-60 Verfahren der vorübergehenden Verwendung, S. 64, Ziff. 5.2. 
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30 Wenn Art. 23 Abs. 2 Bst. 3ter Vorentwurf MWSTG beibehalten werden soll, ist in dieser 
Bestimmung aufzuführen, welche völkerrechtlichen Verträge darunterfallen, und wie 
formlose Verfahren zu handhaben sind.   

5. Art. 23 Abs. 2 Ziffer 5 Vorentwurf MWSTG 

5.a. Beurteilung KG 

31 Im geltenden Recht wird in Art. 23 Abs. 2 Ziffer 5 MWSTG für den Fall der Entstehung 
einer Steuerschuld auf Art. 56 MWSTG verwiesen. Der Vorentwurf MWSTG sieht Art. 
56, in dem die Entstehung der Einfuhrsteuerschuld geregelt ist, weiterhin vor. Es ist 
daher weiterhin in Art. 23 Abs. 2 Ziffer 5 auf Art. 56 zu verweisen und zwar auf Abs. 1. 
Das BAZG-VG geht dem MWSTG einzig vor, wenn das MWSTG keine Spezialregelun-
gen aufweist. Diese Reihenfolge der gesetzlichen Grundlagen ist offenzulegen, was in 
Art. 23 Abs. 2 Ziffer 5 mit dem Verweis auf Art. 56 Abs. 1, der dann wiederum auf Art. 
19 BAZG-VG, korrekterweise sollte dies Art. 19 Abs. 1 Bst. a BAZG-VG sein, verweist, 
gewährleistet wird.   

32 In den Fällen, in denen eine steuerbefreite Einfuhr erfolgt und keine Einfuhrsteuerfor-
derung entsteht, greift die Steuerbefreiung gemäss Art. 23 Abs. 2 Ziffer 5 MWSTG. Dies 
wird im geltenden Recht durch den Verweis auf Art. 69 ZG19 erreicht. Es ist daher zu-
treffend, wenn neu auf Art. 19 BAZG-VG verwiesen wird. Der Verweis auf alle Rege-
lungen von Art. 19 BAZG-VG ist aber unzutreffend. Es gibt bei der Mehrwertsteuer zwar 
die Inlandsteuer, diese untersteht aber nicht der Zollgesetzgebung. Der Miteinbezug 
des Verweises auf Art. 19 Abs. 1 Bst. b BAZG-VG ist daher nicht richtig.  

33 Der bisherige Art. 69 ZG setzt die Vorgaben von Art. 127 Abs. 1 BV korrekt um. Die 
Entstehung der Abgabeforderung ist in einem Gesetz im formellen Sinne zu regeln. 
Eine Verordnungsbestimmung genügt nicht. Die Delegation der Regelung des Entste-
hungszeitpunktes der Abgabeschuld bei unterlassener Warenanmeldung und bei form-
los eingeführten, aber nicht ordnungsgemäss aus dem Zollgebiet verbrachter Waren, 
an den Bundesrat, wie dies Art. 19 Abs. 2 BAZG-VG vorsieht, widerspricht daher Ver-
fassungsrecht.  

34 Das KG lehnt konsequent ab, dass auf Gesetzesstufe Bestimmungen geschaffen wer-
den, welche klar gegen Verfassungsrecht verstossen, nur, weil das Bundesgericht die 
Verfassungsmässigkeit von Bundesgesetzen nicht überprüfen kann. Dies widerspricht 
grundlegenden Prinzipien und Überzeugungen der Schweizer Rechtsordnung.   

5.b. Zum Wortlaut von Art. 23 Abs. 2 Ziffer 5 Vorentwurf MWSTG 

35 Das KG empfiehlt den folgenden Wortlaut von Art. 23 Abs. 2 Ziffer 5 Vorentwurf 
MWSTG: 
Von der Steuer sind befreit:  
«das mit der Einfuhr von Gegenständen im Zusammenhang stehende Befördern oder 
Versenden von Gegenständen und alle damit zusammenhängenden Leistungen bis 
zum Bestimmungsort, an den die Gegenstände im Zeitpunkt der Entstehung der Abga-
beschuld nach Artikel 56 Abs. 1 zu befördern oder versenden sind; entsteht keine Steu-
erschuld, so gilt für den massgebenden Zeitpunkt Artikel 19 Abs. 1 Bst. a und Abs. 2 
BAZG-VG sinngemäss.»  

5.c. Empfehlungen KG 

36 Das KG empfiehlt die vom KG vorgeschlagene Formulierung zu übernehmen.  
37 Das KG empfiehlt die in Art. 19 Abs. 2 BAZG-VG aufgeführten Fälle auf Gesetzesstufe 

ausdrücklich zu regeln und auf die Delegation an den Bundesrat zu verzichten.   

 
19  Zollgesetz (ZG) vom 18. März 2005, SR 631.0.  
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6. Art. 23 Abs. 2 Ziffer 6 Vorentwurf MWSTG 

6.a. Beurteilung KG 

38 Keine Bemerkungen. 

6.b. Empfehlung KG 

39 Keine Empfehlung. 

7. Art. 23 Abs. 2 Ziffer 7 Bst. b Vorentwurf MWSTG 

7.a. Beurteilung KG 

40 Im vorgeschlagenen Gesetzestext wird auf die Warenbestimmungen nach Art. 11 Abs. 
1 Bst. c – g verwiesen. Damit wird auch die vorübergehende Ausfuhr von Waren zur 
Bearbeitung, Verarbeitung oder Ausbesserung (passive Veredelung) darunter subsu-
miert. Die passive Veredelung erfolgt aber im Ausland. Es fehlt somit an der Inlandleis-
tung, weshalb eine Steuerbefreiung nicht möglich ist.  

41 Der Hinweis, dass sich die Gegenstände im Inland befinden, kann gestrichen werden. 
Befinden sich die Gegenstände nicht im Inland, fehlt es bereits an der Steuerhoheit der 
Schweiz bzw. des Fürstentums Liechtensteins.  

7.b. Zum Wortlaut von Art. 23 Abs. 2 Ziffer 7 Bst. b Vorentwurf MWSTG 

42 Das KG schlägt die nachfolgende Formulierung von Art. 23 Abs. 2 Ziffer 7 Bst. b vor: 
Von der Steuer sind befreit: 
«b. die im Zusammenhang mit Gegenständen erbracht werden, die einer bewillig-

ten Warenbestimmung nach Artikel 11 Abs. 1 Buchstabe c-d oder f-g BAZG-VG 
zugeführt worden sind;» 

7.c. Empfehlung KG 

43 Die vom KG vorgeschlagene Formulierung von Art. 23 Abs. 2 Ziffer 7 Bst. b ist zu über-
nehmen.  

8. Art. 23 Abs. 2 Ziffer 11 Vorentwurf MWSTG 

8.a. Beurteilung KG 

44 Diese Bestimmung regelt die Steuerbefreiung der im Inland durch Zollfreiläden an die 
bezeichneten Reisenden ausgeführten Lieferungen von Gegenständen.  

45 Mit dem Verweis auf Art. 6 Abs. 1 ZoG20 wird auf die Delegationsnorm gestützt auf die 
der Bundesrat ermächtigt wird, Waren ganz oder teilweise zollfrei zu erklären, verwie-
sen. Es wäre wünschbar, wenn die ganz oder teilweise befreiten Gegenstände (zoll-
rechtlich als Waren bezeichnet) in Art. 6 Abs. 1 ZoG aufgelistet würden, wie dies der 
Erläuternde Bericht festhält.21 

8.b. Empfehlung KG 

46 In Art. 6 Abs. 1 ZoG, auf den Art. 23 Abs. 2 Ziffer 11 verweist, sind die ganz oder teil-
weise befreiten Gegenstände zu nennen oder diese sind direkt in Art. 23 Abs. 2 Ziffer 
11 aufzuführen.  

 
20  Vorentwurf Bundesgesetz über die Zollpflicht und die Bemessung der Zollabgaben (Zollabga-

bengesetz, ZoG). 
21  S. 134 zu Art. 23 Abs. 2 Ziff. 11. 
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9. Art. 23 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG 

9.a. Beurteilung KG 

47 Keine Bemerkungen. 

9.b. Empfehlung KG 

48 Keine Empfehlung. 

10.  Art. 50 Vorentwurf MWSTG 

10.a. Beurteilung KG 

49 Mit dem vorgeschlagenen Verweis auf das BAZG-VG und das ZoG erfolgt eine Ein-
schränkung des Verweises gegenüber dem geltenden Recht, welches auf die Zollge-
setzgebung verweist. Damit wird im geltenden MWSTG auch auf das Verordnungsrecht 
hingewiesen.  

50 Der Vorentwurf BAZG-VG versteht sich als Rahmengesetz und delegiert in verschie-
denen Bestimmungen die konkrete Ausgestaltung an den Bundesrat, somit an den Ver-
ordnungsgeber. Wie bereits gezeigt worden ist,22 auch in Fällen, in denen gestützt auf 
Art. 127 Abs. 1 BV eine gesetzliche Grundlage im formellen Sinne erforderlich ist.  

51 Es wurden einzig die Vorentwürfe BAZG-VG und ZoG in die Vernehmlassung gegeben. 
Die Vorentwürfe der Verordnungen fehlen. Ohne Kenntnis der zugehörigen Verord-
nungsbestimmungen ist es bei verschiedenen Regelungen jedoch nicht möglich deren 
Tragweite zutreffend zu beurteilen.  

52 Durch die weitgehende Delegation auf Verordnungsstufe wird in wesentlichen Berei-
chen die Gesetzgebung dem parlamentarischen Gesetzgebungsprozess und damit ei-
ner breiten Mitwirkung und Einflussnahme der betroffenen Kreise entzogen. Dem Bun-
desrat und der Verwaltung werden damit in einem für die steuerpflichtigen Personen 
und die Wirtschaft wesentlichen Bereich zu grosse Kompetenzen eingeräumt.  

53 Gemäss Art. 3 Abs. 1 Bst. d VIG23 ist bei Verordnungen und anderen Vorhaben einzig 
ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen, wenn sie von grosser politischer, finan-
zieller, wirtschaftlicher, ökologischer, sozialer oder kultureller Tragweite sind, während 
bei Gesetzesvorlagen24 immer eine Vernehmlassung durchzuführen ist. Der Wortlaut 
von Art. 3 Abs. 1 Bst. d VIG legt offen, dass dem Bundesrat bzw. der Verwaltung bei 
Verordnungen ein grosser Ermessensspielraum eingeräumt ist, ob eine Vernehmlas-
sung durchgeführt wird. Es besteht daher bei den im BAZG-VG vorgesehenen weitge-
henden Delegationen an den Bundesrat die Gefahr, dass es den an den entsprechen-
den Verordnungen Interessierten vor dem Erlass der Verordnungen nicht möglich sein 
wird, Stellung zu nehmen.     
Dies ist gerade hinsichtlich von Verordnungen, welche auf die Erhebung der Mehrwert-
steuer Einfluss haben, abzulehnen. In der Umsetzung des MWSTG zeigt sich immer 
wieder, dass die Verordnungsbestimmungen und die Verwaltungspraxis von grosser 
Bedeutung sind. Die Erfahrung zeigt auch, dass in Vernehmlassungsverfahren immer 
wieder auch aufgezeigt wird, welche der vorgeschlagenen Regelungen Brüche im Sys-
tem verursachen, wenn sie in den in Kraft tretenden Bestimmungen nicht geändert wer-
den.  

54 Das es auch zweckmässig ist, die Entwürfe der Verwaltungspraxis zu publizieren und 
den betroffenen Kreisen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, belegen die 

 
22  Ziff. 5.a. Rz 33.  
23  Bundesgesetz über das Vernehmlassungsverfahren (Vernehmlassungsgesetz, VlG) vom 18. 

März 2005, SR 172.061. 
24  Art. 3 Abs. 1 Bst. b VIG. 
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Erfahrungen, welche hinsichtlich der Verwaltungspraxis zur Inland- und Bezugsteuer 
gemacht werden.25  

10.b. Zum Wortlaut von Art. 50 Vorentwurf MWSTG 

55 Das KG schlägt folgenden Wortlaut von Art. 50 Vorentwurf MWSTG vor: 
«Für die Steuer auf der Einfuhr von Gegenständen ist die Zollgesetzgebung anwend-
bar, soweit das vorliegende Gesetz nicht abweichende Bestimmungen enthält.» 

10.c. Empfehlung KG 

56 Das KG empfiehlt den vorgeschlagenen Wortlaut von Art. 50 Vorentwurf MWSTG zu 
übernehmen. Unabhängig davon empfiehlt es darüber hinaus von zu weitgehenden 
Delegationen an den Bundesrat und die Verwaltung, zumindest in den Bestimmungen, 
welche die Mehrwertsteuer betreffen, Abstand zu nehmen.  

11.  Art. 51 Abs. 1 Vorentwurf MWSTG 

11.a. Beurteilung KG 

57 Der Verweis auf Art. 21 BAZG-VG als Ganzes ist zu weitgehend. Der Abgabeschuldner 
wird in Art. 21 Abs. 1 BAZG-VG umschrieben. Die Abs. 2 und 3 regeln die Haftung und 
nicht die Abgabepflicht. 

58 Die Datenverantwortliche nimmt gemäss Art. 7 Bst. f BAZG-VG die Warenanmeldung 
für den Warenverantwortlichen vor. Sie handelt daher im Namen und auf Rechnung 
des Warenverantwortlichen. Damit wird sie aber nicht zum Warenverantwortlichen und 
es erschliesst sich nicht, weshalb sie abgabepflichtig sein soll.26 Hingegen – und das 
ist eine andere rechtliche Ebene – kann der Gesetzgeber anordnen, dass sie für die 
Abgaben solidarisch mithaftet.  

59 Dasselbe gilt für den Transportverantwortlichen, der für den Transport verantwortlich 
ist und in der Warenanmeldung als mit dem Transport der Ware beauftragte Person 
bezeichnet ist.27 Aus seiner Rolle ergibt sich wiederum nicht, weshalb er abgabepflich-
tig sein soll.28 

60 Der Warenverantwortliche, der im grenzüberschreitenden Warenverkehr die Person ist, 
welche die Ware im eigenen Namen ein-, aus- oder durchführt, auf deren Rechnung 
die Waren ein-, aus- oder durchgeführt wird oder der die Ware im Zollgebiet zugeführt 
wird,29 ist die einzige Person, welche richtigerweise der Abgabepflicht und damit der 
Einfuhrsteuerpflicht unterliegt.  

61 Steuerpflichtig für die Einfuhrsteuer darf somit nur der Warenverantwortliche sein. Die 
Daten- und der Transportverantwortliche sind einzig haftbar für die Einfuhrsteuer. Sie 
sind daher nicht steuerpflichtige Personen für die Einfuhrsteuer. In Art. 51 Abs. 1 Vor-
entwurf MWSTG ist daher der Wortlaut entsprechend anzupassen.  

62 Diese Definition der einfuhrsteuerpflichtigen Person weicht von der geltenden Rechts-
lage ab. Da die Bestimmung der einfuhrsteuerpflichtigen Person geändert werden soll, 
ist die Gelegenheit zu nutzen, gleichzeitig die Umschreibung der einfuhrsteuerpflichti-
gen Person so anzupassen, dass die Einfuhrsteuerpflicht sachgerecht und nicht unge-
rechtfertigt weit geregelt wird.   

 
25  Bereits die Entwürfe der Verwaltungspraxis müssen gestützt auf Art. 162 Abs. 1 MWSTV 

i.V.m. Art. 65 Abs. 3 MWSTG veröffentlicht werden. Grundsätzlich würde dies auch für die 
Verwaltungspraxis zur Einfuhrsteuer gelten.  

26  Art. 21 Abs. 1 Bst. b BAZG-VG. 
27  Art. 7 Bst. g BAZG-VG. 
28  Art. 21 Abs. 1 Bst. c BAZG-VG. 
29  Art. 7 Bst. e Ziff. 1 BAZG-VG. 
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11.b. Zum Wortlaut von Art. 51 Abs. 1 Vorentwurf MWSTG 

63 Das KG schlägt folgende Formulierung vor: 
«Steuerpflichtig ist der Warenverantwortliche nach Artikel 7 Buchstabe e Ziffer 1 BAZG-
VG.» 

11.c. Empfehlung KG 

64 Das KG empfiehlt den in Ziffer 11.b. vorgeschlagenen Wortlaut von Art. 51 Abs. 1 Vor-
entwurf MWSTG zu übernehmen. 

12.  Art. 51 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

12.a. Beurteilung KG 

65 Wenn den zu Art. 62 Vorentwurf MWSTG abgegebenen Empfehlungen des KG30 ge-
folgt wird und für die im MWST-Register eingetragenen steuerpflichtigen Personen die 
Einfuhrsteuer mittels des Verlagerungsverfahrens von der ESTV erhoben wird, entfällt 
die erste (Bst. a) der drei in Art. 51 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG genannten Vorausset-
zungen.  

66 In Art. 51 Abs. 2 Bst. b Vorentwurf MWSTG, wie auch Bst. a und c, wird der Importeur 
erwähnt. Der Begriff des Importeurs ist weder im MWSTG noch im BAZG-VG definiert. 
Die Definition in Art. 6 der Verordnung vom 12. Oktober 2011 über die Statistik des 
Aussenhandels31 greift für die Mehrwertsteuer zu kurz. Es wird daher bisher die Defini-
tion des Importeurs aus der Verwaltungspraxis der EZV herangezogen. Aufgrund die-
ser Ausgangslage spricht sich das KG dafür aus, den Begriff Importeur im MWSTG zu 
streichen und künftig auf den Warenverantwortlichen abzustellen. Der Begriff Importeur 
ist somit durch den Warenverantwortlichen im MWSTG zu ersetzen.  

67 Im Falle des Einbezuges der elektronischen Plattformen in die Lieferkette ist zu prüfen, 
ob die Definition des Warenverantwortlichen diesen Sachverhalt abdeckt. Sollte dem 
nicht so sein, muss die Definition entsprechend angepasst werden.    

68 Zu Bst. c von Art. 51 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG ist zu bemerken, dass der Datenver-
antwortlichen ein Auftrag zur direkten Stellvertretung erteilt worden sein muss. Es ist 
unklar, ob damit die direkte Stellvertretung gemäss Art. 20 Abs. 2 Bst. a MWSTG ge-
meint ist. Dies ist klarzustellen. 

69 Abschliessend ist noch darauf hinzuweisen, dass in Art. 51 Abs. 2 erster Satz Vorent-
wurf MWSTG das Wort «nach» vor Artikel 21 Absatz 2 BAZG-VG zu streichen ist.   

12.b. Wortlaut von Art. 51 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

70 Das KG schlägt folgende Formulierung von Art. 51 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG vor: 
«In Abweichung von Artikel 21 Abs. 2 BAZG-VG haftet die Datenverantwortliche (Art. 7 
Bst. f BAZG-VG) nicht solidarisch, wenn: 
a     das BAZG-VG die Einfuhrsteuer direkt beim Warenverantwortlichen eingefor-

dert hat; und 
b der Warenverantwortliche der Datenverantwortlichen einen Auftrag zur direkten 

Stellvertretung (Art. 20 Abs. 2 Bst. a) erteilt hat. 

12.c. Empfehlung KG 

71 Das KG empfiehlt die in Ziffer 12.b. vorgeschlagene Formulierung von Art. 51 Abs. 2 
zu übernehmen.  

 
30  Vgl. Ziffer 42.d. i.V.m. Ziffer 42.b. und 42.c. sowie Ziffer 44.c. 
31  SR 632.14. 
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13.  Art. 51 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG 

13.a. Beurteilung KG 

72 Keine Bemerkungen. 

13.b. Empfehlung KG 

73 Keine Empfehlung. 

14. Art. 52 Abs. 1 Bst. b Vorentwurf MWSTG 

14.a. Beurteilung KG 

74 Keine Bemerkungen. 

14.b. Empfehlung KG 

75 Keine Empfehlung. 

15.  Art. 53 Abs. 1 Bst. d Vorentwurf MWSTG 

15.a. Beurteilung KG 

76 Keine Bemerkungen. 

15.b. Empfehlung KG  

77 Keine Empfehlung. 

16.  Art. 53 Abs. 1 Bst. f Vorentwurf MWSTG 

16.a. Beurteilung KG 

78 Art. 11 Abs. 1 Bst. b BAZG-VG verwendet den Begriff «zugeführt». Es ist daher nicht 
nachvollziehbar, weshalb in Art. 53 Abs. 1 Bst. f Vorentwurf MWSTG eine Veranlagung 
verlangt wird. Damit werden zusätzliche formelle Anforderungen geschaffen, was das 
KG ablehnt. Der Wortlaut der Bestimmung ist entsprechend anzupassen.  

79 Art. 53 Abs. 1 Bst. f Vorentwurf MWSTG regelt die inländischen Rückwaren, was in Art. 
53 Abs. 1 Bst. f erwähnt werden sollte. Dies kann mit dem Verweis auf Art. 4 Abs. 1 
Bst. c ZoG erfolgen. 

80 Aus Art. 4 Abs. 1 Bst. c ZoG ergibt sich auch, dass nicht ausschliesslich Waren, welche 
unverändert sind, als Rückwaren gelten, sondern auch solche, welche wegen eines bei 
ihrer Verarbeitung festgestellten Mangels verändert wieder eingeführt werden. Die Ver-
waltungspraxis der EZV hat diese für die Zollabgaben geltende Regelung auch auf die 
Steuerbefreiung bei der Einfuhrsteuer angewendet.32 Dies ist in Art. 53 Abs. 1 Bst. f 
Vorentwurf MWSTG mitzuberücksichtigen und die gesetzliche Grundlage entspre-
chend anzupassen, weshalb das Wort «unverändert» zu streichen ist.  

81 Die Befreiung von der Einfuhrsteuer verlangt im Gegensatz zur Befreiung von den Zoll-
abgaben die Rücksendung an den Absender oder die Absenderin im Inland. Diese Ein-
schränkung zu verlangen, schränkt die Steuerbefreiung unnötig ein und führt zu sach-
lich nicht gerechtfertigten Erhebungen der Einfuhrsteuer. Diese Einschränkung geht 
auch weiter als die Anforderungen, welche an die Zollbefreiung gestellt werden, welche 
dies einzig verlangt, wenn die Rücksendung später als 5 Jahre nach der Ausfuhr er-
folgt.33 Die jetzige unbefriedigende Rechtslage ist daher zu ändern und an die zollrecht-
liche Regelung anzupassen.   

 
32  Publ. 18.85 Zoll- und Steuerbehandlung von inländischen Rückwaren, Ziffer 3.1. 
33  Publ. 18.85 Zoll- und Steuerbehandlung von inländischen Rückwaren, Ziffer 2.1. 
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16.b. Wortlaut von Art. 51 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

82 Das KG schlägt gestützt auf die obigen Ausführungen folgende Formulierung für Art. 
53 Abs. 1 Bst. f vor: 
«Gegenstände, die zur Ausfuhr (Art. 11 Abs. 1 Bst. b BAZG-VG) zugeführt und ins 
Ausland verbracht worden sind und die unverändert oder wegen eines bei ihrer Verar-
beitung festgestellten Mangels verändert wieder eingeführt werden (inländische Rück-
waren nach Art. 4 Abs. 1 Bst. c ZoG), sofern bei ihrer Lieferung die Steuer erhoben und 
nicht zurückerstattet wurde.»  

16.c. Empfehlung KG 

83 Das KG empfiehlt den Wortlaut von Art. 53 Abs. 1 Bst. f Vorentwurf MWSTG entspre-
chend dem Vorschlag in Ziffer 16.b. anzupassen.  

17.  Art. 53 Abs. 1 Bst. i Vorentwurf MWSTG 

17.a. Beurteilung KG 

84 In Art. 11 Abs. 1 Bst. f BAZG-VG wird der Begriff «zugeführt» verwendet. Dieser sollte 
auch in Art. 53 Abs. 1 Bst. i Vorentwurf MWSTG verwendet werden. Eine Veranlagung 
wird auch im geltenden Recht nicht gefordert und stellt unnötige zusätzliche formelle 
Anforderungen auf, welche das KG ablehnt. Eine Veranlagung fehlt zudem jeweils bei 
formlosen Verfahren. Wenn daher eine Veranlagung gefordert wird, schränkt dies den 
Anwendungsbereich von Art. 53 Abs. 1 Bst. i Vorentwurf MWSTG unnötig ein. 

85 Der Verzicht auf die Erfassung eines Mietentgelts für Betriebsmittel, der für Importeure, 
richtigerweise die Warenverantwortlichen, mit Sitz oder Wohnsitz im Ausland greifen 
soll, wenn diese die Mehrwertsteuer nach der effektiven Methode abrechnen, ist als 
Vereinfachung zu begrüssen.  

86 Da Betriebsmittel, welche ein Unternehmen mit Sitz oder Wohnsitz im Inland im Aus-
land hat, in der Regel auf das Vorliegen einer Betriebsstätte im Ausland, welche aus 
mehrwertsteuerlicher Sicht getrennt vom inländischen Hauptsitz zu betrachten ist, 
schliessen lässt, dürfte es selten sein, dass Betriebsmittel von einem inländischen Un-
ternehmen für die Erstellung eines Werkes oder für die Ausführung eines Auftrages 
vorübergehend eingeführt werden. Es muss aber sichergestellt sein, dass inländische 
Unternehmen gegenüber ausländischen nicht schlechter gestellt werden.  

87 Gemäss dem Erläuternden Bericht34 bezwecken die Zollbehörden mit dem Verzicht auf 
die Ermittlung eines Mietentgeltes die Reduktion des Verwaltungsaufwandes, was nur 
erreicht wird, wenn es keine inländischen Unternehmen gibt, welche gleichbehandelt 
werden müssen. Sollte es solche Unternehmen geben, müsste die Beschränkung der 
Ausnahme vom Vorbehalt nach Art. 53 Abs. 1 Bst. i Vorentwurf MWSTG auf Unterneh-
men mit Sitz oder Wohnsitz im Ausland gestrichen werden und diese Ausnahme auf 
alle Unternehmen, welche im Inland als steuerpflichtige Personen eingetragen sind und 
nach der effektiven Methode abrechnen anwendbar sein.  

17.b. Zum Wortlaut von Art. 53 Abs. 1 Bst. i Vorentwurf MWSTG 

88 Das KG schlägt folgende Anpassung des Wortlautes vor: 
«Gegenstände, die zur vorübergehenden Verwendung (Art. 11 Abs. 1 Bst. f BAZG-VG) 
zugeführt werden, unter Vorbehalt von Artikel 54 Absatz 1 Buchstabe d; der Vorbehalt 
gilt nicht, wenn ein Warenverantwortlicher mit Sitz oder Wohnsitz im Ausland im Inland 
als steuerpflichtige Person eingetragen ist,…..» 

 
34  S. 136, Art. 53 Abs. 1 Bst. i. 
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17.c. Empfehlungen KG 

89 Das KG empfiehlt die in Ziffer 17.b. vorgeschlagene Formulierung zu übernehmen. 
90 Unter der Voraussetzung, dass es auch inländische Unternehmen gibt, welche Be-

triebsmittel aus dem Ausland zur vorübergehenden Verwendung einführen, ist auch für 
sie, wenn sie im Inland als steuerpflichtige Personen im MWST-Register eingetragen 
sind und die Mehrwertsteuer effektiv abrechnen, auf den Vorbehalt von Art. 54 Abs. 1 
Bst. d Vorentwurf MWSTG zu verzichten.  

18.  Art. 53 Abs. 1 Bst. j Vorentwurf MWSTG 

18.a. Beurteilung KG 

91 Es sollte genügen, dass die Gegenstände zur Lohnveredelung zur aktiven Veredelung 
eingeführt werden. In der Regel dürfte einer solchen Lohnveredelung ein Werkvertrag 
zu Grunde liegen. Dies ist aber nicht zwingend so, weshalb die Anforderung, dass die 
Lohnveredelung im Rahmen eines Werkvertrages erfolgen muss, eine Einschränkung 
der Anwendung dieser Bestimmung zur Folge haben kann, die sachlich nicht gerecht-
fertigt ist, da die Mehrwertsteuer auf eine wirtschaftliche Betrachtung abstellt. Auf diese 
Voraussetzung ist daher zu verzichten.  

18.b. Zum Wortlaut von Art. 53 Abs. 1 Bst. j Vorentwurf MWSTG 

92 Das KG schlägt folgenden Wortlaut von Art. 53 Abs. 1 Bst. j Vorentwurf MWSTG vor: 
«Gegenstände, die zur Lohnveredelung von einer im Inland als steuerpflichtig eingetra-
genen Person vorübergehend zur aktiven Veredelung eingeführt werden (Art. 11 Abs. 
1 Bst. d BAZG-VG);» 

18.c. Empfehlung KG 

93 Das KG empfiehlt den in Ziffer 18.b. vorgeschlagenen Wortlaut von Art. 53 Abs. 1 Bst. 
j Vorentwurf MWSTG zu übernehmen.  

19.  Art. 53 Abs. 1 Bst. k Vorentwurf MWSTG 

19.a. Beurteilung KG 

94 Das KG schlägt vor im Wortlaut dieser Bestimmung «im Ausland» zu ergänzen. 
95 Weiter ist auch in dieser Bestimmung das Erfordernis «im Rahmen eines Werkvertra-

ges» zu streichen, da damit die vertragsrechtliche Frage, ob ein Werkvertrag oder ein 
Auftrag vorliegt, vermieden werden kann und damit sachlich nicht gerechtfertigte Un-
gleichbehandlungen vermieden werden können.  

96 Ebenfalls eine unnötige Anforderung stellt die Rücksendung an den Absender oder die 
Absenderin dar. Dieses Erfordernis ist daher ebenfalls zu streichen. 

19.b. Zum Wortlaut von Art. 53 Abs. 1 Bst. k Vorentwurf MWSTG 

97 Das KG schlägt folgende Ergänzung des Wortlautes vor: 
«Gegenstände, die zur vorübergehenden Verwendung (Art. 11 Abs. 1 Bst. f BAZG-VG) 
im Ausland oder zur passiven Lohnveredelung (Art. 11 Abs. 1 Bst. e BAZG-VG) aus 
dem Inland ausgeführt und ins Inland zurückgesandt werden, unter Vorbehalt von Arti-
kel 54 Absatz 1 Buchstabe e;» 

19.c. Empfehlung KG 

98 Das KG empfiehlt den in Ziffer 19.b. vorgeschlagenen Wortlaut zu übernehmen. 
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20.  Art. 53 Abs. 1 Bst. l Vorentwurf MWSTG 

20.a. Beurteilung KG 

99 Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb eine Veranlagung zur Ausfuhr erforderlich sein 
soll. Im geltenden Art. 53 Abs. 1 Bst. l MWSTG wird verlangt, dass die Gegenstände 
ins Ausland «verbracht» werden. Eine Veranlagung wird nicht gefordert. Dies sollte 
weiterhin gelten. Es ist auf unnötige formelle Anforderungen zu verzichten.   

100 Es stellt sich wiederum die Frage, ob die Rücksendung an den Absender im Inland 
erforderlich ist, welche das Zollrecht nicht verlangt. Das KG erachtet dieses Erfordernis 
als zu einschränkend, weshalb darauf zu verzichten ist.  

101 Dasselbe gilt für das Erfordernis «im Rahmen eines Werkvertrages». Diese Anforde-
rung ist daher ebenfalls zu streichen.  

20.b. Zum Wortlaut von Art. 53 Abs. 1 Bst. l Vorentwurf MWSTG 

102 Das KG schlägt folgende Anpassungen des Wortlautes vor: 
«Gegenstände, die zur Lohnveredelung zur Ausfuhr (Art. 11 Abs. 1 Bst. b BAZG-VG) 
ins Ausland verbracht worden sind und ins Inland zurückgesandt werden, unter Vorbe-
halt von Artikel 54 Abs. 1 Buchstabe f;» 

20.c. Empfehlung KG 

103 Das KG empfiehlt die in Ziffer 20.b. vorgeschlagene Formulierung zu übernehmen.   

21.  Art. 53 Abs. 1bis Vorentwurf MWSTG 

21.a. Beurteilung KG 

104 Konsequenterweise sollte bei der aktiven Veredelung ebenfalls auf den entsprechen-
den Artikel des BAZG-VG, d.h. auf Art. 11 Abs. 1 Bst. d BAZG-VG, verwiesen werden. 

105 Der Begriff «Importeur bzw. Importeurin» ist durch den Begriff «Warenverantwortlicher» 
zu ersetzen.   

106 Art. 53 Abs. 1 Bst. j Vorentwurf MWSTG sieht eine Steuerbefreiung für im MWST-Re-
gister als steuerpflichtige Personen eingetragene Unternehmen vor. Es wird nicht ge-
fordert, dass diese Unternehmen die Mehrwertsteuer effektiv abrechnen. Die Steuer-
befreiung gilt daher auch für Unternehmen, welche die Mehrwertsteuer mittels der Sal-
dosteuersatzmethode abrechnen.  

107 Art. 53 Abs. 1bis Vorentwurf MWSTG kommt daher nur für nicht im MWST-Register ein-
getragene Personen zur Anwendung. Die Regelung der Ausnahmen von der Rücker-
stattung erübrigt sich somit.  

108 Zu diesen Ausnahmen ist zu bemerken, dass das im Erläuternden Bericht35 erwähnte 
Formular Nr. 1050 in der heutigen Form nicht auf die aktive Veredelung Anwendung 
findet. Wäre eine Anrechnung nötig, wäre eine solche für die mit Saldosteuersätzen 
abrechnenden Unternehmen auf Verordnungsstufe vorzusehen. 

109 Die Formulierung müsste auch dahingehend geändert werden, dass nicht auf die An-
rechnung bei der ESTV oder der Liechtensteinischen Steuerverwaltung hingewiesen 
würde, sondern auf die Vornahme eines Vorsteuerabzuges und bei mit Saldosteuer-
sätzen abrechnenden Personen auf die entsprechende Regelung bei den Saldosteu-
ersätzen. Wie festgehalten, ist dies aber nicht nötig, da Art. 53 Abs. 1 Bst. j Vorentwurf 
MWSTG für die Steuerbefreiung einzig auf den Eintrag im MWST-Register abstellt. 

21.b. Zum Wortlaut von Art. 53 Abs. 1bis Vorentwurf MWSTG 

110 Das KG schlägt folgende Änderungen des Wortlautes vor: 

 
35  S. 136, Art. 53 Abs. 1bis. 
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«Werden Gegenstände zur aktiven Veredelung (Art. 11 Abs. 1 Bst. d BAZG-VG) ein-
geführt und sind die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach Absatz 1 Buch-
stabe j nicht erfüllt, so erfolgt die Steuerbefreiung durch Rückerstattung. Die Rücker-
stattung erfolgt, nachdem die Gegenstände wieder ausgeführt worden sind.» 

21.c. Empfehlung KG    

111 Das KG empfiehlt den in Ziffer 21.b. vorgeschlagenen Wortlaut zu übernehmen.  

22.  Art. 53 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

22.a. Beurteilung KG 

112 Keine Bemerkungen. 

22.b. Empfehlung KG 

113 Keine Empfehlung.   

23.  Art. 54 Abs. 1 Bst. b Vorentwurf MWSTG 

23.a. Beurteilung KG 

114 Der Begriff werkvertragliche Lieferung ist durch den in der Mehrwertsteuer üblichen 
Begriff der «Bearbeitungslieferung» zu ersetzen. 

115 Im Übrigen keine Bemerkungen. 

23.b. Zum Wortlaut von Art. 54 Abs. 1 Bst. b Vorentwurf MWSTG 

116 Das KG schlägt folgende Formulierung dieser Bestimmung vor: 
«auf dem Entgelt für Bearbeitungslieferungen oder Arbeiten im Sinne von Artikel 3 
Buchstabe d Ziffer 2,……» 

23.c. Empfehlung KG 

117 Das KG empfiehlt die in Ziffer 23.b. vorgeschlagene Formulierung zu übernehmen.  

24.  Art. 54 Abs. 1 Bst. d Vorentwurf MWSTG 

24.a. Beurteilung KG 

118 Keine Bemerkungen. 

24.b. Empfehlung KG 

119 Keine Empfehlung.  

25.  Art. 54 Abs. 1 Bst. e Vorentwurf MWSTG 

25.a. Beurteilung KG 

120 Das KG empfiehlt in Art. 53 Abs. 1 Bst. k Vorentwurf MWSTG das Erfordernis «im Rah-
men eines Werkvertrages» zu streichen.36 Dies ist in Art. 54 Abs. 1 Bst. e Vorentwurf 
MWSTG ebenfalls umzusetzen.  

121 Das KG empfiehlt in Art. 53 Abs. 1 Bst. k Vorentwurf MWSTG die Streichung des Er-
fordernisses der Rücksendung an den Absender. Dies ist in Art. 54 Abs. 1 Bst. e Vor-
entwurf MWSTG nachzuvollziehen. 

 
36  Ziffer 19. 
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25.b. Zum Wortlaut von Art. 54 Abs. 1 Bst. e 

122 Das KG empfiehlt den Wortlaut wie folgt zu ändern: 
«auf dem Entgelt für die im Ausland besorgten Arbeiten an Gegenständen (Art. 3 Bst. 
d Ziff. 2), die zur vorübergehenden Verwendung (Art. 11 Abs. 1 Bst. f BAZG-VG) oder 
zur passiven Lohnveredelung (Art. 11 Abs. 1 Bst. e BAZG-VG) ausgeführt wurden und 
ins Inland zurückgesandt werden;» 

25.c. Empfehlung KG 

123 Das KG empfiehlt die in Ziffer 25.b. vorgeschlagenen Änderungen zu übernehmen. 

26.  Art. 54 Abs. 1 Bst. f Vorentwurf MWSTG 

26.a. Beurteilung KG 

124 Diese Bestimmung ist gemäss den Empfehlungen des KG37 anzupassen. Es ist somit 
auf das Erfordernis der Rücksendung an den Absender und die Anforderung «im Rah-
men eines Werkvertrages» sowie die Veranlagung zu verzichten.  

26.b. Zum Wortlaut von Art. 54 Abs. 1 Bst. f Vorentwurf MWSTG 

125 Das KG schlägt die nachfolgenden Anpassungen des Wortlautes vor: 
«auf dem Entgelt für die im Ausland besorgten Arbeiten an Gegenständen (Art. 3 Bst. 
d Ziff.2), sofern diese zur Lohnveredelung zur Ausfuhr (Art. 11 Abs. 1 Bst. b BAZG-VG) 
ins Ausland verbracht worden sind und ins Inland zurückgesandt werden;»  

26.c. Empfehlung KG 

126 Das KG empfiehlt den in Ziffer 26.b vorgeschlagenen Wortlaut zu übernehmen. 

27.  Art. 54 Abs. 1 Bst. g Vorentwurf MWSTG 

27.a. Beurteilung KG 

127 Der Begriff «Importeur bzw. Importeurin» ist durch den Begriff «Warenverantwortlicher» 
zu ersetzen.  

27.b. Zum Wortlaut von Art. 54 Abs. 1 Bst. g Vorentwurf MWSTG 

128 Das KG schlägt die nachfolgende Anpassung des Wortlautes vor: 
«auf dem Marktwert in den übrigen Fällen; als Marktwert gilt, was der Warenverant-
wortliche auf der Stufe,….» 

27.c. Empfehlung KG 

129 Das KG empfiehlt den in Ziffer 27.b. vorgeschlagenen Wortlaut zu übernehmen. 

28.  Art. 54 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

28.a. Beurteilung KG 

130 Der Begriff «Importeur bzw. Importeurin» ist durch den Begriff «Warenverantwortlicher» 
zu ersetzen. 

28.b. Zum Wortlaut von Art. 54 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

131 Das KG schlägt die nachfolgende Anpassung des Wortlautes vor: 

 
37  Ziffer 19.c. 
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«Richtet sich die Steuerberechnung nach dem Entgelt, so ist das vom Warenverant-
wortlichen oder an seiner Stelle von einer Drittperson…..» 

28.c. Empfehlung KG 

132 Das KG empfiehlt die in Ziffer 28.b. vorgeschlagene Formulierung zu übernehmen.  

29.  Art. 54 Abs. 3 Bst. b Vorentwurf MWSTG 

29.a. Beurteilung KG 

133 Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb der Begriff «Einfuhrsteuerschuld» geändert wer-
den soll. Erhoben wird die Einfuhrsteuer und nicht eine andere Abgabe. Einzig zur Ver-
einfachung von Prozessen rechtfertigt es sich nicht, eine korrekte Begrifflichkeit zu än-
dern. 

134 Art. 54 Abs. 3 Bst. b Vorentwurf MWSTG stellt auf die Beförderung ab. Es sollte noch 
das Versenden ergänzt werden.  

29.b. Zum Wortlaut von Art. 54 Abs. 3 Bst. b Vorentwurf MWSTG 

135 Das KG schlägt folgenden Wortlaut von Art. 54 Abs. 3 Bst. b vor: 
«die Kosten für das Befördern oder Versenden und alle damit zusammenhängenden 
Leistungen bis zum Bestimmungsort im Inland, an den die Gegenstände zum Zeitpunkt 
der Entstehung der Einfuhrsteuerschuld nach Artikel 56 befördert oder versandt wer-
den; ….» 

29.c. Empfehlung KG 

136 Das KG empfiehlt den in Ziffer 29.b. vorgeschlagenen Wortlaut zu übernehmen.   

30.  Art. 54 Abs. 4 Vorentwurf MWSTG 

30.a. Beurteilung KG 

137 Es ist für die steuerpflichtigen Personen einfacher, wenn die für die Bemessung der 
Steuerforderung massgebenden Regelungen in einer Bestimmung enthalten sind. Abs. 
4 von Art. 54 ist daher beizubehalten.  

138 Da sich der Text im geltenden Art. 54 Abs. 4 MWSTG und der in Art. 18 Abs. 2 BAZG-
VG vorgeschlagene Text materiell nicht unterscheiden, kann letzterer ins MWSTG 
übernommen werden. Die Zuständigkeit soll aber nicht nur dem BAZG, sondern auch 
der ESTV als Folge der Ausweitung des Verlagerungsverfahrens, zugewiesen werden.  

30.b. Zum Wortlaut von Art. 54 Abs. 4 Vorentwurf MWSTG 

139 Das KG schlägt folgende Formulierung vor: 
«Das BAZG und die ESTV können die Bemessungsgrundlage nach pflichtgemässem 
Ermessen schätzen, wenn keine Warenanmeldung vorliegt, diese unvollständig ist oder 
wenn Zweifel an deren Richtigkeit bestehen.»  

30.c. Empfehlung KG 

140 Das KG empfiehlt die in Ziffer 30.b. vorgeschlagene Formulierung zu übernehmen. 

31.  Art. 54 Abs. 5 Vorentwurf MWSTG 

31.a. Beurteilung KG 

141 Keine Bemerkungen. 
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31.b. Empfehlung KG 

142 Keine Empfehlung. 

32.  Art. 56 Abs. 1 Vorentwurf MWSTG 

32.a. Beurteilung KG 

143 Es ist einzig auf Art. 19 Abs. 1 Bst. a BAZG-VG zu verweisen. Art. 19 Abs. 1 Bst. b 
BAZG-VG betrifft Inlandabgaben. Er findet daher auf die Einfuhrsteuer nicht Anwen-
dung. Art. 19 Abs. 2 BAZG-VG enthält eine Delegationsnorm, welche wie vorne38 dar-
gelegt, vom KG abgelehnt wird, da die Entstehung einer Steuerforderung einer Grund-
lage in einem Gesetz im formellen Sinne bedarf. 

144 Wenn die erforderliche gesetzliche Grundlage für die in Art. 19 Abs. 2 Bst. a und b 
BAZG-VG beschriebenen Sachverhalte geschaffen ist, muss in Art. 56 Abs. 1 Vorent-
wurf MWSTG ebenfalls auf diese hingewiesen werden.  

32.b. Zum Wortlaut von Art. 56 Abs. 1 Vorentwurf MWSTG 

145 Das KG schlägt unter Vorbehalt der Ergänzungen, welche sich aus der gesetzlichen 
Grundlage für den Entstehungszeitpunkt der Einfuhrsteuerschuld im Falle einer unter-
lassenen Warenanmeldung und bei formlos eingeführten Waren sowie nicht ordnungs-
gemäss aus dem Zollgebiet verbrachten Waren ergeben, folgende Formulierung vor: 
«Die Einfuhrsteuerschuld entsteht im gleichen Zeitpunkt wie die Abgabeschuld nach 
Artikel 19 Abs. 1 Bst. a BAZG-VG.» 

32.c. Empfehlung KG 

146 Das KG empfiehlt die in Ziffer 32.b. vorgeschlagene Formulierung mit den noch zu 
schaffenden Grundlagen auf Gesetzesstufe zu übernehmen.  

33.  Art. 56 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

33.a. Beurteilung KG 

147 Das KG lehnt die Streichung von Art. 56 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG ab.  
148 Für die Fälligkeit der Einfuhrsteuerschuld ist keine Regelung im MWSTG vorgesehen. 

Die Fälligkeit der Einfuhrsteuerschuld, d.h. der Zeitpunkt, in dem die Einfuhrsteuer-
schuld nach deren Entstehung, zu bezahlen ist, muss jedoch im MWSTG geregelt sein.  

149 Es ist denkbar, dass zu diesem Zweck auf die Regelung in Art. 27 Abs. 1 und 2 BAZG-
VG verwiesen wird.   

150 Mit der Fälligkeit einer Forderung ist diese in der Regel auch zu erfüllen. Art. 28 Abs. 2 
BAZG-VG sieht nun aber noch Zahlungsfristen vor. Ein Verzugszins ist gemäss Art. 29 
Abs. 1 BAZG-VG bereits mit der Fälligkeit geschuldet. Im Erläuternden Bericht39 wird 
zu Art. 29 Abs. 1 BAZG-VG festgehalten, dass an der bisherigen Regelung festgehalten 
wird. 

151 Für das KG sind diese Regelungen und Erläuterungen widersprüchlich und für steuer-
pflichtige Personen nicht nachvollziehbar.  

152 Das KG spricht sich daher für die Beibehaltung der bisherigen Regelung, welche sich 
für die MWST aus dem geltenden Art. 57 Abs. 2 MWSTG ergibt, aus.  

153 Da es das ZAZ gemäss dem Erläuternden Bericht40 auf Gesetzesstufe nicht mehr ge-
ben soll, sollte in Art. 56 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG geregelt werden, was an seine 
Stelle tritt. Das KG kann dem Erläuternden Bericht einzig entnehmen, dass künftig die 

 
38  Ziffer 5.a. Rz 33.  
39  S. 37, Art. 29 Abs. 1. 
40  S. 134, Art. 51 Abs. 1-3. 
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Einfuhrsteuer im Regelfall beim Importeur, somit beim Warenverantwortlichen, erhoben 
wird, auch wenn dieser kein ZAZ hat. Wie dies beim Warenverantwortlichen zu erfolgen 
hat, bspw. mit einer Rechnung, ist aber unklar.  

154 Steuerpflichtig ist der Warenverantwortliche. Dies ergibt sich aus Art. 51 Abs. 1 Vorent-
wurf MWSTG in Verbindung mit Art. 21 Abs. 1 Bst. a BAZG-VG, welcher wiederum auf 
Art. 7 Bst. e Ziffer 1 BAZG-VG verweist.  In Art. 7 Bst. e Ziffer 1 BAZG-VG sind mehrere 
mögliche Warenverantwortliche genannt. Ob die Einfuhrsteuer vom BAZG bzw. von der 
ESTV bei diesen wahlweise eingezogen werden kann oder die Reihenfolge von Art. 7 
Bst. e Ziffer 1 BAZG-VG massgebend ist, wird nirgends eindeutig festgehalten.   

33.b. Empfehlung KG 

155 Das KG empfiehlt in Art. 56 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG zu regeln, wann die Einfuhr-
steuerschuld fällig ist.  

156 Im Falle der Schaffung von Zahlungsfristen sind diese in Art. 56 Abs. 2 Vorentwurf 
MWSTG aufzuführen und klar festzuhalten, wann sie gelten, und wann für die Bezah-
lung auf die Fälligkeit abgestellt wird.   

157 Es wird empfohlen in der Botschaft darzulegen, wie der Bezug der Einfuhrsteuer künftig 
praktisch erfolgen soll.  

34.   Art. 56 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG 

34.a. Beurteilung KG 

158 Das KG lehnt die Streichung von Art. 56 Abs. 3 MWSTG ab.  
159 In Art. 56 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG ist klarzustellen, welche Bestimmungen des 

BAZG-VG für die Sicherstellung der Einfuhrsteuer Anwendung finden. Für die Inland- 
und Bezugsteuer ist in Art. 93 Abs. 7 MWSTG festgehalten, mit welchen Mitteln eine 
Sicherheit geleistet werden kann. Da die Einfuhrsteuer eine der Erhebungsformen der 
Mehrwertsteuer ist, ist die Gleichstellung der Einfuhrsteuerpflichtigen mit den für die 
Inland- und Bezugsteuer steuerpflichtigen Personen anzustreben, weshalb dieselben 
Formen der Sicherstellung für die Einfuhrsteuer, wie für die Inland- und Bezugsteuer, 
vorzusehen sind. Die Gleichstellung der steuerpflichtigen Personen geht einer blossen 
Vereinfachung von Arbeitsabläufen einer Verwaltungseinheit vor.  

160 Art. 33 BAZG-VG sieht die Geltendmachung eines Pfandrechtes vor. Die Anwendung 
der Bestimmungen zum Pfandrecht des BAZG-VG (Art. 36 ff.) sind im MWSTG nir-
gends vorgesehen, weshalb einzig die Regelungen zur Sicherstellung auf die Einfuhr-
steuer Anwendung finden können und nicht auch die Bestimmungen zu Pfandrechten.   

34.b. Empfehlung KG 

161 Das KG empfiehlt Art. 56 Abs. 3 MWSTG beizubehalten und in dieser Bestimmung 
eindeutig zu regeln, welche Bestimmungen des BAZG-VG Anwendung finden. Die Re-
gelungen des BAZG-VG können nur soweit Anwendung finden, als sie nicht zu einer 
Ungleichbehandlung der Einfuhrsteuerpflichtigen gegenüber den bei der Inland- und 
Bezugsteuer steuerpflichtigen Personen führen.  

35.  Art. 56 Abs. 4 Vorentwurf MWSTG   

35.a. Beurteilung KG 

162 Es ist wiederum einzig auf Art. 19 Abs. 1 Bst. a BAZG-VG zu verweisen. Art. 19 Abs. 1 
Bst. b BAZG-VG findet auf die Mehrwertsteuer keine Anwendung und Art. 19 Abs. 2 ist 
eine Delegationsnorm.  
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163 Die Einfuhrsteuerschuld verjährt fünf Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie 
fällig geworden ist. Damit deckt sich die Festsetzungsverjährung für die Einfuhrsteuer 
mit derjenigen für die Inland- und Bezugsteuer. 

164 Abweichend von der Inland- und Bezugsteuer verjährt die Einfuhrsteuerschuld in jedem 
Fall 15 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie entstanden ist. Diese abwei-
chende Regelung der absoluten Festsetzungsverjährungsfristen in den Erhebungsfor-
men des MWSTG wird vom KG im Prinzip abgelehnt. Es ist aus dogmatischer Sicht 
nicht nachvollziehbar, weshalb die absolute Festsetzungsverjährungsfrist bei der Ein-
fuhrsteuer länger als bei der Inland- und Bezugsteuer sein soll.  

165 Art. 30 Abs. 3 und Abs. 4 sowie der zweite Satz von Abs. 5 BAZG-VG sollten nicht 
anwendbar sein. Es gelten die Spezialbestimmungen des MWSTG. 

35.b. Zum Wortlaut von Art. 56 Abs. 4 Vorentwurf MWSTG 

166 Wenn an den unterschiedlichen Fristen festgehalten wird, muss der Wortlaut von Art. 
56 Abs. 4 wie folgt präzisiert werden: 
«Die Einfuhrsteuerschuld verjährt im gleichen Zeitpunkt wie die Abgabeschuld nach 
Artikel 19 Abs. 1 Bst. a BAZG-VG. Die Verjährung…….» 

35.c. Empfehlung KG 

167 Keine Empfehlung des KG.41  

36.  Art. 56 Abs. 5 Vorentwurf MWSTG 

36.a. Beurteilung KG 

168 Keine Bemerkungen. 

36.b. Empfehlung KG 

169 Keine Empfehlung. 

37.  Art. 57 Vorentwurf MWSTG 

37.a. Beurteilung KG 

170 Das KG lehnt die Streichung von Art. 57 MWSTG ab. Oben42 ist aufgezeigt worden, 
dass Art. 29 BAZG-VG mit anderen Bestimmungen des BAZG-VG im Widerspruch 
steht.  

171 Die jetzige Regelung der Verzugszinsen in Art. 57 MWSTG ist differenziert. Sie muss 
zwar hinsichtlich der Bezahlung über ein ZAZ allenfalls angepasst werden. Da unklar 
ist, ob es das ZAZ weiterhin gibt, oder ob dieses durch eine Rechnungstellung ersetzt 
wird, ist es nicht möglich, einen Vorschlag für eine Formulierung zu unterbreiten, die 
den Änderungen durch das BAZG-VG Rechnung trägt.  

172 In einem neuen Absatz ist zu regeln, dass die Höhe des Verzugszinses derjenigen der 
Inland- und Bezugsteuer entspricht und dieser von derselben Behörde festgesetzt wird. 
Es muss wiederum aus Gründen der Gleichbehandlung für sämtliche gestützt auf das 
MWSTG erhobenen Verzugszinsen derselbe Zinssatz zur Anwendung gelangen und 
damit sinnvollerweise dieselbe Behörde für dessen Festsetzung zuständig sein. Wider-
sprüche zu Art. 108 MWSTG sind zu vermeiden.    

173 Im Übrigen sind aus Sicht des KG keine Anpassungen der Bestimmung im geltenden 
Recht erforderlich. 

 
41  Ein Mitglied des KG hat die Festsetzung der absoluten Festsetzungsverjährungsfrist in allen 

drei Erhebungsformen der Mehrwertsteuer auf 10 Jahre empfohlen. 
42  Ziffer 33.a. Rz 150.  
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37.b. Empfehlung KG 

174 Das KG empfiehlt den heutigen Art. 57 MWSTG grundsätzlich beizubehalten und Abs. 
2 Bst. a anzupassen, sofern eine Rechnungstellung das ZAZ ersetzen wird, und in ei-
nem zusätzlichen Absatz festzuhalten, dass derselbe Verzugszinssatz wie für die In-
land- und Bezugsteuer für die Einfuhrsteuer gilt und dieselbe Behörde für dessen Fest-
setzung zuständig ist sowie dieselben Regelungen gelten.   

38.  Art. 58 Vorentwurf MWSTG 

38.a. Beurteilung KG 

175 Das KG lehnt die Streichung von Art. 58 MWSTG ab.  
176 Art. 58 MWSTG ist aber dahingehend anzupassen, dass Art. 1 Abs. 4 Verordnung des 

EFD über die Verzugs- und die Vergütungszinssätze43 auf Gesetzesstufe gehoben 
wird. Damit wird sichergestellt, dass in den Fällen, in denen der Warenverantwortliche 
die Einfuhrsteuer als Vorsteuer in Abzug bringen kann, kein Verzugszins erhoben wird.  

177 Im Übrigen ist Art. 58 MWSTG an die Terminologie des BAZG-VG inkl. der Verweise 
auf die massgebenden gesetzlichen Bestimmungen anzupassen. Der Begriff des «Im-
porteurs bzw. der Importeurin» ist durch den Warenverantwortlichen zu ersetzen.. 

38.b. Empfehlung KG 

178 Das KG empfiehlt von der Streichung von Art. 58 MWSTG Abstand zu nehmen und die 
Regelung von Art. 1 Abs. 4 Verordnung des EFD über die Verzugs- und Vergütungs-
zinssätze in Art. 58 MWSTG zu überführen sowie diese Bestimmung an die Terminolo-
gie samt Verweisen auf die massgebenden gesetzlichen Bestimmungen des BAZG-VG 
anzupassen und den Begriff «Importeur bzw. Importeurin» durch «Warenverantwortli-
cher» zu ersetzen.  

39.  Art. 59 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

39.a. Beurteilung KG 

179 Keine Bemerkungen ausser, dass an Stelle des Begriffs «Importeur bzw. Importeurin» 
der Begriff «Warenverantwortlicher» verwendet werden soll.   

39.b. Empfehlung KG 

180 Siehe Ziff. 39.a. 

40.    Art. 60 Abs. 1 und 4 Vorentwurf MWSTG 

40.a. Beurteilung KG 

181 Keine Bemerkungen. 

40.b. Empfehlung KG 

182 Keine Empfehlung.  

41.  Art. 61 Vorentwurf MWSTG 

41.a. Beurteilung KG 

183 Art. 61 MWSTG sollte nicht aufgehoben, sondern im Wortlaut an Art. 29 Abs. 3 BAZG-
VG angepasst werden. 

 
43  SR 641.207.1. 
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41.b. Wortlaut von Art. 61 Vorentwurf MWSTG 

184 Das KG schlägt folgenden Wortlaut von Art. 61 Vorentwurf MWSTG vor: 
185 «Zu Unrecht erhobene oder zu Unrecht nicht zurückerstattete Einfuhrsteuern und Kos-

ten werden vom BAZG oder der ESTV vom Zeitpunkt der Zahlung an verzinst. Kein 
Vergütungszins wird bei der Rückerstattung von Sicherheitsleistungen entrichtet.» 

41.c. Empfehlung KG 

186 Das KG empfiehlt die in Ziffer 41.b. vorgeschlagene Formulierung zu übernehmen. 

42.  Art. 62 Abs. 1 und 1bis Vorentwurf MWSTG 

42.a. Beurteilung und Ergänzung KG 

187 Das KG hat in der Vernehmlassung zur Teilrevision des MWSTG empfohlen, die Ein-
fuhrsteuer bei den als steuerpflichtige Personen im MWST-Register eingetragenen Per-
sonen mittels des Verlagerungsverfahrens zu erheben. Aus dieser Empfehlung ergibt 
sich folgerichtig, dass für die Erhebung der Einfuhrsteuer bei steuerpflichtigen Perso-
nen nicht das BAZG, sondern die ESTV, zuständig ist.  

188 Die Zuständigkeit des BAZG beschränkt sich daher auf die Erhebung der Einfuhrsteuer 
bei den nicht im MWST-Register eingetragenen Personen.  

189 Als Folge dieser aufgeteilten Erhebungskompetenz gelten die für die Erhebung der In-
land- und Bezugsteuer geltenden Bestimmungen in Art. 65 Abs. 3 bis 5 MWSTG auch 
für das BAZG. Das BAZG hat daher alle Praxisfestlegungen, die nicht ausschliesslich 
verwaltungsinternen Charakter haben, ohne zeitlichen Verzug zu veröffentlichen. Damit 
muss auch das BAZG die Entwürfe seiner Verwaltungspraxis dem Konsultativgremium 
vorlegen und diese Entwürfe sind zu veröffentlichen.  

190 Aufgrund der Anwendung der Bestimmungen zur Einfuhrsteuer und der zugehörigen 
Verwaltungspraxis ist die Verwaltungspraxis auch in Zusammenarbeit zwischen dem 
BAZG und der ESTV zu erarbeiten.  

42.b. Zum Wortlaut von Art. 62 Abs. 1 Vorentwurf MWSTG 

191 Das KG schlägt folgende Formulierung von Art. 62 Abs. 1 Vorentwurf MWSTG vor: 
«Die Einfuhrsteuer wird bei den im MWST-Register eingetragenen steuerpflichtigen 
Personen von der ESTV erhoben. Das BAZG erhebt die Einfuhrsteuer bei den nicht im 
MWST-Register eingetragenen Personen.» 

42.c. Zum Wortlaut von Art. 62 Abs. 1bis Vorentwurf MWSTG 

192 Das KG schlägt folgenden Wortlaut der neu zu schaffenden Bestimmung vor: 
«Artikel 65 Abs. 3 bis 5 MWSTG gelten auch für das BAZG.» 

42.d. Empfehlung KG 

193 Das KG empfiehlt die in Ziffer 42.b. und Ziffer 42.c. vorgeschlagenen Formulierungen 
ins MWSTG zu übernehmen.  

43.  Art. 62 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

43.a. Beurteilung KG 

194 Der letzte Satz von Art. 62 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG erübrigt sich, wenn die Erhebung 
der Einfuhrsteuer bei den im MWST-Register eingetragenen Personen der ESTV über-
tragen wird.  

195 Die ESTV ist aber neben dem BAZG bei den Befugnissen aufzuführen. 
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43.b. Zum Wortlaut von Art. 62 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

196 Das KG empfiehlt folgenden Wortlaut für diese Bestimmung: 
«Das BAZG und die ESTV sind befugt, zur Prüfung der für die Erhebung der Einfuhr-
steuer wesentlichen Tatsachen alle erforderlichen Untersuchungen vorzunehmen. Die 
Artikel 68-70 und 73-75a und 79 gelten sinngemäss.»  

43.c. Empfehlung KG 

197 Das KG empfiehlt die in Ziffer 43.b. vorgeschlagene Formulierung von Art. 62 Abs. 2 
Vorentwurf MWSTG zu übernehmen.  

44.  Art. 63 Abs. 1 MWSTG  

44.a. Vorgeschlagene Anpassung  

198 In der Vernehmlassungsvorlage zur Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes ist vor-
gesehen, dass Leistungserbringer nach dem vorgeschlagenen Art. 20a, d.h. die Betrei-
ber elektronischer Plattformen, die im MWST-Register als steuerpflichtige Personen 
eingetragen sind, die Einfuhrsteuer im Verlagerungsverfahren abrechnen können.44 Es 
ist für das KG nicht nachvollziehbar, weshalb die Einfuhren im Eigenhandel von elekt-
ronischen Plattformen im Verlagerungsverfahren sollen abgerechnet werden können 
und die anderen Einfuhren von Gegenständen von im MWST-Register eingetragenen 
Unternehmen nicht. Aus Gründen der Rechtsgleichheit ist daher die Anwendung des 
Verlagerungsverfahrens auf alle Einfuhren von im MWST-Register eingetragenen Per-
sonen im MWSTG vorzusehen.  

199 Unwesentlich für die Anwendung des Verlagerungsverfahrens bei im MWST-Register 
eingetragenen Personen ist die Abrechnungsmethode. Für die Vornahme des Vorsteu-
erabzuges kommen Art. 28 ff. MWSTG zur Anwendung.  

44.b. Anpassung Wortlaut Art. 63 Abs. 1 MWSTG  

200 Das KG schlägt den folgenden Wortlaut vor: 
«Bei der ESTV registrierte steuerpflichtige Warenverantwortliche rechnen die auf der 
Einfuhr von Gegenständen geschuldete Steuer in der periodischen Steuerabrechnung 
mit der ESTV ab (Verlagerungsverfahren).»    

44.c. Empfehlungen KG 

201 Das KG empfiehlt die Erhebung der Einfuhrsteuer mittels des Verlagerungsverfahrens 
bei allen im MWST-Register eingetragenen steuerpflichtigen Personen.  

202 Das KG empfiehlt die in Ziffer 44.b. vorgeschlagene Formulierung ins MWSTG zu über-
nehmen.  

45.  Art. 64 Vorentwurf MWSTG 

45.a. Beurteilung KG 

203 Das KG lehnt die Streichung der Aufzählung der Erlassgründe im MWSTG ab.  
204 Der in Art. 41 Abs. 1 Bst. a BAZG-VG genannte Erlassgrund stimmt materiell mit dem 

bisherigen Art. 64 Abs. 1 Bst. a MWSTG überein. Dasselbe gilt für den in Art. 41 Abs. 
1 Bst. b BAZG-VG aufgeführten Erlassgrund, der sich inhaltlich mit Art. 64 Abs. 1 Bst. 
b MWSTG deckt.  

205 Der in Art. 41 Abs. 1 Bst. c BAZG-VG genannte Erlassgrund betrifft den Erlass von 
Forderungen gestützt auf Art. 12 VStrR und von Sicherheitsleistung bei 

 
44  Art. 63 Abs. 1 Vorentwurf MWSTG, Version Vernehmlassung Teilrevision des Mehrwertsteuer-

gesetzes.  
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Beschlagnahmen. Eine solche Regelung kannte das MWSTG bisher nicht. Sie fand 
sich einzig hinsichtlich der Nachforderungen gestützt auf Art. 12 VStrR in Art. 86 Abs. 
2 ZG. Das KG lehnt zwar die Anwendung von Art. 12 Abs. 4 VStrR auf die Einfuhrsteuer 
ab,45 der Übernahme dieses Erlassgrundes ins MWSTG kann aber zugestimmt werden, 
obwohl deren Anwendung, wenn die bisherige Rechtsprechung übernommen wird, 
äusserst eingeschränkt ist und daher wohl einzig den in Art. 64 Vorentwurf MWSTG 
gesondert geregelten Erlass für den Datenverantwortlichen abdeckt.  

206 Der in Art. 41 Abs. 1 Bst. d BAZG-VG genannte Erlassgrund ist zwar sehr restriktiv, 
fehlt aber im geltenden Art. 64 Abs. 1 MWSTG. Es spricht somit ebenfalls nichts gegen 
seine Übernahme. 

207 Zum vorgeschlagenen Wortlaut von Art. 64 Vorentwurf MWSTG ist festzuhalten, dass 
der Verweis auf Art. 41 BAZG-VG zu präzisieren ist. Die Erlassgründe sind in Abs. 1 
erwähnt.   

208 Weiter ist zum vorgeschlagenen Wortlaut anzumerken, dass die Datenverantwortliche 
die Einfuhrsteuer weiterbelasten kann. Sie wird bei Zahlungsunfähigkeit nur nicht be-
zahlt. Diesbezüglich ist der Wortlaut anzupassen.  

45.b. Zum Wortlaut von Art. 64 Abs. 1 Vorentwurf MWSTG 

209 Das KG schlägt für Art. 64 Abs. 1 Vorentwurf MWSTG folgende Formulierung vor: 
«Auf Gesuch hin erlässt das BAZG oder die ESTV gemäss Art. 41 Abs. 1 BAZG-VG 
ganz oder teilweise die Abgaben oder erstattet diese ganz oder teilweise zurück: 
a. wenn Waren, für die die Abgabeschuld bedingt entstanden ist oder die im Gewahr-
sam des BAZG stehen, durch Zufall, höhere Gewalt oder mit amtlicher Einwilligung 
ganz oder teilweise vernichtet werden; 
b. wenn in den freien Verkehr eingeführte Waren auf amtliche Verfügung hin ganz oder 
teilweise vernichtet oder wieder ausgeführt werden müssen; 
c. wenn die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller unverschuldet eine Nachforderung 
nach Artikel 38 BAZG-VG oder nach Artikel 12 VStrR leisten muss, die offensichtlich 
stossend erscheint; 
d. in anderen Fällen, wenn aussergewöhnliche Gründe, die nicht die Bemessung der 
Abgaben betreffen, die Zahlung als besondere Härte erscheinen liessen. 
Zusätzlich zu den in Artikel 41 Abs. 1 BAZG-VG aufgeführten Erlassgründen kann die 
auf der Einfuhr von Gegenständen geschuldete Steuer ganz oder teilweise erlassen 
werden, wenn beim Datenverantwortlichen die Zahlung der Steuer wegen Zahlungsun-
fähigkeit des Warenverantwortlichen ausfällt oder ernsthaft gefährdet erscheint und der 
Warenverantwortliche als steuerpflichtige Person eingetragen war.  

45.c. Empfehlungen KG 

210 Das KG empfiehlt nicht nur auf die Erlassgründe von Art. 41 Abs. 1 BAZG-VG in Art. 
64 Abs. 1 Vorentwurf MWSTG zu verweisen, sondern diese im MWSTG zu nennen. 
Ein Vorschlag für den Wortlaut findet sich in Ziffer 45.b. 

211 Hinsichtlich des Erlassgrundes für Datenverantwortliche empfiehlt das KG die in Ziffer 
45.b. vorgeschlagene Formulierung zu übernehmen. 

46.  Art. 64 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

46.a. Beurteilung KG 

212 Die Streichung des Abs. 2 von Art. 64 MWSTG ist abzulehnen. Die Zuständigkeit des 
BAZG für die Bearbeitung eines Erlassgesuches und, wenn der vom KG vorgeschla-
gene Erhebung der Einfuhrsteuer bei im MWST-Register eingetragenen Personen 

 
45  Vgl. dazu Ziffer 54.a. 
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durch die ESTV, gefolgt wird, der ESTV ist im MWSTG festzuschreiben. Es sind auch 
die Anforderungen an ein Erlassgesuch im MWSTG zu nennen. 

46.b. Empfehlung KG  

213 Das KG empfiehlt die für die Behandlung eines Erlassgesuches zuständige Behörde 
und die Anforderungen, welchen ein Erlassgesuch genügen muss, in Art. 64 Abs. 2 
Vorentwurf MWSTG zu regeln.  

47.    Art. 64 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG 

47.a. Beurteilung KG 

214 Die Streichung des Abs. 3 von Art. 64 MWSTG wird von KG ebenfalls abgelehnt.  
215 Der Erlass setzt rechtlich voraus, dass eine Steuerforderung festgesetzt und anerkannt 

ist. Das in Art. 41 Abs. 2 BAZG-VG vorgesehene Abstellen auf die Rechtskraft für den 
Beginn der Frist während der ein Erlassgesuch gestellt werden kann, stellt daher klar, 
dass die zu erlassende Forderung rechtsverbindlich festgesetzt sein muss. Dies ergibt 
sich aus dem geltenden Art. 64 Abs. 3 MWSTG nicht eindeutig. Die Frist während der 
ein Erlassgesuch gestellt werden kann, verlängert sich zudem.  

216 In Art. 64 Abs. 3 MWSTG ist daher die Regelung von Art. 41 Abs. 2 BAZG-VG einzufü-
gen und für die Erhebung der Einfuhrsteuer durch die ESTV um die ESTV zu ergänzen. 

47.b. Zum Wortlaut von Art. 64 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG 

217 Das KG schlägt folgenden Wortlaut vor: 
«Erlassgesuche sind innerhalb eines Jahres nach Eintritt der Rechtskraft der Veranla-
gungs- oder Nachforderungsverfügung beim BAZG oder bei Erhebung der Einfuhr-
steuer durch die ESTV bei dieser einzureichen.» 

47.c. Empfehlung KG 

218 Das KG empfiehlt die in Ziffer 47.b. vorgeschlagene Formulierung ins MWSTG zu über-
nehmen. 

48.  Art. 65 Abs. 1 MWSTG 

48.a. Vorschlag KG 

219 Da die Erhebung der Einfuhrsteuer bei im MWST-Register eingetragenen Personen der 
ESTV zugewiesen ist, muss dies in Art. 65 Abs. 1 MWSTG erwähnt werden. 

220 Diese Änderung wird durch die Empfehlungen des KG verursacht und findet sich nicht 
in der Vernehmlassungsvorlage.  

48.b. Zum Wortlaut von Art. 65 Abs. 1 MWSTG 

221 Das KG schlägt den folgenden Wortlaut von Art. 65 Abs. 1 MWSTG vor: 
«Die ESTV ist für die Erhebung und den Einzug der Inland- und der Bezugsteuer sowie 
der Einfuhrsteuer von im MWST-Register eingetragenen steuerpflichtigen Personen 
zuständig.» 

48.c. Empfehlung KG 

222 Das KG empfiehlt Art. 65 Abs. 1 MWSTG gemäss dem in Ziffer 48.b. vorgeschlagenen 
Wortlaut anzupassen.  
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49.  Art. 75a Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

49.a. Beurteilung KG 

223 Keine Bemerkungen. 

49.b. Empfehlung KG 

224 Keine Empfehlung. 

50.  Art. 101 Abs. 4 Vorentwurf MWSTG 

50.a. Beurteilung KG 

225 Das KG empfiehlt die Erhebung der Einfuhrsteuer bei im MWST-Register eingetrage-
nen steuerpflichtigen Personen der ESTV zu übertragen. Es kann nun nicht sein, dass 
die Konkurrenzen bei der Hinterziehung der Einfuhrsteuer für nicht im MWST-Register 
eingetragene Personen anders geregelt sind, als für im MWST-Register eingetragene 
steuerpflichtige Personen.  

226 Selbst wenn die in Rz. 225 beschriebene Empfehlung keine Berücksichtigung fände, 
wäre es nicht angezeigt, hier eine Änderung der Rechtslage herbeizuführen: Strafrecht-
liche Widerhandlungen müssen im Ergebnis gleichbehandelt werden, unabhängig da-
von, welche Behörde zuständig ist.  

227 Art. 101 Abs. 4 MWSTG ist daher auf jeden Fall unverändert zu belassen.  

50.b. Empfehlung KG 

228 Das KG empfiehlt von der Änderung von Art. 101 Abs. 4 MWSTG abzusehen. 

51.  Art. 103 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG 

51.a. Beurteilung KG 

229 Keine Bemerkungen, da inhaltlich keine Änderung. 

51.b. Empfehlung KG 

230 Keine Empfehlung. 

52.  Art. 103 Abs. 4 Vorentwurf MWSTG 

52.a. Beurteilung KG 

231 Die Ausführungen im Erläuternde Bericht greifen zu kurz, um die Begründung für diese 
Gesetzesanpassung zu erklären. Das allgemeine schweizerische Strafrecht sieht in Art. 
52 StGB das Opportunitätsprinzip vor; diese Rechtsnorm ist allerdings als «Muss-Be-
stimmung» formuliert. Es erstaunt deshalb wenig, dass die bundesgerichtliche Praxis 
zu Art. 52 StGB sehr eng ist, weil sie primär den Täter schützt. Im Verwaltungsstrafrecht 
kommt dem Opportunitätsprinzip eine weitere Funktion zu: Es dient auch der Verwal-
tungsökonomie, weil es sicherstellen soll, dass nicht nach jeder verwaltungsrechtlichen 
«Steueraufrechnung» automatisch auch ein abgabenrechtliches Strafverfahren einge-
leitet werden muss. Dementsprechend ist im geltenden Recht Art. 103 Abs. 4 MWSTG 
als «Kann-Bestimmung» ausformuliert; allerdings verweist der Wortlaut explizit auf Art. 
52 StGB, was die Auslegung schwierig macht.  

232 Nachdem Art. 52 StGB auch im Nebenstrafrecht gilt, muss klargestellt werden, was der 
Gesetzgeber will.  

233 Wir plädieren dafür, dass beide Aspekte (die zwingende Strafbefreiung der handelnden 
Person nach Art. 52 StGB und das berechtigte Anliegen der Verwaltungsökonomie im 
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Massenabgabestrafrecht) Anwendung finden und dies im Gesetzestext so explizit zum 
Ausdruck gebracht wird.  
Eine Sonderregelung für die Einfuhrsteuer erachten wir hingegen als nicht opportun 
und notwendig.  

52.b. Zum Wortlaut von Art. 103 Abs. 4 Vorentwurf MWSTG 

234 Das KG empfiehlt Art. 103 Abs. 4 Vorentwurf MWSTG wie folgt zu ändern:  
«In Ergänzung zu Art. 52 StGB kann in besonders leichten Fällen von einer Strafverfol-
gung abgesehen werden. Wird von einer Strafverfolgung abgesehen, erlässt die Be-
hörde eine Nichtanhandnahme- oder Einstellungsverfügung.» 

52.c. Empfehlung KG 

235 Das KG empfiehlt die in Ziffer 52.b. vorgeschlagene Formulierung zu übernehmen. 

53.  Art. 105 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG 

53.a. Beurteilung KG 

236 Aus dem Erläuternden Bericht46 ergibt sich nicht, weshalb auch ein rechtskräftiger Straf-
bescheid den Eintritt der Verfolgungsverjährung verhindern soll.  

237 Die bisherige Regelung in Art. 105 Abs. 2 MWSTG entspricht der bundesgerichtlichen 
Rechtsprechung. Danach ist ein Strafbescheid im Gegensatz zu einer Strafverfügung 
kein erstinstanzliches Urteil.  

238 Mit dem Abstellen auf das Vorliegen eines erstinstanzlichen Urteils folgt Art. 105 Abs. 
2 MWSTG Art. 97 Abs. 3 StGB.  

239 Es ist für das KG nicht nachvollziehbar, weshalb von dieser sachgerechten Regelung 
abgewichen werden soll.  

240 Die vorgeschlagene Ergänzung räumt den Strafverfolgungsbehörden mehr Zeit für die 
Bearbeitung der Fälle ein, was aber den Interessen der steuerpflichtigen Personen zu-
widerläuft. Diese sind nämlich an einem möglichst schnellen Abschluss von Strafver-
fahren interessiert.  

53.b. Empfehlung KG  

241 Das KG empfiehlt, Art. 105 Abs. 2 MWSTG in der bisherigen Fassung zu belassen. 

54.  Art. 105 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG 

54.a. Beurteilung KG  

242 Es war bei der Schaffung von Art. 105 Abs. 3 MWSTG der ausdrückliche Wille des 
Gesetzgebers, dass Art. 12 Abs. 4 VStrR im Bereich der Mehrwertsteuer keine Anwen-
dung findet. Mit Art. 105 Abs. 3 MWSTG wird bei gewissen Straftaten von besonderer 
Schwere der Tatsache, dass die in Art. 42 MWSTG statuierten Festsetzungsverjäh-
rungsfristen zu kurz sein können, Rechnung getragen. Eine weitergehende Ausweitung 
der Verjährungsfristen begünstigt einzig eine Verschleppung der Verfahren, was abzu-
lehnen ist. 

243 Die Änderung von Art. 105 Abs. 3 MWSTG gemäss dem Vorentwurf würde zudem nicht 
nur für die Einfuhr-, sondern auch für die Inland- und Bezugsteuer gelten.  

54.b. Empfehlung KG 

244 Das KG empfiehlt Art. 105 Abs. 3 MWSTG grundsätzlich unverändert zu belassen; al-
lenfalls könnte – um eine redaktionelle Klarstellung zu erreichen (vgl. OFK/MWSTG 

 
46  S. 138, Art. 105 Abs. 2 und 3. 
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Clavadetscher/Bossart Art. 105 Rz. 28) – im Zuge dieser Revision in Absatz 3 Bst. b 
der Verweis auf Absatz 2 gestrichen werden.  

 
Wir hoffen, Ihnen mit dieser Stellungnahme zu dienen und danken Ihnen für die Berücksichti-
gung der Argumente und Empfehlungen des KGs im Zuge der Ausarbeitung der Gesetzesvor-
lage.  
 
 
Für das  

Mehrwertsteuer-Konsultativgremium 

Die Präsidentin Der Vizepräsident 

  

Béatrice Blum Diego Clavadetscher 

 

Beilage:  

Vernehmlassung KG zur Teilrevision Mehrwertsteuergesetz (Weiterentwicklung der Mehr-
wertsteuer in einer digitalisierten und globalisierten Wirtschaft) vom 12. Oktober 2020 



o Schweizerische Eidgenossenschaft

Conföd6ration suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD

Mehrwertsteuer-Konsultativgremium

Organe consultatif en matiöre de TVA

Organo consultivo per I'lVA

Per E-Mail an vernehmlassungen@estv.adm in.ch

Bern, 12. Oktober 2020

Vernehmlassung zur Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes (Weiterentwicklung der
Mehrwertsteuer in einer digitalisierten und globalisierten Wirtschaft) und zur Teilrevi-
sion der Mehrwertsteuerverordnung

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 19.6.2020 wurde das Mehnvertsteuer-Konsultativgremium (KG) aufgefor-
dert, im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zu den Vernehmlassungsunterlagen für die
oben erwähnte Teilrevision Stellung zu nehmen. Das KG leistet dieser Einladung gerne Folge

und dankt für das durch diese Einladung zum Ausdruck gebrachte Vertrauen. Das KG äussert
sich zur Vernehmlassungsvorlage insbesondere in Erfüllung des ihm durch Art. 109 Abs. 2

und 3 MWSTGI übertragenen Auftrages, Anpassungen des Mehnrvertsteuergesetzes bezüg-
lich deren Auswirkungen auf die steuerpflichtigen Personen und die Volkswirtschaft zu prüfen,

dazu Stellung zu nehmen und Empfehlungen für Anderungen abzugeben.

Vorbemerkungen

t Die Vorarbeiten für die vorliegende Vernehmlassung wurden von einer Arbeitsgruppe
des KGs ausgearbeitet. Diese Arbeiten mündeten in den Rohentwurf der Vernehmlas-
sung, der an der Plenarsitzung des KGs vom 16. September 2Q20 von den Mitgliedern
des KGs ausführlich besprochen wurde. Gestützt auf diese Beratung wurde der Entwurf
der Vernehmlassung ausgearbeitet, der nochmals von den Mitgliedern des KGs auf
dem Korrespondenzweg besprochen wurde. Nach den abschliessenden Anpassungen
erfolgte die Genehmigung der Vernehmlassung durch die KG Mitglieder2 auf dem Kor-
respondenzweg.

z Wo nichts anderes vermerkt wird, hat das KG seine Empfehlungen einstimmig be-
schlossen.

s Der Aufbau der Vernehmlassung erfolgt nach Themenbereichen, wobeijeweils die den
einzelnen Themenbereichen zuzuordnenden Artikel des Vorentwurfes MWSTG aufge-
führt werden.

+ Das KG äussert sich jeweils grundsätzlich zu den einzelnen Themenbereichen und
kommentiert die vorgeschlagenen Gesetzesformulierungen. Abschliessend finden sich
jeweils die Empfehlungen des KGs.

Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer (Mehrwertsteuergesetz, MWSTG) vom 12. Juni 2009,

sR 641.20.
Wenn in dieser Vernehmlassung die männliche Form eines Begriffes venvendet wird, schliesst
diese Form jeweils auch die weibliche und andere Formen ein.

2

1122



I Schweizerische Eidgenossenschaft

Conf6döration suisse

Conf ederazion e Svizzer a

Confederaziun svizra

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD

Mehrwertsteuer-Konsultativgremium

Organe consultatif en matiöre de TVA

Organo consultivo per l'lVA

Zu den einzelnen Anderungen

1. Lieferungen mittels elektronischer Plattformen (Art. 3 Bst. l, Art. 15 Abs.4bi", Art.20a,
Aft.24 Abs. Sbi", Art. 63 Abs. 1 Bst. b, Art. 73 Abs. 2 Bst. e, ptrt.74 Abs. 2 Bst. e, Art.
79a, Art. 115b Abs.2 Vorentwurf MWSTG)

1.a. Beurteiluno KG

s Das KG kann das Bedürfnis, mit dem Einbezug der Betreiber elektronischer Plattformen
in die Lieferkette die mehruvertsteuerliche Erfassung der über elektronische Plattformen
vermittelten Lieferungen sicherzustellen und damit die zurzeit bestehenden Wettbe-
werbsbenachteiligungen zu beseitigen, nachvollziehen. Die Umsetzung dieses Einbe-
zuges der Betreiber elektronischer Plattformen darf jedoch nicht die inländischen End-
verbraucher benachteiligen.

o Vorab ist festzuhalten, dass die in die Vernehmlassung gebrachte Regelung auch von

inländischen Leistungserbringern erbrachte Lieferungen betrifft. Diese Erkenntnis ist
politisch zu werten, das KG verzichtet diesbezüglich auf eine Stellungnahme, enruartet

aber, dass in der Botschaft diese Aussage klar festgehalten wird.

z Mit der vorgeschlagenen Regelung wird je eine Lieferung zwischen dem Verkäufer,
welcher über die elektronische Plattform Gegenstände verkauft, und dem Betreiber der
elektronischen Plattform sowie zwischen Letzterem und dem Käufer angenommen.
Neu wird daher der Betreiber einer elektronischen Plattform nicht nur die Mehruvert-

steuer auf den Lieferungen im lnland, welche er im eigenen Namen und auf eigene
Rechnung ausführt, sondern auch auf den Lieferungen, bei welchen er als Vermittler
mitwirkt, abrechnen müssen. Da die über eine elektronische Plattform abgewickelten
Lieferungen regelmässig den für die Auslösung der Mehruvertsteuerpflicht im lnland
massgebenden Grenzwert von CHF 100'000 überschreiten dürften, werden die Betrei-
ber solcher elektronischen Plattformen, wenn sie dies nicht bereits infolge eigener Lie-
ferungen sind, regelmässig mehnruertsteuerpflichtig, womit - theoretisch - sicherge-
stellt wäre, dass die über solche elektronischen Plattformen vermittelten Lieferungen
den im lnland ohne Zuhilfenahme einer elektronischen Plattform ausgeführten Liefe-
rungen, gleichgestellt werden.

a Die Verkäufer der Gegenstände demgegenüber erbringen entweder eine Lieferung im

Ausland oder eine steuerbefreite Lieferung im lnland. Sie haben daher auf ihren Liefe-
rungen kei ne i nländ ische Mehrwertsteuer abzu rechnen.

s Während die vorgeschlagene Regelung bezogen auf die Erhebung der lnlandsteuer
grundsätzlich konsistent erscheint, trifft dies bezogen auf die Einfuhrsteuer nicht zu.

Es fehlen Bestimmungen beider Einfuhrsteuer, aus denen sich zweifelsfreiergibt, dass
die Betreiber elektronischer Plattformen die Schuldner der Einfuhrsteuer sind. Als Ver-
mittler des Kaufgeschäftes sind sie weder vertragsrechtlich noch wirtschaftlich im Zeit-
punkt der Einfuhr Eigentümer der zu importierenden Gegenstände. Dies sind die Käufer
der importierten Gegenstände. Die Fiktion in Art. 20a Vorentwurf MWSTG eingeführte
Fiktion, welche sich unter den Bestimmungen zur lnlandsteuer findet, ändert daran
nichts. Ohne eine ausdrückliche Regelung in den Bestimmungen zur Einfuhrsteuer o-
der in der Zollgesetzgebung, dass bei über elektronische Plattformen abgewickelten
Lieferungen der Betreiber der elektronischen Plattform einfuhrsteuerpflichtig ist, ist da-
her grundsätzlich der Käufer die einfuhrsteuerpflichtige Person und nicht der Betreiber
der elektronischen Plattform. Einzig mit der lnstruktion der Betreiber elektronischer
Plattformen an die ausländischen.Verkäufer, in den Einfuhranmeldungen ihn als lmpor-
teur aufzuführen, ändert sich an dieser Rechtslage nichts. Es braucht dafür eine aus-
drückliche Grundlage in einem Gesetz.
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lm Erläuternden Bericht3 wird beiArt. 63 Abs. 1 Bst. b Vorentwurf MWSTG enrvähnt, die
im MWST-Register eingetragenen Plattformen werden in der Zollanmeldung als lmpor-
teurinnen aufgeführt. Wie dargelegt, fehlt dafür die Rechtsgrundlage. Art. 63 Abs. 1 Bst.
b Vorentwurf MWSTG schafft diese nicht. Er regelt einzig eine andere Art der Entrich-
tung der Einfuhrsteuer, nämlich durch Verlagerung. Bevor die Einfuhrsteuer entrichtet
werden kann, muss sie entstehen und einem bestimmten Steuersubjekt zugerechnet
werden können. Wenn die Betreiber elektronischer Plattformen nicht Steuersubjekt der
Einfuhrsteuer für die über die Plattform vermittelten Lieferungen sind, kommt Art. 63
Abs.1 Bst. b Vorentwurf MWSTG nur für die im eigenen Namen ausgeführten Lieferun-
gen der Betreiber elektronischer Plattformen zur Anwendung, was aber nicht Zweck
von Art. 63 Abs. 1 Bst. b Vorentwurf MWSTG ist und eine Ungleichbehandlung von
Lieferanten zur Folge hat, die mangels der Nutzung einer elektronischen Plattform für
den Vertrieb die Einfuhrsteuer auf im eigenen Namen getätigten Lieferungen bezahlen
müssten, da ihnen das Verlagerungsverfahren nicht offen stünde.
Ohne die ausdrückliche Klarstellung im Gesetz, dass der Betreiber einer Plattform ein-
fuhrsteuerpflichtige Person ist, ist der inländische Käufer der importierten Ware nicht
nur mit der lnlandsteuer, sondern zusätzlich mit der Einfuhrsteuer belastet. Die Mehr-
wertsteuer auf der eingekauften Ware kann bei ihm zwei Mal erhoben werden. Da die
lnlandsteuer nach der vorgeschlagenen Konzeption bei ihm zu Recht erhoben wird,
muss sich der Käufer gegen die Erhebung der Einfuhrsteuer wenden. Der EZV fehlt
jedoch die Rechtsgrundlage für eine Rückerstattung der erhobenen Mehruvertsteuer.

Der geltende Art. 59 MWSTG deckt diesen Fall nicht ab, da die Einfuhrsteuer geschul-
det wäre.
Die Schaffung einer Rechtsgrundlage, wonach die Betreiber elektronischer Plattformen
Schuldner der Einfuhrsteuer sind, genügt aber nicht. Die Betreiber solcher Plattformen
müssen auch in die Lage versetzt werden, die Zollanmeldungen richtig zu erstellen. Sie
müssen daher u.a. den zutreffenden Zolltarif ermitteln können. Nur vertragsrechtlich
lässt sich dies nicht erreichen. Es braucht dafür eine gesetzliche Grundlage, auf die
sich die Betreiber elektronischer Plattformen berufen können. Eine solche Bestimmung
fehlt im Vorentwurf MWSTG, allenfalls würde eine Verordnungsbestimmung genügen.
Um den Vollzug sicherzustellen, müsste die EZV in der Lage sein, einfach festzustellen,
ob Sendungen von im inländischen MWST-Register eingetragenen Personen importiert
werden oder die Mehruvertsteuer vom Lieferanten oder dem Betreiber der genutzten
elektronischen Plattform dem Käufer in Rechnung gestellt wurde. Mit Absender QR
Codes könnte dies erreicht werden. Pakete mit einem Absender QR Code könnten mit-
tels einer voll automatisierten Zollfreigabe ins lnland importiert werden. Die übrigen lm-
porte würden einzeln geprüft, was den Anreiz für die Verkäufer auf und die Betreiber
von elektronischen Plattformen erhöhen würde, sich im lnland im MWST-Register ein-
zutragen.

Um die Durchsetzung der vorgeschlagenen Steuerpflicht für die Betreiber ausländi-
scher elektronischer Plattformen zu verbessern, sieht Art. 79a Vorentwurf MWSTG ad-
ministrative Massnahmen gegen ausländische Unternehmen, nicht nur die Betreiber
elektronischer Plattformen, vor. Die Begrenzung dieser administrativen Massnahmen
auf ausländische Unternehmen ist völkerrechtswidrig.a
Gänzlich unhaltbar wird Art. 79a Abs. 3 Bst. b Vorentwurf MWSTG in Kombination mit
Art. 79a Abs. 6 Vorentwurf MWSTG, der festhält, dass die Käufer (Leistungsempfänger)
vor dem Verfügen der entschädigungslosen Vernichtung von eingeführten

5.41 zu Art. 63 Abs. '1 Bst. b.

Es wird diesbezüglich auf die Ausführungen in der Botschaft zur Teilrevision des Mehrwert-
steuergesetzes vom 25. Februar 2015, BBI 2015 2615 ff .,2678, Ztff . 5.2, verwiesen, wonach
eine Ungleichbehandlung von in- und ausländischen Unternehmen nicht mit den von der
Schweiz eingegangenen Verpflichtungen gegenüber der WTO vereinbar ist.
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Gegenständen nicht angehört werden. Die Gewährung des rechtlichen Gehörs ist ein

fundamentaler Grundsatz des Schweizerischen Rechts.s Die Erreichung der mit den in
Art. 79a Vorentwurf MWSTG vorgesehenen administrativen Massnahmen bezweckten
Zielen rechtfertigt es nicht, von diesem fundamentalen Grundsatz abzuweichen.

1.b. Hinweise zu den einzelnen Bestimmunoen des Vorentwurfes

16 Art. 3 Bst. I: Im Erläuternden Bericht wird zu Recht festgehalten, dass die Technologien
und Geschäftsmodelle der Unternehmen, welche elektronische Plattformen betreiben,
im ständigen Wandel sind.6 Es ist daher sachgerecht, die Definition der elektronischen
Plattform weit zu fassen. Die Formulierung im Vorentwurf MWSTG ist aber zu weit. Ein

Telefon ist bspw. ebenfalls eine elektronische Schnittstelle. Unklar und damit ausle-
gungsbedürftig ist auch, was unter einem direkten Kontakt zu verstehen ist.

Die Definition der elektronischen Plattform muss daher präziser formuliert werden.
Art. 15 Abs.4bi': Keine Bemerkungen.
Art. 20a: Die Marginalie stimmt nicht mit dem lnhalt der Bestimmung überein; sie bringt
nicht zum Ausdruck, dass nur Lieferungen von dieser Bestimmung umfasst sind.

Sowohl vertragsrechtlich als auch wirtschaftlich betrachtet ist bei Lieferungen über
elektronische Plattformen der Verkäufer der Gegenstände der Leistungserbringer und

der Käufer der Leistungsempfänger. Der Betreiber der elektronischen Plattform tritt in
diesen Fällen nicht im eigenen Namen als Verkäufer auf. Mit Art. 20a Abs. 1 Vorentwurf
MWSTG wird daher eine Lex Specialis zu Art. 20 Abs. 1 MWSTG für Lieferungen nach
Art. 3 Bst. d Ziff. MWSTG geschaffen, indem nicht mehr diejenige Person als Leis-
tungserbringerin betrachtet wird, welche gegen aussen als solche auftritt, sondern der
Betreiber einer elektronischen Plattform, der das Kaufgeschäft vermittelt.
Das Zusammenbringen von Parteien für einen Vertragsabschluss zählt zu den typi-
schen Aufgaben eines Vermittlers. Der Vertragsabschluss ist aber nicht vorausgesetzt,
damit eine Vermittlung vorliegt. Nach dem Sinn von Art. 20a Abs. 1 Vorentwurf MWSTG
muss es aber zum Vertragsabschluss kommen,T da einzig dann eine Zuordnung einer
Lieferung an den Vermittler erfolgt. Es braucht somit eine intensivere Tätigkeit des Be-

treibers einer elektronischen Plattform als nur ein <Unterstützen>. Dies sollte aus der
Formulierung von Art. 20a Abs. 1 Vorentwurf MWSTG hervorgehen.
Art. 20a Vorentwurf MWSTG geht mit der Formulierung <wer mit Hilfe einer elektroni-
schen Plattform> sehr weit. Wenn die elektronische Plattform nicht präzis und nachhal-
tig definiert wird, was infolge der technologischen Entwicklungen schwierig ist, oder der
Wortlaut von Art. 20a Vorentwurf MWST nicht ergänzt wird, fällt jeder Vermittler von

Lieferungen gemäss Art. 3 Bst. d Zrtf . 1 MWSTG, der elektronische Hilfsmittel benutzt,
die allgemein zugänglich sind, unter diese Bestimmung.
Werden die Betreiber elektronischer Plattformen als Leistungserbringer qualifiziert,

müssen sie, wie im Erläuternden Bericht8 richtig festgehalten wird, die Mehnvertsteuer
dem Leistungsempfänger korrekt in Rechnung stellen können. Es werden denn auch
im Erläuternden Bericht verschiedene Voraussetzungen genannt, die erfüllt sein müs-
sen, damit die Betreiber der elektronischen Plattformen dieser Aufgabe nachkommen
können. Diese Voraussetzungen sollten ins Gesetz einfliessen. Sie ermöglichen es, die
nicht unter Art. 20a Abs. 1 Vorentwurf MWSTG fallenden Lieferungen nach Art. 3 Bst.

d Ziff . 2 und 3 MWSTG von denjenigen, welche darunterfallen, abzugrenzen. Dadurch
könnte Art. 20a Abs. 2 Vorentwurf MWSTG gestrichen werden.

17

18

19

20

Art.29 Abs. 2 BV.

s.22.
So auch der Erläuternde Bericht, S. 29, Ztff . 1

S. 29 oben.
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Art. 20a Abs. 2 Bsf a: diese Bestimmung stellt auf die Bestellung ab. Zutreffender wäre
es, auf den Vertragsabschluss abzustellen. Die Bestellung ist kein klar definierter
Rechtsbegriff, schon gar nicht innerhalb des Mehnvertsteuerrechts. Der Verkäufer, wel-
cher für seine Lieferungen elektronische Plattformen nutzt, gibt auf der elektronischen
Plattform in der Regel ein Angebot ab, welches der Käufer annimmt. Vorausgesetzt die

allgemeinen Geschäftsbedingungen sehen nichts anders vor, kommt der Vertrag mit

der Annahme des Angebotes zustande.

Art. 20a Abs. 2 Bst. b: diese Bestimmung verwendet wie Art. 20a Abs. 1 Vorentwurf
MWSTG den Begriff <Unterstützung), aber nicht mit derselben Bedeutung. ln Art.20a
Abs. 1 Vorentwurf MWSTG wird die Erbringung einer Lieferung mit Hilfe einer elektro-
nischen Plattform von dessen Betreiber unterstützt. ln Art. 20 Abs. 2 Bst. b Vorentwurf
MWSTG betreibt die Person, die nicht als Leistungserbringer gilt, ebenfalls eine elekt-
ronische Plattform. Ein Vertragsabschluss kommt ebenfalls zustande, weil darin die

Unterstützung des nicht als Leistungserbringer geltenden Unternehmers besteht. Er er-

zielt aber keinen Umsatz aus diesem Geschäft. Es werden mit dieser Regelung also

diejenigen Betreiber von elektronischen Plattformen von der Zuordnung der über die

elektronische Plattform getätigten Lieferungen ausgenommen, welche ihre Vermitt-
lungsleistung unentgeltlich anbieten. Gemäss dem Erläuternden Berichts sind dies

Plattformen, welche sich über Werbung finanzieren. Dieser Sachverhalt wird aber mit

Art.20a Abs. 2 Bst. d Vorentwurf MWSTG abgedeckt. Es stellt sich daher die Frage,

ob Art. 20a Abs. 2 Bst. b Vorentwurf MWSTG erforderlich ist.

Art. 20a Abs. 2 Bst. c: keine Bemerkungen.
Art. 20a Abs. 2 Bst. d: in dieser Bestimmung werden auch die Dienstleistungen enruähnt.

Solange die Dienstleistungen nicht Gegenstand von Art. 20a Vorentwurf MWSTG sind,

ist es nicht nötig, auf die Dienstleistungen hinzuweisen.
Art. 20a Abs. 2 Bst. e: es kann auf den Hinweis bei Art. 20a Abs. 2 Bst. d Vorentwurf
MWSTG veruviesen werden.lo
Art. 23 Abs. 2 Ziff. 13: die Formulierung dieser Bestimmung ist in mehreren Belangen
nicht klar (bspw. <Verkäufer>). Zudem ist darauf hinzuweisen, dass mit dieser Formu-
lierung ein inländischer Leistungserbringer, der über eine inländische Plattform eine

Lieferung erbringt, eine von der Steuer befreite Lieferung erbringt. Bei von der Mehr-

wertsteuer befreiten Leistungen liegt regelmässig ein Auslandbezug vor. Das ein sol-
cher bei einer unter Art. 23 MWSTG fallenden Leistung gänzlich fehlt, muss hervorge-
hoben werden, da die steuerpflichtigen Personen damit nicht rechnen.
Art. 24 Abs. 5bß: Gemäss dem Erläuternden Berichtll muss der Betreiber der elektroni-
schen Plattform, damit er aus mehnrvertsteuerlicher Sicht der Leistungserbringer wird,

die Mehrwertsteuer beim Käufer erheben. Er kennt damit das Entgelt für den über die

Plattform envorbenen Gegenstand. Eine vom geltenden Art. 24 MWSTG abweichende
Reglung ist daher nicht erforderlich; die Bestimmung ist zu streichen
Es wäre insbesondere sachlich nicht richtig, wenn nachträgliche Entgeltsminderungen,
welche bei solchen Lieferungen selten sein dürften, nicht zu berücksichtigen wären.
Art.41 MWSTG muss anwendbar sein.

Art. 63 Abs. 1 BsL b: Es wurde bereits darauf hingewiesen,l2 dass diese Regelung die

Betreiber elektronischer Plattformen für die Lieferungen, welche sie im eigenen Namen
ausführen, gegenüber Lieferanten, die nicht Betreiber elektronischer Plattformen sind,

bevorzugt. Eine solche Ungleichbehandlung beruht nicht auf sachlichen Gründen.
Art. 73 Abs. 2 Bst. e: Diese Anpassung betrifft nicht nur die über elektronische Plattfor-
men vermittelten Lieferungen nach Art. 3 Bst. d Ziff. 1 MWSTG, sondern alle

s. 29.

R224.
s.29, Ziff. 3.

RZ,1O.
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Leistungen, welche über elektronische Plattformen vermittelt werden. Da die Betreiber
solcher Plattformen in der Regel nicht mit beiden Vertragsparteien in einem Leistungs-
verhältnis stehen, macht diese Regelung Sinn, da Art. 73 Abs. 2 Bst. c MWSTG zukutz
greift.

Der Wortlaut dieser Bestimmung stellt auf das Zusammenbringen ab. Diese Formulie-
rung ist auslegungsbedürftig. Massgebend ist der Vertragsabschluss, welcher durch
die elektronische Plattform vermittelt wurde. Dies sollte aus dem Gesetzestext hervor-
gehen.

Art. 74 Abs. 2 Bst. c: Keine Bemerkung ausser den Vorbehalten des KGs gegen Art
79a Vorentwurf MWSTG.

Art. 79a:Wie bereits festgehalten,l3 ist die Beschränkung dieser Bestimmung auf aus-
ländische Unternehmen völkerrechtswidrig. Auch inländische Unternehmen können
grundsätzlich Lieferungen gemäss Art. 7 Abs. 3 Bst. b MWSTG ausführen, womit eine
Ungleichbehandlung zwischen in- und ausländischen Unternehmen gegeben ist.

Wenn Lieferungen nach Ar1..7 Abs. 3 Bst. b MWSTG unter Einbezug einer elektroni-
schen Plattform erfolgen, hat der ausländische Verkäufer, wenn er die Umsatzgrenze
von CHF 100'000 überschreitet, zwar lnlandlieferungen. Diese sind aber steuerbefreit,
weshalb er, wenn er keine Lieferungen ohne Einbezug einer elektronischen Plattform
im lnland ausführt, im lnland nicht mehnruertsteuerpflichtig wird. Die steuerbare Liefe-
rung hat der Betreiber der elektronischen Plattform. Der Verkäufer haftet aber nach Art.

15 Abs. 4bi' Vorentwurf MWSTG subsidiär mit dem Betreiber der elektronischen Platt-
form.

Die Androhung administrativer Massnahmen macht daher einzig für solche ausländi-
schen Verkäufer Sinn, welche auch noch Lieferungen ausführen, in welche keine elekt-
ronische Plattform einbezogen ist. Art. 79a Vorentwurf MWSTG betrifft daher überuvie-
gend die Betreiber elektronischer Plattformen. Dies sollte deutlicher aus Art. 79a Vor-
entwurf MWSTG hervorgehen.
Für den Fall, dass die elektronische Plattform ihren Verpflichtungen nicht nachkommt,
sollte dem Verkäufer und dem Käufer die Möglichkeit offenstehen, die Mehruvertsteuer

zu entrichten und damit administrative Massnahmen zu vermeiden.
Gemäss dem Wortlaut von Art.79a Abs. 1 Bst. a Vorentwurf MWSTG genügt es für die
Ausfällung von administrativen Massnahmen, dass sich ein die Voraussetzungen der
Mehrwertsteuerpflicht im lnland erfüllendes Unternehmen nicht registrieren lässt. Un-
wesentlich ist, ob überhaupt ein Steuerausfall entsteht. Obwohl es sich bei Art. 79a

Vorentwurf MWSTG um eine Kann-Vorschrift handelt, sollte die Anwendung bei einer
Nichteintragung als steuerpflichtige Person an weitere Voraussetzungen als nur die

subjektive Steuerpflicht geknüpft werden. Diese sollte im Gesetz zumindest skizziert
werden.
Die Nichterfüllung der Zahlungspflicht stellt kein strafrechtlich relevantes Verhalten dar.

Sie hat häufig ihre Ursache in Zahlungsschwierigkeiten des Schuldners. Wenn nun in
Art. 79a Abs. 1 Bst. b Vorentwurf MWSTG bereits eine teilweise Nichterfüllung derZah-
lungspflicht genügen soll, um schwenruiegende administrative Massnahmen zu ergrei-
fen, welche die Zahlungsmöglichkeiten der betroffenen Unternehmung weiter ein-
schränken, ist dies abzulehnen. Die Schaffung von weitergehenden Gefahren für das
Steuersubstrat kann nicht Ziel einer Gesetzesbestimmung sein.

Geringfügige Verstösse gegen die Abrechnungspflichten rechtfertigen die angedrohten
Massnahmen, welche bereits an sich auf ihre Verhältnismässigkeit zu prüfen sind,

ebenfalls nicht.
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Art. 79a Abs. 1 Bst. a und b Vorentwurf MWSTG sollten daher einschränkender ausge-
staltet werden, wenn an den administrativen Massnahmen festgehalten wird.

ln Art. 79a Abs. 2 könnte ausdrücklich auf das rechtliche Gehör verwiesen werden.
Damit wäre eindeutig festgelegt, welche Rechte die betroffenen ausländischen Unter-
nehmen haben. Die Veruvendung des Begriffes (anhörenl> könnte den Schluss zulas-
sen, dass eine abgeschwächte Form des rechtlichen Gehörs Anwendung findet. Dies

ist zu vermeiden.

Das KG erachtet die administrativen Massnahmen gemäss Art. 79a Abs. 3 Vorentwurf
MWSTG als zu weitgehend. Es ist fraglich, ob diese dem Grundsatz der Verhältnismäs-
sigkeit staatlichen Handelns standhalten. Bundesgesetze können zwar vom Bundes-
gericht nicht auf ihre Verfassungsmässigkeit überprüft werden. Trotzdem ist zu fordern,
dass sie verfassungsrechtl iche Vorgaben ei nhalten.

Unter welchen Voraussetzungen die in Art. 79a Abs. 3 Vorentwurf MWSTG vorgese-
henen Massnahmen ausgesprochen werden und in welchem Verhältnis sie zueinan-
derstehen, ist im Gesetz zu regeln. Es handelt sich um einschneidende Eingriffe in die

Wirtschaftsfreiheit und die Eigentumsrechte. Solche sind auf Gesetzesstufe zu regeln.
Es genügt insbesondere nicht, den Vorrang von Art. 79a Abs. 3 Bst. a vor Bst. b Vor-
entwurf MWSTG nur im Erläuternden Bericht zu eruvähnen.1a

Der Wortlaut von Art. 79a Abs. 4 Vorentwurf MWSTG ist missverständlich. Die ESTV
hat die administrativen Massnahmen zu verfügen. Der Vollzug kann der EZV übertra-
gen werden. Die Verfügung der administrativen Massnahmen muss aber so präzis aus-
gestaltet sein, dass deren Vollzug möglich ist. Es braucht dafür keine Anweisungen der
ESTV. Dies ergibt sich auch aus dem Erläuternden Bericht.ls Art. 79a Abs. 4 Vorentwurf
MWSTG ist daher umzuformieren und die Anweisungen der ESTV sind zu streichen.
ln Art. 79a Abs. 5 Vorentwurf MWSTG sollte noch <rechtskräftig> eingefügt werden.
Eine Veröffentlichung vor Eintritt der Rechtskraft ist abzulehnen.
Es wurde bereits eruvähnt, dass derAusschluss der Gewährung des rechtlichen Gehörs
der Käufer im lnland, wenn diese von den getroffenen administrativen Massnahmen
betroffen sind oder sein könnten, entschieden abzulehnen ist. Eine Veröffentlichung der
Namen derjenigen Unternehmen, gegen die administrativen Massnahmen ausgefällt
wurden, ersetzt die Gewährung des rechtlichen Gehörs nicht. Die Lieferungen gehen

an bestimmte Leistungsempfänger, deren Adressen bekannt sind. Die ESTV kann die-
sen Leistungsempfängern daher das rechtliche Gehör gewähren. Nur weil damit ein

Venrualtungsaufwand verbunden ist, können nicht die Rechte der von den administrati-
ven Massnahmen betroffenen Käufer übergangen werden. Die Auferlegung von Pflich-
ten an Käufer, nämlich die Übenvachung, ob Verkäufer von Gegenständen mit admi-
nistrativen Massnahmen belegt worden sind, vor dem Abschluss eines Kaufgeschäftes,
wie der Erläuternde Berichtl6 dies vorsieht, ist abzulehnen.
Art. 79a Abs. 6: es wird auf die Ausführungen in Rz 42 verwiesen.
Art. 115b Abs. 2: ln Bst. a ist der Veruveis auf Art. 20a richtigzustellen. Art. 20 Abs. 4
gibt es nicht.

Emofehlunoen KG

Wenn an der Erhebung der Mehruvertsteuer bei den Betreibern elektronischer Plattfor-
men festgehalten wird, sollten die vorgeschlagenen Regelungen überarbeitet und prä-

zisiert werden. Es sind insbesondere die vorgeschlagenen Regelungen bei der Einfuhr-
steuer in die Gesetzesvorlage aufzunehmen.
ln der Botschaft zur Gesetzesvorlage muss ausdrücklich und in der erforderlichen Tiefe
dargelegt werden, dass die vorgesehene Plattformbesteuerung auch für inländische
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Plattformen und Leistungserbringer (Verkäufer) gilt. Es muss auf die neue Anwendung
der Steuerbefreiung auch auf inländische Lieferungen ohne Auslandbezug hingewie-
sen werden. Dies hat nämlich zur Folge, dass Lieferungen an inländische Käufer je

nachdem, ob sie unter Zuhilfenahme einer elektronischen Plattform erfolgen oder nicht,

steuerbefreit oder steuerbar sind. Eine Konsequenz ist auch, dass sämtliche Verkäufe
von Privaten über elektronische Plattformen der Mehrwertsteuer unterliegen, obwohl
die verkaufenden Privaten nicht steuerpflichtige Personen sind.

Das Verlagerungsverfahren ist allen lmporteuren zur Verfügung zu stellen. Dies, um

die durch die vorgeschlagene Regelung entstehende Ungleichbehandlung von Liefe-
rungen zu vermeiden, aber auch zur Vereinfachung der Einfuhr von Gegenständen im
Allgemeinen.
Das KG versteht den Zweck, welchen die administrativen Massnahmen erfüllen sollen.
Solche müssen aber den grundlegenden Prinzipien der Verfassung standhalten. Diese
Anforderung erfüllt Art. 79a Vorentwurf MWSTG nicht. Der Käufer hat regelmässig die

eingekauften Gegenstände bereits bezahlt und er ist auch der Schuldner der Einfuhr-
steuer. Er wird daher durch die Zerstörung der Ware geschädigt und dies ohne, dass
ihm zuvor das rechtliche Gehör gewährt wird, was stossend und unhaltbar ist. lhm ste-
hen zwar vertragsrechtliche Ansprüche gegenüber dem Verkäufer zu, welche er aber
im Ausland geltend machen muss, was regelmässig mit hohem Arbeits- und Kosten-
aufwand verbunden ist, und es ist fraglich, ob er seine Ansprüche durchsetzen kann.

1.d. Weitere Emofehlunoen KG

s2 Das KG empfiehlt mit einer knappen Mehrheit seiner MitgliederlT neben den Lieferun-
gen auch sämtliche Dienstleistungen, welche unter Zuhilfenahme einer elektronischen
Plattform ausgeführt werden, unter Art. 20a Vorentwurf zu erfassen. Es ist nicht einzu-
sehen, weshalb sämtliche Verkäufe von Gegenständen, somit auch solche von Privat-
personen, wenn diese über eine elektronische Plattform zu Stande kommen, der Mehr-
wertsteuer unterliegen sollen, die Dienstleistungen und die Vermietungen, wie bspw.

AirBnB Vermietungen Privater, aber nicht. Für die Mehrheit der KG-Mitglieder stellt das
Fehlen entsprechender Regelungen in der EU bzw. entsprechender Empfehlungen der
OECD kein Hindernis für die Umsetzung im inländischen Mehrwertsteuergesetzdar.

53 Damit eine lückenlose Erfassung der Lieferungen, bei denen bei der Einfuhr wegen der
Geringfügigkeit des Steuerbetrages keine Einfuhrsteuer erhoben wird, möglich ist,

sollte die Grenze von CHF 100'000 in Art. 7 Abs. 3 Bst. b MWSTG gestrichen werden.
Es ist richtig, wenn ein ausländisches Unternehmen, wie ein inländisches, erst bei ei-
nem weltweiten Umsatz von CHF 100'000 subjektiv steuerpflichtig wird. Es ist für die

Mehrheit der Mitglieder des KGs18 sachlich aber nicht richtig, für Leistungserbringer von

sog. Kleinsendungen die subjektive Steuerpflicht von weiteren Anforderungen, nämlich
der Erreichung eines Umsatzes von CHF 100'000 mit solchen Kleinsendungen abhän-
gig zu machen.

s4 Allen Betreibern von elektronischen Plattformen, unabhängig davon, welche Leistun-
gen sie über eine elektronische Plattform vermitteln, sollte nach der übenrviegenden

Mehrheit der Mitglieder des KGsle die freiwillige Anwendung von Art.2Oa Vorentwurf
MWSTG ermöglicht werden. Dafür könnte eine der Unterstellungserklärung nachgebil-
dete Erklärung für eine freiwillige Unterstellung Anwendung finden. Die Betreiber elekt-
ronischer Plattformen könnten mit einer solchen Unterstellungserklärung Rechtssicher-
heit für sich, die Verkäufer und Käufer schaffen.

17 Sieben Mitglieder des KGs stimmten der Ausweitung auf Dienstleistungen zu, sechs Mitglieder

lehnen diese ab.

Eine Stimme dagegen und eine Enthaltung.
Eine Enthaltung.
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2.a

55

2. Subvention - gesetzliche Vermutung (Art. 18 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG)

56

Beurteiluno KG

Der Vorentwurf MWSTG sieht vor, dass durch die Bezeichnung ausgerichteter Mittel

als Subvention oder öffentlich-rechtlichen Beitrag durch das ausrichtende Gemeinwe-
sen eine gesetzliche Vermutung greift, es handle sich um eine Subvention oder einen
öffentlich-rechtlichen Beitrag. Art. 18 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG stellt damit eine blosse
Beweisregel auf. Die materiell-rechtliche Problematik der Abgrenzung zwischen einer
Subvention bzw. eines öffentlich-rechtlichen Beitrages und dem Entgelt für eine Leis-
tung, welche in der Steuerpraxis Schwierigkeiten bereitet, wird damit in keiner Art und

Weise gelöst.

lnfolge des im Mehrwertsteuerrecht geltenden Grundsatzes der Selbstdeklaration muss
die steuerpflichtige Person, damit sie die Mehnrvertsteuer richtig abrechnen kann, über-
prüfen, ob tatsächlich eine Subvention oder ein öffentlich-rechtlicher Beitrag vorliegt.
Die Folgen einer unzutreffenden Qualifikation trägt sie vollumfänglich. Daran ändert die

vorgeschlagene gesetzliche Vermutung nichts.

Die ESTV ist verpflichtet, das Mehruvertsteuergesetzes richtig anwenden. Die gesetzli-

che Vermutung zu Gunsten einer Subvention entbindet die ESTV daher nicht davon zu

prüfen, ob tatsächlich eine Subvention bzw. ein öffentlich-rechtlicher Beitrag vorliegt.
Die vorgeschlagene gesetzliche Vermutung nimmt ihr diese Aufgabe nicht ab.

Nach geltendem Recht liegt die Beweislast für das Vorliegen eines Leistungsaustau-
sches bei der ESTV,2o da es sich dabei um eine steuerbegründende Tatsache handelt.
Der Erläuternde Bericht2l hält zu Art. 18 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG fest, dass sich
daran nichts ändert; damit ist klar, dass die vorgeschlagene Regelung auch auf der
Ebene des Beweisrechts nichts Neues bringen wird. Es fragt sich daher, welches ihr
Nutzen sein soll und kann.

Subventionen und öffentlich-rechtliche Beiträge sind als Nicht-Entgelte nicht Steuerob-
jekt der Mehruvertsteuer. Sie haben aber eine Vorsteuerkürzung zur Folge, weshalb sie
bei der Ermittlung der Höhe des Vorsteuerabzuges von Bedeutung sind. Da es sich

beim Vorsteuerabzug um eine steuermindernde Tatsache handelt, liegt die Beweislast
dafür, dass keine Vorsteuerkürzung erforderlich ist, somit die Vorsteuern richtig dekla-
riert sind, bei der steuerpflichtigen Person, weil sie die Richtigkeit des Vorsteuerabzu-
ges beweisen muss.

Mit der in Art. 18 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG vorgesehenen gesetzlichen Vermutung
wird die Position der ESTV hinsichtlich der Vorsteuerkürzung gestärkt. Sie kann sich

auf die gesetzliche Vermutung stützen und eine Vorsteuerkürzung verlangen. Der steu-
erpflichtigen Person obliegt es, die gesetzliche Vermutung zu beseitigen. lst die steu-
erpflichtige Person mit der Vorsteuerkürzung nicht einverstanden, verschlechtert sich

ihre Beweisposition durch die gesetzliche Vermutung, weil sie diese nun umstossen
muss. Dieser Gegenbeweis ist an höhere Anforderungen gebunden als diejenigen, wel-
che sich aus der Beweislast für steuermindernde Tatsachen ergeben. Bezogen auf die

Vornahme einer Vorsteuerkürzung stärkt die vorgeschlagene Beweisregel daher die

Beweisposition der ESTV, was von niemanden gefordert wurde und wofür es keinen
sachlichen Grund gibt.

Mit Art. 18 Abs. 3 Vorentwurf MWSTG wird weder die Problematik gelöst, welche die

WAK-S mit ihrer Motion aufgriff, noch Rechtssicherheit für die steuerpflichtigen Perso-
nen erreicht. Zudem wird eine extensive Auslegung der systemwidrigen Bestimmung
von Art. 33 Abs. 2 MWSTG zementiert.
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Eidgenössische Steuerverwaltung, Hau ptabteil u ng Mehrwertsteuer
s. 25.
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62 ln den Erläuterungen wird mit dem Begriff des <Kollektivkonsums> hantiert; dieser Be-
griff existierte bisher in der Dogmatik zur schweizerischen Mehnrvertsteuer nicht. Er
stellt eine Ausweitung des Steuergutes der Mehruvertsteuer dar, welche gegen die in
der Reform 2008 definierten Systematik des Mehnruertsteuersteuerrechts gerichtet ist

und damit die Rechtssicherheit gefährdet.

2.b. Zum voroeschlaoenen Gesetzestext

63 Die Mehrwertsteuer stellt für die Qualifikation von Geldflüssen auf die wirtschaftlichen
Vorgänge ab, die ihnen zu Grunde liegen. Die Bezeichnung eines Geldflusses als Sub-
vention oder öffentlich-rechtlichen Beitrag entbindet daher nicht davon, zu prüfen, ob
diesem Geldfluss eine Leistung gemäss Art. 3 Bst. c MWSTG zu Grunde liegt oder eine
solche Leistung fehlt und damit ein Nicht-Entgelt gemäss Art. 18 Abs. 2 MWSTG gege-

ben ist. Es kann daher nicht auf die Bezeichnung eines Mittelzuflusses abgestellt wer-
den.

64 Art. 18Abs.2 Bst. a MWSTG ändertsich nicht. Es istdeshalb nichteinzusehen, wes-
halb Art. 29 MWSTV gestrichen werden soll, wie dies der Erläuternde Bericht vorsieht.22

Dadurch wird die Rechtssicherheit für die steuerpflichtigen Personen geschmälert, wo-
für es keinen sachlichen Grund gibt.

2.c. Empfehlunoen KG

6s Die vorgeschlagene gesetzliche Vermutung löst keines der Probleme, welche die Steu-
erpraxis in Zusammenhang mit Subventionen seit langem beschäftigen. Sie setzt daher
den Auftrag der Motion derWAK-S23 nicht um, weshalb der vorgeschlagene Art. 18

Abs. 3 Vorentwurf MWSTG abzulehnen ist.

66 Die vom Bundesrat abgelehnte Befreiung an der Quelle für Gemeinwesen sollte nach

der übenryiegenden Mehrheit der KG Mitglieder2a umgesetzt werden. Es sollte daher
eine Steuerbefreiung für Leistungen an Gemeinwesen ins Mehrwertsteuergesetz, prä-

ziser in Ai.t.23 MWSTG, aufgenommen werden. Zu denken ist an eine analoge Rege-
lung zu Art. 23 Abs. 2 Ziff ,I MWSTG (Steuerbefreiung für die Luftfahrt).
Damit sollen die Gemeinwesen vollumfänglich von der Mehruvertsteuer befreit werden,
soweit sie nicht unternehmerisch tätig sind. Für die Erhebung der Mehnruertsteuer bei

Gemeinwesen, welche unternehmerisch tätig sind, ist zur Sicherstellung der Gleichstel-
lung mit anderen Unternehmen ein Bezugsteuertatbestand zu schaffen. Die Gemein-
wesen müssten für die für ihre unternehmerischen Bereiche steuerfrei bezogenen Leis-
tungen eine Bezugsteuer deklarieren. Bei Abrechnung der Mehnrvertsteuer mittels Pau-
schalsteuersätzen ist diese auch zu entrichten. Wird die Mehruvertsteuer effektiv abge-
rechnet, kann sie im Umfang des Vorsteuerabzugsrechtes in Abzug gebracht werden.

67 Art. 29 MWSTV ist weiterhin zwingend erforderlich. Er bezieht sich auf Art. 18 Abs. 2
MWSTG und steht in keinem Zusammenhang mit dem vorgeschlagenen Art. 18 Abs. 3
Vorentwurf MWSTG. Seine Streichung wird daher vom KG einstimmig abgelehnt.

68 Weiter spricht sich das KG für die Aufhebung von Art. 33 Abs. 2 MWSTG aus, somit
der Vorsteuerkürzung infolge Subventionen und öffentlich-rechtlicher Beiträge. Die in
den Erläuterungen2s vorgenommene Unterscheidung zwischen lndividual- und Kol-
lektivkonsum widerspricht der Dogmatik des Mehnruertsteuergesetzes und wird vom KG

abgelehnt. Nach Ansicht des KGs geht es nicht um eine Privilegierung des Kollektiv-
konsums, sondern darum, diesen steuerlich nicht zu belasten.

s. 25.

1 6.3431 << Kei ne M ehrwertsteuer a uf su bvention ierten Aufgaben >

Eine Enthaltung.
S. 11, Ztff . 1.2 Schlussteil, zweiter Bullet Point.
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Beurteiluno KG

Das geltende Mehnvertsteuergesetz beruht auf einer klaren Systematik. Durch die vor-
geschlagene Ausweitung des Anwendungsbereiches der Bezugsteuer und den Vor-
rang der Bezugsteuer vor der lnlandsteuer2o wird das dem geltenden Mehnvertsteuer-
gesetz zu Grunde liegende System fundamental geändert. Eine entsprechende politi-

sche Forderung ist im Vorfeld dieser Reform nie formuliert worden; es handelt sich viel-

mehr um eine nicht fundiert durchdachte, in keiner Weise nötige Übernahme von aus-
ländischem Recht (dessen Nutzen in den betreffenden Staaten bereits hinterfragt wird).

Der Ausweitung der Bezugsteuer auf alle durch inländische bei ausländischen Unter-
nehmen bezogenen Leistungen führt zu einer einschneidenden Benachteiligung der
inländischen gegenüber den ausländischen Unternehmen, indem die ausländischen
Unternehmen in Bezug auf ihre Geschäftstätigkeit in der Schweiz von ihren Fiskalpflich-
ten entlastet werden, den inländischen Unternehmen demgegenüber ein enormer ad-

ministrativer Zusatzaufwand aufgebürdet wird. Dies widerspricht dem Grundsatz der
Wettbewerbsneutralität der Mehruvertsteuer und auch der politischen Zielsetzung der
grossen Mehruvertsteuerreform 2008 zur Entlastung der Unternehmen.
Die vorgeschlagene Gesetzesänderung widerspricht insbesondere auch dem mit dem
geltenden Mehnrvertsteuergesetz befolgten Grundsatz der Vereinfachung der Mehr-

wertsteuer für steuerpflichtige Personen. Für die inländischen steuerpflichtigen Perso-
nen verkompliziert sich die Handhabung der Mehnruertsteuer mit der vorgeschlagenen
Neuregelung der Bezugsteuer erheblich.
Eine Vereinfachung stellt die vorgeschlagene Regelung - wie gesagt - einzig für die

ausländischen Unternehmen dar. Für die inländischen Unternehmen führt sie zu Mehr-

aufwand und insbesondere bei allen, welche Vorsteuerkorrekturen haben, zu einer Er-
höhung der Mehruvertsteuerrisiken. Der im Erläuternden Bericht2T erwähnte Liquiditäts-
vorteil wiegt diese Risiken in keiner Art und Weise auf.

Die vorgeschlagene Ausweitung der Bezugsteuer auf alle durch inländische Unterneh-
men bei ausländischen Unternehmen bezogenen Leistungen und der Vorrang der Be-

zugsteuer vor der lnlandsteuer halzur Folge, dass sämtliche Risiken der Qualifizierung
der von ausländischen Unternehmen bezogenen Leistungen auf die inländischen leis-

tungsbeziehenden Unternehmen verlagert werden. Die inländischen Unternehmen, die
Leistungen von ausländischen Unternehmen beziehen, müssten auch in den Fällen, in

denen ihnen von einem ausländischen Unternehmen die Mehruvertsteuer in Rechnung
gestellt wird, infolge des durch die Reform neu geschaffenen Vorranges der Bezug- vor
der lnlandsteuer prüfen, ob sie die Bezugsteuer abrechnen müssen. Bei jedem Leis-

tungsbezug müsste u.a. geprüft werden, ob der Leistungserbringer ein Unternehmen
mit Sitz, Betriebsstätte oder Wohnsitz im Ausland ist. Was auf den ersten Blick einfach
erscheint, kann in der Praxis, wenn bspw. am Sitzort keine Substanz vorhanden ist,

den Leistungsempfänger in die Situation bringen, dass er die Mehnryertsteuer objektiv
nicht richtig abrechnen kann, weil er nicht über die erforderlichen lnformationen verfügt
und diese auch nicht beschaffen kann.

Das inländische leistungsempfangende Unternehmen müsste auch jeweils prüfen, ob

tatsächlich die Bezugsteuer abzurechnen ist oder eine Ausnahme greift. Die in der Liste

der Ausnahmen aufgeführten gastgewerblichen Leistungen und Personenbe-

Art. 18 Abs. '1 Vorentwurf MWSTG
S. 35 zu Art.45.

3. B2B - neue Bezugsteuer auf Leistungen von ausländischen an inländische Unter-
nehmen (Art. 1 Abs. 2 Bst. b, Art. 18 Abs. 1, Art. 20b, Art.40 Abs. 3, Art. 45, Art. 45a,

Art. 45b, Art. 45c, Art. 48 Abs. 1, Art. 49, Art. 52 Abs. 2, Art. 66 Abs. 3 Vorentwurf
MWSTG)

3.a
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förderungsleistungen sind meist Spesen, welche gerade in grösseren Unternehmen in

grosser Menge vorkommen. Die vorgeschlagene Gesetzesänderung hätte zur Folge,

dass diese künftig jeweils daraufhin geprüft werden müssten, ob Bezugsteuer abzu-
rechnen ist. Diese Verpflichtung würde insbesondere alljenen inländischen Unterneh-
men, die nicht sämtliche Vorsteuern in Abzug bringen können, treffen. Wenn dies nicht
berücksichtigt würde, könnten sie Jahre später mit Nachsteuerforderungen samt Ver-
zugszinsen und Straffolgen konfrontiert sein.

Nicht der Bezugsteuer unterliegen Lieferungen, für die der Leistungsempfänger Schuld-
ner der Einfuhrsteuer ist. Der ausländische Lieferant erbringt diesfalls keine Lieferung
im lnland. Ebenfalls nicht der Bezugsteuer unterliegen Lieferungen mit Unterstellungs-
erklärung und Lieferungen von Gegenständen, welche wegen des geringfügigen Steu-
erbetrages von der Einfuhrsteuer befreit sind,28 wenn der Grenzwert von CHF 100'000
nicht überschritten wird. Dies ergibt sich daraus, dass Art. 45 Vorentwurf nicht auf Art.

7 Abs. 3 MWSTG venrrreist. Ausländische Unternehmen, welche solche Lieferungen
erbringen, müssten sich somit weiterhin im schweizerischen MWST-Register registrie-
ren und die Mehnvertsteuer in lnland abrechnen. Da der inländische Leistungsempfän-
ger nicht darauf abstellen kann, dass bei einer Überwälzung der Mehruvertsteuer auf
ihn keine Bezugsteuer abzurechnen ist, muss er, um seine MWST-Abrechnung richtig
zu erstellen, auch beisolchen Lieferungen entsprechende Abklärungen vornehmen und

die Rechtslage vertieft kennen.
Im Erläuternden Bericht2s wird zwar dargelegt, dass die ausländischen Unternehmen
gesetzlich mittels einer Verordnungsbestimmung verpflichtet werden sollen, darauf hin-
zuweisen, dass die lnlandsteuer in Rechnung gestellt wird. Da die Mehruvertsteuer in

der Regel offen übenruälzt ist, hat der Leistungsempfänger diese lnformation aber be-

reits, indem ihm die Mehnruertsteuer in Rechnung gestellt wird. Eine solche Verord-
nungsbestimmung bringt ihm daher nichts und entbindet ihn wegen des Vorranges der
Bezug- vor der lnlandsteuer nicht davon, eine Überprüfung vorzunehmen.
lm geltenden Recht zeigt sich die Rechtslage anders, weil die lnlandsteuer der Bezugs-
teuer zwar nicht ausdrücklich, aber implizit durch deren Ausgestaltung vorgeht. Sobald
ein ausländisches Unternehmen im lnland im MWST-Register eingetragen ist, greift die

lnlandsteuer und die Voraussetzungen für die Erhebung der Bezugsteuer sind nicht
mehr gegeben.

lnländische Unternehmen müssen die mehnruertsteuerlichen Regelungen im lnland,
aber auch in denjenigen Staaten kennen, in denen sie tätig sind. Dies kann auch von

ausländischen Unternehmen gefordert werden. Die Erfüllung der gesetzlichen Bestim-
mungen eines Staates, in dem ein Unternehmen tätig ist, ist Teil der mit der Geschäfts-
tätigkeit verbundenen Aufgaben. Es ist nicht Sache des Gesetzgebers, ausländischen
Unternehmen Mehraufwand auf Kosten der inländischen Unternehmen zu ersparen.30

Die Anwendung der Umkehr der Steuerschuldnerschaft in der EU bei B2B Leistungen
ist keine Begründung für die vorgeschlagene Gesetzesänderung. Die Schweiz hat ihr
eigenes Mehrwertsteuersystem und keine rechtliche Verpflichtung, das EU-Mehrwert-
steuerrecht nachzuvollziehen. lnnerhalb der EU gibt es zudem keine Landesgrenzen,
weshalb die Abstimmung mit der Einfuhrsteuer für Leistungen innerhalb der EU entfällt.
Eine konsistente Umsetzung der Ausweitung des Anwendungsbereiches der Bezug-
steuer auf 82B Transaktionen müsste auch die subjektive Steuerpflicht und die Einfuhr-
steuer miteinbeziehen.

Ausländische Unternehmen, welche Leistungen erbringen, die nach der vorgeschlage-
nen Regelung der Bezugsteuer unterliegen, erbringen Leistungen im lnland, was Vo-
raussetzung für die subjektive Steuerpflicht im lnland ist. Diese Leistungen sind aber

Versand handelsregelu ng.

S. 37, 3. Abschnitt.
Erläuternder Bericht, S. 35 zu Art. 45
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nicht bei ihnen, sondern beim Leistungsempfänger Steuerobjekt (Bezugsteuer). Für
ausländische Unternehmen greift durch die Ausweitung der Bezugsteuer somit eine viel

weitgehendere Befreiung von der Steuerpflicht im lnland.31 Auf diese Befreiung von der
Steuerpflicht können die ausländischen Unternehmen aber verzichtet.32 Ausländische
Unternehmen, welche im lnland Vorsteuern haben, werden von dieser Möglichkeit Ge-
brauch machen, da ein im lnland steuerpflichtiges Unternehmen Vorsteuern schneller
zurückerstattet erhält, als dies auf dem Wege der Vergütung der Mehrwertsteuer an

Abnehmer und Abnehmerinnen mit Wohn- und Geschäftssitz im Ausland33 der Fall ist.

Letzteres setzt zudem voraus, dass das ausländische Unternehmen in einem Staat den

Sitz der wirtschaftlichen Tätigkeit hat, der Gegenrecht hält.

Zudem setzt der fiktive Vorsteuerabzug eine Eintragung im MWST-Register voraus.34

Dasselbe gilt für die Option für von der Mehrwertsteuer ausgenommene Leistungen.35

Es wird daher vermehrt ausländische Unternehmen geben, welche im MWST-Register
eingetragen sind, keine Mehrwertsteuer abrechnen, aber Vorsteuer deklarieren. Sie
werden regelmässig Vorsteuerüberschüsse habe. Zu denken ist etwa an ausländische
Unternehmen, die im lnland werkvertragliche Lieferungen ausführen. Sie sind lmport-
eure der Gegenstände, welche im lnland noch bearbeitet, montiert, etc. werden. Folg-
lich muss ein solches ausländisches Unternehmen die Einfuhrsteuer abliefern.36 Das

ausländische Unternehmen wird daher, um die Einfuhrsteuern als Vorsteuern zügig zu-
rückfordern zu können, auf die Befreiung von der Steuerpflicht im lnland verzichten.
Es ist somit äusserst fraglich, ob das mit der Ausweitung der Bezugsteuer bezweckte
Ziel, die Anzahl ausländischer Steuerpflichtiger zu senken, erreicht würde. Für den
Bund könnte sich vielmehr das Risiko von Steuerausfällen, verursacht durch ausländi-
sche Unternehmen, erhöhen. Diese Rechtslage könnte zu Missbräuchen einladen.
Der Verzicht auf die Erfassung der Einfuhr von Datenträgern ohne Marktwert und den
darin enthaltenen Dienstleistungen und Rechten mit der Bezugsteuer ist abzulehnen.
Die Unterstellung dieser Leistungen unter die Einfuhrsteuer kann einen erheblichen
Aufwand im Zusammenhang mit der Festsetzung der Bemessungsgrundlage bei der
Einfuhr verursachen.

Die Gründe für die Streichung des bisherigen Art. 45 Abs. 1 Bst. c MWSTG, welcher
die Lieferungen von unbeweglichen Gegenständen unter bestimmten Voraussetzun-
gen der Bezugsteuer unteruvirft, ergeben sich nicht aus dem Erläuternden Bericht.3T

Abzulehnen ist die im Erläuternden Bericht3s vertretene Ansicht, dass im UID Register
eingetragene Einzelunternehmer auch ihre privaten Leistungsbezüge ab dem ersten
Franken und nicht erst ab CHF 10'000 der Bezugsteuer unterstellen müssen. Für diese
Ungleichbehandlung der Einzelunternehmer in ihrem nicht-unternehmerischen Bereich
gibt es keinen sachlichen Grund.

Zu den einzelnen Gesetzesbestimmunoen

Art. 1 Abs. 2 Bst. b: keine Bemerkungen.
Art. 18 Abs. 1: der Vorrang der Bezug- vor der lnlandsteuer ist ein wesentlicher Eingriff
in das bestehende System der Mehnruertsteuer.

Art. 20b: ln dieser neuen Bestimmung wird der Begriff des Leistungsempfängers defi-
niert. Gestützt auf die Definition der Leistung in Art. 3 Bst. c MWSTG ist der

Art. 10 Abs. 2 Bst. b Ziff. 3 Vorentwurf MWSTG.
Art. 1'l Abs. 1 MWSTG.
Art. 151 ff. MWSTV.

Ergibt sich aus dem Verweis in Art. 151 MWSTV auf Art. 28 Abs. 1 und 3 MWSTG.
Art.2l MWSTG i.V.m. Art.22 MWSTG.
Bestätigt im Erläuternden Bericht, S. 36 oben. Zum Vorsteuerabzug siehe nachfolgend
S. 38 zu Art. 45a.
S. 40 zu Art. 45c letzter Absatz.
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Leistungsempfänger die Drittperson, welcher der verbrauchsfähige wirtschaftliche Wert
eingeräumt wird. Leistungsempfänger ist somit die Person, welche die Leistung ver-
braucht. Art. 20b Vorentwurf MWSTG rückt von dieser Betrachtung ab und stellt auf
den Aussenauftritt ab. Dabei ist auch gemäss dem Erläuternden Bericht eine wirtschaft-
liche Betrachtung anzustellen.3e Es ist daher fraglich, welcher Mehrwert Art. 20b Vor-
entwurf MWSTG zukommt.
Art. 40 Abs. 3: Keine Bemerkungen.
Art. 45 Abs. 2: Die Ausnahmen von der Bezugsteuerpflicht führen zu einem erhöhten
Qualifikationsaufwand bei den inländischen steuerpflichtigen Unternehmungen, um

ausländische Unternehmen zu entlasten. Dies ist, abgesehen von den von der lnland-
steuer ausgenommenen und den befreiten Leistungen abzulehnen, weshalb Art. 45

Abs. 2 Vorentwurf MWSTG auf diese Ausnahmen zu begrenzen wäre.
Art. 45 Abs. 3: Es sollten die Begriffe Leistungsempfänger oder Leistungsempfängerin-
nen und nicht die Begriffe Empfänger oder Empfängerinnen venrvendet werden. Das-

selbe gilt für die folgenden Bestimmungen zur Bezugsteuer.
Art. 45a Abs. 1: Die Formulierung im Vorentwurf ist weniger präzis als die bisherige
Formulierung.

Abs. 45a Abs. 2: keine Bemerkungen.
Abs. 45a Abs. 3: Diese Regelung entspricht der geltenden Rechtslage. Es stellt sich

aber die Frage, ob diese Regelung nicht in einem separaten Artikel erfolgen sollte. Dies

wäre verständlicher als der Venryeis auf Art. 45b Vorentwurf MWSTG in dieser Bestim-
mung. Letztlich geht es darum, dass für die Ermittlung, ob die CHF 10'000 überschritten
sind, alle Leistungen, welche der Bezugsteuer unterliegen, heranzuziehen sind.

Art. 45c: Das Abstellen auf die Eintragung im MWST-Register im Zeitpunkt der Leis-
tungserbringung verursacht für die Leistungsempfänger zusätzlichen Aufwand, weil
dieser Zeitpunkt nicht so einfach feststellbar ist. Es kann auf die diesbezüglichen Er-

fahrungen bei der Anderung der Mehnryertsteuersätze venviesen werden. Zweckmäs-
sig wäre daher auf das Datum der Rechnung abzustellen, da dieser Zeitpunkt einfach
und präzis festgestellt werden kann.

Art. 48 Abs. 1: Bst. b erster Halbsatz kann wie folgt vereinfacht werden: <Bei steuer-
pflichtigen Leistungsempfängern, die nach vereinnahmten Entgelten.. . ).
Art. 49: keine Bemerkungen.
Art. 52 Abs. 2: Der geltende Gesetztext ist beizubehalten. Es wurde bereits dargelegt,
dass die Bezugsteuer auf Datenträgern ohne Marktwert beibehalten werden soll, wes-
halb diese Bestimmung weiterhin erforderlich ist.

Art. 66 Abs. 3: keine Bemerkungen.

Empfehlunoen KG

Das KG lehnt die vorgeschlagenen Anderungen hinsichtlich der Bezugsteuer entschie-
den ab. Die Nachteile dieser Regelung sind erheblich und betreffen sämtliche steuer-
pflichtige Personen im lnland, sogar diejenigen, welche mit Saldo- und Pauschalsteu-
ersätze abrechnen. Wirkliche Vorteile sind keine ersichtlich.
Wenn der Gesetzgeber eine Umstellung auf den Vorrang der Bezugsteuer vor der ln-

landsteuer umsetzen will, sollte die Bezugsteuer auch für alle Leistungen zwischen
steuerpflichtigen inländischen Unternehmen greifen. Alle Leistungen zwischen steuer-
pflichtigen Unternehmen unterlägen diesfalls der Bezugsteuer, unabhängig davon, ob

sie zwischen inländischen oder zwischen aus- und inländischen Unternehmen ausge-
tauscht würden. Es wären folglich sämtliche B2B Leistungen mit der Bezugsteuer zu

erfassen. Ergänzend wäre für solche Leistungen auf die Erhebung der Einfuhrsteuer
zu verzichten.
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4. Bezugsteuer auf dem Erwerb von Emissions- und ähnlichen Rechten (Art. 1 Abs. 2
Bst. b, Art. 45 b Vorentwurf MWSTG und Art. 103a E-MWSTV)

Effizienter wäre eine vollumfängliche Freistellung aller B2B Leistungen von der Mehr-
wertsteuer, welche mit einer Eigenverbrauchsteuer (oder einer Ausweitung des Leis-
tungsbegriff auf Privatbezüge eines Einzelunternehmers) zu verknüpfen wäre, damit
der nicht-unternehmerische Endverbrauch auch auf der 82B Ebene besteuert werden
könnte.
Das KG empfiehlt weiter die bisherige Regelung beizubehalten, wonach die Bezug- und

nicht die Einfuhrsteuer auf die Lieferung von Datenträger ohne Marktwert Anwendung
findet.
Weiter sollte die Bezugsteuer auf Lieferungen von unbeweglichen Gegenständen, wel-
che nicht der Einfuhrsteuersteuer unterliegen, durch nicht im MWST-Register eingetra-
gene ausländische Unternehmen beibehalten werden, um die aus einer fehlenden Be-

steuerung solcher Leistungen, wenn sie ausländische Unternehmen, die im lnland nicht
im MWST-Register eingetragen sind, erbringen, entstehenden Wettbewerbsnachteile
in den Grenzregionen zu mindern.

Für den Fall, dass die Erfassung der B2B Leistungen mit der Bezugsteuer fallen gelas-

sen wird, empfiehlt das KG, sämtliche Softwarelieferungen, Programmierungs- und

Wartungsleistungen vor Ort der Bezugsteuer zu unteruverfen, damit die jetzigen Ab-
grenzungsschwierigkeiten zwischen Softwarelieferungen und -dienstleistungen entfal-
len.

Beurteiluno KG

Dem Erläuternden Bericht40 lässt sich entnehmen, dass der Enruerb von Emissions- und

ähnlichen Rechten generell der Bezugsteuer unterliegen soll. Unwesentlich ist, ob der
Leistungsempfänger, d.h. der Erwerber, seinen Sitz, eine Betriebsstätte oder Wohnsitz
im Aus- oder lnland hat. Wenn dem so ist, fragt sich, wie der lnlandbezug, der erforder-
lich ist, damit die Steuerhoheit der Schweiz gegeben ist, hergestellt werden soll.

Der Leistungsort für die Übertragung von Emissions- und ähnlichen Rechten richtet sich
nach Art. 8 Abs. 1 MWSTG. Er liegt somit am Sitz der wirtschaftlichen Tätigkeit, einer
Betriebsstätte oder am Wohn- oderAufenthaltsort des Leistungsempfängers. Eine Leis-
tung im lnland liegt daher nur vor, wenn der Leistungsempfänger im lnland den Sitz der
wirtschaftlichen Tätigkeit hat oder einer der anderen Anknüpfungspunkte im lnland ge-
geben ist. Fehlt es an einem solchen Anknüpfungspunkt, kann keine inländische Mehr-
wertsteuer, somit auch keine Bezugsteuer geschuldet sein.
Die Besonderheit von Art. 45b Vorentwurf MWSTG ist, dass er auch Anwendung findet,
wenn der Leistungserbringer ein inländisches Unternehmen ist. Er unterscheidet sich
daher von den in Art. 45 und Art. 45a Vorentwurf MWSTG geregelten Tatbeständen.
Eine gesonderte gesetzliche Regelung ist daher erforderlich.

Zum voroeschlagenen Gesetzestext

Art. 1 Abs. 2 Bst. b: Es ist zu ergänzen, dass ein Enruerb mit Leistungsort im lnland
vorliegen muss.
Art. 45b Abs. 1: Die CO2 Emissionsrechte sollten enrvähnt werden.
Der Veruveis auf Att.21 Abs. 2 Ziffer 19 ist zu weitgehend. Er ist einzuschränken auf
Bst. e von Ziffer 19. Eine Klarstellung wäre der Hinweis, dass die unter die Bezugsteuer
fallenden Rechte nicht als Wertrechte von der Mehrwertsteuer ausgenommen sind.
Bspw.: <..., die nicht a/s Wertrechte nach Art.21 Abs. 2Ziffer 19 Bst. e ...).

4.a
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40 5.21 zu Art. 1 Abs. 2 Bst. b
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4.c.

109

4.d.

4.d.i
110

Art. 45 Abs. 2: Die Steuerpflicht für die Bezugsteuer ist in einer separaten Bestimmung
zu regeln. Dies dient der Verständlichkeit und Klarheit.

Emofehluno KG

Das KG empfiehlt mit einer Enthaltung von der Untenruerfung der Emissionsrechte und
ähnlicher Rechte unter die Bezugsteuer abzusehen und in Art. 21 Abs. 2Ziffer 19 Bst.
e MWSTG den Wortlaut um diese Rechte zu ergänzen, damit diese, wie bis zum Bun-
desgerichtsentscheid, als von der Mehruvertsteuer ausgenommene Leistungen behan-
delt werden können.

Uberoanosreoelung von Art. 103a E-MWSTV

Beurteilunq KG
Die Einführung des Meldeverfahrens führt zu einem grossen Aufwand bei den steuer-
pflichtigen Personen. lm Gegensatzzu den übrigen Tatbeständen, bei denen das Mel-
deverfahren Anwendung findet, handelt es sich in der Regel nicht um einmalige oder
wenige zu meldende Übertragungen. Der Enruerber muss zudem jeweils prüfen, wel-
cher Verwendungsgrad für ihn massgebend ist und ob er Nutzungsänderung berück-
sichtigen muss. Da diese Regelung nur für eine kurze Zeit greift, fragt sich, ob der Auf-
wand für die lmplementierung der erforderlichen Prozesse die steuerpflichtigen Perso-
nen nicht zu sehr belastet.

Beurteiluno KG

lm KMU Bereich zwingt die vierteljährliche Abrechnung der Mehnivertsteuer bzw. die
halbjährliche beiAnwendung der Saldosteuersätze zu einer gewissen Disziplin. Bei der
Erstellung dieser Abrechnungen erfolgt eine eingehende Auseinandersetzung mit der
Mehrwertsteuer. Allfällige Fehler können daher zeitnah entdeckt und korrigiert werden.
Bei einer jährlichen Abrechnung der Mehnuertsteuer sind die Sachverhalte gesetzt und
die nachträgliche Anderung oder Korrektur ist mit mehr Aufwand verbunden oder sogar
nicht mehr möglich.

Ob die Erstellung nur einer Mehnrvertsteuerabrechnung pro Steuerperiode echte admi-
nistrative Vorteile mit sich bringt, ist nicht sicher. Es müssen Akontozahlungen mit der
Steuerforderung abgeglichen werden, was Aufwand verursachen kann, der bei den an-
deren Abrechnungszeiträumen nicht anfällt. Das blosse Ausfüllen von einem statt zwei
oder vier Abrechnungsformularen bringt keine administrative Entlastung, da der mit
dem Ausfüllen dieser Formulare verbundene Aufwand geringfügig ist.

4.d.ii. Zum voreeschlaqenen Verordnungstext
111 ln Art. 103a Abs. 1 E-MWSTV ist der Veruveis auf Art. 21 Abs. 2 Ziffer 19 MWSTG zu

präzisieren. Er ist auf den Bst. e der Ziffer 19 zu beschränken.
112 Art. 103a Abs. 3 E-MWSTV beachtet Art. 38 Abs. 5 MWSTG nicht. Die Formulierung

ist an diese gesetzliche Vorgabe anzupassen.

4.d.iii. Empfehluno KG
113 ln Anbetracht des kurzen Zeitraumes, in dem die vorgeschlagene Verordnungsbestim-

mung Anwendung finden kann, ist auf diese Verordnungsanpassung zu verzichten.
114 Die jetzt geltende Venrualtungspraxis ist bis zum lnkrafttreten der Erfassung dieser Leis-

tungen mit der Bezugsteuer anzuwenden.

5. Freiwillige jährliche Mehrwertsteuerabrechnung (Art.35Abs. 1bi" Bst. b, Art.35a, Art.
86 Abs. 2, Art.87 Abs. 1, Art. 115b Vorentwurf MWSTG)

5.a
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5.b

121

122

Für die steuerpflichtigen Personen können mit der jährlichen Mehruvertsteuerabrech-
nung finanzielle Risiken oder Liquiditätsengpässe verbunden sein, indem erst spät fest-
gestellt wird, dass die Akontozahlungen zu tief waren.
Art. 71 MWSTG gilt nach dem vorgeschlagenen Konzept auch für die jährliche Mehr-
wertsteuerabrechnung. Die Mehnvertsteuer muss daher innert 60 Tagen nach Ablauf
der Steuerperiode abgerechnet werden. Ende Februar liegen bei zahlreichen KMU
noch keine Jahresabschlüsse vor. Wenn keine abweichende Regelung für die jährliche

Mehrwertsteuerabrechnung getroffen wird, bleibt der Aufwand für steuerpflichtige Per-
sonen, welche ihre Jahresabschlüsse Ende Februar nicht vorliegen haben, gleich. Eine
administrative Erleichterung tritt nicht ein.

Aus Sicht der KG führt die Einführung der jährlichen Mehrwertsteuerabrechnung zu
einem erhöhten Veruvaltungsaufwand (u.a. Prüfung Anträge, Festsetzung Akontozah-
lungen, Widerruf Genehmigungen). ln Anbetracht des geringen Nutzens einer jährli-

chen Mehrwertsteuerabrechnung für die steuerpflichtigen Personen rechtfertigt sich
dieser Mehraufwand nicht.

Zu den voroeschlaoenen Gesetzesbestimmunoen

Art. 35 Abs. lbi" Bst. b: keine Bemerkungen.

Art. 35a Abs. 1: Um sicherzustellen, dass diese Bestimmung rechtsgleich angewendet
wird, braucht es in der MWSTV oder der Venrvaltungspraxis Kriterien, unter welchen
Voraussetzungen bei nur teilweiser Nichterfüllung der Abrechnungs- und Zahlungs-
pflichten die jährliche Abrechnung verweigert oder eine erteilte Bewilligung widerrufen
werden kann.

Art. 35a Abs. 2: Die Regelung entspricht der Regelung, die bei der Abrechnung nach
Saldosteuersätzen für den Wechsel von der Saldosteuersatz- zur effektiven Abrech-
nung gilt. Wie bei dieser hat sie zur Folge, dass je nach Zeitpunkt des Beginnes der
Steuerpflicht die steuerpflichtige Person bis fast ein Jahr länger an die einmal gewählte
Abrechnung gebunden ist als andere steuerpflichtige Personen. Es ist fraglich, ob es
für diese Ungleichbehandlung sachliche Gründe gibt. Es spricht nichts dagegen, den
Wechsel auf Beginn jeder Steuerperiode zuzulassen.
Art. 35a Abs. 3: Beim Wechsel von der effektiven Abrechnung der Mehrwertsteuer zur
Saldosteuersatzabrechnung beruht die Sperrfrist von drei Steuerperioden auf nachvoll-
ziehbaren Überlegungen, nämlich der Vermeidung von ungerechtfertigten Steuervor-
teilen. Beim Wechsel von der jährlichen Abrechnung zur monatlichen, vierteljährlichen
oder halbjähr[ichen Abrechnung der Mehnivertsteuer können steuerpflichtige Personen
keinen Steuervorteil enrvirken. Auf die Sperrfrist von drei Steuerperioden sollte daher
verzichtet werden.
Der im Erläuternden Berichtal vorgebrachte Grund, ohne die Sperrfrist würde die jährli-

che Mehrwertsteuerabrechnung keine administrative Vereinfachung mit sich bringen,
überzeugt nicht. Die jährliche Abrechnung der Mehrwertsteuer ist weder für die ESTV
noch d ie steuerpflichtigen Personen ei ne ad m i nistrative Vereinfachu ng.
Die Anpassungen der lnformatik, welche der Wechsel des Abrechnungszeitraumes ver-
ursacht, dürfte vor missbräuchlichen Wechseln schützen. Bei häufigen Wechseln
könnte zudem mit der Festsetzung der Akontozahlungen Gegensteuer gegeben wer-
den.

Art. 35a Abs. 4: Zu dieser Gesetzesbestimmung stellt sich die Frage, was es konkret
bedeutet, wenn sich die Festsetzung der Akontozahlung an der Höhe der Steuerforde-
rung der letzten Steuerperiode orientiert. Der Begriff <orientiert> lässt vielAuslegungs-
spielraum. Einzig bei den neu steuerpflichtigen Personen wird auf die zu enivartende
Steuerforderu ng abgestellt.
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Unklar ist nach dem Vorentwurf, wer die Akontozahlung festsetzt. lm Erläuternden Be-
richta2 wird diese Aufgabe der ESTV zugeordnet. Dies sollte im Gesetz festgehalten
werden. Weiter ist zu regeln, in welchem Zeitpunkt und in welcher Form die Akontozah-
lungen festgesetzt werden. Weiter ist die Zahlungsfrist festzulegen. Da die Akontozah-
lung eine Massnahme der Steuersicherung ist, könnten die entsprechenden Regelun-
gen dort eingefügt werden.
Die Akontozahlungen sind nicht dasselbe wie die provisorische Steuerfestsetzung,
weshalb für sie eine gesonderte gesetzliche Regelung erforderlich ist.

Art. 86 Abs. 2: Diese Bestimmung regelt Sachverhalte, in denen die steuerpflichtige
Person keine oder offensichtlich ungenügende Zahlungen leistet. Bei der jährlichen Ab-
rechnung der Mehruvertsteuer kann dieser Sachverhalt ebenfalls gegeben sein. Art. 86
Abs. 2 MWSTG ist diesfalls anwendbar. Die vorgeschlagene Ergänzung ist nicht not-
wendig.
Die im Erläuternden Bericht43 angesprochene Befürchtung, dass, da bei der jährlichen

Abrechnung der Mehrwertsteuer die Steuerperiode und die Abrechnungsperiode zu-
sammenfallen, die provisorische Steuerfestsetzung gleich zur definitiven Steuerfestset-
zung würde, besteht nicht, wenn die ESTV die provisorische Steuerfestsetzung eindeu-
tig als solche, bspw. unter Venryeis auf Art. 86 Abs. 2 MWSTG, festsetzt. Es braucht
daher keine Ergänzung in Art. 86 Abs. 2 MWSTG wegen der Einführung einer jährlichen

Meh rwertsteuer Abrech n u ng.

Art. 87 Abs. 1: Es ist in dieser Ergänzung von Art. 87 Abs. 1 MWSTG einzig auf Art.

35a Abs. 4zuverweisen, da die Akontozahlungen in diesem Absatz geregelt sind. Wei-
ter ist klarzustellen, dass bei einer Herabsetzung der Akontozahlung auf Gesuch der
steuerpflichtigen Person, welche sich im Nachhinein als zu tief enrveist, der Verzugszins
auf der Differenz zwischen der von der ESTV festgesetzten Akontozahlung und dem

bezahlten Betrag zu entrichten ist. Es genügt nicht, wenn dies einzig im Erläuternden
Bericht festgehalten wird.aa

Art. 115b: keine Bemerkungen.

Emofehlunoen KG

Eine Mehrheit der Mitglieder des KGsas spricht sich dafür aus, auf die Einführung der
jährlichen Abrechnung der Mehruvertsteuer ist zu verzichten.
Sollte sie eingeführt werden, sind die vorgeschlagenen Gesetzesbestimmungen ent-
sprechend den obigen Hinweisen anzupassen.
lnsbesondere ist vorzusehen, dass die Frist für die Einreichung der Abrechnung bei der
jährlichen Abrechnung nicht nach 60 Tagen nach Ablauf der Steuerperiode abläuft,
sondern bspw. Ende August, d.h. mit der Finalisierungsfrist. Damit kann erreicht wer-
den, dass Berichtigungsabrechnungen entfallen.

Befreiung von Steuervertretung (Art. 67 Abs. 1 und Abs. 1bi" Vorentwurf MWSTG)

Beurteiluno KG

Für das KG ergibt sich aus dem Erläuternden Bericht46 nicht schlüssig, weshalb auf
eine Steuervertretung verzichtet werden soll. Sinn macht aus Sicht des KGs ein solcher
Verzicht einzig für steuerpflichtige Personen, welche nur einzelne oder wenige Um-
sätze im lnland tätigen. Für solche steuerpflichtige Personen stellt sich aber die Frage,

S. 34, Abs.4.
5.44 zu Art. 86 Abs. 2.

S. 44 zu Art. 87 Abs. 1.

Ein Mitglied des KGs ist für die Einführung der jährlichen Mehrwertsteuerabrechnung.
S. 41 zur Art. 67 Abs. 1 und 1bis.

6.

6.a

137

42

43

44

45

46
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6.b

139

140

6.c

141

142

ob eine Eintragung als mehrwertsteuerpflichtige Personen nicht einen zu grossen Ver-
wa ltu n gsaufwa nd verursacht.
An Stelle einer Eintragung sollte ein vereinfachtes Verfahren bereitgestellt werden, wel-
ches es einer ausländischen Unternehmung erlaubt, die auf ihrer Leistung geschuldete

Mehrwertsteuer zu bezahlen unter Verzicht auf die Rückerstattung von Vorsteuern. Die
geschuldete Mehruvertsteuer könnte bspw. mittels Kreditkarte bezahlt werden.

Zu den voroeschlaoenen Gesetzesbestimmunoen

Art. 67 Abs.l: keine Bemerkungen.
Art. 67 Abs. lbi": keine Bemerkungen.

Emofehluno KG

Auf die Befreiung von der Steuervertretung ist zu verzichten.
Wird an der Befreiung von der Steuervertretung festgehalten, sollte geprüft werden, ob

diese nur gewährt wird, wenn der Staat des Sitzes der wirtschaftlichen Tätigkeit oder
der Betriebsstätte oder des Wohnortes des ausländischen Unternehmens Gegenrecht
hält, damit vermieden wird, dass inländischen Unternehmen, welche sich im Ausland
registrieren müssen, schlechter gestellt sind.

Es ist für ausländische Unternehmen mit einmaligen oder wenigen Leistungen im lnland
ein vereinfachtes Verfahren für die Abrechnung der Mehruvertsteuer zur Verfügung zu

stellen, welches an Stelle der Eintragung im MWST-Register tritt.

Zu den voroeschlaoenen Gesetzesbestimmunoen

Art. I Abs. 2 Bst. b: keine Bemerkungen.
Art. 23 Abs. 2 Ziff . 10: keine Bemerkungen ausser, dass diese Regelung vom KG grund-

sätzlich abgelehnt wird.

7. Steuerbefreiung für von Reisebüros erbrachten Leistungen (Art. 8 Abs. 2 Bst. b und
Art. 23 Abs. 2 Ziffer 10 Vorentwurf MWSTG)

7.a. Beurteiluno KG

144 Die Anderung des Ortes der Leistungen von Organisatoren passt ins System des Mehr-

wertsteuergesetzes.
l4s Die Neuregelung der Steuerbefreiung der Leistungen von Reisebüros ist dahingehend

zu begrüssen, als die vorgeschlagene Regelung eine Vereinfachung für die Reisebüros
zur Folge hat, da nicht mehr für jede Leistung zu prüfen ist, ob sie steuerbefreit ist.

146 Abzulehnen ist die vorgeschlagene Regelung aber, weil sie die inländischen Reisebü-
ros gegenüber den ausländischen für alle Leistungen, welche nicht im Ausland bewirkt
werden, benachteiligt. Während ausländische Reisebüros im Inland nicht mehr steuer-
pflichtig werden, wenn sie Reiseleistungen im lnland erbringen, weil sie ihren Sitz der
wirtschaftlichen Tätigkeit im Ausland haben, unterliegen Reiseleistungen im lnland,
welche inländische Reisebüros erbringen, der inländischen Mehrwertsteuer. Diese Re-
gelung benachteiligt die inländischen Reisebüros gegenüber den ausländischen. Sie

dürfte auch zur Folge haben, dass die Leistungsempfänger Reiseleistungen im lnland
im Ausland beschaffen. Die inländischen Reisebüros wird diese Regelung dazu bewe-
gen, solche Leistungen nur noch über Betriebsstätten im grenznahen Ausland zu er-
bringen.

143

7.b.

147

148
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7.c.

149

150

Emofehluno KG

Das KG lehnt grossmehrheitlich4T die Schlechterstellung der inländischen gegenüber

den ausländischen Reisebüros ab und empfiehlt daher die Ablehnung der vorgeschla-
genen Anderungen für Leistungen von Reisebüros.
Das KG empfiehlt stattdessen aus steuersystematischen Gründen die Schaffung einer
Ausnahme für Reisebüros in Art. 21 Abs. 2 MWSTG.

Beurteiluno KG

Es handelt sich um einen politischen Entscheid. Zu solchen äussert sich das KG nicht.

Es erlaubt sich einzig auf die mit Steuersatzsenkungen verbundene Wettbewerbsver-
zerrung hinzuweisen.

Emofehlung KG

Keine.

Zu den voroeschlaoenen Gesetzesbestimmunoen

Art. 15 Abs. 1 Bst. q: keine Bemerkungen.

Art. 93 Abs. 1bi': Diese Bestimmung lässt einigen Spielraum für Auslegung. So ist nicht
klar, ob das Mitglied des geschäftsführenden Organs im Handelsregister eingetragen
sein muss oder ob eine faktische Organstellung ebenfalls ausreichend ist. Welche Kos-
ten Gegenstand einer Sicherstellung sein können, ist nicht bestimmt. Die kurze Zeit
spanne sollte im Gesetz oder zumindest in der Verordnung definiert sein. Offen ist auch,

wann Anhaltspunkte für ein strafbares Verhalten vorliegen. Genügt ein blosser Ver-
dacht, muss dieser hinreichend sein oder eine Strafuntersuchung eröffnet worden sein?
Aus dem Gesetzestext muss klar hervorgehen, dass unverschuldete Konkurse nie da-
runterfallen.

8.a

151

8. Steuerausnahmen (Ar't.21Abs. 2 Zaff .1,3bi" und l4bi"Vorentwurf MWSTG)

Beurteiluno KG

Es handelt sich bei den neuen Steuerausnahmen um politische Entscheide. Zu solchen
äussert sich das KG nicht. Es weist aber auf die mit Steuerausnahmen verbundenen
Wettbewerbsverzerru ngen h in.

Die Anpassung in Nt. 21Abs. 1 Ziff. 1 Vorentwurf MWSTG ist formeller Natur. Es erfolgt
keine Anderung der Rechtslage.

Emofehluno KG

Keine.

Reduzierter Steuersatz für Monatshygiene Produkte (Art. 24 Abs. Sbi" Vorentwurf
MWSrG)

8.b

153

9.

9.a

154

9.b

155

10.b

157

158

152

159

10.Haftung geschäftsführender Organe bei Serien Konkursen und Sicherstellung (Art.
15 Abs. 1 Bst. g und Art. 93 Abs. 1bi" Vorentwurf MWSTG)

10.a. Beurteiluno KG

156 Eine Haftung von Mitgliedern des geschäftsführenden Organes und eine Sicherstellung
von diesen vorzusehen, vorausgesetzt eine solche Haftung und Sicherstellung be-

schränkt sich auf die Mitglieder der geschäftsführenden Organe, welche an mehreren
Konkursen beteiligt sind, ist nicht zu beanstanden.

47 Ein Mitglied des KGs spricht sich gegen diese Empfehlung aus
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Emofehluno KG

Die vorgeschlagene Regelung kann umgesetzt werden. Das KG empfiehlt aber eine
präzisere Formulierung des Wortlautes der massgebenden Gesetzesbestimmungen,
wie in RZ 158 skizziert.

1 1. Weitere Anpassungen

11.a. lndexieruno (Art. 5 Vorentwurf MWSTG)

161 Keine Bemerkungen des KGs.

10.c

160

11.b.

162

163

11.c

164

Subiektive Steueroflicht (Art. 10 Abs. 2 Bst. b und d Vorentwurf MWSTG)

Keine Bemerkungen des KGs zu Art. 10 Abs. 2 Bst. b Vorentwurf MWSTG ausser, dass
die Formulierung schwerfällig ist.

Art. 10 Abs. 2 Bst. d Vorentwurf MWSTG bewirkt, dass Unternehmen, welche im lnland
keine anderen Umsätze als ausgenommene haben, nicht mehr obligatorisch mehnrvert-

steuerpflichtig sind. Wenn sie im lnland steuerpflichtig sein wollen, müssen sie auf die
Befreiung von der Steuerpflicht verzichten, was aber nur für die laufende Steuerperiode
möglich ist. Bisher waren sie subjektiv steuerpflichtig, weil die Befreiung von der Steu-
erpflicht nach Art. 10 Abs. 2 Bst. a MWSTG nicht griff. Eine nachträgliche Eintragung
für noch nicht verjährte Steuerperioden, weil nachträglich bspw. eine Bezugsteuer ab-
zurechnen war, war daher möglich. Solche Unternehmen werden durch die Neureglung
von Art. 10 Abs. 2 Bst. d schlechter gestellt. Das KG lehnt diese Schlechterstellung ab.

Es ist daher für diese Fälle eine rückwirkende Eintragung zuzulassen. Diese Ausnahme
kann in Art. 14 Abs. 4 MWSTG eingefügt werden. Das KG empfiehlt ausdrücklich und

einstimmig die Schaffung der Möglichkeit der rückwirkenden Eintragung.

Gruooenbesteueruno (Art. 13 Abs. 1 Vorentwurf MWSTG)

Keine Bemerkungen des KGs.

11.d. Beförderunosleistunoen und Nebentätigkeiten des Looistikoewerbes (Art. 23 Abs. 2

Ziff. 7 Vorentwurf MWSTG)

11.d.i. Beurteiluno KG
165 Die Streichung von Art'23 Abs.2 Zitt.7 Bst. a MWSTG wird vom KG abgelehnt. Es

trifft nicht zu, dass diese Bestimmung zu Nichtbesteuerung führt. ln B2C Leistungsver-
hältnissen wird regelmässig auf den Tätigkeitsort, bei grenzüberschreitenden Güterbe-
förderungen auf den Ort, wo die Beförderungsleistung beginnt, abgestellt. ln den von

furt..23 Abs. 2 Ziff .7 Bst. a MWSTG erfassten Fällen liegt dieser im Ausland und es ist
die entsprechende Mehrwertsteuer geschuldet. Es erfolgt keine Nichtbesteuerung.
Wenn die vorgeschlagene Regelung eingeführt wird, erfolgt in diesen Fällen daher eine
Doppelbesteuerung.

166 lm 82B Verhältnis greift eine Besteuerung, indem in der EU nicht auf die Grundregel,
sondern auf den Ort der Nutzung der Güterbeförderung abgestellt wird. Dies ist auch
sachgerecht, weil die Nutzung einer im Ausland erfolgten Güterbeförderung im Ausland
und nicht in der Schweiz erfolgt.

11.d.ii. Empfehlunq KG

167 Arl.21Abs. 2 Zif'|.7 Bst. a MWSTG ist daher beizubehalten
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11.e.i.

168

11.e Sterrerhefreittnn llmsätzc mit Gnld rrnd lenienrnrran rrnn Gnld (Art )a Ahc. 2 Tiff 1,

11.e.ii

169

Art. 53 Abs. 1 Bst. m und Art. 107 Abs. 2 Vorentwurf MWSTG)

Beurteiluns KG
Gemäss dem Erläuternden Bericht hat diese Ziffer keine Anderung der Rechtslage zur
Folge.as Die Regelung von Art.44 MWSTVwird aber nicht unverändert in diese Bestim-
mung überführt. Neben sprachlichen Veränderungen fehlt die Regelung von Art. 44
Abs. 1 Bst. e MWSTV in Art. 23 Abs. 2Ziff .12 Vorentwurf MWSTG. Für das KG ist es

nicht ersichtlich, weshalb Gold in Form von Abfällen und Schrott nicht mehr steuerbe-
freit sein soll.

Empfehlunq KG

170

11.f

1 1 .f.i.

171

172

173

1 1 .f.ii.
174

Die Steuerbefreiung für Gold in Form von Abfällen und Schrott sei beizubehalten und
in Art. 23 Abs. 2Ziff .12 Vorentwurf MWSTG aufzunehmen.
Mit der Bereinigung von Ai.L.23 Abs. 2 Ziff. 12 Vorentwurf MWSTG gibt auch Art. 53
Abs. 1 Bst. m Vorentwurf MWSTG die bestehende Rechtslage wieder.

Nachweise und Sicherstelluno für Ausfuhr im Reiseverkehr (Art. 23 Abs. 5 und Art. 93a
Vorentwurf MWSTG)

Beurteilunq KG
Das KG hat keine Einwendungen gegen einen elektronischen Nachweis.
Bei der in Art. 93a Abs. 1 Vorentwurf MWSTG vorgesehen Sicherheitsleistung ist dem
KG nicht klar, wer die Steuer belastet. Es lässt sich zudem aus dem Erläuternden Be-
richt nicht feststellen, weshalb die Regelung in Art. 93a erforderlich ist. Gestützt auf die
Ausführungen im Erläuternden Bericht wird nicht schlüssig, weshalb von der bisherigen
Abwicklung abgewichen werden soll. Die Verwendung elektronischer Hilfsmittel ist
grundsätzlich nur eine andere Art der Abwicklung der Ausfuhr, die noch keine Begrün-
dung für die Schaffung einer Sicherstellung liefert.

Die Begründung für die Festsetzung einer Frist für den Nachweis der Ausfuhr ergibt
sich ebenfalls nicht aus der Vernehmlassungsvorlage. Es ist daher nicht möglich, dazu
Stellung zu nehmen.

Empfehluno KG

Unter der Voraussetzung, dass nachvollziehbar dargelegt wird, weshalb der vorge-
schlagene Art. 93a Vorentwurf MWSTG sachgerecht ist, könnte das KG ihm zustim-
men.

Wir hoffen, lhnen mit dieser Stellungnahme zu dienen und danken lhnen für die Berücksichti-
gung der Argumente und Empfehlungen des KGs im Zuge der Ausarbeitung der Gesetzesvor-
lage.

Für das

M eh rwe rtsteuer-Ko ns u ltativg re m i u m

Die Präsidentin Der Vizepräsident

s3, Sä<

B6atrice Blum

48 S. 32

Diego Clavadetscher
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

KORSTAT Aus Sicht der Konferenz der regionalen statistischen Ämter der Schweiz (KORSTAT) sind die Abschnitte 3 (Informationssystem) 
und 4 (Interoperabilität) des BAZG-VG von zentraler Bedeutung. Die KORSTAT ist der Ansicht, dass der Bedeutung, die den im 
System geführten Daten zum Zwecke der Statistik und der Gewinnung von Steuerungsinformation zukommt, im Gesetz und v.a. 
in den Erläuterungen noch zu wenig Rechnung getragen wird. Nicht zuletzt mit Bezug auf das vom Bundesrat verfolgte Once 
only-Prinzip bei der Erhebung von Daten müssten diese Zwecke im Gesetz klarer dargestellt und das Recht der Datennutzung 
durch die dem Statistiksystem Schweiz auf allen politischen Ebenen zugehörigen Stellen verankert werden. Benötigte 
Information, die aus diesen Daten gewonnen werden kann, muss daraus generiert werden können. Damit können 
Informationslücken oder aber Parallelerhebungen vermieden werden. Aus zeitnah verfügbaren Zolldaten könnten z.B. stark 
nachgefragte regionale Konjunkturindikatoren erstellt werden. Es muss den Kantonen über die Statistikstelle ausserdem möglich 
sein, Datenexporte auf Einzeldatenbasis zu erhalten inkl. Identifikatoren wie z.B. die AHVN13 oder die UID, damit die Daten 
optimal zur Informationsgewinnung auch auf regionaler Ebene verwendet werden können. 

KORSTAT 
      

KORSTAT       

KORSTAT       

KORSTAT       

KORSTAT       

KORSTAT       

KORSTAT       

KORSTAT       

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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KORSTAT       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

6/20 

 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

KORSTAT 
67 2       Wir begrüssen sehr, dass das Erstellen von Statistiken 

(weiterhin) explizit als Zweck des Informationssystems 
der Zollverwaltung erwähnt ist. Wir gehen davon aus, 
dass nicht das System selbst die Statistiken erstellt, 
sondern die Daten daraus exportiert werden. Mit dem 
Once only-Prinzip sind Änderungen in der nationalen 
Datenbewirtschaftung absehbar, was bedeutet, dass die 
Daten auch andernorts für Statistiken zur Generierung 
von (Steuerungs)information benötigt werden können.  

Statistik 

KORSTAT 
69 3       Im Gesetzesentwurf fehlt die Weitergabe von Daten an 

die Statistikstellen des Statistiksystems Schweiz, 
insbesondere an die kantonalen Statistikstellen. Die 
Regelung der Zugriffsrechte auf die Daten des 
Informationssystems für Dritte auf Verordnungsstufe 
erachten wir als angemessen. Für die Weiterführung 
einer aussagekräftigen, unterjährigen und 
regionalisierten Aussenhandelsstatistik zur 
konjunkturellen Beobachtung auf kantonaler Ebene 
müssen die dazu notwendigen, nicht aggregierten Daten 
an die regionalen Statistikstellen bekannt gegeben 
werden können. Wir erwarten deshalb, dass dies in der 
entsprechenden Verordnung berücksichtigt wird und die 
Kantone und die KORSTAT zu deren Anhörung 
wiederum eingeladen werden. 

neuer lit e) kantonale statistische Ämter für 
die Erstellung der öffentlichen Statistik. 
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KORSTAT 
70             Die Erarbeitung und Nutzung von standardisierten 

Schnittstellen für die Bekanntgabe von Daten ist sehr zu 
begrüssen. 

      

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
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KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

KORSTAT 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

KORSTAT 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

KORSTAT             

KORSTAT             

KORSTAT             

KORSTAT             

KORSTAT             

KORSTAT             

KORSTAT             

KORSTAT             

KORSTAT             

KORSTAT             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
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KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

KORSTAT 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

KORSTAT 
                        

KORSTAT 
                        

KORSTAT 
                        

KORSTAT 
                        

KORSTAT 
                        

KORSTAT 
                        

KORSTAT 
                        

KORSTAT 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

KORSTAT       

KORSTAT       

KORSTAT       

KORSTAT       

KORSTAT       

KORSTAT       

KORSTAT       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
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KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

KORSTAT 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

KORSTAT 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : primavera - Verband Schweizer Lebensmittelverarbeiter der ersten Stufe 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : primavera 

Adresse : Effingerstrasse 6A, 3011 Bern 

Kontaktperson : Dr. Urs Reinhard, Geschäftsführer 

Telefon : 031 529 50 31 

E-Mail : urs.reinhard@effingerstrasse6a.ch 

Datum : 21.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

primavera Wir begrüssen die Idee, die EZV in ein neues Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) umzuwandeln und neu zu 

organsieren, um zu einer noch flexibleren, aufgabenorientierteren Organisation zu werden, die ihre Prozesse konsequent 

vereinfacht und vereinheitlicht sowie durchgängig digitalisiert und die vorhandenen Daten übergreifend nutzbar macht. Dies ist 

ein gleichermassen notwendiger wie mutiger Schritt, und wir schätzen die komplexe Arbeit, die bei dieser Transformation 

geleistet wird, sehr. 

Gleichzeitig darf man bei einer Totalrevisoin auch den Mut haben, bewährte und funktionierende Systeme beizubehalten, wenn 

es im Rahmen der Technik möglich ist. Der "Aktive Veredelungsverkehr nach dem besonderen Verfahren für landwirtschaftliche 

Erzeugnisse und Grundstoffe" ist ein solches System, und er ist auch unter der neuen Zollgesetzgebung beizubehalten. Dies 

würde keines der im erläuternden Bericht auf S. 5 erwähnten Ziele tangieren. 

Heute ist dieses Verfahren in einer Verordnung des EFD geregelt, basierend auf Art. 43 Abs. 2 der Zollverordnung und somit 

auch Art. 12 Abs. 3 des Zollgesetzes. Das Verfahren wird oft nicht richtig verstanden und fälschlicherweise als 

"Exportsubvention" bezeichnet, was es nicht ist. Es ist ein automatisiertes Verfahren der Rückerstattung im aktiven 

Veredelungsverkehr nach dem Äquivalenzprinzip. Für die gesamte Schweizer Land- und Ernährungswirtschaft ist dieses 

Verfahren von grösster Bedeutung, weil es erlaubt, unter Berücksichtigung hochverzollter Importe von Zucker und Ölen und 

Fetten eine Rückerstattung für die Ausfuhr von Schweizer Rohstoffen in verarbeiteter Form zu gewähren, die nach dem 

Äquivalenzprinzip anstelle der ursprünglich importierten Rohwaren ausgeführt werden.  

Es ist uns bewusst, dass es derzeit noch nicht um die Verordnungen geht. Trotzdem möchten wir sicherstellen, dass die 

gesetzlichen Grundlagen, auf denen eine Verordnungslösung beruhen muss, eine solche Lösung überhaupt zulassen würden. 

Wir begrüssen deshalb grundsätzlich die Aufzählung der aktiven Veredelung in Art. 11 BAZG-VG als eine der möglichen 

Warenbestimmungen. Auch, dass die Fortführung des im geltenden Zollgesetz vorgesehenen Instruments der Rückerstattung im 

aktiven und im passiven Veredelungsverkehr ermöglicht wird, findet unsere Zustimmung. Ebenso begrüssen wir, dass der 

Äquivalenzverkehr beibehalten wird, wie im erläuternden Bericht zu Art. 11 (S. 25) zu lesen ist. Und schliesslich freut uns, dass 

an gleicher Stelle festgehalten wird, dass für die Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und landwirtschaftlichen 

Grundstoffen "Vereinfachungen im Verfahren weiterhin möglich sein sollen". Wir setzen darauf, dass damit die notwendigen 

Grundlagen gegeben sind, um das besondere Verfahren für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Grundstoffe auch unter der 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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neuen Gesetzgebung anzuwenden. Trotzdem möchten wir anregen, die wichtigsten Pfeiler für die zukünftige Ausgestaltung des 

Warenverkehrs auf Gesetzesstufe zu verankern.  

Das heute bestehende "besondere Verfahren" ist ein einfaches Saldo-Prinzip. Wir sind überzeugt, dass seine Beibehaltung 

gerade unter dem Aspekt der administrativen Vereinfachung angezeigt ist und auch digital gut umsetzbar ist. Gerne werden wir 

im Rahmen der Konsultation zu den Verordnungen näher darauf eingehen. 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

primavera 
11 1 d Im erläuternden Bericht wird festgehalten "Unter den 

gleichen Voraussetzungen gewährt das BAZG für Wa-

ren, die ins Zollgebiet ein- oder ausgeführt werden, 

Zollermässigung oder Zollbefreiung, wenn in- bzw. aus-

ländische Waren gleicher Menge, Beschaffenheit und 

Qualität als bearbeitete oder verarbeitete Erzeugnisse 

ein- bzw. ausgeführt werden (Äquivalenzverkehr)" (S. 

25). Dies gilt es auf Gesetzesstufe zu regeln, wie das 

heute schon in Art. 12 Abs. 2 des Zollgesetzes der Fall 

ist.   

der vorübergehenden Einfuhr von Waren 

zur Bearbeitung, Verarbeitung oder Aus-

besserung (aktive Veredelung im Äquiva-

lenz- oder Nämlichkeitsverkehr) 

primavera 
11 1 e Im erläuternden Bericht wird festgehalten "Unter den 

gleichen Voraussetzungen gewährt das BAZG für Wa-

ren, die ins Zollgebiet ein- oder ausgeführt werden, 

Zollermässigung oder Zollbefreiung, wenn in- bzw. aus-

ländische Waren gleicher Menge, Beschaffenheit und 

Qualität als bearbeitete oder verarbeitete Erzeugnisse 

ein- bzw. ausgeführt werden (Äquivalenzverkehr)" (S. 

25). Dies gilt es auf Gesetzesstufe zu regeln, wie das 

heute schon in Art. 13 Abs. 2 des Zollgesetzes der Fall 

ist.   

der vorübergehenden Ausfuhr von Waren 

zur Bearbeitung, Verarbeitung oder Aus-

besserung (passive Veredelung im Äquiva-

lenz- oder Nämlichkeitsverkehr) 

primavera 
11 3       Im erläuternden Bericht wird festgehalten "Für die 

Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 

landwirtschaftlichen Grundstoffen gilt auch in Zukunft 

grundsätzlich eine Bewilligungspflicht, wobei 

Vereinfachungen im Verfahren weiterhin möglich sein 

sollen" (S. 25). Diese Tatsache möchten wir explizit auf 

Gesetzesstufe so geregelt haben, um in den 

Die Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 

Buchstabe c–h bedürfen grundsätzlich 

einer Bewilligung des BAZG, Ausnahmen 

und Vereinfachungen sind möglich.. 
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Verordnungen den grösstmöglichen Spielraum zu haben, 

um einfache und wirtschaftsfreundliche Regelungen 

beibehalten zu können. 

primavera 
52 2       Es ist aus Gründen der Rechtssicherheit abzulehnen, 

dass mündlich eröffnete Verfügungen nur dann 

elektronisch bestätigt werden, wenn die 

Verfügungsadressatin oder der Verfügungsadressat dies 

unverzüglich verlangt. Gerade im Zuge einer Anpassung 

an die fortschreitende Digitalisierung ist zu vermeiden, 

dass überhaupt noch mündlich verfügt werden kann. 

Beweisprobleme sind die unweigerliche Folge, und diese 

treffen in der Regel den Verfügungsadressaten. Falls 

weiterhin mündlich verfügt können werden soll, muss 

eine solche Verfügung stets und nicht nur auf sofortiges 

Verlangen hin elektornisch bestätigt wreden.  

Mündlich eröffnete Verfügungen werden 

elektronisch bestätigt. 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

primavera 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

primavera 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

primavera             

primavera             

primavera             

primavera             

primavera             

primavera             

primavera             

primavera             

primavera             

primavera             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
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primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

primavera 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

primavera 
                        

primavera 
                        

primavera 
                        

primavera 
                        

primavera 
                        

primavera 
                        

primavera 
                        

primavera 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

primavera       

primavera       

primavera       

primavera       

primavera       

primavera       

primavera       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
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primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

primavera 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

primavera 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 

 
 
 
 

 
c/o Datenschutzbeauftragter des Kantons Bern 

Poststrasse 25, CH-3072 Ostermundigen 
Tel. +41 (31) 633 74 10 

praesident@privatim.ch, www.privatim.ch 

 

 

 

 

Bern, 18. Dezember 2020 

Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhe-
bung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personen-
verkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Voll-
zugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) 
zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG): Vernehmlassungsverfahren 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zum 

eingangs erwähnten Geschäft Stellung nehmen zu können. 

Allgemeine Anmerkungen 

Das vorliegende Gesetzespaket wurde im Rahmen des Transformationsprogramms DaziT 

erarbeitet und beinhaltet eine erhebliche Steigerung der Digitalisierung und damit der auto-

matisierten Verarbeitung von Personendaten. Dabei ist der Aufbau eines Informationssys-

tems des Bundesamtes für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) vorgesehen, das sensible Da-

ten und Persönlichkeitsprofile enthält und eine umfangreiche Profilbildung ermöglicht. Wei-

ter ist auch der Einsatz von Schnittstellen zu Systemen anderer nationaler und internatio-

naler Behörden geplant. Zudem ist auch eine Risikoanalyse durch die Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten, einschliesslich besonders schützenswerter Daten, aus dem künftigen 

Informationssystem vorgesehen. Gesamthaft kann das Risiko einer Verletzung der Persön-

lichkeit der betroffenen Personen als sehr hoch eingeschätzt werden. 

Die Vorlage sieht teilweise sehr weitgehende, stark in die Privatsphäre eingreifende und 

einen weiten Personenkreis umfassende Bearbeitungen von Personendaten vor. Für das 

Bearbeiten von besonders schützenswerten Personendaten und Persönlichkeitsprofilen 

sind hinreichend bestimmte Rechtsgrundlagen in einem formellen Gesetz erforderlich. Bei 

Eidgenössische Zollverwaltung (EZV) 

3003 Bern 

 

Per Mail: rechtsetzung@ezv.admin.ch 
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den vorgesehenen Bestimmungen zur Personendatenbearbeitung fehlt es insbesondere an 

der Bestimmtheit. Die die vom Datenschutzgesetz verlangte Bestimmtheit ermöglicht es der 

Bevölkerung, die in deren Privatsphäre und Selbstbestimmung eingreifenden staatlichen 

Datenbearbeitungen sowie die ihr dagegen zur Verfügung stehenden Schutzrechte einzu-

schätzen. 

Art. 1 BAZG-VG 

Mit diesem Gesetz soll im Aufgabenbereich des BAZG die Grundlagen für die Bekämpfung 

von grenzüberschreitender Kriminalität und illegaler Migration geschaffen sowie ein Beitrag 

zur Wahrung der inneren Sicherheit und zum Schutz der Bevölkerung geleistet werden. 

Diese Bestimmung ist nicht ausreichend klar formuliert. Der Zweck ist genauer zu umschrei-

ben.  

Art. 64 BAZG-VG 

In Art. 64 BAZG-VG soll dem BAZG die Befugnis erteilt werden, besonders schützenswerte 

Personendaten u.a. über die Intimsphäre oder religiöse, weltanschauliche und politische 

Ansichten zu bearbeiten. Unklar ist dabei, zu welchem Zweck diese bearbeitet werden dür-

fen. Diese Zwecke sind im Gesetzesartikel hinreichend bestimmt festzulegen. 

Bei dem Ausmass der aufgelisteten Daten, die das BAZG sammeln darf, stellt sich zusätz-

lich die Frage der Verhältnismässigkeit. Nach dem Prinzip der Verhältnismässigkeit dürfen 

nur solche Daten erhoben werden, deren Bearbeitung für die Erfüllung des gesetzlich um-

schriebenen Zwecks geeignet und notwendig ist. Die Bearbeitung der besonders schüt-

zenswerten Personendaten ist folglich so einzugrenzen, dass deren Bearbeitung den 

Grundsatz der Verhältnismässigkeit einhält. 

Art. 69 Abs. 1 lit. d und Art. 105 BAZG-VG  

Die Bearbeitung von Personendaten im Rahmen von Aufgabenübertragungen der Kantone 

an das BAZG untersteht dem kantonalen Datenschutzrecht und der Aufsicht durch die kan-

tonalen Datenschutzbehörden. Diese Daten müssen getrennt von den Daten aufbewahrt 

werden, die dem Bundesgesetz über den Datenschutz und der Aufsicht durch den EDÖB 

unterstehen. Dies ist in einer Bundesratsverordnung und in Vereinbarungen zwischen dem 

Eidgenössischen Finanzdepartement (EFD) und den Kantonen zu regeln. 

Art. 70 Abs. 1 BAZG-VG 

Art. 70 Abs. 1 BAZG-VO sieht vor, dass Schnittstellen genutzt werden sollen, die laufend 

erweitert werden können. Jede dieser Schnittstellen (bzw. jedes angeschlossene System) 

ist beispielsweise in einem Anhang zur Verordnung mit den bestimmten Kriterien bzw. Vo-

raussetzungen für die Nutzung aufzuführen. 
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Art. 72 BAZG-VG 

Art. 72 BAZG-VG umschreibt die Risikoanalyse. Aus dem Gesetzestext geht nicht hervor, 

was unter einer Risikoanalyse zu verstehen ist. Für betroffene Personen ist daher nicht 

nachvollziehbar, was eine Risikoanalyse ist, welche Risiken analysiert werden, wie und in 

welchen Fällen ein solche Risikoanalyse durchgeführt wird und welche Personendaten für 

die Risikoanalyse einbezogen werden. Die Risikoanalyse ist hinreichend bestimmt zu um-

schreiben. 

Sollte bei der in diesem Zusammenhang erwähnten Mustererkennung der Einsatz von 

Künstlicher Intelligenz (KI) gemeint sein, weisen wir darauf hin, dass die vorliegenden Best-

immungen für einen Einsatz von KI-Algorithmen nicht ausreichend sind. 

Art. 76 BAZG-VG 

Der Bundesrat hat neben der Aufbewahrung, Archivierung, Löschung und Vernichtung der 

vom BAZG bearbeitenden Daten ebenfalls Folgendes zu regeln: 

- die Architektur des Informationssystems; 

- die Definition von organisatorisch-technischen Massnahmen; 

- der Katalog der Personendaten; 

- die Zugriffsberechtigungen zu den Informationssystemen; 

- der Katalog der am System beteiligten Behörden mit ihren Zugriffsberechtigungen; 

- der Katalog der Schnittstellen; 

- die Voraussetzungen, unter welchen ein Profiling und eine Risikoanalyse durchgeführt 

werden kann. 

Diese Punkte sind in der Bestimmung entsprechend zu ergänzen.  

 

Wir bitten Sie um Berücksichtigung unserer Anliegen und danken Ihnen dafür. 

Freundliche Grüsse 

Ueli Buri  

Präsident privatim  

 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : réservesuisse genossenschaft 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : réservesuisse 

Adresse : Schwanengasse 5+7, Postfach, 3001 Bern 

Kontaktperson : Dr. Hans Häfliger / Heinz Eng 

Telefon : 031 328 72 72 

E-Mail : info@reservesuisse.ch 

Datum : 14.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

réservesuisse Sehr geehrte Damen und Herren 

Besten Dank für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf des BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), des 
Anhangs 1 und des Zollabgabengesetz (ZoG). 

Die réservesuisse genossenschaft erbringt Dienstleistungen im Zusammenhang mit Import, Lagerung und Verarbeitung von 
Nahrungs- und Futtermitteln. Unsere Genossenschafter halten systematische Lager an Nahrungs- und Futtermitteln und 
tragen so direkt zur Versorgungssicherheit der Schweiz in Krisen bei. Ihre Aufgaben und Tätigkeiten über die Pflichtlager-
haltung ergeben sich aus dem Landesversorgungsgesetz (LVG) und den dazugehörenden Vollzugsverordnungen des WBF. 
Die réservesuisse ist eine privatrechtliche Genossenschaft und vereint rund 120 Pflichtlagerhalter. 

Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

réservesuisse genossenschaft 

Dr. Hans Häfliger             Heinz Eng 

réservesuisse Die réservesuisse als Garantiefonds verwaltende Trägerschaft pflegt einen engen Datenaustausch mit der EZV, da letztere 
der réservesuisse ungeachtet der Geheimhaltungspflicht Belege und Daten zur Verfügung stellt, damit der Vollzug der 
Pflichtlagerhaltung gewährleistet werden kann (Art. 64 LVG). 

Die réservesuisse hat ebenfalls die Digitalisierung der Geschäftsprozesse gestartet und hat grosses Verständnis für den 
umfassenden Transformationsprozess der EZV. Wir begrüssen die Zielsetzungen u.a. die Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit von schweizerischen Unternehmen und die Erhöhung der Sicherheit an der Grenze auch im Rahmen unserer 
Genossenschafter. Unser Anliegen ist, dass diese Änderungen in Einklang mit den bestehenden und etablierten Prozessen 
der Wirtschaftsakteure, insbesondere der Importeure, den Exporteuren und der Verarbeitungsindustrie stellen. Unsere 
Stellungnahme der réservesuisse fokussiert sich auf die Bereiche der Nahrungs- und Futtermittelindustrie im Rahmen des 
LVG und den Vollzugsverordnungen sowie den Interessen unserer Genossenschafter. 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Hinweis: Allgemein lässt sich festhalten, dass aus dem aktuellen ZG zwei neue Erlasse entstehen. Im Rahmen einer 
schlanken Gesetzgebung wäre es sicherlich begrüssenswert, dass die Revision nur einen Erlass mit einer bestmöglichen 
Entschlackung und Vereinfachung der Bestimmungen vorsehen würde. 

Hinweis: Die réservesuisse würde es begrüssen, wenn eine synoptische Tabelle der Änderungen zur heutigen Gesetzes-
grundlage vorliegen würde. Zur Vereinfachung der Lesbarkeit wäre ein Abkürzungsverezichnis bzw. eine einheitliche 
Legende i.S. terminologischen Begriffen sehr hilfreich. 

réservesuisse Der réservesuisse sind bei der Schaffung eines neuen Rahmengesetzes (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) und 
der Reduktion des heutigen Zollgesetzes (ZG) zum Zollabgabengesetz (ZoG) folgende Punkte von Bedeutung und 
Wichtigkeit: 

- Nach unserem Verständnis tangiert die Schaffung dieser neuen Gesetze die Erhebung der Garantiefondsbeiträge im 
Rahmen des LVG nicht. Das Zolltarifgesetz (ZTG) vom 9. Oktober 1986 (Stand am 1. Januar 2017; SR 632.10) erfährt keine 
materiellen Änderung für die Erhebung der Garantiefondsbeiträge. 

- Es ist sicherzustellen, dass sämtliche zollrelevanten Regelungen (Importe, Exporte, Veredelungsverkehr und 
Zollbegünstigungen sowie die Rückerstattungen im Rahmen der Nahrungs- und Futtermittelbewirtschaftung der 
Pflichtlagerhaltung in die neuen Gesetze bzw. in die nachfolgenden Vollzugsverordnungen übernommen werden.  

Wir behalten uns vor, uns in den Details zu den einzelnen Artikeln verlauten zu lassen.  

réservesuisse Bemerkungen zum erläuternden Bericht 

Hinweis: - Die réservesuisse erachtet es als problematisch von 3 Verantwortlichen zu sprechen (Waren-/Daten-/Transport-
verantwortlichen) und dann als Hauptschuldnerin nur die Warenverantwortliche zu nennen. Dies kann die anderen Ver-
antwortlichen doch in erheblichem Masse dazu verleiten, ihrer Sorgfaltspflicht ungenügend nachzukommen.  

- Es ist zu präzisieren, dass der Warenverantwortliche seinen Geschäftssitz im CH-Zollgebiet (d.h. im schweizerischem 
Staatsgebiet) haben muss. 

réservesuisse - nicht alle Zollverfahren werden im BAZG-VG oder Zog namentlich genannt; u.a. fehlt die Warenbestimmung des 
bestimmten Verwendungszweckes (Zollerleichterung). 

réservesuisse - ist die Entstehung der Abgabenschuld mittels verbindlicher Anmeldung der Entstehung der Abgabenschuld mittels 
verbindlicher Aktivierung gleichzusetzen (vgl. dazu auch Art. 9 Ziff. 1 und 2) ?  

réservesuisse       
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réservesuisse       

réservesuisse       

réservesuisse       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

réservesuisse 
2 2       Neue Reihenfolge, strukturiert und chronologisch 

gestalten gestützt auf die Einheit der Materie 
Bst. i., a.), b.), c.), g.) f.), d.), l.), h.), e.), 
j.), k.)  

réservesuisse 
7       f. - h. Im Warenverkehr wird zwischen Importeur und 

Empfänger unterschieden. Diese Begriffs-
bestimmungen fehlen. In anderen Rechtserlassen 
(z.B. MWSTG) wird ebenalls nach diesen Begriffen 
unterschieden. Es ist nicht klar ersichtlich, wie diese 
Begriffe in den Art. 7 einfliessen oder ob diese 
spezifisch in anderen Artikeln definiert werden ?  

Evtl. definieren in diesem Artikel 
Empfänger und Importeur der Ware, 
ansonsten im Zusammenhang/ 
Änderungen mit EDEC usw.  

réservesuisse 
8 2       Definition Warenbestimmung Warenbestimmung Referenz auf Art. 11  

réservesuisse 
9 1 + 4       andere vom BAZG zugelassene Form ist ein 

unbestimmter Rechtsbegriff. Welche Form wird 
zugelassen, Definition wo? 

Referenz oder Definition um welche 
Formen es sich handelt, wo wird dies 
vom BAZG definiert (Vollzugsverordnung 
usw.)! 

réservesuisse 
9 2 a Orthgraphie "übermittelt" ohne "e"       

réservesuisse 
9             Was passiert mit Waren welchen nicht angemeldet 

wurden? 
d'office Anmeldung; von Amtes wegen, 
sind in Art. 18, Abs. 3 genannt, auch hier 
stellt sich die Frage der 
Zusammengehörigkeit unter Art. 9  

réservesuisse 
11             Es fehlt die Warenbestimmung "zu einem bestimmten 

Verwendungszweck" (Zollerleichterungen) 
zusätzlich aufführen: 

i. zu einem bestimmten 
Verwendungszweck  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

7/22 

 
 

réservesuisse 
17 2       geht die abgabenrelevanten Feststellung des 

Sachverhaltes mit der Aktivierung einher? 
wenn ja, entsprechend ergänzen für die 
Verständlichkeit: "..stellt mit der 
Aktivierung den abgabenrelevanten 
Sachverhalt fest …." 

réservesuisse 
20 2 b lässt sich generell nicht sagen. Die Abgabenschuld 

fällt wohl nur für die spezifische  Warenbestimmung 
dahin. Die Ware wird neu einer anderen 
Warenbestimmung zugeführt in welcher die 
Abgabenschuld neu entsteht .  

entsprechend ergänzen - definieren 

réservesuisse 
30 5       Verjährung Abgabeschuld erst nach 15 Jahren? Ist 

das OR konform ? Zweck und Begründung für die 
Verlängerung ist fehlt?  

evtl. anpassen an OR 

réservesuisse 
52 1 ff.       Das BAZG eröffnet schriftliche Verfügungen 

elektronisch. 

In Ziff. 3 sind die Adressat/innen verpflichtet zu 
überprüfen, ob Dokumente übermittel worden sind! 

Das BAZG übermittelt schriftliche 
Verfügungen elektronisch. Die 
elektronische Übermittlung gilt als 
Eröffnung. 

réservesuisse 
 58             Bei einer Aktivierung der Anmeldung handelt es sich 

um eine Verfügung. Somit gilt die Frist von 60 Tagen 
ab Aktivierungsdatum? Wie erwähnt sollte das ganze 
i.S. Terminologie eindeutig zuzuordnen sein!   

      

réservesuisse 
69 1 e Die Aufzählung von Dritten ist nicht abschliessend! 

Laut Art. 64 LVG haben weitere Dritte Bedarf nach 
Datenbekanntgabe (réservesuisse, Carbura, Agricura, 
Provisiogas und Helvecura).  

Ausweitung auf andere BA und 
Organisationen, welche vom Bund 
mandatiert sind und einen rechtmässigen 
Bedürfnisnachweis für Daten-
informationen nachweisen können, damit 
sie ihre öffentlich-rechtliche Aufgaben 
wahrnehmen können. 
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réservesuisse 
77 2       Das BAZG kann auch gemeinsame Kontrollen im 

Verbund mit anderen BA oder Organisationen, welche 
im Rahmen des Bundes hoheitliche Kontrollaufgaben 
wahrnehmen, durchführen. 

Im Zollgebiet und in den 
Zollanschlussgebeiten kann es auch 
gemeinsame Kontrollen mit anderen BA 
oder mit Organisationen, welchen 
gesetzliche, öffentliche Aufgaben 
übertragen wurden, durchführen. Die 
jeder Organisation vorbehaltenen, 
spezifischen Kompetenzen werden davon 
nicht tangiert.  

réservesuisse 
82             Präzisierung des Umfangs "…der gleichen Art, Menge und 

Umfangs…." 

réservesuisse 
106 4       Ergänzung Im Zollgebiet und in den 

Zollanschlussgebeiten kann es auch 
gemeinsame Kontrollen mit anderen BA 
oder mit Organisatioen der Wirtschaft, 
welchen gesetzliche, öffentliche 
Aufgaben übertragen wurden, 
durchführen. Die jeder Organisation 
vorbehaltenen, spezifischen 
Kompetenzen werden davon nicht 
tangiert.  

réservesuisse 
108 1       Ergänzung Das BAZG, andere Schweizer Behörden 

und Organisationen der Wirtschaft welche 
gesetzliche, öffenlichen Aufgaben 
übertragen wurden, leisten …..  

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
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réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

réservesuisse 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
LOP (limitiertes Opportunitätsprinzip) bewährt sich. 

réservesuisse 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungs-
widrigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeer-
lassen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

réservesuisse VwVG Eine Änderung im Sinne einer Ausnahmeregelung nur für das BAZG-VG erscheint nicht sinnvoll. Zudem 
werden bei anderen Revisionen von Erlassen anderer Bundesämter diese ebenfalls auf eine Ausnahme-
gregelung bzw. Änderung im Sinne ihrer Gesetzgebung pochen. Das VwVG soll innerhalb der BV einheitlich 
gelten. 

réservesuisse OR Auch hier scheint eine Ausnahmereglung im Sinne des Gesamtrahmens nur für das BAZG-VG nicht sinnvoll. 
Jede Ausnahme bzw. Vorbehalt verwässert die allgemeine Gesetzgebung des OR, auch wenn solche 
Änderungen immer zu Recht und zu Gunsten des jeweiligen Rechtserlasses dienen.  

réservesuisse MWST Art. 
51 ff 

Terminologie-Wirrwarr mit dem BAZG-VG; ist der Importeur nun die Warenverantwortliche im Sinne des 
BAZG-VG? Muss eindeutig geklärt werden und Terminologie muss angepasst werden. Auch wer ist 
Absenderin oder Absender im Inland im Rahmen des BAZG-VG. 

réservesuisse Zolltarifgesetz 
Art. 4 

Die Kompetenzdelegation an das EFD ist zu streichen. Der BR ist beizubehalten. Bei der Herabsetzung von 
Zöllen zu einem bestimmten Verwendungszeck (i.d.R. Landwirtschaft) sind ausser dem EFD noch weitere 
Departemente involviert. Zudem geht es um volkswirtschaftliche Zusammenhänge. Man könnte insofern 
damit leben, indem man die EZV "nach Anhörung der betreffenden, involvierten BA…." diesbezüglich 
entscheiden lassen kann. 

réservesuisse Allg. Für all die Änderungen in den diversen Rechtserlassen wäre ein Stichwortverzeichnis unter Angabe der 
Seitenzahl hilfreich. Dies verhindert jedesmal über x-dutzend Seiten zu scrollen. 

réservesuisse             

réservesuisse             

réservesuisse             

réservesuisse             
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réservesuisse             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
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réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
                                    

réservesuisse 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

réservesuisse 
                        

réservesuisse 
                        

réservesuisse 
                        

réservesuisse 
                        

réservesuisse 
                        

réservesuisse 
                        

réservesuisse 
                        

réservesuisse 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

réservesuisse Art. 5; warum wird gerade in Covid-19 Zeiten die Zollberfreiung von Instrumenten und Apparaten zur Untersuchung und 
Behandlung von Patientinnen und Patienten in Spitälern und Pflegeinstituten nicht beibehalten? Antrag: Wiederaufnahme 
gem. aktuellem ZG, Art. 8, Bst. h.). 

réservesuisse Art. 6, Zusatz Abs. 3: Waren die auf Grund anderer Erlasse nichtzollabgabenrechtlichen Gebühren unterliegen, sind davon 
ausgenommen. Bsp.: 50 kg Olivenöl bei der Einfuhr im Reisendenverkehr werden mit einem Pauschalansatz besteuert, d.h. 
der Garantiefondsbeitrag (GFB) wird darauf nicht erhoben bzw. ist im Pauschalansatz integriert; was nicht dem LVG 
entspricht. Wenn trotzdem wie vorgesehen und wirtschaftlich richtig der GFB in den Pauschalansatz einfliesst, muss dieser 
anteilsmässig an die zuständigen Organisationen in irgendeiner Form überwiesen werden. 

réservesuisse Art. 8; einfügen unten: Für Waren des Grenzverkehrs sind die nichtzollabgabenrechtlichen Gebühren geschuldet (z.B. GFB 
beim Import von Futtergetreide) oder es ist eine entsprechend Befreiung vorzusehen. 

réservesuisse Art. 13, neuer Absatz oder einfliessen lassen: Werden bei Zollwiderhandlungen und Ordnungswidrigkeiten nach diesem 
Gesetz auch nichtzollabgabenrechtliche Gebühren tangiert, werden die betreffenden Organisationen über den Entscheid 
informiert (z.B. Zollwiderhandlung bei Import von Hartweizen, bei Kontrolle stellt sich heraus, dass es sich um Weichweizen 
handelt mit höherem GFB). Dadurch ist gewährleistet, dass die betreffenden Gebühren von den zuständigen Stellen 
nachträglich in Rechnung gestellt werden können. 

réservesuisse Die Zollabgabenerhebungen im Rahmen des Veredelungsverkehres, der Zollerleichterungen nach Verwendungszweck und 
den entsprechenden Rückerstattungen fehlen im ZoG gänzlich. Es stellt sich die Fragen inwieweit dies gewollt ist? Bei den 
angesprochenen Verfahren handelt es sich um wirtschaftliche Zollverfahren von grösster Bedeutung und Wichtigkeit für die 
Wirtschaft. Diese müssen u.E. zwingend in das ZoG einfliessen. Die detaillierten Parameter können dann in einer 
entsprechenden Vollzugsverordnung geregelt werden! 

réservesuisse       

réservesuisse       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
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réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

réservesuisse 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

réservesuisse 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Schweizer Bauernverband  

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SBV 

Adresse : Laurstrasse 10, 5200 Brugg 

Kontaktperson : Thomas Jäggi 

Telefon : 056 462 51 11 

E-Mail : thomas.jaeggi@sbv-usp.ch 

Datum : Stellungnahme SBV 22. Dezember 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

SBV Sehr geehrte Damen und Herren  

Besten Dank für die Gelegenheit zu den Entwürfen für die Änderung des Zollrechtes Stellung nehmen zu können. Der Schweizer 

Bauernverband (SBV) ist die Dachorganisation der Schweizer Landwirtschaft und vertritt die Interessen der Schweizer 

Bauernfamilien. 

Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse  

Schweizer Bauernverband 

 

 

Sig. M. Ritter Sig. M. Rufer  

Präsident Direktor 

SBV Vorbemerkungen  

Die geplante Revison des Zollrechtes führt zu einer weitreichenden Neuorganisation des gesamten Grenzschutzes, des 

Zollwesens und der Migrationskontrolle. Diese Stellungnahme des SBV beschränkt sich auf die für die Landwirtschaft wichtigen 

Elemente. Nachfolgend zeigen wir Ihnen die für die Landwirtschaft wichtigen Punkte auf. Weiter stellen sich uns noch offene 

Fragen, die aus Sicht des SBV zwingend sauber zu lösen sind, damit die geplante Neuregelung und Neuorganisation der 

Behörden für Zoll und Grenzschutz gelingen kann.   

SBV Dem SBV sind bei der Revision des Zollrechts folgende Punkte besonders wichtig:  

- Der bestehende Grenzschutz für die Landwirtschaft darf mit der vorliegenden Revison nicht geschwächt oder reduziert werden.  

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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- Der SBV geht davon aus, dass die Regelungen zur Einfuhr der landwirtschaftlichen Produkte nach wie vor gemäss den 

Bestimmungen des Landwirtschaftsgesetzes und der Agrareinfuhrverordnung geregelt bleiben und unverändert in die neue 

Organisationsstruktur des BAZG übernommen werden. 

- Die Bekämpfung des Schmuggels muss mindestens so gut und so effektiv sein wie bisher. 

- Auch das Bundesgesetz über die wirtschaftliche Landesversorgung ist in der Vorlage zu berücksichtigen.  

- Die Bedingungen für die Bewirtschaftung von Flächen durch Schweizer Landwirte in der Grenzzone sind beizubehalten.  

- Die neuen Verfahren zur Umsetzung der Digitalisierung im Zollwesen und Grenzschutz dürfen nicht zu Lücken und neuen 

Möglichkeiten der Umgehung der geltenden Vorschriften führen. 

- Der Veredelungsverkehr mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen oder Grundstoffen muss weiterhin zwingend einer 

Bewilligungspflicht unterstehen. 

- Änderungen dürfen nicht zur Schwächung der Anforderungen und Kontrollverfahren bezüglich der Lebensmittelsicherheit und 

Deklaration führen.   

 

SBV  Der "Aktive Veredelungsverkehr nach dem besonderen Verfahren für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Grundstoffe" ist in der 

neuen Zollgesetzgebung beizubehalten. Dies würde keines der im erläuternden Bericht auf S. 5 erwähnten Ziele tangieren. Heute 

ist dieses Verfahren in einer Verordnung des EFD geregelt, basierend auf Art. 43 Abs. 2 der Zollverordnung und somit auch Art. 

12 Abs. 3 des Zollgesetzes.  

Für die gesamte Schweizer Ölsaaten- und Fettbranche ist dieses Verfahren der Rückerstattung im aktiven Veredelungsverkehr 

nach dem Äquivalenzprinzip von grösster Bedeutung, weil es erlaubt, unter Berücksichtigung hochverzollter Importe von Ölen und 

Fetten eine Rückerstattung für die Ausfuhr von Schweizer Ölen und Fetten zu gewähren, die nach dem Äquivalenzprinzip anstelle 

der ursprünglich importierten Rohwaren ausgeführt werden.  

Es ist uns bewusst, dass es derzeit noch nicht um die Verordnungen geht. Trotzdem möchten wir sicherstellen, dass die gesetzli-

chen Grundlagen, auf denen eine Verordnungslösung beruhen muss, eine solche Lösung überhaupt zulassen würden. Wir be-

grüssen deshalb grundsätzlich die Aufzählung der aktiven Veredelung in Art. 11 BAZG-VG als eine der möglichen Warenbestim-

mungen. Wir möchten anregen, die wichtigsten Pfeiler für die zukünftige Ausgestaltung des Warenverkehrs auf Gesetzesstufe zu 

verankern.  
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SBV 
In den Unterlagen der Vernehmlassung ist die Erhebung der Garantiefondsbeiträge für die Finanzierung der Pflichtlager im 

Rahmen der wirtschaftlichen Landesversorgung mit keinem Wort erwähnt. Der SBV erwartet, dass diese Aufgabe weiterhin durch 

die neue Zollorganisation (BAZG) vollzogen wird und daher auch im entsprechenden Gesetz eine Grundlage haben muss. 

  

SBV Bezüglich dem Verständnis stellen sich noch Fragen: 

- Die Definition von 3 Arten von "Verantwortlichen" (Warenverantwortliche, Datenverantwortliche und Transportverantwortliche) 

erscheint nachvollziehbar. Die Umsetzung ist allerdings nicht mehr stringent. Während im grenzüberschreitenden Verkehr alle 

drei Verantwortungsfunktionen immer eintreten - auch bei einem Eigentransport durch den Warenverantwortlichen ist dieser 

Veranwortungsträger auch der Daten- und Transportveranwortliche. Es ist unlogisch die 3 Verantwortungsbereiche zu definieren 

und bei einem Eigentransport durch den Warenverantwortlichen in den Sachverhaltsbeispielen auf Seite 20 der Erläuterungen 

aufzuzeigen, dass es z.B. in diesem Fall keine Daten-, resp. Transporverandwortliche gibt. Im Inlandverkehr ist die 

Transporverantwortung hingegen i.d.R. irrelevant. 

- Die Definition der "Warenverantwortlichen" ist in Art. 7, Bst. c und den zugehörigen Erläuterungen grundsätzlich weit gefasst. 

Das wird aber in den Erläuterungen zu Art. 21, Abs. 3 sehr stark reduziert und wirft die Frage auf, ob die weitgefasste Definition 

gemäss Art. 7 überhaupt anwendbar ist?  

- Abgeleitet aus dieser Feststellung, stellt sich uns die Frage, ob an die Warenverantwortlichen Bedingungen wie eine Adresse 

oder Sitzpflicht in der Schweiz zu stellen sind? 

Diese offenen Fragen sind zu klären, damit die Revison gelingen kann.  

 

SBV   

SBV  

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

SBV 
1       b Bei den Zwecken unter b fehlt, die Verhinderung der 

illegalen Einfuhr.     

b. …sowie ein Beitrag zur Wahrung der 

inneren Sicherheit, zum Schutz der 

Bevölkerung und zur Verhinderung illegaler 

Importe.     

SBV 
4 1 l (neu) Die Garantiefondsbeiträge für die Finanzierung bestimm-

ter Pflichtlager im Rahmen der wirtschaftlichen Landes-

versorgung werden ebenfalls bei der Einfuhr erhoben und 

daher ist diese Abgabeart in diesem Artikel auch aufzu-

führen.  

l. die Garantiefondsbeiträge für die Finan-

zierung der Pflichtlager gemäss Bundesge-

setz über die wirtschaftliche Landesversor-

gung. 

SBV 
11 1 d und 

e 

Im erläuternden Bericht wird festgehalten "Für die Vere-

delung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und land-

wirtschaftlichen Grundstoffen gilt auch in Zukunft grund-

sätzlich eine Bewilligungspflicht. 

 

 

SBV 
19 2 b Abgleich zwischen Entwurf und Erläuterungen  

In den Erläuterungen wird von "in das Zollgebiet verbrin-

gen" geschrieben, während im Entwurf von "aus" dem 

Zollgebiet verbracht" geschrieben steht.  

b. die Abgabeschuld bei formlos eingeführ-

ten, aber nicht ordnungsgemäss "in" das 

Zollgebiet verbrachten Waren ent-

steht.      

SBV 
                              

SBV 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

SBV 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

Damit wird Klarheit über die Vollzugspraxis in diesem Gesetz geschaf-

fen.  

SBV 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 

Eine Umsetzung der Variante 2 wird abgelehnt, da das neben der An-

passung einer Vielzahl von anderen Gesetzen auch neue Ungerechtig-

keiten schafft, da in anderen hier nicht zur Änderung gelangenden Ge-

setzen solche und ähnliche Strafbestimmungen stehen bleiben. Einer 

Variante 2 stimmt der SBV nur zu, wann im gesamten Bundesrecht 

diese Bestimmungen harmonisiert würden.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

SBV Mine-

ralöl-

steuer-

gesetz  

Der SBV geht davon aus, dass die Teilrückerstattung der Mineralölsteuer an die Landwirtschaft, die Forstwirtschaft 

und die Berufsfischerei unverändert erfolgen wird.  

SBV             

SBV             

SBV             

SBV             

SBV             

SBV             

SBV             

SBV             

SBV             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

SBV 
BG CI-

TES 

        Die vorgeschlagenen Änderungen werden be-

grüsst 

      

SBV 
ZTG 4 4       Die vorgeschlagenen Änderungen werden be-

grüsst 

      

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

SBV Allgemeine Bemerkungen des SBV zum Entwurf für das Zollabgabengesetz 

Der Erlass eines Zollabgabengesetzes wird vom SBV begrüsst.  

SBV Der SBV verlangt, dass Waren im Reiseverkehr nur dann ohne Zoll- und andere Abgaben eingeführt werden dürfen, wenn die 

ausländischen Abgaben erhoben und nicht zurückgefordert resp. zurückerstattet wurden.  

SBV       

SBV       

SBV       

SBV       

SBV       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

SBV 
6 3       Der Einkaufstourismus ist nicht länger durch Steuer-, 

Zoll- und andere Abgabebefreiungen zu fördern.  

Die zoll- und abgabenfreie Einfuhr im Rei-

severkehr ist nur möglich, wenn die Abga-

ben im Ausland entrichtet und bei der Aus-

fuhr nicht zurückerstattet resp. zurückgefor-

dert werden. 

Freigrenzen für den Tagesbedarf sind auf 

50Fr. für Erwachsene und 20Fr. für Kinder 

zu reduzieren. 

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-
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– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Schweizer Brauerei-Verband 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SBV 

Adresse : Engimattstrasse 11, Postfach, 8027 Zürich 

Kontaktperson : Marcel Kreber 

Telefon : 044 221 26 28 

E-Mail : marcel.kreber@getraenke.ch 

Datum : 14.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch


Vernehmlassung: 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
   



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

SBV Mit der Gesetzesrevision geht eine Verschiebung einer grossen Anzahl an Bestimmungen auf die Verordnungsstufe einher. Da 

die entsprechenden Verordnungen jedoch noch nicht ausgearbeitet wurden, verbleiben offene Fragen z.B. über die 

Detailausgestaltung von Zollverfahren. Die Unkenntnis der zu revidierenden Verordnungsinhalte erschwert eine 

Gesamtbeurteilung der Gesetzesrevision. 

SBV Da viele Bestimmungen des gegenwärtigen Zollrechts neu auf Verordnungsstufe geregelt werden sollen, erachten wir einen 

starken und frühzeitigen Einbezug der Wirtschaft bei der Erarbeitung der Verordnungen als essentiell.  

SBV Die Einführung einer neuen Terminologie sollte mit entsprechender Vorsicht angegangen werden. Um für die Unternehmen zu 

signifikanten Vereinfachungen führen, sollten neue Rollen klar formuliert und deren Verantwortlichkeiten konsistent geregelt sein, 

auch im Bezug auf andere nationale und internationale Nomenklaturen (z. B. Rolle der Verfahrensbeteiligten in drei 

Verantwortungsgruppen - im Zollkodex kannte man dieser Begriffe aber nicht). 

SBV Die Regelungen zur Erhebung und Verarbeitung von Daten erlauben der Verwaltung umfassende Befugnisse. Dies ist kristisch zu 

hinterfragen. In diesem Zusammenhang ist auch die Erfordernis der Notwendigkeit und der Zweckgebundenheit, sowie die 

Sicherstellung des Datenschutzes generell besonders relevant. 

SBV Der Schutz des Geistigen Eigentums und vertraulicher Geschäftsinformationen ist zu garantieren. Dementsprechend erwarten 

wir, dass die Zollverwaltung/das BAZG auch in Zukunft sicherstellt, dass dieser Schutz nicht durch die internationale Amtshilfe 

unterminiert wird und für alle Arten von Daten gewährleistet ist (z.B. Cyberrisiken). Ebenso ist die Bekämpfung von Fälschungen 

sicherzustellen. 

SBV Grundsätzlich stellen wir die organisatorische Weiterentwicklung (alle Mitarebieterinnen und Mitarbeiter können alles - Stichwort: 

GWK-Aufgaben) in Frage. 

SBV Die klare Abgrenzung von Aufgaben zu Polizei und Armee erachten wir als dringend. Es darf keine Kompetenzstreitigkeiten 

geben. Motto: Ein Raum, ein Chef. 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 



Vernehmlassung: 
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SBV zusätzlich verweisen wir auf die Eingabe von economiesuisse, welche wir mittragen 

SBV       

SBV       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

SBV 
7             Die Begriffe müssen präzisiert werden, auch im Hinblick 

auf die im interantionalen Rahmen angewendete 

Nomenklatur. 

      

SBV 
9 1       Art. 9 Abs. 1 verlangt die Übermittlung aller notwendigen 

Begleitdokumente zum Zeitpunkt der Warenameldung. 

Zum Zeitpunkt der Warenanmeldung sind indessen nicht 

immer sämtliche Unterlagen (wie z.B. 

Ursprungsnachweise) vorhanden,dies sollte im 

Gesetzesentwurf berücksichtig werden. 

      

SBV 
12             

In Zukunft soll die Zollanmeldung mit der Fahrzeug-

Immatrikulation verknüpft werden. Im Export wird oft die 

Ausfuhrzollanmeldung durch die exportierende 

Unternehmung erstellt, wobei zu diesem Zeitpunkt die 

Abholung durch den Spediteur in den meisten Fällen 

noch nicht organisiert wurde. 

Zudem kann im Verlauf des grenzüberschreitenden 

Transports ein Fahrzeugwechsel bzw. ein Umladen 

erfolgen. Daher muss diese Anforderung praxistauglich 

und flexibel gestaltet werden, ansonsten würde dies 

massiv in die logistischen Abläufe der Unternehmen 

eingreifen und zu einer höheren Komplexität in der 

Exportabwicklung führen. 

      

SBV 
52 3       Wir lehnen diese Holschuld der 

Verfühgungsadressatinnen und -adressaten ab. Es ist ist 

Aufgabe des Verfügenden (Bringschuld) den Adressaten 

      



Vernehmlassung: 
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auf das Vorliegen entsprechender Dokumente 

hinzuweisen. 

SBV 
53 2       

Fristwahrung im elektronischen Verfahren: 

Bei Nichterreichbarkeit des Informationssystems 

verpflichtet Art. 53 Abs. 2 das Unternehmen, täglich zu 

prüfen, ob das System erneut funktioniert. Ansonsten 

kann es sein, dass die Fristverlängerung um einen Tag 

bei Nichterreichbarkeit des Systems verstreicht. Gerade 

im kaufmännischen Bereich arbeiten viele Personen 

Teilzeit. Dies wäre mit einer entsprechenden 

Fristverlängerung zu berücksichtigen. 

      

SBV 
58 1       

Gemäss Art. 39 kann das BAZG geschuldete Beträge bis 

zu einem Jahr nachfordern. Art. 58 gewährt den 

Unternehmen für Einsprachen allerdings nur eine Frist 

von 60 Tagen. Die Frist von 60 Tagen wird den internen 

Abläufen von Unternehmen zudem nicht gerecht. Wir 

befürworten deshalb eine Verlängerung der Frist.  

Zudem gibt es heute bei den provisorischen 

Abfertigungen aus GSP Ländern eine Frist von 90 Tagen 

zur Beschaffung der Dokumente. Eine Verkürzung der 

Frist auf 60 Tage ist in Fällen, in denen Unterlagen von 

ausländischen Behörden beigebracht werden müssen, zu 

kurz. 

      

SBV 
60 1       

Analog der Fristen für die Einsprache gemäss Art. 58, 

wäre auch bei der Beschwerdemöglichkeit eine 

Erweiterung der Frist wichtig. Dies um Asymmetrien 

zwischen den Rechten des BAZG und der Unternehmen 

zu vermeiden und um die internen Prozesse der 

Unternehmen besser zu berücksichtigen. 

Das BAZG soll zudem sicherstellen, dass die 

Beschwerde von einer anderen Stelle innerhalb des 

BAZG beurteilt wird.  

      



Vernehmlassung: 
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SBV 
62 2 b Art. 62, Abs. 2 Bst b ist zu generell gefasst. Es erschliesst 

sich uns nicht, welche Arten von Kontrollen darunter 

fallen werden bzw. welche nicht. Dies wäre im 

Gesetzestext zu präzisieren. Inbesondere bei kleinen 

Beanstandungen scheint die Auferlegung von Kosten 

nicht verhältnismässig.  

      

SBV 
66 2 b 

Mit Artikel 66 wird die Grundlage für die Bearbeitung von 

Daten juristischer Personen wie z.B. 

Fabrikationsgeheimnissen geschaffen. Besonders wichtig 

erscheint uns, dass diese Daten ausreichend geschützt 

und nicht an Dritte weitergegeben werden. Eine 

entsprechende Präzisierung ist daher wichtig. 

Der Schutz von Daten über Geschäfts- und 

Fabrikationsgeheimnisse ist für viele Branchen ein 

prioritäres Anliegen, dementsprechend wichtig erscheint 

es den Datenschutz sicherzustellen und den Zugang zu 

diesen sehr restriktiv zu behandeln, auch im Rahmen 

einer internationalen Amtshilfe. 

      

SBV 
68             Neue flexible Zugriffsbefugnisse mögen durchaus 

praxisbezogener sein, erhöhen aber die Gefahr des 

Missbrauchs. Daher ist eine rechtssichere 

Verordnungsregelung (mit klar abgestufte Kompetenz- 

und Zugriffsregelung, Kontrollen) essentiell.  

      

SBV 
85       e Bisher ist die Prüfung von Produktionsanlagen nicht 

vorgesehen. In gewissen Industrien gelten strengen 

Produktionsvorschriften (Sicherheit, Qualitat und GMP) 

und limitierter Zulassung nur für geschultes Personal, 

auch zur Sicherstellung des Schutzes vertraulicher 

Informationen. Deshalb eachten wir eine solche Prüfung 

durch das BAZG als kritisch. 

      



Vernehmlassung: 
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SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
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SBV 
                              

SBV 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

SBV 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

SBV 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

SBV Biersteuergesetz 
Art. 19 

Die Rückvergütung der Steuer (zu Unrecht erhoben) soll laut Entwurf abgeschafft werden. Zukünftig sollen 

jegliche Korrekturen nur noch innerhalb Einsprachefrist der Verfügung möglich sein. 

Wir sind gegen eine Abschaffung dieser Rückvergütung: Dieser Artikel hat den Brauereien in der 

Vergangenheit mehrmals eine Rückerstattung ermöglicht. Es handelte sich dabei um Doppelbesteuerungen 

nach Veredelungsverkehr PLVV, nach Einfuhr von einem Fremdprodukt, das zu Eigenprodukt wurde usw. 

Dies soll weiterhin möglich sein. 

Antrag: Beibehalten des Artikels 19 wie folgt: 

Art. 19 Rückvergütung der Steuer 

Die Herstellerin oder der Hersteller hat Anspruch auf Rückvergütung der Steuer, die für im Zollgebiet 

hergestelltes Bier zu Unrecht erhoben wurde. 

SBV             

SBV       
      

SBV       
      

SBV             

SBV             

SBV             

SBV             

SBV             
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SBV             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
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SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

SBV 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

SBV 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

SBV       

SBV       

SBV       

SBV       

SBV       

SBV       

SBV       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
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SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

SBV 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

SBV 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Schweizer Fleisch-Fachverband (SFF)  

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SFF 

Adresse : Sihlquai 255 

Kontaktperson : Dr. Ruedi Hadorn 

Telefon : 044 250 70 60 

E-Mail : r.hadorn@sff.ch 

Datum : 4. Januar 2021 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 6. Januar 2021 an folgende E-Mailadresse: recht-
setzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

SFF In seiner Funktion als Branchenorganisation für die fleischverarbeitende Branche, die rund 24‘000 Mitarbeitende umfasst, 
begrüsst der Schweizer Fleisch-Fachverband (SFF) die Neustrukturierung der eidgenössischen Zollverwaltung, die angestrebten 
Vereinfachung und Harmonisierung des Zollverfahrens sowie die Pläne zur weiteren Digitalisierung im Grundsatz.  

Für den fleischverarbeitenden Sektor von besonderer Bedeutung ist und bleibt die Frage nach der Umsetzung des Veredlungs-
verkehrs, wobei insbesondere das besondere Verfahren für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Grundstoffe im Vordergrund 
steht. Dazu gilt es festzuhalten, dass das besondere Verfahren nicht, wie verschiedentlich kolportiert wird, eine Exportsubvention, 
sondern vielmehr einen automatisierten Prozess der Rückerstattung nach dem Äquivalenzverfahren im aktive Veredlungsverkehr 
darstellt. Damit wird eine für die Wettbewerbsfähigkeit im Export bedeutende Rückerstattung insbesondere auch für Fette und Öle 
ermöglicht, die dem Äquivalenzprinzip folgend anstelle der ursprünglich importierten, oft hochverzollten Rohwaren ausgeführt 
werden. 

Obwohl auf der Basis der Erläuterungen festgehalten ist, dass an den Grundmechanismen des aktiven und des passiven Vered-
lungsverkehrs nicht gerüttelt werden soll, erachten wir die beabsichtigte Regelung zum besonderen Verfahren neu nur noch auf 
Verordnungsstufe als nicht zielführend, zumal damit das Risiko geschaffen würde, dass auf Stufe Verordnungsgeber auf einmal 
Begriffe anders oder enger definiert würden. Für die betroffenen Wirtschaftszweige ist die Gewährung von Rechtssicherheit je-
doch von zentraler Bedeutung, weshalb die Regelung zum besonderen Verfahren wie auch der Äquivalenzverkehr analog zur 
bisherigen Zollgesetzgebung (vgl. Art. 12 und 13, Zollgesetz) zwingend auf Gesetzesstufe geregelt bleiben müssen. 

 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

SFF 11 1 d und 
e 

Die Beibehaltung der aktiven und passiven Veredelung 
im grenzüberschreitenden Warenverkehr auf gesetzlicher 
Ebene wird ausdrücklich begrüsst. 

- 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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SFF 11 2 und 
3 

 Gemäss den Erläuterungen, Seite 25 soll auch weiterhin 
am Prinzip des Äquivalenzverkehrs sowie den besonde-
ren Verfahren für landwirtschaftliche Erzeugnisse und 
Grundstoffe festgehalten werden. Mit der allgemeinen 
Delegation an den Bundesrat, die verfahrensrechtlichen 
Einzelheiten von Warenbestimmungen zu regeln bzw. 
weitere Warenbestimmungen vorzusehen, sollen diese 
gewichtigen Grundsätze für uns unverständlicherweise 
von der Gesetzes- auf die Verordnungsebene verlagert 
werden. Da wir daraus keine Vorteile erkennen können, 
damit hingegen eine zunehmende Rechtsunsicherheit 
befürchten, müssen unseres Erachtens auch in Zukunft 
das Prinzip des Äquivalenzverkehrs sowie die besonde-
ren Verfahren für landwirtschaftliche Erzeugnisse und 
Grundstoffe unverändert auf gesetzlicher Stufe festge-
schrieben bleiben. 

Festschreiben des Prinzips des Äquiva-
lenzverkehrs und den besonderen Verfah-
ren für landwirtschaftliche Erzeugnisse und 
Grundstoffe auf Gesetzesstufe. Erst unter 
dieser Voraussetzung sind weitere Ausfor-
mulierungen und Präzisierungen wenn 
nicht im Gesetz selber, dann zumindest in 
einer auf diesem basierenden Verordnung 
vorzunehmen. 

 
 
 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 
 
 Antwort Bemerkung/Anregung 

SFF 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

SFF 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
SFF - -       

 
 
 
 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

SFF - - 
 
 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

SFF -                   -       
 
 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 
Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
SFF -       -       
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

SFF - 
 
 

Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

SFF -             -       

 
 

Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
SFF - -       

 



 

 

 

Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Schweizer Milchproduzenten  

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SMP 

Adresse : Weststrasse 10, 3000 Bern 6 

Kontaktperson : Thomas Reinhard 

Telefon : 031 359 54 82 

E-Mail : Thomas.Reinhard@swissmilk.ch 

Datum : 23. Dezember 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Mit Schreiben vom 11. September 2020 unterbreiten Sie Entwürfe der revidierten Zollgesetzgebung zur Stellungnahme. Die SMP 

vertritt die rund 19'000 Milchviehhaltenden der Schweiz. Gerne nehmen wir zu den Entwürfen Stellung. 

 

Die nachfolgende Stellungnahme bezieht sich auf die für die Milchwirtschaft wichtigen Elemente. Für die SMP sind bei der Revi-

sion des Zollrechts folgende Punkte besonders wichtig:  

 Der bestehende Grenzschutz für die Milchwirtschaft darf mit der vorliegenden Revision keinesfalls reduziert werden. 

 Der Veredelungsverkehr mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen oder Grundstoffen muss weiterhin zwingend einer 

Bewilligungspflicht unterstehen. Bei Milchprodukten ist eine Anhörung der betroffenen Kreise notwendig und es darf 

im Zweifelsfall nur das Nämlichkeitsprinzip zur Anwendung kommen. Die Milchproduzenten sind mit den Mechanismen 

vertraut und wissen aus Erfahrung, dass eine unsachgemässe Handhabung des Veredelungsverkehrs sowohl Marktmecha-

nismen in Inland, den Grenzschutz wie auch die gesamte „Swissness“ aushebeln resp. unterlaufen kann. Deshalb legen wir 

höchste Priorität auf diesen Punkt.  

 Die Bekämpfung des Schmuggels muss mindestens so gut und so effektiv sein wie bisher. 

 Die Bedingungen für die Bewirtschaftung von Flächen durch Schweizer Landwirte in der Grenzzone sind beizubehalten.  

 Die neuen Verfahren zur Umsetzung der Digitalisierung im Zollwesen und Grenzschutz dürfen nicht zu Lücken und neuen 

Möglichkeiten der Umgehung der geltenden Vorschriften führen. 

In den Unterlagen der Vernehmlassung ist die Erhebung der „Garantiefondsbeiträge“ für die Finanzierung der Pflichtlager im Rah-

men der wirtschaftlichen Landesversorgung nicht erwähnt. Die SMP erwartet, dass diese Aufgabe weiterhin durch die neue Zoll-

organisation (BAZG) vollzogen wird und deshalb auch im entsprechenden Gesetz eine Grundlage haben muss. Der Vollständig-

keit halber sei hier festgehalten, dass die Milchproduzenten eine (allfällige) Erstinverkehrsbringerabgabe – wie sie früher diskutiert 

wurde – zurückweisen. 
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Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, die Schweizer Milchproduzenten danken Ihnen für die Aufmerk-

samkeit, welche Sie unserer Stellungnahme entgegenbringen. Wir stehen für weitere Detailauskünfte gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

Schweizer Milchproduzenten SMP 

 

Hanspeter Kern, Präsident  Stephan Hagenbuch, Direktor 

 
Hinweis administrativer Art: Die hinterlegten Formularfunktionen sind nicht Anwendergerecht und wurden deshalb ignoriert! 

 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

 

SMP 
4 1 l (neu) Die Garantiefondsbeiträge für die Finanzierung der 

Pflichtlager im Rahmen der wirtschaftlichen Landesver-

sorgung werden bisher bei der Einfuhr erhoben. Deshalb 

ist diese Abgabeart auch aufzuführen. 

I. die Garantifondsbeiträge für die Finan-

zierung der Pflichtlager gemäss Bun-

desgesetz über die wirtschaftliche Lan-

desversorgung. 

 

SMP 
19 2 b Abgleich zwischen Entwurf und Erläuterungen 

In den Erläuterungen wird von "in das Zollgebiet verbrin-

gen" geschrieben, während im Entwurf von "aus dem 

Zollgebiet verbracht" geschrieben steht. 

b. die Abgabeschuld bei formlos eingeführ-

ten, aber nicht ordnungsgemäss in das 

Zollgebiet verbrachten Waren entsteht … 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

 

SMP 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

Damit wird Klarheit über die Vollzugspraxis in diesem Gesetz geschaf-

fen.  

 

SMP 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 

Eine Umsetzung der Variante 2 wird abgelehnt, weil das neben der An-

passung einer Vielzahl von andern Gesetzen auch neue Ungerechtig-

keiten schafft. In anderen, hier nicht zur Änderung gelangenden Geset-

zen, bleiben ähnliche Strafbestimmungen stehen. Einer Variante 2 

stimmt die SMP nur zu, wann im gesamten Bundesrecht diese Bestim-

mungen harmonisiert würden.  

 

 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SMP 
11 Für die Schweizer Milchproduzenten sind die Fragen des 

Veredelungsverkehrs von existenzieller Wichtigkeit. Es darf 

keine weitere Verwässerung des Grenzschutzes geben.  

Zwingend ist, dass es weiterhin ein Gesuchsverfahren gibt 

und die betroffenen Kreise angehört werden. Die Ziele der 

Verfassung, insbesondere Art. 104 und Art. 104a, sowie die 

Landwirtschaftsgesetzgebung, sind bei der Beurteilung der 

Gesuche zu beachten und zu gewichten. 

Für die Schweizer Milchproduzenten ist unbestritten, dass 
die Nahrungsmittelindustrie einen planbaren, mengenmässig 
ausreichenden Zugang zu konkurrenzfähigen Rohstoffen ha-
ben soll, wenn Schweizer Grundstoffe nicht in ausreichenden 

Warenbestimmung 
1 Im grenzüberschreitenden Warenverkehr müs-
sen die Waren einer der folgenden 
Bestimmungen zugeführt werden: 
a. der Einfuhr in den freien Verkehr; 
b. der Ausfuhr; 
c. der Durchfuhr; 
d. der vorübergehenden Einfuhr von Waren zur 
Bearbeitung, Verarbeitung 
oder Ausbesserung (aktive Veredelung); 
e. der vorübergehenden Ausfuhr von Waren zur 
Bearbeitung, Verarbeitung 
oder Ausbesserung (passive Veredelung); 
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Mengen verfügbar sind. Die Milchbranche hat bewiesen, 
dass sie in diese Richtung Lösungen findet. Es braucht aber 
ein Verfahren, verankert auf der Gesetzesstufe, um die un-
terschiedlichen Interessen der Produzenten, der Verar-
beiter wie auch der Konsumentenschaft abwägen zu kön-
nen. 
 
Eine Lösung, wonach der aktive Veredelungsverkehr formlos 
bewilligt werden soll, geht nach Einschätzung der Schweizer 
Milchproduzenten entschieden zu weit. Gegenseitige Trans-
parenz ist in diesem Prozess sehr wichtig, denn auch für die 
Schweizer Milchproduzenten sind „planbare" Rahmenbedin-
gungen zentral und auch sie haben ein Recht auf faire Markt-
bedingungen. Gesuche müssen deshalb gegenüber den be-
troffenen Kreisen veröffentlicht werden. Das heutige Verfah-
ren nach Artikel 165a (ZG) bietet den Produzenten nach der 
Bewilligungserteilung Null Transparenz. Das ist nicht mehr 
haltbar. Der Veredelungsverkehr für Milch und Milchprodukte 
muss in der Regel zwingend nach dem Nämlichkeitsverfah-
ren (Identitätsprinzip) erfolgen, damit die Swissness nicht in 
Frage gestellt oder unterwandert wird. Ein überwiegendes öf-
fentliches Interesse spricht sehr klar gegen die Gewährung 
der Äquivalenz. 
 
Die Freigabe von Milch im Veredelungsverkehr hat für die 
Milchproduzenten zudem eine deutlich höhere agrarpoliti-
sche Sensibilität, als wenn es um irgendein Spezialvollmilch-
pulver geht. 

f. der vorübergehenden Verwendung von Waren; 
g. dem Verbringen in ein Zolllager; 
h. dem Verbringen in ein Steuerlager. 
2 Die Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 
Buchstabe c–h bedürfen einer Bewilligung 
des BAZG. Die Bewilligung kann mit Bedingungen 
und Auflagen versehen werden und ist in der Re-
gel zu befristen. 
3 Für die aktive Veredelung gemäss Absatz 1 
Buchstabe c. kommt ein Gesuchsverfahren mit 
Anhörung der betroffenen Kreise zur Anwen-
dung. Die Vorgaben der Landwirtschaftsge-
setzgebung sind entsprechend zu gewichten. 
Bei Milch und Milchprodukten ist der Waren-
verkehr nach Identitätsprinzip erlaubt, wenn 
Marktstörungen im Inland ausgeschlossen 
werden können. 
4 Der Bundesrat regelt die verfahrensrechtlichen 
Einzelheiten und kann weitere Warenbestimmun-
gen vorsehen. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

SMP Mine-

ralöl-

steuer-

gesetz  

Die SMP geht davon aus, dass die Teilrückerstattung der Mineralölsteuer an die Landwirtschaft, die Forstwirtschaft 

und die Berufsfischerei unverändert erfolgen wird.  

   

 

 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

SMP Der Erlass eines Zollabgabengesetzes wird begrüsst.  

SMP Die SMP verlangt, dass Waren im Reiseverkehr nur dann ohne Zoll- und andere Abgaben eingeführt werden dürfen, wenn die 

ausländischen Abgaben erhoben und nicht zurückgefordert resp. zurückerstattet wurden.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

SMP 
6 3 

(neu) 

 Der Einkaufstourismus ist nicht länger durch Steuer-, 

Zoll- und andere Abgabebefreiungen zu fördern.  

3 Die zoll- und abgabenfreie Einfuhr im 

Reiseverkehr ist nur möglich, wenn die 

Abgaben im Ausland entrichtet und bei 

der Ausfuhr nicht zurückerstattet resp. 

zurückgefordert werden. 
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Von: Celio-Panzeri Anna <Anna.Celio-Panzeri@chgemeinden.ch>
Gesendet: Donnerstag, 17. Dezember 2020 10:22
An: _EZV-rechtsetzung
Betreff: Entwurf neues Gesetz über den Allg. Teil der Abgabenerhebung und 

Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch 
das BAZG sowie Totalrevision des ZG zum neuen ZoG: Keine Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Ihrem Schreiben vom 11. September 2020 haben Sie dem Schweizerischen Gemeindeverband (SGV) das oben 
erwähnte Geschäft zur Vernehmlassung unterbreitet. Für die Gelegenheit, uns aus Sicht der rund 1600 dem SGV 
angeschlossenen Gemeinden äussern zu können, danken wir Ihnen. 

Nach Studium der Unterlagen teilen wir Ihnen hiermit jedoch mit, dass der SGV zu dieser Vorlage keine 
Stellungnahme einreicht. 

Vielen Dank für Ihre Kenntnisnahme und freundliche Grüsse 

-------------------------------------- 
Schweizerischer Gemeindeverband 
Anna Celio-Panzeri 
Projektleiterin 
Verantwortliche Asyl, Partizipation und Wirtschaft 
Laupenstr. 35, Postfach  
3001 Bern 
Tel. 031 380 70 05 
anna.celio-panzeri@chgemeinden.ch 
www.chgemeinden.ch 

SGV - Gemeinsam für starke Gemeinden 
Der Schweizerische Gemeindeverband vertritt die Anliegen der Gemeinden auf nationaler Ebene. Er setzt sich dafür 
ein, dass der Gestaltungsspielraum der Gemeinden nicht weiter eingeschränkt wird. Er informiert in der «Schweizer 
Gemeinde» - hier geht es zur aktuellen Ausgabe - im Internet und an Fachtagungen über kommunalpolitisch 
relevante Themen und gute Praxisbeispiele. Unter den Gemeinden fördert er den Austausch, mit dem Ziel, ihre 
Leistungsfähigkeit zu steigern. 



Dachorganisation der Schweizer KMU 

Organisation faîtière des PME suisses 

Organizzazione mantello delle PMI svizzere 

Umbrella organization of Swiss SME 

Schweizerischer Gewerbeverband Union suisse des arts et métiers Unione svizzera delle arti e mestieri 

Schwarztorstrasse 26, Postfach, 3001 Bern  ∙   Telefon 031 380 14 14, Fax 031 380 14 15  ∙   info@sgv-usam.ch 
www.sgv-usam.ch  |  www.twitter.com/gewerbeverband  |  www.facebook.com/sgvusam  

 

 

 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 

Rechtssetzung 

Per Email: 

rechtssetzung@ezv.admin.ch 

 

 

 

Bern, 30. Dezember 2020 sgv-Sc 

 

 

 

 

Vernehmlassungsantwort 
Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüber-
schreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsi-
cherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes 
(ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Als grösste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband 

sgv über 230 Verbände und gegen 500 000 KMU, was einem Anteil von 99,8 Prozent aller Unterneh-

men in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachver-

band der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie 

für ein unternehmensfreundliches Umfeld ein. 

Der sgv begrüsst im Allgemeinen die vorgeschlagene Revision. Doch er begrüsst sie nicht uneinge-

schränkt und nicht ohne Vorbehalt. Unter dem Vorbehalt der Aufnahme seiner konkreten Anträge 

(siehe I. und die Forderung, auch die Verordnungsentwürfe – insb. in Sachen Datenschutz – dem Par-

lament vorzulegen), stimmt der sgv der Revision zu. 

I. Allgemeine Bemerkungen zum Zollverfahren 

Im Rahmen der vorliegenden Revision muss es der Verwaltung und der Wirtschaft gelingen, die Ge-

setzeslage so anzupassen, dass eine partnerschaftliche Ausgangslage zwischen ihnen abgebildet 

wird (gleich lange Spiesse für Fristen, Vereinfachungen für Verwaltung und Wirtschaft, etc.). In den 

begleitenden Materialien fehlt ein klareres Bekenntnis zur Entlastung der Wirtschaft, insbesondere 

was Gebühren, Kosten und Rahmenbedingungen betrifft. Für den sgv muss die vorliegende Revision 

insgesamt folgende Punkte erfüllen – diese Erfüllung dieser Forderungen sind also der Vorbehalt des 

sgv um die geplante Revision zu unterstützen: 

• Einzelne Wirtschaftstreibende müssen Warenbestimmungen frei wählen können. Die einzelnen 
Akteure wissen am besten, wie sie einzeln entlastet werden. 

• Das BAZG erbringt seine ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung an Verfahren, Erteilung von Bewilli-

gungen, Durchführung von Kontrollen, etc.) kostenlos. 

• Begleitdokumente zu einer Warenanmeldung sollen grundsätzlich nur bei Kontrollen einzureichen 
sein. 

• In der Warenanmeldung braucht es keine transportbezogenen Angaben. 

http://www.sgv-usam.ch/
http://www.twitter.com/gewerbeverband
http://www.facebook.com/sgvusam
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• Für die Meldung des Transportmittelkennzeichens mittels Referenzierens ist eine Lösung aus-
serhalb der Zollanmeldung vorzusehen. 

• Nicht zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete Waren können die Zollgrenze jederzeit 

passieren, unabhängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. 

• Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) wurde auf den Sicherheitsaspekt beschränkt. Die 
Verfahrenserleichterungen für AEO sind unabhängig davon festzulegen und eine international ge-

genseitige Anerkennung ist im Gesetz aufzunehmen. 

• Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sache des Staates. 

• Zolltarifauskünfte müssen weiterhin kostenfrei, verbindlich und von angegebener Dauer sein so-
wie öffentlich zugänglich. 

• Die Heilung von Verfahrensfehlern muss möglich sein, wie auch ein Erlass von Zollabgaben ana-

log der MWST. 

• Das Gesetz soll verschiedene Möglichkeiten der Abgabenentrichtung (gesammelt, periodisch) er-
lauben. Für inländische Abgabenschuldner soll die Zahlungsfrist 60 Tage betragen. 

• Auch bei nicht angemeldeten Waren sind bei der Veranlagung von Amtes wegen Abgabenermäs-

sigungen zu berücksichtigen. 

• Bei unvollständigen Veranlagungen oder Zweifeln der Richtigkeit soll das BAZG nicht einseitig 
eingreifen und schätzen dürfen. 

• Es sollen gegenseitige, faire, Bedingungen gelten, beispielsweise in Form von Harmonisierungen 
von Fristen. Die Einsprachefrist für Verfügungen beträgt 60 Tage. Diese Frist muss derjenigen 

gleichgestellt sein, die für die EZV für das Stellen von Nachforderung gilt. 

• Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sollen nicht an AEO-Kriterien und Mindestmengen gebun-

den sein und somit auch für kleine Unternehmen uneingeschränkt verfügbar. 

• Die Aufbewahrungsfrist von Daten und Dokumenten ist auf die aktuell geltende Frist zu reduzie-
ren. 

• Das BAZG beschränkt sich auf seine Aufgabe als Bundesbehörde. Die Zollgesetzgebung darf das 

BAZG nicht zur Erschliessung neuer Geschäftsfelder legitimieren. Das BAZG tritt nicht in Konkur-

renz zu privaten Anbietern gewerblicher Leistungen. 

• Der Wirtschaft ist ein Mitspracherecht bei der Weiterentwicklung des Zollrechts mit einem Konsul-
tativgremium (analog zur MWST) wichtig. 

II. Datenschutz 

Das Digitalisierungs- und Transformationsprogramm DaziT dürfte auch hinsichtlich der Datenverarbei-

tung ein Quantensprung in der Verwaltungstätigkeit darstellen und wegweisend für andere Projekte 

innerhalb der Bundesverwaltung sein. Entsprechend ist auch auf den Datenschutz und die Datensi-

cherheit das nötige Augenmerk zu richten. Aus Sicht der Privatwirtschaft steht der Chance der Verein-

fachung der Prozesse und der damit einhergehenden Effizienzgewinne ein erhöhtes Risiko der wider-

rechtlichen bzw. missbräuchlichen Datenbearbeitung gegenüber. Das hängt im Wesentlichen mit der 

geplanten weiteren Zusammenführung bzw. Vernetzung der bestehenden Informationssysteme (auch 

mit anderen Verwaltungseinheiten bzw. Strafverfolgungsbehörden) zusammen (Big Data). Auch die 

zunehmende Automatisierung intelligenten Verhaltens und maschinelles Lernen (Künstliche Intelli-

genz), welche auch in der Verwaltung Einzug halten, leisten ihren Beitrag dazu. 

Das Parlament hat im Herbst das neue Datenschutzgesetz (DSG) verabschiedet, welches den Daten-

schutz stärken soll, auch bei der Datenbearbeitung durch die Bundesverwaltung. Da das DSG nur 

noch bei Daten natürlicher Personen zur Anwendung gelangt, wird die durch die Bundesverwaltung 
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vorgenommene Datenbearbeitung juristischer Personen neu im Regierungs- und Verwaltungsorgani-

sationsgesetz (RVOG) geregelt. 

Im Erläuternden Bericht zur Vorlage ist verschiedentlich von «agiler» Gesetzgebung die Rede. Was 

sich hinter diesem «neuen Weg» verbirgt, sind v.a. offene/weite Formulierungen bzw. Kompetenzdele-

gationen an den Bundesrat. Bezüglich Flexibilität der Rechtsetzung stellt dies ein Vorteil dar, aller-

dings wird diese damit auch der parlamentarischen Kontrolle entzogen. Deshalb ist grundsätzlich zu 

fordern, dass schwerwiegende Eingriffe in die Rechte Betroffener in einem Gesetz im formellen Sinn 

und zudem in genügend klarer Weise erfolgen. 

Die datenbearbeitungs- bzw. datenschutzrelevanten Bestimmungen finden sich im 7. Titel des E-

BAZG-VG (Art. 64-76). Im Ergebnis ist gegenüber der heutigen Rechtslage – soweit (bereits) fassbar 

– weniger von einer quantitativen Ausdehnung der Datenbearbeitung, sondern von einer qualitativen 

Weiterentwicklung auszugehen, welche sich aus dem technologieneutralen Ansatz bzw. der Zusam-

menführung der Informationssysteme sowie den erwähnten neuen technischen Möglichkeiten erge-

ben. Grundsätzlich scheint der Entwurf bemüht, den Grundsätzen eines modernen Datenschutzes ge-

recht zu werden (aufgabenorientierte Zweckbestimmung für Datenbearbeitung; aktives, zweck- und 

aufgabenorientiertes Berechtigungsmanagement; Pflicht zur Qualitätssicherung bei der Datenbearbei-

tung). Wesentliche Vollzugsregelungen werden aber ohnehin erst auf Verordnungsstufe erlassen, 

weshalb eine weitergehende Prüfung auch dort vorzunehmen ist. Eine wesentliche Bedeutung wird 

auch der Vollzugspraxis zukommen (gelebter Datenschutz). Zu bemängeln ist, dass das Kapitel zum 

Datenschutz im Erläuternden Bericht (Ziffer 6.8) sehr knapp ausfällt und jedenfalls den Anforderungen 

an eine Datenschutz-Folgenabschätzung nicht gerecht wird. Hier sollte mit Blick auf die Botschaft ans 

Parlament nachgebessert werden, auch im Sinn der Transparenz. 

Als fragwürdig einzustufen ist die Kompetenzzuweisung bei der Pflicht der Behörden zur Qualitätssi-

cherung (Art. 74 f.). Es erscheint problematisch, wenn sich eine Behörde – vorliegend die Zollverwal-

tung bzw. das BAZG – (ausschliesslich) selber kontrolliert. Das gilt umso mehr, als die Qualitätssiche-

rung in der «laufenden Überprüfung der Einhaltung der Datenbearbeitungsgrundsätze» besteht. Die 

Aufgabe sollte gerade im Lichte eines effektiven und vertrauensvollen Datenschutzes auf einen Dritten 

übertragen werden, sei dies eine spezialisierte Behörde wie der EDÖB oder ein zu beauftragendes 

spezialisiertes Unternehmen (externer Datenschutz-Auditor). Der EDÖB nimmt zwar nach neuem 

DSG eine verstärkte Aufsichtsfunktion wahr, allerdings mehr im Einzelfall und nicht im Sinn einer sys-

tematischen bzw. permanenten Qualitätskontrolle. 

Grundsätzlich gilt, dass spezialgesetzliche Regelungen im Datenschutz (auch anderswo) vorgehen. 

Aus diesen Gründen fordert der sgv, dass auch die Verordnungsentwürfe dem Parlament zur Geneh-

migung vorgelegt werden. 

III. Finanzpolitische Forderungen 

Gemäss den erläuternden Materialien soll die vorliegende Revision die Funktionsweise des Zolls ins-

gesamt agiler machen und eine deutliche Reduktion der derzeitigen Regulierungskosten ermöglichen. 

Einerseits werden die Synergieeffekte auf über 500 Millionen Franken geschätzt. Andererseits sollen 

wegen der Digitalisierung (DaziT)weiter mindestens 125 Millionen Franken Einsparungen erfolgen. 

Der sgv fordert, dass diese Kostenreduktion im vernünftigen Masse der Wirtschaft weitergegeben wer-

den und dass die gesetzlichen Aufgaben des BAZG kostenlos erfüllt werden. Zusätzlich müssen ge-

planten und versprochenen Einsparungen zu einer Personalreduktion in der Verwaltung führen; ein 

Verschieben von «frei gewordenen Stellenprozenten» in andere Verwaltungseinheiten kommt für den 

sgv nicht in Frage. 
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IV. Zu einzelnen Bestimmungen 

Es sei auf den anbei gelegten Fragebogen verwiesen. 

V. Fazit 

Der sgv befürwortet eine Modernisierung der Zollverfahren. Damit ist er auch grundsätzlich einver-

standen mit seiner Digitalisierung und mit der Anpassung der gesetzlichen Grundlage. Dennoch ist er 

nur dann damit einverstanden, wenn diese Anpassungen auch zu Vorteilen führen, die der Wirtschaft 

weitergegeben werden. Die diesbezüglichen Vorbehalte sind unter I. für das Zollverfahren und II. für 

den Datenschutz angebracht, finanzpolitische Forderungen werden unter III. angeführt. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gewerbeverband sgv 

Hans-Ulrich Bigler Henrique Schneider 

Direktor sgv, e. Nationalrat stellvertretender Direktor 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 

 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Schweizerischer Gewerbeverband 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : sgv 

Adresse : Schwarztorstrasse 17 

Kontaktperson : Henrique Schneider 

Telefon : 079 237 60 82 

E-Mail : h.schneider@sgv-usam.ch 

Datum : 31. Dezember 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

sgv 
Der sgv begrüsst im Allgemeinen die vorgeschlagene Revision. Doch er begrüsst sie nicht uneingeschränkt und nicht ohne Vor-
behalt. Unter dem Vorbehalt der Aufnahme seiner konkreten Anträge (siehe I. und die Forderung, auch die Verordnungsentwürfe 
– insb. in Sachen Datenschutz – dem Parlament vorzulegen), stimmt der sgv der Revision zu. 
 

sgv 
Allgemein 
Im Rahmen der vorliegenden Revision muss es der Verwaltung und der Wirtschaft gelingen, die Gesetzeslage so anzupassen, 
dass eine partnerschaftliche Ausgangslage zwischen ihnen abgebildet wird (gleich lange Spiesse für Fristen, Vereinfachungen für 
Verwaltung und Wirtschaft, etc.). In den begleitenden Materialien fehlt ein klareres Bekenntnis zur Entlastung der Wirtschaft, ins-
besondere was Gebühren, Kosten und Rahmenbedingungen betrifft. Für den sgv muss die vorliegende Revision insgesamt fol-
gende Punkte erfüllen – diese Erfüllung dieser Forderungen sind also der Vorbehalt des sgv um die geplante Revision zu unter-
stützen: 

• Einzelne Wirtschaftstreibende müssen Warenbestimmungen frei wählen können. Die einzelnen Akteure wissen am besten, 
wie sie einzeln entlastet werden. 

• Das BAZG erbringt seine ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung von 
Kontrollen, etc.) kostenlos. 

• Begleitdokumente zu einer Warenanmeldung sollen grundsätzlich nur bei Kontrollen einzureichen sein. 

• In der Warenanmeldung braucht es keine transportbezogenen Angaben. 

• Für die Meldung des Transportmittelkennzeichens mittels Referenzierens ist eine Lösung ausserhalb der Zollanmeldung vor-
zusehen. 

• Nicht zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete Waren können die Zollgrenze jederzeit passieren, unabhängig von 
Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. 

• Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) wurde auf den Sicherheitsaspekt beschränkt. Die Verfahrenserleichterungen für 
AEO sind unabhängig davon festzulegen und eine international gegenseitige Anerkennung ist im Gesetz aufzunehmen. 

• Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sache des Staates. 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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• Zolltarifauskünfte müssen weiterhin kostenfrei, verbindlich und von angegebener Dauer sein sowie öffentlich zugänglich. 

• Die Heilung von Verfahrensfehlern muss möglich sein, wie auch ein Erlass von Zollabgaben analog der MWST. 

• Das Gesetz soll verschiedene Möglichkeiten der Abgabenentrichtung (gesammelt, periodisch) erlauben. Für inländische Ab-
gabenschuldner soll die Zahlungsfrist 60 Tage betragen. 

• Auch bei nicht angemeldeten Waren sind bei der Veranlagung von Amtes wegen Abgabenermässigungen zu berücksichtigen. 

• Bei unvollständigen Veranlagungen oder Zweifeln der Richtigkeit soll das BAZG nicht einseitig eingreifen und schätzen dür-
fen. 

• Es sollen gegenseitige, faire, Bedingungen gelten, beispielsweise in Form von Harmonisierungen von Fristen. Die Ein-
sprachefrist für Verfügungen beträgt 60 Tage. Diese Frist muss derjenigen gleichgestellt sein, die für die EZV für das Stellen 
von Nachforderung gilt. 

• Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sollen nicht an AEO-Kriterien und Mindestmengen gebunden sein und somit auch für 
kleine Unternehmen uneingeschränkt verfügbar. 

• Die Aufbewahrungsfrist von Daten und Dokumenten ist auf die aktuell geltende Frist zu reduzieren. 

• Das BAZG beschränkt sich auf seine Aufgabe als Bundesbehörde. Die Zollgesetzgebung darf das BAZG nicht zur Erschlies-
sung neuer Geschäftsfelder legitimieren. Das BAZG tritt nicht in Konkurrenz zu privaten Anbietern gewerblicher Leistungen. 

• Der Wirtschaft ist ein Mitspracherecht bei der Weiterentwicklung des Zollrechts mit einem Konsultativgremium (analog zur 
MWST) wichtig. 

 

sgv Datenschutz 

Das Digitalisierungs- und Transformationsprogramm DaziT dürfte auch hinsichtlich der Datenverarbeitung ein Quantensprung in 
der Verwaltungstätigkeit darstellen und wegweisend für andere Projekte innerhalb der Bundesverwaltung sein. Entsprechend ist 
auch auf den Datenschutz und die Datensicherheit das nötige Augenmerk zu richten. Aus Sicht der Privatwirtschaft steht der 
Chance der Vereinfachung der Prozesse und der damit einhergehenden Effizienzgewinne ein erhöhtes Risiko der widerrechtli-
chen bzw. missbräuchlichen Datenbearbeitung gegenüber. Das hängt im Wesentlichen mit der geplanten weiteren Zusammen-
führung bzw. Vernetzung der bestehenden Informationssysteme (auch mit anderen Verwaltungseinheiten bzw. Strafverfolgungs-
behörden) zusammen (Big Data). Auch die zunehmende Automatisierung intelligenten Verhaltens und maschinelles Lernen 
(Künstliche Intelligenz), welche auch in der Verwaltung Einzug halten, leisten ihren Beitrag dazu. 
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Das Parlament hat im Herbst das neue Datenschutzgesetz (DSG) verabschiedet, welches den Datenschutz stärken soll, auch bei 
der Datenbearbeitung durch die Bundesverwaltung. Da das DSG nur noch bei Daten natürlicher Personen zur Anwendung ge-
langt, wird die durch die Bundesverwaltung vorgenommene Datenbearbeitung juristischer Personen neu im Regierungs- und Ver-
waltungsorganisationsgesetz (RVOG) geregelt. 
Im Erläuternden Bericht zur Vorlage ist verschiedentlich von «agiler» Gesetzgebung die Rede. Was sich hinter diesem «neuen 
Weg» verbirgt, sind v.a. offene/weite Formulierungen bzw. Kompetenzdelegationen an den Bundesrat. Bezüglich Flexibilität der 
Rechtsetzung stellt dies ein Vorteil dar, allerdings wird diese damit auch der parlamentarischen Kontrolle entzogen. Deshalb ist 
grundsätzlich zu fordern, dass schwerwiegende Eingriffe in die Rechte Betroffener in einem Gesetz im formellen Sinn und zudem 
in genügend klarer Weise erfolgen. 
Die datenbearbeitungs- bzw. datenschutzrelevanten Bestimmungen finden sich im 7. Titel des E-BAZG-VG (Art. 64-76). Im Er-
gebnis ist gegenüber der heutigen Rechtslage – soweit (bereits) fassbar – weniger von einer quantitativen Ausdehnung der Da-
tenbearbeitung, sondern von einer qualitativen Weiterentwicklung auszugehen, welche sich aus dem technologieneutralen Ansatz 
bzw. der Zusammenführung der Informationssysteme sowie den erwähnten neuen technischen Möglichkeiten ergeben. Grund-
sätzlich scheint der Entwurf bemüht, den Grundsätzen eines modernen Datenschutzes gerecht zu werden (aufgabenorientierte 
Zweckbestimmung für Datenbearbeitung; aktives, zweck- und aufgabenorientiertes Berechtigungsmanagement; Pflicht zur Quali-
tätssicherung bei der Datenbearbeitung). Wesentliche Vollzugsregelungen werden aber ohnehin erst auf Verordnungsstufe erlas-
sen, weshalb eine weitergehende Prüfung auch dort vorzunehmen ist. Eine wesentliche Bedeutung wird auch der Vollzugspraxis 
zukommen (gelebter Datenschutz). Zu bemängeln ist, dass das Kapitel zum Datenschutz im Erläuternden Bericht (Ziffer 6.8) sehr 
knapp ausfällt und jedenfalls den Anforderungen an eine Datenschutz-Folgenabschätzung nicht gerecht wird. Hier sollte mit Blick 
auf die Botschaft ans Parlament nachgebessert werden, auch im Sinn der Transparenz. 
Als fragwürdig einzustufen ist die Kompetenzzuweisung bei der Pflicht der Behörden zur Qualitätssicherung (Art. 74 f.). Es er-
scheint problematisch, wenn sich eine Behörde – vorliegend die Zollverwaltung bzw. das BAZG – (ausschliesslich) selber kontrol-
liert. Das gilt umso mehr, als die Qualitätssicherung in der «laufenden Überprüfung der Einhaltung der Datenbearbeitungsgrund-
sätze» besteht. Die Aufgabe sollte gerade im Lichte eines effektiven und vertrauensvollen Datenschutzes auf einen Dritten über-
tragen werden, sei dies eine spezialisierte Behörde wie der EDÖB oder ein zu beauftragendes spezialisiertes Unternehmen (ex-
terner Datenschutz-Auditor). Der EDÖB nimmt zwar nach neuem DSG eine verstärkte Aufsichtsfunktion wahr, allerdings mehr im 
Einzelfall und nicht im Sinn einer systematischen bzw. permanenten Qualitätskontrolle. 
Grundsätzlich gilt, dass spezialgesetzliche Regelungen im Datenschutz (auch anderswo) vorgehen. Aus diesen Gründen fordert 
der sgv, dass auch die Verordnungsentwürfe dem Parlament zur Genehmigung vorgelegt werden. 

sgv Finanzpolitische Forderungen 

Gemäss den erläuternden Materialien soll die vorliegende Revision die Funktionsweise des Zolls insgesamt agiler machen und 
eine deutliche Reduktion der derzeitigen Regulierungskosten ermöglichen. Einerseits werden die Synergieeffekte auf über 500 
Millionen Franken geschätzt. Andererseits sollen wegen der Digitalisierung (DaziT)weiter mindestens 125 Millionen Franken Ein-
sparungen erfolgen. 
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Der sgv fordert, dass diese Kostenreduktion im vernünftigen Masse der Wirtschaft weitergegeben werden und dass die gesetzli-
chen Aufgaben des BAZG kostenlos erfüllt werden. Zusätzlich müssen geplanten und versprochenen Einsparungen zu einer Per-
sonalreduktion in der Verwaltung führen; ein Verschieben von «frei gewordenen Stellenprozenten» in andere Verwaltungseinhei-
ten kommt für den sgv nicht in Frage. 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

sgv 
4 1 b Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuergesetz wird bei 

steuerpflichtigen Personen direkt durch die Eidg. Steuer-

verwaltung erhoben. 

Siehe auch Konnex zu MWSTG. 

«die Mehrwertsteuer auf der Einfuhr nach 

dem Bundesgesetz vom 12. Juni 2009 über 

die Mehrwertsteuer (Mehrwertsteuergesetz, 

MWSTG), wenn die Warenverantwortliche 

gemäss Art. 7, Ziffer e. nicht steuerpflichtig 

im Sinne des MWSTG ist.» 

sgv 
4 3  In der Schweiz gibt es keine Ausfuhrzölle streichen 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

6             Komplizierte Aufgliederung von Definitionen in Artikeln 6 

und 7 

Streichen (und in Art. 7 integrieren) 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

7             Klärung aller Definitionen in einem Artikel. 

Definition des Warenverantwortlichen: Der Satzteil in Bst. 

e Ziff. 1 "… oder der die Ware im Zollgebiet zugeführt 
wird" ist zu streichen. Bei einem Reihengeschäft hat der 

Empfänger nichts mit den Zoll zu tun; er erhält die Ware 

als CH-Inlandlieferung mit CH-MwSt. 

«In diesem Gesetz bedeuten: 

a. Zollgebiet: das schweizerische Staatsge-

biet mit den Zollanschlussgebieten, jedoch 

ohne die Zollausschlussgebiete;  

b. Zollanschlussgebiet: die ausländischen 

Gebiete, die aufgrund völkerrechtlicher 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

9/42 

 
 

Definition des Transportverantwortlichen: Die Warenan-

meldung selbst beinhaltet keine transportbezogenen An-

gaben. Sie bleibt von der Referenzierung inhaltlich unbe-

rührt. Für die Referenzierung und die Meldung der trans-

portbezogenen Angaben ist eine separate Meldung (Re-

ferenzierungsmeldung) vorzusehen. Entsprechend ist der 

zweite Teilsatz in Bst. g zu streichen. 

Verträge oder Völkergewohnheitsrechts 

zum Zollgebiet gehören;  

c. Zollausschlussgebiet: die schweizeri-

schen Grenzgebiete, die vom Bundesrat o-

der, bei einzelnen Liegenschaften in be-

sonderer geografischer Lage, vom BAZG 

vom Zollgebiet ausgeschlossen werden;  

d. Zollgrenze: die Grenze des Zollgebiets;  

e. Grenzraum: der Geländestreifen entlang 

der Zollgrenze, dessen Breite das Eidge-

nössische Finanzdepartement (EFD) nach 

Anhörung der Grenzkantone festlegt. 

f. Grenzzone: das in- und ausländische Ge-

biet, das sich beidseits der Zollgrenze als 

Gebietsstreifen von 10 Kilometern Tiefe be-

findet (Parallelzone). Abweichungen nach 

völkerrechtlichen Verträgen bleiben vorbe-

halten.  

g. Einfuhr: das Verbringen von Waren in 

das Zollgebiet;  

h. Ausfuhr: das Verbringen von Waren aus 

dem Zollgebiet;  

 i. Durchfuhr: das Befördern von Waren 

durch das Zollgebiet;  

j. Person: natürliche oder juristische Person 

oder Personenvereinigung ohne eigene 
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Rechtspersönlichkeit, die im Rechtsverkehr 

wirksam auftreten kann;  

k. Warenverantwortliche:  

1. im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

die Person, die die Ware im eigenen Na-

men ein-, aus- oder durchführt oder auf de-

ren Rechnung die Ware ein-, aus- oder 

durchgeführt wird, oder die Ware im Zollge-

beit zugeführt wird. 

2. im Zollgebiet (Inlandabgaben): die abga-

benpflichtige oder rückerstattungsberech-

tigte Person gemäss einem Erlass nach Ar-

tikel 4 Buchstaben c–k;  

3. Der Warenverantwortliche entspricht im 

internationalen Umfeld dem "Importer/Ex-

porter of Record" 

l. Datenverantwortliche: Person, welche die 

Warenanmeldung für den Warenverant-

wortlichen vornimmt;  

m. Transportverantwortliche: Person, die 

für den Transport verantwortlich ist und da-

her in der Warenanmeldung als mit dem 

Transport der Ware beauftragte Person be-

zeichnet ist;» 

n. Verfahrensbeteiligte: Personen, die die 

Rollen der Waren-, Daten- oder Transport-

verantwortliche einnehmen  
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o. Aktivierung: Auslösen eines technischen 

Vorgangs, der die Verbindlichkeit einer 

elektronischen Eingabe bewirkt. 

p. Referenzierung: in der Warenanmeldung 

anzugebendes Transportmittel, mit wel-

chem die Ware ein-, aus- oder durchge-

führt werden soll. 

q. Warenbestimmung: Zollverfahren ge-

mäss Art. 11, welchem die Waren zuge-

führt werden. 

r. Zolllager: vom BAZG zugelassene Orte 

im Zollgebiet, an denen unverzollte und un-

versteuerte Waren gelagert und bewirt-

schaftet werden dürfen.  

s. Steuerlager:  vom BAZG zugelassene 

Orte im Zollgebiet, an denen bestimmte 

ganz oder teilweise unversteuerte Waren 

gemäss den Erlassen nach Artikel 4 Buch-

staben c–f gelagert, hergestellt, gewonnen, 

bewirtschaftet und bearbeitet werden dür-

fen. 

t. Akten: Daten und geschäftsrelevante Do-

kumente wie Geschäftsbücher, Belege und 

weitere Bescheinigungen sowie Urkunden 

über den Geschäftsverkehr, auch in elekt-

ronischer Form» 

sgv 
8 1  

Nicht zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete 

Waren können die Zollgrenze jederzeit passieren, unab-

hängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. 

«Waren, die ein-, aus- oder durchgeführt 

werden oder einer Inlandabgabe unterlie-

gen, müssen angemeldet werden. Von der 
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Anmeldepflicht ausgenommen sind Waren, 

welche gemäss Art. 3 ZoG nicht zollpflichtig 

sind.» 

sgv 
8 neu  

Nicht zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete 

Waren können die Zollgrenze jederzeit passieren, unab-

hängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. 

 

Neuer Absatz: 

«Nicht anmeldepflichtige Waren sowie Wa-

ren, die Gegenstand einer aktivierten Wa-

renanmeldung gemäss Art. 13 sind, können 

die Zollgrenze unabhängig des Wochenta-

ges und der Tageszeit passieren. Vorbehal-

ten bleiben anderslautende, nicht vom 

BAZG zu verantwortende, Bestimmungen 

(z. B. Nachtfahrverbot).» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

8 3       Änderung des Verwendungszweckes für den Import führt 

zu neuer Anmeldung. Der Verwendungszweck ist zu 

streichen. 

«Waren, deren Verwendungszweck oder 

Warenbestimmung (Zollverfahren) nach 

der Veranlagung geändert wird, müssen er-

neut angemeldet werden. « 

sgv 
8 4  Die aktuelle und erneut vorgeschlagene Regelung ist in 

den Fillialen des Detailhandels in der Praxis kaum durch-

setzbar. Die Detailhändler verfügen nicht über die erfor-

derlichen Informationen wann die angelieferten Import-

produkte eingeführt, und bis wann sie verkauft sein müs-

sen. Wir erachten deshalb eine Berücksichtigung von 

Warenvorräten auf dieser Stufe nicht als sinnvoll. Dies 

insbesondere auch deshalb, weil diese Vorräte nur für 

den unmittelbaren Verkauf bestimmt sind und wegen den 

geringen Mengen keine Marktstörungen verursachen. In 

Streichen 

 

Oder 

 

«Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in 

der freien Periode eingeführt worden sind  

und zu Beginn der Bewirtschaftungsperi-

ode auf Grosshandelsstufe noch vorhan-

den sind, müssen erneut angemeldet wer-

den. Nicht als Vorräte gelten Warenmen-

gen, die sich in den Räumlichkeiten von 
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Bezug auf den Grosshandel erachten wir den Artikel 8, 

Absatz 4 hingegen als zielführend. 

Endverbrauchern und Detailhandelsge-

schäften befinden.» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

8 5       Gemäss Vernehmlassungsgesetz Art. 3 Bst. d müssen 

Verordnungen und anderen Vorhaben, die von grosser 

politischer, finanzieller, wirtschaftlicher, ökologischer, so-

zialer oder kultureller Tragweite sind, vernehmlasst wer-

den.  Die Einzelheiten der Anmeldung ist für die Umset-

zung in den Unternehmen relevant und wirtschaftlich von 

Bedeutung. Dementsprechend muss die Wirtschaft bei 

der Ausarbeitung der Amtsverordnung vernehmlasst wer-

den.  

…Anmeldung nach einer ordentlichen Ver-

nehmlassung.» 

sgv 
9 1  Begleitdokumente zu einer Warenanmeldung sind nur bei 

Kontrollen einzureichen. 

«Die Warenanmeldung muss elektronisch 

oder in einer anderen vom BAZG zugelas-

senen Form erfolgen. Bei Kontrollen ge-

mäss dem 8. Titel sind Es müssen alle not-

wendigen notwendige Begleitdokumente 

übermittelt werden zu übermitteln.» 

 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

10 1       Der Warenpflichtige kann nicht anmeldepflichtig sein 

denn er weiss nicht zwingend wann und wo die Ware an 

die Grenze gelangt (-> u.a. bei einem Reihengeschäft). 

Anmeldepflichtig ist die Warenverantwortli-

che der Transportverantwortliche, der Da-

tenverantwortliche oder gegebenenfalls die 

Warenverantwortliche. 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 

10 2       Löschung Verwendungszweck, siehe oben. Anmeldepflichtig ist auch, wer den Verwen-

dungszwack oder die Warenbestimmung 
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nicht 
gefun-
den wer-
den. 

(Zollverfahren) einer Ware nach der Veran-

lagung ändert. 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

10 3       Streichung «natürliche», Person schliesst juristische und 

natürliche Person ein. 

Ist eine Ware im Zeitpunkt des Verbringens 

über die Zollgrenze noch nicht angemeldet 

worden, so gilt die natürliche Person als 

anmeldepflichtig, die die Ware transportiert. 

sgv 
10 neu  Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

Warenverantwortliche Zolldienstleister frei wählen können 

(= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz). 

Neuer Absatz:  

«Die Warenverantwortliche hat in jedem 

Fall, unabhängig der Ware, der Sendungs-

grösse, des Transportmittels usw., das 

Recht, die Warenanmeldung selbst vorzu-

nehmen oder eine selbst gewählte Daten-

verantwortliche damit zu beauftragen. So-

wohl Transportverantwortlichen wie auch 

Datenverantwortlichen und anderen Perso-

nen ist es untersagt, der Warenverantwortli-

chen für die Ausübung dieses Rechts Kos-

ten aufzuerlegen oder sie dafür in irgendei-

ner Form zu behindern (z. B. durch Verzö-

gerung des Transports) oder zu benachteili-

gen.» 
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Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

11 1       Die neue Terminologie «Warenbestimmung» führt zu ei-

nem erhöhten Erklärungsbedarf Zoll-Zoll und Zoll-Unter-

nehmen. (Verwechslungsgefahr mit Verwendungszweck). 

Der bisherige Begriff «Zollverfahren» soll bleiben. 

Materiell müssen Zollverfahren frei wählbar sein. 

Art. 11 Zollverfahren, Zollrechtliche Bestim-

mung  

1 Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

müssen die Waren einer der folgenden 

Zollverfahren/zollrechtlichen Bestimmun-

gen zugeführt werden: 

sgv 
12 1  Die Warenanmeldung selbst beinhaltet keine transportbe-

zogenen Angaben. Sie bleibt von der Referenzierung in-

haltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Mel-

dung der transportbezogenen Angaben ist eine separate 

Meldung (Referenzierungsmeldung) vorzusehen. 

«Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

muss in der die Warenanmeldung mit dem 

Transportmittel verknüpft angegeben wer-

den, mit welchem Transportmittel die Ware 

ein-, aus- oder durchgeführt werden soll 

(Referenzierung). Die Warenanmeldung 

selbst bleibt von der Referenzierungsmel-

dung (Referenzierung inkl. Mitteilung des 

Transportverantwortlichen und der übrigen 

transportbezogenen Angaben) unberührt.» 

Sgv 
12 2  Die Warenanmeldung selbst beinhaltet keine transportbe-

zogenen Angaben. Sie bleibt von der Referenzierung in-

haltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Mel-

dung der transportbezogenen Angaben ist eine separate 

Meldung (Referenzierungsmeldung) vorzusehen. 

«Der Referenzierungspflicht unterliegt die 

Transportverantwortliche oder, wenn es 

keine solche gibt, die Warenverantwortliche. 

Die Warenverantwortliche kann die Refe-

renzierung in der Warenanmeldung oder 

mittels Referenzierungsmeldung vorneh-

men.» 

Fehler! 
Verweis-
quelle 
konnte 
nicht 

13 4       Aus praktischen und aus haftungsrechtlichen Gründen ist 

eine Rücksprache notwendig. 

«Fehlt im grenzüberschreitenden Waren-

verkehr die Aktivierung der Warenanmel-

dung, so kann das BAZG nach Rückspra-

che mit dem Datenverantwortlichen oder 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

16/42 

 
 

gefun-
den wer-
den. 

Warenverantwortlichen diese von Amtes 

wegen vornehmen.» 

sgv 
14 1  Nicht zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete 

Waren können die Zollgrenze jederzeit passieren, unab-

hängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. 

«Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

muss die elektronische Warenanmeldung 

spätestens im Zeitpunkt des Verbringens 

der Ware über die Zollgrenze elektronisch 

aktiviert werden. Das BAZG stellt sicher, 

dass die elektronische Aktivierung unab-

hängig des Wochentages und der Tageszeit 

möglich ist.» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

14 2       Wie bisher wird es auch im neuen Recht Sonderkonstel-

lationen geben, in denen die Warenanmeldung erst nach 

dem Verbringen der Ware über die Zollgrenze erfolgen 

darf (vgl. bisheriger zugelassener Versand und Empfang 

[ZVE], Art. 100 ff. ZV). Ferner soll es im grenzüberschrei-

tenden Verkehr die Option geben, Waren periodisch zu 

aktivieren. 

«Der Bundesrat legt fest, in welchen Fäl-

len, die Aktivierung nach dem Verbringen 

über die Zollgrenze erfolgen kann. Er sieht 

vor, dass im grenzüberschreitenden Ver-

kehr Warenanmeldungen periodisch akti-

viert werden können.» 

sgv 
15 1  Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) ist auf den 

Sicherheitsaspekt beschränkt. Die Bedingungen für Ver-

fahrenserleichterungen sind unabhängig davon festzule-

gen. 

«Im Zusammenhang mit den internationalen 

Bestrebungen und Verpflichtungen der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Si-

cherung der Lieferkette verleiht das Das 

BAZG verleiht Personen, die im Zollgebiet 

oder in den Zollausschlussgebieten ansäs-

sig sind, auf Gesuch den Status des zuge-

lassenen Wirtschaftsbeteiligten (Authorised 

Economic Operator, AEO), wenn sie die fol-

genden Voraussetzungen erfüllen:» 
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sgv 
15 2  Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) ist auf den 

Sicherheitsaspekt beschränkt. Die Bedingungen für Ver-

fahrenserleichterungen sind unabhängig davon festzule-

gen. 

«Der Bundesrat regelt die Voraussetzungen 

und das Bewilligungsverfahren im Einzel-

nen und legt fest, welche Verfahrenserleich-

terungen den AEO gewährt werden.» 

sgv 
16 1  Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

Warenverantwortliche Zolldienstleister frei wählen können 

(= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz). 

streichen 

sgv 
16 2  Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

Warenverantwortliche Zolldienstleister frei wählen können 

(= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz). 

«Der Bundesrat regelt die Eignungsvoraus-

setzungen für Datenverantwortliche, welche 

nicht im schweizerischen Staatsgebiet und 

nicht in den Zollanschlussgebieten ansässig 

sind.» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

17 2       Solange eine Warenanmeldung nicht aktivitiert ist, kann 

sie verändert werden. Kontrollen können erst durchge-

führt werden, wenn die die Warenanmeldung rechtsver-

bindlich ist. 

streichen 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

17 3       Solange eine Warenanmeldung nicht aktivitiert ist, kann 

sie verändert werden. Kontrollen können erst durchge-

führt werden, wenn die die Warenanmeldung rechtsver-

bindlich ist. 

streichen 
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sgv 
18 neu  Das BAZG veranlagt und erhebt die Einfuhrabgaben bei 

schweizerischen Personen gesammelt und periodisch, 

auch wenn die Warenanmeldung sendungsbezogen ein-

gereicht und aktiviert wird. 

Neuer Absatz:  

«Bei Warenverantwortlichen mit Sitz im 

schweizerischen Staatsgebiet oder in den 

Zollanschlussgebieten veranlagt das BAZG 

die Abgaben zusammengefasst je Kalen-

dermonat oder -vierteljahr (periodische Ver-

anlagung). Wünscht die Warenverantwortli-

che nicht ausdrücklich die periodische Ver-

anlagung je Kalendermonat, erfolgt diese je 

Kalendervierteljahr. Die Warenverantwortli-

che kann mit der Warenanmeldung eine 

Einzelveranlagung für diese Warenanmel-

dung verlangen.» 

sgv 
18 2  Auch bei nicht angemeldeten Waren sind bei der Veran-

lagung von Amtes wegen Abgabenermässigungen zu be-

rücksichtigen. 

«Das BAZG kann die Bemessungsgrund-

lage der von ihm zu erhebenden Abgaben 

nach pflichtgemässem Ermessen schätzen, 

wenn keine Warenanmeldung vorliegt, oder 

diese unvollständig ist oder wenn Zweifel an 

deren Richtigkeit bestehen.» 

sgv 
18 3  Auch bei nicht angemeldeten Waren sind bei der Veran-

lagung von Amtes wegen Abgabenermässigungen zu be-

rücksichtigen. 

«Nicht angemeldete Waren werden von Am-

tes wegen veranlagt. Ermässigungen von 

Einfuhr-, Ausfuhr- und Inlandabgaben, wel-

che der Warenverantwortlichen bei ord-

nungsgemässer Warenanmeldung offen-

sichtlich gewährt worden wären, sind auch 

bei der Veranlagung von Amtes wegen zu 

gewähren.» 

sgv 
21 1 1 Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann Abga-

benschuldner, wenn die Ein-, Aus- oder Durchfuhr tat-

sächlich in ihrer Verantwortung liegt. 

«die Warenverantwortliche nach Artikel 7 

Buchstabe e Ziffer 1, wenn die Ware im ei-

genen Namen ein-, aus- oder durchgeführt 
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wurde und, sofern eine Datenverantwortli-

che an der Warenanmeldung beteiligt ist, 

die Datenverantwortliche über einen direk-

ten und schriftlichen Auftrag der Warenver-

antwortlichen verfügt;» 

sgv 
21 2  

Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann Abga-

benschuldner, wenn die Ein-, Aus- oder Durchfuhr tat-

sächlich in ihrer Verantwortung liegt. 

Das BAZG macht die Abgabeschuld vorerst 

bei der Warenverantwortlichen geltend, so-

fern diese gemäss dem vorstehenden Ab-

satz Abgabenschuldnerin ist, ansonsten di-

rekt bei der Datenverantwortlichen oder der 

Transportverantwortlichen. Kann eine Ab-

gabenschuldnerin oder ein Abgabenschuld-

ner die Warenverantwortliche die Abgabe-

schuld ganz oder teilweise nicht tilgen und 

ist eine genügende Sicherstellung nicht 

möglich, so haften die anderen Abgabe-

schuldnerinnen oder Abgabeschuldner soli-

darisch. Der Rückgriff unter ihnen richtet 

sich nach dem Obligationenrecht.» 

sgv 
21 3  Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann Abga-

benschuldner, wenn die Ein-, Aus- oder Durchfuhr tat-

sächlich in ihrer Verantwortung liegt. 

«Der Bundesrat kann bei grenzüberschrei-

tenden Post- und Kuriersendungen sowie  

im grenzüberschreitenden Reiseverkehr 

eine von Absatz 2 abweichende Reihen-

folge für die Belangung der Abgabeschuld-

nerinnen und Abgabeschuldner festlegen.» 

 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 

21 neu       Der Bundesrat soll auch die Möglichkeit haben, von an-

deren Abgaben zu befreien. 

Neuer Absatz 
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nicht 
gefun-
den wer-
den. 

«Bei ausserordentlichen Umständen, na-

mentlich bei verheerenden Elementarereig-

nissen, konjunkturellen Einbrüchen oder 

ausserordentlichen Lagen kann der Bun-

desrat die Abgabeschuldnerinnen oder -

schuldner von Abgabepflichten befreien.» 

sgv 
23   Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann Abga-

benschuldner, wenn die Ein-, Aus- oder Durchfuhr tat-

sächlich in ihrer Verantwortung liegt. 

«Die Transportverantwortliche haftet nicht 

solidarisch, wenn sie oder die Die mit dem 

Warentransport betraute natürliche Person 

haftet nicht solidarisch, wenn sie nicht in der 

Lage war zu erkennen, ob die Ware richtig 

angemeldet worden ist.» 

 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

24             Eine Schuld muss zum Zeitpunkt des Todes festgestellt 

sein, damit die Erben objektiv entscheiden können, ob sie 

das Erbe unter Berücksichtigung der Umstände anneh-

men oder ablehnen. Es ist die Aufgabe der Zollverwal-

tung sich rechtzeitig zu melden und einen Erbvorbehalt 

anzubringen. 

«Die Abgabeschuld muss zum Zeitpunkt 

des Todes festgestellt sein. Diese geht auf 

die Erbinnen und Erben der Abgabeschuld-

nerin oder des Abgabeschuldners über, 

wenn sie das Erbe annehmen. Die Erbin-

nen und Erben haften solidarisch für die 

Abgabeschuld der verstorbenen Person bis 

zur Höhe ihrer Erbteile, einschliesslich der 

Vorempfänge.» 

sgv 
27 1  Das BAZG veranlagt und erhebt die Einfuhrabgaben bei 

schweizerischen Personen gesammelt und periodisch, 

auch wenn die Warenanmeldung sendungsbezogen ein-

gereicht und aktiviert wird. 

«Die Abgabeschuld wird mit ihrer Verfügung 

Entstehung fällig.» 
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Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

28 2       Zahlungsfrist direkt im Gesetz verankern. 
«Für Abgabeschulden von Personen mit 

Sitz im schweizerischen Staatsgebiet oder 

in den Zollanschlussgebieten beträgt die 

Zahlungsfrist, sofern andere Abgabeerlasse 

gemäss Art. 4 nichts anderes vorsehen, 60 

Tage. Bis zum Ablauf dieser Zahlungsfrist 

verzichtet das BAZG auf eine Sicherstellung 

der Abgabeforderung gemäss dem 2. Kapi-

tel dieses Titels, ausser in den Fällen ge-

mäss Art. 32, Absatz 2. In den übrigen Fäl-

len legt das Das BAZG legt die Zahlungsfris-

ten und die Voraussetzungen für Zahlungs-

erleichterungen fest.» 

 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

30 5       
Verjährung nach MwStG: 10 Jahre 

 

«Die Abgabeschuld verjährt in jedem Fall 

10 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, 

in dem sie entstanden ist. Vorbehalten blei-

ben längere Verjährungsfristen nach den 

Artikeln 11 und 12 VStrR17.» 

sgv 
31  c 

Das BAZG erbringt ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwir-

kung an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durch-

führung von Kontrollen usw.) kostenlos. 

streichen 

«Gebühren, Verfahrens- und andere Kos-

ten.» 

sgv 
33   

Für inländische Abgabenschuldner beträgt die Zahlungs-

frist 60 Tage. 

«Abgabeforderungen werden, soweit vorge-

sehen, durch eine Sicherheitsleistung si-

chergestellt. Können sie damit nicht genü-

gend sichergestellt werden, so erlässt das 
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BAZG eine Sicherstellungsverfügung oder 

macht das Pfandrecht geltend.» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

35 2       
Es ist ein fundamentales Rechtsgut, Einsprachen gegen 

Handlungen und Verfügungen der Staatsgewalt einzule-

gen. Entsprechend kann auch hier die Einsprache nicht 

ausgeschlossen werden. Zudem sieht das referenzierte 

SchKG selber eine Einsprache ohne hemmende Wirkung 

vor. 

Streichung letzter Satz: 

«… vollzogen. Die Einsprache gegen den 

Arrestbefehl nach Artikel 278 SchKG ist 

ausgeschlossen.» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

36 1 a 
Die Schweiz hat keine Ausfuhrabgabe, entsprechend ist 

das Wort zu streichen. 
«…, die an einer Einfuhr-, Ausfuhr- oder…» 

sgv 
38 2 b Für inländische Abgabenschuldner beträgt die Zahlungs-

frist 60 Tage. 

streichen 

sgv 
39 1  Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Be-

dingungen. 

«Hat das BAZG irrtümlich eine von ihm zu 

erhebende Abgabe nicht oder zu niedrig o-

der einen zurückerstatteten Abgabenbetrag 

zu hoch festgesetzt, so kann es den ge-

schuldeten Betrag nachfordern, wenn es 

die entsprechende Absicht innerhalb der 

Verjährungsfrist der Abgabeschuld gemäss 

Art. 30, Absatz 1 eines Jahres nach dem 

Ausstellen der Veranlagungsverfügung mit-

teilt.» 
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sgv 
39 neu  Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Be-

dingungen. 

Neuer Absatz: 

«Die Abgabenschuldnerin oder der Abga-

benschuldner kann eine zum Zeitpunkt der 

Aktivierung der Warenanmeldung zulässige 

Abgabenbefreiung oder -ermässigung bzw. 

eine zu diesem Zeitpunkt zulässige Rücker-

stattung von Abgaben auch nachträglich 

geltend machen und zwar bis zum Ablauf 

der Verjährungsfrist der Abgabeschuld ge-

mäss Art. 30, Absatz 1.» 

 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

40 2       Es ist weder notwendig noch zielführend, eine Normen-

delegation einzufügen. Wichtig ist, dass es eine Fristen-

symmetrie zwischen Zoll und anmeldepflichtige Person..  

«Werden Waren nach der Veranlagung zu 

Zwecken verwendet oder abgegeben, die 

tieferen Abgaben unterliegen, so kann die 

anmeldepflichtige Person die Rückerstat-

tung der Abgabendifferenz innerhalb von 

zwei Jahren nach dem Ausstellen der Ver-

anlagungsverfügung verlangen. Das EFD 

legt fest, für welche Warengruppen und in-

nerhalb welcher Fristen der Anspruch auf 

Rückerstattung geltend gemacht werden 

kann.» 

sgv 
41 1 c Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Be-

dingungen. 

«wenn die Gesuchstellerin oder der Ge-

suchsteller unverschuldet eine Nachforde-

rung nach Artikel 38 39 des vorliegenden 

Gesetzes oder nach Artikel 12 VStrR leisten 

muss, die offensichtlich stossend er-

scheint;» 
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Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

43 4       Eine Pfandverwertung ohne das Einverständnis der Ei-

gentümerinnen ist eine Verletzung der Eigentumsgaren-

tie. 

«Das BAZG kann Waren und Sachen, die 

einer schnellen Wertverminderung ausge-

setzt sind oder einen kostspieligen Unter-

halt erfordern, sofort, aber nur mit Einver-

ständnis der Pfandeigentümerin oder des 

Pfandeigentümers, verwerten.  

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

44 1       
Definitionen Zolllager und Steuerlager unter Art. 7 Be-

griffe aufführen. 
Streichung der Abs. 1 und 2 und entspre-

chende Neunummerierung der Artikel Abs. 

sgv 
44 5 E Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sind nicht an 

AEO-Kriterien und Mindestmengen gebunden und somit 

auch für kleine Unternehmen erhältlich. 

«das Vorhandensein einer geeigneten Infra-

struktur und geeigneter Sicherheitsstan-

dards;» 

sgv 
44 5 F Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sind nicht an 

AEO-Kriterien und Mindestmengen gebunden und somit 

auch für kleine Unternehmen erhältlich. 

streichen 

«die Mindestanzahl an Ein- und Auslagerun-

gen;» 

sgv 
44 5 G Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sind nicht an 

AEO-Kriterien und Mindestmengen gebunden und somit 

auch für kleine Unternehmen erhältlich. 

streichen 

«Pflichten bezüglich die Aufbewahrung und 

Bekanntgabe von Daten.» 

sgv 
44 6  Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sind nicht an 

AEO-Kriterien und Mindestmengen gebunden und somit 

auch für kleine Unternehmen erhältlich. 

streichen 

«Der Bundesrat kann weitere Bewilligungs-

voraussetzungen vorsehen.» 
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Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

46 2 c Umformulierung, um den Text verständlicher zu machen 
«....die Anmeldung von Waren auf befris-

tete Zeit oder im Fall von Abs. 1 Buchstabe 

c auf unbefristete Zeit zu verbieten.» 

sgv 
48 3  Ergänzung mit Datensicherheitsaspekt. 

«Das BAZG stellt bei der Durchführung von 

elektronischen Verfahren die Datensicher-

heit gegenüber Dritten, die Authentizität 

und die Integrität der übermittelten Daten 

sicher und legt die technischen Anforderun-

gen für das Verfahren fest. Er trägt dem 

Datenschutz vollumfänglich Rechnung.» 

sgv 
49   

Systemausfälle beim BAZG werden nicht auf dem Rü-

cken der Wirtschaftsbeteiligten ausgetragen. 

«Der Bundesrat regelt die verfahrensrechtli-

chen Modalitäten für den Fall, dass das In-

formationssystem nach Artikel 67 ausfällt o-

der nicht erreichbar ist. Aufforderungen an 

die Wirtschaftsbeteiligten, bereits getätigte 

elektronische Eingaben zu wiederholen o-

der ein papierbasiertes Notfallverfahren an-

zuwenden, sind unzulässig.» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

53 1       
Sieben Tage sind eine zu kurze Frist, namentlich für klei-

nere Betriebe mit hoher Spezialisierung der Aufgaben. 

 

«Die Verfügung gilt im Zeitpunkt des erst-

maligen Abrufs als eröffnet, spätestens je-

doch am zwanzigsten Arbeitstag nach der 

Übermittlung.» 
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sgv 
54   

Zu offene Formulierung. Ist zu ergänzen: «Die Akteneinsicht erfolgt grundsätzlich 

elektronisch. Die Vorgaben des Daten-

schutzes werden umgesetzt.» 

Sgv 
54 Neu  

Es muss auch eine Möglichkeit der nicht elektronischen 

Akteneinsicht geben. 

Neuer Absatz: 

«Auf Antrag eines Verfahrensbeteiligten 

kann die Akteneinsicht nicht elektronisch 

erfolgen.» 

sgv 
56 1  

Die Aufbewahrungsfrist von Daten und Dokumenten ist 

auf die aktuell geltende Frist zu reduzieren. 

«Daten und Dokumente, die für die Anwen-

dung dieses Erlasses erforderlich sind, sind 

bis zum Eintritt der Abgabenfestsetzungs-

frist gemäss Art. 30, Absatz 1 absoluten 

Verjährung der Abgabeforderung sorgfältig 

und systematisch aufzubewahren und vor 

schädlichen Einwirkungen zu schützen.» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

56 2       
Gemäss erläuterndem Bericht kann der Bundesrat vorse-

hen, dass Daten bestimmter Verfahrensbeteiligter, wie 

namentlich der Datenverantwortlichen, in der Schweiz 

gehalten werden müssen. Das ist zu eng gefasst und po-

tenziell zu teuer. Im dezentralisierten Bereich kann die 

Datenhaltung auch im Ausland teilweise erfolgen. Der 

Gesetzestext ist zu ergänzen, so dass der Bundesrat 

nicht zu enge und unverhältnismässige Regulierungen 

erlässt. 

«Der BR bezeichnet die Personen denen 
die Aufbewahrungspflicht obliegt und regelt 
die Voraussetzungen an die Datenhaltung. 
Er achtet dabei auf die Umsetzbarkeit und 
Wirtschaftlichkeit seiner Regelungen bei 
der Betroffenen.» 

sgv 
58 1  

Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Be-

dingungen. 

«Gegen Verfügungen des BAZG kann bei 

diesem innert 60 Tagen nach der Eröffnung 

fünf Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-

res, in der sie eröffnet worden ist, Einspra-

che erhoben werden.» 

sgv 
59 2  

Das ist eine Verletzung des rechtlichen Gehörs. streichen 
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sgv 
62 1  

Das BAZG erbringt ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwir-

kung an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durch-

führung von Kontrollen usw.) kostenlos. 

«Das Verfahren auf Erlass einer Veranla-

gungsverfügung Verfügung oder einer Be-

willigung nach Artikel 11 Absatz 3 diesem 

Gesetz, dem Bundesgesetz über die Zoll-

pflicht und die Bemessung der Zollabgaben 

(Zollabgabengesetz, ZoG), einem Abgabe-

erlass gemäss Art. 4 und das Einsprache-

verfahren gemäss dem 2. Abschnitt sind in 

der Regel kostenlos. Es wird keine Partei-

entschädigung ausgerichtet.» 

sgv 
62 2 b 

Das BAZG erbringt ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwir-

kung an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durch-

führung von Kontrollen usw.) kostenlos. 

Streichen 

«wegen Kontrollen, die zu Beanstandungen 

des BAZG führen.» 

sgv 
63   Das BAZG erbringt ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwir-

kung an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durch-

führung von Kontrollen usw.) kostenlos. 

Komplett streichen 

«Soweit im Verfahren vor dem BAZG Kos-

ten und Entschädigungen auferlegt werden, 

bestimmt der Bundesrat deren Höhe.» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

66 2 

3 neu 

      Der Schutz von Daten über Geschäfts- und Fabrikations-

geheimnisse ist sehr wichtig, dementsprechend muss der 

Datenschutz sichergestellt werden und der Zugang zu 

diesen sehr restriktiv behandelt werden. Eine Weitergabe 

solcher Daten im Rahmen einer internationalen Amtshilfe 

darf deshalb nur mit Zustimmung der Unternehmen und 

der Zusicherung des Empfängerlandes betreffend der 

Einhaltung der schweizerischen Datenschutzanforderun-

gen erfolgen.  

 

sgv 
66 Neu  Anliegen von 2 Neu 

«Bei der Bearbeitung der unter Absatz 2 

genannten Daten wird der Datenschutz 
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strikte eingehalten. Das BAZG erlässt mög-

lichst restriktive interne Weisungen zum 

Zugang zu diesen Daten. Bei einem Aus-

tausch von Daten mit anderen Behörden 

muss der Dateneingentümer mit dem Aus-

tausch und seinem Inhalts einverstanden 

sein.» 

sgv 
70 neu  

Es ist eine Haftungsregel einzuführen. 
Neu 

«Bei Datenverlust, unbewilligtem Daten-

austausch, Materialisierungen von Cyber-

gefahren und ähnliches werden die be-

troffenen Dateneingetümerinnen unverzüg-

lich benachrichtigt. Entsteht bei ihnen einen 

Schaden, ist das BAZG schadensersatz-

pflichtig.» 

sgv 
71   Schuldnerinnen und Schuldner haben Anspruch auf die 

Einhaltung der Datenschutzbestimmungen. Dies gerade 

auch in Fällen in denen das BAZG den Auftrag zur Boni-

tätsprüfung an Dritte delegiert. 

streichen. 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht 
gefun-
den wer-
den. 

76             Die Aufbewahrungsdauer soll auf 10 Jahre, analog OR 

Art. 590, geregelt werden. 

«Die Dauer der Aufbewahrung beträgt 10 

Jahre, ausser für Daten nach Absatz 2.» 
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sgv 
78  c 

Das Wort «nichtabgaberechliche Vollzugsaufgaben» ist 

widersprüchlich, da viele der NAV sehr wohl abgabe-

rechtlich sind z.B. LSVA, VOC Biersteuer etc.  

streichen 

sgv 
81   

Das Ergebnis einer Warenkontrolle ist unverzüglich mit-

zuteilen. 
«Das BAZG kann alle Handlungen an Wa-

ren vornehmen, die zur Feststellung des 

Sachverhalts notwendig sind. Es ist insbe-

sondere befugt, Warenproben zu entneh-

men. Das BAZG teilt der Warenverantwort-

lichen das Ergebnis einer Warenkontrolle 

unverzüglich mit.» 

sgv 
83 1  

Das BAZG bzw. die Zollgesetzgebung greift nicht in die 

Geschäftsbeziehungen zwischen den Wirtschaftsbeteilig-

ten ein. 

streichen 

«Datenverantwortliche können für die Kos-

ten, die ihnen durch eine physische Kon-

trolle entstehen, einen Pauschalbetrag zu 

den Transportkosten und den übrigen Spe-

ditionskosten aufrechnen.» 

sgv 
84  H 

neu 

Neuer Buchstabe h. 
«h. Es besteht ein Anrecht auf die Kontrolle 

am Domizil.» 

sgv 
85  e Die Prüfung von Produktionsanlagen ist nicht eine Sache 

des Zolls. In den meisten Produktionsanlagen sind nur 

geschultes Personal zugelassen. Im Weiteren können 

Produktionsanlagen speziell ausgelegt sein, die den Un-

ternehmen einen Wettbewerbsvorteil gegenüber der Kon-

kurrenz generieren und so als vertrauliche Geschäftsin-

formation zu betrachten sind. 

 

« die Prüfung von Produktionsanlagen Wa-

renlagern und anderen Betriebsräumen im 

Rahmen der Kontrolle im Unternehmen;» 
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sgv 
94 1  Auch der Zoll muss sich auf seine Aufgaben fokussieren. 

Entsprechend ist der Geltungsbereich der Klausel nicht 

zu erweitern.  

«Das BAZG darf im Grenzraum zu Kontroll-

zwecken Grundstücke sowie darauf befind-

liche Häuser, Wohnungen und andere nicht 

allgemein zugängliche Räume durchsu-

chen.» 

sgv 
111 1  Grosser Klärungsbedarf 

«Auf Ersuchen ausländischer Behörden 

leistet das BAZG vollzieht Amtshilfe auf-

grund ausländischer Ersuchen und.» 

sgv 
111 2 

neu 

 Grosser Klärungsbedarf 
«Das BAZG stellt die schweizerischen die 

Ersuchen bei ausländischen Behörden.» 

sgv 
111 3 /4  

Alt 2/3 

 Grosser Klärungsbedarf 
«3 Betrifft das ausländische Ersuchen ei-

nen Bereich, für den das BAZG nicht zu-

ständig ist, so übermittelt es das Ersuchen 

an die zuständige Behörde.  

 

4 Ist die zuständige Behörde nicht in der 

Lage, die ersuchten Massnahmen durchzu-

führen, so vollzieht das BAZG die Amtshilfe 

mit Unterstützung der zuständigen Be-

hörde.» 

Sgv  
113 neu  Die Amtshilfe darf nicht dazu missbraucht werden, dass 

im Rahmen einer Ursprungsüberprüfung im Zusammen-

hang mit einem Freihandelsabkommen vertrauliche Ge-

schäftsinformationen an die ausländische Behörde auto-

matisch übermittelt werden. 

Neuer Absatz 

«Die ersuchte Amtshilfe darf nur unter der 

Voraussetzung gewährt werden, wenn der 

zu untersuchende Sachverhalt gemäss 

schweizerischen Gesetzen abgedeckt ist.» 
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sgv  
120   Es ist sicherzustellen, dass das BAZG lediglich in den 

Bereichen Zoll und Grenzsicherheit, nicht aber in ande-

ren Bereichen mit Behörden und Organisationen zusam-

menarbeitet. 

«Das BAZG arbeitet für die Erfüllung seiner 

Aufgaben, namentlich in den Bereichen 

Zoll und Grenzsicherheit, mit den Behörden 

und Organen anderer Staaten, der Europä-

ischen Union und internationaler Organisa-

tionen zusammen.» 

sgv 
126   Vertrauliche Geschäftsinformationen müssen geschützt 

bleiben. Dritten soll der Zugang zu vertraulichen Ge-

schäftsinformationen seitens des BAZG verwehrt werden. 

streichen 

sgv 
128   Das BAZG beschränkt sich auf seine Aufgabe als Bun-

desbehörde. Die Zollgesetzgebung darf das BAZG nicht 

zur Erschliessung neuer Geschäftsfelder legitimieren. 

Das BAZG tritt nicht in Konkurrenz zu privaten Anbietern 

gewerblicher Leistungen. 

streichen 

sgv 
129   Das BAZG beschränkt sich auf seine Aufgabe als Bun-

desbehörde. Die Zollgesetzgebung darf das BAZG nicht 

zur Erschliessung neuer Geschäftsfelder legitimieren. 

Das BAZG tritt nicht in Konkurrenz zu privaten Anbietern 

gewerblicher Leistungen. 

streichen 

sgv 
133   Die Strafverfolgung betrifft alle Wirtschaftsbeteiligte in 

gleichem Ausmass. 

streichen 

sgv 
134 neu  Eine eVV-Anmeldung Export und Import muss nachträg-

lich korrigiert werden können, z.B. VOC Korrektur im Im-
port und Export oder Wertkorrektur. 

Neu 

«Eine Selbstanzeige aufgrund von Irrtümern 

ohne Täuschungsabsichten ist möglich. In 

diesem Falle entfallen Straf- und ähnliche 

Untersuchungen und Abgaben.» 
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Eine straffreie Selbstanzeige (Heilung der Zollschuld) 

muss auch möglich sein, wenn ein Irrtum ohne Täu-

schungsabsicht vorliegt, keine erheblichen Auswirkungen 

entstanden und nachträglich alle notwendigen Formalitä-

ten erfüllt wurden, um die Situation zu bereinigen. 

sgv 
134 neu  Die Strafverfolgung betrifft alle Wirtschaftsbeteiligte in 

gleichem Ausmass. 

Neu 

«Die Selbstanzeige einer juristischen Per-

son erfolgt durch ihre Organe oder Vertreter 

und Vertreterinnen. Die Solidarhaftung ge-

mäss Artikel 12 Absatz 3 VStrR der Organe 

oder der Vertreter und Vertreterinnen wird 

aufgehoben und von einer Strafverfolgung 

wird abgesehen.» 

sgv 
140 1  

Das BAZG erbringt ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwir-

kung an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durch-

führung von Kontrollen usw.) kostenlos. 

streichen 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 
(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

 Die Mitsprache der Wirtschaft bei der Weiterentwicklung des 
Zollrechts ist mit einem Konsultativgremium sicherzustellen 
(analog zur MWST). 

«Der Bundesrat setzt ein Konsultativgremium, be-
stehend aus Vertretern und Vertreterinnen der 
steuerpflichtigen Personen, der Kantone, der Wis-
senschaft, der Zollpraxis und der Konsumenten 
und Konsumentinnen, ein.  

Das Konsultativgremium berät Anpassungen die-
ses Gesetzes, des Bundesgesetzes über die Zoll-
pflicht und die Bemessung der Zollabgaben (Zoll-
abgabengesetz, ZoG), des Zolltarifgesetzes 
(ZTG) und der gestützt darauf erlassenen Ausfüh-
rungsbestimmungen Praxisfestlegungen und 
Richtlinien bezüglich der Auswirkungen auf die 
steuerpflichtigen Personen und die Volkswirt-
schaft. 

Es nimmt zu den Entwürfen Stellung und kann 
selbstständig Empfehlungen für Änderungen ab-
geben.» 

 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

29 ZTG Vereinfachung des Verfahrens der Zollaussetzung 

Art. 4 Gebrauchstarif 
1 Wenn es die Interessen der schweizerischen Volkswirtschaft erfordern, kann der Der Bundesrat kann Abkommen 
über Zollansätze vorläufig anwenden und die sich daraus ergebenden Zollansätze vorläufig in Kraft setzen. Ebenso 
kann er Zollansätze vorläufig in und ausser Kraft setzen, die sich aus Abkommen ergeben, die der Bundesrat nach 
Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 19821 über aussenwirtschaftliche Massnahmen vorläufig anwenden kann. 
2 Der Bundesrat kann Zollansätze, die sich im Verhältnis zu den in Zollverträgen gesenkten Ansätzen als überhöht 
erweisen, entsprechend herabsetzen. 
3 Wenn es die Interessen der schweizerischen Volkswirtschaft erfordern, kann Der Bundesrat kann auch unabhängig 
von Zollverträgen nach Anhören der Zollexpertenkommission: 
a. 

Zollansätze angemessen herabsetzen; 
a. 

anordnen, dass auf die Erhebung von Zöllen auf bestimmten Waren vorübergehend ganz oder teilweise ver-
zichtet wird; 

b.2 
Zollkontingente festlegen.3 

 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

MWSTG Artikel 18, Absatz 1 (Konnex zu Artikel 4, Absatz 1, Buchstabe b BAZG-VG): «Der Inlandsteuer unterliegen die im 
Inland durch steuerpflichtige Personen gegen Entgelt erbrachten Leistungen sowie die Einfuhr von Gegenständen 
durch steuerpflichtige Personen; sie sind steuerbar, soweit dieses Gesetz keine Ausnahme vorsieht.» 

Artikel 50 (Konnex zu Artikel 4, Absatz 1, Buchstabe b BAZG-VG): «Für die Steuer auf der Einfuhr von Gegenstän-
den durch nichtsteuerpflichtige Personen gilt die Zollgesetzgebung, soweit die nachfolgenden Bestimmungen nichts 
anderes anordnen.» 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19860286/index.html#a4
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19860286/index.html#fn-#a4-1
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19860286/index.html#fn-#a4-2
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19860286/index.html#fn-#a4-3
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

Keine. 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

sgv 
3 1  Waren sind nur zollpflichtig, wenn sie Einfuhrabgaben 

unterliegen oder Gegenstand von Rückerstattungen o-

der nichtabgaberechtlichen Erlassen sind oder im Ver-

kehr mit «unsicheren» Gebieten. 

Es gibt keine Ausfurabgaben. 

«Waren, die eingeführt werden, sind zoll-

pflichtig, wenn: 

a. sie vom BAZG zu erhebenden Ein- o-

der Ausfuhrabgaben gemäss Art. 4 

BAZG-VG unterliegen und gemäss 

Zolltarifgesetz (ZTG) nicht zollfrei sind 

oder 

b. die Warenverantwortliche gem. BAZG-

VG Art. 7 dafür Rückerstattungen von 

Einfuhr-, Ausfuhr- oder Inlandabgaben 

geltend macht oder  

c. sie einer Warenbestimmung gemäss 

BAZG-VG Art. 11, Buchstabe g oder h 

zugeführt werden oder 

d. auf sie eine ein-, aus- oder durchfuhr-

spezifische Massnahme (z. B. eine Be-

willigungspflicht) nach einem nichtab-

gaberechtlichen Erlass Anwendung 

findet und das BAZG mit entsprechen-

den Vollzugsaufgaben betraut ist oder 

e. sie direkt von ausserhalb des gemein-

samen Sicherheitsraumes gemäss 

dem Abkommen zwischen der Schwei-

zerischen Eidgenossenschaft und der 

Europäischen Gemeinschaft über die 
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Erleichterung der Kontrollen und For-

malitäten im Güterverkehr und über 

zollrechtliche Sicherheitsmassnahmen 

(ZESA) stammen oder direkt nach aus-

serhalb dieses Sicherheitsraumes ge-

langen.» 

sgv 
3 neu  Waren sind nur zollpflichtig, wenn sie Einfuhrabgaben 

oder Ausfuhrabgaben unterliegen oder Gegenstand 

von Rückerstattungen oder nichtabgaberechtlichen Er-

lassen sind oder im Verkehr mit «unsicheren» Gebie-

ten. 

Neu 

«Die Warenverantwortliche kann für nicht 

zollpflichtige Waren gemäss Absatz 1 die 

Warenanmeldung gemäss BAZG-VG, 2. Ti-

tel durchführen. Unterlässt sie dies, meldet 

sie die warenbezogenen Daten, welche für 

die Aussenhandelsstatistik gem. Zolltarifge-

setz (ZTG) zwingend notwendig sind, dem 

BAZG zusammengefasst je Kalendermo-

nat.» 

sgv 
4 1 d Die Zollabgaben sind bei unveränderter Ausfuhr der 

Waren generell rückzuerstatten. 

«Waren, die in den freien Verkehr eingeführt 

worden sind und aus rechtlichen oder wirt-

schaftlichen Gründen innerhalb von drei Jah-

ren der Verjährungsfrist der Abgabeschuld 

gemäss BAZG-VG, Art. 30, Absatz 1 unver-

ändert oder wegen eines bei ihrer Verarbei-

tung im Zollgebiet festgestellten Mangels 

verändert wieder an die Versenderin oder 

den Versender ins Zollausland ausgeführt 

werden (ausländische Rückwaren).» 

 
4 2  Die Zollabgaben sind bei unveränderter Ausfuhr der 

Waren generell rückzuerstatten. 

«Der Bundesrat kann vorsehen, dass aus-

ländische Rückwaren Waren gemäss Absatz 

1, die im Zollgebiet vernichtet oder als Fut-

termittel verwendet werden, ganz oder teil-

weise zollfrei sind. Er regelt das Verfahren 
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der Rückerstattung von bereits geleisteten 

Zollabgaben.» 

Sgv 
5 1 j Definition Warenmuster und Warenproben 

«j. Warenmuster und Warenproben nach 

Definition der am Zollverfahren beteiligten 

Personen.» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

5 1 k Definition «inländisch».  «k. Verpackungsmaterial mit nichtpräferenti-

ellem oder präferentiellen Ursprung 

Schweiz» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

5 1 m 

neu 

Spezifische Waren. 
«m. Instrumente und Apparate zur Untersu-

chung und Behandlung von Patientinnen 

und Patienten in Spitälern und Pflegeinstitu-

tionen;“ 

Sgv 
7 1  Die aktuelle und erneut vorgeschlagene Regelung ist in 

den Fillialen des Detailhandels in der Praxis kaum 

durchsetzbar. Die Detailhändler verfügen nicht über die 

erforderlichen Informationen wann die angelieferten Im-

portprodukte eingeführt, und bis wann sie verkauft sein 

müssen. Wir erachten deshalb eine Berücksichtigung 

von Warenvorräten auf dieser Stufe nicht als sinnvoll. 

Dies insbesondere auch deshalb weil diese Vorräte nur 

für den unmittelbaren Verkauf bestimmt sind und we-

. Für landwirtschaftliche Erzeugnisse, die 

einem Zollkontingent nach dem Zolltarifge-

setz vom 9. Oktober 1986 unterliegen, in 

der freien Periode eingeführt worden sind 

und zu Beginn der Bewirtschaftungsperiode 

auf Stufe Handel noch vorhanden sind, ist 

die Zollabgabendifferenz zu den Ausser-

kontingentszollansätzen nachzuentrichten. 

Nicht zu melden sind Warenmengen die, 

die sich in den Räumlichkeiten von Endver-

brauchern und Detailhandelsgeschäften be-

finden 
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gen den geringen Mengen keine Marktstörungen verur-

sachen. In Bezug auf den Grosshandel erachten wir 

den Artikel 7 hingegen als zielführend. 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

8 2  Bereits in Art. 7 BAZG-VG aufgeführt  
Streichen 

sgv 
9 2 a Abgabenermässigungen können berücksichtigt wer-

den, auch wenn Waren nicht oder zu wenig differen-

ziert angemeldet werden. 

streichen 

sgv 
9 neu  Abgabenermässigungen können berücksichtigt wer-

den, auch wenn Waren nicht oder zu wenig differen-

ziert an-gemeldet werden. 

Neu 

«Offensichtlich gültige Ermässigungen von 

Zollabgaben können auch in den Fällen ge-

mäss Absatz 2 und 3 geltend gemacht wer-

den.» 

Sgv 
9 1 c neu Insbesondere frische Früchte und Gemüse können in-

nerhalb kurzer Zeit Veränderungen des Gewichts auf-

weisen. Dies aufgrund ihrer natürlichen Beschaffenheit, 

insbesondere Wasserverlust. Diese Abweichungen 

können auf dem Weg zwischen dem Versender und 

dem Empfänger erheblich sein. Sie können nicht im 

Voraus bestimmt werden. Die Einführung einer Tole-

ranz bei abweichenden Mengenangaben für solche 

Produkte wird das Problem deutlich entschärfen. 

Neu 

« c. Für Waren bei denen sich die Menge o-

der das Gewicht aufgrund ihrer natürlicher 

Eigenschaften verändert, kann der Bundes-

rat für die Mengen- und Gewichtsangabe To-

leranzen festlegen.» 
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sgv 
10 1  Zolltarif- und Ursprungsauskünfte sind unabhängig der 

Warenein- oder -ausfuhr anfechtbar. Zusätzlich können 

Zollwertauskünfte beantragt werden. 

Auch nicht-präferenzielle, verbindliche Ursprungsaus-

künfte sollen bei der Zollverwaltung angefordert wer-

den können (z. B. für Gerichtsfälle). 

«Das BAZG erteilt verfügt gemäss dem Bun-

desgesetz über das Verwaltungsverfahren 

(Verwaltungsverfahrensgesetz, VwVG) auf 

schriftliche Anfrage hin Auskunft über die 

zolltarifarische Einreihung, den Zollwert ge-

mäss dem Abkommen zur Errichtung der 

Welthandelsorganisation, sowie den nicht-

präferenziellen und den präferenziellen Ur-

sprung von Waren.» 

 
sgv 

10 2  Zolltarif- und Ursprungsauskünfte sind unabhängig der 

Warenein- oder -ausfuhr anfechtbar. Zusätzlich können 

Zollwertauskünfte beantragt werden. 

«Die Auskunft ist öffentlich; vorbehalten blei-

ben entgegenstehende Bestimmungen 

nach dem vorliegenden Gesetz oder einem 

anderen Erlass. Auskünfte gemäss Absatz 1 

sind öffentlich. Das BAZG legt diese gesamt-

haft, in geordneter Form und unter Wahrung 

von Persönlichkeitsrechten, Geschäftsge-

heimnissen usw. öffentlich zugänglich auf.» 

Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

11   Ausfuhren sind zollfrei. 
«Die Zollschuld ist die Verpflichtung, die 

vom BAZG veranlagten Einfuhrzölle und 

Ausfuhrzölle (Zollabgaben) zu bezahlen.» 

sgv 
15 4  

Zollwiderhandlungen werden nur bei Vorsatz bestraft. 
streichen 

sgv 
16 3  Zollwiderhandlungen werden nur bei Vorsatz bestraft. streichen 

sgv 
17 3  

Zollwiderhandlungen werden nur bei Vorsatz bestraft. 
streichen 
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Fehler! V
erweis-
quelle 
konnte 
nicht ge-
funden 
werden. 

25 2  
Was bedeutet diese Übergangsfrist von 2 Jahren  

- für den Ermächtigen Ausführer (Verordnung 

über das Ausstellen von Ursprungsnachweisen 

VASU SR 946.32) 

- für die VOC Bewilligung Verpflichtungsverfah-

ren (Kanton und Bund)  

-  Verwendungsverpflichtungen z. B Stearin 

Säure  

- Cabura  etc.  

Müssen wirklich alle diese Bewilligungen erneuert wer-

den? 

In Anbetracht des beträchtlichen Aufwandes der Erneu-

erung der Bewilligungen und Vereinbarungen erwartet 

der sgv eine flexiblere Ausgestaltung 

«Bewilligungen und Vereinbarungen, die 

nach den Bestimmungen des Zollgesetzes 

vom 18. März 2005 erteilt oder abgeschlos-

sen wurden und bei Inkrafttreten dieses Ge-

setzes bestehen, bleiben bis zu deren Ab-

lauf (unbefristet) in Kraft.» 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Vernehmlassung zum Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundes-
amt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie To-
talrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 

Besten Dank für die Einladung zur oben erwähnten Vernehmlassung. 

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund erachtet die vorgeschlagene Totalrevision des 

Zollgesetzes als unnötig. Wir befürchten, dass das BAZG-Vollzugsaufgabengesetz mehr Nach-

teile als Vorteile für den Zoll und den Grenzschutz bringt.  

Wir teilen die Position von Garanto, der Gewerkschaft des Zollpersonals, dass das Digitali-

sierungs- und Transformationsprogramm DaziT im Rahmen des bestehenden Zollgesetzes um-

gesetzt werden kann. Nötige Reformen liessen sich mit einer schlanken Teilrevision bewerkstel-

ligen. Das gilt beispielsweise für die Auflösung des Grenzwachkorps als eine eigenständige Ein-

heit innerhalb der EZV, für den Verzicht auf Strafverfolgung in untergeordneten Fällen oder auch 

für die vom Parlament geforderten Anpassungen bei der Frist von Zollanmeldungsberichtigungen 

(Postulat 17.3377) und bei der Strafpraxis (Motion 17.3376). 

Problematische Änderungen durch das vorliegende BAZG-VG liessen sich mit einer Teilre-

vision vermeiden. Besonders problematisch ist aus Sicht der Gewerkschaften:  

� Verzicht die Organisation des BAZG gesetzlich zu definieren: Die Entscheidungskompe-

tenz über die Organisation an Bundesrat und Amtsleitung zu übertragen, um sie möglichst 

schnell und häufig anpassen zu können, gefährdet die Arbeitsbedingungen und das Ver-

trauen der Beschäftigten. Motiviertes Personal ist jedoch unabdingbar für einen starken Zoll 

und Grenzschutz. Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass die Kompetenzübertragung den 

Abbau heutiger Standorte ermöglicht. Ein solcher Abbau würde den Zoll und Grenzschutz für 

die Bevölkerung und die Wirtschaft weniger zugänglich machen und damit dessen Charakter 

als Service Public schwächen – entgegen der Absicht der vorliegenden Totalrevision. 

� Bewaffnung des Zollpersonals: Die umfassende Bewaffnung des Zollpersonals ist weder 

nötig, noch wünschenswert. Wir befürchten, dass mit der allgemeinen Bewaffnung der Druck 

auf Mitarbeitende steigt, die keine Waffe tragen können oder wollen. Zudem besteht die  

Gefahr, dass dem Zoll als bewaffnetes Sicherheitsorgan nicht mehr das gleiche Vertrauen 

123 DG/es 

Bern, 17. Dezember 2020

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

3003 Bern 
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gegenüber gebracht wird wie heute. Wir fordern deshalb, dass nicht das gesamte Personal 

zu bewaffnetem Dienst gezwungen werden kann, sondern im Gesetz festgehalten wird, für 

welche spezifischen Aufgaben Zoll und Grenzschutz eine Waffe tragen müssen.  

� Mögliche Privatisierung von Aufgaben des Zolls und Grenzschutzes: In Art. 127 Abs. 1 

ermöglicht das geplante BAZG-VG, Kompetenzen des Zolls und Grenzschutzes an Private 

auszulagern. Das ist organisatorisch nicht nötig, untergräbt die Arbeitsbedingungen und ge-

fährdet die Qualität von Zoll und Grenzschutz. Wir fordern auf diesen Passus zu verzichten. 

� Verzicht die Wohlfahrtskasse im Gesetz zu nennen: Die Streichung der EZV-Wohlfahrts-

kasse aus dem Gesetz gefährdet die Kasse in ihrer heutigen Form. Das Bundespersonalge-

setz (Art. 32 Bst. e) ist ein ungenügender Schutz, da es auf dem Verordnungsweg Verschlech-

terungen der Leistungen ermöglicht. Die Wohlfahrtskasse ist eine wichtige Institution für die 

Beschäftigten des Zolls und Grenzschutzes. Sie vermag Kosten, die durch den Dienst z.B. 

aufgrund von Versetzungen oder unregelmässigen Arbeitszeiten entstehen, teilweise auszu-

gleichen. Zudem ermöglicht sie die Aufnahme von Darlehen ohne in Abhängigkeit von Dritten 

zu geraten. Damit leistet sie eine wichtige Funktion für die Integrität des Zolls und des Grenz-

schutzes in der Schweiz.  

Für weitergehende Forderungen verweisen wir gerne auf die Stellungnahme von Garanto. 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Position.  

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Pierre-Yves Maillard  David Gallusser 

Präsident Zentralsekretär 

 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

scin scienceindustries, der Wirtschaftsverband Chemie Pharma Life Sciences, als Vertreterin der grössten Exportindustrien der 
Schweiz,  spricht sich klar für eine  Standardisierung des Vollzugs, der grösstmöglichen Digitalisierung der Prozesse und Automa-
tisierung der Abwicklung des legalen Verkehrs, der risikobasierten Gewichtung der Kontrolle (Art. 106) sowie der Konzentration 
auf die gezielte Kontrolltätigkeit zur Steigerung der Effizienz und Effektivität des Vollzugs nichtabgaberechtlicher Vollzugaufgaben 
aus. Diese Massnahmen ermöglichen einen reibungslosen grenzüberschreitenden Warenverkehr. 
 
Uns ist es durchaus bewusst, dass auf Gesetzesstufe Grundsätzliches (i.e. das WAS) geregelt werden soll, die operationelle Um-
setzung der Grundsätze jedoch erst auf Verordnungsstufe und den Richtlinien geregelt werden kann. Dies erschwert die Beurtei-
lung der Gesetzesvorlage erheblich. Dementsprechend erachten wir es als unabdingbar, dass die Wirtschaft auch im 2. Schritt, 
der Anpassung und Erarbeitung der entsprechenden Verordnungen, durch Konsultationen einbezogen werden muss. Zudem 
muss sichergestellt werden, dass die Wirtschaft vollumfänglichen Zugang zu den für sie relevanten internen Richtlinien (inkl. der 
alten Richtlinien) erhält und unnötige Stolpersteine in den Verfahren entfernt. 
 
Bei der Durchsicht der beiden Vorlagen sowie des erläuternden Berichtes ist uns aufgefallen, dass die Sachlage z.T. erst nach 
Konsultation des erläuternden Berichtes klar wurde. Aufgrund der Tatsache, dass die Wirtschaftsbeteiligten in erster Linie die 
gesetzlichen Grundlagen zur Hand nehmen, verorten wir hier Optimierungspotential (siehe spezifische Bemerkungen zu den Arti-
keln). Da der erläuternde Bericht keinerlei Rechtsverbindlichkeit hat, muss die Intention im Gesetzestext klarer formuliert werden. 
 
Wir haben festgestellt, dass heute anwendbare Regelungen betreffend Vereinfachungen, namentlich ZV und ZE (zugelassener 
Versand und Empfang), auf Gesetzesstufe fehlen. Dementsprechend beantragen wir, dass die entsprechenden Regelungen unter 
"2. Kapitel: Erleichterungen für und besondere Anforderungen an bestimmte anmeldepflichtige Personen" aufgenommen werden. 
Die Vereinfachungen für ZV und ZE dürfen nicht an den AEO-Status gekoppelt werden. 
 
Zudem erachten wir es als notwendig, Fremdwährungen in Deklarationen zu zulassen, AEO-Vereinfachungen effektiv zu definie-
ren, eine Verlängerung der Korrekturmöglichkeiten von anstelle 60 Tagen auf 3 Jahre umzusetzen (u.a. wegen der VOC-Bilanz 
und anderen NZE-Abgaben) sowie weitere Vereinfachungen umzusetzen, bei den Zollaussetzungen Verfahrensvereinfachungen 
sowie im Ursprungsbereich Langzeitlieferantenerklärungen  zu ermöglichen. 
 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Aus unserer Sicht sollte die Totalrevision des Zollgesetzes die Chance bieten, nicht nur für das BAZG, sondern auch für die Un-
ternehmen zu signifikanten Vereinfachungen führen, was nicht in jedem Fall gelungen ist. Beispiele hierfür sind u.a. die neuen 
Rollen zu nennen, die aus unserer Sicht unklar formuliert sind und deren Verantwortlichkeiten nicht konsistent geregelt sind oder 
die Forderung, im Rahmen der Warenanmeldung alle notwendigen Begleitdokumente zu übermitteln (Art. 9) oder die Referenzie-
rung in der Warenanmeldung. 
 
Aus unserer Sicht sollte zudem darauf verzichtet werden, eine neue Terminologie ohne Mehrwert einzuführen. Unsere Mitgliedun-
ternehmen sind weltweit tätig und erachten neue Begriffe im Kontext "Zoll" gerade in der Kommunikation Zoll - Zoll oder Zoll - 
Unternehmen problematisch (Bsp: Warenbestimmung anstelle von Zollverfahren). Der Terminus Zollverfahren soll gemäss der 
Terminologie der WZO beibehalten werden. 
 
Die Terminologie «nichtabgaberechliche Vollzugsaufgaben» (NAV) ist aus unserer Sicht widersprüchlich, da viele der NAV sehr 
wohl abgaberechtlich sind z.B. LSVA, VOC, Alkoholsteuer, Biersteuer etc. Wir beantragen deshalb, den ursprünglichen Begriff 
"nichtzollrechtliche Erlasse" beizubehalten.  
 
Als Vertreterin der forschungsintensiven Industrien Chemie Pharma Life Sciences ist es für uns von höchster Priorität, den Schutz 
des Geistigen Eigentums und vertraulicher Geschäftsinformationen sicherzustellen. Dementsprechend erwarten wir, dass die 
Zollverwaltung/das BAZG auch in Zukunft sicherstellt, dass dieser Schutz nicht durch die internationale Amtshilfe unterminiert 
wird.  
 

Der Einbezug der Wirtschaft bei zukünftigen Projekten des BAZG wird seitens scienceindustries ausdrücklich begrüsst (Art.127). 

scin       

scin       

scin       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

scin 4 3       Gemäss unseren Informationen hat die Schweiz keine 
Ausfuhrzölle  

Streichung 

scin 6             Definert die Begrifflichkeiten Zollgebiet, Zollgrenzen und 
Grenzraum  

Streichung von Artikel 6 und Überführung 
in Artikel 7, damit alle Definitionen unter ei-
nem Artikel zu finden sind.  

scin 7             Anpassung/Ergänzung; Definition Warenverantwortlicher 
muss angepasst werden: 
Argument: 
 
Der Satzteil "… oder der die Ware im Zollgebiet zugeführt 
wird" ist zu streichen. 

Bei einem Reihengeschäft hat der Empfänger nichts mit 
den Zoll zu tun; er erhält die Ware als CH-Inlandlieferung 
mit CH-MwSt.  

 

In diesem Gesetz bedeuten: 
a. Zollgebiet: das schweizerische Staatsge-
biet mit den Zollanschlussgebieten, jedoch 
ohne die Zollausschlussgebiete;  
b. Zollanschlussgebiet: die ausländischen 
Gebiete, die aufgrund völkerrechtlicher 
Verträge oder Völkergewohnheitsrechts 
zum Zollgebiet gehören;  
c. Zollausschlussgebiet: die schweizeri-
schen Grenzgebiete, die vom Bundesrat o-
der, bei einzelnen Liegenschaften in be-
sonderer geografischer Lage, vom BAZG 
vom Zollgebiet ausgeschlossen werden;  
d. Zollgrenze: die Grenze des Zollgebiets;  
e. Grenzraum: der Geländestreifen entlang 
der Zollgrenze, dessen Breite das Eidge-
nössische Finanzdepartement (EFD) nach 
Anhörung der Grenzkantone festlegt. 
f. Grenzzone: das in- und ausländische Ge-
biet, das sich beidseits der Zollgrenze als 
Gebietsstreifen von 10 Kilometern Tiefe be-
findet (Parallelzone). Abweichungen nach 
völkerrechtlichen Verträgen bleiben vorbe-
halten.  
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g. Einfuhr: das Verbringen von Waren in 
das Zollgebiet;  
h.Ausfuhr: das Verbringen von Waren aus 
dem Zollgebiet;  
 i. Durchfuhr: das Befördern von Waren 
durch das Zollgebiet;  
j. Person: natürliche oder juristische Person 
oder Personenvereinigung ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit, die im Rechtsverkehr 
wirksam auftreten kann;  
k.Warenverantwortliche:  
1. im grenzüberschreitenden Warenverkehr 
die Person, die die Ware im eigenen Na-
men ein-, aus- oder durchführt oder auf de-
ren Rechnung die Ware ein-, aus- oder 
durchgeführt wird,  
2. im Zollgebiet (Inlandabgaben): die abga-
benpflichtige oder rückerstattungsberech-
tigte Person gemäss einem Erlass nach Ar-
tikel 4 Buchsta-ben c–k;  
3. Der Warenverantwortliche entspricht im 
internationalen Umfeld dem "Importer/Ex-
porter of Record" 
l. Datenverantwortliche: Person, welche die 
Warenanmeldung für den Warenverant-
wortlichen vornimmt;  
m. Transportverantwortliche: Person, die 
für den Transport verantwortlich ist und da-
her in der Warenanmeldung als mit dem 
Transport der Ware beauftragte Person be-
zeichnet ist;  
n. Verfahrensbeteiligte: Personen, die die 
Rollen der Waren-, Daten- oder Transport-
verantwortliche einnehmen  
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o.Aktivierung: Auslösen eines technischen 
Vorgangs, der die Verbindlichkeit einer 
elektronischen Eingabe bewirkt. 
p. Referenzierung: in der Warenanmeldung 
anzugebendes Transportmittel, mit wel-
chem die Ware ein-, aus- oder durchge-
führt werden soll. 
q. Warenbestimmung: Zollverfahren ge-
mäss Art. 11, welchem die Waren zuge-
führt werden. 
r. Zolllager: vom BAZG zugelassene Orte 
im Zollgebiet, an denen unverzollte und un-
versteuerte Waren gelagert und bewirt-
schaftet werden dürfen.  

s. Steuerlager:  vom BAZG zugelassene 
Orte im Zollgebiet, an denen bestimmte 
ganz oder teilweise unversteuerte Waren 
gemäss den Erlassen nach Artikel 4 Buch-
staben c–f gelagert, hergestellt, gewonnen, 
bewirtschaftet und bearbeitet werden dür-
fen. 

t. Akten: Daten und geschäftsrelevante Do-
kumente wie Geschäftsbücher, Belege und 
weitere Bescheinigungen sowie Urkunden 
über den Geschäftsverkehr, auch in elekt-
ronischer Form 

  

scin 8 3       Änderung des Verwendungszweckes für den Import führt 
zu neuer Anmeldung -> Streichung des Verwendungs-
zweckes in Abs 3 (Bürokratieabbau)  

Abs 4 ist aus unserer Sicht zu löschen, da nicht umsetz-
bar.  

Art. 8 Anmeldepflicht  
1 Waren, die ein-, aus- oder durchgeführt 
werden oder einer Inlandabgabe unterlie-
gen, müssen angemeldet werden.  



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

9/37 

 
 

2 Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 
ist in der Warenanmeldung die Warenbe-
stimmung festzulegen.  
3 Waren, deren Warenbestimmung (Zoll-
verfahren) nach der Veranlagung geändert 
wird, müssen erneut angemeldet werden.  
  
4 5Das BAZG regelt die Ausnahmen von 
der Anmeldepflicht sowie den Zeitpunkt der 
Anmeldung. 

 

scin 8 5       Gemäss Vernehmlassungsgesetz Art. 3 Bst. d müssen 
Verordnungen und anderen Vorhaben, die von grosser 
politischer, finanzieller, wirtschaftlicher, ökologischer, so-
zialer oder kultureller Tragweite sind,  vernehmlasst wer-
den.  

Die Einzelheiten der Anmeldung ist für die Umsetzung in 
den Unternehmen relevant und wirtschaftlich von Bedeu-
tung. Dementsprechend muss die Wirtschaft bei der Aus-
arbeitung der Amtsverordnung vernehmlasst werden. Die 
Periodizität ist möglichst flexibel auszugestalten, i.e. un-
mittelbar, monatlich, quartalsweise, halbjährlich, jährlich, 
für Waren, die kein Sicherheitsrisiko darstellen. 

      

scin 9 1       Streichung des Teiles "Es müssen alle notwendigen Be-
gleitdokumente übermittelt werden." Dies entspricht einer 
unbegründeten Verschärfung der heute gültigen Rege-
lung. Aus Sicht von scienceindustries ist diese Anforde-
rung unverhältnismässig (zusätzlicher IT Aufwand). Die 
Beibringung aller notwendigen Begleitdokumente sollte 
lediglich im Rahmen einer Kontrolle nötig sein.  

"Art. 9 Anmeldung  

1 Die Warenanmeldung muss elektronisch 
oder in einer anderen vom BAZG zugelas-
senen Form erfolgen.  

scin 9 2       Tippfehler 2 Eine Ware gilt als verbindlich angemel-
det:  
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a. im Zeitpunkt der Aktivierung der 
Warenanmeldung, wenn diese elektronisch 
übermittelt wurde;  

scin 9 3       Diese Regelung wird begrüsst.       

scin 10 1       Anpassung des Artikels, aus unserer Sicht sollte die Rei-
henfolge geändert werden. (siehe Bemerkung zu Art.7) 

Der Warenpflichtige kann nicht anmeldepflichtig sein 
denn er weiss nicht zwingend wann und wo die Ware an 
die Grenze gelangt (-> u.a. bei einem Reihengeschäft).  

1 Anmeldepflichtig ist der Transportverant-
wortliche, der Datenverantwortliche  

oder gegebenenfalls die Warenverantwort-
liche.  

scin 10 2       Anpassung, Löschung Verwendungszweck. 2 Anmeldepflichtig ist auch, wer die Waren-
bestimmung (Zollverfahren) einer Ware 
nach der Veranlagung ändert. 

scin 10 3       Streichung "natürliche", Person schliesst juristische und 
natürliche Person ein. 

3 Ist eine Ware im Zeitpunkt des Verbrin-
gens über die Zollgrenze noch nicht ange-
meldet worden, so gilt die Person als an-
meldepflichtig, die die Ware transportiert. 

scin 11             Aus unserer Sicht führt die neue Terminologie "Warenbe-
stimmung" zu einem erhöhten Erklärungsbedarf Zoll-Zoll 
und Zoll-Unternehmen. (Verwechslungsgefahr mit Ver-
wendungszweck). -> Beibehaltung des Begriffes Zollver-
fahren 

Die Zollverfahren müssen frei wählbar sein. 

Art. 11 Zollverfahren, Zollrechtliche Bestim-
mung  

1 Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 
müssen die Waren einer der folgenden 
Zollverfahren/zollrechtlichen Bestimmun-
gen zugeführt werden:  

scin 12             Wie wird im Export referenziert? Dem Exporteur ist in den 
meisten Fällen die LKW Nummer des exportierenden 
Transportmittels nicht bekannt . 

Die Referenzierung muss zwingend aus-
serhalb der Warenanmeldung stattfinden. 
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Diese Anforderung führt zu einem signifikanten Eingriff in  
in die logistischen Abläufe der Unternehmen und zu einer 
höheren Komplexität in der Exportabwicklung. 
 
Aus unserer Sicht gibt es immer einen Transportverant-
wortlichen, dem die Referenzierung obliegt. Dementspre-
chend sollte in Abs 2 der Teil " oder, wenn es keine sol-
che gibt, die Warenverantwortliche. " gestrichen werden. 
 

2 Der Referenzierungspflicht unterliegt die 
Transportverantwortliche oder, wenn es 
keine solche gibt, die Warenverantwortli-
che.  

 

scin 13 4       Wie sieht das mit der Haftung aus wenn ein Datenverant-
wotlicher die Warenanmeldung aus bestimmten Gründen 
(Zweifel an der Korrektheit, Abklärungen) noch nicht akti-
viert hat, der Zoll jedoch von Amtes diese aktiviert hat 
und dann bei einer Kontrolle ein Vergehen feststellt (z.B. 
Waffen statt Maschinenteil)?   

 

Wie sieht das Verfahren bei Ausfall des Systems aus 
(Fallback-System)?     

4 Fehlt im grenzüberschreitenden Waren-
verkehr die Aktivierung der Warenanmel-
dung, so kann das BAZG nach Rückspra-
che mit dem Datenverantwortlichen oder 
Warenverantwortlichen diese von Amtes 
wegen vornehmen.  

 

scin 14 2       Kann-Formulierung muss konkretisiert werden. (kann vor-
sehen -> sieht vor) 

Die im erläuternden Bericht erwähnten Sonderkonstellati-
onen sollten im Gesetz eindeutig reflektiert werden, um 
die Rechtssicherheit zu gewährleisten: 

Quote: Erläuternder Bericht:  Abs. 2 

Wie bisher wird es auch im neuen Recht Sonderkonstel-
lationen geben, in denen die Warenanmeldung erst nach 
dem Verbringen der Ware über die Zollgrenze erfolgen 
darf (vgl. bisheriger zugelassener Versand und Empfang 
[ZVE], Art. 100 ff. ZV). Ferner soll es im grenzüberschrei-
tenden Verkehr die Option geben, Waren periodisch zu 
aktivieren. 

2 Der Bundesrat legt fest, in welchen Fäl-
len, die Aktivierung nach dem Verbringen 
über die Zollgrenze erfolgen kann. Er sieht 
vor, dass im grenzüberschreitenden Ver-
kehr Warenanmeldungen periodisch akti-
viert werden können.  



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

12/37 

 
 

scin 16             Streichung: Die Eignung gewerbsmässig tätiger Daten-
verantwortlicher muss durch Warenverantwortlicher be-
stimmt werden, und nicht durch den Zoll und sogar sei-
nen Schulungen! 

Datenverantwortliche von Exportunternehmen benötigen 
nicht zwingend eine Deklarantenausbildung. 

      

scin 17 2       Solange eine Warenanmeldung nicht aktivitiert ist, kann 
sie verändert werden. Deshalb macht Abs 2 nicht Sinn. 

Kontrollen können erst durchgeführt werden, wenn die 
die Warenanmeldung rechtsverbindlich ist. 

Quote: 

2 Das BAZG stellt den abgaberelevanten Sachverhalt 
fest und führt bei Bedarf Kontrollen nach dem 8. Titel 
durch.  

 

Streichung  

scin 17 3       Solange eine Warenanmeldung nicht aktivitiert ist, kann 
sie verändert werden. 

Quote: 

3 Es kann von den Verfahrensbeteiligten jederzeit wei-
tere Angaben verlangen. 

 

Streichung 

scin 19 2       Warum wird nicht die Regelung des bestehenden ZG , 
i.e. Bst. c übernommen? 

Quote: 

c. falls die Zollanmeldung unterlassen worden ist, im Zeit-
punkt, in dem die Waren über die Zollgrenze verbracht o-
der zu einem anderen Zweck verwendet oder abgegeben 

Streichung des Abs 2 und Übernahme des 
ZG Art. 69 Bst c an dessen Stelle. 

c. falls die Zollanmeldung unterlassen wor-
den ist, im Zeitpunkt, in dem die Waren 
über die Zollgrenze verbracht oder zu ei-
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werden (Art. 14 Abs. 4) oder ausserhalb der freien Peri-
ode abgegeben werden (Art. 15), oder, wenn keiner die-
ser Zeitpunkte feststellbar ist, im Zeitpunkt, in dem die 
Unterlassung entdeckt wird 

nem anderen Zweck verwendet oder ab-
gege-ben werden (Art. 14 Abs. 4) oder aus-
serhalb der freien Periode abgegeben wer-
den (Art. 15), oder, wenn keiner dieser 
Zeitpunkte feststellbar ist, im Zeitpunkt, in 
dem die Unterlassung entdeckt wird 

 

scin 20 2       Ziff 2 ist missverständlich formuliert: 
 
Bleibt eine unter aktiven Veredlung eingeführte Ware in 
der Schweiz, hat diese eine andere "Warenbestimmung", 
dementsprechend entsteht eine definitive Abgabeschuld. 

Ziff. 2 Bst. b impliziert aber eine Aufhebung der Abgabe-
schuld. Aus unserer Sicht bedarf dies einer Präzisierung. 

2 Die bedingte Abgabeschuld fällt dahin, 
wenn:  
a. die Bedingungen der Bewilligung erfüllt 
werden; oder  

b. die Waren definitiv dem freien Verkehr 
zugeführt werden.  

scin 21 1 a Im Reihengeschäft kann der Warenverantwortliche nicht 
Abgabeschuldner sein. 

      

scin 21 2       Warum wird der Datenverantwortliche nicht mehr in die 
Pflicht genommen? 
 

Tippfehler des Datenverantwortlichen führen zu Abgaben 
für den Warenverantwortlichen 

Die Rangfolge muss beim Datenverant-
wortlicher geändert werden, sofern er keine 
entsprechenden Auftrag hierzu vom Wa-
renpflichtiger erhalten hat 

scin 21 3       Weshalb wird nicht gerade eine Regelung für die Reihen-
folge für die Belangung in Ziff. 3 im Gesetz definiert? 

3 Bei grenzüberschreitenden Post- und Ku-
riersendungen wird die Abgabeschuld bei 
der Datenverantwortlichen geltend ge-
macht. Im grenzüberschreitenden Reise-
verkehr wird die Abgabeschuld beim 
Grenzübertritt geltend gemacht. 

scin 21 4       Erläuternder Bericht Ziff 4:....Mehrere Abgabeschuldne-
rinnen oder Abgabeschuldner haften für die Abgabe- Liegt dieser Entscheid wirklich in der Kom-

petenz der Zollverwaltung? Ist eine Rege-
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schuld solidarisch, auch wenn im betreffenden Abgabeer-
lass dazu nichts geregelt ist. Voraussetzung dafür ist ein-
zig, dass der Erlass das BAZG-VG für anwendbar erklärt. 
 

lung nicht eher in der Kompetenz der ver-
antwortlichen Behörde des entsprechenden 
Abgabeerlasses? 

scin 21 5       Im Rahmen der Corona-Pandemie befreite die Verwal-
tung die Wirtschaftsbeteiligten von der VOC-Abgabe. 

5 Bei ausserordentlichen Umständen, na-
mentlich bei verheerenden Elementarereig-
nissen, konjunkturellen Einbrüchen oder 
ausserordentlichen Lagen befreit der Bun-
desrat die Abgabeschuldnerinnen oder -
schuldner  von der Abgabepflicht, sollte 
diese  negative gesamtwirtschaftliche Aus-
wirkungen nach sich ziehen. 

scin 24             Eine Schuld muss zum Zeitpunkt des Todes festgestellt 
sein, damit die Erben objektiv entscheiden können, ob sie 
das Erbe unter Berücksichtigung der Umstände anneh-
men oder ablehnen. Es ist die Aufgabe der Zollverwal-
tung sich rechtzeitig zu melden und einen Erbvorbehalt 
anzubringen. 

Art. 24 Solidarhaftung bei Tod der Abgabe-
schuldnerin oder des Abgabeschuldners  

Die Abgabeschuld muss zum Zeitpunkt des 
Todes festgestellt sein. Diese geht auf die 
Erbinnen und Erben der Abgabeschuldne-
rin oder des Abgabeschuldners über, wenn 
sie das Erbe annehmen. Die Erbinnen und 
Erben haften solidarisch für die Abgabe-
schuld der verstorbenen Person bis zur 
Höhe ihrer Erbteile, einschliesslich der Vor-
empfänge.  

scin 26             Mit der Lösung werden zwar Unternehmen administrativ 
entlastet, jedoch nicht finanziell. Damit wird der Motion 
Noser nur halb entsprochen. Die Buchhaltung in den Un-
ternehmen bleibt erhalten. 

Erläuternder Bericht: 

Quote 

Art. 26 Verzicht auf die Erhebung von Ab-
gaben  

Das BAZG verzichtet auf die Erhebung von 
Abgaben, wenn der Erhebungsaufwand in 
Bezug auf den Abgabenertrag unverhält-
nismässig erscheint, die Abgaben tiefer als 
100 CHF sind oder ein Warenwert von 
1000 CHF unterschritten wird. 
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...Die Digitalisierung der Abgabeprozesse und der Ein-
satz von elektronischen Zahlverfahren werden es ermög-
lichen, auch kleinere Beträge automatisiert einzuzie-
hen.... 

scin 28 2       Zahlungsfrist direkt im Gesetz verankern. 2 Die Zahlungsfrist beträgt 60 Tage nach 
Aktivierung der Anmeldung. 

 

scin 28 3       Neuer Abs. einfügen 3 Das BAZG legt die Voraussetzungen für 
Zahlungserleichterungen fest.  

 

scin 30 5       Verjährung nach MwStG: 10 Jahre 

 
5 Die Abgabeschuld verjährt in jedem Fall 
10 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem sie entstanden ist. Vorbehalten blei-
ben längere Verjährungsfristen nach den 
Artikeln 11 und 12 VStrR17. 

 

scin 35 2       2 Die Sicherstellungsverfügung gilt als Arrestbefehl nach 
Artikel 274 des Bundesgesetzes vom 11. April 188918 
über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG). Der Arrest 
wird durch das zuständige Betreibungsamt vollzogen. Die 
Einsprache gegen den Arrestbefehl nach Artikel 278 
SchKG ist ausgeschlossen. 

Art. 2781H. Einsprache gegen den Arrestbefehl 
H. Einsprache gegen den Arrestbefehl 
1 Wer durch einen Arrest in seinen Rechten betroffen ist, 
kann innert zehn Tagen, nachdem er von dessen Anord-
nung Kenntnis erhalten hat, beim Gericht Einsprache er-
heben. 
2 Das Gericht gibt den Beteiligten Gelegenheit zur Stel-
lungnahme und entscheidet ohne Verzug. 

      Gemäss SchKG kann Einsprache 
erhoben werden. 
Klärung/Präzisierung notwendig. 
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3 Der Einspracheentscheid kann mit Beschwerde nach 
der ZPO2 angefochten werden. Vor der Rechtsmitte-
linstanz können neue Tatsachen geltend gemacht wer-
den. 
4 Einsprache und Beschwerde hemmen die Wirkung des 
Arrestes nicht. 

 

scin 36 1       Welche Ausfuhrabgabe? 

Quote: 
Art. 36 Inhalt des Pfandes  
1 Der Bund hat ein gesetzliches Pfandrecht:  
a. an Waren, die einer Einfuhr-, Ausfuhr- oder Inlandab-
gabe unterliegen; und  

 

Klärung/Präzisierung notwendig. 

scin 39             Wir erwarten eine Gleichbehandlung BAZG – Abgabe-
schuldner 

 

Art. 39  Nachforderung von Abgaben 
1 Hat das BAZG irrtümlich eine von ihm zu 
erhebende Abgabe nicht oder zu niedrig o-
der einen zurückerstatteten Abgabenbetrag 
zu hoch festgesetzt, so kann es den ge-
schuldeten Betrag nachfordern, wenn es 
die entsprechende Absicht innerhalb von 
zwei Jahren nach dem Ausstellen der Ver-
anlagungsverfügung mitteilt. 
 
2 Wurde den Abgabeschuldnern oder Ab-
gabeschuldnerinnen irrtümlich eine erho-
bene Abgabe zu hoch oder ein zurücker-
stattender Abgabenbetrag zu tief veranlagt, 
können diese den geschuldeten Betrag in-
nerhalb von zwei Jahren nach dem Aus-
stellen der Veranlagungsverfügung zurück-
fordern. 
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scin 40 2       Beide Parteien sollten gleich langen Fristen haben. 

Quote: 

2 Werden Waren nach der Veranlagung zu Zwecken ver-
wendet oder abgegeben, die tieferen Abgaben unterlie-
gen, so kann die anmeldepflichtige Person die Rücker-
stattung der Abgabendifferenz verlangen. Das EFD legt 
fest, für welche Warengruppen und innerhalb welcher 
Fristen der Anspruch auf Rückerstattung geltend ge-
macht werden kann. 

2 Werden Waren nach der Veranlagung zu 
Zwecken verwendet oder abgegeben, die 
tieferen Abgaben unterliegen, so kann die 
anmeldepflichtige Person die Rückerstat-
tung der Abgabendifferenz innerhalb von 
zwei Jahren nach dem Ausstellen der Ver-
anlagungsverfügung verlangen.  

scin 43 4       Was sind die Kriterien für die Beurteilung einer schnellen 
Wertverminderung? Was versteht man unter kostspieli-
gem Unterhalt? Weshalb ohne Einverständnis des Pfand-
eigentümers? Es müsste im Interesse des Letzteren sein, 
dass die Waren zu einem möglichst hohen Wert und tie-
fen Kosten verwertet werden können. 

4 Das BAZG kann Waren und Sachen, die 
einer schnellen Wertverminderung ausge-
setzt sind oder einen kostspieligen Unter-
halt erfordern, sofort, aber nur mit Einver-
ständnis der Pfandeigentümerin oder des 
Pfandeigentümers verwerten.  

 

scin 44 1       Definitionen Zolllager und Steuerlager unter Art. 7 Be-
griffe aufführen 

 

Streichung der Abs. 1 und 2 und entspre-
chende Neunummerierung der Artikel Abs. 

scin 44 3  Typo: 
3 Die Betreiberin oder der Betreiber eine Zoll- oder Steu-
erlagers ist verantwortlich für dessen Betrieb und die 
Überwachung der Waren.  

 

3 Die Betreiberin oder der Betreiber eines 
Zoll- oder Steuerlagers ist verantwortlich für 
dessen Betrieb und die Überwachung der 
Waren.  

 

scin 46 2 c Umformulierung, um den Text verständlicher zu machen Art.46 Ziff 2 Bst c 
 ....c. die Anmeldung von Waren auf befris-
tete Zeit oder im Fall von Abs. 1 Buchstabe 
c auf unbefristete Zeit zu verbieten. 
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scin 48 3  Ergänzung mit Datensicherheitsaspekt. 3 Das BAZG stellt bei der Durchführung 
von elektronischen Verfahren die Datensi-
cherheit gegenüber Dritten, die Authentizi-
tät und die Integrität der übermittelten Da-
ten sicher und legt die technischen Anfor-
derungen für das Verfahren fest.  
 

scin 49             Art. 49 Verfahrensrechtliche Modalitäten bei Systemaus-
fällen  
 
Wie sehen diese verfahrensrechtlichen Modalitäten aus? 
Wo werden diese geregelt?  
 
 

Die Wirtschaft muss bei deren Ausarbei-
tung mitwirken. (CPLS Exporte 2019: 114 
Mia/Jahr -> 570 Mio.CHF/Tag). 
 
Eine Notfalllösung sollte wenn möglich auf 
eine Papierlösung verzichten und keine 
nachträglichen Arbeiten nach sich ziehen. 

scin 53 1       scienceindustries erachtet 7 Tage als eine zu kurze Zeit-
spanne für die Eröffnung (im Falle von Krankheit oder Fe-
rienabwesenheit). 

 

1 Die Verfügung gilt im Zeitpunkt des erst-
maligen Abrufs als eröffnet, spätestens je-
doch am zwanzigsten Arbeitstag nach der 
Übermittlung.  

 

scin 53 4       Verfahrensbeteiligte : Definition in Art. 7 Begriffe aufneh-
men 

 

Anpassung von Art. 7 (siehe oben) 

scin 54             Wo ist Einsicht? In welcher Cloud? Definition "Akten"?; 
Wirtschaft beim Zoll oder Zoll bei Wirtschaft? Gibt es eine 
gegenseitige Akteneinsicht? 

 

Klärung notwendig und aus Daten- und In-
formationsschutzgründen relevant. 

Definition "Akten" in Art 7 Begriffe aufneh-
men. 
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scin 56 2       Abs. 2 Der BR bezeichnet die Personen denen die Auf-
bewahrungspflicht obliegt und regelt die Voraussetzun-
gen an die Datenhaltung. 
 
 
Gemäss erläuterndem Bericht kann der Bundesrat vorse-
hen, dass Daten bestimmter Verfahrensbeteiligter, wie 
namentlich der Datenverantwortlichen, in der Schweiz 
gehalten werden müssen. 
 
scienceindustries erscheint diese Anforderung als zu eng 
(Cloud, Server-Standort nicht unbedingt in der CH). Aus 
Sicht von scienceindustries reicht es aus, dass der Zu-
gang zu diesen Daten aus der Schweiz gewährleistet 
sein muss. 
 
 

 

Regelung der für die Aufbewahrungspflicht 
verantwortliche Person im Gesetz und der 
Voraussetzung an die Datenhaltung. 

scin 58 1       Bei den provisorischen Abfertigungen aus GSP Ländern 
haben wir heute eine Frist von 90 Tagen zur Beschaffung 
der Dokumente jetzt soll die Frist auf 60 Tage gekürzt 
werden -> Verschärfung. 
 
In Fällen, in denen Unterlagen von ausländischen Behör-
den beigebracht werden müssen, sind 60 Tage im inter-
nationalen Umfeld zu kurz.  

Verfügungen können ab Ausstellung ein 
Jahr lang angefochten werden. 
oder als Variante 2:   
es wird weiterhin eine provisorische Verzol-
lung erlaubt mit 120 Tage Frist  

 

scin 59 2  Automatisierte Bearbeitungen von Einsprachen werden 
kritisch beurteilt, da diese komplexen Sachverhalte nicht 
in allen Fällen automatisiert beurteilt werden können. 

Bei der Einführung solcher Prozesse müs-
sen diese klar beschrieben sein und die 
Wirtschaftsbeteiligten in den Prozess mit 
eingebunden sein. 

scin 60 1       In Fällen, in denen Unterlagen von ausländischen Behör-
den beigebracht werden müssen, sind 60 Tage im inter-
nationalen Umfeld zu kurz. 

Art. 60 
 
1 Gegen Einspracheentscheide des BAZG 
kann innert 90 Tagen nach der Eröffnung 
verwaltungsinterne Beschwerde beim 
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BAZG erhoben werden. Das BAZG stellt si-
cher, dass die Beschwerde von einer ande-
ren Stelle innerhalb des BAZG beurteilt 
wird.  

 

scin 62 2       Die Auferlegung von Kosten bei kleinen Beanstandungen 
ist aus Sicht von scienceindustries nicht verhältnismäs-
sig. 

 

Art. 62  
….2 Das BAZG kann den Verfahrensbetei-
ligten ausnahmsweise Kosten auferlegen 
für den von ihnen verursachten Sonderauf-
wand, der namentlich entsteht: 
 
a. weil aus Gründen, die bei den Verfah-
rensbeteiligten liegen, kein elektronisches 
Verfahren durchgeführt werden kann;  
 
b. wegen Kontrollen, die zu Beanstandun-
gen des BAZG führen; in besonders leich-
ten Fällen kann auf das Erheben der Kos-
ten verzichtet werden. 

 

scin 63             Typo 

Quote: 

Soweit im Verfahren vor dem BAZG Kosten und Entschä-
digungen auferlegt werden, bestimmt der Bundesrat de-
ren Höhe. 

Soweit im Verfahren von dem BAZG Kos-
ten und Entschädigungen auferlegt wer-
den, bestimmt der Bundesrat deren Höhe. 

scin 66 2       Quote: 
2 Es darf die folgenden besonders schützenswerten Da-
ten bearbeiten:  

.... 

Für scienceindustries ist der Schutz von 
Daten über Geschäfts- und Fabrikationsge-
heimnisse als prioritäres Anliegen, dement-
sprechend erwartet scienceindustries vom 
BAZG, den Datenschutz sicherzustellen 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

21/37 

 
 

b. Daten über Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnisse 
zu folgenden Zwecken:  
1. Kontrolle von Waren, Personen und Transportmitteln,  
2. Erheben von Abgaben,  
3. Feststellen, Verfolgen und Beurteilen von Straffällen,  
4. Vollzug von Strafen und Massnahmen,  
5. Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität,  
6. Erstellen von Risikoanalysen,  
7. nationale und internationale Amts- und Rechtshilfe,  
8. Vollzug der nichtabgaberechtlichen Erlasse des Bun-
des,  
9. Dokumentation der Kontrolltätigkeit und der Fallbear-
beitung des BAZG,  
10. Durchführung von Pilotversuchen (Art. 127 Abs. 2). 
 

und den Zugang zu diesen sehr restriktiv 
zu behandeln. 

Eine Weitergabe solcher Daten im Rahmen 
einer internationalen Amtshilfe darf deshalb 
nur mit Zustimmung der Unternehmen und 
der Zusicherung des Empfängerlandes be-
treffend der Einhaltung der schweizeri-
schen Datenschutzanforderungen erfolgen.  

Scin 70   Im Zusammenhang mit der Datensicherheit in Bezug auf 
Cyberrisiken erwartet scienceindustries gerade wegen 
der vorgesehenen Schnittstellen zu supranationalen und 
internationalen Organisationen höchste Sicherheitsstan-
dards.  
 
Welche Behörden haben einen direkten Zugriff auf die 
Daten, welche erhalten regelmässige Datenlieferungen?  
 
Wie sind Integrität und Aktualität der Datenquellen sicher-
gestell?  
 
Wie ist der Bezug zum Datenschutzgesetz? 
 
Redundanz der IT-System beim BAZG? 

Klärung der offenen Fragen notwendig.  

 

 

 

Präzisierung notwendig. 

Scin 71   Quote: 

 Daten über die finanzielle und wirtschaftliche Situation 
von Personen an Dritte bekannt geben, falls die Dritten 

Aus unserer Sicht ist dies unklar formuliert. 
Wenn das BAZG bereits Daten über die fi-
nanzielle und wirtschaftliche Situation von 
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im Auftrag des BAZG die Bonität von Schuldnerinnen und 
Schuldnern überprüfen sollen.... 

 

Personen verfügt, weshalb soll es dann die 
Bonität von Dritten überprüfen lassen? 

Zudem ist auch hier der Datenschutz si-
cherzustellen, da Kenntnis der finanziellen 
und wirtschaftlichen Situation börsenrele-
vant ist.  

 
scin 76             Gemäss OR Art 590: 

 
Art. 590 
1 Die Bücher und Papiere der aufgelösten Gesellschaft 
werden während zehn Jahren nach der Löschung der 
Firma im Handelsregister an einem von den Gesellschaf-
tern oder, wenn sie sich nicht einigen, vom 
Handelsregisteramt zu bezeichnenden Ort aufbewahrt. 

 

Aufbewahrungsdauer: 10 Jahre, analog OR 
Art. 590 

scin 78  c Das Wort «nichtabgaberechliche Vollzugsaufgaben» ist 
widersprüchlich, da viele der NAV sehr wohl abgabe-
rechtlich sind z.B. LSVA, VOC Biersteuer etc.  
 
Dieser Passus ist unklar definiert.  

 

Klärung/Präzisierung notwendig. 

scin 81             Bei Pharma- und Chemieprodukten sowie anderen hoch-
sensiblen Gütern ist der Empfänger vorgängig zu be-
nachrichtigen, damit die Entnahmen gemäss den bran-
chenüblichen Standards (bzgl. Qualität und Sicherheit) 
korrekt durchgeführt werden können. Die Verhältnismäs-
sigkeit der Entnahmen (u.a. Mengen, Wert) gilt es seitens 
des BAZG sicherzustellen.   
Der Empfänger kann den Ort der Entnahme vorgeben, (z. 
B Reinraum) muss jedoch die Kosten des BAZG (Zeit 
und Fahraufwand) entschädigen.  

Warenentnahmen von hochsensiblen Pro-
dukten sind zwingend am Domizil durchzu-
führen. 

 

Klärung der Fragen. 
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Gemäss in Kraft stehendem ZG Art. 31 Abs. 3 endet das 
Kontrollrecht 5 Jahre nach der Wareneinfuhr.  
 
Im erläuternden Bericht wird erwähnt, dass Dritte beauf-
tragt werden können: 
Quote: 
Die Waren können umfassend kontrolliert werden. Im 
Rahmen der Kontrolle dürfen alle Handlungen vorgenom-
men werden, die zur Feststellung des Sachverhalts not-
wendig sind (z. B. Proben oder Muster nehmen, che-
misch-technische Analysen 
durchführen usw.).  
Das BAZG kann andere Stellen damit beauftragen.  
 
Wer kann beauftragt werden? Wie ist die Vertraulichkeit 
sichergestellt? 

 

Scin 83   1 Datenverantwortliche können für die Kosten, die ihnen 
durch eine physische Kontrolle entstehen, einen Pau-
schalbetrag zu den Transportkosten und den übrigen 
Speditionskosten aufrechnen.  
 
Aus Sicht von scienceindustries ist Abs. 1 zu streichen, 
da die vertragliche Freiheit zwischen Warenverantwortli-
chem und Dienstleister beeinträchtigt wird und bereit im 
OR entsprechende gesetzliche Grundlagen bestehen. 
 
Sollte Abs.1 bestehen bleiben stellen sich folgende Fra-
gen, die einer Klärung bedürfen. 
 
Wie kann der Waren/ Rechnungsempfänger nachvollzie-
hen, dass eine Kontrolle stattgefunden hat, wenn der Da-
tenverantwortliche diese abrechnet? 
 

Abs. 1 streichen 
2 1Der Eingriff in den Bestand der Waren 
ist auf das Notwendigste zu beschränken 
und mit aller Sorgfalt vorzunehmen. Unter 
dieser Voraussetzung werden Wertvermin-
derungen und Kosten, die durch eine phy-
sische Kontrolle entstehen, nicht entschä-
digt. 

 

2 Resultiert der Eingriff in den Bestand der 
Waren in einem erheblichen wirtschaftli-
chen Schaden für den Warenverantwortli-
chen, wird dieser Schaden entschädigt, 
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Gibt es einen Nachvollziehbarkeitscode in der eVV ? 
 
Gerade bei der Warenentnahme von hochwertigen Pro-
dukten kann ein erheblicher wirtschaftlicher Schaden für 
den Warenverantwortlichen entstehen.  
Dementsprechend sollte der Schaden entschädigt wer-
den, wenn die Kontrolle keine Beanstandung zu Tage 
führt. 

sollte die Kontrolle die Korrektheit der Wa-
renanmeldung bestätigen.  

 

 

 

scin 84  h Neuer Buchstabe h. h. Es besteht ein Anrecht auf die Kontrolle 
am Domizil. Gebühren gemäss BAZG-Ge-
bührenkatalog. 

scin 85  e Im alten Zollgesetz ist die Prüfung von Produktionsanla-
gen nicht vorgesehen. 

 

Gerade in der Produktion der Chemie Pharma Life Sci-
ences Industrien sind aufgrund der strengen Produktions-
vorschriften (Sicherheit, Qualität und GMP) nur geschul-
tes Personal zugelassen. Im Weiteren können Produkti-
onsanlagen speziell ausgelegt sein, die den Unterneh-
men einen Wettbewerbsvorteil gegenüber der Konkur-
renz generieren und so als vertrauliche Geschäftsinfor-
mation zu betrachten sind. 

 

Dementsprechend erachten wir die Prüfung von Produkti-
onsanlagen durch das BAZG als kritisch. 

 
 

1 Das BAZG hat zur Erfüllung seiner Auf-
gaben namentlich folgende allgemeine Be-
fugnisse:  
a. die Prüfung und Analyse von Daten, Do-
kumenten und Systemen;  
b. die Überwachung des Kontrollgebiets;  
c. die Überwachung und Kontrolle des Ver-
kehrs von Personen, Waren und Transport-
mitteln;  
d. die Sicherstellung, Verwertung, Vernich-
tung und Rückweisung von Waren und 
Transportmitteln;  
e. die Prüfung von Produktionsanlagen 
Warenlagern und anderen Betriebsräumen 
im Rahmen der Kontrolle im Unternehmen;  
f. die Prüfung der Identität, der Berechti-
gung zum Grenzübertritt und zum Aufent-
halt von Personen in der Schweiz;  
g. das Festhalten der Identität von Perso-
nen; 
h. die Fahndung nach Personen, Trans-
portmitteln und Sachen. 
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2 Das Kontrollrecht in Unternehmen endet 
drei Jahre nach der Wareneinfuhr. Vorbe-
halten bleibt die Eröffnung einer Strafunter-
suchung innerhalb dieses Zeitraumes. 

 

Scin 93 1  Quote: 
1 Das BAZG darf zur Erfüllung seiner Aufgaben Trans-
portmittel, Behältnisse und andere Gegenstände öffnen 
und durchsuchen, wenn:  

... 

 

Die Gefährlichkeit der Ware muss zum 
Schutz des Zöllners mit dem Eigentümer 
der Ware abgeklärt werden. 

Scin 94 1  Im alten ZG Art. 107 wurde die Durchsuchung lediglich 
auf den Grenzraum beschränkt. Das neue Gesetz erwei-
tert den Anwendungsbereich. 

1 Das BAZG darf im Grenzraum zu Kon-
trollzwecken Grundstücke sowie darauf be-
findliche Häuser, Wohnungen und andere 
nicht allgemein zugängliche Räume durch-
suchen.  
 

Scin 95 3  Aus unserer Sicht ist hier eine Präzisierung notwendig. ....3 Ordnet die zuständige Behörde keine 
Beschlagnahme an, so gibt das BAZG die 
in seinem Gewahrsam befindlichen Waren, 
Transportmittel, andere Gegenstände und 
Vermögenswerte der berechtigten Person 
zurück. Ist diese oder deren Aufenthaltsort 
nicht bekannt, so findet Artikel 92 VStrR45 
sinngemäss Anwendung.  

 

Scin 111   Art 111 ist unklar formuliert. 1 Auf Ersuchen ausländischer Behörden 
leistet das BAZG vollzieht Amtshilfe auf-
grund ausländischer Ersuchen und. 
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2 Das BAZG stellt die schweizerischen die 
Ersuchen bei ausländischen Behörden.  
2 3 Betrifft das ausländische Ersuchen ei-
nen Bereich, für den das BAZG nicht zu-
ständig ist, so übermittelt es das Ersuchen 
an die zuständige Behörde.  
 
3 4 Ist die zuständige Behörde nicht in der 
Lage, die ersuchten Massnahmen durchzu-
führen, so vollzieht das BAZG die Amtshilfe 
mit Unterstützung der zuständigen Be-
hörde.  

 

Scin  113   Die Amtshilfe darf nicht dazu missbraucht werden, dass 
im Rahmen einer Ursprungsüberprüfung im Zusammen-
hang mit einem Freihandelsabkommen vertrauliche Ge-
schäftsinformationen an die ausländische Behörde auto-
matisch übermittelt werden. 

Die verlangte Amtshilfe darf nur unter der Voraussetzung 
gewährt werden, wenn der zu untersuchende Sachver-
halt gemäss schweizerischer Gesetze abgedeckt ist. 

 

Scin  120   Aus Sicht von scienceindustries ist hier eine Präzisierung 
nötig, um sicherzustellen, dass das BAZG lediglich in den 
Bereichen Zoll und Grenzsicherheit, nicht aber in ande-
ren Bereichen mit Behörden und Organisationen zusam-
menarbeitet, für die andere CH-Behörden verantwortlich 
sind. 

Das BAZG arbeitet für die Erfüllung seiner 
Aufgaben, namentlich in den Bereichen 
Zoll und Grenzsicherheit, mit den Behörden 
und Organen anderer Staaten, der Europä-
ischen Union und internationaler Organisa-
tionen zusammen 

scin 126   Vertrauliche Geschäftsinformationen müssen geschützt 
bleiben. Dritten soll der Zugang zu vertraulichen Ge-
schäftsinformationen seitens des BAZG verwehrt werden. 
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scin 134   Eine eVV-Anmeldung Export und Import muss nachträg-
lich korrigiert werden können, z.B. VOC Korrektur im Im-
port und Export.  (heute nicht möglich) oder Wertkorrektur 
(Mwst relevant) 

 

Eine straffreie Selbstanzeige (Heilung der 
Zollschuld) muss auch möglich sein, wenn 
ein Irrtum ohne Täuschungsabsicht vor-
liegt, keine erheblichen Auswirkungen ent-
standen und nachträglich alle notwendigen 
Formalitäten erfüllt wurden, um die Situa-
tion zu bereinigen. 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 
 Antwort Bemerkung/Anregung 

scin ☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 
(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

scin ☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 
(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 

      

 
  



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

29/37 

 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
scin              

scin                   

scin                   

scin                   

scin                   

scin                   

scin                   

scin                   

scin                   

scin                   

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

scin 29 ZTG Um das Verfahren der Zollaussetzung zu vereinfachen, schlägt scienceindustries folgende Anpassung vor: 

Art. 4 Gebrauchstarif 
1 Wenn es die Interessen der schweizerischen Volkswirtschaft erfordern, kann der Der Bundesrat kann Abkommen 
über Zollansätze vorläufig anwenden und die sich daraus ergebenden Zollansätze vorläufig in Kraft setzen. Ebenso 
kann er Zollansätze vorläufig in und ausser Kraft setzen, die sich aus Abkommen ergeben, die der Bundesrat nach 
Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 19821 über aussenwirtschaftliche Massnahmen vorläufig anwenden kann. 
2 Der Bundesrat kann Zollansätze, die sich im Verhältnis zu den in Zollverträgen gesenkten Ansätzen als überhöht 
erweisen, entsprechend herabsetzen. 
3 Wenn es die Interessen der schweizerischen Volkswirtschaft erfordern, kann Der Bundesrat kann auch unabhängig 
von Zollverträgen nach Anhören der Zollexpertenkommission: 
a. 

Zollansätze angemessen herabsetzen; 
a. 

anordnen, dass auf die Erhebung von Zöllen auf bestimmten Waren vorübergehend ganz oder teilweise ver-
zichtet wird; 

b.2 
Zollkontingente festlegen.3 

 

scin             

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

scin Keine. 

scin       

scin       

scin       

scin       

scin       

scin       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

scin 3 1       Ausfuhren aus der Schweiz sind gemäss unseren Infor-
mationen zollfrei. Dementsprechend ist Abs.1 inkorrekt: 
1 Waren, die ein- oder ausgeführt werden, sind zoll-
pflichtig.  

  

Quote: 

Für Waren, die Sie ausführen, müssen Sie keinen Zoll 
bezahlen. 
Diese Waren sind auch von der Mehrwertsteuer befreit. 
Wie das funktioniert und was dabei zu beachten ist, fin-
den Sie unter dem Link: Mehrwertsteuer: Steuerbe-
freite Lieferung wegen Ausfuhr. 

 

Quelle: https://www.ezv.admin.ch/ezv/de/home/infor-
mation-firmen/steuern-und-abgaben/ausfuhr-aus-der-
schweiz.html  

1 Waren, die eingeführt ein- oder ausge-
führt werden, sind zollpflichtig 

scin 4 1 b Wie sind Nämlichkeit und Fristen definiert? Klärung notwendig. 

scin 5 1 j Wie sind Warenmuster und Warenproben definiert? 
Welche Kriterien werden für deren Definition angewen-
det? 

Klärung notwendig. 

scin 5 1 k Wie wird "inländisch" definiert?  k. Verpackungsmaterial mit nichtpräferenti-
ellem oder präferentiellen Ursprung 
Schweiz 

https://www.ezv.admin.ch/ezv/de/home/infor-
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scin 5 1 m Neuer Bst. 

Im alten Zollgesetz konnten diese Waren auch zollbe-
freit werden. 

m.  Instrumente und Apparate zur Untersu-
chung und Behandlung von Patientinnen 
und Patienten in Spitälern und Pflegeinstitu-
tionen; 

 

scin 8             Streichung des Abs. 2, da dieser bereits in Art. 7 
BAZG-VG aufgeführt werden soll.      

Art. 8 Waren des Grenzzonenverkehrs  
1 Waren des Grenzzonenverkehrs sind die 
folgenden Waren, wenn sie ein- oder aus-
geführt werden:  
a. Waren des landwirtschaftlichen Bewirt-
schaftungsverkehrs;  
b. Waren des Marktverkehrs.  
 
2 Die Grenzzone ist das in- und ausländi-
sche Gebiet, das sich beidseits der Zoll-
grenze als Gebietsstreifen von 10 Kilome-
tern Tiefe befindet (Parallelzone). Abwei-
chungen nach völkerrechtlichen Verträgen 
bleiben vorbehalten.  
 
3 2 Der Bundesrat kann die Grenzzone bei 
besonderen örtlichen Verhältnissen ausdeh-
nen. 

 

scin 10        scienceindustries erwartet, dass auch nicht-präferenzi-
elle, verbindliche Ursprungsauskünfte bei der Zollver-
waltung angefordert werden können (z. B. für Gerichts-
fälle). 

Art. 10 Zolltarif- und Ursprungsauskünfte  
1 Das BAZG erteilt auf schriftliche Anfrage 
hin Auskunft über die zolltarifarische Einrei-
hung, und den präferenziellen und nicht-
präferenziellen Ursprung von Waren.  
 

2 Die Auskunft ist, in anonymisierter Form 
öffentlich zugänglich; vorbehalten bleiben 
entgegenstehende Bestimmungen nach 
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dem vorliegenden Gesetz oder einem ande-
ren Erlass. Geschäftsgeheimnisse müssen 
gewahrt bleiben. 

scin 11             Ausfuhren aus der Schweiz sind gemäss unseren Infor-
mationen zollfrei. 

Quote: 

Für Waren, die Sie ausführen, müssen Sie keinen Zoll 
bezahlen. 
Diese Waren sind auch von der Mehrwertsteuer befreit. 
Wie das funktioniert und was dabei zu beachten ist, fin-
den Sie unter dem Link: Mehrwertsteuer: Steuerbe-
freite Lieferung wegen Ausfuhr. 

 

Quelle: https://www.ezv.admin.ch/ezv/de/home/infor-
mation-firmen/steuern-und-abgaben/ausfuhr-aus-der-
schweiz.html 

Art. 11 Zollschuld  
Die Zollschuld ist die Verpflichtung, die vom 
BAZG veranlagten Einfuhrzölle und Aus-
fuhrzölle (Zollabgaben) zu bezahlen.  

 

scin 15 1       Welche Rolle wird gebüsst? 

In der EU ist es der Warenanmelder. 

Klärung nötig. 

scin 16 1       Welche Rolle wird gebüsst? 

scienceindustries unterstützt Variante 1 mit Art. 133 
BAZG VG 

Klärung nötig. 

scin 17 1       Welche Rolle wird gebüsst? 

 

Klärung nötig. 

scin 22             scienceindustries unterstützt Variante 1 mit Art. 133 
BAZG VG 

      

https://www.ezv.admin.ch/ezv/de/home/infor-
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scin 22 2       scienceindustries wünscht sich eine sprachliche Kon-
kretisierung des Begriffes "Anordnung" 

 

      Besser wäre die Verwendung von 
«Weisung». 

scin 25 2       Was bedeutet diese Übergangsfrist von 2 Jahren  
- für den Ermächtigen Ausführer (Verordnung 

über das Ausstellen von Ursprungsnachweisen 
VASU SR 946.32) 

- für die VOC Bewilligung Verpflichtungsverfah-
ren (Kanton und Bund)  

-  Verwendungsverpflichtungen z. B Stearin 
Säure  

- Cabura  etc.  
 
Müssen wirklich alle diese Bewilligungen erneuert wer-
den? 
 
In Anbetracht des beträchtlichen Aufwandes der Erneu-
erung der Bewilligungen und Vereinbarungen erwartet 
scienceindustries eine flexiblere Ausgestaltung 

 

2 Bewilligungen und Vereinbarungen, die 
nach den Bestimmungen des Zollgesetzes 
vom 18. März 2005 erteilt oder abgeschlos-
sen wurden und bei Inkrafttreten dieses Ge-
setzes bestehen, bleiben bis zu deren Ab-
lauf (unbefristet) in Kraft. 

 

scin                               

scin                               

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
scin                   

scin                   

scin                   

scin                   

scin                   

scin                   

scin                   

scin                   

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz 
aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 
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Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenz-

überschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und 

Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zoll-

gesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG); 

Vernehmlassung Solothurner Handelskammer 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Mit Schreiben vom 11. September 2020 haben Sie interessierte Kreise eingeladen, zur Revision des Ge-

setzes über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden 

Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufga-

bengesetz, BAZG-VG) sowie zur Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz 

(ZoG) Stellung zu nehmen. 

Die Solothurner Handelskammer vertritt die Interessen von über 500 Industrie-, Handels- und Dienstlei-

stungsunternehmen im Kanton Solothurn und setzt sich für eine liberale und offene Marktwirtschaft ein. 

1. Allgemeine Bemerkungen 

Die Solothurner Handelskammer begrüsst, dass die Digitalisierung im Zollwesen gefördert und 

Verfahren sowie Prozesse vereinfacht respektive verkürzt werden sollen. Hier unterstützen wir die 

Stellungnahme von economiesuisse. 

Eine umfassende Gesamtbeurteilung der Totalrevision des Zollgesetzes ist jedoch aufgrund der noch 

nicht ausgearbeiteten ergänzenden Verordnungen zum jetzigen Zeitpunkt nicht vollumfänglich möglich. 

Aus diesem Grund begrüssen wir eine verbindliche, frühzeitige und aktive Miteinbeziehung der Schwei-

zer Industrie- und Handelskammern sowie der Wirtschaft. 

2. Die Rolle der Schweizer Industrie- und Handelskammern 

Wir möchten vorab gerne auf die entscheidende Rolle der Industrie- und Handelskammern in der 

Schweiz in Bezug auf die Ausstellung von Exportdokumenten hinweisen. Als Vertreter der Schweizer Un-

ternehmen des Aussenhandels spielen die Schweizer Industrie- und Handelskammern weltweit eine 

wichtige Rolle als neutraler und vertrauensvoller Vermittler zwischen diesen und den jeweiligen Zollver-

waltungen sowie ihren ausländischen Kunden. Sie sind unter anderem für die Beglaubigung des nichtprä-

ferenziellen Ursprungs von Waren verantwortlich. Diese Beglaubigung des nichtpräferenziellen Ur-

sprungs wird weltweit von vielen Zollverwaltungen und Kunden benötigt, um als Grundlage von Statisti-

ken und Geschäftsbeziehungen zu dienen. Darüber hinaus ermöglicht die Qualität der international aner-

kannten Ursprungszeugnisse, insbesondere mit dem neu per 1. Januar 2021 aufgedruckten ICC-Label, 

http://www.sohk.ch/
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eine schnelle Warenabfertigung am Bestimmungsort, was ein klarer Vorteil für Schweizer Exporteure in 

Bezug auf Zeit und Geld ist. 

3. Kompetenz im nichtpräferenziellen Ursprung weiterhin bei den Industrie- und Handelskam-

mern 

Je nachdem, ob die Schweiz ein bilaterales oder multilaterales Wirtschaftsabkommen mit dem Ausland 

abgeschlossen hat, in das die Unternehmen exportieren, gibt es zwei Hauptzertifizierungssysteme für die 

Herkunft von Waren. Es ist dies einerseits nach den nichtpräferenziellen und andererseits nach den prä-

ferenziellen Ursprungsregeln. 

Wir begrüssen die Tatsache, dass die Schweizer Industrie- und Handelskammern die Kompetenz für den 

nichtpräferenziellen Ursprung auch weiterhin innehaben. Es war ursprünglich die Zollverwaltung, welche 

den Schweizer Industrie- und Handelskammern die Zuständigkeit, wie grösstenteils weltweit üblich, in 

diesem Bereich übertragen hat.  

Wir sind überzeugt, dass die Industrie- und Handelskammer exportierenden Unternehmen einen hoch-

wertigen und lokalen Service bieten, dabei jedoch auch die internationalen Entwicklungen in diesem Be-

reich nicht aus den Augen verlieren. Die sogenannten «nationalen» Ursprungsregeln, die in der Verord-

nung über die Bescheinigung des nichtpräferenziellen Ursprungs von Waren (VUB) enthalten sind und 

als Grundlage für die Ausstellung von Ursprungszeugnissen durch die Industrie- und Handelskammern 

dienen, sind nichtpräferenzieller Natur. 

Nach der derzeitigen Auslegung der VUB kann die Schweiz die Umsetzung dieser Regeln in Überein-

stimmung mit dem Kyoto-Übereinkommen und dem Übereinkommen über die Ursprungsregeln der Welt-

organisation grosszügig selbst festlegen. Diese Verordnung wird zurzeit den Entwicklungen der letzten 

Jahre angepasst, mit dem Ziel eine administrative und finanzielle Entlastung der exportierenden Wirt-

schaft zu ermöglichen, bei gleichbleibender Qualität des Ursprungsnachweises. 

4. Verjährungsfristen 

Aus Sicht der Wirtschaft wäre es zu begrüssen, die Verjährungsfristen auf 10 Jahre zu vereinheitlichen. 

Dies ist auch in anderen Bereichen üblich, z.B. MWSTG und OR. 

5. Rechtsschutz 

In Art. 58 Abs. 1 Satz 1 und Art. 60 Abs. 1 ist die Frist auf 60 Tage beschränkt. Die Solothurner Handels-

kammer begrüsst hier eine Erhöhung der Frist auf 365 Tage. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

Solothurner Handelskammer 

 

Daniel Probst 

Direktor 

http://www.sohk.ch/
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Herrn Bundesrat 
Ueli Maurer 
Vorsteher des Eidgenössischen 
Finanzdepartements EFD 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
 
Per E-Mail an: rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Basel, 22. Dezember 2020 
Tom Odermatt 
Tel.: ++41 61 205 98 19 
tom.odermatt@spedlogswiss.com 
 

Erläuterungen zur Stellungnahme 
Vernehmlassung Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der 
Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und 
Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-
Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum 
neuen Zollabgabengesetz (ZoG). 

 

 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
 
SPEDLOGSWISS ist der Verband der international tätigen Speditions- und 
Logistikunternehmen in der Schweiz. Er ist verkehrsträgerneutral und repräsentiert mehr als 
95% der Speditionsbranche in der Schweiz. SPEDLOGSWISS vertritt die Interessen von über 
340 Mitgliedsfirmen aus Spedition und Logistik und setzt sich für eine effizient funktionierende 
Infrastruktur auf allen Verkehrsträgern ein. Ein zentrales Angebot unserer Verbandsmitglieder 
ist die Verzollungsdienstleistung. Schätzungsweise 95% aller Zollanmeldungen wickeln 
unsere Mitglieder mit ihren professionell dafür ausgebildeten Zollfachleuten ab. Unsere 
Branche ist dabei nicht nur der bei Weitem wichtigste Geschäftspartner der Eidgenössischen 
Zollverwaltung (EZV, künftig BAZG), sondern sie ist gleichzeitig auch darauf angewiesen, in 
einem Umfeld zollrechtlicher Sicherheit und gegenseitiger Fairness arbeiten zu können. 
 
Mit Schreiben vom 11. September 2020 teilen Sie uns mit, dass der Bundesrat zu diesem 
Datum die Vernehmlassung zu folgenden drei Gesetzesänderungen eröffnet, zu der wir 
ebenfalls zu einer Stellungnahme eingeladen wurden: 
 

• Schaffung eines neuen Rahmengesetzes (BAZG-VG) 

• Reduktion des heutigen Zollgesetzes (ZG) zu einem Zollabgabengesetz (ZoG) 

• Anpassung von Erlassen, die mit dem BAZG-VG und dem ZoG verbunden sind. 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, unsere Einschätzungen abzugeben und nehmen gerne 
wie folgt dazu Stellung. 
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Vorbemerkungen zur Ausarbeitung unserer Stellungnahme 
 
Die Revision der Zollgesetzgebung ist sehr komplex. Die Analyse der Änderungen und die 
Erarbeitung von Vorschlägen ist entsprechend anspruchsvoll. Wir haben uns in den 
vergangenen Monaten unter Einsatz gegenüber anderen Vernehmlassungen deutlich höherer 
finanzieller und personeller Ressourcen intensiv mit dieser Stellungnahme befasst. Die 
enorme Fülle von Änderungsvorschlägen legt es nahe, dass wir unsere Stellungnahme in 
zwei Teile gliedern. Im vorliegenden Schreiben heben wir lediglich die aus Sicht unserer 
Branche wesentlichsten Punkte auf. Die vollständige Stellungnahme zu allen abgefragten 
Punkten haben wir im offiziellen Antwortformular abgefüllt, welches diesem Schreiben beiliegt. 
So auch die detaillierte Stellungnahme zu allen unten aufgeführten Punkten. 
 
Die abschliessende Beurteilung vieler Gesetzesartikel ist allerdings nicht möglich, da diese mit 
einem Verweis auf die künftigen Verordnungen versehen sind. Da aber derzeit der Wortlaut 
dieser Verordnungen noch nicht vorliegt, ist die fachlich korrekte Beurteilung und die 
Auswirkungen auf die Wirtschaftsbeteiligten teilweise nicht nur schwierig, sondern unmöglich. 
Es ist deshalb zwingend notwendig, dass wir als stark betroffene Branche wie auch die 
anderen interessierten Kreise in den Prozess der Vernehmlassung der Verordnungen 
eingebunden sein werden. Ein entsprechendes Schreiben haben wir Ihnen als 
Departementsvorsteher rechtzeitig zukommen lassen. Dieses wurde uns zwar noch nicht 
beantwortet, aber wir haben vertrauenswürdige Signale bekommen, dass nach der 
Auswertung der Stellungnahmen zur Gesetzesänderungen (Januar 2021) die Ausarbeitung 
des Verordnungsrechts beginnt, bei der SPEDLOGSWISS zur Mitwirkung eingeladen wird.  
 

Vorbemerkungen zu den Grundsätzen der Gesetzesänderungen 
 
Mit der vorliegenden Revision muss es der Verwaltung und der Wirtschaft gelingen, die 
Gesetzeslage so anzupassen, dass eine partnerschaftliche Ausgangslage zwischen der 
Verwaltung und der Wirtschaft abgebildet werden (gleich lange Spiesse für Fristen etc. und 
Vereinfachungen für Verwaltung und Wirtschaft). Die Revision darf nicht nur der Verwaltung 
oder nur der Wirtschaft Vorteile bringen: aus ihr muss für beide Seiten eine Verbesserung 
gegenüber dem heutigen Stand resultieren. Somit müssen nun endlich Rahmenbedingungen 
aus der Welt geschafft werden, die aus einer anderen Zeit stammen. Namentlich meinen wir 
damit die leidige Zolldeklarantenstrafpraxis (zu der wir über unseren Präsidenten NR de 
Courten bereits vor einiger Zeit eine Motion eingereicht haben und zu welcher grundsätzlich 
Konsens besteht, dass sie nicht mehr in die heutige Welt passt). Ebenfalls in diese Kategorie 
gehört für uns die Solidarhaftung des Spediteurs, welche erfreulicherweise im temporären 
COVID19-Gesetz des Bundes eingeflossen ist, nun aber auch im Zollgesetz eliminiert werden 
muss. 
 
Begrifflichkeiten in den Gesetzestexten müssen harmonisiert werden, möglichst auch 
international. Das für die Schweiz wichtige Geschäftsmodell der Zollfreilager (künftig Zolllager) 
soll auch in Zukunft gesetzlich abgesichert bleiben und die EZV (künftig BAZG) soll mit 
diesem Gesetz nicht legitimiert den Wettbewerb verzerren und Aufgaben übernehmen, für die 
der Markt bereits heute über gut funktionierende Anbieter und Lösungen verfügt. 
 
Unter Vereinfachungen für die Wirtschaft verstehen wir auch, dass nur bei Kontrollen 
Unterlagen vorgewiesen werden müssen und dies im Gesetz auch so festgehalten wird und 
Schätzungen des BAZG bei Veranlagung nicht einseitig vorgenommen werden, wenn 
Anmeldungen unvollständig sind oder Zweifel an deren Richtigkeit bestehen.  
 
Ein wichtiges Anliegen ist uns allen auch das Mitspracherecht der Wirtschaft bei der 
Weiterentwicklung des Zollrechts und zwar mit einem Konsultativgremium (analog zur 
MWST). Wir erwarten, dass ein vom Bundesrat einberufenes Konsultativgremium und die 
Wirtschaft im Vorfeld Stellung nehmen sowie Empfehlungen und Änderungen einbringen 
können zu geplanten Anpassungen des BAZG-VG, des Zollabgabengesetz (ZoG), des 
Zolltarifgesetzes (ZTG) und der gestützt darauf erlassenen Ausführungsbestimmungen. 
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Unsere wichtigsten Anliegen in Kurzform 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 1 lit. a 
"Mit diesem Gesetz soll im Aufgabenbereich des BAZG: die Erhebung der Abgaben 
harmonisiert und die Voraussetzungen für einfache und kostengünstige Verfahren geschaffen 
werden; und…" 
 
SPEDLOGSWISS: Wir gehen davon aus, dass mit "kostengünstig" gemeint ist, dass auf die 
Erhebung von Gebühren, Bewilligungen und Bearbeitungen im Zusammenhang mit 
Zollveranlagungen und Kontrollen, welche ein Teil des mit Steuergeldern finanzierten Auftrags 
der öffentlichen Hand sind, verzichtet wird. Dass die Kosten für die professionelle 
Zollanmeldung und die nachfolgenden Prozesse mit dem neuen Gesetz sinken sollen, 
begrüssen wir. 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 7 
"Begriffe. In diesem Gesetz bedeuten: 

a. Einfuhr: das Verbringen von Waren in das Zollgebiet 
b. Ausfuhr: das Verbringen von Waren aus dem Zollgebiet 
c. Durchfuhr: das Befördern von Waren durch das Zollgebiet 
d. Person: natürliche oder juristische Person oder Personenvereinigung ohne eigene 

Rechtspersönlichkeit, die im Rechtsverkehr wirksam auftreten kann. 
e. Warenverantwortliche: 

1im grenzüberschreitenden Warenverkehr die Person, die die Ware im eigenen 
Namen ein-, aus- oder durchführt, auf deren Rechnung die Ware ein-, aus-  oder 
durchgeführt wird oder der die Ware im Zollgebiet zugeführt wird, 
2im Zollgebiet (Inlandabgaben): die abgabenpflichtige oder 
rückerstattungsberechtigte Person gemäss einem Erlass nach Artikel 4 Buch-
staben c–k; 

f. Datenverantwortliche: Person, welche die Warenanmeldung für den 
Warenverantwortlichen vornimmt; 

g. Transportverantwortliche: Person, die für den Transport verantwortlich ist und daher in 
der Warenanmeldung als mit dem Transport der Ware beauftragte Person bezeichnet 
ist; 

h. Aktivierung: Auslösen eines technischen Vorgangs, der die Verbindlichkeit einer 
elektronischen Eingabe bewirkt." 

 
SPEDLOGSWISS: Alle Funktionen und Rollen aller Beteiligten müssen im Gesetz 
unmissverständlich und klar beschrieben und geregelt werden. Im erläuternden Bericht ist 
zum einen von einer Person pro Rolle die Rede, zum andern aber von Rollenwechsel, nur 
nicht beim Warenverantwortlichen, obwohl dieser als juristische Person offensichtlich auch 
Datenverantwortlicher ist, wenn sein Personal Zollanmeldungen übermittelt. Eine 
Gleichbehandlung bei Rollenwechsel muss zwingend gewährleistet sein und alte Begriffe wie 
"Zollanmeldepflichtiger" müssen eliminiert werden. 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 10 
"Anmeldepflichtige 

1Anmeldepflichtig ist die Warenverantwortliche oder gegebenenfalls die 
Datenverantwortliche. 
2Anmeldepflichtig ist auch, wer den Verwendungszweck oder die Warenbestimmung einer 
Ware nach der Veranlagung ändert. 
3Ist eine Ware im Zeitpunkt des Verbringens über die Zollgrenze noch nicht angemeldet 
worden, so gilt die natürliche Person als anmeldepflichtig, die die Ware transportiert." 

 
Erläuternder Bericht Seiten 23-24. 
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SPEDLOGSWISS: In Artikel 10, Absatz 1 ist unklar, was mit "gegebenenfalls" gemeint ist. Aus 
unserer Sicht ist es klar, dass Warenverantwortliche und beauftragte Datenverantwortliche 
anmeldepflichtig sind. 
 
Zollabgabengesetz (ZoG), Artikel 10, Absatz 1 
"Zolltarif- und Ursprungsauskünfte 

1Das BAZG erteilt auf schriftliche Anfrage hin Auskunft über die zolltarifarische Einreihung 
und den präferenziellen Ursprung von Waren". 

 
SPEDLOGSWISS: Bei den Auskünften des BAZG fehlt uns die zeitliche Frist, in welcher eine 
beantragte Antwort erwartet werden kann, wie lange diese verbindliche Gültigkeit hat und 
dass die Auskunft rechtsverbindlich erfolgt. 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 11, Absatz 1 
"Warenbestimmung 
Im grenzüberschreitenden Warenverkehr müssen die Waren einer der folgenden 
Bestimmungen zugeführt werden: 

a. Der Einfuhr in den freien Verkehr 
b. Der Ausfuhr 
c. Der Durchfuhr 
d. Der vorübergehenden Einfuhr von Waren zur Bearbeitung, Verarbeitung oder 

Ausbesserung (aktive Veredelung)." 
 
SPEDLOGSWISS: Im gemeinschaftlichen Versandverfahren (gVV) ist innerhalb des EU-
Zollkodex (UZK in Artikel 79 ff.) das Heilen von Verfahrensfehlern vorgesehen. Die im VG 
vorgesehene Definition scheint uns eher missverständlich und international nicht abgestützt, 
was zu Unklarheiten führen wird. So ist beispielsweise der Begriff der Warenbestimmung 
international nicht bekannt, die Bezeichnung "Zollverfahren" hingegen ist allgemein 
verständlich. Die Wahl des Zollverfahrens muss nach unserem Dafürhalten frei bestimmbar 
bleiben und die Details zu Import/Export und Transit müssen im neuen Gesetz genau wie im 
alten Gesetz verankert sein. 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 15 
"Zugelassener Wirtschaftsbeteiligter (AEO): 

1Das BAZG verleiht Personen, die im Zollgebiet oder in den Zollausschlussgebieten 
ansässig sind, auf Gesuch den Status des zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten (Authorised 
Economic Operator, AEO), wenn sie die folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

a. die bisherige Einhaltung der Erlasse, die das BAZG vollzieht; 
b. das Vorhandensein eines Systems zur Führung der Geschäftsbücher und 

gegebenenfalls der Beförderungsunterlagen, dass die notwendigen Kontrollen 
durch das BAZG ermöglicht; 

c. die nachweisliche Zahlungsfähigkeit; 
d. die Einhaltung geeigneter Sicherheitsstandards." 

 
SPEDLOGSWISS: Wir beantragen die genaue Benennung der Personen als Transport-, 
Daten- und Warenverantwortliche, die im Zollgebiet oder in den Zollausschlussgebieten 
ansässig sind und auf Gesuch kostenfrei den Status des zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten 
(Authorised Economic Operator, AEO) erhalten unter Nutzungsmöglichkeit vereinfachter 
Verfahren, die nur mit diesem Status gewährt werden. Zudem sollte die länderübergreifende 
Anerkennung des AEO im Gesetz aufgenommen werden, wie auch die weitere Anwendbarkeit 
des ZVE-Verfahrens (Zugelassener Versender, zugelassener Empfänger). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 16 
" Anforderungen an gewerbsmässig tätige Datenverantwortliche: 

1Datenverantwortliche müssen über die erforderliche Eignung verfügen. 
2Der Bundesrat regelt die Eignungsvoraussetzungen." 

 
SPEDLOGSWISS: Wenn der Gesetzgeber Mindestanforderungen an Datenverantwortliche 
fordert, dann für alle. Die Voraussetzungen dürfen nicht nur für beauftragte 
Datenverantwortliche gelten, sondern auch für alle Warenverantwortliche, welche durch ihre 
Mitarbeitenden regelmässig Zollanmeldungen durchführen lassen. Im Sinne des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes ist es stossend, wenn diese Anforderungen nur für 
gewerbsmässig (sprich: professionelle und mittels Investitionen der Unternehmen 
ausgebildete Datenverantwortliche) gelten sollen. Es darf nicht sein, dass die öffentliche Hand 
(in diesem Falle die EZV) den freien Markt verzerrt und in Marktmechanismen eingreift. 
Eignungsvoraussetzungen und die Ausbildung in der Schweiz müssen der Wirtschaft 
vorbehalten bleiben. 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 21, Absatz 2 
"Abgabeschuldnerin und Abgabeschuldner 

2Das BAZG macht die Abgabeschuld vorerst bei der Warenverantwortlichen geltend. Kann 
die Warenverantwortliche die Abgabeschuld ganz oder teilweise nicht tilgen und ist eine 
genügende Sicherstellung nicht möglich, so haften die anderen Abgabeschuldnerinnen 
oder Abgabeschuldner solidarisch. Der Rückgriff unter ihnen richtet sich nach dem OR." 

 
SPEDLOGSWISS: Heute ist der Datenverantwortliche bei Verwendung des ZAZ-Kontos 
(Zentralisiertes Abrechnungsverfahren der Zollverwaltung) des Warenverantwortlichen aus 
gutem Grund von der Solidarhaftung ausgeschlossen. Wir beantragen zwingend auch 
weiterhin Ausschlüsse von der Solidarhaftung im Gesetz festzulegen. Im temporär gültigen 
Covid-19-Gesetz, Artikel 10, wurde eine Ausnahme von der Solidarhaftung ebenfalls 
berücksichtigt. Sowohl der National- wie auch der Ständerat haben dies ausdrücklich als 
dringlich anerkannt und beide gutgeheissen. Schliesslich sollte der Haftungszeitraum für 
Ausfallhaftung ("Tilgungszeitraum" respektive Feststellung der Tilgungsunfähigkeit) zeitlich 
eingegrenzt werden. 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 22, Absatz 1 
"Solidarhaftung der Datenverantwortlichen im Falle von Leistungs- und Rückleistungspflichten 
nach Artikel 12 VStrR. 

1Die Datenverantwortliche haftet nicht solidarisch, wenn die Abgabe in Anwendung von 
Artikel 12 des Bundesgesetzes vom 22. März 1974 über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) 
erhoben oder rückerstattet wird und die Datenverantwortliche an der Widerhandlung gegen 
die Verwaltungsgesetzgebung des Bundes kein Verschulden trifft." 

 
SPEDLOGSWISS: Die Datenverantwortlichen dürfen dann nicht solidarisch haften müssen, 
wenn die Abgabe in Anwendung von Artikel 12 des Bundesgesetzes vom 22. März 1974 über 
das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) erhoben oder rückerstattet wird und den 
Datenverantwortlichen an der Widerhandlung gegen die Verwaltungsgesetzgebung des 
Bundes kein Vorsatz nachgewiesen werden kann. Die Verjährungsfrist beträgt 5 Jahre nach 
erfolgter Aktivierung. 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 23 
"Solidarhaftung der Transportverantwortlichen. Die Transportverantwortliche haften nicht 
solidarisch, wenn sie oder die mit dem Warentransport betraute natürliche Person nicht in der 
Lage war zu erkennen, ob die Ware richtig angemeldet worden ist."  
 
SPEDLOGSWISS: Wir wollen vom Bundesrat erläutert haben, wie ein 
Transportverantwortlicher erkennen soll, ob eine Ware richtig angemeldet wurde. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 41, Absatz d 
"Erlass von Abgaben: 

d: in anderen Fällen, wenn aussergewöhnliche Gründe, die nicht die Bemessung der 
Abgaben betreffen, die Zahlung als besondere Härte erscheinen liessen." 

 
SPEDLOGSWISS: Der Erlass von Zollabgaben soll analog der Art. 64 Abs. 1 lit. d MWStG 
geregelt sein.  
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 44 
"Bewilligung für den Betrieb von Zolllagern und Steuerlagern. 

1Zolllager sind vom BAZG zugelassene Orte im Zollgebiet, an denen unverzollte und 
unversteuerte Waren gelagert und bewirtschaftet werden dürfen. 
2Steuerlager sind vom BAZG zugelassene Orte im Zollgebiet, an denen bestimmte ganz 
oder teilweise unversteuerte Waren gemäss den Erlassen nach Artikel 4 Buchstaben c–f 
gelagert, hergestellt, gewonnen, bewirtschaftet und bearbeitet werden dürfen 
3Die Betreiberin oder der Betreiber eine Zoll- oder Steuerlagers ist verantwortlich für 
dessen Betrieb und die Überwachung der Waren. 
4Wer ein Zoll- oder Steuerlager betreiben will, braucht eine Bewilligung des BAZG. Das 
BAZG kann die Bewilligung mit Auflagen versehen. 
5Die Bewilligung wird erteilt, wenn die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt: 

a. Sitz oder Wohnsitz im Zollgebiet; 
b. die bisherige Einhaltung dieses Gesetzes, der Abgabeerlasse und der NAE; 
c. das Vorhandensein eines Systems zur Führung der Geschäftsbücher und zur 

 Aufbewahrung von Unterlagen, dass die notwendigen Kontrollen durch das BAZG 
ermöglicht; 

d. die nachweisliche Zahlungsfähigkeit; 
e. das Vorhandensein einer geeigneten Infrastruktur und geeigneter 

 Sicherheitsstandards; 
f. die Mindestanzahl an Ein- und Auslagerungen; 

6Der Bundesrat kann weitere Bewilligungsvoraussetzungen vorsehen." 
 
SPEDLOGSWISS: Einige Mitglieder unseres Verbandes betreiben auch geschlossene 
Zollfreilager und vermieten als Lagerhalterinnen Flächen an national und international tätige 
Unternehmen. Die Mieter sind Ein-/Auslagerer. Die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche 
sind im Betrieb klar geregelt und richten sich streng nach den "Allgemeinen Bestimmungen 
Zollfreilager", Version 2 der EZV vom Januar 2017. Dieses Instrument der EZV ist ein 
geradezu beispielhaftes Regelwerk, wie es den involvierten Parteien, namentlich dem 
Gesetzgeber, den Exekutivbehörden und den privaten Unternehmen gelingt, strengste 
Auflagen einfach, pragmatisch und vor allem ökonomisch mit dem freien Wettbewerb zu 
verbinden. Das vorgeschlagene neue Zollgesetz aber lässt viele Fragen unbeantwortet und 
schränkt die Tätigkeiten der Wirtschaftsbeteiligten grundlos ein.  
 
Es ist daher in jedem Fall sicherzustellen, dass es im Zusammenspiel zwischen Betreiber der 
Zollfreilager (Lagerhalter) und den Kunden der Zollfreilager nicht zu einer Verschlechterung 
des Geschäftsmodells kommt. Artikel 44 beschreibt die Definition der Zolllager. Dies allerdings 
in einer Art und Weise, welche der Besonderheit von Zollfreilager und der Waren, welche in 
einem Zollfreilager eingelagert werden, nicht gerecht wird. Die heutigen Tätigkeiten der 
Zollfreilager unterscheiden sich von offenen Zolllagern. Dies muss zwingend auch im neuen 
Gesetz berücksichtigt werden. Eine Anpassung der Zollfreilager an offene Zolllagern 
widerspricht dem Sinn eines Zollfreilagers und würde die Tätigkeiten massiv einschränken 
oder gar verunmöglichen. Daher ist es unumgänglich, dass die Differenzierung zwischen 
Zollfreilager und offenen Zolllager (OZL) auch weiterhin gemacht wird. 
 
Die heute tätigen verbleibenden Zollfreilager in der Schweiz beherbergen kleinere Mengen 
von Waren mit hohen Warenwerten. Die jeweiligen Zollämter haben daher eine ganz klare 
und transparente Übersicht über die Tätigkeiten der Lagerbetreiber und über die Art und 
Menge der Waren, die sich in Zollfreilager befinden. Zollfreilager bieten keine finanziellen 
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Garantien, sie garantieren aber die Sicherheit des Zollbereiches mit organisatorischen 
Massnahmen, der Kontrolle der Mieter und der detaillierten Übersicht der Waren, die ein- und 
ausgelagert werden. Zollfreilager garantieren, dass die Bedingungen für alle sind. Die Werte 
der Waren, welche die Kunden in einem Zollfreilager einlagern, unterliegen heute keinen 
Abgaben oder finanziellen Sicherheiten. Dies ist auch ein Grund, warum Waren über 
Generationen in den Zollfreilagern eingelagert und weitergegeben wurden respektive werden. 
Da die Kontrollen der Zollfreilager sehr strikte durchgeführt werden, ist zu hinterfragen, ob 
man mit zusätzlichen Gebühren die Konkurrenzfähigkeit der Zollfreilager ohne Notwendigkeit 
verringern will. Denn die Zollverwaltung hat bei fragwürdigem Verhalten der Lageranbieter 
genügend Spielraum zum Erlass von Massnahmen zur Sicherung der Qualität und möglicher 
Abgaben. Unsere zusätzliche Forderung: die Ziffern d. und f. sind zu streichen. 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 56, Absatz 1 
"Aufbewahrung von Daten und Dokumenten: 

1Daten und Dokumente, die für die Anwendung dieses Erlasses erforderlich sind, sind bis 
zum Eintritt der absoluten Verjährung der Abgabeforderung sorgfältig und systematisch 
aufzubewahren und vor schädlichen Einwirkungen zu schützen." 

 
SPEDLOGSWISS: Eine absolute Verjährung bedeutet 15 Jahre und ist unverhältnismässig 
und mit hohem Aufwand verbunden. Daten und Dokumente, die für die Anwendung dieses 
Erlasses erforderlich sind, sind bis zum Eintritt der Abgabenfestsetzungsfrist gem. Artikel 30 
Absatz 1 (fünf Jahre nach Aktivierung) sorgfältig und systematisch aufzubewahren und vor 
schädlichen Einwirkungen zu schützen. Dies muss so im Gesetz verankert sein. 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 58, Absatz 1 
"Grundsatz: 

1Gegen Verfügungen des BAZG kann bei diesem innert 60 Tagen nach der Eröffnung 
Einsprache erhoben werden." 

 
SPEDLOGSWISS: Einsprachefristen von 60 Tagen sind aus unserer langjährigen Erfahrung 
viel zu kurz und insbesondere im Zusammenhang mit dem Wegfall von provisorischen 
Anmeldemöglichkeiten wirtschaftsschädigend und inakzeptabel. In der Vergangenheit sind 
viele mögliche und begründbare Einsprachen an zu kurzen Fristen und Fristverfall gescheitert. 
Diese Bedingungen auch im neuen Gesetz weiterführen zu wollen, bedeutet eine für uns nicht 
nachvollziehbare Härte. Wir beantragen deshalb eine Gleichbehandlung bei der Länge der 
Fristen, wie es sich auch das BAZG vorbehält. 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 84 
"Mitwirkungspflicht bei Kontrollen.  
Personen, die von einer Kontrolle betroffen sind, müssen, soweit zumutbar, in der vom BAZG 
verlangten Art und Weise an den Kontrollen mitwirken. Sie müssen namentlich: 

a. Angaben zu ihrer Person und den mitgeführten Waren machen; 
b. Ausweis- und Bewilligungspapiere vorlegen; 
c. Behältnisse, Waren und Transportmittel öffnen und wieder verschliessen; 
d. mündlich oder schriftlich Auskunft erteilen, Daten übermitteln, Geschäftsbücher, 

Belege und weitere Bescheinigungen sowie Urkunden über den Geschäftsverkehr 
vorlegen; 

e. Zugang zu Räumen und Anlagen, Waren, Transportmitteln, Dokumenten, Geräten, 
Anlagen zur Verarbeitung und Speicherung von Informationen gewähren; 

f. Waren und Transportmittel an einen vom BAZG festgelegten Ort verbringen; 
g. Waren aus- und wieder einladen." 

 
SPEDLOGSWISS: Für eine Kontrolle, die ohne konkreten Verdacht auf Widerhandlungen 
durchgeführt wird, gehen diese Mitwirkungspflichten im Lichte der Verhältnismässigkeit und 
des Datenschutzes zu weit. Hier fehlt die Differenzierung zur "normalen" Mitwirkungspflicht bei 
einer Warenanmeldung. Bei immer wiederkehrenden, üblichen Warenanmeldung ist nicht auf 
Geschäftsbücher, Geschäftsunterlagen oder Urkunden zurückzugreifen. Die Buchstaben d., e. 
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und f. sind inakzeptabel, da sie nicht der Verhältnismässigkeit genügen und müssen deshalb 
gestrichen werden. 
 
BAZG-Vollzugsabgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 128  
"Erbringen von gewerblichen Leistungen an Dritte: 

1Das BAZG kann Dritten gewerbliche Leistungen erbringen, wenn die Leistungen: 
a. mit seinen Aufgaben in einem engen Zusammenhang stehen; 
b. die Erfüllung seiner Aufgaben nicht beeinträchtigen; und 
c. keine bedeutenden zusätzlichen sachlichen und personellen Mittel erfordern; und 
d. keine Wettbewerbsverzerrungen verursachen, indem sie zu Marktbedingungen und 

ohne Quersubventionierungen erbracht werden. 
2Als gewerbliche Leistung gilt auch die Überlassung von Teilen der Infrastruktur des BAZG 
an Dritte." 

 
und 
 
BAZG-Vollzugsabgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 129 
"Entgelt: 

1Das BAZG verlangt für das Erbringen gewerblicher Leistungen an Dritte und für das 
Überlassen seiner Infrastruktur ein Entgelt. 
2Gewerbliche Leistungen sind auf der Grundlage einer Kosten- und Leistungsrechnung zu 
mindestens kostendeckenden Preisen zu erbringen." 

 
SPEDLOGSWISS:  Die Zollgesetzgebung darf das BAZG nicht zur Erschliessung neuer 
Geschäftsfelder legitimieren und mit Erbringung von gewerblichen Dienstleistungen den 
Wettbewerb mit bestehenden Angeboten am Markt verzerren. 1d. eröffnet dem BAZG die 
Möglichkeit, direkt eine solche Wettbewerbsverzerrung zu legitimieren. Das ist nicht statthaft. 
 
Zollabgabengesetz (ZoG), Artikel 22 
"Ordnungswidrigkeiten" 
  
und 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 133 

1" Mit Busse bis zu 5000 Franken wird bestraft, wer vorsätzlich oder bewusst fahrlässig 
verstösst: 
a. gegen eine durch das BAZG anwendbare Vorschrift, soweit deren Übertretung unter 

Hinweis auf die Strafdrohung dieser Bestimmung für strafbar erklärt wird; oder 
b. gegen eine unter Hinweis auf die Strafdrohung dieser Bestimmung an ihn gerichtete 

Verfügung. 
2Widerhandlungen gegen mündliche Anordnungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
BAZG oder gegen Anordnungen, die durch Signale oder Tafeln getroffen werden, werden 
mit Busse bis zu 2000 Franken bestraft. Für die Anordnung ist kein Hinweis auf die 
Strafdrohung dieser Bestimmung erforderlich." 

 
SPEDLOGSWISS: Wir können nicht nachvollziehen, weshalb nur bei Variante 2 "bewusst 
fahrlässig" gestrichen wird. Dies muss bei der Variante 1 ebenfalls gestrichen werden. Wir 
sind klar für die Variante 1. Strafverfolgung betrifft alle Wirtschaftsbeteiligten in gleichem 
Ausmass. Somit sind nicht nur gewerblich tätige Zolldeklaranten von der künftigen 
Strafenpraxis vom Zoll betroffen, sondern auch diejenigen Unternehmen, die durch ihre 
Mitarbeitenden Verzollungen durchführen lassen (die neu unter dem Begriff "Warenanmelder" 
inkludiert sind). Die Hauptzahl der heute ausgesprochenen Bussen sind in den Beispielen 1 
und 2 der EZV dargestellt. Sie betreffen häufig (neben den Zollwiderhandlungen) auch die 
Abgaben im Bereich MWST und VOC (flüchtige organische Verbindungen). Der Verstoss im 
Sinne von typischen Arbeitsfehlern von allen Daten- und Warenanmeldern wird mit der 
Variante 1 nicht mehr gebüsst, was im Sinne aller Beteiligten – auch der Zollverwaltung – sein 
muss. Der Verzicht von Bussen gilt dann unabhängig davon, welche Abgabe (Zoll, VOC, 
MWST, etc.) von diesem Arbeitsfehler betroffen ist. Somit profitieren künftig alle davon, wenn 
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solche Fehler nicht gebüsst werden. Dieser Verzicht auf Strafverfolgung ist aber nur mit der 
Wahl der Variante 1 im BAZG-VG möglich. Demgegenüber werden mit der Variante 2 
typische Arbeitsfehler weiterhin gebüsst, was im Sinne einer anzustrebenden, vernünftigen 
Lösung mit Augenmass völlig fehl am Platz wäre. Deshalb nochmals unsere klare Forderung: 
Variante 1 ist die ausgeglichene Variante, die zu wählen ist, wobei die "bewusste 
Fahrlässigkeit" in Art. 22 ZoG zu streichen ist. 
 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG), Artikel 140, Artikel 1 
"Gebühren. 

1Das BAZG erhebt Gebühren für Verfügungen, Dienstleistungen und besondere amtliche 
Verrichtungen, die bei der Erfüllung seiner Aufgaben anfallen, namentlich für Bewilligungen 
nach den Artikeln 44 und 45, die Anordnung von Sicherheitsleistungen und 
Betriebsprüfungen, soweit diese zu Beanstandungen führen. Vorbehalten bleibt Artikel 62." 
2Der Bundesrat regelt die Gebühren im Rahmen von Artikel 46a des Regierungs- und 
Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 1997." 

 
SPEDLOGSWISS: Eine Ausweitung von Gebühren bedeutet eine zusätzliche finanzielle 
Belastung der Wirtschaft durch Mehrkosten und verhindert kostengünstige Verfahren. Eine 
Bundesaufgabe sollte sein, Gebühren ausschliesslich für amtliche Verrichtungen zu erheben 
und nicht zum Inhalt haben, Gewinn zu erwirtschaften, da deren Tätigkeit bereits durch 
Steuererhebung finanziert wird. Wir beantragen den Verzicht einer Ausweitung von Gebühren. 
 
Wir danken Ihnen, sehr geehrter Herr Bundesrat, für die Berücksichtigung unserer Anliegen 
und konkreten Vorschläge. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
SPEDLOGSWISS 
Verband schweizerischer Speditions- und Logistikunternehmen  
 
 
 
 
 
 
 
NR Thomas de Courten Thomas Schwarzenbach 
Präsident Direktor 
 
 
 
Beilage: -Offizielles Antwortformular mit unseren detaillierten Antworten (34 Seiten). 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

3/34 

 
 

  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

4/34 

 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

SPEDLOG siehe unser Schreiben Stellungsnahme  

SPEDLOG       

SPEDLOG       

SPEDLOG       

SPEDLOG       

SPEDLOG       

SPEDLOG       

SPEDLOG       

SPEDLOG       

SPEDLOG       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

SPEDLOG 
1       a Diese Aussage steht im Widerspruch zu Art. 140. BAZG-

VG. Alle vom Zoll angebotenen Zollverfahren  müssen 
wirtschaftsfreundlich und kostenfrei angeboten werden.  

Mit diesem Gesetz soll die Erhebung der 
Abgaben harmonisiert und die 
Voraussetzungen für einfache und für die 
Wirtschaft kostenfreie Verfahren 
geschaffen werden 

SPEDLOG 
7             Es müssen alle Rollen im Gesetz unmissverständlich 

und klar  beschrieben und geregelt werden. Eine 
Gleichbehandlung ist ausschlaggebend für Abgaben- 
und weitere Pflichten. Pro Rolle soll nur eine Person 
erfasst sein (Erl. S. 18) In Art. 7 und Erläuterungen wird 
jedoch klar, dass alle drei Beteiligten verschiedene 
Rollen haben können. Auch der Warenverantwortliche 
ist ein Datenverantwortlicher, wenn er die 
Zollanmeldung im eigenen Namen durchführt. Die alten 
Begriffe wie "Zollmeldepflichtiger" sind wegzulassen.  

Es müssen alle Rollen im Gesetz 
unmissverständlich und klar  beschrieben 
und geregelt werden 

SPEDLOG 
7       f Dies ist falsch und lässt den Eindruck entstehen, dass 

dies nur Personen sind, die nicht Warenverantwortliche 
sind. Warenverantwortliche juristische Personen sind 
gem. Erläuterungen jedoch ebenfalls 
"Datenverantwortliche" , wenn Ihre Arbeitnehmer die 
Abmeldung für Sie durchführen.  

Es muss heissen: Datenverantwortliche 
sind alle juristische Personen, die 
Warenanmeldungen vornehmen. Dies 
können von Warenverantwortlichen 
beauftragte Datenverantwortliche sein, 
oder der Warenverantwortliche selbst, der 
die Anmeldungen von seinen 
Arbeitnehmern durchführen lässt.  

SPEDLOG 
7       g Definition "Für den Transport verantwortlich" ist 

ungenau.  Da bei einer Vielzahl der Transporte unklar 
ist, wer den Transport durchführt, kann er nicht in der 

Es muss heissen: 
Transportverantwortliche, sind die mit dem 
Transport beauftragten juristischen 
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Warenanmeldung genannt sein. Die Angabe des 
Transportmittels ist ausreichend. Nicht abschliessend 
genannte Beispiele dazu sind Sammelsendungen, 
Unterbeauftragung, Reihengeschäfte, gebrochene 
Transporte, Container.  

Personen. Diese können auch 
Datenverantwortliche sein. Auf eine 
Nennung in der Anmeldung ist zu 
verzichten. Die Definition des 
Transportverantwortlichen ist zu 
präzisieren 

SPEDLOG 
45 1       Die Bewilligung sollte durch den Bundesrat erfolgen , 

nicht durch das BAZG und auf Stufe Verordnung genau 
geregelt 

Der Bundesrat kann auf Flugplätzen den 
Betrieb von Ladengeschäften bewilligen ff.  

SPEDLOG 
8 1       durchgeführt erscheint missverständlich Änderungsantrag: Eine Anmeldepflicht 

besteht bei Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
Waren oder, wenn Waren einer 
Inlandabgabe unterliegen. 

SPEDLOG 
8 3       Beim Wechsel des Zweckes einer Ware muss definiert 

genau werden, wer zur Warenameldung verpflichtet ist.  
Es muss konkretisiert werden, in wessen 
Verantwortung die erneute Anmeldung 
liegt  

SPEDLOG 
8 5       Aus rechtsstaatlichem Prinzip müssen zumindest die 

Ausnahmen in den Grundzügen bzw. die 
Rahmenbedingungen im Gesetz festgelegt werden.  

Die Ausnahmen im Gesetz nennen  

SPEDLOG 
9 1       Es werden hiermit alle Begleitdokumente zu jeder 

Warenanmeldung gefordert.Dies widerspricht dem Ziel 
einfacher, kostengünstiger Verfahren für die Wirtschaft 
anzubieten und stellt eine unangemessene Ausweitung 
zu heute dar mit unverhältnismässigen Aufwand und 
Kosten für die Wirtschaft als Folge 

Text ändern in : Die Warenanmeldung 
muss elektronisch oder in einer anderen 
vom Bundesrat zugelassenen Form 
erfolgen. Notwendige Begleitdokumente 
müssen nur bei zeitnahen Warenkontrollen 
übermittelt werden.  

SPEDLOG 
9 2 b Diese Verbindlichkeit muss auf Stufe Verordnung 

geregelt werden.  
Änderngsantrag : Der Bundesrat legt fest, 
wo und zu welchem Zeitpunkt die 
Warenanmeldung als verbindlich 
angenommen ist, wenn die 
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Warenanmeldung nicht elektronisch 
übermittet wurde. 

SPEDLOG 
9 4       Muss durch den Bundesrat erfolgen Der Bundesrat regelt, welche anderen 

Formen der Warenanmeldung zugelassen 
sind, und den Zeitpunkt, in dem die 
Warenanmeldung als angenommen gilt, 
wenn sie in einer anderen vom Bundesrat 
zugelassenen Form übermittelt wird. 

SPEDLOG 
10 1       Voraussetzungen für Anmeldepflicht müssen klar 

definiert sein, ein ggf. genügt diesem Anspruch nicht  
Änderungsantrag: Anmeldepflichtig ist die 
Warenverantwortliche, die als juristische 
Person als Datenverantwortliche handelt 
oder die von dieser beauftragten 
Datenverantwortliche. 

SPEDLOG 
10 3       Die natürliche Person ist der Fahrer des Fahrzeugs, der 

nur für seine eigenen persönlichen Waren, die er 
mitführt, verantwortlich sein darf, und nicht für die 
Waren, die er als Warenführer gegen Auftrag  
transportiert.  

Ist etwas anderes damit gemeint, muss es 
anders und klar formuliert werden  

SPEDLOG 
16                   Artikel 16 ist komplett zu streichen und 

allenfalls zu ersetzen, mit den bisherigen 
Voraussetzungen gemäss alter 
Zollverordnung Art.233  

SPEDLOG 
16 1       Es ist an sich schon stossend, Anforderungen auf 

gewerbsmässig tätige Datenverantwortliche zu 
beschränken. Anforderungen an Datenverantwortliche 
müssen für beauftragte Datenverantwortliche und alle 
Warenverantwortlichen mit eigenen Arbeitnehmern, die  
regelmässig Zollanmeldungen durchführen im Sinne des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes, gleich gelten. 

Datenverantwortliche und 
Warenverantwortliche müssen über eine 
erforderlichen Eignung verfügen.  
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Entsprechend müssen auch beide genannte 
Verantwortliche über die erforderliche Eignung verfügen. 

SPEDLOG 
11             Der Begriff Warenbstimmung ist international nicht 

bekannt 
Ändern in "Zollverfahren", da klar 
verständlich 

SPEDLOG 
11 1       Die im alten ZG klare Aussage, dass die Zollverfahren 

wählbar sind, fehlt. Die Wählbarkeit ist ein Grundpfeiler, 
welcher den Wirtschaftsfbeteiligten ermöglicht, das für 
ihn adäquate und kostengünstigste Zollverfahren zu 
wählen. 

Änderungsantrag: Im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr 
kann für die Waren eine der folgenden 
Warenbestimmungen ausgewählt werden. 

SPEDLOG 
44             Artikel 44 beschreibt die Definition der Zolllager. Dies 

aber in einer Art und Weise, welche der Besonderheit 
von Zollfreilager und der Waren, welche in einem 
Zollfreilager eingelagert werden nicht entspricht. Die 
heutigen Tätigkeiten der Zollfreilager unterscheiden sich 
von offenen Zolllagern und muss auch im neuen Gesetz 
berücksichtig werden. Eine Anpassung der Zollfreilager 
an offene Zolllagern widerspricht dem Sinn eines 
Zollfreilagers und würde die Tätigkeiten massiv 
einschränken oder gar verunmöglichen. Mit der 
Annahme dieses Vorschlags würden die 
Geschäftstätigkeiten massiv eingeschränkt oder gar 
verunmöglicht. Daher ist es unumgänglich, dass die 
Differenzierung zwischen Zollfreilager und offenen 
Zolllager (OZL) auch weiterhin gemacht wird.Die heute 
tätigen verbleibenden Zollfreilager in der Schweiz 
beherbergen kleinere Mengen von Waren, jedoch mit 
sehr grossen Warenwert. Die Tätigkeiten der 
Zollfreilager sind hauptsächlich die Vermietung von 
Räumen an die verschiedenen Kunden. Wobei hier 
strikte Vorgaben bezüglich Ein- und Auslagerungen und 
der Inventarisierung der Waren bestehen. Die jeweiligen 
Zollämter haben daher eine ganz klare und transparente 

Es muss im Gesetz klar die Möglichkeit 
von Zollfreilagern und offenen Zolllagern 
geben und die Regelungen dazu. Das be-
stehende Zollagergesetz soll übernommen 
werden 
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Übersicht über die Tätigkeiten resp. die Art und Menge 
der Waren, die sich in Zollfreilager befinden  

SPEDLOG 
44 5  e + f  Sicherheitsstandards müssen so nicth im Gesetz 

genannt werden und Mindestmengen bedeuten eine 
nicht nachvollziehbare Einschränkung  

Sicherheitsstandards in 5 e streichen und 
ef komplett streichen 

SPEDLOG 
11 1 d Heute werden im e-dec unterschiedliche Anforderungen 

an Reparatur/Ausbesserung gegenüber der effektiven 
Veredelung gestellt. So ist als ein Bsp. der ARV immer 
eine Nichthandelsware. Gerade die Reparatur soll ohne 
Bewilligung in beiden Verkehrsrichtungen möglich sein. 
Sie sollte deshalb als sperate Warenbestimmung 
aufgeführt werden. So könnte eine Warenanmeldung 
effizienter und einfacher vorgenommen werden. 

d. neu: der vorübergehenden Einfuhr von 
Waren zur Bearbeitung und Verarbeitung 
(aktive Veredelung);                                  
e. neu: der vorübergehenden Einfuhr von 
Waren zur Ausbesserung (Reparatur).  

SPEDLOG 
11 1 e Auch hier als separate Warenbestimmung aufzuführen. 

So könnte eine Warenanmeldung effizienter und 
einfacher vorgenommen werden. 

f neu: der vorübergehenden Ausfuhr von 
Waren zur Bearbeitung oder Verarbeitung 
(passive Veredelung).                                
g. neu: der vorübergehenden Ausfuhr von 
Waren zur Ausbesserung (Reparatur). 

SPEDLOG 
11 1 f       unverändert übernehmen, neuer 

Unterpunkt : h. 

SPEDLOG 
11 1 g       unverändert übernehmen, neuer 

Unterpunkt : h. 

SPEDLOG 
11 1 h Die Verwendung der Ware zu einem bestimmten Zweck 

sollte eine eigene Warenbestimmung (Zollverfahren) 
sein. So ist auch der nachträgliche Wechsel des 
Verwendungszweckes eine eigene Warenbestimmung 
(Zollverfahren) 

j neu: Ware zur Vewendung eines 
bestimmten Zweckes, die zu einer 
zollbegünstigten Einfuhr führt 
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SPEDLOG 
11 3       Hier muss auch eine Anpassung vorgenommen werden. 

Die Ausbesserung soll nicht bewilligungspflichtig sein. 
Änderungsantrag: Die 
Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 
Buchstabe c, d, f und h - j  bedürfen einer 
Bewilligung des BAZG. Die Bewilligung 
kann mit Bedingungen und Auflagen 
versehen werden und ist in der Regel zu 
befristen. 

SPEDLOG 
12 2       Es sollen nicht mehrere in die Warenanmeldung 

eingreifen . Der Transportverantwortliche soll nicht die 
Referenzierung direkt in der Zollanmeldung vornehmen. 
Eine Referenzierung direkt in der Warenanmeldung 
sollte nur der Datenverantwortliche (beauftragte oder 
Angestellte des Warenverantwortlichen).  

Änderungsantrag: Der 
Referenzierungspflicht in der Anmeldung 
unterliegt die Datenverantwortliche. Wenn 
es keine solche gibt, der 
Warenverantwortlichen. 

SPEDLOG 
12 5       Die Kompetenz muss beim Bundesrat liegen, zudem 

müssen die Rahmenbedingungen im Gesetz festgelegt 
werden, wie z.B. beim heute bestehendem ZVE 

Der Bundesrat regelt die Modalitäten zur 
Referenzierung, deren Ausnahmen und 
Darstellung der Rahmenbedingungen  

SPEDLOG 
13 4       Hier fehlt die klare Abgrenzung zu Artikel 2b). Das 

BAZG gibt sich hier ein weitgehende Kompetenz mit 
einem starken Eingriff in die Entscheidungshoheit von 
Transport-, Daten- oder Warenverantwortlichen. Die 
Aktivierung des BAZG darf nur in Absprache mit den 
Aktivierungspflichtigen erfolgen. 

Änderungsantrag: Fehlt im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr die 
Aktivierung der Warenanmeldung und ist 
es keine gemäss Art. 2 b., so kann das 
BAZG diese nur in Absprache mit dem 
Anmeldepflichtigen von Amtes wegen 
vornehmen. 

SPEDLOG 
14 1       Stand heute sind selten lückenlos die erforderlichen 

Angaben einer Warenameldung vor dem Grenzübertritt 
vorhanden. Bsp. Stückgutverkehr. Enstprechend ist die 
"muss" Formulierung abzuschwächen. So soll auch die 
momentan bestehenden Praxis, eine Aktivierung im 
Zollgebiet möglich sein. Der ZVE soll bestehen bleiben.  

Änderungsantrag: Im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr 
kann die elektronische Warenanmeldung 
im Zeitpunkt des Verbringens der Ware 
über die Zollgrenze aktiviert werden. 
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SPEDLOG 
14 3       Basierend auf dem von uns neu vorgeschlagnen Art. 15, 

welcher generell dem Bundesrat die Möglichkeit gibt 
Vereinfachungen auf Verordnungsstufe zu ermöglichen. 
Dies auch auf mögliche Vereinfachungen in Zukunft. 

Änderungsantrag : Er kann für die 
Ausnahmen nach Absatz 2 eine 
Bewilligungspflicht gemäss Artikel 15 
vorsehen. Die Bewilligung kann an 
Auflagen geknüpft werden betreffend: 

SPEDLOG 
14 6       Zur Rechtssicherheit soll dies in der Verordnng genau 

geregelt werden. So ist der Zeitpunkt der Aktivierung 
und auch die Ort der Aktivierungvon grosser Wichtigkeit 
für alle Verfahrensbeteiligten 

Änderungsantrag: Der Bundesrat regelt 
die Art und Weise der Aktivierung. Es 
bestimmt für den grenzüberschreitenden 
Warenverkehr die Orte der Aktivierung. 

SPEDLOG 
48 1       Dies klingt verwirrend und sollte präzisiert werden.  Änderungsantrag : Schriftverkehr wird 

über das Informationssystem nach Art. 67 
geführt.  

SPEDLOG 
48 2       Schriftliches Zollverfahren oder Zolldokumente, wie z.B. 

das Carnet ATA fehlen in der Aufzählung 
Änderungsantrag: Der Bundesrat bestimmt 
die Ausnahmen, insbesondere für den 
Reiseverkehr , die schriftlichen Verfahren 
sowie für Verfahren, die von Amtes wegen 
eingeleitet werden. 

SPEDLOG 
77 2       Gibt es Abkommen für Kontrollen im 

Zollausschlussgebiet? Die Frist für Kontrollen muss 
genannt werden.  

Änderungsantrag : Im Zollgebiet kann das 
BAZG Kontrollen durchführen. Das 
Kontrollrecht endet ein Jahr nach der 
Wareneinfuhr. Vorbehalten bleibt die 
Eröffnung einer Strafuntersuchung. Soweit 
es: 

SPEDLOG 
77 2 a die Frist zur Kontrolle ist analog dem alten ZG auf ein 

Jahr zu beschränken 
Änderungsantrag: Im Zollgebiet kann das 
BAZG Kontrollen durchführen. Das 
Kontrollrecht endet ein Jahr nach der 
Wareneinfuhr. Vorbehalten bleibt die 
Eröffnung einer Strafuntersuchung. Soweit 
es) 
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SPEDLOG 
80 2       Domizil kann weggelassen werden. Ist eine alte 

Begrifflichkeit und muss aufgrund des Kontrollrechtes im 
ganzen Zollgebiet nicht speziell  erwähnt werden 

Änderungsantrag : Er kann im Zollgebiet 
Kontrollen bei den Transport- , Daten- und 
Warenverantwortlichen ohne 
Vorankündigung durchführen. 

SPEDLOG 
81             Die Bezeichnung "alle" ist zu restriktiv und ist zu 

entschärfen. 
Änderungsantrag: Das BAZG kann die 
erforderlichen Handlungen an Waren, die 
zur Feststellung des Sachverhalts 
notwending sind, vornehmen. Es ist befugt 
Warenproben zu entnehmen. Diese sind 
auf das Notwendigste zu beschränken. 

SPEDLOG 
83 1       Da der Aufwand unterschiedlich hoch sein kann, ist ein 

Pauschalbetrag nicht akzeptabel, es muss 
aufwandsgerecht verrechnet werden.Zudem muss dies 
auch für den Transportverantwortlichen möglich sein. 

Änderungsantrag: Datenverantwortliche 
und Transportverantwortliche können für 
die Kosten, die ihnen durch eine physische 
Kontrolle entstehen, ihren Aufwand 
verrechnen.  

SPEDLOG 
84             Wer ist genau mit "Personen" gemeint Änderungsantrag: Transport-, Daten- und 

Warenverantwortliche, die von einer 
Kontrolle betroffen sind, müssen, soweit 
zumutbar, in der vom BAZG verlangten Art 
und Weise an den Kontrollen mitwirken. 

SPEDLOG 
84       a Der Warenführer muss Angaben zu seiner Person und 

den mitgeführten Waren machen. Das BAZG kann die 
Ausweis- und Bewilligungspapiere prüfen. Der Begriff 
"Warenführer" ist ebenfalls im neuen ZG zu definieren. 

Der Warenführer muss Angaben zu seiner 
Person und den mitgeführten Waren 
machen. Das BAZG kann die Ausweis und 
Bewilligungspapiere prüfen. Der Begriff 
des Warenführers ist zu definieren.  

SPEDLOG 
84       b ist in a) integriert und kann deshalb gestrichen werden. b) streichen 
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SPEDLOG 
84       c Abschliessende Aufzählung in der Verordnung 

erforderlich; Vor allem die Problematik von Gefahrgut 
oder anderen exponierten Warengattungen 

Änderungsantrag: Behältnisse, Waren und 
Transportmittel öffnen und wieder 
verschliessen, sofern es sich nicht um 
exponierte Ware handelt. Der Bundesrat 
regelt das Vorgehen. 

SPEDLOG 
84       d Für eine Kontrolle, die ohne konkreten Verdacht auf 

Widerhandlungen durchgeführt wird, sind diese 
Mitwirkungspflichten in Bezug auf die 
Verhältnismässigkeit  zu weit gehend. Hier fehlt die 
Differenzierung zu der "nomalen" Mitwirkungspflicht, bei 
einer  Warenanmeldung. Bei immer wiederkehrenden, 
üblichen Warenanmeldung ist nicht auf 
Geschäftsunterlagen oder Urkunden zurückzugreifen. 

Änderungsantrag: mündlich oder schriftlich 
Auskunft erteilen, Daten übermitteln, 
Belege und weitere Bescheinigungen 
vorlegen; 

SPEDLOG 
84       f Hier ist eine Differenzierung erforderlich. Änderungsantrag: f) Waren an einen vom 

Warenverantwortlichen in Absprache mit 
dem BAZG festgelegten Ort verbringen 

SPEDLOG 
84       g       g) Transportmittel an einen vom BAZG 

festgelegten Ort verbringen. 

SPEDLOG 
84       h        h anstelle g: Waren aus- und wieder 

einladen.  

SPEDLOG 
18 2       Es darf keine Schätzung bei Unvollständigkeit und bei 

Zweifel an der Richtigkeit vorgenommen werden. 
Änderungsantrag: Das BAZG kann die 
Bemessungsgrundlage der von ihm zu 
erhebenden Abgaben nach 
pflichtgemässem Ermessen schätzen, 
wenn keine Warenanmeldung vorliegt.  

SPEDLOG 
50 1       Und wann werden  Eingaben in schriftlicher Form 

verbindlich? 
2 neu: : Der Bunderat regelt die 
Verbindlichkeit bei anderen als 
elektronischen Eingaben. 
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SPEDLOG 
50 2             2 wird zu 3 

SPEDLOG 
17 3       Es kann nicht verlangt werden, jederzeit zur Verfügung 

zu stehen  
Änderungsantrag: Es kann von den 
Verfahrensbeteiligten weitere erforderliche 
Angaben verlangen. 

SPEDLOG 
55 1       Das Prinzip der Verhältnismässigkeit muss auch hier 

gewahrt werden. 
Die Verfahrensbeteiligten müssen an der 
Ermittlung des relevanten Sachverhalts 
soweit möglich, zumutbar und 
verhältnismässig mitwirken, damit das 
BAZG die Veranlagung der Abgaben 
sowie die Prüfung der Warenanmeldung 
hinsichtlich der nichtabgaberechtlichen 
Erlasse vollständig und richtig vornehmen 
kann. 

SPEDLOG 
55 2       Dies erscheint uns auch hier zu weit gefasst. Gestützt 

auf Art. 13 VwVG besteht die Mitwirkungspflicht im 
Rahmen des Verfahrens nur in bestimmten Fällen und 
daher muss in allen anderen Fällen (siehe Art. 13 Abs. 1 
lit. c VwVG) eine Mitwirkungspflicht im Spezialgesetz 
vorgesehen sein. Die Schranken der Zumutbarkeit und 
die Verhältnismässigkeit sind auch hier zu beachten.  

Änderungsantrag: Sie müssen auf 
Verlangen insbesondere mündlich oder 
schriftlich Auskunft erteilen, Daten 
übermitteln, Belege und weitere 
Bescheinigungen vorlegen. 

SPEDLOG 
53 1       Diese Frist sollte erweitert werden Änderungsantrag: Die Verfügung gilt im 

Zeitpunkt des erstmaligen Abrufs als 
eröffnet, spätestens jedoch am 14. Tag 
nach der Übermittlung. 

SPEDLOG 
53 4             Das muss auch für das BAZG gelten. 

SPEDLOG 
56 1       Eine absolute Verjährung bedeutet 15 Jahre und ist 

unverhältnismässig und mit hohem administrativen und 
teurem Aufwand verbunden 

Änderungsantrag: Daten und Dokumente, 
die für die Anwendung dieses Erlasses 
erforderlich sind, sind bis zum Eintritt der 
Abgabenfestsetzungsfrist gem. Artikel 30 
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Absatz 1 (fünf Jahre nach Aktivierung) 
sorgfältig und systematisch 
aufzubewahren und vor schädlichen 
Einwirkungen zu schützen. 

SPEDLOG 
56 2       Die "Personen" müssen abschliessend im Gesetz 

genannt werden. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit 
kann nicht verlangt werden, dass jeder Verantwortliche 
verpflichtet ist, gewisse Unterlagen aufzubewahren und 
Daten zu sichern.  

Die Aufbewahrungspflichtigen sind vom 
Bundesrat zu bestimmen. Der Bundesrat 
regelt den Umfang die 
Aufbewahrungspflicht und die 
Voraussetzungen an die Datenhaltung.  

SPEDLOG 
56 2       Die Ermächtigungsgrundlage wie im alten ZG fehlt. 

Diese ist hier als Delegation generell festzuhalten und 
ermöglicht auch zukünftige noch nicht bekannte 
Vereinfachungen zu legitimieren 

Äncderungsantrag: Der Bundesrat kann 
Vereinfachungen im Zollbereich vorsehen. 
Er regelt die Voraussetzungen. 

SPEDLOG 
15 1       Nennung "Personen" ist  zu ungenau. Das BAZG ist verantwortlich für die 

gegenseitige Anerkennung des AEO und 
stellt sicher, dass 
Verfahrensvereinfachungen gewährt 
werden. Das BAZG verleiht den Transport-
, Daten- oder Warenverantwortlichen, die 
im Zollgebiet oder in den 
Zollausschlussgebieten ansässig sind, auf 
Gesuch kostenfrei den Status des 
zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten 
(Authorised Economic Operator, AEO), 
wenn sie die folgenden Voraussetzungen 
erfüllen: 

SPEDLOG 
15 2       Ausser dem AEO-Status sind keine weiteren 

Möglichkeiten zur Verfahrenserleichterung / 
Vereinfachungen auf Gesetzesebene vorgesehen 

Es muss Verfahrenserleichterungen für 
AEO geben, die im Gesetz genannt 
werden.Damit weitere Vereinfachungen im 
Zollbereich auf Gesetzesstufe verankert 
sind, muss der Absatz 2 zum Artikel 15 
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hinzugefügt werden (analog altem 
Zollgesetz). : „Der Bundesrat kann 
Vereinfachungen im Zollverfahren 
vorsehen.Er regelt die Voraussetzungen.» 

SPEDLOG 
46 1       Auch der Warenverantwortliche ist  in der 

Verantwortung. Gegen ihn sollen auch administrative 
Massnahmen ergriffen werden können. Unklare 
Unterscheidung 

Änderungsantrag: Das BAZG kann gegen 
Inhaberinnen und Inhaber einer von ihm 
erteilten Bewilligung (Daten- oder 
Warenverantwortliche) administrative 
Massnahmen ergreifen, wenn diese: 

SPEDLOG 
46 1 a Eignungsvoraussetzungentferene, ist schon Teil der 

Voraussetzung für Bewilligung  
Änderungsantrag: die Voraussetzungen 
für eine erteilte Bewilligung nicht mehr 
erfüllen; 

SPEDLOG 
19 1 a Sollte es nicht  heissen aktiviert anstelle von 

angemeldet?  
Änderungsantrag: bei Waren, die ein- oder 
ausgeführt werden: im Zeitpunkt, in dem 
die Warenanmeldung aktiviert wird. 

SPEDLOG 
19 2             Voraussetzungen für eine Abgabeschuld 

sind im Gesetz zu regeln 

SPEDLOG 
19 2 a       Voraussetzungen für eine Abgabeschuld 

sind im Gesetz zu regeln 

SPEDLOG 
19 2 b       Voraussetzungen für eine Abgabeschuld 

sind im Gesetz zu regeln 

SPEDLOG 
21 2       Stand heute haftet der Datenverantwortliche bei 

Verwendung des ZAZ-Kontos des Importeurs auch nicht 
solidarisch. Dies muss beibehalten werden. Es muss 
Ausschlüsse von der Solidarhaftung geben, wie im alten 
ZG. 

Änderungsantrag: Das BAZG macht die 
Abgabeschuld vorerst bei der 
Warenverantwortlichen geltend. Ist bei der 
Warenverantwortlichen die Abgabeschuld 
uneinbringlich und ist eine genügende 
Sicherstellung nicht möglich, so haften die 
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Daten- und Transportverantwortliche nicht 
solidarisch.  

SPEDLOG 
22 1       Die Verjährungsfrist muss auf Gesetzesstufe festgelegt 

werden. 
Änderungsantrag: Die 
Datenverantwortliche haftet nicht 
solidarisch, wenn die Abgabe in 
Anwendung von Artikel 12 des 
Bundesgesetzes vom 22. März 1974 über 
das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) 
erhoben oder rückerstattet wird und der 
Datenverantwortlichen an der 
Widerhandlung gegen die 
Verwaltungsgesetzgebung des Bundes 
kein Vorsatz nachgewiesen werden kann. 
Die Verjährungsfrist beträgt 5 Jahre nach 
erfolgter Aktivierung. 

SPEDLOG 
23             Es muss eine Beweislastumkehr erfolgen. Es soll nicht 

sein, dass der Fahrer oder Transportunternehmer den 
Beweis erbringen muss, dass er nicht erkennen konnte.  

Das BAZG muss beweisen, dass die 
Transportverantwortliche, oder mit dem 
Transport betraute Person, in der Lage 
war, zu erkennen, ob die Ware richtig 
angemeldet wurde. 

SPEDLOG 
28 1             Für  den Ausfall von elektronischen 

Verfahren soll das Notfallszenario im 
Gesetz dargestellt werden. 

SPEDLOG 
28 2       Das sollte nicht die Entscheidung des BAZG sein. 

Analog dem alten ZG ist die Kompetenz beim EFD oder 
allenfalls beim Bundesrat 

Das EFD legt die Zahlungsfristen und die 
Voraussetzungen für 
Zahlungserleichterungen fest. 

SPEDLOG 
30 1             Änderungsantrag: Die Abgabeschuld 

verjährt drei Jahre nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem sie fällig geworden 
ist. 
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SPEDLOG 
33             Es muss auch Ausnahmen von einer Sicherheitsleistung 

geben  
Änderungsantrag: Abgabeforderungen 
werden durch eine Sicherheitsleistung 
sichergestellt, sofern vorgesehen. Können 
sie damit nicht genügend sichergestellt 
werden, so erlässt das BAZG eine 
Sicherstellungsverfügung oder macht das 
Pfandrecht geltend. 

SPEDLOG 
39             Da aufgrund der Auslegung des Begriffes "irrtümlich" nur 

die aktiven Fehler des BAZG relevant sind und dies fast 
nie vorkommt, kommt dieser Artikel schon heute nicht 
zur Anwendung und kann gestrichen werden.  

Allenfalls ändern in: Hat das BAZG  eine 
von ihm zu erhebende Abgabe nicht oder 
zu niedrig oder einen zurückerstatteten 
Abgabenbetrag zu hoch festgesetzt, so 
kann es den geschuldeten Betrag 
nachfordern, wenn es die entsprechende 
Absicht innerhalb der Verjährungsfrist der 
Abgabenschuld gem. Art. 30 Abs. 1 
mitteilt. Gleichenfalls gilt, dass die 
Abgabenschuldnerin auch nachträglich 
Rückerstattung von Abgaben geltend 
machen kann, bis zum Ablauf der 
Verjährungsfrist gem. Art. 30 Abs. 1. Oder 
streichen. 

SPEDLOG 
40 1       Zweckänderung ist an sich ausschliesslich Sache des 

Warenverantwortlichen und nicht des 
Transportverantwortliche oder Datenverantwortlichen  

Änderungsantrag: Werden Waren nach 
der der ersten Warenanmeldung zu einem 
anderen Zweck im Zollgebiet verwendet 
oder abgegeben, die höheren Abgaben 
unterliegen, so muss der 
Warenverantwortliche die 
Abgabendifferenz nachentrichten. 

SPEDLOG 
40 2       Eine Rückerstattung sollte auf jeden Fall erfolgen Änderungsantrag: Werden Waren nach 

der der ersten Warenanmeldung zu einem 
anderen Zweck im Zollgebiet verwendet 
oder abgegeben, die tieferen Abgaben 
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unterliegen, so ist dem  
Warenverantwortlichen die 
Abgabendifferenz rürckzuerstatten.. 

SPEDLOG 
41             Eine teilweise Erstattung ist unbegründet. Es soll für alle 

Abgaben möglich sein, einen vollständigen Erlass zu 
beantragen. 

Auf Gesuch hin erlässt das BAZG die 
Abgaben ganz gemäss Artikel 4, Abs. 1, 
Bst. a )- k) oder erstattet diese ganz 
zurück: 

SPEDLOG 
41       b den "FreienVerkehr"  gibt es im Wording nicht mehr  Text ändern in: wenn ins Zollgebiet 

verbrachte Waren auf amtliche Verfügung 
hin, ganz oder teilweise vernichtet oder 
wieder ausgeführt werden müssen; 

SPEDLOG 
41       c das muss unabhängig vom Verschulden gelten Änderungsantrag: "unverschuldet"  weg 

lassen 

SPEDLOG 
41       d Analog UKZ Art. 124 Buchstabe h sollten die 

Heilungsmöglichkeiten erweitert werden. Dies ist auch 
im gVV  bereits vorgesehen.  In der Verordnung sollten 
die Details dazu festzuhalten werden. 

Änderungsantrag: Unabhängig von Bst. d, 
kann auch der Erlass von  Abgaben 
geltend gemacht werden, wenn die 
Bemessung der Abgaben betoffen ist und 
kumulativ folgende Bedingungen erfüllt 
sind: Der Verstoss, durch den die 
Zollschuld entstanden ist, hatte keine 
erheblichen Auswirkungen auf die 
ordnungsgemässe Warenanmeldung oder 
-bestimmung und stellt keinen 
Täuschungsversuch dar. Zudem müssen 
alle nachträgliche Formalitäten erfüllt sein, 
um die ordnungsgemässe Zollabwicklung 
zu ermöglichen. 

SPEDLOG 
140 1       Eine Ausweitung von Gebühren bedeutet eine 

zusätzliche finanzielle Belastung der Wirtschaft durch 
Mehrkosten und verhindert konstengünstige Vefahren. 

Der Artikel ist zu streichen. Auf eine 
Ausweitung von Gebühren ist zu 
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Eine Bundesaufgabe sollte sein, Gebühren 
ausschliesslich für amtliche Verrichtungen zu erheben 
und nicht zum Inhalt haben, Gewinn zu erwirtschaften, 
da deren Tätigkeit bereits durch Steuererhebung 
finanziert wird . Risiken von Betriebsprüfungen könnten 
steigen, wenn diese  lukerativ werden durch 
Gebührenverrechnung bei "Beanstandungen" . Das 
BAZG als Behörde soll nicht zum Profitcenter werden 
und bestehende Arbeitsplätze im gewerblichen Bereich 
konkurrenzieren. Die Ermächtigungsgrundlage für die 
Gebührenregelung muss beim Bundesrat bleiben. 

verzichten, da  wirtschaftsunfreundlich und 
unangemessen 

SPEDLOG 
102 1 a Es ist nicht nachvollziehbar, welches andere Formen der 

Berechtigung sein könnten im Hinblick auf die 
Digitalisierung, auch ein digitaler Dienstausweis ist ein 
Dienstausweis 

Verständlich sind Bezeichnung von 
Uniform und Dienstausweis. Andere vom 
BAZG bezeichnete Formen müssten im 
Gesetz konkretisiert  und genau benannt 
werden 

SPEDLOG 
102 1 c       streichen 

SPEDLOG 
96 1       Es fehlt im Gesetz, wer den gesamten Kostenaufwand 

zu tragen hat . 
Mit dem Einverständnis muss sich die 
berechtigte Person auch einverstanden 
erklären sämtliche Kosten, die im 
Zusammenhang einer Vernichtung, nicht 
nur beim BAZG enstehen, zu 
übernehmen.   

SPEDLOG 
96 2       Für den Transport- und Datenverantwortlichen darf 

weder zusätzlicher Aufwand, noch  Kosten oder 
Schadenansprüche von BazG und  
Warenverantwortlichen  entstehen.Es fehlt hier die 
Regelung, wie der Transportverantwortliche eine solche 
Vernichtung gegenüber dem Warenverantwortlichen 
nachweisen kann, bzw. vom BAZG bestätigt bekommt, 

Vernichtungen sollte nur mit 
Einverständnis des Warenverantwortlicher 
oder Patentverantworlichen möglich sein. 
Es ist im Gesetz zu präzisieren, dass 
hierfür einem Daten- oder 
Transportverantwortlichen kein 
Zusatzaufwand und keine Kosten sowie 
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um zivilrechtlichen Regressforderungen entgegen zu 
wirken 

keine Schadenersatzansprüche von BAZG 
und Warenverantwortlichen entstehen.  

SPEDLOG 
96 4        Es gibt internationale Vorgaben, was als Kleinsendung 

gilt, die es zu berücksichtigen gilt.  
Die Definition einer Kleinsendung ist 
erforderlich für alle Beteiligten. Eine 
Vernichtung auf Kosten von Transport- 
und Datenverantwortlichen wird 
ausgeschlossen. 

SPEDLOG 
97                   Änderungsantrag: Der Bundesrat regelt 

den Einsatz von Überwachungsgeräten  

SPEDLOG 
97 c 1 Es ist völlig unklar, weshalb und zu welchen Zwecken 

der Sicherheit unter Punkt 1-3 genannte Räume 
überwacht werden sollen 

Gründe sind im Gesetz zu präzisieren, 
oder 1-3 zu streichen. Die Vorgaben des 
Datenschutzes (Recht am eigenen Bild) 
müssen eingehalten werden 

SPEDLOG 
64             Wir gehen davon aus, dass sämtliche aufgeführte 

Punkte den Datenschutzgesetzen und Verordnungen 
entsprechen 

Die laufende Überprüfung der Einhaltung 
von Datenbearbeitungsgrundsätzen in 
Bezug auf Qualitätssicherung darf nicht 
vom BAZG selber, sondern muss von 
einer dafür zuständigen dritten Behörde 
oder drittem Unternehmen erfolgen 

SPEDLOG 
71             Dieser Artikel übernimmt die heutige Regelung von 

Artikel 112 Abs. 3 Zg, ohne wie bislang auf die 
basierenden Gründe (2 a bis g) einzugehen und ist 
somit zu weit gefasst. Falls geplant ist, die 
Bonitätsprüfungen auf Prüfung der Abgabenbonität 
auszuweiten, führt dies unweigerlich zu Mehrkosten 
beim BAZG und  dem Steuerzahler, ohne jede 
Notwendigkeit. Gut funktionierende ZAZ Kontenführung 
incl. Bonitätsprüfung und Sicherheitshinterlegung auf 
Seite des ZAZ Kontoinhabers sind bewährt. Mehrkosten 
durch  Verlagerung auf das BAZG und dessen 

Eine allfällig geplante 
Abgabenbonitätsprüfung durch Dritte vom 
Zoll ausgelöst mit Aufhebung der heutigen 
Handhabung mit ZAZ-Konten muss die  
Solidarhaftung des Transport- und 
Datenverantwortlichen ausdrücklich 
ausschliessen.  
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Outsourcing auf Dritte sind nicht erforderlich.  Beim 
beauftragten Datenverantwortlichen würde das Risiko 
der Solidarhaftung steigen durch finanzielle 
Ausfallrisiken von allenfalls durch  Dritte unzureichend 
ausgeführte Bonitätsprüfungen  

SPEDLOG 
76                   Die Aufbewahrung, Archivierung, 

Löschung und Vernichtung sollte nicht nur 
Daten, sondern auch Dokumente erfassen 
(analog Art. 56 BAZG-VG) 

SPEDLOG 
76 1             Die Aufbewahrungsdauer muss auf 

Gesetzesstufe geregelt sein. (vgl. 56 
BAZG-VG) 

SPEDLOG 
58 1       Einsprachefristen von 60 Tagen sind viel zu kurz und 

unangemessen und insbesondere im Zusammenhang 
mit Wegfall von prov. Anmeldemöglichkeiten 
inakzeptabel. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass viele 
begründete Einsprachen an Fristverfällen scheiterten. 
Dies ist eine nicht nachvollziehbare Härte, da das BAZG 
sich auch das Recht vorbehält, erheblich längere Fristen 
für sich vorzusehen.  

Gegen Verfügungen des BAZG kann bei 
diesem innert 5 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahrs, in der Sie eröffnet wurde, 
Einsprache erhoben werden. 
Versäumnisse müssen heilbar sein und 
dürfen nicht an unangemessen kurzen 
Fristen scheitern, die der Wirtschaft 
grossen Schaden zufügen. Vorlage von 
gültigen, auch nachträglich ausgestellten 
Präferenznachweisen müssen analog der 
EU-Regelung (UZK) innert dieser Frist 
akzeptiert werden 

SPEDLOG 
60 1       Einsprachefristen von 60 Tagen sind viel zu kurz und 

unangemessen, insbesondere im Zusammenhang mit 
Wegfall von prov. Anmeldemöglichkeiten inakzeptabel. 
Die Vergangenheit hat gezeigt, dass viele begründete 
Einsprachen an Fristverfällen scheiterten. Dies ist eine 
nicht nachvollziehbare Härte und unverständlich, da das 

Änderungsantrag: Gegen Verfügungen 
des BAZG kann bei diesem innert 5 
Jahren nach der Eröffnung Einsprache 
erhoben werden. Versäumnisse müssen 
heilbar sein und dürfen nicht an 
unangemessen kurzen Fristen scheitern, 
die der Wirtschaft grossen Schaden 
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BAZG sich auch das Recht vorbehält, erheblich längere 
Fristen für sich vorzusehen.  

zufügen. Vorlage von gültigen, auch 
nachträglich ausgestellten 
Präferenznachweisen müssen analog der 
EU-Regelung (UZK) innert dieser Frist 
akzeptiert werden 

SPEDLOG 
61                   Es muss möglich sein, in mehreren Stufen 

den Rechtsweg zu gehen und es darf zu 
keiner unzulässigen Verkürzung des 
Rechtswegs führen 

SPEDLOG 
61       a       es muss lauten: Verfügungen über 

Leistungs- und Rückleistungspflicht nach 
Art. 12 VStrR, für welche einer 
strafrechtlichen Beurteilung eingeleitet 
wird. 

SPEDLOG 
62 1             Änderungsantrag: Das Verfahren auf 

Erlass einer Verfügung oder einer 
Bewilligung nach diesem Gesetz, dem 
Bundesgesetz über die Zollpflicht und 
Abgabenerlass sowie das 
Einspracheverfahren gemäss dem 2. 
Abschnitt sind  immer kostenlos. Es wird 
keine Parteientschädigung ausgerichtet 

SPEDLOG 
62 2       Bis zu einem Rechtsmittelverfahren muss alles 

kostenfrei sein. Der Bezug auf das MWST-Gesetz in den 
Erläuterungen ist unpassend und nicht richtig.  Die 
Forderung in genannten Fällen ist unberechtigt und führt 
zu Mehrkosten der Wirtschaft 

 Es sind keine Kosten zu verrechnen  

SPEDLOG 
62 2 a In einer digitalen Welt sind Gründe, elektronische 

Verfahren nicht durchführen zu können in der Regel 
nicht immer vermeidbar. Es dürfen Verfahrensbeteiligten 

2 a ist zu streichen 
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keine Kosten entstehen, wenn sie nicht in der Lage sind, 
elektronische Verfahren durchzuführen. Die EZV hat in 
den  letzten Jahren bei ihren vielfältigen Ausfällen die 
Kosten nicht getragen, die der Wirtschaft durch deren 
Ausfälle entstanden sind und dies ist auch mit dem 
neuen ZG  nicht vorgesehen. Offen bleibt zudem, wo die 
Beweislast liegen soll. Dies müsste auf Ebene des 
Gesetzes definiert sein. Die Kosten eines Ausfalls sind 
bereits hoch und dürfen sich durch Zusatzkosten des 
BAZG  nicht noch weiter erhöhen. Dies dient weder der 
Effizienz das BAZG noch der Entlastung der Wirtschaft 

SPEDLOG 
62 2 b Dies ist kein Sonderaufwand, sondern es ist eine 

originäre amtliche Aufgabe des BAZG, Kontrollen 
durchzuführen, ob mit oder ohne Beanstandungen, und 
wird ausreichend über Steuern finanziert.  

2 b ist zu streichen  

SPEDLOG 
63                   komplett streichen 

SPEDLOG 
133 1       es ist nicht nachvollziehbar, weshalb nur bei Variante 2 

"bewusst fahrlässig" gestrichen wird 
Bei Variante 1 auch streichen "wer 
bewusst fahrlässig" , es darf nur der 
Vorsatz stehen bleiben 

SPEDLOG 
125 1             Die Unterlagen und Aufzeichnungen,  

welche für Kontrollen von Bedeutung sein 
können, müssen klar definiert sein.  

SPEDLOG 
125 2             Ergänzung: sofern der Datenschutz 

gewährleistet wird vom BAZG 

SPEDLOG 
128             Das Erbringen gewerblicher Leistungen steht bei 

Schulungen in Konkurrenz zum bestehenden 
Marktangebot und verzerrt den Wettbewerb, weil in 
klarem Vorteil zu diesem stehend. Das BAZG hat die 
Befugnis, Prozesse vorzugeben und die Vergabe von 

Artikel 128 komplett streichen. Mit den 
Hinweisen zu 128 d, Leistungen zu 
Marktbedingungen und ohne 
Quersubventionierungen zu erbringen, 
wird vom BAZG selbst bereits eine 
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Rollen und Bewilligungen inne, und  würde als Behörde 
einen klaren unüberwindbaren Vorteil am Markt inne 
haben. Dies allein hätte schon eine 
Wettbewerbsverzerrung zur Folge. 

Wettbewerbsverzerrung per Gesetz 
ausgeschlossen, was nicht statthaft ist. 
Artikel 128  soll deshalb nicht  im Gesetz 
aufgenommen werden, da 
Wettbewerbsverzerrung verursacht wird 

SPEDLOG 
128 1 d Das BAZG versucht hier, gleich auch selbst 

einzuschränken, was zu einer Wettbewerbsverzerrung 
führt, das ist inakzeptabel und führt genau zu 
Wettbewerbsverzerrung die nicht verursacht werden darf 

Wettbewerbsverzerrung ist gegeben, 
deshalb Art. 128 komplett streichen  

SPEDLOG 
129             das BAZG wird damit zu einem erheblichen Kostenfaktor 

für die Wirtschaft  
Artikel 129 komplett streichen  

SPEDLOG 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

SPEDLOG 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
Der Datenverantwortliche, und hierzu zählen wir auch Unternehmen, 
für die Ihre angestellten Zollanmelder arbeiten, sollen nur bei 
nachweislichem Vorsatz gestraft werden. Zollanmelder müssen 
entkriminalisiert werden.  

SPEDLOG 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

28/34 

 
 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

SPEDLOG             

SPEDLOG             

SPEDLOG             

SPEDLOG             

SPEDLOG             

SPEDLOG             

SPEDLOG             

SPEDLOG             

SPEDLOG             

SPEDLOG             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

SPEDLOG siehe unser Schreiben Stellungnahme 

SPEDLOG       

SPEDLOG       

SPEDLOG       

SPEDLOG       

SPEDLOG       

SPEDLOG       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

SPEDLOG 
3 1       Ist hier bewusst die Durchfuhr nicht erwähnt?  Waren, die ein- oder ausgeführt sowie 

transitiert werden, sind zollpflichtig. 

SPEDLOG 
5 1       Es ist nicht klar, warum 2 h des alten ZG fehlt. Gerade 

im Hinblick auf Epidemien, solllte diese Möglichkeit der 
Zollbefreiung weiterhin bestehen bleiben 

"Wieder einfügen:                                         
h: Instrumente und Apparate zur 
Untersuchung und Behandlung von 
Patientinnen und Patienten in Spitälern und 
Pflegeinstitutionen" 

SPEDLOG 
5 2       Die Einschränkungen sind nicht nachvollziehbar und 

wirtschaftsfeindlich! Es dürfen keine Einschränkungen 
und wirtschaftsfeindliche Voraussetzungen vom BR 
vorgesehen werden. Die Zollbefreiung muss immer 
auch auf dem Weg der Rückerstattung möglich sein. 
Zudem erfordert das Legalitätsprinzip, dass Steuern 
auf Gesetzesstufe geregelt sind. Auf Gesetzesstufe 
sind mind.:  - Der Kreis der Abgabepflichtigen (Subjekt) 
- der Gegenstand der Abgabe (abgabebegründende 
Tatbestand, Objekt der Abgabe) und - die Höhe der 
Abgabe in den Grundzügen (Bemessungsgrundlage). 
Dabei haben Praktikabilitätsüberlegungen hinter dem 
Legalitätsprinzip zurückzutreten. 

Ergänzend ist im zu erstellenden 
Gesetzestext festzuhalten, dass die 
Zollbefreiung unabhängig vom Zeitpunkt - 
wenn die Voraussetzungen erfüllt sind - zu 
gewähren ist. Der Antrag auf Zollbefreiung 
kann auch nachträglich erfolgen. 

SPEDLOG 
4 1 c Der Begriff "aus dem freien Verkehr" stammt aus dem 

alten Zollgesetz  
Ändern: Waren aus dem schweizerischen 
Zollgebiet, die ins Zollausland ausgeführt 
worden sind und unverändert oder wegen 
eines bei ihrer Verarbeitung festgestellten 
Mangels verändert wieder eingeführt 
werden (inländische Rückwaren); 
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SPEDLOG 
4 1 d Die Einschränkung auf ausschliesslich "unveränderte 

Ware" ist wirtschaftsfeindlich und entspricht nicht der 
bestehenden Praxis. Gleiches gilt für die zeitliche 
Limitierung auf drei Jahre. Auch hier ist der veraltete 
Begriff "freien Verkehr" zu eliminieren. 

Ändern: Waren, die ins Schweizerische 
Zollgebiet eingeführt worden sind und aus 
rechtlichen oder wirtschaftlichen Gründen 
wieder an die Versenderin oder Versender 
ins Zollausland verbracht werden.  

SPEDLOG 
7 2       Warum wird hier der Spielraum des Bundesrates 

ausgeweitet? Solche Zollkontigentsteilmengen 
"müssen" angerechnet werden. . 

Der Bundesrat sieht vor, die freigegebenen 
Zollkontingentsteilmengen anzurechnen.  

SPEDLOG 
9 1 b Trotz der anstehenen Digitalisierung bestehen im 

Zollbereich noch immer papierbasierte Dokumente 
(z.B. Carnet ATA/TIR). Deren  Bedeutung ist nicht zu 
unterschätzen, darum soll dies auf Stufe Verordnung 
abschliessend geregelt werden. 

Das Papierverfahren muss in einer vom 
Bundesrat erlassenen Verordnung 
abschliessend geregelt werden. Ebenso 
muss geregelt werden, an welchme Ort ein 
zollamtlicher Stempel auf ein Dokument 
verlangt werden kann.  

SPEDLOG 
9 1 b Hier soll anstelle der Annahme der Warenanmeldung 

auf den neuen Begriff "Aktivierung" angepasst werden. 
Zeitpunkt der Aktivierung der 
Warenanmeldung durch das BAZG, wenn 
diese in einer anderen vom Bundesrat 
zugelassenen Form übermittelt wurde. 

SPEDLOG 
10 2       Die Verbindlichkeit / Dauer der Gültigkeit der Auskunft 

fehlt. Ein Widerrufsgrund muss auch klar definiert sein. 
Dies nach dem Rechtsstaatsprinzip. 

neuer Text: Die Auskünfte des BAZG sind 
öffentlich, verbindlich, kostenfrei und gelten 
bis auf Widerruf durch das BAZG. 
Vorbehalten bleiben entgegenstehende 
Bestimmungen nach dem vorliegenden 
Gesetz oder einem anderen Erlass.  

SPEDLOG 
25 1             Sachliche Zuständigkeit (wer fungiert als 

Zollkreisdirektion, wer als OZD etc.) und 
örtliche Dienststellen müssen klar definiert 
und in zumutbarer Zeit erreichbar sein.  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

32/34 

 
 

Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

SPEDLOG 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
  



Vernehmlassung: 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Spiritsuisse 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Spiritsuisse 

Adresse : Gurzelngasse 27 

Kontaktperson : Peter Platzer 

Telefon : 0326225050 

E-Mail : pplatzer@spiritsuisse.ch 

Datum : 21.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

Spiritsuisse Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer, sehr geehrte Damen und Herren 

Spiritsuisse Die Mitglieder von Spiritsuisse, als Vertreter der Spirituosenbranche, sind mehrfach von der Revision betroffen. Einmal als Ex- 

und Importeure von Spirituosen (und anderen Getränken), andererseits als Produzenten von Spirituosen. Daher erlauben wir 

uns auch eine Stellungnahme im Rahmen des Vernehmlassugsverfahrens abzugeben. 

Die Zielsetzungen, wie im Bericht umschrieben,  können grundsätzlich unterstützt werden, nur gehen die gesetzlichen 

Bestimmungen bedeutend weiter: 

Die Möglichkeit der digitalisierten Abwicklung ist positiv, nur wird daraus ein Digilisierungszwang für alle. 

Eine Harmonisierung der Erhebung der Abgaben und ein einfaches und kostengünstiges Verfahren ist ebenfalls posit iv, nur 

betrifft dies nicht die Anwender ausserhalb der Zollverwaltung. 

Problematisch ist die Ausdehnung auf die Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität im Zusammenhang mit den 

weiteren ausgedehnten Rechten der Zollverwaltung. Der Zoll soll zu einer eigentlichen Polizeitruppe umgestaltet werden, was 

sich auch an der generellen Einführung der Uniformen zeigt. 

 

 

Spiritsuisse Das strukturelle Ziel sei die Schaffung eines Allgemeinen Teils der Abgabeerlasse. Das wird verfehlt. So etwas ist nur möglich, 

wenn die zugrundeliegenden Gesetze die gleiche Stossrichtung und Ausrichtung haben, so bei den 

Sozialversicherunggesetzen. Das Alkoholgesetz ist z.B. kein Abgabeerlass als solches. Die Steuer ist nur Teil des Gesetzes 

und hat keine fiskalische Abstützung, sondern ist gesundheitsbezogen. Die VOC-Abgabe ist eine Lenkungsabgabe und nicht 

einfach eine Steuer. Nur mit dem Kniff alles als reine Abgabeerlasse umzudeuten, klappt die Abstützung keineswegs. 

Für den Dritt-Anwender ist das Ganze nicht ersichtlich. BAZG Art. 5 Abs. 1 Dieses Gesetz ist auf Abgaben, die das BAZG 

erhebt, anwendbar, soweit der jeweilige Abgabeerlass es vorsieht. Dito Abs. 2. 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Alkoholgesetz Art. 1 Abs. 2 neu: Das BAZG-Vollzugsgesetz ist anwendbar, soweit das vorliegende Gesetz nicht abweichende 

Bestimmungen enthält. Das bedeutet ein immerwährendes Hinundherblättern in zwei Gesetzen. Das ist nicht 

anwenderfreundlich. Auf den Allgemeinen Teil ist zu verzichten. 

Spiritsuisse Es soll ein genereller Digitalisierungszwang herrschen, was nicht einmal bei der zukünftigen Plattform für die elektronische 

Kommunikation in der Justiz gelten soll. Alle Subjekte in der Schweiz müssten zwangsweise über diese Plattform 

kommunizieren. Vielleicht gibt es Ausnahmen, z.B. im Reiseverkehr, aber das soll nur und erst und eventuell in einer 

Verordnung festgehalten werden. Ohne Ausnahme müssten Private vom Ausland kommend alles auf die Plattform für die 

Einreise melden. Der Aufwand und die Kosten, zB. Roaming-Gebühren. 

Verfügungen müssen eröffnet werden. Das scheint auch im BAZG auf, nur das heisst, man stellt sie auf die Plattform. Jeder 

muss dauernd herumsurfen. Das wird plötzlich zu einer Holschuld. Vielfach weiss man gar nichts von einer Verfügung (Busse 

bei Werbewiderhandlung, Nachtragverfügung etc.) Die ganze Schweiz darf konstant auf der Plattform surfen, denn 7 Tage 

nachdem die Verfügung auf die Plattform gestellt wurde, beginnt der Fristenlauf. Mit der Verfügung ist auch das 

verfassungsmässige Recht des rechtlichen Gehörs verbunden. Das muss gewährt werden, der Antragsteller und 

Verfügungsempfänger muss darauf aufmerksam gemacht werden. Das wird beschnitten, weil er sich das selber holen muss. 

Die ZV ist des Problems bewusst. Man verlängert die Einsprachefrist auf 60 Tage und schafft noch eine zweite interne Instanz 

(Beschwerde). Längere Fristen und weitere interne Instanzen heissen nur Verzögerung und Verlängerung des Verfahrens, was 

insofern problematisch ist, da die Rechtsmittel nur teilweise  aufschiebende Wirkung haben. 

Ein wichtiges Grundprinzip heisst, so schnell als möglich zu neutralem Gericht. 

 

 

Spiritsuisse 
Das ganze System steht und fällt mit DAZIT. Ob das  wirklich so funktionieren wird, wie dargestellt, ist offen. Die reine 

Zollabfertigung wäre für „Professionelle“ von Vorteil. Erfahrungsgemäss haben solche Mammutsystem viele Anfälligkeiten und 

Fehler. Es wäre sinnvoller gewesen, man hätte abgewartet mit der Gesetzesrevision bis das System vorhanden ist und zeigt, 

was es kann bzw. auch nicht. 

Zum Thema Sicherheit taucht nicht sehr viel auf. 

Für Unternehmen wird es aufwändiger. Bei einer Plattform muss aus Sichergründen eine 2 Faktoren-Identifikation vorliegen. 

Das läuft in der Regel (AHV-Kasse, Kreditkarten etc.) im zweiten Schritt über das Handy. Einspeisen kann man aber nur ein 

Handy. In einem Unternehmen, wo mehrere Zuständige sind, wird das umständlich. Da sollte eine unternehmerfreundliche 

Abwicklung möglich sein. 

Für die Betroffenen werden die Kosten höher. Das Herabladen von Unterlagen ist ein potentielles Tor für Hacker (z.B. Sperrung 

des eigenen Systems durch Bitcoin-Erpresser). Das bedingt höhere Sicherheitssoftware. 
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Spiritsuisse 
So wie dargestellt, gibt es eine Monsterdatenbank (Informationssystem), die scheinbar noch mit Daten von anderen 

Dienststellen ergänzt werden soll. Zwar gibt es heute schon solche Systeme, die aber begrenzt sind auf den jeweiligen 

Tätigkeitsbereich und nicht allumfassend sind, da nicht alles digital vorhanden ist. Im heutigen Zeitalter sind solche staatl ichen 

Datenbanken grundsätzlich skeptisch zu beurteilen. Dem Missbrauch, auch dem stattlichen, sind Tür und Tor geöffnet. Die 

Sicherheiten, dass keine falschen Zugriffe erfolgen können, sind gering. 

Mit der „Risikoanalyse“ ist aber auch der staatliche Missbrauch vorgegeben. Da werden Daten zu einem Profil verknüpft und 

dann bewertet. Dies entscheidet, wer kontrolliert wird oder nicht. Grundsätzlich hat jedes Subjekt, ob Unternehmen oder 

Privatperson, das Recht gleich und neutral behandelt zu werden. 

Der Datenschutz wird mehr oder weniger ausgehebelt. Die Eingriffe in die Privatsphäre werden von Anfang legitimiert. Es geht 

hierbei nicht nur um höchstpersönliche Daten, sondern auch um Persönlichkeitsprofile, die eigentlich geschützt wären. Das 

Profiling, erlaubt durch das neue Datenschutzgesetz, lässt die Erstellung allmöglicher Persönlichkeitsprofile zu, da ja die 

Datenbank allumfassend ist. Die heutigen Möglichkeiten sind bedeutend geringer. Sie  müssen zudem ausdrücklich notwendig 

und verhältnismässig sein. 

Spiritsuisse 
Indem man die „Abgabegesetze“ in gewissen Bestimmungen im „AT“ zusammenfasst, ergeben sich sehr weite Kontrollrechte. 

Im Zollbereich war dies beschränkt auf den Grenzraum, im Alkoholgesetz auf die Brennereien und Steuerlager etc. Indem man 

alles erfasst, können die Kontrollrechte auf die ganze Schweiz ausgeübt werden. Die Zollverwaltung wird zur „Guardia civile“,  

was sich auch am Uniformzwang zeigt.  

 

 

Spiritsuisse 
 Alkoholgesetz 

Mit der Umdeutung zum reinen Steuererlass, was sich speziell bei den neuen Strafbestimmungen zeigt, geht vieles „verloren“. 

Der Teil der Werbebestimmungen lässt sich mit dem vorgesehenen Plattform-System nur schlecht betreuen. Die heutige 

Gebührenfreiheit wird auch weggewischt, da Dienstleistungen neu generell als entschädigungspflichtig bezeichnet werden. Die 

Festsetzung der Alcopop-Steuer ist nicht mehr möglich. Das Gesetz und die Rechtsprechung verlangen eine Süsse. Das lässt 

sich nicht mehr machen, denn ein sensorischer Test bedingt das Getränk selber. Nur das lässt sich nicht auf die Plattform 

stellen. Auch die Zuständigkeiten sind nicht geklärt. Da in dem Bereich nicht sehr häufig Anfragen kommen, sollte eine 

Konzentration der Behandlung gemacht werden. Mit dem Prinzip „Jeder macht alles, aber doch gib es eine (nicht definierte, 

unklare) Spezialisierung“ ist alles offen.  

Spiritsuisse       
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Spiritsuisse       

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

Spiritsuisse 
                   Art. 48 Abs 1, Art. 52 Abs. 1/Abs. 3 , Art. 58 Abs.2, Art. 

60 Abs. sind zu streichen. Eine Beschränkung auf den 

elektronischen verkehr nützt höchstens der Verwaltung 

etwas. Wenn das elektronische Verfahren  gut sein 

sollte, würde es sich auch so durchsetzen. 

      

Spiritsuisse 
60              Ist zu streichen. Das bringt nur eine Verlängerung und 

Verteuerung für den Anwender. Recht bekommt man 

vor Gericht. 

      

Spiritsuisse 
64/66             Einschränkung der Bearbeitungsmöglichkeiten ist not-

wendig. 

  

Spiritsuisse 
67             Die Informationssysteme sind getrennt für den 

jeweiligen Aufgabenbereich aufzubauen. Ein Profiling 

über die einzelnen Informationssysteme hinweg ist zu 

verbieten. 

      

Spiritsuisse 
72             Eine Risikoanalyse ist nur für den Zollbereich zu 

erlauben, 

      

Spiritsuisse 
73             Ein Profiling ist nur bezogen auf Daten aus dem 

jeweiligen Tätigkeitsbereich zu erlauben. 

      

Spiritsuisse 
108/109             Ist zu streichen.       

Spiritsuisse 
114             Abs. 3 müsste logischerweise vor Abs. 2 kommen. 

Sonst hat das Berufsgeheimnis keine Wirkung. 

      



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Spiritsuisse 
126 1       Das kann nicht generell für alle Erlasse Gültigkeit 

haben. Das Alkohogesetz ist ausdrücklich 

auszunehmen. 

      

Spiritsuisse 
127             Carte Blanche, ist abzulehnen.       

Spiritsuisse 
128              Die Werbeanfragen sind ausdrücklich auszunehmen. 

Das Parlament vertritt diese Meinung. 

      

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

Spiritsuisse 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

Spiritsuisse 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 

      

 

  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

Spiritsuisse AlkG Art. 1 Abs. 2 Es ist anzugeben, was gilt. Das kann  ein Nichtjurist nicht nachvollziehen. 

Spiritsuisse       Art. 52 ff. Der Logik des Gesetzes nach stehen die Hoheitsrechte am Anfang und nicht die Steuer.  

Spiritsuisse       Art. 54 Var. 1 zu Art. 133 BAZG ist in Ordnung. Trotzdem soll auf Art. 54 mit einer masslosen Strafadrohung 

verzichtet werden. Für eine Gefährdung ist das Dreifache des gefährdeten (!) Steuerbetrags, recte bei Verdoppelung 

in Abs. 2, völlig unangebracht. 

Spiritsuisse       Art. 56b Der Versuch einer Steuerwiderhandlung ist strafbar, der Versuch gegen die Hoheitsrechte nicht? Keine 

logische Kongruenz. Art. 56b ist zu streichen. Zudem scheint der fahrlässige Versuch schon strafbar zu sein. Das ist 

im Rahmen des Alkoholgesetzes unangemessen. 

Spiritsuisse       Die weiteren grundsätzlichen Probleme, die bei der Abwicklung des Alkoholgesetzes entstehen, kommen aus dem 

BAZG. Sie sind dort aufgelistet. 

Spiritsuisse             

Spiritsuisse             

Spiritsuisse             

Spiritsuisse             

Spiritsuisse             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

Spiritsuisse 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Spiritsuisse 
                        

Spiritsuisse 
                        

Spiritsuisse 
                        

Spiritsuisse 
                        

Spiritsuisse 
                        

Spiritsuisse 
                        

Spiritsuisse 
                        

Spiritsuisse 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

 

  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

Spiritsuisse       

Spiritsuisse       

Spiritsuisse       

Spiritsuisse       

Spiritsuisse       

Spiritsuisse       

Spiritsuisse       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

Spiritsuisse 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

Spiritsuisse 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 
1. Dokumentschutz aufheben  

 
 

 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 

 

 

Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreiten-

den Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Voll-

zugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Swiss Beef CH 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SB 

Adresse : Laurstrasse 10, 5200 Brugg 

Kontaktperson : Thomas Jäggi 

Telefon : 056 462 51 11 

E-Mail : info@swissbeef.ch 

Datum : Stellungnahme Swiss Beef CH 10. Dezember 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch


Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
   



Vernehmlassung: 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht 

gefun-

den wer-

den. 

Sehr geehrte Damen und Herren  

Besten Dank für die Gelegenheit zu den Entwürfen für die Änderung des Zollrechtes Stellung nehmen zu können. Swiss Beef CH 

ist die Fachorganisation der Schweizer Qualitätsrindfleischproduzenten. 

Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse  

Swiss Beef CH 

 

 

Sig. F. Hagenbuch Sig. Th. Jäggi  

Präsident  Sekretär 

SB Vorbemerkungen  

Die geplante Revison des Zollrechtes führt zu einer weitreichenden Neuorganisation des gesamten Grenzschutzes, des 

Zollwesens und der Migrationskontrolle.  

Swiss Beef CH schliess sich der Stellungnahme des Schweizer Bauernverbandes an und übrnimmt diese vollumfänglich.    

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht 

Swiss Beef CH sind bei der Revision des Zollrechts folgende Punkte besonders wichtig:  

- Der bestehende Grenzschutz für die Landwirtschaft darf mit der vorliegenden Revison nicht geschwächt oder reduziert werden.  

- Swiss Beef CH geht davon aus, dass die Regelungen zur Einfuhr der landwirtschaftlichen Produkte nach wie vor gemäss den 

Bestimmungen des Landwirtschaftsgesetzes und der Agrareinfuhrverordnung geregelt bleiben und unverändert in die neue 

Organisationsstruktur des BAZG übernommen werden. 

- Die Bekämpfung des Schmuggels muss mindestens so gut und so effektiv sein wie bisher. 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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gefun-

den wer-

den. 

- Auch das Bundesgesetz über die wirtschaftliche Landesversorgung ist in der Vorlage zu berücksichtigen.  

- Die Bedingungen für die Bewirtschaftung von Flächen durch Schweizer Landwirte in der Grenzzone sind beizubehalten.  

- Die neuen Verfahren zur Umsetzung der Digitalisierung im Zollwesen und Grenzschutz dürfen nicht zu Lücken und neuen 

Möglichkeiten der Umgehung der geltenden Vorschriften führen. 

- Der Veredelungsverkehr mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen oder Grundstoffen muss weiterhin zwingend einer 

Bewilligungspflicht unterstehen. 

- Änderungen dürfen nicht zur Schwächung der Anforderungen und Kontrollverfahren bezüglich der Lebensmittelsicherheit und 

Deklaration führen.   

 

SB 
In den Unterlagen der Vernehmlassung ist die Erhebung der Garantiefondsbeiträge für die Finanzierung der Pflichtlager im 

Rahmen der wirtschaftlichen Landesversorgung mit keinem Wort erwähnt. Der Swiss Beef CH erwartet, dass diese Aufgabe 

weiterhin durch die neue Zollorganisation (BAZG) vollzogen wird und daher auch im entsprechenden Gesetz eine Grundlage 

haben muss. 

  

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht 

gefun-

den wer-

den. 

Bezüglich dem Verständnis stellen sich noch Fragen: 

- Die Definition von 3 Arten von "Verantwortlichen" (Warenverantwortliche, Datenverantwortliche und Transportverantwortliche) 

erscheint nachvollziehbar. Die Umsetzung ist allerdings nicht mehr stringent. Während im grenzüberschreitenden Verkehr alle 

drei Verantwortungsfunktionen immer eintreten - auch bei einem Eigentransport durch den Warenverantwortlichen ist dieser 

Veranwortungsträger auch der Daten- und Transportveranwortliche. Es ist unlogisch die 3 Verantwortungsbereiche zu definieren 

und bei einem Eigentransport durch den Warenverantwortlichen in den Sachverhaltsbeispielen auf Seite 20 der Erläuterungen 

aufzuzeigen, dass es z.B. in diesem Fall keine Daten-, resp. Transporverandwortliche gibt. Im Inlandverkehr ist die 

Transporverantwortung hingegen i.d.R. irrelevant. 

- Die Definition der "Warenverantwortlichen" ist in Art. 7, Bst. c und den zugehörigen Erläuterungen grundsätzlich weit gefasst. 

Das wird aber in den Erläuterungen zu Art. 21, Abs. 3 sehr stark reduziert und wirft die Frage auf, ob die weitgefasste Definition 

gemäss Art. 7 überhaupt anwendbar ist?  

- Abgeleitet aus dieser Feststellung, stellt sich uns die Frage, ob an die Warenverantwortlichen Bedingungen wie eine Adresse 

oder Sitzpflicht in der Schweiz zu stellen sind? 

Diese offenen Fragen sind zu klären, damit die Revison gelingen kann.  

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht 

gefun-

den wer-

den. 

1       b Bei den Zwecken unter b fehlt, die Verhinderung der 

illegalen Einfuhr.     

b. …sowie ein Beitrag zur Wahrung der 

inneren Sicherheit, zum Schutz der 

Bevölkerung und zur Verhinderung illegaler 

Importe.     

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht 

gefun-

den wer-

den. 

4 1 l (neu) Die Garantiefondsbeiträge für die Finanzierung bestimm-

ter Pflichtlager im Rahmen der wirtschaftlichen Landes-

versorgung werden ebenfalls bei der Einfuhr erhoben und 

daher ist diese Abgabeart in diesem Artikel auch aufzu-

führen.  

l. die Garantiefondsbeiträge für die Finan-

zierung der Pflichtlager gemäss Bundesge-

setz über die wirtschaftliche Landesversor-

gung. 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht 

gefun-

den wer-

den. 

19 2 b Abgleich zwischen Entwurf und Erläuterungen  

In den Erläuterungen wird von "in das Zollgebiet verbrin-

gen" geschrieben, während im Entwurf von "aus" dem 

Zollgebiet verbracht" geschrieben steht.  

b. die Abgabeschuld bei formlos eingeführ-

ten, aber nicht ordnungsgemäss "in" das 

Zollgebiet verbrachten Waren ent-

steht.      

 
     

Fehler! 

Verweis-

quelle 
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konnte 

nicht 

gefun-

den wer-

den. 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht 

gefun-

den wer-

den. 

                              

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht 

gefun-

den wer-

den. 

                              

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht 

gefun-

den wer-

den. 

                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

Damit wird Klarheit über die Vollzugspraxis in diesem Gesetz geschaf-

fen.  

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 

Eine Umsetzung der Variante 2 wird abgelehnt, da das neben der An-

passung einer Vielzahl von anderen Gesetzen auch neue Ungerechtig-

keiten schafft, da in anderen hier nicht zur Änderung gelangenden Ge-

setzen solche und ähnliche Strafbestimmungen stehen bleiben. Einer 

Variante 2 stimmt Swiss Beef CH nur zu, wann im gesamten Bundes-

recht diese Bestimmungen harmonisiert würden.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

Mine-

ralöl-

steuer-

gesetz  

Swiss Beef CH geht davon aus, dass die Teilrückerstattung der Mineralölsteuer an die Landwirtschaft, die Forstwirt-

schaft und die Berufsfischerei unverändert erfolgen wird.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

BG CI-

TES 

        Die vorgeschlagenen Änderungen werden be-

grüsst 

      

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

ZTG 4 4       Die vorgeschlagenen Änderungen werden be-

grüsst 

      

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                        

 
                        

 
                        

 
                        

 
                        

 
                        

 
                        

 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

 

  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

12/16 

 
 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

Allgemeine Bemerkungen von Swiss Beef CH zum Entwurf für das Zollabgabengesetz 

Der Erlass eines Zollabgabengesetzes wird von Swiss Beef CH begrüsst.  

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

Swiss Beef CH verlangt, dass Waren im Reiseverkehr nur dann ohne Zoll- und andere Abgaben eingeführt werden dürfen, 

wenn die ausländischen Abgaben erhoben und nicht zurückgefordert resp. zurückerstattet wurden.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

Fehler! 

Verweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

6 3       Der Einkaufstourismus ist nicht länger durch Steuer-, 

Zoll- und andere Abgabebefreiungen zu fördern.  

Die zoll- und abgabenfreie Einfuhr im Rei-

severkehr ist nur möglich, wenn die Abga-

ben im Ausland entrichtet und bei der Aus-

fuhr nicht zurückerstattet resp. zurückgefor-

dert werden. 

Freigrenzen für den Tagesbedarf sind auf 

50Fr. für Erwachsene und 20Fr. für Kinder 

zu reduzieren. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 
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Eidgenössisches Finazdepartement 

Bundesrat Ueli Maurer 

Bundesgasse 3 

3003 Bern 

 

Per E-Mail an: rechtsetzung@ezv.admin.ch 

 

 

 

 

 

 

Bern, 29. Dezember 2020 

 

 

 

 

Vernehmlassungsantwort zu 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG) sowie 

Totalrevision Zollgesetz (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Bundesrat hat am 11. September 2020 das EFD beauftragt, zu den obgenannten 

Gesetzesänderungen ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 

 

Der Verband Swiss Cigarette, bestehend aus den Mitgliedern British American Tabacco 

Switzerland SA, Japan Tabacco International AG und Philip Morris S.A., wurde direkt zur 

Stellungnahme eingeladen. Unter Eingabe mit heutigem Datum erhalten Sie fristgerecht 

die Vernehmlassungsantwort von Swiss Cigarette. 

 

Swiss Cigarette äussert sich untenstehend in seiner Stellungnahme einzig zu 

ausgewählten Teilaspekten der beabsichtigten Gesetzesänderungen. 

 

 

 

Weiterentwicklung BAZG 

 Wir begrüssen die Weiterentwicklung vom Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit 

BAZG hin zu einer agilen Organisation. 

 Wichtig ist dabei die Beratung durch einen persönlichen Kundenberater mit 

Expertenwissen beizubehalten. Dies ist in der Studie Inlandbesteuerung 2026 für 

Kunden der Kategorie «Persunal» auch so vorgesehen. Nach Ansicht von Swiss 

Cigarette sind seine Mitglieder dieser Kategorie zuzuordnen. 
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Vereinheitlichung und durchgängige Digitalisierung der Abgabe- und 

Rechtsmittelverfahren 

 Wir begrüssen die Vereinheitlichung aller vom BAZG geführten Abgabe- und 

Rechtsmittelverfahren. 

 Wir begrüssen die durchgängige Digitalisierung der Abgabe- und 

Rechtsmittelverfahren. 

 Wir begrüssen die im 2. Kapitel: Rechtsschutz, im 2. Abschnitt: Einsprache, in Art. 

58 Abs. 1 BAZG-VG enthaltene längere Einsprachfrist von 30 Tagen. 

 

 

Rückerstattungen von Amtes wegen 

 Wir lehnen ab, dass in Bezug auf Rückerstattungen von Amtes wegen das BAZG-

VG keine Bestimmung mehr vorsieht, wie sie Art. 22 Abs. 2 Tabaksteuergesetz 

kennt. 

 Dadurch wird verunmöglicht, dass wenn bei der amtlichen Nachprüfung der 

Steuerveranlagung oder bei Betriebskontrollen eine zu Unrecht erhobene Steuer 

festgestellt wurde, der zu viel bezahlte Betrag von Amts wegen zurückerstattet 

wird. 

 Dies ist stossend, da es sich bei der Tabaksteuer um eine Verbrauchssteuer 

handelt, mit welcher der effektive Verbrauch im Inland besteuert werden soll. 

 Daher fordern wir, keine neue, wenig praxisnahe und sehr restriktive Regelung 

einzuführen. Die bisher angewandte Praxis, die sich an der relativen 

Verjährungsfrist von fünf Jahren gemäss Art. 23 Abs. 1 Tabaksteuergesetz 

orientiert, hat sich nach Swiss Cigarette sowohl hinsichtlich der Rechtssicherheit 

als auch im Sinne einer effektiven Besteuerung des Inlandverbrauchs bewährt. 

 Wir regen deshalb an, das BAZG-VG um eine Bestimmung gemäss Art. 22 Abs. 2 

Tabaksteuergesetz zu ergänzen, damit die bewährte bisherige Praxis weiterhin zur 

Anwendung gelangen kann. 
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Deklarantenstrafpflicht 

 Wir begrüssen, dass der Bundesrat hinsichtlich der Deklarantenstrafpraxis (Art. 

133 BAZG-VG) zwei Varianten in die Vernehmlassung geschickt hat. Diese haben 

im Ergebnis beide das Ziel, in Bagatellfällen auf Strafe verzichten zu können. 

 Wir favorisieren Variante 2. Mit Variante 2 ist eine Einzelfallprüfung nicht mehr 

notwendig. Entsprechend können die Rechtsunterworfenen leichter einschätzen, 

ob ihr Handeln strafrechtlich verfolgt werden könnte oder nicht. 

 Wir begrüssen, dass in Art. 133 BAZG-VG auf eine Strafbarkeit bei Fahrlässigkeit 

verzichtet werden soll, wie dies bereits heute im Tabaksteuergesetz in den Fällen 

von Art. 36 Abs. 3 lit. a sowie lit. c-h der Fall ist. 

 

 

 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen Ihnen für 

weitere Informationen oder Erläuterungen gerne zur Verfügung. 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

Swiss Cigarette 

 

 

 

 

 

Martin Kuonen 

Geschäftsführer 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : swiss granum 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : swiss granum 

Adresse : Belpstrasse 26, Postfach, 3001 Bern 

Kontaktperson : Stephan Scheuner 

Telefon : 031 385 72 76 

E-Mail : scheuner@swissgranum.ch 

Datum : 17.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

swiss 

granum 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer, Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir danken Ihnen für die Zustellung der Vernehmlassungsunterlagen zum neuen Gesetz über den Allgemeinen Teil der 

Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und 

Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen 

Zollabgabengesetz (ZoG) und benutzen gerne die Gelegenheit zur Stellungnahme. Wir bedanken uns im Voraus für die 

Berücksichtigung unserer Argumente. Als Branchenorganisation verweisen wir vorab darauf, dass die in swiss granum vertretenen 

Organisationen der Produktion, der Sammelstellen und des Handels sowie der ersten und zweiten Verarbeitungsstufe ihre 

Stellungnahmen zur Vorlage teilweise auch direkt abgeben werden. 
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Die EZV wird in ein neues Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) umzuwandeln und neu zu organisieren wird von uns 

begrüsst. Jedoch sollen auch bei einer Totalrevision bewährte und funktionierende Systeme beibehalten werden, wie bspw. der 

„Aktive Veredelungsverkehr nach dem besonderen Verfahren für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Grundstoffe“.  

 

Heute ist dieses Verfahren basierend auf Art. 43 Abs. 2 der Zollverordnung und somit auch Art. 12 Abs. 3 des Zollgesetzes in einer 

Verordnung des EFD geregelt. Es handelt sich dabei um ein automatisiertes Verfahren der Rückerstattung im aktiven 

Veredelungsverkehr nach dem Äquivalenzprinzip. Für die gesamte inländische Ölsaatenbranche ist dieses Verfahren von grosser 

Wichtigkeit. Unter Berücksichtigung hochverzollter Importe von Ölen und Fetten erlaubt es, eine Rückerstattung für die Ausfuhr von 

Schweizer Ölen und Fetten zu gewähren, die nach dem Äquivalenzprinzip anstelle der ursprünglich importierten Rohwaren 

ausgeführt werden. 

 

Wir möchten bereits heute sicherstellen, dass die gesetzlichen Grundlagen eine solche Lösung auch auf Verordnungsstufe 

ermöglichen. Die Aufzählung der aktiven Veredelung in Art. 11 BAZG-VG als eine der möglichen Warenbestimmungen wird deshalb 

begrüsst. Die Ermöglichung der Fortführung des im geltenden Zollgesetz vorgesehenen Instruments der Rückerstattung im aktiven 

(Art. 12 ZG) und im passiven(Art. 13 ZG) Veredelungsverkehr sowie die Beibehaltung des Äquivalenzverkehrs werden unterstützt. 

 

Auf S. 25 im erläuternden Bericht steht, dass für die Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und landwirtschaftlichen 

Grundstoffen „Vereinfachungen im Verfahren weiterhin möglich sein sollen“. Für die Branche sind damit die notwendigen 

                                                
1
 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Grundlagen gegeben, um das besondere Verfahren für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Grundstoffe auch unter der neuen 

Gesetzgebung anzuwenden. Trotzdem ist es uns ein Anliegen, die wichtigsten Aspekte für die zukünftige Ausgestaltung des 

Warenverkehrs bereits auf Gesetzesstufe zu verankern. 

 

Gerne werden wir im Rahmen der Konsultation zu den Verordnungen näher darauf eingehen. 
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Wir danken Ihnen im Voraus, dass Sie unsere Argumente und Forderungen bei der Entscheidung berücksichtigen. Für weitere 

Informationen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

swiss granum 

Lorenz Hirt   Stephan Scheuner 

Präsident  Direktor 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

swiss 

granum 
11 1 d Im erläuternden Bericht wird festgehalten "Unter den 

gleichen Voraussetzungen gewährt das BAZG für Waren, 

die ins Zollgebiet ein- oder ausgeführt werden, 

Zollermässigung oder Zollbefreiung, wenn in- bzw. 

ausländische Waren gleicher Menge, Beschaffenheit und 

Qualität als bearbeitete oder verarbeitete Erzeugnisse ein- 

bzw. ausgeführt werden (Äquivalenzverkehr)" (S. 25). Dies 

gilt es auf Gesetzesstufe zu regeln, wie das heute schon 

in Art. 12 Abs. 2 des Zollgesetzes der Fall ist. 

der vorübergehenden Einfuhr von Waren 

zur Bearbeitung, Verarbeitung oder 

Ausbesserung (aktive Veredelung im 

Äquivalenz- oder Nämlichkeitsverkehr) 

swiss 

granum 
11 1 e Im erläuternden Bericht wird auf S. 25 festgehalten "Für 

die Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 

landwirtschaftlichen Grundstoffen gilt auch in Zukunft 

grundsätzlich eine Bewilligungspflicht, wobei 

Vereinfachungen im Verfahren weiterhin möglich sein 

sollen". Diese Tatsache möchten wir explizit auf 

Gesetzesstufe so geregelt haben, damit in den 

Verordnungen der grösstmögliche Spielraum besteht, um 

einfache und wirtschaftsfreundliche Regelungen 

beibehalten zu können. 

der vorübergehenden Einfuhr von Waren 

zur Bearbeitung, Verarbeitung oder 

Ausbesserung (aktive Veredelung im 

Äquivalenz- oder Nämlichkeitsverkehr) 

swiss 
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11 3       Im erläuternden Bericht wird auf S. 25 festgehalten "Für 

die Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 

landwirtschaftlichen Grundstoffen gilt auch in Zukunft 

grundsätzlich eine Bewilligungspflicht, wobei 

Vereinfachungen im Verfahren weiterhin möglich sein 

sollen". Diese Tatsache möchten wir explizit auf 

Gesetzesstufe so geregelt haben, damit in den 

Verordnungen der grösstmögliche Spielraum besteht, um 

Die Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 

Buchstabe c–h bedürfen grundsätzlich einer 

Bewilligung des BAZG, Ausnahmen und 

Vereinfachungen sind möglich. 
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einfache und wirtschaftsfreundliche Regelungen 

beibehalten zu können. 
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52 2       Es ist aus Gründen der Rechtssicherheit abzulehnen, 

dass mündlich eröffnete Verfügungen nur dann 

elektronisch bestätigt werden, wenn die 

Verfügungsadressatin oder der Verfügungsadressat dies 

unverzüglich verlangt.  

Mündlich eröffnete Verfügungen werden 

elektronisch bestätigt. 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 
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☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 (Ein-

führung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
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☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

 

  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-

Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

12/14 

 
 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Textvor-

schlag) 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Bundesgasse 3 

3003 Bern 

   

Per E-Mail: rechtsetzung@ezv.admin.ch 

 

 

 

Lausanne, 23. Dezember 2020 

 

 

Stellungnahme zu BAZG-VG, ZoG 
 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

1. Einleitung 
 

Wir beziehen uns auf Ihre Einladung zur Stellungnahme und bedanken uns dafür.  

 

Der Swiss Shippers’ Council vertritt die Interessen der schweizerischen Exporteure und 

Importeure aus allen Branchen und damit in Bezug auf die vorliegende Zollrechtsrevision die wohl 

wichtigste Anspruchsgruppe überhaupt. Dementsprechend gross ist unser Interesse, unsere 

Motivation und nicht zuletzt auch unsere Legitimation an diesen Gesetzesentwürfen mitzuwirken. 

 

Bei der Beurteilung haben wir den Fokus auf die für Exporteure und Importeure besonders wichtigen 

Elemente gerichtet. 
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2. Gesamtfazit 
 

Wir begrüssen den Willen der Eidg. Zollverwaltung (EZV) zur Vereinfachung und Vereinheitlichung 

von Prozessen, zur Digitalisierung und der entsprechenden Anpassung ihrer 

Organisationsstrukturen. 

 

 

Die Anpassung des bestehenden Rechts hat in erster Linie EZV-interne Gründe. Die 

vorliegenden Gesetzesentwürfe BAZG-VG und ZoG wie auch der entsprechende Erläuternde 

Bericht (EB) lassen dies deutlich erkennen. Sie berücksichtigt zu einseitig die Bedürfnisse der 

EZV, aber zu wenig die der Exporteure und Importeure.  

 

Vor einer rechtlichen Anpassung in diesem Ausmass müsste eigentlich im Minimum  

 

• Klarheit über die Zukunft der Industriezölle herrschen, sowie 

 

• die allgemeine Zollpflicht für Waren und  

 

• das Verfahren und die Zuständigkeit für die Erhebung der Mehrwertsteuer bei der 

Einfuhr 

 

mit der Wirtschaft ergebnisoffen diskutiert werden.   

 

Die exportierende und importierende Wirtschaft wurde bei der Ausarbeitung dieser 

Gesetzesvorschläge jedoch nicht einbezogen. Vertiefte und ergebnisoffene Diskussionen mit 

praxiserprobten Experten aus unserem Umfeld hat die EZV nicht geführt. Von Mitgliedern an 

Informationsveranstaltungen usw., vorgebrachte Inputs fanden ebenfalls keinen Eingang in die 

Entwürfe BAZG-VG bzw. ZoG.  

 

Eine Entlastung der Exporteure und Importeure bestätigt die EZV nur in reichlich theoretischer und 

unverbindlicher Form im EB. In den Gesetzesentwürfen selbst aber, will heissen konkret und 

verbindlich, können wir ein glasklares Bekenntnis zur Entlastung der Unternehmen nicht 

erkennen!  
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3. Anforderungen 
 

Unsere Beurteilung der Entwürfe BAZG-VG und ZoG leitet sich im Wesentlichen aus unseren 

Anforderungen an das Zollrecht ab. Diese lassen sich stichwortartig und grob wie folgt 

zusammenfassen:   

 

1. praktische Machbarkeit, insbesondere auch für KMU 

 

2. freie Wahl ob und welcher Zolldienstleister gesetzlich garantiert  

 

3. freier Warenverkehr so weit wie möglich, Einbezug des Zolls nur soweit nötig 

 

4. administrative Entlastung für die Wirtschaft 

 

5. finanzielle Entlastung für die Wirtschaft 

 

6. Fairness und Partnerschaft zwischen Zoll und Wirtschaft 

 

7. Standortvorteile für die Schweiz 

 

8. keine «gewerblichen Geschäftsfelder» für den Zoll und keine Gebühren 

 

9. kein Selbstzweck des Zolls und keine Wettbewerbsverzerrungen durch den Zoll 

 

10. keine Besitzstandwahrung durch den Zoll, abgeleitet aus dem Ist-Zustand der zu 

erhebenden Steuern, der vorhandenen Instrumente, Prozesse usw. 
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4. Änderungsanträge BAZG-VG 
 

 

Antrag 1 

 

Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuergesetz wird bei steuerpflichtigen Personen direkt 

durch die Eidg. Steuerverwaltung erhoben. Diese Änderung bringt für Importeure eine 

administrative Entlastung und könnte mit der Öffnung des heutigen Ver-lagerungsverfahren 

im Rahmen der MWSTG-Revision umgesetzt werden. 

 

 

➔ Artikel 4, Absatz 1, Buchstabe b wie folgt ändern: 

 

«die Mehrwertsteuer auf der Einfuhr nach dem Bundesgesetz vom 12. Juni 2009 über die 

Mehrwertsteuer (Mehrwertsteuergesetz, MWSTG), wenn die Warenverantwortliche gemäss Art. 7, 

Ziffer e. nicht steuerpflichtig im Sinne des MWSTG ist.» 

 

 

Das MWSTG ist in diesem Zusammenhang wie folgt zu ändern: 

 

 

➔ Artikel 18, Absatz 1: 

 

«Der Inlandsteuer unterliegen die im Inland durch steuerpflichtige Personen gegen Entgelt 

erbrachten Leistungen sowie die Einfuhr von Gegenständen durch steuerpflichtige Personen; sie 

sind steuerbar, soweit dieses Gesetz keine Ausnahme vorsieht.» 

 

 

➔ Artikel 50: 

 

«Für die Steuer auf der Einfuhr von Gegenständen durch nichtsteuerpflichtige Personen gilt die 

Zollgesetzgebung, soweit die nachfolgenden Bestimmungen nichts anderes anordnen.» 

 

 

 

Antrag 2 

 

Die Warenanmeldung selbst beinhaltet keine transportbezogenen Angaben. Sie bleibt von 

der Referenzierung inhaltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Meldung der 

mailto:info@swiss-shippers.ch
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transportbezogenen Angaben ist eine separate Meldung (Referenzierungsmeldung) 

vorzusehen. 

 

➔ Artikel 7, Buchstabe g wie folgt ändern: 

 

«Transportverantwortliche: Person, die für den Transport verantwortlich ist und daher in der 

Warenanmeldung als mit dem Transport der Ware beauftragte Person bezeichnet ist;» 

 

 

➔ Artikel 12, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

«Im grenzüberschreitenden Warenverkehr muss in der die Warenanmeldung mit dem 

Transportmittel verknüpft angegeben werden, mit welchem Transportmittel die Ware ein-, aus- oder 

durchgeführt werden soll (Referenzierung). Die Warenanmeldung selbst bleibt von der 

Referenzierungsmeldung (Referenzierung inkl. Mitteilung des Transportverantwortlichen und der 

übrigen transportbezogenen Angaben) unberührt.» 

 

 

➔ Artikel 12, Absatz 2 wie folgt ändern: 

 

«Der Referenzierungspflicht unterliegt die Transportverantwortliche oder, wenn es keine solche gibt, 

die Warenverantwortliche. Die Warenverantwortliche kann die Referenzierung in der 

Warenanmeldung oder mittels Referenzierungsmeldung vornehmen.» 

 

 

Antrag 3 (siehe auch Antrag 1 zum ZoG) 

 

Nicht zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete Waren können die Zollgrenze 

jederzeit passieren, unabhängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. 

 

 

➔ Artikel 8, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

«Waren, die ein-, aus- oder durchgeführt werden oder einer Inlandabgabe unterliegen, müssen 

angemeldet werden. Von der Anmeldepflicht ausgenommen sind Waren, welche gemäss Art. 3 ZoG 

nicht zollpflichtig sind.  

 

➔ Artikel 8, Absatz 4 wie folgt ändern: 
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«Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in der freien Periode eingeführt worden sind und zu Beginn 

der Bewirtschaftungsperiode im eingeführten Zustand auf Handelsstufe noch vorhanden sind, 

müssen erneut an-gemeldet werden. Nicht zur Handelsstufe zählt der Detailhandel (Verkaufsfläche 

inkl. Lager und Transportmittel).» 

 

➔ Artikel 8 wie folgt ändern: 

 

Neuer Absatz: «Nicht anmeldepflichtige Waren sowie Waren, die Gegenstand einer aktivierten 

Warenanmeldung gemäss Art. 13 sind, können die Zollgrenze unabhängig des Wochentages und 

der Tageszeit passieren. Vorbehalten bleiben anderslautende, nicht vom BAZG zu verantwortende, 

Bestimmungen (z. B. Nachtfahrverbot).» 

 

 

➔ Artikel 14, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

«Im grenzüberschreitenden Warenverkehr muss die elektronische Warenanmeldung spätestens 

im Zeitpunkt des Verbringens der Ware über die Zollgrenze elektronisch aktiviert werden. Das BAZG 

stellt sicher, dass die elektronische Aktivierung unabhängig des Wochentages und der Tageszeit 

möglich ist.» 

 

 

Antrag 4 

 

Begleitdokumente zu einer Warenanmeldung sind nur bei Kontrollen einzureichen. 

 

 

➔ Artikel 9, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

«Die Warenanmeldung muss elektronisch oder in einer anderen vom BAZG zugelassenen Form 

erfolgen. Bei Kontrollen gemäss dem 8. Titel sind Es müssen alle notwendigen notwendige 

Begleitdokumente übermittelt werden zu übermitteln.» 

 

 

Antrag 5 

 

Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) ist auf den Sicherheitsaspekt beschränkt. Die 

Bedingungen für Verfahrenserleichterungen sind unabhängig davon festzulegen. 
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➔ Artikel 15, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

«Im Zusammenhang mit den internationalen Bestrebungen und Verpflichtungen der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Sicherung der Lieferkette verleiht das Das BAZG verleiht 

Personen, die im Zollgebiet oder in den Zollausschlussgebieten ansässig sind, auf Gesuch den 

Status des zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten (Authorised Economic Operator, AEO), wenn sie die 

folgenden Voraussetzungen erfüllen:» 

 

➔ Artikel 15, Absatz 2 wie folgt ändern: 

 

«Der Bundesrat regelt die Voraussetzungen und das Bewilligungsverfahren im Einzelnen und legt 

fest, welche Verfahrenserleichterungen den AEO gewährt werden.» 

 

 

Antrag 6 

 

Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sache des Staates. Er muss vielmehr 

gewährleisten, dass Warenverantwortliche Zolldienstleister frei wählen können (= freier 

Zugang zum Zolldienstleisternetz).  

 

 

➔ Artikel 10 wie folgt ändern 

 

Neuer Absatz: «Die Warenverantwortliche hat in jedem Fall, unabhängig der Ware, der 

Sendungsgrösse, des Transportmittels usw., das Recht, die Warenanmeldung selbst vorzunehmen 

oder eine selbst gewählte Datenverantwortliche damit zu beauftragen. Sowohl 

Transportverantwortlichen wie auch Datenverantwortlichen und anderen Personen ist es untersagt, 

der Warenverantwortlichen für die Ausübung dieses Rechts Kosten aufzuerlegen oder sie dafür in 

irgendeiner Form zu behindern (z. B. durch Verzögerung des Transports) oder zu benachteiligen.» 

 

 

➔ Artikel 16, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «Datenverantwortliche müssen über die erforderliche Eignung verfügen.» 

 

 

➔ Artikel 16, Absatz 2 wie folgt ändern: 
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«Der Bundesrat regelt die Eignungsvoraussetzungen für Datenverantwortliche, welche nicht im 

schweizerischen Staatsgebiet und nicht in den Zollanschlussgebieten ansässig sind.» 

 

 

Antrag 7 

 

Das BAZG veranlagt und erhebt die Einfuhrabgaben bei schweizerischen Personen 

gesammelt und periodisch, auch wenn die Warenanmeldung sendungsbezogen eingereicht 

und aktiviert wird. 

 

 

➔ Artikel 18, wie folgt ändern: 

 

Neuer Absatz: «Bei Warenverantwortlichen mit Sitz im schweizerischen Staatsgebiet oder in den 

Zollanschlussgebieten veranlagt das BAZG die Abgaben zusammengefasst je Kalendermonat oder 

-vierteljahr (periodische Veranlagung). Wünscht die Warenverantwortliche nicht ausdrücklich die 

periodische Veranlagung je Kalendermonat, erfolgt diese je Kalendervierteljahr. Die 

Warenverantwortliche kann mit der Warenanmeldung eine Einzelveranlagung für diese 

Warenanmeldung verlangen.» 

 

 

➔ Artikel 27, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

«Die Abgabeschuld wird mit ihrer Verfügung Entstehung fällig.» 

 

 

➔ Artikel 52, Absatz 3 wie folgt ändern: 

 

«Die Verfügungsadressatinnen und -adressaten sind verpflichtet, regelmässig im 

Informationssystem nach Artikel 67 zu prüfen, ob ihnen neue Dokumente übermittelt worden sind. 

Das BAZG teilt auf eine vom Adressaten angegebene E-Mail-Adresse mit, wenn neue Dokumente 

übermittelt worden sind.» 

 

 

Antrag 8 

 

Auch bei nicht angemeldeten Waren sind bei der Veranlagung von Amtes wegen 

Abgabenermässigungen zu berücksichtigen. 
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➔ Artikel 18, Absatz 2 wie folgt ändern: 

 

«Das BAZG kann die Bemessungsgrundlage der von ihm zu erhebenden Abgaben nach 

pflichtgemässem Ermessen schätzen, wenn keine Warenanmeldung vorliegt, oder diese 

unvollständig ist oder wenn Zweifel an deren Richtigkeit bestehen.» 

 

 

➔ Artikel 18, Absatz 3 wie folgt ändern: 

 

«Nicht angemeldete Waren werden von Amtes wegen veranlagt. Ermässigungen von Einfuhr-, 

Ausfuhr- und Inlandabgaben, welche der Warenverantwortlichen bei ordnungsgemässer 

Warenanmeldung offensichtlich gewährt worden wären, sind auch bei der Veranlagung von Amtes 

wegen zu gewähren.» 

 

 

Antrag 9 

 

Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann Abgabenschuldner, wenn die Ein-, Aus- 

oder Durchfuhr tatsächlich in ihrer Verantwortung liegt. 

 

 

➔ Artikel 21, Absatz 1, Buchstabe a wie folgt ändern: 

 

«die Warenverantwortliche nach Artikel 7 Buchstabe e Ziffer 1, wenn die Ware im eigenen Namen 

ein-, aus- oder durchgeführt wurde und, sofern eine Datenverantwortliche an der Warenanmeldung 

beteiligt ist, die Datenverantwortliche über einen direkten und schriftlichen Auftrag der 

Warenverantwortlichen verfügt;» 

 

 

➔ Artikel 21, Absatz 2 wie folgt ändern: 

 

Das BAZG macht die Abgabeschuld vorerst bei der Warenverantwortlichen geltend, sofern diese 

gemäss dem vorstehenden Absatz Abgabenschuldnerin ist, ansonsten direkt bei der 

Datenverantwortlichen oder der Transportverantwortlichen. Kann eine Abgabenschuldnerin oder ein 

Abgabenschuldner die Warenverantwortliche die Abgabeschuld ganz oder teilweise nicht tilgen und 

ist eine genügende Sicherstellung nicht möglich, so haften die anderen Abgabeschuldnerinnen oder 

Abgabeschuldner solidarisch. Der Rückgriff unter ihnen richtet sich nach dem Obligationenrecht.» 
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➔ Artikel 21, Absatz 3 wie folgt ändern: 

 

«Der Bundesrat kann bei grenzüberschreitenden Post- und Kuriersendungen sowie  

im grenzüberschreitenden Reiseverkehr eine von Absatz 2 abweichende Reihenfolge 

für die Belangung der Abgabeschuldnerinnen und Abgabeschuldner festlegen.» 

 

 

➔ Artikel 23 wie folgt ändern: 

 

«Die Transportverantwortliche haftet nicht solidarisch, wenn sie oder die Die mit dem 

Warentransport betraute natürliche Person haftet nicht solidarisch, wenn sie nicht in der Lage war 

zu erkennen, ob die Ware richtig angemeldet worden ist.» 

 

 

Antrag 10 

 

Für inländische Abgabenschuldner beträgt die Zahlungsfrist 60 Tage. 

 

 

➔ Artikel 28, Absatz 2 wie folgt ändern: 

 

«Für Abgabeschulden von Personen mit Sitz im schweizerischen Staatsgebiet oder in den 

Zollanschlussgebieten beträgt die Zahlungsfrist, sofern andere Abgabeerlasse gemäss Art. 4 nichts 

anderes vorsehen, 60 Tage. Bis zum Ablauf dieser Zahlungsfrist verzichtet das BAZG auf eine 

Sicherstellung der Abgabeforderung gemäss dem 2. Kapitel dieses Titels, ausser in den Fällen 

gemäss Art. 32, Absatz 2. In den übrigen Fällen legt das Das BAZG legt die Zahlungsfristen und die 

Voraussetzungen für Zahlungserleichterungen fest.» 

 

 

➔ Artikel 33 wie folgt ändern: 

 

«Abgabeforderungen werden, soweit vorgesehen, durch eine Sicherheitsleistung sichergestellt. 

Können sie damit nicht genügend sichergestellt werden, so erlässt das BAZG eine 

Sicherstellungsverfügung oder macht das Pfandrecht geltend.» 

 

 

➔ Artikel 38, Absatz 2, Buchstabe b wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «nachweist, dass die Waren beziehungsweise Sachen ohne ihre oder seine 
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Schuld zur Widerhandlung benutzt worden sind oder dass sie oder er das Eigentum oder den 

Anspruch auf Erwerb von Eigentum vor der Beschlagnahme erworben hat, ohne von der 

Nichterfüllung der Abgabepflicht zu wissen.» 

 

 

 

Antrag 11 

 

Das BAZG erbringt ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung an Verfahren, Erteilung von 

Bewilligungen, Durchführung von Kontrollen usw.) kostenlos. 

 

 

➔ Artikel 31, Buchstabe c wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «Gebühren, Verfahrens- und andere Kosten.» 

 

 

➔ Artikel 62, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

 «Das Verfahren auf Erlass einer Veranlagungsverfügung Verfügung oder einer Bewilligung nach 

Artikel 11 Absatz 3 diesem Gesetz, dem Bundesgesetz über die Zollpflicht und die Bemessung der 

Zollabgaben (Zollabgabengesetz, ZoG), einem Abgabeerlass gemäss Art. 4 und das 

Einspracheverfahren gemäss dem 2. Abschnitt sind in der Regel kostenlos. Es wird keine 

Parteientschädigung ausgerichtet.» 

 

 

➔ Artikel 62, Absatz 2, Buchstabe b wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «wegen Kontrollen, die zu Beanstandungen des BAZG führen.» 

 

 

➔ Artikel 63 wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «Soweit im Verfahren vor dem BAZG Kosten und Entschädigungen auferlegt 

werden, bestimmt der Bundesrat deren Höhe.» 

 

 

➔ Artikel 140, Absatz 1 wie folgt ändern: 
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Komplett streichen: «Das BAZG erhebt Gebühren für Verfügungen, Dienstleistungen und 

besondere 

amtliche Verrichtungen, die bei der Erfüllung seiner Aufgaben anfallen, namentlich für Bewilligungen 

nach den Artikeln 44 und 45, die Anordnung von Sicherheitsleistungen und Betriebsprüfungen, 

soweit diese zu Beanstandungen führen. Vorbehalten bleibt Artikel 62.» 

 

Antrag 12 

 

Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Abgaben gelten für das BAZG und die 

Wirtschaft faire Bedingungen. 

 

 

➔ Artikel 39, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

 «Hat das BAZG irrtümlich eine von ihm zu erhebende Abgabe nicht oder zu niedrig oder einen 

zurückerstatteten Abgabenbetrag zu hoch festgesetzt, so kann es den geschuldeten Betrag 

nachfordern, wenn es die entsprechende Absicht innerhalb der Verjährungsfrist der Abgabeschuld 

gemäss Art. 30, Absatz 1 eines Jahres nach dem Ausstellen der Veranlagungsverfügung mitteilt.» 

 

 

➔ Artikel 39 wie folgt ändern: 

 

Neuer Absatz: «Die Abgabenschuldnerin oder der Abgabenschuldner kann eine zum Zeitpunkt der 

Aktivierung der Warenanmeldung zulässige Abgabenbefreiung oder -ermässigung bzw. eine zu 

diesem Zeitpunkt zulässige Rückerstattung von Abgaben auch nachträglich geltend machen und 

zwar bis zum Ablauf der Verjährungsfrist der Abgabeschuld gemäss Art. 30, Absatz 1.» 

 

 

➔ Artikel 41, Absatz 1, Buchstabe c wie folgt ändern: 

 

«wenn die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller unverschuldet eine Nachforderung nach Artikel 

38 39 des vorliegenden Gesetzes oder nach Artikel 12 VStrR leisten muss, die offensichtlich 

stossend erscheint;» 

 

 

➔ Artikel 58, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

«Gegen Verfügungen des BAZG kann bei diesem innert 60 Tagen nach der Eröffnung fünf Jahren 

nach Ablauf des Kalenderjahres, in der sie eröffnet worden ist, Einsprache erhoben werden.» 
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Antrag 13 

 

Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sind nicht an AEO-Kriterien und Mindestmengen 

gebunden und somit auch für kleine Unternehmen erhältlich. 

 

 

➔ Artikel 44, Absatz 5, Buchstabe e wie folgt ändern: 

 

 «das Vorhandensein einer geeigneten Infrastruktur und geeigneter Sicherheitsstandards;» 

 

 

➔ Artikel 44, Absatz 5, Buchstabe f wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «die Mindestanzahl an Ein- und Auslagerungen;» 

 

 

➔ Artikel 44, Absatz 5, Buchstabe g wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «Pflichten bezüglich die Aufbewahrung und Bekanntgabe von Daten.» 

 

 

➔ Artikel 44, Absatz 6 wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «Der Bundesrat kann weitere Bewilligungsvoraussetzungen vorsehen.» 

 

 

Antrag 14 

 

Systemausfälle beim BAZG werden nicht auf dem Rücken der Wirtschaftsbeteiligten 

ausgetragen. 

 

 

➔ Artikel 49 wie folgt ändern: 

 

 «Der Bundesrat regelt die verfahrensrechtlichen Modalitäten für den Fall, dass das 

Informationssystem nach Artikel 67 ausfällt oder nicht erreichbar ist. Aufforderungen an die 
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Wirtschaftsbeteiligten, bereits getätigte elektronische Eingaben zu wiederholen oder ein 

papierbasiertes Notfallverfahren anzuwenden, sind unzulässig.» 

 

 

 

Antrag 15 

 

Die Aufbewahrungsfrist von Daten und Dokumenten ist auf die aktuell geltende Frist zu 

reduzieren. 

 

 

➔ Artikel 56, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

 «Daten und Dokumente, die für die Anwendung dieses Erlasses erforderlich sind, sind bis zum 

Eintritt der Abgabenfestsetzungsfrist gemäss Art. 30, Absatz 1 absoluten Verjährung der 

Abgabeforderung sorgfältig und systematisch aufzubewahren und vor schädlichen Einwirkungen zu 

schützen.» 

 

 

Antrag 16 

 

Die Auskunft über vorhandene Daten juristischer Personen ist gewährleistet. 

 

 

Neuer Artikel:  

«1 Jede juristische Person und Person oh-ne eigene Rechtspersönlichkeit kann vom BAZG Auskunft 

darüber verlangen, ob Da-ten über sie bearbeitet werden. 

 

2 Die betroffene juristische Person oder Person ohne eigene Rechtspersönlichkeit erhält diejenigen 

Informationen, die erfor-derlich sind, damit eine transparente und korrekte Datenbearbeitung 

gewährleistet ist. 

 

3 Das BAZG muss kostenlos Auskunft er-teilen. Der Bundesrat kann Ausnahmen vorsehen, 

namentlich wenn der Aufwand unverhältnismässig ist. 

 

4 Die Auskunft wird in der Regel innerhalb von 30 Tagen auf elektronischem Wege erteilt.» 

 

 

Antrag 17 
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Warenkontrollen erfolgen mit höchster Sorgfalt und das Ergebnis ist unverzüglich 

mitzuteilen. 

 

 

➔ Artikel 81 wie folgt ändern: 

 

Neuer Absatz: «Dabei wendet das BAZG geltende rechtliche Bestimmungen und branchenübliche 

Standards an, welche der Verhinderung von Schäden an der Ware und der Abwendung von 

Gefahren durch die Ware dienen. Andernfalls ist das BAZG schadenersatzpflichtig.» 

 

 

➔ Artikel 81 wie folgt ändern: 

 

Neuer Absatz: «Das BAZG teilt der Warenverantwortlichen das Ergebnis einer Warenkontrolle 

unverzüglich mit.» 

 

 

Antrag 18 

 

Das BAZG bzw. die Zollgesetzgebung greift nicht in die Geschäftsbeziehungen zwischen den 

Wirtschaftsbeteiligten ein. 

 

 

➔ Artikel 83, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «Datenverantwortliche können für die Kosten, die ihnen durch eine physische 

Kontrolle entstehen, einen Pauschalbetrag zu den Transportkosten und den übrigen 

Speditionskosten aufrechnen.» 

 

 

Antrag 19 

 

Das BAZG beschränkt sich auf seine Aufgabe als Bundesbehörde. Die Zollgesetzgebung darf 

das BAZG nicht zur Erschliessung neuer Geschäftsfelder legitimieren. Das BAZG tritt nicht 

in Konkurrenz zu privaten Anbietern gewerblicher Leistungen. 

 

 

➔ Artikel 128 wie folgt ändern: 
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Komplett streichen: «Das BAZG kann Dritten gewerbliche Leistungen erbringen, wenn die 

Leistungen: 

a. mit seinen Aufgaben in einem engen Zusammenhang stehen; b. die Erfüllung seiner Aufgaben 

nicht beeinträchtigen; und c. keine bedeutenden zusätzlichen sachlichen und personellen Mittel 

erfordern; 

und. keine Wettbewerbsverzerrungen verursachen, indem sie zu Marktbedingungen 

und ohne Quersubventionierungen erbracht werden. 

 

Als gewerbliche Leistung gilt auch die Überlassung von Teilen der Infrastruktur 

des BAZG an Dritte.» 

 

 

➔ Artikel 129 wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «Das BAZG verlangt für das Erbringen gewerblicher Leistungen an Dritte und 

für 

das Überlassen seiner Infrastruktur ein Entgelt. 

 

Gewerbliche Leistungen sind auf der Grundlage einer Kosten- und Leistungsrechnung 

zu mindestens kostendeckenden Preisen zu erbringen.» 

 

 

Antrag 20 

 

Die Strafverfolgung betrifft alle Wirtschaftsbeteiligte in gleichem Ausmass. 

 

 

➔ Artikel 133 wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «Von einer Strafverfolgung kann abgesehen werden: a. in besonders leichten 

Fällen; b. bei Vorliegen besonderer Umstände, wenn entweder die Schuld oder bei Fahrlässigkeit 

die Tatfolgen besonders geringfügig sind.» 

 

 

➔ Artikel 134 wie folgt ändern: 
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Neuer Absatz: «Die Selbstanzeige einer juristischen Person erfolgt durch ihre Organe oder 

Vertreter und Vertreterinnen. Die Solidarhaftung gemäss Artikel 12 Absatz 3 VStrR der Organe oder 

der Vertreter und Vertreterinnen wird aufgehoben und von einer Strafverfolgung wird abgesehen.» 

 

 

 

 

 

 

Antrag 21 

 

Die Mitsprache der Wirtschaft bei der Weiterentwicklung des Zollrechts ist mit einem 

Konsultativgremium sicherzustellen (analog zur MWST). 

 

 

Neuer Artikel: «Der Bundesrat setzt ein Konsultativgremium, bestehend aus Vertretern und 

Vertreterinnen der steuerpflichtigen Personen, der Kantone, der Wissenschaft, der Zollpraxis und 

der Konsumenten und Konsumentinnen, ein.  

 

Das Konsultativgremium berät Anpassungen dieses Gesetzes, des Bundesgesetzes über die 

Zollpflicht und die Bemessung der Zollabgaben (Zollabgabengesetz, ZoG), des Zolltarifgesetzes 

(ZTG) und der gestützt darauf erlassenen Ausführungsbestimmungen Praxisfestlegungen und 

Richtlinien bezüglich der Auswirkungen auf die steuerpflichtigen Personen und die Volkswirtschaft. 

 

Es nimmt zu den Entwürfen Stellung und kann selbstständig Empfehlungen für Änderungen 

abgeben.» 
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5. Änderungsanträge ZoG 
 

 

Antrag 1 

 

Waren sind nur zollpflichtig, wenn sie Einfuhrabgaben oder Ausfuhrabgaben unterliegen 

oder Gegenstand von Rückerstattungen oder nichtabgaberechtlichen Erlassen sind oder im 

Verkehr mit «unsicheren» Gebieten. 

 

 

➔ Artikel 3, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

«Waren, die ein- oder ausgeführt werden, sind zollpflichtig, wenn: 

 

a. sie vom BAZG zu erhebenden Ein- oder Ausfuhrabgaben gemäss Art. 4 BAZG-VG unterliegen 

und gemäss Zolltarifgesetz (ZTG) nicht zollfrei sind oder 

 

b. die Warenverantwortliche gem. BAZG-VG Art. 7 dafür Rückerstattungen von Einfuhr-, Ausfuhr- 

oder Inlandabgaben geltend macht oder  

 

c. sie einer Warenbestimmung gemäss BAZG-VG Art. 11, Buchstabe g oder h zugeführt werden 

oder 

 

d. auf sie eine ein-, aus- oder durchfuhrspezifische Massnahme (z. B. eine Bewilligungspflicht) 

nach einem nichtabgaberechtlichen Erlass Anwendung findet und das BAZG mit 

entsprechenden Vollzugsaufgaben betraut ist oder 

 

e. sie direkt von ausserhalb des gemeinsamen Sicherheitsraumes gemäss dem Abkommen 

zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft über 

die Erleichterung der Kontrollen und Formalitäten im Güterverkehr und über zollrechtliche 

Sicherheitsmassnahmen (ZESA) stammen oder direkt nach ausserhalb dieses 

Sicherheitsraumes gelangen.» 

 

 

➔ Artikel 3 wie folgt ändern: 

 

Neuer Absatz: «Die Warenverantwortliche kann für nicht zollpflichtige Waren gemäss Absatz 1 die 

Warenanmeldung gemäss BAZG-VG, 2. Titel durchführen. Unterlässt sie dies, meldet sie die 
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warenbezogenen Daten, welche für die Aussenhandelsstatistik gem. Zolltarifgesetz (ZTG) zwingend 

notwendig sind, dem BAZG zusammengefasst je Kalendermonat.» 

 

 

Antrag 2 

 

Die Zollabgaben sind bei unveränderter Ausfuhr der Waren generell rückzuerstatten. 

 

 

➔ Artikel 4, Absatz 1, Buchstabe d wie folgt ändern: 

 

«Waren, die in den freien Verkehr eingeführt worden sind und aus rechtlichen oder wirtschaftlichen 

Gründen innerhalb von drei Jahren der Verjährungsfrist der Abgabeschuld gemäss BAZG-VG, Art. 

30, Absatz 1 unverändert oder wegen eines bei ihrer Verarbeitung im Zollgebiet festgestellten 

Mangels verändert wieder an die Versenderin oder den Versender ins Zollausland ausgeführt 

werden (ausländische Rückwaren).» 

 

 

➔ Artikel 4, Absatz 2 wie folgt ändern: 

 

«Der Bundesrat kann vorsehen, dass ausländische Rückwaren Waren gemäss Absatz 1, die im 

Zollgebiet vernichtet oder als Futtermittel verwendet werden, ganz oder teilweise zollfrei sind. Er 

regelt das Verfahren der Rückerstattung von bereits geleisteten Zollabgaben.» 

 

 

Antrag 3  

 

Abgabenermässigungen können berücksichtigt werden, auch wenn Waren nicht oder zu 

wenig differenziert angemeldet werden. 

 

 

➔ Artikel 9, Absatz 2, Buchstabe a wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «die Warenanmeldung enthält eine ungenügende oder zweideutige 

Bezeichnung der Ware; oder» 

 

 

➔ Artikel 9 wie folgt ändern: 
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Neuer Absatz: «Offensichtlich gültige Ermässigungen von Zollabgaben können auch in den Fällen 

gemäss Absatz 2 und 3 geltend gemacht werden.» 

 

 

Antrag 4  

 

Zolltarif- und Ursprungsauskünfte sind unabhängig der Warenein- oder -ausfuhr anfechtbar. 

Zusätzlich können Zollwertauskünfte beantragt werden. 

 

 

➔ Artikel 10, Absatz 1 wie folgt ändern: 

 

«Das BAZG erteilt verfügt gemäss dem Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren 

(Verwaltungsverfahrensgesetz, VwVG) auf schriftliche Anfrage hin Auskunft über die zolltarifarische 

Einreihung, den Zollwert gemäss dem Abkommen zur Errichtung der Welthandelsorganisation, 

sowie den nichtpräferenziellen und den präferenziellen Ursprung von Waren.» 

 

 

➔ Artikel 10, Absatz 2 wie folgt ändern: 

 

«Die Auskunft ist öffentlich; vorbehalten bleiben entgegenstehende Bestimmungen 

nach dem vorliegenden Gesetz oder einem anderen Erlass. Auskünfte gemäss Absatz 1 sind 

öffentlich. Das BAZG legt diese gesamthaft, in geordneter Form und unter Wahrung von 

Persönlichkeitsrechten, Geschäftsgeheimnissen usw. öffentlich zugänglich auf.» 

 

 

Antrag 5  

 

Zollwiderhandlungen werden nur bei Vorsatz bestraft. 

 

 

➔ Artikel 15, Absatz 4 wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «Handelt die Täterin oder der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen der hinterzogenen Zollabgaben.» 

 

 

➔ Artikel 16, Absatz 3 wie folgt ändern: 
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Komplett streichen: «Handelt die Täterin oder der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen der gefährdeten Zollabgaben.» 

 

 

➔ Artikel 17, Absatz 3 wie folgt ändern: 

 

Komplett streichen: «Handelt die Täterin oder der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Einfachen des Warenwerts.» 

 

 

 

 

Wir bitten Sie höflich, unsere Überlegungen bei der Ausarbeitung der Botschaft zu berücksichtigen. 

Für Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Swiss Shippers’ Council 

   

Fabio Regazzi    Philipp Muster 

NR, Präsident    Direktor 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Swiss Shippers' Council 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SSC 

Adresse : 1, place de la Ripone, 1001 Lausanne 

Kontaktperson : Philipp Muster 

Telefon : 021 320 32 39 / 061 753 83 59 

E-Mail : philipp.muster@swiss-shippers.ch 

Datum : 15.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

SSC 
Wir begrüssen den Willen der Eidg. Zollverwaltung (EZV) zur Vereinfachung und Vereinheitlichung von Prozessen, zur 
Digitalisierung und der entsprechenden Anpassung ihrer Organisationsstrukturen. 
 
Die Anpassung des bestehenden Rechts hat in erster Linie EZV-interne Gründe. Die vorliegenden Gesetzesentwürfe BAZG-VG 
und ZoG wie auch der entsprechende Erläuternde Bericht (EB) lassen dies deutlich erkennen. Sie berücksichtigt zu einseitig die 
Bedürfnisse der EZV, aber zu wenig die der Exporteure und Importeure. 
 
Vor einer rechtlichen Anpassung in diesem Ausmass müsste eigentlich im Minimum  
 
• Klarheit über die Zukunft der Industriezölle herrschen, sowie 
 
• die allgemeine Zollpflicht für Waren und  
 
• das Verfahren und die Zuständigkeit für die Erhebung der Mehrwertsteuer bei der Einfuhr 
 

mit der Wirtschaft ergebnisoffen diskutiert werden.    

SSC 
Die exportierende und importierende Wirtschaft wurde bei der Ausarbeitung dieser Gesetzesvorschläge jedoch nicht einbezogen. 
Vertiefte und ergebnisoffene Diskussionen mit praxiserprobten Experten aus unserem Umfeld hat die EZV nicht geführt. Von 
Mitgliedern an Informationsveranstaltungen usw., vorgebrachte Inputs fanden ebenfalls keinen Eingang in die Entwürfe BAZG-VG 
bzw. ZoG.  
 

Eine Entlastung der Exporteure und Importeure bestätigt die EZV nur in reichlich theoretischer und unverbindlicher Form im EB. 
In den Gesetzesentwürfen selbst aber, will heissen konkret und verbindlich, können wir ein glasklares Bekenntnis zur Entlastung 
der Unternehmen nicht erkennen!  

SSC 
Unsere Beurteilung der Entwürfe BAZG-VG und ZoG leitet sich im Wesentlichen aus unseren Anforderungen an das Zollrecht ab. 
Diese lassen sich stichwortartig und grob wie folgt zusammenfassen:   

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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1. praktische Machbarkeit, insbesondere auch für KMU 
 
2. freie Wahl ob und welcher Zolldienstleister gesetzlich garantiert  
 
3. freier Warenverkehr so weit wie möglich, Einbezug des Zolls nur soweit nötig 
 
4. administrative Entlastung für die Wirtschaft 
 
5. finanzielle Entlastung für die Wirtschaft 
 
6. Fairness und Partnerschaft zwischen Zoll und Wirtschaft 
 
7. Standortvorteile für die Schweiz 
 
8. keine «gewerblichen Geschäftsfelder» für den Zoll und keine Gebühren 
 
9. kein Selbstzweck des Zolls und keine Wettbewerbsverzerrungen durch den Zoll 
 

10. keine Besitzstandwahrung durch den Zoll, abgeleitet aus dem Ist-Zustand der zu erhebenden Steuern, der vorhandenen 
Instrumente, Prozesse usw. 

SSC       

SSC       

SSC       

SSC       

SSC       

SSC       
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SSC       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

SSC 
4 1 b Antrag 1 

Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuergesetz wird bei 
steuerpflichtigen Personen direkt durch die Eidg. 
Steuerverwaltung erhoben. Diese Änderung bringt für 
Importeure eine administrative Entlastung und könnte mit 
der Öffnung des heutigen Verlagerungsverfahren im 
Rahmen der MWSTG-Revision umgesetzt werden. 

«die Mehrwertsteuer auf der Einfuhr nach 
dem Bundesgesetz vom 12. Juni 2009 
über die Mehrwertsteuer 
(Mehrwertsteuergesetz, MWSTG), wenn 
die Warenverantwortliche gemäss Art. 7, 
Ziffer e. nicht steuerpflichtig im Sinne des 
MWSTG ist.» 

SSC 
7       g Antrag 2 

Die Warenanmeldung selbst beinhaltet keine 
transportbezogenen Angaben. Sie bleibt von der 
Referenzierung inhaltlich unberührt. Für die 
Referenzierung und die Meldung der transportbezogenen 
Angaben ist eine separate Meldung 
(Referenzierungsmeldung) vorzusehen. 

«Transportverantwortliche: Person, die für 
den Transport verantwortlich ist und daher 
in der Warenanmeldung als mit dem 
Transport der Ware beauftragte Person 
bezeichnet ist;» 

SSC 
12 1       zusätzlich zu Antrag 2 «Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

muss die Warenanmeldung mit dem 
Transportmittel verknüpft werden, mit 
welchem die Ware ein-, aus- oder 
durchgeführt werden soll (Referenzierung). 
Die Warenanmeldung selbst bleibt von der 
Referenzierungsmeldung (Referenzierung 
inkl. Mitteilung des 
Transportverantwortlichen und der übrigen 
transportbezogenen Angaben) unberührt.» 
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SSC 
12 2       zusätzlich zu Antrag 2 «Der Referenzierungspflicht unterliegt die 

Transportverantwortliche oder, wenn es 
keine solche gibt, die 
Warenverantwortliche. Die 
Warenverantwortliche kann die 
Referenzierung in der Warenanmeldung 
oder mittels Referenzierungsmeldung 
vornehmen.» 

SSC 
8 1       

Antrag 3 
 

Nicht zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete 
Waren können die Zollgrenze jederzeit passieren, 
unabhängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des 
BAZG. 

«Waren, die ein-, aus- oder durchgeführt 
werden oder einer Inlandabgabe 
unterliegen, müssen angemeldet werden. 
Von der Anmeldepflicht ausgenommen 
sind Waren, welche gemäss Art. 3 ZoG 
nicht zollpflichtig sind.»  

SSC 
8 4       zusätzlich zu Antrag 3 «Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in 

der freien Periode eingeführt worden sind 
und zu Beginn der 
Bewirtschaftungsperiode im eingeführten 
Zustand auf Handelsstufe noch vorhanden 
sind, müssen erneut angemeldet werden. 
Nicht zur Handelsstufe zählt der 
Detailhandel (Verkaufsfläche inkl. Lager 
und Transportmittel).»  

SSC 
8 neuer 

Absatz 
      zusätzlich zu Antrag 3 «Nicht anmeldepflichtige Waren sowie 

Waren, die Gegenstand einer aktivierten 
Warenanmeldung gemäss Art. 13 sind, 
können die Zollgrenze unabhängig des 
Wochentages und der Tageszeit 
passieren. Vorbehalten bleiben 
anderslautende, nicht vom BAZG zu 
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verantwortende, Bestimmungen (z. B. 
Nachtfahrverbot).» 

SSC 
14 1       zusätzlich zu Antrag 3 

«Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 
muss die elektronische Warenanmeldung 
spätestens 

im Zeitpunkt des Verbringens der Ware 
über die Zollgrenze elektronisch aktiviert 
werden. Das BAZG stellt sicher, dass die 
elektronische Aktivierung unabhängig des 
Wochentages und der Tageszeit möglich 
ist.» 

SSC 
9 1       

Antrag 4 
 

Begleitdokumente zu einer Warenanmeldung sind nur bei 
Kontrollen einzureichen. 

«Die Warenanmeldung muss elektronisch 
oder in einer anderen vom BAZG 
zugelassenen Form erfolgen. Bei 
Kontrollen gemäss dem 8. Titel sind 
notwendige Begleitdokumente zu 
übermitteln.» 

SSC 
15 1       

Antrag 5 
 

Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) ist auf den 
Sicherheitsaspekt beschränkt. Die Bedingungen für 
Verfahrenserleichterungen sind unabhängig davon 
festzulegen. 

«Im Zusammenhang mit den 
internationalen Bestrebungen und 
Verpflichtungen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft zur Sicherung der 
Lieferkette verleiht das Das BAZG verleiht 
Personen, die im Zollgebiet oder in den 
Zollausschlussgebieten ansässig sind, auf 
Gesuch den Status des zugelassenen 
Wirtschaftsbeteiligten (Authorised 
Economic Operator, AEO), wenn sie die 
folgenden Voraussetzungen erfüllen:» 

SSC 
15 2       zusätzlich zu Antrag 5 «Der Bundesrat regelt die 

Voraussetzungen und das 
Bewilligungsverfahren im Einzelnen.» 
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SSC 
10 neuer 

Absatz 
      

Antrag 6 
 

Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht 
Sache des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, 
dass Warenverantwortliche Zolldienstleister frei wählen 
können (= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz).  

«Die Warenverantwortliche hat in jedem 
Fall, unabhängig der Ware, der 
Sendungsgrösse, des Transportmittels 
usw., das Recht, die Warenanmeldung 
selbst vorzunehmen oder eine selbst 
gewählte Datenverantwortliche damit zu 
beauftragen. Sowohl 
Transportverantwortlichen wie auch 
Datenverantwortlichen und anderen 
Personen ist es untersagt, der 
Warenverantwortlichen für die Ausübung 
dieses Rechts Kosten aufzuerlegen oder 
sie dafür in irgendeiner Form zu behindern 
(z. B. durch Verzögerung des Transports) 
oder zu benachteiligen.» 

SSC 
16 1       zusätzlich zu Antrag 6 ersatzlos streichen 

SSC 
16 2       zusätzlich zu Antrag 6 «Der Bundesrat regelt die 

Eignungsvoraussetzungen für 
Datenverantwortliche, welche nicht im 
schweizerischen Staatsgebiet und nicht in 
den Zollanschlussgebieten ansässig sind.» 

SSC 
18 neuer 

Absatz 
      

Antrag 7 
 

Das BAZG veranlagt und erhebt die Einfuhrabgaben bei 
schweizerischen Personen gesammelt und periodisch, 
auch wenn die Warenanmeldung sendungsbezogen 
eingereicht und aktiviert wird. 

«Bei Warenverantwortlichen mit Sitz im 
schweizerischen Staatsgebiet oder in den 
Zollanschlussgebieten veranlagt das BAZG 
die Abgaben zusammengefasst je 
Kalendermonat oder -vierteljahr 
(periodische Veranlagung). Wünscht die 
Warenverantwortliche nicht ausdrücklich 
die periodische Veranlagung je 
Kalendermonat, erfolgt diese je 
Kalendervierteljahr. Die 
Warenverantwortliche kann mit der 
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Warenanmeldung eine Einzelveranlagung 
für diese Warenanmeldung verlangen.» 

SSC 
27 1       zusätzlich zu Antrag 7 «Die Abgabeschuld wird mit ihrer 

Verfügung fällig.» 

SSC 
52 3       zusätzlich zu Antrag 7 «Die Verfügungsadressatinnen und -

adressaten sind verpflichtet, regelmässig 
im Informationssystem nach Artikel 67 zu 
prüfen, ob ihnen neue Dokumente 
übermittelt worden sind. Das BAZG teilt auf 
eine vom Adressaten angegebene E-Mail-
Adresse mit, wenn neue Dokumente 
übermittelt worden sind.» 

SSC 
18 3       

Antrag 8 
 

Auch bei nicht angemeldeten Waren sind bei der 
Veranlagung von Amtes wegen Abgabenermässigungen 
zu berücksichtigen.      

«Nicht angemeldete Waren werden von 
Amtes wegen veranlagt. Ermässigungen 
von Einfuhr-, Ausfuhr- und Inlandabgaben, 
welche der Warenverantwortlichen bei 
ordnungsgemässer Warenanmeldung 
offensichtlich gewährt worden wären, sind 
auch bei der Veranlagung von Amtes 
wegen zu gewähren.» 

SSC 
21 1 a 

Antrag 9 
 

Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann 
Abgabenschuldner, wenn die Ein-, Aus- oder Durchfuhr 
tatsächlich in ihrer Verantwortung liegt. 

«die Warenverantwortliche nach Artikel 7 
Buchstabe e Ziffer 1, wenn die Ware im 
eigenen Namen ein-, aus- oder 
durchgeführt wurde und, sofern eine 
Datenverantwortliche an der 
Warenanmeldung beteiligt ist, die 
Datenverantwortliche über einen direkten 
und schriftlichen Auftrag der 
Warenverantwortlichen verfügt;» 
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SSC 
21 2       zusätzlich zu Antrag 9 Das BAZG macht die Abgabeschuld bei 

der Warenverantwortlichen geltend, sofern 
diese gemäss dem vorstehenden Absatz 
Abgabenschuldnerin ist, ansonsten direkt 
bei der Datenverantwortlichen oder der 
Transportverantwortlichen. Kann eine 
Abgabenschuldnerin oder ein 
Abgabenschuldner die Abgabeschuld ganz 
oder teilweise nicht tilgen und ist eine 
genügende Sicherstellung nicht möglich, 
so haften die anderen 
Abgabeschuldnerinnen oder 
Abgabeschuldner solidarisch. Der Rückgriff 
unter ihnen richtet sich nach dem 
Obligationenrecht.» 

SSC 
21 3       zusätzlich zu Antrag 9 

«Der Bundesrat kann im 
grenzüberschreitenden Reiseverkehr eine 
von Absatz 2 abweichende Reihenfolge für 
die Belangung der Abgabeschuldnerinnen 
und Abgabeschuldner festlegen.» 

SSC 
28 2       

Antrag 10 
 

Für inländische Abgabenschuldner beträgt die 
Zahlungsfrist 60 Tage. 

«Für Abgabeschulden von Personen mit 
Sitz im schweizerischen Staatsgebiet oder 
in den Zollanschlussgebieten beträgt die 
Zahlungsfrist, sofern andere 
Abgabeerlasse gemäss Art. 4 nichts 
anderes vorsehen, 60 Tage. Bis zum 
Ablauf dieser Zahlungsfrist verzichtet das 
BAZG auf eine Sicherstellung der 
Abgabeforderung gemäss dem 2. Kapitel 
dieses Titels, ausser in den Fällen gemäss 
Art. 32, Absatz 2. In den übrigen Fällen legt 
das BAZG die Zahlungsfristen und die 
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Voraussetzungen für 
Zahlungserleichterungen fest.» 

SSC 
33             zusätzlich zu Antrag 10 «Abgabeforderungen werden, soweit 

vorgesehen, durch eine Sicherheitsleistung 
sichergestellt. Können sie damit nicht 
genügend sichergestellt werden, so erlässt 
das BAZG eine Sicherstellungsverfügung 
oder macht das Pfandrecht geltend.» 

SSC 
31       c  

Antrag 11 
 

Das BAZG erbringt ihre ordentlichen Aufgaben 
(Mitwirkung an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, 
Durchführung von Kontrollen usw.) kostenlos. 

ersatzlos streichen 

SSC 
62 1       zusätzlich zu Antrag 11  «Das Verfahren auf Erlass einer 

Verfügung oder einer Bewilligung nach 
diesem Gesetz, dem Bundesgesetz über 
die Zollpflicht und die Bemessung der 
Zollabgaben (Zollabgabengesetz, ZoG), 
einem Abgabeerlass gemäss Art. 4 und 
das Einspracheverfahren gemäss dem 2. 
Abschnitt sind in der Regel kostenlos. Es 
wird keine Parteientschädigung 
ausgerichtet.» 

SSC 
62 2 b zusätzlich zu Antrag 11 ersatzlos streichen 

SSC 
63             zusätzlich zu Antrag 11 kmoplett streichen 

SSC 
140 1       zusätzlich zu Antrag 11 ersatzlos streichen 

SSC 
39 1       

Antrag 12 
 

 «Hat das BAZG eine von ihm zu 
erhebende Abgabe nicht oder zu niedrig 
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Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von 
Abgaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire 
Bedingungen. 

oder einen zurückerstatteten 
Abgabenbetrag zu hoch festgesetzt, so 
kann es den geschuldeten Betrag 
nachfordern, wenn es die entsprechende 
Absicht innerhalb der Verjährungsfrist der 
Abgabeschuld gemäss Art. 30, Absatz 1 
mitteilt.» 

SSC 
39 1       

Antrag 13 
 

Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von 
Abgaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire 
Bedingungen. 

 «Hat das BAZG eine von ihm zu 
erhebende Abgabe nicht oder zu niedrig 
oder einen zurückerstatteten 
Abgabenbetrag zu hoch festgesetzt, so 
kann es den geschuldeten Betrag 
nachfordern, wenn es die entsprechende 
Absicht innerhalb der Verjährungsfrist der 
Abgabeschuld gemäss Art. 30, Absatz 1 
mitteilt.» 

SSC 
39 neuer 

Absatz 
      zusätzlich zu Antrag 13 «Die Abgabenschuldnerin oder der 

Abgabenschuldner kann eine zum 
Zeitpunkt der Aktivierung der 
Warenanmeldung zulässige 
Abgabenbefreiung oder -ermässigung bzw. 
eine zu diesem Zeitpunkt zulässige 
Rückerstattung von Abgaben auch 
nachträglich geltend machen und zwar bis 
zum Ablauf der Verjährungsfrist der 
Abgabeschuld gemäss Art. 30, Absatz 1.» 

SSC 
41 1 c zusätzlich zu Antrag 13 «wenn die Gesuchstellerin oder der 

Gesuchsteller unverschuldet eine 
Nachforderung nach Artikel 39 des 
vorliegenden Gesetzes oder nach Artikel 
12 VStrR leisten muss, die offensichtlich 
stossend erscheint;» 
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SSC 
58 1       zusätzlich zu Antrag 13 «Gegen Verfügungen des BAZG kann bei 

diesem innert fünf Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in der sie eröffnet worden 
ist, Einsprache erhoben werden.» 

SSC 
44 5 e 

Antrag  
 

Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sind nicht an 
AEO-Kriterien und Mindestmengen gebunden und somit 
auch für kleine Unternehmen erhältlich. 

 «das Vorhandensein einer geeigneten 
Infrastruktur;» 

SSC 
44 5 f zusätzlich zu Antrag 13 ersatzlos streichen 

SSC 
44 5 g zusätzlich zu Antrag 13 ersatzlos streichen 

SSC 
44 6       zusätzlich zu Antrag 13 ersatzlos streichen 

SSC 
49             

Antrag 14 
 

Systemausfälle beim BAZG werden nicht auf dem 
Rücken der Wirtschaftsbeteiligten ausgetragen. 

 «Der Bundesrat regelt die 
verfahrensrechtlichen Modalitäten für den 
Fall, dass das Informationssystem nach 
Artikel 67 ausfällt oder nicht erreichbar ist. 
Aufforderungen an die 
Wirtschaftsbeteiligten, bereits getätigte 
elektronische Eingaben zu wiederholen 
oder ein papierbasiertes Notfallverfahren 
anzuwenden, sind unzulässig.» 

SSC 
56 1       

Antrag 15 
 

Die Aufbewahrungsfrist von Daten und Dokumenten ist 
auf die aktuell geltende Frist zu reduzieren. 

«Daten und Dokumente, die für die 
Anwendung dieses Erlasses erforderlich 
sind, sind bis zum Eintritt der 
Abgabenfestsetzungsfrist gemäss Art. 30, 
Absatz 1 sorgfältig und systematisch 
aufzubewahren und vor schädlichen 
Einwirkungen zu schützen.» 
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SSC 
neu             

Antrag 16 
 
Die Auskunft über vorhandene Daten juristischer 
Personen ist gewährleistet. 

Neuer Artikel:  
«1 Jede juristische Person und Person 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit kann 
vom BAZG Auskunft darüber verlangen, ob 
Daten über sie bearbeitet werden. 
 
2 Die betroffene juristische Person oder 
Person ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
erhält diejenigen Informationen, die 
erforderlich sind, damit eine transparente 
und korrekte Datenbearbeitung 
gewährleistet ist. 
 
3 Das BAZG muss kostenlos Auskunft 
erteilen. Der Bundesrat kann Ausnahmen 
vorsehen, namentlich wenn der Aufwand 
unverhältnismässig ist. 
 
4 Die Auskunft wird in der Regel innerhalb 
von 30 Tagen auf elektronischem Wege 
erteilt.» 

SSC 
81 neu       

Antrag 17 
 
Warenkontrollen erfolgen mit höchster Sorgfalt und das 
Ergebnis ist unverzüglich mitzuteilen.Das Ergebnis einer 
Warenkontrolle ist unverzüglich mitzuteilen. 

Neuer Absatz: «Dabei wendet das BAZG 
geltende rechtliche Bestimmungen und 
branchenübliche Standards an, welche der 
Verhinderung von Schäden an der Ware 
und der Abwendung von Gefahren durch 
die Ware dienen. Andernfalls ist das BAZG 
schadenersatzpflichtig.» 

SSC 
81 neu       

zusätzlich zu Antrag 17 
 

Neuer Absatz: «Das BAZG teilt der 
Warenverantwortlichen das Ergebnis einer 
Warenkontrolle unverzüglich mit.» 

SSC 
83 1       

Antrag 18 
 

ersatzlos streichen 
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Das BAZG bzw. die Zollgesetzgebung greift nicht in die 
Geschäftsbeziehungen zwischen den 
Wirtschaftsbeteiligten ein. 

SSC 
128             

Antrag 19 
 

Das BAZG beschränkt sich auf seine Aufgabe als 
Bundesbehörde. Die Zollgesetzgebung darf das BAZG 
nicht zur Erschliessung neuer Geschäftsfelder 
legitimieren. Das BAZG tritt nicht in Konkurrenz zu 
privaten Anbietern gewerblicher Leistungen. 

ersatzlos streichen 

SSC 
129             zusätzlich zu Antrag 19 ersatzlos streichen 

SSC 
133             

Antrag 20 
 

Die Strafverfolgung betrifft alle Wirtschaftsbeteiligte in 
gleichem Ausmass. 

ersatzlos streichen 

SSC 
134 neu       

zusätzlich zu Antrag 20 

 
Neuer Absatz: «Die Selbstanzeige einer 
juristischen Person erfolgt durch ihre 
Organe oder Vertreter und Vertreterinnen. 
Die Solidarhaftung gemäss Artikel 12 
Absatz 3 VStrR der Organe oder der 
Vertreter und Vertreterinnen wird 
aufgehoben und von einer Strafverfolgung 
wird abgesehen.» 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

SSC 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

SSC 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 

Die Strafverfolgung betrifft alle Wirtschaftsbeteiligte in gleichem 
Ausmass. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SSC 
neuer 
Artikel 

Antrag 21 
 

Die Mitsprache der Wirtschaft bei der Weiterentwicklung des 
Zollrechts ist mit einem Konsultativgremium sicherzustellen 
(analog zur MWST). 

«Der Bundesrat setzt ein Konsultativgremium, 
bestehend aus Vertretern und Vertreterinnen der 
steuerpflichtigen Personen, der Kantone, der 
Wissenschaft, der Zollpraxis und der 
Konsumenten und Konsumentinnen, ein.  
 
Das Konsultativgremium berät Anpassungen 
dieses Gesetzes, des Bundesgesetzes über die 
Zollpflicht und die Bemessung der Zollabgaben 
(Zollabgabengesetz, ZoG), des Zolltarifgesetzes 
(ZTG) und der gestützt darauf erlassenen 
Ausführungsbestimmungen Praxisfestlegungen 
und Richtlinien bezüglich der Auswirkungen auf 
die steuerpflichtigen Personen und die 
Volkswirtschaft. 
 

Es nimmt zu den Entwürfen Stellung und kann 
selbstständig Empfehlungen für Änderungen 
abgeben.» 

SSC 
                  

SSC 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

SSC MWSTG 
Das MWSTG ist in diesem Zusammenhang mit unserem Antrag 1 BAZG-VG wie folgt zu ändern: 
 
Artikel 18, Absatz 1: 
«Der Inlandsteuer unterliegen die im Inland durch steuerpflichtige Personen gegen Entgelt erbrachten Leistungen 
sowie die Einfuhr von Gegenständen durch steuerpflichtige Personen; sie sind steuerbar, soweit dieses Gesetz keine 
Ausnahme vorsieht.» 
 
Artikel 50: 

«Für die Steuer auf der Einfuhr von Gegenständen durch nichtsteuerpflichtige Personen gilt die Zollgesetzgebung, 
soweit die nachfolgenden Bestimmungen nichts anderes anordnen.» 

SSC             

SSC             

SSC             

SSC             

SSC             

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

SSC       

SSC       

SSC       

SSC       

SSC       

SSC       

SSC       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

SSC 
3 1       

Antrag 1 
 

Waren sind nur zollpflichtig, wenn sie Einfuhrabgaben 
oder Ausfuhrabgaben unterliegen oder Gegenstand 
von Rückerstattungen oder nichtabgaberechtlichen 
Erlassen sind oder im Verkehr mit «unsicheren» 
Gebieten. 

«Waren, die ein- oder ausgeführt werden, 
sind zollpflichtig, wenn: 

 

SSC 
3 1 a neuer Buchstabe a. sie vom BAZG zu erhebenden Ein- 

oder Ausfuhrabgaben gemäss Art. 4 BAZG-
VG unterliegen und gemäss Zolltarifgesetz 
(ZTG) nicht zollfrei sind oder      

SSC 
3 1 b neuer Buchstabe b. die Warenverantwortliche gem. 

BAZG-VG Art. 7 dafür Rückerstattungen 
von Einfuhr-, Ausfuhr- oder Inlandabgaben 
geltend macht oder  

SSC 
3 1 c neuer Buchstabe c. sie einer Warenbestimmung gemäss 

BAZG-VG Art. 11, Buchstabe g oder h 
zugeführt werden oder 

SSC 
3 1 d neuer Buchstabe d. auf sie eine ein-, aus- oder 

durchfuhrspezifische Massnahme (z. B. 
eine Bewilligungspflicht) nach einem 
nichtabgaberechtlichen Erlass Anwendung 
findet und das BAZG mit entsprechenden 
Vollzugsaufgaben betraut ist oder 
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SSC 
3 1 e neuer Buchstabe e. sie direkt von ausserhalb des 

gemeinsamen Sicherheitsraumes gemäss 
dem Abkommen zwischen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und 
der Europäischen Gemeinschaft über die 
Erleichterung der Kontrollen und 
Formalitäten im Güterverkehr und über 
zollrechtliche Sicherheitsmassnahmen 
(ZESA) stammen oder direkt nach 
ausserhalb dieses Sicherheitsraumes 
gelangen.» 

SSC 
3 neuer 

Absatz 
      neuer Absatz «Die Warenverantwortliche kann für nicht 

zollpflichtige Waren gemäss Absatz 1 die 
Warenanmeldung gemäss BAZG-VG, 2. 
Titel durchführen. Unterlässt sie dies, 
meldet sie die warenbezogenen Daten, 
welche für die Aussenhandelsstatistik gem. 
Zolltarifgesetz (ZTG) zwingend notwendig 
sind, dem BAZG zusammengefasst je 
Kalendermonat.» 

SSC 
4 1 d 

Antrag 2 
 

Die Zollabgaben sind bei unveränderter Ausfuhr der 
Waren generell rückzuerstatten. 

«Waren, die in den freien Verkehr 
eingeführt worden sind und innerhalb von 
der Verjährungsfrist der Abgabeschuld 
gemäss BAZG-VG, Art. 30, Absatz 1 
unverändert oder wegen eines bei ihrer 
Verarbeitung im Zollgebiet festgestellten 
Mangels verändert wieder ins Zollausland 
ausgeführt werden.» 

SSC 
4 2       zusätzlich zu Antrag 2 «Der Bundesrat kann vorsehen, dass 

Waren gemäss Absatz 1, die im Zollgebiet 
vernichtet oder als Futtermittel verwendet 
werden, ganz oder teilweise zollfrei sind. Er 
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regelt das Verfahren der Rückerstattung 
von bereits geleisteten Zollabgaben.» 

SSC 
9 neuer 

Absatz 
      

Antrag 3  
 

Abgabenermässigungen können berücksichtigt 
werden, auch wenn Waren nicht oder zu wenig 
differenziert angemeldet werden. 

«Offensichtlich gültige Ermässigungen von 
Zollabgaben können auch in den Fällen 
gemäss Absatz 2 und 3 geltend gemacht 
werden.» 

SSC 
10 1       

Antrag 4  
 

Zolltarif- und Ursprungsauskünfte sind unabhängig der 
Warenein- oder -ausfuhr anfechtbar. Zusätzlich 
können Zollwertauskünfte beantragt werden. 

«Das BAZG verfügt gemäss dem 
Bundesgesetz über das 
Verwaltungsverfahren 
(Verwaltungsverfahrensgesetz, VwVG) auf 
schriftliche Anfrage hin die zolltarifarische 
Einreihung, den Zollwert gemäss dem 
Abkommen zur Errichtung der 
Welthandelsorganisation, sowie den 
nichtpräferenziellen und den präferenziellen 
Ursprung von Waren.» 

SSC 
10 2       zusätzlich zu Antrag 4 Auskünfte gemäss Absatz 1 sind öffentlich. 

Das BAZG legt diese gesamthaft, in 
geordneter Form und unter Wahrung von 
Persönlichkeitsrechten, 
Geschäftsgeheimnissen usw. öffentlich 
zugänglich auf.» 

SSC 
15 4       

Antrag 5  
 

Zollwiderhandlungen werden nur bei Vorsatz bestraft. 

ersatzlos streichen 

SSC 
16 3       zusätzlich zu Antrag 5 ersatzlos streichen 

SSC 
17 3       zusätzlich zu Antrag 5 ersatzlos streichen 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SSC 
                  

SSC 
                  

SSC 
                  

SSC 
                  

SSC 
                  

SSC 
                  

SSC 
                  

SSC 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 





 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Swiss Textiles 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : ST 

Adresse : Beethovenstrasse 20, 8002 Zürich 

Kontaktperson : Jasmin Schmid 

Telefon : 044'289 79 01 

E-Mail : jasmin.schmid@swisstextiles.ch 

Datum : 18.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

ST Im Grundsatz begrüsst Swiss Textiles die Gesetzesentwürfe BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, (BAZG-VG), Zollgesetz (ZG) sowie 

Zollabgabengesetz (ZoG). Die neue Gesetzesstruktur mit dem Rahmenabkommen BAZG-VG, den Abgabenerlassen sowie 

nichtzollrechtlichen Erlassen erlaubt eine Vereinfachung und Vereinheitlichung des gegenwärtigen Rechts (inkl. nichtzollrechtliche 

Erlasse). Der neue Gesetzesentwurf bietet der Bundesverwaltung die notwendige Flexibilität, um das Digitalisierungs- und 

Transformationsprogrammes (DaziT) umzusetzen. In gewissen Punkten muss das Gesetz präzisiert und verbessert werden. 

Siehe dazu unsere Anmkerungen zu den einzelnen Artikeln.   

ST Da viele Bestimmungen des gegenwärtigen Zollrechts neu auf Verordnungsstufe geregelt werden sollen, wünschen wir uns eine 

Vernehmlassung zu den entsprechenden Verordnungen sowie einen starken Einbezug der Wirtschaft bei der Erarbeitung der 

Verordnung. 

ST Wir begrüssen, dass das Verfahren der provisorischen Verzollung mit der Möglichkeit zur Einsprache wegfällt. Die Unternehmen 

können nun Ursprungsnachweise nachreichen im Rahmen des Einspracheverfahrens und müssen die Waren nicht vorgängig 

provisorisch verzollen. Oftmals vergassen die Unternehmen in Fällen von fehlenden Ursprungszeugnissen, die Waren 

provisorisch zu veranlagen. Die Abgaben konnten nicht zurückerstattet werden. Wir wünschen uns allerdings eine Verlängerung 

der Frist für Einsprachen.   

ST Das BAZG hat neue Vereinfachungen im Zuge der Gesetzesrevision in Aussicht gestellt. z.B. sollen Sicherheiten nicht mehr 

flächedeckend eingefordert werden. Swiss Textiles begrüsst diese und weitere Vereinfachungen, warnt aber davor, diese lediglich 

AEO zertifzierten Unternehmen zugänglich zu machen. Aufgrund der hohen Anforderungen zur Erlangung des AEO-Status wären 

KMU dadurch benachteiligt.    

ST Swiss Textiles begrüsst die neu aufgestellte Warenanmeldung mit der Anmeldung, Referenzierung und der Aktivierung. Die 

Warenanmeldung wird dadurch vereinfacht. Das Gesetz berücksichtigt auch die notwendigen Ausnahmemöglichkeiten von der 

Aktivierung, was Swiss Textiles begrüsst.    

ST   

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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ST       

ST       

ST       

ST       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

5/23 

 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

ST 
9 1       

Art. 9 Abs. 1 verlangt die Übermittlung aller notwendigen 

Begleitdokumente zum Zeitpunkt der Warenameldung. 

Zum Zeitpunkt der Warenanmeldung sind indessen nicht 

immer sämtliche Unterlagen (wie z.B. 

Ursprungsnachweise) vorhanden. Wir wünschen uns 

daher eine Änderung im Gesetzesentwurf. 

Art. 9 Abs. 1 soll wie folgt geändert werden:  

…Es müssen alle zum Zeitpunkt der 

Anmeldung vorhandenen notwendigen 

Begleitdokumente übermittelt werden. 

ST 
30 5       Verjährung: Uns ist unklar, in welchen Fällen die 

maximale Verjährungsfrist von 15 Jahren zur Anwendung 

kommt. Wir wünschen uns ein entsprechendes Beispiel in 

Bezug auf eine Zollkontrolle, bei welcher weiter 

zurückliegende Sendungen kontrolliert werden.  

Wir wünschen uns ein Beispiel im 

erläuternenden Bericht.    

ST 
46 1-2       

Gemäss Art. 46 kann das BAZG gegen Inhaberinnen und 

Inhaber einer von ihm erteilten Bewilligung 

und gegen Datenverantwortliche administrative 

Massnahmen ergreifen. Wir bitten mit administrativen 

Massnahmen vorsichtig umzugehen. In vielen Fällen, in 

denen Personen die Anforderungen nicht einhalten, 

geschieht dies nicht vorsätzlich, sondern aus Unwissen. 

Wir bitten daher, dem Grundsatz der 

Verhältnismässigkeit Rechnung zu tragen.  

Erläuterungen Art. 46, S. 49 ist zu 

ergänzen:  

Das Ziel der Massnahmen ist, dass die 

Betroffenen nachhaltige Schritte und 

Anstrengungen unternehmen, um die 

Qualität ihrer Tätigkeiten zu verbessern (z. 

B. Personal aufstocken oder schulen, 

Prozesse verbessern, Software anpassen). 

Bei der Ergreifung administrativer 

Massnahmen folgt das BAZG dem 

Grundsatz der Verhältnismässigkeit.   

ST 
53 2       

Fristwahrung im elektronischen Verfahren: 

Bei Nichterreichbarkeit des Informationssystem 

verpflichtet Art. 53 Abs. 2 das Unternehmen täglich zu 

prüfen, ob das System erneut funktioniert. Ansonsten 

kann es sein, dass die Fristverlängerung um einen Tag 

bei Nichterreichbarkeit des Systems verstreicht. Gerade 

Wir beantragen nachstehende Änderung 

im Gesetzesentwurf:  

Ist das Informationssystem nach Artikel 67 

am Tag, an dem eine Frist abläuft, 
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im kaufmännischen Bereich arbeiten viele Personen 

Teilzeit. Wir bitten dies mit einer entsprechenden 

Fristverlängerung zu berücksichtigen. 

nicht erreichbar, so verlängert sich die Frist 

um drei Werktage ab dem Tag, wo das 

System wieder erreichbar ist. 

ST 
56 1       

Art. 56 Aufbewahrung von Daten und Dokumenten: 

Der Begriff "absolute" Verjährung kann missverstanden 

werden in der Hinsicht, dass die maximale 

Verjährungsfrist von 15 Jahren und nicht die 

Verjährungsfrist von 5 Jahren herangezogen werden 

muss.   

Wir regen an "absolute" zu streichen. Zudem regen wir 

an, in den Erläuterungen die Aufbewahrungsfrist näher 

zu erläutern bzw. zu erläutern, in welchen möglichen 

Fällen die Frist von 15 Jahren gilt. Bestehen 

Unsicherheiten, werden die Unternehmen sich generell 

an die maximale Verjährungspflicht von 15 Jahren halten, 

was nicht gewünscht wird.  

 

Des Weiteren wünschen wir uns, dass in den 

Erläuterungen präzisiert wird, welche Unterlagen 

aufzubewahren sind (Rechnungen, 

Veranlagungsverfügungen, Ursprungsnachweise / 

Lieferantenerklärungen).   

Textvorschlag für den Gesetzesentwurf: 

Art. 56 Aufbewahrung von Daten und 

Dokumenten 

1 Daten und Dokumente, die für die 

Anwendung dieses Erlasses erforderlich 

sind, 

sind bis zum Eintritt der Verjährung der 

Abgabeforderung sorgfältig und 

systematisch aufzubewahren und vor 

schädlichen Einwirkungen zu schützen. 

 

In den Erläuterungen auf S. 55 ist zu 

präzisieren, welche Daten aufbewahrt 

werden müssen: Abs. 1 

Die vorliegende Bestimmung regelt die 

Frist und die Grundsätze der 

Aufbewahrung von Daten und 

Dokumenten. Namentlich handelt es sich 

um nachstende Daten und Dokumente: 

Rechnung, Veranlagungsverfügung, 

Ursprungsnachweise. 

ST 
58 1       

Gemäss Art. 39 kann das BAZG, geschuldete Beträge 

bis zu einem Jahr nachfordern. Art. 58 gewährt den 

Unternehmen für Einsprachen allerdings nur eine Frist 

von 60 Tagen. Die Frist von 60 Tagen wird den internen 

Abläufen von Unternehmen zudem nicht gerecht. Wir 

wünschen uns deshalb eine Verlängerung der Frist auf 

ein Jahr.      

Textvorschlag für den Gesetzesentwurf: 

Gegen Verfügungen des BAZG kann bei 

diesem innert eines Jahres nach der 

Eröffnung Einsprache erhoben werden. 

ST 
60 1       

 Analog der Fristen für die Einsprache gemäss Art. 58, 

wünschen wir uns auch bei der Beschwerdemöglichkeit 

eine Erweiterung der Frist auf ein Jahr. Dies um 

Textvorschlag für den Gesetzesentwurf: 

Gegen Einspracheentscheide des BAZG 

kann innert eines Jahres nach der 
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Asymmetrien zwischen den Rechten des BAZG und der 

Unternehmen zu vermeiden und um die internen 

Prozesse der Unternehmen besser zu 

berücksichtigen.      

Eröffnung verwaltungsinterne Beschwerde 

beim BAZG erhoben werden. Das BAZG 

stellt sicher, dass die Beschwerde von 

einer anderen Stelle innerhalb des BAZG 

beurteilt wird. 

ST 
62 2 b Art. 62, Abs. 2 Bst b ist zu generell gefasst. Es erschliesst 

sich uns nicht, welche Arten von Kontrollen darunter 

fallen werden bzw. welche nicht. Wir wünschen uns eine 

Präzisierung im Gesetzestext bzw. im erläuternden 

Bericht.   

      

ST 
66 1       

 Mit Artikel 66 wird die Grundlage für die Bearbeitung 

Daten juristischer Personen wie z.B. 

Fabrikationsgeheimnissen geschaffen. Besonders wichtig 

erscheint uns, dass diese Daten ausreichend geschützt 

und nicht an Dritte weitergegeben werden. Wir wünschen 

uns daher eine Präzisierung in den Erläuterungen. 

Erläuterungen S. 67: 

Diese Norm ändert nichts an den 

bestehenden straf-, verwaltungs- und 

verfahrensrechtlichen Bestimmungen zum 

Schutz von Geschäfts- und 

Fabrikationsgeheimnissen, sondern findet 

nur insoweit Anwendung, als das BAZG 

solche Daten überhaupt herausverlangen 

darf oder die betroffene Person diese dem 

BAZG freiwillig bekannt gibt. Besonders 

schützenswerte juristische Daten, die im 

Rahmen von Ursprungsüberprüfungen 

durch das BAZG bearbeitet werden, dürfen 

Dritten nicht weitergegeben werden.  

ST 
77 3       Wir wünschen uns eine Ergänzung in den Erläuterungen, 

dass es sich bei Art. 77 Abs. 3, um Kontrollen handelt, 

die auf ausländischem Gebiet bei 

Gemeinschaftszollanlagen zur Anwendung kommen. Der 

Artikel kann ansonsten auch dahingehend aufgefasst 

werden, dass eine Grundlage für Völkerrechtliche 

Verträge mit gegenseitigen Extra-Territorialen Kontrollen 

im Ursprungsbereich geschaffen werden soll. 

Ergänzung der Erläuterungen Art. 77 Abs. 

3:  

Dieser Absatz beschränkt sich auf 

Kontrollen, die auf ausländischem Gebiet 

bei Gemeinschaftszollanlagen, stattfinden. 

Kontrollen des BAZG im Ausland richten 

sich nach internationalem Recht (z. B. 

gemischte Patrouillen mit den 

Nachbarstaaten).  
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ST 
140 1       

Art. 140 befugt das BAZG Gebühren für Verfügungen, 

Dienstleistungen und besondere amtliche Verrichtungen, 

die bei der Erfüllung seiner Aufgaben anfallen, 

namentlich für Bewilligungen nach den Artikeln 44 und 

45, die Anordnung von Sicherheitsleistungen und 

Betriebsprüfungen, soweit diese zu Beanstandungen 

führen. 

 

Aufgrund des komplexen Zolltarifsystems und der 

komplexen Ursprungsregeln im Textil- und 

Bekleidungsbereich ist es für die Textil- und 

Bekleidungsbranche zentral, dass Tarif- und 

Ursprungsauskünfte durch das BAZG weiterhin kostenlos 

bleiben. Unsere Branche wäre ansonsten aufgrund der 

komplexen wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen, 

die aufgrund internationaler Abhängigkeiten derzeit nicht 

vereinfacht werden können, doppelt benachteiligt. 

 

Zudem wünscht sich Swiss Textiles auch kostenlose Aus-

künfte im nichtpräferenziellen Bereich.   

Textvorschlag für die Erläuterungen S. 115 

13. Titel: Gebühren, zweiter Absatz 

Die Aufzählung in Absatz 1 ist nicht 

abschliessend. Für Tarifs- und 

Ursprungsauskünfte werden weiterhin 

keine Gebühren erhoben. Vorbehalten 

bleibt die Gebührenregelung nach Artikel 

62 für Verfügungen im 

Veranlagungsverfahren.      

ST       
            

    

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
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ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                             

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

ST 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

ST 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

12/23 

 
 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

ST             

ST             

ST             

ST             

ST             

ST             

ST             

ST             

ST             

ST             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

ST 
Zolltarifgesetz 

vom 9. 

Oktober 1986 

127 (ZTG) 

4 1-3       Der Bundesrat kann, wenn es die Interessen 

der Schweizerischen Volkswirtschaft 

erfordern, auch unabhängig von Zollverträgen 

nach Anhören der Zollexperten Zollansätze 

angemessen herabsetzen. In der Praxis zeigt 

sich, dass sich die Anwendung dieses 

Absatzes als sehr schwierig erweist. Speziell 

die Voraussetzung, dass die 

Zollherabsetzung einen volkswirtschaftlichen 

Nutzen generieren muss, führt dazu, dass 

tiefe Zölle beibehalten werden müssen, da 

der erforderliche volkswirtschaftliche Nutzen 

nicht erreicht werden kann. Dies obwohl der 

Zoll für die Branche stossend ist. Wir regen 

an, diese Bestimmung im Zuge der Revision 

zu vereinfachen. 

Art. 4 Gebrauchstarif 

1  Der Bundesrat kann Abkommen 

über Zollansätze vorläufig anwenden 

und die sich daraus ergebenden 

Zollansätze vorläufig in Kraft setzen. 

Ebenso kann er Zollansätze vorläufig 

in Kraft setzen, die sich aus 

Abkommen ergeben, die der 

Bundesrat nach Artikel 2 des 

Bundesgesetzes vom 25. Juni 1982 

über aussenwirtschaftliche 

Massnahmen vorläufig anwenden 

kann. 

 

2 Der Bundesrat kann Zollansätze, 

die sich im Verhältnis zu den in 

Zollverträgen gesenkten Ansätzen als 

überhöht erweisen, entsprechend 

herabsetzen. 

 

3  Der Bundesrat kann auch 

unabhängig von Zollverträgen nach 

Anhören der Zollexpertenkommission: 

 

a. anordnen, dass auf die Erhebung 

von Zöllen auf bestimmten Waren 

ganz oder teilweise verzichtet wird; 

 

b. Zollkontingente festlegen. 
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ST 
                                    

ST 
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ST 
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ST 
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ST 
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ST 
                                    

ST 
                                    

ST 
                                    

ST 
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ST 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

ST 
                        

ST 
                        

ST 
                        

ST 
                        

ST 
                        

ST 
                        

ST 
                        

ST 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

ST       

ST       

ST       

ST       

ST       

ST       

ST       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

ST 
4 1 d 

Ausländische Rückwaren: Ausländische 

Rückwarensendungend dürfen gemäss vorliegendem 

Entwurf nur innerhalb von drei Jahren zollfrei getätigt 

werden.  

 

Solange mittels der Unterlagen nachgewiesen werden 

kann, dass die Bedingungen für die zollfreie Einfuhr der 

ausländischen Rückwaren gegeben ist, muss eine 

Erweiterung der Frist auf fünf Jahre und damit eine 

Anpassung an die Verjärhungsfrist möglich sein.  

 

Waren, die in den freien Verkehr eingeführt 

worden sind und aus rechtlichen 

oder wirtschaftlichen Gründen innerhalb von 

fünf Jahren unverändert oder 

wegen eines bei ihrer Verarbeitung im 

Zollgebiet festgestellten Mangels verändert 

wieder an die Versenderin oder den 

Versender ins Zollausland ausgeführt 

werden (ausländische Rückwaren). 

ST 
9 2 a Ob eine Warenanmeldung eine zweideutige oder 

ungügende Warenbezichnung aufweist, unterliegt einer 

subjektiven Bewertung.   

Wir beantragen die Streichung von Art. 9, 

Abs. 2 Bst. a 

ST 
10 1       

Aufgrund des komplexen Zolltarifsystems und der 

komplexen Ursprungsregeln im Textil- und 

Bekleidungsbereich ist es für die Textil- und 

Bekleidungsbranche zentral, dass Tarif- und 

Ursprungsauskünfte durch das BAZG weiterhin 

kostenlos bleiben. Unsere Branche wäre ansonsten 

aufgrund der komplexen wirtschaftspolitischen 

Rahmenbedingungen, die aufgrund internationaler 

Abhängigkeiten derzeit nicht vereinfacht werden 

können, doppelt benachteiligt. 

Wir wünschen uns daher entweder bei den Gebühren 

(siehe oben BAZG-VG) oder in diesem Artikel den 

hinweis, dass zolltarifarische Einreihungen und 

Ursprungsauskünfte (sowohl im präferenziellen wie 

Textvorschlag für das ZoG Art. 10 Abs.1:  

 Das BAZG erteilt auf schriftliche Anfrage 

hin kostenlos Auskunft über die 

zolltarifarische Einreihung und den 

präferenziellen sowie den nicht-präferenzi-

ellen Ursprung von Waren . 
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auch nicht-präferenziellen Bereich) weiterhin kostenlos 

sind.  

ST 
10 1-2       

Im gegenwärtigen Zollgesetz beschränkt sich die 

Gültigkeit der Auskunft durch die EZV über die 

zolltarifarische Einreihung auf sechs Jahre und über 

den präferenziellen Ursprung auf drei Jahre. Im 

vorliegenden Entwurf des ZoG steht dazu nichts mehr. 

Wir wünschen uns eine Ergänzung im Gesetz wie 

lange Auskünfte gültig sind. 

Neu Abs. 3: 

Sie beschränkt die Gültigkeit ihrer Auskunft 

über die zolltarifarische Einreihung auf 

sechs Jahre und über den Ursprung auf drei 

Jahre.  

ST 
15 4       

Zollhinterziehung: Wir begrüssen, dass das mildere 

Strafmass für fahrlässige "Handlungen" nun auch 

gesetzlich verankert wird. In der Praxis wurde dies 

bereits so gehandhabt.  

      

ST 
16 3      

Wir begrüssen, dass neu bei der Zollgefährdung 

zwischen Vorsatz und Fahrlässigkeit unterschieden 

werden soll. 

      

ST 
17 1+3       

Wir begrüssen, dass beim Bannbruch eine 

Unterscheidung zwischen vorsätzlicher und 

fahrlässiger 

Tatbegehung eingeführt wird. Auch die Senkung der 

Strafrahmen befürworten wir.  

      

ST 
                        

      

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
                              

ST 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

ST 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SWISSCOFEL 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SWISSCOFEL 

Adresse : Belpstrasse 26 

Kontaktperson : Marc Wermelinger / Roger Maeder 

Telefon : 031 380 75 75 

E-Mail : marc.wermelinger@swisscofel.ch 

Datum :  23.122020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

SWISSCOFEL 
Sehr geehrte Damen und Herren  

 

Wir danken Ihnen für die Einladung an der Vernehmlassung teilzunehmen, was wir hiermit gerne tun. 

SWISSCOFEL ist der Verband des Schweizer Früchte-, Gemüse- und Kartoffelhandels sowie der Hersteller küchenfertiger 

Schnittsalate. Die in unserem Verband organisierten Unternehmen sind verantwortlich für rund 85% der Schweizer Markt-

versorgung mit diesen Produkten. Unsere Mitglieder repräsen-tieren zudem sämtliche Stufen des Handels, namentlich den 

Grosshandel, den Importhandel, den Verteilhandel und den Detailhandel. Rund 50% der in der Schweiz konsumierten 

Früchte und Gemüse stammen aus dem Inland und 50% werden importiert. Dementsprechend wichtig sind diese Verord-

nun-gen für unsere Mitgliedfirmen. 

In unserer Stellungnahme beschränken wir uns auf jene Punkte, die für unsere Mitgliedunternehmen direkt oder indirekt re-

levant sind. Danke, dass Sie unsere Bemerkungen und Anträge berücksichtigen. 

 

Freundliche Grüsse 

SWISSCOFEL 

Martin Farner, Präsident 

Marc Wermelinger, Geschäftsführer 

SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL SWISSCOFEL begrüsst allgemein die Vereinfachung und Vereinheitlichung der Abläufe welche durch den Einbezug der 

Digitalisierung weniger administrativen Aufwand generieren soll. 

Es ist SWISSCOFEL ein Anliegen, dass für unsere Mitglieder in Bezug auf Importe und Exporte von schnell verderblichen 

Produkten, eine rasche und einfache Abwicklung im Zollverfarhen gewährleistet ist.  

SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL       

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

SWISSCOFEL 
Art. 8 4       Die aktuelle und erneut vorgeschlagene Regelung ist 

in den Fillialen des Detailhandels in der Praxis kaum 

durchsetzbar. Die Detailhändler verfügen nicht über 

die erforderlichen Informationen wann die angeliefer-

ten Importprodukte eingeführt, und bis wann sie ver-

kauft sein müssen. Wir erachten deshalb eine Berück-

sichtigung von Warenvorräten auf dieser Stufe nicht 

als sinnvoll. Dies insbesondere auch deshalb weil 

diese Vorräte nur für den unmittelbaren Verkauf be-

stimmt sind und wegen den geringen Mengen keine 

Marktstörungen verursachen. In Bezug auf den Gross-

handel erachten wir den Artikel 8, Absatz 4 hingegen 

als zielführend. 

4 

 Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in 

der freien Periode eingeführt worden 

sind  

und zu Beginn der Bewirtschaftungsperi-

ode auf Grosshandelsstufe noch vorhan-

den sind, müssen erneut angemeldet 

werden. Nicht als Vorräte gelten Waren-

mengen, die sich in den Räumlichkeiten 

von Endverbrauchern und Detailhandels-

geschäften befinden. 

 

 

 

SWISSCOFEL 
Art. 

24 

            . Für natürliche Personen, ersatzlos strei-

chen. 

SWISSCOFEL 
Art. 

29 

2             Für Abgabeschulden von Personen mit 

Sitz im schweizerischen Staatsgebiet o-

der in den Zollanschlussgebieten beträgt 

die Zahlungsfrist, sofern andere Abgabe-

erlasse gemäss Art. 4 nichts anderes 

vorsehen, 60 Tage. Bis zum Ablauf die-

ser Zahlungsfrist verzichtet das BAZG 

auf eine Sicherstellung der Abgabeforde-

rung gemäss dem 2. Kapitel dieses Ti-

tels, ausser in den Fällen gemäss Art. 

32, Absatz 2. In den übrigen Fällen legt 
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das BAZG die Zahlungsfristen und die 

Voraussetzungen für Zahlungserleichte-

rungen fest. 

SWISSCOFEL 
Art. 

71 

            Schuldnerinnen und Schuldner haben Anspruch auf 

die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen. Dies 

gerade auch in Fällen in denen das BAZG den Auftrag 

zur Bonitätsprüfung an Dritte delegiert. 

Das BAZG darf Dritten Daten über die fi-

nanzielle und wirtschaftliche Situation 

von 

Personen bekannt geben, falls die Drit-

ten im Auftrag des BAZG die Bonität von 

Schuldnerinnen und Schuldnern überprü-

fen sollen. Die Dritten haben dem BAZG 

zuzusichern, dass sie die Daten aus-

schliesslich im Sinne ihres Auftrags ver-

wenden und dass sie die rechtlichen 

Bestimmungen des Datenschutzgeset-

zes einhalten.     

SWISSCOFEL 
                              

SWISSCOFEL 
                              

SWISSCOFEL 
                              

SWISSCOFEL 
                              

SWISSCOFEL 
                              

SWISSCOFEL 
                              

SWISSCOFEL 
                              

SWISSCOFEL 
                              

SWISSCOFEL 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

SWISSCOFEL 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

SWISSCOFEL 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 

BAZG-VG sowie der Fahrlässigkeitstatbe-

stände bei Abgabengefährdungen und bei 

Ordnungswidrigkeiten im ZoG und weiteren 

Abgabeerlassen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SWISSCOFEL 
4             

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

SWISSCOFEL             

SWISSCOFEL             

SWISSCOFEL             

SWISSCOFEL             

SWISSCOFEL             

SWISSCOFEL             

SWISSCOFEL             

SWISSCOFEL             

SWISSCOFEL             

SWISSCOFEL             
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
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SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
                                    

SWISSCOFEL 
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SWISSCOFEL 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

14/21 

 
 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SWISSCOFEL 
                        

SWISSCOFEL 
                        

SWISSCOFEL 
                        

SWISSCOFEL 
                        

SWISSCOFEL 
                        

SWISSCOFEL 
                        

SWISSCOFEL 
                        

SWISSCOFEL 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL       

SWISSCOFEL       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

SWISSCOFEL 
Art. 7 1       

Die aktuelle und erneut vorgeschlagene Regelung ist 

in den Fillialen des Detailhandels in der Praxis kaum 

durchsetzbar. Die Detailhändler verfügen nicht über 

die erforderlichen Informationen wann die angeliefer-

ten Importprodukte eingeführt, und bis wann sie ver-

kauft sein müssen. Wir erachten deshalb eine Be-

rücksichtigung von Warenvorräten auf dieser Stufe 

nicht als sinnvoll. Dies insbesondere auch deshalb 

weil diese Vorräte nur für den unmittelbaren Verkauf 

bestimmt sind und wegen den geringen Mengen 

keine Marktstörungen verursachen. In Bezug auf den 

Grosshandel erachten wir den Artikel 7 hingegen als 

zielführend. 

 Für landwirtschaftliche Erzeugnisse, die 

einem Zollkontingent nach dem Zolltarifge-

setz vom 9. Oktober 1986 unterliegen, in 

der freien Periode eingeführt worden sind 

und zu Beginn der Bewirtschaftungsperi-

ode auf Stufe Handel noch vorhanden 

sind, ist die Zollabgabendifferenz zu den 

Ausserkontingentszollansätzen nachzu-

entrichten. Nicht zu melden sind Waren-

mengen die, die sich in den Räumlichkei-

ten von Endverbrauchern und Detailhan-

delsgeschäften befinden. 

SWISSCOFEL 
Art. 9 1 c neu Insbesondere frische Früchte und Gemüse können 

innerhalb kurzer Zeit Veränderungen des Gewichts 

aufweisen. Dies aufgrund ihrer natürlichen Beschaf-

fenheit, insbesondere Wasserverlust. Diese Abwei-

chungen können auf dem Weg zwischen dem Ver-

sender und dem Empfänger erheblich sein. Sie kön-

nen nicht im Voraus bestimmt werden. Die Einfüh-

rung einer Toleranz bei abweichenden Mengenanga-

ben für solche Produkte wird das Problem deutlich 

entschärfen. 

Für Waren bei denen sich die Menge oder 

das Gewicht aufgrund ihrer natürlicher Ei-

genschaften verändert,kann der Bundesrat 

für die Mengen- und Gewichtsangabe To-

leranzen festlegen. 

SWISSCOFEL 
Art. 

22 

                  Wir untersützen Variante 2 

SWISSCOFEL 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
                  

SWISSCOFEL 
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SWISSCOFEL 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 

 

 
 
Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
   
Per E-Mail: rechtsetzung@ezv.admin.ch 
 
 
 
Bern, 28. Dezember 2020 
 
 
 
Vernehmlassungsverfahren zur Totalrevision des Zollgesetzes - Stellungnahme 
SwissHoldings 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns bestens für die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen des 
Vernehmlassungsverfahrens zur Totalrevision des Zollgesetzes. 
 
Unsere Stellungnahme zu einzelnen Gesetzes- und Verordnungsartikeln finden Sie 
nachfolgend unter den Ziffern 2 und 3. Dabei beschränken wir uns auf die für die Wirtschaft 
wesentlichen Punkte unter Ausklammerung der grenzpolizeilichen Aspekte. 
 
Vorab finden Sie unsere Position in Form einer Kurzübersicht.  
 
 
1. Kurzübersicht unserer Position 
 
Wir begrüssen die Modernisierung der Zollgesetzgebung und insbesondere deren 
vorausschauende Adaptierung an die bevorstehenden Änderungen im Rahmen des Projekts 
DAZIT. Einen Fokus auf Simplifizierung und Digitalisierung unterstützen wir ausdrücklich.  
 
Es ist jedoch festzuhalten, dass die vorliegenden Entwürfe von BAZG-VG und ZoG sehr offen 
formuliert und wenig konkret sind. Ohne Kenntnisse über die auf den verschiedenen 
Ebenen des Verordnungsrechts vorgesehenen Präzisierungen ist eine umfassende 
Einschätzung für die Wirtschaft schwierig. Es kann so nicht umfassend beurteilt werden, ob 
die gesetzlichen Grundlagen wirklich zu einer regulativen und verfahrenstechnischen 
Entlastung der Unternehmen führen.  
 
Wir danken Ihnen für die Weiterführung des Einbezugs der Wirtschaft und die gute 
Zusammenarbeit und möchten beliebt machen, für die Umsetzung ein Konsultativgremium 
mit Vertretern aus der Wirtschaft einzusetzen. 
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2. Stellungnahme zu einzelnen Punkten des BAZG-VG 
 
BAZG-VG Art. 9 
Die Sendungsdokumentation soll in Zukunft mit der Zollanmeldung übermittelt werden, wobei 
gemäss erläuterndem Bericht der Bundesrat auf Verordnungsstufe die zu übermittelnden 
Begleitdokumente festlegen wird. Unseres Erachtens sollen die Dokumente erst dann 
übermittelt werden, wenn tatsächlich eine Kontrolle durch die Zollbehörden stattfindet und 
nicht in jedem Fall. Dies soll den Arbeitsaufwand für die involvierten Parteien senken.  
 
Sollte an dieser Bestimmung festgehalten werden, macht eine obligatorische Übermittlung 
aller Begleitdokumente für die Zollanmeldungen aus unserer Sicht nur dann Sinn, wenn diese 
im Anschluss vom Warenverantwortlichen gemeinsam mit der Veranlagungsverfügung über 
das IT-System Zoll bezogen werden können. Dadurch wären die aufzubewahrenden 
Dokumente zur Einfuhrverzollung bereits elektronisch erfasst und eine weitere Erfassung und 
Zuordnung zum Geschäftsfall wäre bereits sichergestellt (Erleichterung für die Wirtschaft). 
 
BAZG-VG Art. 12 
In Zukunft soll die Zollanmeldung mit der Transportmittel-Immatrikulation verknüpft werden. Im 
Import ist dieses Referenzieren bereits heute Standard. Im Export wird jedoch die 
Ausfuhrzollanmeldung durch die exportierende Unternehmung erstellt, wobei zu diesem 
Zeitpunkt die Abholung durch den Spediteur in den meisten Fällen noch nicht organisiert 
wurde. Zudem kann im Verlauf des grenzüberschreitenden Transports ein Fahrzeugwechsel 
bzw. ein Umladen erfolgen. Aus diesen Gründen lehnen wir es ab, dass bei der Zollanmeldung 
transportbezogenen Angaben gemacht werden müssen. Eine gesetzliche Verknüpfung würde 
massiv in die logistischen Abläufe der Unternehmen eingreifen und zu einer höheren 
Komplexität in der Exportabwicklung führen.  
 
BAZG-VG Art. 14 
Zollanmeldungen werden verbindlich, sobald diese aktiviert werden. Die Aktivierung kann 
anlässlich des Grenzübertritts oder im Inland erfolgen. Es ist eine Möglichkeit vorgesehen, 
die Aktivierung periodisch vorzunehmen. Aus dem Gesetzesentwurf kann jedoch nicht 
entnommen werden, ob die Aktivierung in Zukunft auch direkt bei Ankunft beim Empfänger 
vorgenommen werden kann, zum Beispiel bei einer Anlieferung im Transitverfahren zu einer 
Fabrik, ohne dass ein Zwischenstopp bei einem zugelassenen Empfänger notwendig ist. 
Bereits heute ist dies möglich, sofern die Fabrik der Kontrollzollstelle als zugelassener Ort 
bekannt ist. Wir würden begrüssen, wenn dies weiterhin möglich wäre und weitergehende 
Vereinfachungen geprüft werden (Anlieferung ohne Status als zugelassener Ort, sofern die 
Zollanmeldung durch einen Zugelassenen Empfänger, i.d.R. Verzollungsagent 
vorgenommen wurde). 
 
BAZG-VG Art. 18 
Es wäre zu begrüssen, wenn die Möglichkeit vorgesehen wird, dass das BAZG die Abgaben 
periodisch, entweder je Kalendermonat oder vierteljährlich, veranlagt. Dies wird insbesondere 
relevant, wenn die Aktivierung periodisch erfolgt. 
 
BAZG-VG Art. 56 Abs. 1 
Die absolute Verjährungsfrist beträgt 15 Jahre. Der Wortlaut des Artikels impliziert aktuell eine 
Verlängerung der Aufbewahrungspflicht von 5 auf 15 Jahre. Es gilt zu präzisieren, dass die 
Aufbewahrungspflicht lediglich 5 Jahre beträgt und diese sich, sollten innerhalb der Frist 
Rechtsmittel eingelegt werden, auf max. 15 Jahre verlängert.  
 
BAZG-VG Art. 58/59 
Wir begrüssen die Vereinheitlichung der Fristen für Berichtigung und Beschwerde. Hier ist 
jedoch zu beachten, dass in Fällen in denen Unterlagen von ausländischen Behörden 



 

 

beigebracht werden müssen, 60 Tage im internationalen Umfeld zu kurz sind. Damit für BAZG 
und die Wirtschaft gleiche Bedingungen gelten, würden wir begrüssen, wenn die in Art. 30 
festgelegte Verjährungsfrist von 5 Jahren auch für die Wirtschaft angewendet würde. 
  
Die Erledigung der provisorischen Veranlagungen im Rahmen einer Berichtigung ist eine 
begrüssenswerte Vereinfachung. 
 
Ebenfalls schätzen wir die Möglichkeit eine Berichtigung im Einspracheverfahren lösen zu 
können. Wir möchten hingegen anmerken, dass es für eine effiziente Umsetzung notwendig 
wäre keine zusätzlichen Bedingungen zu stellen, um diesen Prozess zu nutzen, und 
abschliessend darzulegen welche Sachverhalte für eine automatisierte Erledigung geeignet 
sind. Zusätzlich sollte die Möglichkeit der Korrektur und der Selbstanzeige klar getrennt 
bleiben, um erhöhte Rechtsunsicherheit für Unternehmen zu vermeiden. Es wäre zu 
begrüssen, wenn eine Spezifizierung in diesem Bereich im Rahmen eines 
Konsultativgremiums mit Vertretern der Wirtschaft erarbeitet würde. 
 
BAZG-VG Art. 46 & Art. 62 
Wir erwarten, dass die Zollbehörde Ihre internen Richtlinien vollumfänglich veröffentlicht und 
unnötige Stolpersteine in den Verfahren entfernt.  
 
Des Weiteren dürfen Erträge aus Kostenüberwälzungen und Aberkennungen von 
«Zollprivilegien» nicht als Leistungsziele der Zollbehörden geführt werden. Es muss vermieden 
werden, dass dem Zollanmelder Kosten auferlegt werden, aufgrund der Tatsache, dass jede 
Beanstandung der Zollverwaltung auf einer Kontrolle basiert. Wir möchten daher die 
Streichung von Art. 62 Abs. 2 Bst. b und die Anpassung damit verbundener Bestimmungen 
anregen.  
 
BAZG-VG Art. 81 
Die Einhaltung von Qualitätsanforderungen und Umweltaspekten ist gesetzlich 
vorgeschrieben. Wir erwarten daher bei der physischen Kontrolle von Waren, dass für die 
Nahrungsmittel-, Chemie- und Pharmaindustrie im Gesetz verankert wird, dass eine 
Zollkontrolle nur nach erfolgter Rücksprache mit den betroffenen Unternehmen durchgeführt 
werden darf. Die Unternehmen sollen das Recht erhalten, eine physische Kontrolle vor Ort 
abzulehnen und einen geeigneten Ort für die Kontrolle festzulegen. Die dabei anfallenden 
Kosten sollen nicht an die Betriebe (Warenverantwortliche) weiterverrechnet werden.  
 
BAZG-VG Art. 84 
Das Resultat einer physischen oder nachgelagerten Kontrolle soll in Zukunft den Unternehmen 
zeitnah und vollumfänglich eröffnet werden, damit diese organisatorische sowie prozessuale 
Vorkehrungen treffen können, um gesetzliche Abweichungen zu verhindern. 
 
 
3. Stellungnahme zu einzelnen Punkten des ZoG 
 
ZoG Art. 9 Abs. 2 Bst. a 
Ungenügende und/oder zweideutige Warenbeschreibungen in der Zollanmeldung können in 
Zukunft zur “automatischen” Anwendung einer anderen in Frage kommenden Zolltarifnummer 
führen, weil diese einen höheren Zollansatz aufweist. Wir lehnen diese vorgeschlagene 
Bestimmung entschieden ab.  
 
Unseres Erachtens kann diese Bestimmung zu einer willkürlichen und höheren 
Abgabenerhebung durch die Zollbehörden führen (eventuell sogar mit Strafrelevanz). Unter 
bestehenden Bestimmungen hat sich mehrfach gezeigt, dass zu höchsten Zollansätzen 
gegriffen wird, was zu unverhältnismässig hohen Nachforderungen geführt hat. Unseres 



 

 

Erachtens bilden die Zolltarifnummer und die Warenbeschreibung eine die Ware 
beschreibende Einheit. Eine alleinige Fokussierung auf die Warenbeschreibung ist im Sinne 
des HS-Systems nicht wünschenswert und im Rahmen der Digitalisierung auch nicht 
zeitgemäss. Wo möglich sollen Angaben immer codiert an die Zollverwaltung übermittelt 
werden können (z.B. die Wiederausfuhrfrist oder die Kontrollstelle im Veredelungsverkehr 
anstelle in der Warenbeschreibung im Feld «besondere Bemerkungen» der Warenposition). 
 
 
 
ZoG Art. 10 
Das Recht auf Auskunft soll nicht nur tarifarische Auskünfte umfassen, sondern auf nationales 
Zollrecht, interne Richtlinien sowie die Expertise im Bereich des internationalen Zollrechts 
erweitert werden. 
 
Wir bitten Sie höflich, unsere Überlegungen bei der Ausarbeitung der Botschaft zu 
berücksichtigen. Für Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
SwissHoldings 
Geschäftsstelle 
 

  
 
Dr. Gabriel Rumo Julia Burkhalter 

Direktor Fachreferentin Aussenwirtschaft 
 
 
Cc SH Customs Subgroup 
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Eidgenössisches Finanzdepartement (EFD)  
Herr Bundesrat Ueli Maurer  
Bundesgasse 3  
3003 Bern 

 

 

Per E-Mail an: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

 Wirtschaftspolitik 
 

Nicolas Stephan 

Ressortleiter Volkswirtschaft 

 

Pfingstweidstrasse 102 

Postfach 

CH-8037 Zürich 

Tel. +41 44 384 48 40 

 

n.stephan@swissmem.ch 

www.swissmem.ch 
  

Zürich, 15. Dezember 2020  

   

Revision des Zollgesetzes – Stellungnahme 
 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

 

Wir beziehen uns auf das vom Bundesrat am 11. September 2020 eröffnete Vernehmlassungs-

verfahren zur Revision des Zollgesetzes und danken Ihnen für die Möglichkeit der Stellung-

nahme. 

 

Swissmem ist der führende Verband für KMU und Grossunternehmen der schweizerischen  

Maschinen-, Elektro- und Metall-Industrie (MEM-Industrie) sowie verwandter technologieorien-

tierter Branchen. Swissmem fördert die nationale und die internationale Wettbewerbsfähigkeit 

ihrer rund 1'200 Mitgliedsfirmen durch eine wirkungsvolle Interessenvertretung, bedarfsgerechte 

Dienstleistungen, eine gezielte Vernetzung sowie eine arbeitsmarktgerechte Aus- und Weiterbil-

dung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MEM-Industrie. 

Die Schweizer MEM-Industrie ist eine facettenreiche und innovative Hightech-Branche, die in 

sämtlichen Lebens- und Wirtschaftsbereichen leistungsstarke Lösungen anbietet. Sie erwirt-

schaftet 7 Prozent des Bruttoinlandsproduktes (2019) und nimmt damit in der schweizerischen 

Volkswirtschaft eine Schlüsselstellung ein. Die Branche ist mit rund 325'000 Beschäftigten die 

grösste industrielle Arbeitgeberin der Schweiz und leistet mit Ausfuhren im Wert von CHF 68.3 

Milliarden rund 30 Prozent der gesamten Güterexporte. 56 Prozent der ausgeführten Güter der 

MEM-Industrie werden in die EU exportiert. 

 
Grundsätzliche Einschätzung der Vorlage 
 

Wir beurteilen die Vorlage im Grundsatz wie folgt: 

 

 Die Revision des Gesetzes ermöglicht eine umfassende organisatorische Modernisie-

rung und Digitalisierung der Eidgenössischen Zollverwaltung sowie bedeutende Effizi-

enzgewinne inner- und ausserhalb der Verwaltung. 

 Die Prozesse werden vereinheitlicht, vereinfacht und digitalisiert, was zu einer Reduktion 

der Grenzformalitäten führen wird. Durch den digitalen Zollabfertigungsprozess und die 

möglichst automatisierte Bewilligungserteilung kann der Warenverkehrsprozess im Ver-

gleich zu heute vereinfacht werden. 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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 Neben Prozessvereinfachungen können Firmen von weiteren Erleichterungen profitie-

ren. Diese betreffen den Zeitpunkt der Warenanmeldung (nach dem Verbringen von Wa-

ren über die Zollgrenze) sowie den Rhythmus von Warenanmeldungen (Möglichkeit zur 

Sammelanmeldung). 

 Die Modernisierung der Zollverwaltung stellt ebenfalls sicher, dass die Schweiz mit den 
sich weiterentwickelnden europäischen und internationalen Standards auch in Zukunft 
Schritt halten kann. 

 
Eine effiziente Zollabfertigung ist für den reibungslosen Ablauf der Exporttätigkeit der stark ex-
portorientierten MEM-Industrie ein bedeutender Standortfaktor. 
 
Detailbemerkungen 
 
Swissmem kritisiert im vorliegenden Entwurf jedoch folgende Punkte: 
 

1. Mit der Modernisierung der Zollverwaltung und deren Abläufe legt die Zollverwaltung ih-
ren Fokus in Zukunft auf die Stärkung der Sicherheit und die Kontrollen. Damit wird den 
Unternehmen fast die komplette Verantwortung für die Verzollung übergeben. 
 
Swissmem befürchtet zudem, dass bei den Zollbeteiligten zukünftig unvorhersehbare 
zusätzliche Kosten entstehen, sei es aufgrund von Kontrolltätigkeiten des Bundesam-
tes für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) oder aufgrund gewisser Aufgaben des BAZG, 
welche kostenpflichtig werden könnten (wie z. B. Tarif- und Ursprungsauskünfte). 

 
2. Im 3. Abschnitt des BAZG-VG wird die Zusammenarbeit mit Privaten erwähnt. Mitarbei-

tende der Zollverwaltung haben in der Vergangenheit mit zahlreichen privaten Anbietern 
(Handelskammern, Verbände) Vereinbarungen unterhalten mit dem Ziel, die zollrechtli-
chen Grundlagen und die fachliche Kompetenz in Themen wie Zolltarif, Ursprungsbe-
stimmungen etc. zu vermitteln. Aufgrund des vorliegenden Entwurfs des neuen BAZG-
Vollzugsaufgabengesetzes (BAZG) befürchten wir, dass diese effiziente Praxis nicht 
mehr möglich sein wird, was wir sehr bedauern würden. 

 
3. Zahlreiche Bestimmungen und wichtige Begriffe werden im BAZG-Vollzugsaufgabenge-

setz auf die Verordnungsebene verlagert. Da die entsprechenden Verordnungen noch 
nicht ausgearbeitet wurden, verbleiben zahlreiche offene Fragen (wie z. B. die Detailaus-
gestaltung beim Zollabfertigungsprozess). Swissmem verlangt daher Anpassungen im 
vorliegenden Gesetzesentwurf (inkl. Erläuterungen). Zudem fordern wir, dass für die 
entsprechenden Verordnungen eine Vernehmlassung durchgeführt wird. 

 
 

Sie finden unsere detaillierten Bemerkungen im beigelegten Antwortformular der Eidgenössi-

schen Zollverwaltung. 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

 

Freundliche Grüsse, 

 

 

      
Dr. Stefan Brupbacher   Nicolas Stephan 

Direktor  Swissmem    Ressortleiter Volkswirtschaft 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton/Partei/Verband/Organisation/Übrige Swissmem 

Abkürzung Kanton/Partei/Verband/Organisation/Übrige SMEM 

Adresse Pfingstweidstrasse 102 

Kontaktperson Nicolas Stephan 

Telefon 044/384 48 40 

E-Mail n.stephan@swissmem.ch 

Datum 7. Dezember 2020 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis zum 31. Dezember 2020 an folgende E-Mail-Adresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken   

K / STNb_Zollgesetz_Formular_07122020.doc 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch


Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

2/26 

_Totalrevision des Zollgesetztes 
 

 

Übersicht 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  zum erläuternden Bericht ......................................................... 3 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen ...................................... 6 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 ............................................................ 15 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge ..................................................................................................................................... 16 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht .............................................. 18 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen ......................... 19 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge ........................................................................................................................... 20 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht ........................................................................... 21 

Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung und zu deren Erläuterungen ........................................ 22 

Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge ......................................................................................................................................................... 24 

Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen .......................................................................................................................................... 25 

 
 
 

Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
   



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

 Grundsätzliche Einschätzung der Vorlage 

 

Wir beurteilen die Vorlage im Grundsatz wie folgt: 

 

• Die Revision des Gesetzes ermöglicht eine umfassende organisatorische Modernisierung und Digitalisierung der Eidgenössischen 

Zollverwaltung sowie bedeutende Effizienzgewinne inner- und ausserhalb der Verwaltung. 

• Die Prozesse werden vereinheitlicht, vereinfacht und digitalisiert, was zu einer Reduktion-on der Grenzformalitäten führen wird. Durch 

den digitalen Zollabfertigungsprozess und die möglichst automatisierte Bewilligungserteilung kann der Warenverkehrsprozess im Vergleich zu 

heute vereinfacht werden. 

• Neben Prozessvereinfachungen können Firmen von weiteren Erleichterungen profitieren. Diese betreffen den Zeitpunkt der Warenan-

meldung (nach dem Verbringen von Waren über die Zollgrenze) sowie den Rhythmus von Warenanmeldungen (Möglichkeit zur Sammelan-

meldung). 

• Die Modernisierung der Zollverwaltung stellt ebenfalls sicher, dass die Schweiz mit den sich weiterentwickelnden europäischen und 

internationalen Standards auch in Zukunft Schritt halten kann. 

 

Eine effiziente Zollabfertigung ist für den reibungslosen Ablauf der Exporttätigkeit der stark exportorientierten MEM-Industrie ein bedeutender 

Standortfaktor. 

 

 

 

 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Detailbemerkungen 

Swissmem kritisiert im vorliegenden Entwurf jedoch folgende Punkte: 

 

1. Mit der Modernisierung der Zollverwaltung und deren Abläufe legt die Zollverwaltung ihren Fokus in Zukunft auf die Stärkung  

der Sicherheit   und die Kontrollen. Damit wird den Unternehmen fast die komplette Verantwortung für die Verzollung übergeben. 

 

Swissmem befürchtet zudem, dass bei den Zollbeteiligten zukünftig unvorhersehbare zusätzliche Kosten entstehen, sei es aufgrund von Kon-

trolltätigkeiten des Bundesamtes für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) oder aufgrund gewisser Aufgaben des BAZG, welche kostenpflichtig 

werden könnten (wie z. B. Tarif- und Ursprungsauskünfte). 

 

2. Im 3. Abschnitt des BAZG-VG wird die Zusammenarbeit mit Privaten erwähnt. Mitarbeitende der Zollverwaltung haben in der Vergangen-

heit     mit zahlreichen privaten Anbietern (Handelskammern, Verbände) Vereinbarungen unterhalten mit dem Ziel, die zollrechtlichen 

Grundlagen und die fachliche Kompetenz in Themen wie Zolltarif, Ursprungsbestimmungen etc. zu vermitteln. Aufgrund des vorliegenden 

Entwurfs des neuen BAZG-Vollzugsaufgabengesetzes (BAZG) befürchten wir, dass diese effiziente Praxis nicht mehr möglich sein wird, 

was wir sehr bedauern würden. 

 

3. Zahlreiche Bestimmungen und wichtige Begriffe werden im BAZG-Vollzugsaufgabengesetz auf die Verordnungsebene verlagert. Da die 

entsprechenden Verordnungen noch nicht ausgearbeitet wurden, verbleiben zahlreiche offene Fragen (wie z. B. die Detailausgestaltung 

beim Zollabfertigungsprozess). Swissmem verlangt daher Anpassungen im vorliegenden Gesetzesentwurf (inkl. Erläuterungen). Zudem 

fordern wir, dass für die entsprechenden Verordnungen eine Vernehmlassung durchgeführt wird. 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

SMEM 
7             Diese sind im Gesetz allgemein gehalten. 

 

Die Begriffe müssen im erläuternden Bericht zur Botschaft und 

in der Verordnung entsprechend präzisiert werden. 

 

 

 

SMEM 
9 1  Anmeldung 

………….. Es müssen alle notwendigen Begleitdokumente 
übermittelt werden. 

 

Zum Zeitpunkt der Anmeldung sind nicht immer alle notwendi-

gen Begleitdokumente (gem. Art. 80 aZV) vorhanden (Ur-

sprungsnachweise, Rechnungen, Wiegescheine etc.). 

Bis Ursprungszeugnisse/EUR 1 aus den Importländern (Süd-

amerika, China, teilweise EU-Länder) in der Schweiz verfügbar 

sind, kann dies eine gewisse Zeit dauern.  

 

Gründe hierzu sind: 
- die Möglichkeit der nachträglichen Ausstellung und/o-

der die lange Bearbeitungsfrist im Abgangsland  
- den Versand der Dokumente per Post/Kurier an den 

Warenverantwortlichen/Datenverantwortlichen 
- Verzögerungen aufgrund ausserordentlicher Ereignisse 

(Lockdown oder Ähnliches)  

 

Wir erachten die Möglichkeit einer «provisorischen» Abferti-

gung oder die entsprechende Berücksichtigung bei den Fristen 

ändern: … Es müssen alle zum Zeitpunkt der 

Anmeldung vorhandenen Begleitdokumente 

übermittelt werden. 



Vernehmlassung: 
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zur nachträglichen Einreichung als zwingend notwendig. An-

sonsten kann die Industrie die vorhandene Zollerleichterung 

nicht vollumfänglich in Anspruch nehmen. 

 

 

 

 

SMEM 
9 2 b Anmeldung 

Was heisst konkret: «wenn diese in einer anderen vom BAZG 

zugelassenen Form übermittelt wurde»? 

ergänzen: wenn diese in einer anderen als in 

Absatz 1 zugelassenen Form übermittelt wurde. 

SMEM 
10 3  Anmeldepflichtige 

Bezieht sich dieser Absatz auf den Reiseverkehr oder betrifft 

es auch Handelswaren? 

Die Details müssen im erläuternden Bericht zur Botschaft und 

in der Verordnung entsprechend präzisiert werden. 

 

 

SMEM 
11 3  Warenbestimmung 

 

….. Die Bewilligung kann mit Bedingungen und Auflagen ver-
sehen werden und ist in der Regel zu befristen. 

 

Details sollten hier aus der VO bekannt sein.  

Bei den Bedingungen und Auflagen ist zwingend darauf zu 

achten, dass der Industrie keine weiteren Gebühren und admi-

nistrativen Auflagen auferlegt werden. 

 



Vernehmlassung: 
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SMEM 
12   Referenzierung 

Falls mit «Referenzierung» das Kontrollschild des Fahrzeuges 

gemeint ist, müsste dies praxistauglich und flexibel gestaltet 

werden können, da es relativ kurzfristige Änderungen geben 

kann und der Importeur das Kontrollschild nicht kennt. 

Die Details müssen im erläuternden Bericht zur Botschaft und 

in der Verordnung entsprechend präzisiert werden. 

 

 

SMEM 
13        Aktivierung 

Muss die Ware eines zugelassenen Empfängers (ZE) ebenfalls 

an der Grenze aktiviert werden? Wie sieht der genaue Ablauf 

aus? 

Wie soll die Aktivierung bei einer Selbstdeklaration zukünftig 

aussehen? Gibt es mehr Details dazu?  

Die Details müssen im erläuternden Bericht zur Botschaft und 

in der Verordnung entsprechend präzisiert werden. 

 

 

 

SMEM 
14 6  Modalität der Aktivierung 

Das BAZG regelt die Art und Weise der Aktivierung. Es be-

stimmt für den grenzüberschreitenden Warenverkehr die Orte 

der Aktivierung. 

Die Details müssen im erläuternden Bericht zur Botschaft und 

in der Verordnung entsprechend präzisiert werden. 

 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

9/26 

_Totalrevision des Zollgesetztes 
 

 

 

SMEM 

 

 

15   
Zugelassener Wirtschaftsbeteiligter (AEO) 
 

 

Der Aufwand für den Erhalt eines AEO-Status ist ausseror-

dentlich, der Status als solcher im Grundsatz zu begrüssen. 

Die Verfahrenserleichterungen, welche einem AEO gewährt 

werden, sind jedoch nicht erkennbar. Im Sinne einer weiteren 

Verbreitung/Nutzung des AEO-Status würden wir es begrüs-

sen, wenn uns die Zollverwaltung die entsprechenden Verfah-

renserleichterungen aufzeigen könnte.  

  

 

SMEM 
16   

Anforderungen an gewerbsmässig tätige Datenverantwort-
liche 

Was wird genau unter «erforderliche Eignung» verstanden? 

Können zukünftig Firmen mit Sitz im Ausland Verzollungen in 

der Schweiz vornehmen? 

Wer ist bei der Zollanmeldung genau der Datenverantwortli-

che? Der Warenverantwortliche, welcher ggf. die Tarifnummern 

vorgibt? 

 

SMEM 
17 1  

Prüfung der Warenanmeldung 
 
Eine Risikoanalyse, unabhängig davon, ob sie aktiviert ist oder 
nicht, darf nicht zu einem zusätzlichen Aufwand und zu Kosten 
für Abklärungen bei den Waren- oder Datenverantwortlichen 
führen.  
 
Dies auch referenzierend zu Artikel 9 Abs. 1 betreffend der 
Verfügbarkeit der Dokumente bei der Zollanmeldung/Aktivie-
rung. 

 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-
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SMEM 
28   Zahlungsweise 

 

Was wird unter «elektronischer Zahlung» verstanden? 

Bitte beachten, dass eine elektronische Zahlung die Kosten 

und den Aufwand für die Verbuchung, die Freigabe und die 

Kontierung nicht reduziert.  

Wie würde zukünftig dann der Abgleich zum Bordereau stattfin-

den? 

Vorschlag: Abschaffung des Bordereau: alle Angaben des Bor-

dereau auf die Rechnung 

Individuelle Lösung mit zukunftsorientierter Technologie anstre-

ben 

 

 
     

SMEM 
30   Verjährung 

 

Bisher verjährte die Zollschuld nach 5 Jahren. 

Zukünftig 15 Jahre – üblich sind 10 Jahre in der Buchhaltung 

(nach Obligationenrecht). Klar, wenn eine Verjährung bereits 

nach 5 Jahren eintritt. Unklar, in welchem Fall eine Firma die 

Unterlagen unwiederbringlich vernichten kann. 

 

SMEM 
32 3  Voraussetzungen 

Aus welchem Anlass soll für noch hängige Verfahren bereits 

eine Sicherstellung geleistet werden? Beispiele 

Nach diesem Absatz müsste ein Unternehmen bereits eine Si-

Begriff Sicherstellung präzisieren 
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cherstellung für eine Zollforderung entrichten, die gegebenen-

falls später als nicht rechtskräftig erachtet wird. 

Wie werden die Details hierzu in der VO geregelt? 

SMEM 
53 4  Fristwahrung im elektronischen Verfahren 

 

Was genügt als Beweis für die «Glaubhaftigkeit»? Welche 

Nachweise werden anerkannt? Klarheit immens wichtig -> 

«Kostenfaktor» 

Notfallkonzept vorhanden? 

Sicherstellung einer einheitlichen Vorgehensweise und Ver-

ständnis an den Grenzzollstellen zwingend erforderlich 

Notfallkonzept vorhanden? 

SMEM 
53 2  Fristwahrung im elektronischen Verfahren 

 

Wie ist dies genau zu verstehen? 

 

Details müssen im erläuternden Bericht zur Botschaft und in 

der Verordnung entsprechend präzisiert werden. 

 

 

SMEM 
58 1  Grundsatz 

Die Einsprachefrist von 60 Tagen ist viel zu kurz – FTA-Abkom-

mensländer können meist mind. 1 Jahr und bis zu 3 Jahre 

rückwirkend Präferenzen geltend machen; ausländische Fir-

men verlangen von Firmen rückwirkend erstellte Präferenz-

nachweise und können die Zölle erstatten lassen – im Gegen-

zug kann die Schweizer Wirtschaft nicht von diesen Vorteilen 

profitieren. 

 

Einsprachefrist auf 3 Jahre erhöhen, wie es in 

der EU bereits der Fall ist. 
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Die EZV kann ebenfalls für den ganzen Verjährungszeitraum 

Zölle nachfordern -> massives Ungleichgewicht … 

SMEM 
58 und 

60 

    

SMEM 
62 2 b Verfahren auf Erlass einer Verfügung sowie Einsprache-

verfahren 

 

Das BAZG hat praktisch immer einen Vorwand, dem Zollan-

melder Kosten aufzuerlegen, da JEDE Beanstandung der Zoll-

verwaltung auf einer Kontrolle basiert (formell oder materiell). 

Buchstabe streichen 

 

SMEM 
66 b  Daten juristischer Personen und von Personen ohne ei-

gene Rechtspersönlichkeit 

 

Der Schutz der Fabrikationsgeheimnisse scheint durch das 

BAZG-VG zu wenig gewährleistet. Insbesondere auch hinsicht-

lich einer Weitergabe an Dritte (-> intern. Amtshilfe). Wie wird 

dies sichergestellt? 

Dies muss in der Botschaft oder Verordnung präzisiert werden.  

 

 

 

SMEM 
81   Feststellung des Sachverhalts bei Warenkontrollen 

 

Das BAZG soll nur solche Handlungen an Waren vornehmen, 

welche zur Feststellung des Sachverhalts unbedingt notwendig 

sind. Insbesondere ist darauf zu achten, dass die Waren bei 

Das BAZG darf in Rücksprache mit dem Wa-

renverantwortlichen jene Handlungen an Waren 

vornehmen, welche zur Feststellung des Sach-

verhalts notwendig sind. Es ist insbesondere 

befugt, Warenproben mit der notwendigen 

Sorgfalt zu entnehmen.   
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solchen Handlungen und bei Probeentnahmen nicht beschä-

digt werden.  

 

SMEM 
83 2  Kosten und Entschädigungen bei Warenkontrollen 

 

Werden Wertverminderungen und Kosten, die dem Warenver-

antwortlichen durch eine zollrechtliche physische Kontrolle im 

Rahmen von Art. 81 BAZG-VG entstehen, nicht entschädigt, 

dann wäre es unseres Erachtens vermessen, wenn das BAZG 

für solche Kontrollen zusätzlich Gebühren gemäss Art. 140 

BAZG-VG erheben würde. Dies muss in der Botschaft oder 

Verordnung präzisiert werden.  

 

 

 

SMEM 
123 1  Infrastruktur Dritter 

 

Zum Zeitpunkt der Anmeldung sind nicht immer alle notwendi-

gen Begleitdokumente (gem. Art. 80 aZV) vorhanden (Ur-

sprungsnachweise, Rechnungen, Wiegescheine etc.) 

Passus «… und das BAZG für die Betriebskos-
ten angemessen entschädigen.» streichen. 

 

SMEM 
127 1  Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 

Die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft ist enorm wichtig und 

sehr zu begrüssen; allerdings interpretieren wir die Zusammen-

arbeit des BAZG mit der Wirtschaft so, dass zukünftig das 

BAZG Vertragspartei ist und nicht mehr der/die Angestellte auf 

privatrechtlicher Ebene. 

 

SMEM 
140   Gebühren  
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Die MEM-Industrie durchlebt eine ungewöhnlich lange Baisse, 

welche durch die Covid-Pandemie deutlich verstärkt und ver-

längert wird.  

 

Swissmem spricht sich klar gegen neue Gebühren aus, welche 

unsere Produkte am Ende verteuern und uns gegenüber unse-

ren Konkurrenten aus der EU benachteiligen, die zahlreiche 

Dienstleistungen (wie z. B. Zolltarifauskunft) ihrer Zollbehörde 

gebührenfrei bekommen. 

 
     

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

 ☐ Wir bevorzugen Variante 1 (Einführung von Art. 

133 Bst. b BAZG-VG). 

      Dies entspricht der Deklarantenstrafpraxis von 2009–2016 (verein-

fachte Strafverfahren). 

Keine Nennung der genauen Kriterien für Strafverzicht, dies soll der Recht-

sprechung überlassen werden 

SMEM 
☒ Wir bevorzugen Variante 2 (vollständige Strei-

chung von Art. 133 BAZG-VG sowie der Fahr-
lässigkeitstatbestände bei Abgabengefährdun-
gen und bei Ordnungswidrigkeiten im ZoG und 
weiteren Abgabeerlassen). 

      Diese Variante gilt rechtsgleich für sämtliche Rechtsunterworfenen und 

nicht nur für Deklaranten (Einzelfallprüfung nicht mehr notwendig); 

Fahrlässige Abgabengefährdung und bewusst fahrlässig begangene Ord-

nungswidrigkeiten sollen als straflos erklärt werden (Bagatellfälle sollen gene-

rell entkriminalisiert werden); 

Diverse Artikel in diversen Gesetzen (z. B. Art. 16, Abs. 3 ZoG) sollen für Ba-

gatellfälle aufgehoben werden. 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, s 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

      

SMEM 
     Provisorische Zollanmeldungen sollen zukünftig wegfallen.  

Bitte um Begründung und Details zum zukünftigen Ablauf 

      

SMEM Abschaffung ZAZ-Konto: Bitte um Begründung und Details zum zu-

künftigen Ablauf.  

Wir betrachten die Abschaffung sehr kritisch. 

 

Weitere Informationen zur Beurteilung sind hier sicherlich notwen-

dig. Hier ein paar Stichworte: 

 Berücksichtigung von zukunftsorientierten, digitalen Zah-

lungsmethoden (QR-Code, Twint etc.)  

 Erfassung/Verbuchung/Zahlungsfreigabe von vielen Einzel-

rechnungen nur möglich bei Anbindung an ein ERP-Sys-

tem oder eine Einkaufsplattform  

 viele Anbieter  

 Für KMUs und Kleinbetriebe finanziell nicht umsetzbar  

 

 

SMEM Bis dato werden alle 3 Tage Zölle und die MwSt an die Wirtschafts-

beteiligten verrechnet. Dies erfordert viel Aufwand, zumal es sich 

um viele kleine Rechnungen handelt und das Zahlungsziel von 5 

Tagen nicht einzuhalten ist.  

Die Verbuchung, Kontierung und Bezahlung einer einzelnen Rech-

nung kostet die Wirtschaft zudem rund 100 CHF.  

Dies ist nicht wirtschaftlich.  
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Wir beantragen, die Zölle und die MwSt nur noch monatlich zu ver-

rechnen. 

   

o können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

             

             

             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

SMEM 
Zolltarif-

gesetz 

vom 9. 

Oktober 

1986 

(ZTG) 

4 

      

1-3  Zollaussetzungen 

 

Der Bundesrat kann, wenn es im Interesse der 

Schweizerischen Volkswirtschaft liegt, nach der Anhö-

rung von Zollexperten die Zollansätze angemessen 

herabsetzen. In der Praxis zeigt sich, dass sich die 

Anwendung dieses Absatzes als sehr schwierig er-

weist. Wir regen an, diese Bestimmung im Zuge der 

Revision zu vereinfachen. 

 

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                        

 
                        

 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

       

       

       

       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Fehler! Ver-
weisquelle 
konnte 
nicht ge-
funden wer-
den.SMEM 

9 2 a Zollbemessung 

 

Eine Definition, wann eine Warenanmeldung eine ungenü-

gende/zweideutige Bezeichnung enthält, existiert nicht und 

birgt grosse Risiken für den Zollanmelder; obwohl hier 

«kann» steht (übernommen vom aZG), wird in der Praxis IM-

MER der höchste Zollansatz angewendet, was in den meis-

ten Fällen in keinem Verhältnis zur Realität und zur Schuld-

frage steht. 

      

Die Zollbemessung zum höchsten Zollansatz 

sollte nur bei Grobfahrlässigkeit und Vorsatz an-

gewendet werden. Buchstabe a streichen, da 

die Qualität der Warenbezeichnung subjektiv zu 

betrachten ist. 

SMEM 
9 3  Zollbemessung 

Das Wort «Frachtstück» steht hier im falschen Kontext 

(übernommen vom aZG); eine Ware kann nicht in einem 

Frachtstück verpackt werden, da ein Frachtstück die Ware 

selbst ist. 

Definition «Frachtstück» ausführen oder umbe-
nennen 

 

SMEM 
10 2  Zolltarif- und Ursprungsauskünfte 

Die Auskunft ist öffentlich; die Fabrikationsgeheimnisse der 

Antragsteller müssen gewährleistet werden (i. V. m. Art. 66, 

Abs. 2, Bst. b BAZG-VG). 

      

SMEM 
4 1 d Zollfreie Waren 

Weshalb beschränkt man auf drei Jahre? Solange man an-

hand von Unterlagen beweisen kann, dass es sich um die-

selbe Ware handelt, sollte keine Frist oder ggf. die Verjäh-

rungsfrist gelten. 

ändern … innerhalb von fünf Jahren … 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

 Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                  

 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-and-paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SwissOlio - Verband Schweizerischer Hersteller von Speiseölen, Speisefetten 

und Margarinen 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SwOlio 

Adresse : Effingerstrasse 6A, 3011 Bern 

Kontaktperson : Dr. Urs Reinhard, Präsident 

Telefon : 031 529 50 70 

E-Mail : urs.reinhard@effingerstrasse6a.ch 

Datum : 17.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

SwOlio Wir begrüssen die Idee, die EZV wird in ein neues Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) umzuwandeln und neu zu 

organsieren, um zu einer noch flexibleren, aufgabenorientierteren Organisation zu werden, die ihre Prozesse konsequent 

vereinfacht und vereinheitlicht sowie durchgängig digitalisiert und die vorhandenen Daten übergreifend nutzbar macht. Dies ist ein 

gleichermassen notwendiger wie mutiger Schritt, und wir schätzen die komplexe Arbeit, die bei dieser Transformation geleistet 

wird, sehr. 

Gleichzeitig darf man bei einer Totalrevisoin auch den Mut haben, bewährte und funktionierende Systeme beizubehalten, wenn 

es im Rahmen der Technik möglich ist. Der "Aktive Veredelungsverkehr nach dem besonderen Verfahren für landwirtschaftliche 

Erzeugnisse und Grundstoffe" ist ein solches System, und er ist auch unter der neuen Zollgesetzgebung beizubehalten. Dies 

würde keines der im erläuternden Bericht auf S. 5 erwähnten Ziele tangieren. 

Heute ist dieses Verfahren in einer Verordnung des EFD geregelt, basierend auf Art. 43 Abs. 2 der Zollverordnung und somit 

auch Art. 12 Abs. 3 des Zollgesetzes. Das Verfahren wird oft nicht richtig verstanden und fälschlicherweise als "Exportsubvention" 

bezeichnet, was es nicht ist. Es ist ein automatisiertes Verfahren der Rückerstattung im aktiven Veredelungsverkehr nach dem 

Äquivalenzprinzip. Für die gesamte Schweizer Ölsaaten- und Fettbranche ist dieses Verfahren von grösster Bedeutung, weil es 

erlaubt, unter Berücksichtigung hochverzollter Importe von Ölen und Fetten eine Rückerstattung für die Ausfuhr von Schweizer 

Ölen und Fetten zu gewähren, die nach dem Äquivalenzprinzip anstelle der ursprünglich importierten Rohwaren ausgeführt 

werden.  

Es ist uns bewusst, dass es derzeit noch nicht um die Verordnungen geht. Trotzdem möchten wir sicherstellen, dass die 

gesetzlichen Grundlagen, auf denen eine Verordnungslösung beruhen muss, eine solche Lösung überhaupt zulassen würden. 

Wir begrüssen deshalb grundsätzlich die Aufzählung der aktiven Veredelung in Art. 11 BAZG-VG als eine der möglichen 

Warenbestimmungen. Auch, dass die Fortführung des im geltenden Zollgesetz vorgesehenen Instruments der Rückerstattung im 

aktiven und im passiven Veredelungsverkehr ermöglicht wird, findet unsere Zustimmung. Ebenso begrüssen wir, dass der 

Äquivalenzverkehr beibehalten wird, wie im erläuternden Bericht zu Art. 11 (S. 25) zu lesen ist. Und schliesslich freut uns, dass 

an gleicher Stelle festgehalten wird, dass für die Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und landwirtschaftlichen 

Grundstoffen "Vereinfachungen im Verfahren weiterhin möglich sein sollen". Wir setzen darauf, dass damit die notwendigen 

Grundlagen gegeben sind, um das besondere Verfahren für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Grundstoffe auch unter der 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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neuen Gesetzgebung anzuwenden. Trotzdem möchten wir anregen, die wichtigsten Pfeiler für die zukünftige Ausgestaltung des 

Warenverkehrs auf Gesetzesstufe zu verankern.  

Das heute bestehende "besondere Verfahren" ist ein einfaches Saldo-Prinzip. Wir sind überzeugt, dass seine Beibehaltung 

gerade unter dem Aspekt der administrativen Vereinfachung angezeigt ist und auch digital gut umsetzbar ist. Gerne werden wir 

im Rahmen der Konsultation zu den Verordnungen näher darauf eingehen. 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

SwOlio 
11 1 d Im erläuternden Bericht wird festgehalten "Unter den glei-

chen Voraussetzungen gewährt das BAZG für Waren, die 

ins Zollgebiet ein- oder ausgeführt werden, Zollermässi-

gung oder Zollbefreiung, wenn in- bzw. ausländische Wa-

ren gleicher Menge, Beschaffenheit und Qualität als be-

arbeitete oder verarbeitete Erzeugnisse ein- bzw. ausge-

führt werden (Äquivalenzverkehr)" (S. 25). Dies gilt es auf 

Gesetzesstufe zu regeln, wie das heute schon in Art. 12 

Abs. 2 des Zollgesetzes der Fall ist.   

der vorübergehenden Einfuhr von Waren 

zur Bearbeitung, Verarbeitung oder Aus-

besserung (aktive Veredelung im Äquiva-

lenz- oder Nämlichkeitsverkehr) 

SwOlio 
11 1 e Im erläuternden Bericht wird festgehalten "Unter den glei-

chen Voraussetzungen gewährt das BAZG für Waren, die 

ins Zollgebiet ein- oder ausgeführt werden, Zollermässi-

gung oder Zollbefreiung, wenn in- bzw. ausländische Wa-

ren gleicher Menge, Beschaffenheit und Qualität als be-

arbeitete oder verarbeitete Erzeugnisse ein- bzw. ausge-

führt werden (Äquivalenzverkehr)" (S. 25). Dies gilt es auf 

Gesetzesstufe zu regeln, wie das heute schon in Art. 13 

Abs. 2 des Zollgesetzes der Fall ist.   

der vorübergehenden Ausfuhr von Waren 

zur Bearbeitung, Verarbeitung oder Aus-

besserung (passive Veredelung im Äquiva-

lenz- oder Nämlichkeitsverkehr) 

SwOlio 
11 3       Im erläuternden Bericht wird festgehalten "Für die 

Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 

landwirtschaftlichen Grundstoffen gilt auch in Zukunft 

grundsätzlich eine Bewilligungspflicht, wobei 

Vereinfachungen im Verfahren weiterhin möglich sein 

sollen" (S. 25). Diese Tatsache möchten wir explizit auf 

Gesetzesstufe so geregelt haben, um in den 

Verordnungen den grösstmöglichen Spielraum zu haben, 

Die Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 

Buchstabe c–h bedürfen grundsätzlich 

einer Bewilligung des BAZG, Ausnahmen 

und Vereinfachungen sind möglich.. 
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um einfache und wirtschaftsfreundliche Regelungen 

beibehalten zu können. 

SwOlio 
52 2       Es ist aus Gründen der Rechtssicherheit abzulehnen, 

dass mündlich eröffnete Verfügungen nur dann 

elektronisch bestätigt werden, wenn die 

Verfügungsadressatin oder der Verfügungsadressat dies 

unverzüglich verlangt. Gerade im Zuge einer Anpassung 

an die fortschreitende Digitalisierung ist zu vermeiden, 

dass überhaupt noch mündlich verfügt werden kann. 

Beweisprobleme sind die unweigerliche Folge, und diese 

treffen in der Regel den Verfügungsadressaten. Falls 

weiterhin mündlich verfügt können werden soll, muss 

eine solche Verfügung stets und nicht nur auf sofortiges 

Verlangen hin elektornisch bestätigt wreden.  

Mündlich eröffnete Verfügungen werden 

elektronisch bestätigt. 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

SwOlio 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

SwOlio 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 

      

 

  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

9/19 

 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

SwOlio             

SwOlio             

SwOlio             

SwOlio             

SwOlio             

SwOlio             

SwOlio             

SwOlio             

SwOlio             

SwOlio             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
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SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

SwOlio 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SwOlio 
                        

SwOlio 
                        

SwOlio 
                        

SwOlio 
                        

SwOlio 
                        

SwOlio 
                        

SwOlio 
                        

SwOlio 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

SwOlio       

SwOlio       

SwOlio       

SwOlio       

SwOlio       

SwOlio       

SwOlio       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
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SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

SwOlio 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

SwOlio 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 

 

transfair Zentrale 

Hopfenweg 21, Postfach, 3000 Bern 14 

T 031 370 21 21, info@transfair.ch, www.transfair.ch 

rechtsetzung@ezv.admin.ch  

Bern, 18. Dezember 2020 

Vernehmlassung zur Zollgesetzrevision, Stellungnahme Personalverband 

transfair 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir beziehen uns auf obengenannte Revision, mit der ein neues Gesetz über den Allge-

meinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- 

und Personenverkehrs geschaffen werden soll (BAZG-VG) und das bestehende Zollgesetz 

(ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) revidiert werden soll.  

transfair, als Sozialpartner der Bundesverwaltung im Allgemeinen und der EZV im Speziel-

len fokussiert in seiner Stellungnahme auf die personalrelevanten Aspekte dieser Totalre-

vision und nimmt dazu fristgerecht wie folgt Stellung.  

 

Allgemeine Anmerkungen: 

Das Projekt DaziT – als Auslöser der vorliegenden Revision – bringt massive Veränderun-

gen für das Personal der heutigen EZV & des künftigen BAZG. Veränderungen, die viele 

Unsicherheiten und Befürchtungen bezüglich der eigenen beruflichen Zukunft, der künfti-

gen Arbeitsbedingungen aber auch der Zukunft des Berufsstandes mit sich bringen. Einige 

dieser Aspekte werden in dieser Revision behandelt, andere Aspekte nicht.  

Zu den erwähnten Bereichen gehört unter anderem die Aufhebung der gesetzlichen 

Grundlage für das Grenzwachtkorps (Art. 91 ZG). Diese Aufhebung ist ein herber Verlust 

für die Angehörigen des Grenzwachtkorps (GWK) und wird von transfair deshalb nicht 

mitgetragen.  

Weitere Aspekte beinhalten die Ausdehnung gewisser Regelungen auf weite Teile des 

BAZG, die ursprünglich rein für das GWK vorbehalten waren – wie etwa das Tragen von 

Waffen (Art. 100 BAZG-VG), die Vereidigung (Art. 101 BAZG-VG), die Uniformierung (Art. 
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102 BAZV-VG). Diese Regelungen bringen vor allem für die heutigen Mitarbeitenden des 

Zoll schwierige Veränderungen mit sich. Ihr Berufsbild wandelt sich massiv, ohne dass 

dies so von diesen Mitarbeitenden angestrebt wurde.  

Weitere, nicht explizit genannte Aspekte folgen daraus. So führt die neue Struktur zu ei-

ner Ausdehnung von Nacht- und Wochenendarbeit, es stellen sich Fragen zur korrekten 

Entlöhnung und zu den Pensionierungsregelungen. Die EZV muss entsprechend sensibel 

mit der Problematik umgehen und den betroffenen Mitarbeitenden Hand bieten für Lö-

sungen, die für beide Seiten akzeptabel sind.  

In diesem Kontext muss auch darauf geachtet werden, dass durch die neue Struktur auch 

genügend Arbeitsplätze für Mitarbeitende erhalten bleiben, die nicht an der «Front» ar-

beiten wollen und können. Dabei ist auch der Tatsache Rechnung zu tragen, dass durch 

die in den letzten Jahren vorgenommenen Anpassungen an der VPABP das Rentenalter 

der Angehörigen des Grenzwachtkorps von 58 auf 65 Jahre angehoben wurde. Nicht für 

alle diese Mitarbeitende wird eine Tätigkeit in der angestammten Funktion bis zum neuen 

Pensionsalter möglich sein. Entsprechend muss die Reorganisation genutzt werden, um 

diesen Mitarbeitenden eine gesundheitlich weniger belastende Arbeitsstelle vermitteln zu 

können.  

Für transfair ist klar, dass die geplante Zusammenführung von Zoll und GWK in den Direk-

tionsbereich Operationen mit der damit einhergehenden Zusammenlegung der Berufs-

profile und Arbeitsbedingungen muss ausgeglichen gestaltet werden. Die Ausdehnung der 

Arbeitsbedingungen des heutigen GWK auf den DB Operationen darf zu keiner Nivellie-

rung nach unten führen, transfair fordert deshalb, dass die Lohnklassen der heutigen 

Grenzwächter angehoben werden müssen, Errungenschaften wie das Dienstwohnungs-

wesen und die Pensionierungsregelungen der VPABP müssen erhalten bleiben, respektive 

ohne signifikanten Leistungsabbau transformiert und auf den erweiterten Personalkörper 

des DB Operationen ausgedehnt werden.  

Die hinter der Gesetzesrevision stehende Reorganisation der EZV hin zum BAZG darf nicht 

nur keine Sparübung sein, es braucht zusätzliche finanzielle Mittel, damit die befürchtete 

Nivellierung nach unten verhindert werden kann.  

 

BAZG-VG 

Art. 100 Einsatz von Hilfsmitteln und Waffen:  

Wir begrüssen, dass für das Tragen von Waffen die schweizerische oder liechtensteinische 

Staatsbürgerschaft als Voraussetzung festgehalten wird. Diese Bedingung ist aus unserer 

Sicht zentral für die hoheitsrechtliche und sicherheitsrelevante Tätigkeiten.  
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Es muss aber gleichzeitig sichergestellt sein, dass diejenigen bisherigen Mitarbeitenden, 

die nicht über die entsprechenden Staatsbürgerschaften verfügen, weiterhin eine adä-

quate Arbeit innerhalb des BAZG ausüben können. Es darf aufgrund dieser Anpassung zu 

keinen Entlassungen und signifikanten Verschlechterungen der Anstellungsbedingungen 

kommen.  

 

Art. 102 Nachweis der Berechtigung zur Vornahme von Amtshandlungen: 

Wir haben keine grundsätzlichen Einwände gegen die Formen der Identifikation des Per-

sonals gegenüber Dritten. Es ist insbesondere korrekt, dass keine abschliessende Aufzäh-

lung der Legitimationsnachweise.  

Wir verweisen dabei auf die in Folge einer Petition von transfair uns zugesicherte Mög-

lichkeit, anstelle von Namen auch Nummerncodes (Personalnummer) zur Identifikation zu 

verwenden. Dies dient dem Schutz des Mitarbeitenden selbst wie auch dem Schutz seiner 

Privatsphäre. Wir würden eine explizite Erwähnung dieser Möglichkeit im Erläuternden 

Bericht begrüssen.  

 

Anhang 1 

16. Militärstrafgesetz MStG & 17. Militärstrafprozess MStP 

Wir begrüssen es, dass die Mitarbeitenden des BAZG künftig nicht mehr dem Militärstraf-

gesetz unterstellt sind. Wir erachten es als wichtig, dass für alle Mitarbeitenden dieselbe 

Rechtsgrundlage besteht. 

 

 

Wir danken Ihnen für die wohlwollende Prüfung unserer Anmerkungen und stehen Ihnen 

für Rückfragen gerne zur Verfügung.  

 

Freundliche Grüsse 

transfair – Der Personalverband 

Matthias Humbel 

Leiter Branche öffentliche Verwaltung 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Personalverband transfair 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : transfair 

Adresse : Hopfenweg 21, 3008 Bern 

Kontaktperson : Matthias Humbel  

Telefon : 079 580 14 09 

E-Mail : matthias.humbel@transfair.ch 

Datum : 18.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

transfair transfair beschränkt sich in seiner Rolle als Personalverband und Sozialpartner der EZV in seiner Stellungnahme auf diejenigen 
Aspekte, die personalrelevant sind. Zu den restlichen Punkten nimmt transfair bewusst keine Stellung.  

transfair 
transfair beurteilt die Ausdehnung gewisser heute für das GWK geltenden Regelungen auf das zivile Personal als kritisch. 
Darunter etwa das Tragen von Waffen (Art. 100 BAZG-VG), die Vereidigung (Art. 101 BAZG-VG), die Uniformierung (Art. 102 
BAZV-VG). Diese Regelungen bringen vor allem für die heutigen Mitarbeitenden des Zoll schwierige Veränderungen mit sich. Ihr 
Berufsbild wandelt sich massiv, ohne dass dies so von diesen Mitarbeitenden angestrebt wurde.  
Weitere, nicht explizit genannte Aspekte folgen daraus. So führt die neue Struktur zu ei-ner Ausdehnung von Nacht- und 
Wochenendarbeit, es stellen sich Fragen zur korrekten Entlöhnung und zu den Pensionierungsregelungen. Die EZV muss 
entsprechend sensibel mit der Problematik umgehen und den betroffenen Mitarbeitenden Hand bieten für Lö-sungen, die für 
beide Seiten akzeptabel sind.  
In diesem Kontext muss auch darauf geachtet werden, dass durch die neue Struktur auch genügend Arbeitsplätze für 
Mitarbeitende erhalten bleiben, die nicht an der «Front» ar-beiten wollen und können. Dabei ist auch der Tatsache Rechnung zu 
tragen, dass durch die in den letzten Jahren vorgenommenen Anpassungen an der VPABP das Rentenalter der Angehörigen des 
Grenzwachtkorps von 58 auf 65 Jahre angehoben wurde. Nicht für alle diese Mitarbeitende wird eine Tätigkeit in der 
angestammten Funktion bis zum neuen Pensionsalter möglich sein. Entsprechend muss die Reorganisation genutzt werden, um 
diesen Mitarbeitenden eine gesundheitlich weniger belastende Arbeitsstelle vermitteln zu können.  
Für transfair ist klar, dass die geplante Zusammenführung von Zoll und GWK in den Direk-tionsbereich Operationen mit der damit 
einhergehenden Zusammenlegung der Berufs-profile und Arbeitsbedingungen muss ausgeglichen gestaltet werden. Die 
Ausdehnung der Arbeitsbedingungen des heutigen GWK auf den DB Operationen darf zu keiner Nivellie-rung nach unten führen, 
transfair fordert deshalb, dass die Lohnklassen der heutigen Grenzwächter angehoben werden müssen, Errungenschaften wie 
das Dienstwohnungswe-sen und die Pensionierungsregelungen der VPABP müssen erhalten bleiben, respektive ohne 
signifikanten Leistungsabbau transformiert und auf den erweiterten Personalkörper des DB Operationen ausgedehnt werden.  

Die hinter der Gesetzesrevision stehende Reorganisation der EZV hin zum BAZG darf nicht nur keine Sparübung sein, es braucht 
zusätzliche finanzielle Mittel, damit die befürchtete Nivellierung nach unten verhindert werden kann.  

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

transfair 
100             

Wir begrüssen, dass für das Tragen von Waffen die 
schweizerische oder liechtensteini-sche 
Staatsbürgerschaft als Voraussetzung festgehalten wird. 
Diese Bedingung ist aus unserer Sicht zentral für die 
hoheitsrechtliche und sicherheitsrelevante Tätigkeiten.  

Es muss aber gleichzeitig sichergestellt sein, dass 
diejenigen bisherigen Mitarbeitenden, die nicht über die 
entsprechenden Staatsbürgerschaften verfügen, 
weiterhin eine adäqua-te Arbeit innerhalb des BAZG 
ausüben können. Es darf aufgrund dieser Anpassung zu 
kei-nen Entlassungen und signifikanten 
Verschlechterungen der Anstellungsbedingungen 
kommen.  

      

transfair 
102             

Wir haben keine grundsätzlichen Einwände gegen die 
Formen der Identifikation des Per-sonals gegenüber 
Dritten. Es ist insbesondere korrekt, dass keine 
abschliessende Aufzäh-lung der Legitimationsnachweise.  

Wir verweisen dabei auf die in Folge einer Petition von 
transfair uns zugesicherte Mög-lichkeit, anstelle von 
Namen auch Nummerncodes (Personalnummer) zur 
Identifikation zu verwenden. Dies dient dem Schutz des 
Mitarbeitenden selbst wie auch dem Schutz seiner 
Privatsphäre. Wir würden eine explizite Erwähnung 
dieser Möglichkeit im Erläuternden Bericht begrüssen.  

      

transfair 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

transfair 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

transfair 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

transfair       transfair beschränkt sich in seiner Rolle als Personalverband und Sozialpartner der EZV in seiner Stellungnahme auf 
diejenigen Aspekte, die personalrelevant sind. Zu den restlichen Punkten nimmt transfair bewusst keine Stellung.  

transfair             

transfair             

transfair             

transfair             

transfair             

transfair             

transfair             

transfair             

transfair             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

transfair 
MStG                   Wir begrüssen es, dass die Mitarbeitenden des 

BAZG künftig nicht mehr dem Militärstra-fgesetz 
unterstellt sind. Wir erachten es als wichtig, dass 
für alle Mitarbeitenden dieselbe Rechtsgrundlage 
besteht. 

      

transfair 
MStP                   Wir begrüssen es, dass die Mitarbeitenden des 

BAZG künftig nicht mehr dem Militärstra-fgesetz 
unterstellt sind. Wir erachten es als wichtig, dass 
für alle Mitarbeitenden dieselbe Rechtsgrundlage 
besteht. 

      

transfair 
                                    

transfair 
                                    

transfair 
                                    

transfair 
                                    

transfair 
                                    

transfair 
                                    

transfair 
                                    

transfair 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

transfair 
                        

transfair 
                        

transfair 
                        

transfair 
                        

transfair 
                        

transfair 
                        

transfair 
                        

transfair 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

transfair transfair beschränkt sich in seiner Rolle als Personalverband und Sozialpartner der EZV in seiner Stellungnahme auf 
diejenigen Aspekte, die personalrelevant sind. Zu den restlichen Punkten nimmt transfair bewusst keine Stellung.  

transfair Die geplante Aufhebung der gesetzlichen Grundlage für das Grenzwachtkorps (Art. 91 ZG) ist ein herber Verlust für die 
Angehörigen des Korps und wird von transfair deshalb nicht unterstützt.  

transfair       

transfair       

transfair       

transfair       

transfair       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
                              

transfair 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

transfair 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



museums.ch 
                                                           
 
  

Verband der Museen der Schweiz VMS ◦ ICOM Schweiz - Internationaler Museumsrat  
 
Generalsekretariat ◦ c/o Schweizerisches Landesmuseum ◦ Postfach ◦ CH-8021 Zürich 
Tel. +41 44 218 65 88 ◦ Fax +41 44 218 65 89 ◦ info@museums.ch 
www.museums.ch 

 

 

Herr Bundesrat Ueli Maurer  

Vorsteher des Eidgenössischen Finanzdepartements EFD  

Per E-Mail an: rechtsetzung@ezv.admin.ch 

 

 

 

Zürich, den 21. Dezember 2020 

 

Stellungnahme des Verbands der Museen der Schweiz VMS und des Internationalen 

Museumsbunds ICOM Schweiz im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zum 

Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und 

die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das 

Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) 

sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zoll- abgabengesetz (ZoG) 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 

 

Mit rund 780 institutionellen Mitgliedern vertritt der Verband der Museen der Schweiz VMS 

die Interessen der gesamten Schweizer Museumslandschaft gegenüber den Behörden und 

der Öffentlichkeit. Er fördert die Kontakte unter Museen, setzt Standards und dient als Forum 

für Ideen- und Erfahrungsaustausch.  

ICOM Schweiz ist der Schweizer Verband der Museumsfachleute. 1953 begründet, ist ICOM 

Schweiz eines der grössten nationalen Komitees des Internationalen Museumsrats ICOM. 

ICOM Schweiz setzt die ICOM-Ziele national um und arbeitet eng mit dem Verband der 

Museen der Schweiz VMS zusammen. 

I. Interesse der Musemsverbände an der Vernehmlassung 

 

VMS/AMS sowie ICOM Schweiz danken Ihnen für die Möglichkeit, sich zum o.g. 

Vernehmlassungsentwurf zu äussern. An der aktuellen Vernehmlassung sind unsere 

Verbände sehr interessiert. Denn von der grossen Gesamtzahl von Kunst- und 

Ausstellungsobjekten, die in jedem Jahr in das Zollgebiet der Schweiz verbracht werden oder 

es wieder verlassen, entfällt ein gewichtiger Teil auf die Tätigkeit der Museen.  

Schweizer Museen zählten im Jahr 2019 14,2 Millionen Eintritte.1 63,7% der Museen 

eröffneten im Jahr 2019 mindestens eine Wechselausstellung. Im Jahr 20172 liehen 15,7 % 

                                                
1 Sämtliche nahfolgende Angaben sind der im November 2020 veröffentlichten Schweizer Museumsstatistik 
entnommen, https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kultur-medien-informationsgesellschaft-
sport/kultur/museen.html.  

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kultur-medien-informationsgesellschaft-sport/kultur/museen.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kultur-medien-informationsgesellschaft-sport/kultur/museen.html


 
 

 
ICOM / VMS ◦  21.12.2020                                                                                                                                    2/5 

der Museen Exponate aus dem Ausland aus, die ihnen Leihgeber aus der gesamten Welt 

anvertrauen. Ebenso stellten 17,9 % unserer Museen einer Vielzahl von internationalen 

Leihnehmern Werke für deren Ausstellungen zur Verfügung. 

 

Dabei wurden und werden beachtliche Mengen von Objekten in das und aus dem Zollgebiet 

der Schweiz verbracht. Im Jahr 2017 entliehen Schweizer Museen über 12'600 Exponate 

von Leihgebern im Ausland, durchschnittlich waren dies 11 Objekte pro Museum. 

Andererseits wurden im selben Jahr von Schweizer Museen 14’240 Objekte an Leihnehmer 

im Ausland verliehen. 

Zudem bauen die Schweizer Museen ihre Sammlungen weiter aus und kaufen dafür auch 

Kunst- und Ausstellungsobjekte aus dem Ausland. 

 

Vor dem Hintergrund dieser äusserst vitalen Ausstellungs- und Sammlungstätigkeit unserer 

Museen und dem hohen Vertrauen, das sie bei Partnerinstitutionen und Sammlern im 

Ausland geniessen dürfen, ist es evident, dass unsere Museen an einer effizienten und 

zuverlässigen Zollabwicklung bei der Ein- und Ausfuhr von Kunstwerken und anderen 

Exponaten in das und aus dem Zollgebiet der Schweiz ein vitales Interesse haben.  

Unbedingte Voraussetzung für das Sammeln, Ausstellen und Vermitteln als klassische 

Tätigkeiten unserer Museen ist jedoch, dass die Ausstellungsobjekte von Zollabgaben sowie 

Mehrwertsteuern befreit sind.  

Der geltende Art. 8 Abs. 2 lit. g ZG bestimmt, dass der Bundesrat Kunst- und 

Ausstellungsgegenstände der Museen für zollfrei erklären kann. Diese Vorschrift setzt die 

UNESCO-Vereinbarung über die Einfuhr von Gegenständen erzieherischen, 

wissenschaftlichen oder kulturellen Charakters vom 22. November 1950 (0.631.145.141) um, 

die für die Schweiz am 7. April 1953 in Kraft getreten ist.  

Nach der Präambel dieser UNESCO- Vereinbarung schlossen die vertragschliessenden 

Staaten die Vereinbarung  

in der Erwägung, dass der freie Austausch der Ideen und des Wissens und ganz 

allgemein die möglichst weite Verbreitung aller verschiedenen Ausdrucksformen der 

Zivilisation unerlässliche Voraussetzungen sowohl für den geistigen Fortschritt als auch 

für die internationale Verständigung sind und deshalb zur Erhaltung des Friedens in der 

Welt beitragen; 

in der Erwägung, dass dieser Austausch hauptsächlich durch die Vermittlung von 

Büchern, Veröffentlichungen und Gegenständen erzieherischen, wissenschaftlichen oder 

kulturellen Charakters zustande kommt; 

in der Erwägung, dass in der Gründungsakte der Organisation der Vereinten Nationen für 

Erziehung, Wissenschaft und Kultur die Zusammenarbeit zwischen den Nationen auf allen 

Gebieten geistiger Tätigkeit und insbesondere der Austausch von Veröffentlichungen und 

Gegenständen von künstlerischem oder wissenschaftlichem Interesse und anderem 

nützlichem Informationsmaterial befürwortet wird, dass ferner die Organisation «das 

gegenseitige Sichkennenlernen und Verstehen der Völker durch die Förderung der zur 

                                                                                                                                                   
2 Während die sonstigen Zahlen in der Museumsstatistik 2020 mit Daten von 2019 aktualisiert wurden, 
entstammen die Zahlen zum Leihverkehr einem thematischen Modul «Leihgaben, Dauerleihgaben», das 2018 
erhoben wurde. https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kultur-medien-informationsgesellschaft-
sport/kultur/museen/sammlung-ausstellungen.html. 

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kultur-medien-informationsgesellschaft-sport/kultur/museen/sammlung-ausstellungen.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kultur-medien-informationsgesellschaft-sport/kultur/museen/sammlung-ausstellungen.html


 
 

 
ICOM / VMS ◦  21.12.2020                                                                                                                                    3/5 

Information der Massen bestehenden Organe erleichtert» und dass sie internationale 

Vereinbarungen empfiehlt, «die von Nutzen scheinen für die freie Verbreitung von Ideen 

durch Wort und Bild»; 

in der Erkenntnis, dass eine internationale Vereinbarung zur Förderung des freien 

Austausches von Büchern, Veröffentlichungen und Gegenständen erzieherischen, 

wissenschaftlichen oder kulturellen Charakters ein wirksames Mittel zur Erreichung dieser 

Ziele darstellt (...) 

Unsere Museen setzen die Vision der vertragsschliessenden Parteien durch den regen 

Austausch, die Ausstellung und Vermittlung von Objekten innerhalb der Schweiz, 

insbesondere aber natürlich durch den Leihverkehr mit Leihgebern und den Kauf von 

Objekten aus dem Ausland vorbildlich um. 

Anhang B Nr. 4 dieser Vereinbarung listet für die Zollbefreiung unter anderem auf: 

(...) 

4. Sammlungsgegenstände und Kunstwerke, die für Museen, Galerien und andere von 

den zuständigen Behörden des Importlandes zum zollfreien Empfang dieser Gegenstände 

ermächtigte öffentliche Institute bestimmt sind, unter der Bedingung, dass sie nicht 

verkauft werden dürfen. 

(...) 

Die Formulierung «Sammlungsgegenstände und Kunstwerke» in Anhang B Nr. 4 der 

Vereinbarung wurde ausgesprochen offen gewählt. Der Begriff «Sammlungsgegenstände» 

weist nämlich darauf hin, dass alles, was den Institutionen sammelwürdig erscheint, für die 

Signatarstaaten schliesslich auch zollbefreit sein soll.  

Die sehr allgemein gehaltene Formulierung «Kunst- und Ausstellungsgegenstände» im 

geltenden Art. 8 Abs. 2 lit. g ZG iVm. Art. 20 ZV greift dies auf, ja erweitert die Zoll- und 

MWST-Befreiung ganz zu Recht in Richtung aller Gegenstände, die geeignet sind, von 

einem öffentlich zugänglichen Museum ausgestellt zu werden. Die oben ausgeführten Ziele 

der erwähnten UNESCO-Vereinbarung sollen nach dem Willen des Gesetzgebers also breite 

Umsetzung erfahren. Daher hat der Gesetzgeber auch ausdrücklich darauf verzichtet, den 

Begriff «Kunst- und Ausstellungsgegenstände» in Richtung des «Kunstwerks» im 

steuerrechtlichen Sinn, wie er etwa für die Einfuhr von Kunstwerken durch Kunstmaler und 

Bildhauer in Art. 53 Abs. 1 lit c. MWSTG zu beachten ist, zu qualifizieren bzw. einzuengen. 

«Kunstgegenstände» sind daher zoll- wie steuerrechtlich nicht mit «Kunstwerken» 

gleichzusetzen. 

Die Voraussetzungen für die Zollbefreiung von Kunst- und Ausstellungsgegenständen 

werden in dem derzeit geltenden Art. 20 der Zollverordnung (ZV) näher präzisiert – dies 

allerdings nur hinsichtlich der in Frage kommenden Institutionen bzw. Orte, für die zollfrei 

eingeführt werden darf. Nicht näher bestimmt wird in der ZV, welche Objekte von der 

Zollfreiheit umfasst werden. Auch hier wird auf eine Engerführung des Begriffs der Kunst- 

und Ausstellungsgegenstände also bewusst verzichtet. 

Im Weiteren knüpft der geltende Art. 53 Abs. 1 lit. d des Bundesgesetzes über die 

Mehrwertsteuer vom 12. Juni 2009 (Mehrwertsteuergesetz, MWSTG, SR 641.20) an die 

Zollbefreiung ohne Weiteres auch die Befreiung von der Mehrwertsteuer (bzw. 

Einfuhrsteuer). Dabei verweist die Vorschrift lediglich auf Art. 8 Abs. 2 lit. g ZG, ohne «Kunst- 
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und Ausstellungsgegenstände» auch nur zu erwähnen. Die Verordnung zum MWSTG 

schweigt sich konsequenterweise darüber ebenfalls aus. Steuerrechtlich wird der Begriff der 

Kunst- und Ausstellungsgegenstände also ebenfalls nicht enger geführt. 

Selbst das von der EZV herausgegebene Merkblatt «Einfuhrsteuern auf Kunstwerken»3 

macht dazu nur wenige Angaben.  

Allerdings mussten wir feststellen, dass Zollbehörden in der jüngsten Vergangenheit dazu 

neigten, den Bereich der «Kunst- und Ausstellungsgegenstände» zoll- und insbesondere 

mehrwertsteuerrechtlich unzulässigerweise im Sinne des steuerrechtlichen «Kunstwerks» 

einzuengen. Der steuerrechtliche Begriff des «Kunstwerks», wie ihn die EZV z.B. in dem 

bereits erwähnten Merkblatt «Einfuhrsteuern auf Kunstwerken» vertritt, beruht unseres 

Erachtens auf einem ausgesprochen konservativen, um nicht zu sagen überkommenen 

Kunstbegriff und erfasst nur künstlerische Erzeugnisse von Kunstmalern und Bildhauern. 

Neue Technologien und Medien sind damit grundsätzlich ausgeschlossen. Dies ist aus 

unserer Sicht äusserst bedauerlich und angesichts der Bedeutung der neueren Technologien 

und Medien für das aktuelle Kunstschaffen kaum nachvollziehbar. 

Eine unzulässige Verengung der «Kunst- und Ausstellungsgegenstände» in Richtung des 

steuerrechtlichen «Kunstwerk»-Begriffs wirkt sich besonders dann fatal aus, wenn die 

Museen Werke, die neue Technologien oder neue Medien nutzen, ausleihen und 

insbesondere erwerben möchten. Eine daraus resultierende Verzollung und Besteuerung 

kann nicht im Sinne der UNESCO-Vereinbarung sein und behindert, ja verunmöglicht das 

Sammeln, Erforschen, Ausstellen und Vermitteln neuer Inhalte.  

II. Stellungnahme der Museumsverbände zur geplanten Revision 

1. Zur allgemeine Stossrichtung der Revision 

Die Verbände VMS/AMS und ICOM Schweiz begrüssen es sehr, dass die Zielrichtung der 

laufenden Revision des Schweizer Zollrechts dessen Vereinheitlichung und Vereinfachung 

zum Ziel hat. Laut dem Erläuternden Bericht sollen Kundinnen und Kunden der EZV, die sich 

korrekt verhalten, ihre Formalitäten zeit- und ortsunabhängig digital abwickeln können, 

während sich die EZV verstärkt um problematische Einzelfälle kümmern möchte. 

2. Zoll- und Mehrwertsteuerbefreiung 

Grundsätzlich erfreut haben wir zur Kenntnis genommen, dass der geltende Art. 8 Abs. 2 lit. 

g ZG, wonach der Bundesrat Kunst- und Ausstellungsgegenstände der Museen für zollfrei 

erklären kann, wortgleich in den Art. 5 lit. g des geplanten Zollabgabengesetzes (ZoG) 

überführt werden soll.  

Wir möchten aber dringend empfehlen, dass Kunst- und Ausstellungsgegenstände aus 

der Kann-Vorschrift des Art. 5 lit. g E-ZoG («Der Bundesrat kann zollfrei erklären...») in die 

Liste der unbedingten Zollfreiheit des Art. 4 Abs. 1 E-ZoG («Zollfrei sind...») übernommen 

                                                
3 Download über https://www.ezv.admin.ch/ezv/de/home/information-firmen/befreiungen--
verguenstigungen--zollpraeferenzen-und-ausfuhrbeitr/einfuhr-in-die-schweiz/zollfreier-warenverkehr--
zollbefreiungen-/kunst--und-ausstellungsgegenstaende.html, Ausgabe 2018, zu den Kunst- und 
Ausstellungsgegenständen für Museen auf S. 12 

https://www.ezv.admin.ch/ezv/de/home/information-firmen/befreiungen--verguenstigungen--zollpraeferenzen-und-ausfuhrbeitr/einfuhr-in-die-schweiz/zollfreier-warenverkehr--zollbefreiungen-/kunst--und-ausstellungsgegenstaende.html
https://www.ezv.admin.ch/ezv/de/home/information-firmen/befreiungen--verguenstigungen--zollpraeferenzen-und-ausfuhrbeitr/einfuhr-in-die-schweiz/zollfreier-warenverkehr--zollbefreiungen-/kunst--und-ausstellungsgegenstaende.html
https://www.ezv.admin.ch/ezv/de/home/information-firmen/befreiungen--verguenstigungen--zollpraeferenzen-und-ausfuhrbeitr/einfuhr-in-die-schweiz/zollfreier-warenverkehr--zollbefreiungen-/kunst--und-ausstellungsgegenstaende.html
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werden, damit die Zollfreiheit der Kunst- und Ausstellungsgegenstände der Museen nicht der 

Disposition des Bundesverwaltung überlassen ist. 

Der geltende Art. 53 Abs. 1 lit. MWSTG, der an die Zollbefreiung ohne Weiteres auch die 

Befreiung von der Mehrwertsteuer anknüpft, soll laut Erläuterndem Bericht an die neuen 

Bestimmungen des BAZG-VG bzw. des ZoG mit der entsprechenden neuen Terminologie 

angepasst werden,4 und auch diesbezüglich würden wir unbedingt die entsprechende 

Anpassung an die Liste der jedenfalls zollbefreiten Waren empfehlen. 

Wir gehen also davon aus, dass auf zollbefreite «Kunst- und Ausstellungsgegenstände» 

erfreulicherweise auch künftig keine Mehrwertsteuern zu entrichten sind, und möchten 

dringend darum bitten, dies im Gesetzgebungsprozess umfassend zu berücksichtigen und 

unbedingt daran festzuhalten. Nur so ist unseren Museen eine Tätigkeit, die den 

Erfordernissen unserer komplexen und technisierten Gegenwart entspricht, zum Wohl der 

Schweizer Gesellschaft möglich. 

 

Bei der Neufassung des Zollrechts sowie der entsprechenden Handreichungen und 

Merkblätter sollte daher die breiteste Auslegung des Begriffs Kunst- und 

Ausstellungsgegenstände nach unserem Dafürhalten unbedingt umgesetzt und klar 

formuliert werden. Ausserdem ist aus unserer Sicht absolut erforderlich, dass dabei 

zeitgenössischen und möglichen zukünftigen Kunstformen Raum gegeben wird.  

 

Unsere Verbände sind sehr daran interessiert mit der Eidgenössischen Zollverwaltung in 

einen konstruktiven Dialog für die Formulierung der Verordnung für das geplante 

Zollabgabengesetz und entsprechender Merkblätter für die Praxisumsetzung für den die 

Museen betreffenden Bereich zu treten. Eine solche Zusammenarbeit verhindert 

Unklarheiten in der Praxis und in der Folge die unnötige Bindung von Ressourcen in 

entsprechenden Zollverfahren auf Seiten der Zollbehörden wie der Museen gleichermassen 

und stellt eine zeitgemässe Tätigkeit unserer Museen sicher. 

Unsere Verbände VMS/AMS und ICOM rufen den Bundesrat daher dazu auf, sich für 

eine umfassende und unbedingte Zoll- und Steuerbefreiung der «Kunst- und 

Ausstellungsgegenstände» für unsere Museen stark zu machen, damit sich die 

Schweizer Museen im Sinne der UNESCO-Vereinbarung für einen freien Austausch 

von Wissen und Objekten einsetzen können. 

Für Rückfragen steht Ihnen unsere Rechtsberaterin Sandra Sykora, Rechtsanwältin (D), 

M.A., (Mobil: 079 820 7160, sandra_sykora@bluewin.ch) gerne zur Verfügung  

Mit freundlichen Grüssen 

Verband der Museen der Schweiz     ICOM Schweiz 

 

 

Isabelle Raboud-Schüle     Dr. Tobia Bezzola 

Präsidentin VMS      Präsident ICOM Schweiz 

 

                                                
4 Erläuternder Bericht zum aktuellen Gesetzesvorhaben, 
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/62861.pdf, S. 135. 

https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/62861.pdf
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Vernehmlassung: 

- Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des 

grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt 

für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) 

sowie 

- Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 

 

Sehr geehrter Bundesrat Maurer 

Sehr geehrte Damen und Herren  

Der Verband der Schweizerischen Lack- und Farbenindustrie wurde eingeladen, eine 

Stellungnahme zum Entwurf für ein neues Gesetz über den allgemeinen Teil der 

Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und 

Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-

Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie der Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum 

neuen Zollabgabengesetz (ZoG) zu formulieren. Gerne nehmen wir diese Gelegenheit 

wahr und bedanken uns für die Möglichkeit unsere Anliegen einzubringen. 

Dem Verband der Schweizerischen Lack- und Farbenindustrie sind über 90% der in der 

Beschichtungsbranche tätigen Firmen der Schweiz angegliedert. Nebst multinationalen 

Firmen sind auch besonders viele kleinere und mittlere Produzenten und Zulieferanten im 

Verband vertreten. Die vom Verband vertretenen rund 90 Mitglieder erzielen einen 

Umsatz von gegen drei Milliarden Schweizer Franken jährlich und beschäftigen rund 3000 

Mitarbeiter.  

Der VSLF spricht sich klar für eine Standardisierung des Vollzugs, der grösstmöglichen 

Digitalisierung der Prozesse und Automatisierung der Abwicklung des legalen Verkehrs, 

der risikobasierten Gewichtung der Kontrolle (Art. 106) sowie der Konzentration auf die 

gezielte Kontrolltätigkeit zur Steigerung der Effizienz und Effektivität des Vollzugs 

nichtabgaberechtlicher Vollzugaufgaben aus. Diese Massnahmen ermöglichen einen 

reibungslosen grenzüberschreitenden Warenverkehr.  

Uns ist es bewusst, dass auf Gesetzesstufe Grundsätzliches geregelt werden soll, die 

operationelle Umsetzung der Grundsätze jedoch erst auf Verordnungsstufe und den 

Richtlinien geregelt werden kann. Dies erschwert die Beurteilung der Gesetzesvorlage 

erheblich. Dementsprechend erachten wir es als unabdingbar, dass die Wirtschaft auch 

im 2. Schritt, der Anpassung und Erarbeitung der entsprechenden Verordnungen, durch 

Konsultationen einbezogen werden muss. Zudem muss sichergestellt werden, dass die 

Wirtschaft vollumfänglichen Zugang zu den für sie relevanten internen Richtlinien (inkl. 

der alten Richtlinien) erhält und unnötige Stolpersteine in den Verfahren entfernt. 



 

Zudem erachten wir es als notwendig, Fremdwährungen in Deklarationen zuzulassen, 

AEO-Vereinfachungen effektiv zu definieren, eine Verlängerung der 

Korrekturmöglichkeiten von anstelle 60 Tagen auf 3 Jahre umzusetzen (u.a. wegen der 

VOC-Bilanz und anderen NZE-Abgaben) sowie weitere Vereinfachungen umzusetzen, bei 

den Zollaussetzungen Verfahrensvereinfachungen sowie im Ursprungsbereich 

Langzeitlieferantenerklärungen zu ermöglichen. 

Aus unserer Sicht sollte die Totalrevision des Zollgesetzes die Chance bieten, nicht nur 

für das BAZG, sondern auch für die Unternehmen zu signifikanten Vereinfachungen zu 

führen, was nicht in jedem Fall gelungen ist. Beispiele sind u.a. die neuen Rollen, die aus 

unserer Sicht unklar formuliert sind und deren Verantwortlichkeiten nicht konsistent 

geregelt sind oder die Forderung, im Rahmen der Warenanmeldung alle notwendigen 

Begleitdokumente zu übermitteln (Art. 9). 

Aus unserer Sicht sollte zudem darauf verzichtet werden, eine neue Terminologie ohne 

Mehrwert einzuführen. Unsere Mitgliedunternehmen sind weltweit tätig und erachten 

neue Begriffe im Kontext "Zoll" gerade in der Kommunikation als problematisch (Bsp: 

Warenbestimmung anstelle von Zollverfahren). Der Terminus Zollverfahren soll gemäss 

der Terminologie der WZO beibehalten werden. 

Die Terminologie «nichtabgaberechtliche Vollzugsaufgaben» (NAV) ist aus unserer Sicht 

widersprüchlich, da viele der NAV sehr wohl abgaberechtlich sind z.B. LSVA, VOC, 

Alkoholsteuer, Biersteuer etc. Wir beantragen deshalb, den ursprünglichen Begriff 

"nichtzollrechtliche Erlasse" beizubehalten. 

Der Einbezug der Wirtschaft bei zukünftigen Projekten des BAZG wird seitens VSLF 

ausdrücklich begrüsst (Art.127). Der Austausch zwischen Wirtschaft und Zoll hat bis 

anhin sehr gut funktioniert und wir würden es begrüssen, wenn der Zoll weiterhin die 

Logik einer beratenden Behörde behalten würde und nicht zu einer Interventionsbehörde 

wird, wie dies in einigen unserer Nachbarsländern zu beobachten ist, denn das ist genau 

die Stärke der Schweiz. Des Weiteren schliessen wir als Verband uns den Äusserungen 

von scienceindustries und Avenergy Suisse an.  

 

Mit freundlichen Grüssen 

Verband der Schweizerischen 

Lack- und Farbenindustrie 

 

 

                                          

Matthias Baumberger     Blerta Salihi 

Direktor       Regulatorisches  
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Vernehmlassung: 

- Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des 

grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll 

und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie 

- Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 

 

Sehr geehrter Bundesrat Maurer 

Sehr geehrte Damen und Herren  

Der Verband der Schweizerischen Schmierstoffindustrie (VSS) wurde eingeladen, eine 

Stellungnahme zum Entwurf für ein neues Gesetz über den allgemeinen Teil der 

Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs 

durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) 

sowie der Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) zu 

formulieren. Gerne nehmen wir diese Gelegenheit wahr und bedanken uns für die Möglichkeit 

unsere Anliegen einzubringen. 

Der VSS spricht sich klar für eine Standardisierung des Vollzugs, der grösstmöglichen 

Digitalisierung der Prozesse und Automatisierung der Abwicklung des legalen Verkehrs, der 

risikobasierten Gewichtung der Kontrolle (Art. 106) sowie der Konzentration auf die gezielte 

Kontrolltätigkeit zur Steigerung der Effizienz und Effektivität des Vollzugs 

nichtabgaberechtlicher Vollzugaufgaben aus. Diese Massnahmen ermöglichen einen 

reibungslosen grenzüberschreitenden Warenverkehr.  

Uns ist es bewusst, dass auf Gesetzesstufe Grundsätzliches geregelt werden soll, die 

operationelle Umsetzung der Grundsätze jedoch erst auf Verordnungsstufe und den Richtlinien 

geregelt werden kann. Dies erschwert die Beurteilung der Gesetzesvorlage erheblich. 

Dementsprechend erachten wir es als unabdingbar, dass die Wirtschaft auch im 2. Schritt, der 

Anpassung und Erarbeitung der entsprechenden Verordnungen, durch Konsultationen 

einbezogen werden muss. Zudem muss sichergestellt werden, dass die Wirtschaft 

vollumfänglichen Zugang zu den für sie relevanten internen Richtlinien (inkl. der alten 

Richtlinien) erhält und unnötige Stolpersteine in den Verfahren entfernt. 

Zudem erachten wir es als notwendig, Fremdwährungen in Deklarationen zuzulassen, AEO-

Vereinfachungen effektiv zu definieren, eine Verlängerung der Korrekturmöglichkeiten von 

anstelle 60 Tagen auf 3 Jahre umzusetzen (u.a. wegen der VOC-Bilanz und anderen NZE-

Abgaben) sowie weitere Vereinfachungen umzusetzen, bei den Zollaussetzungen 

Verfahrensvereinfachungen sowie im Ursprungsbereich Langzeitlieferantenerklärungen zu 

ermöglichen. 
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Aus unserer Sicht sollte die Totalrevision des Zollgesetzes die Chance bieten, nicht nur für das 

BAZG, sondern auch für die Unternehmen zu signifikanten Vereinfachungen zu führen, was 

nicht in jedem Fall gelungen ist. Beispiele sind u.a. die neuen Rollen, die aus unserer Sicht 

unklar formuliert sind und deren Verantwortlichkeiten nicht konsistent geregelt sind oder die 

Forderung, im Rahmen der Warenanmeldung alle notwendigen Begleitdokumente zu 

übermitteln (Art. 9). 

Aus unserer Sicht sollte zudem darauf verzichtet werden, eine neue Terminologie ohne 

Mehrwert einzuführen. Unsere Mitgliedunternehmen sind weltweit tätig und erachten neue 

Begriffe im Kontext "Zoll" gerade in der Kommunikation als problematisch (Bsp: 

Warenbestimmung anstelle von Zollverfahren). Der Terminus Zollverfahren soll gemäss der 

Terminologie der WZO beibehalten werden. 

Die Terminologie «nichtabgaberechtliche Vollzugsaufgaben» (NAV) ist aus unserer Sicht 

widersprüchlich, da viele der NAV sehr wohl abgaberechtlich sind z.B. LSVA, VOC, 

Alkoholsteuer, Biersteuer etc. Wir beantragen deshalb, den ursprünglichen Begriff 

"nichtzollrechtliche Erlasse" beizubehalten. 

Der Einbezug der Wirtschaft bei zukünftigen Projekten des BAZG wird seitens VSS ausdrücklich 

begrüsst (Art.127). Der Austausch zwischen Wirtschaft und Zoll hat bis anhin sehr gut 

funktioniert und wir würden es begrüssen, wenn der Zoll weiterhin die Logik einer beratenden 

Behörde behalten würde und nicht zu einer Interventionsbehörde wird, wie dies in einigen 

unserer Nachbarsländern zu beobachten ist, denn das ist genau die Stärke der Schweiz. Des 

Weiteren schliessen wir als Verband uns den Äusserungen von scienceindustries und Avenergy 

Suisse an. 

 

 

 

Freundliche Grüsse 

Verband der Schweizerischen 

Schmierstoffindustrie 

 

 

 

 

Matthias Baumberger     Blerta Salihi 

Direktor      Regulatives  
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Herr Bundesrat Ueli Maurer 
Eidgenössisches Finanzdepartement 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
 
Eingabe per E-Mail: rechtsetzung@ezv.admin.ch 
 
 
 
Wohlen, 31. Dezember 2020 
 
 

Vernehmlassungsantwort: Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil 
der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreiten-
den Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll 
und Grenzsicherheit sowie zur Totalrevision des Zollgesetzes zum 
neuen Zollabgabengesetz 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
 
Wir danken Ihnen herzlich für die Möglichkeit, zu o.g. Anhörung Stellung nehmen zu dürfen. 
 
Der VFAS setzt sich für die Interessen des unabhängigen und freien Autohandels in der 
Schweiz ein und wehrt sich gegen sämtliche Einschränkungen und Behinderungen im freien 
Autohandel. Der VFAS vertritt KMUs im Schweizer Autohandel, die sowohl mit Occasions- 
als auch mit Neufahrzeugen handeln und damit vom Geltungsbereich des Zollgesetzes be-
troffen sind. 
 
Im Interesse der Schweizer KMU im freien Autohandel setzt sich der VFAS für optimale wirt-
schaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie für ein unternehmensfreundliches Um-
feld ein. 
 

Im Grundsatz begrüsst der VFAS die im Gesetzesentwurf enthaltene Vereinfachung, 
Modernisierung und Digitalisierung der Zollprozesse. 

Eine umfassende Gesamtbeurteilung der Totalrevision des Zollgesetzes ist aufgrund 
der noch nicht ausgearbeiteten Verordnungen nicht abschliessend möglich. Daher ist 
ein verbindlicher und aktiver Miteinbezug der Wirtschaft bei der Erarbeitung der Ver-
ordnungen unabdingbar. 

Zudem sind bei verschiedenen vorgeschlagenen Bestimmungen in der jetzigen Form 
wichtige Präzisierungen und Nachbesserungen im Gesetz notwendig. Den Entwurf in 
der vorliegenden Fassung beurteilt der VFAS daher kritisch. 

  

http://www.vfas.ch/
mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Im Grundsatz begrüsst der VFAS die in den Gesetzesentwürfen des BAZG-VG und des ZoG 
enthaltenden Vereinfachung und Vereinheitlichung des gegenwärtigen Rechts, auch im Zu-
sammenhang mit den anstehenden Anpassungen bezüglich des Digitalisierungs- und Trans-
formationsprogrammes (DaziT). Der VFAS spricht sich für eine Standardisierung und 
grösstmöglichen Digitalisierung der Prozesse sowie Automatisierung der Abwicklung des 
legalen Verkehrs aus. So sehen wir eine Möglichkeit in der erweiterten Akzeptanz von 
Ursprungsbelegen (v.a. im Automobilsektor); insbesondere von Certificates of Con-
formity (CoC) bzw. von electronic Certificates of Conformity (e-CoC) als Nachweis, der 
den Ursprung im EWR belegt (vgl. Art 9 Gesetzes-Entwurf). 
 
Mit der Gesetzesrevision geht aber auch eine Verschiebung einer grossen Anzahl an Best-
immungen auf die Verordnungsstufe einher. Uns ist durchaus bewusst, dass auf Gesetzes-
stufe Grundsätzliches geregelt werden soll und bestimmte operationelle Umsetzungen der 
Grundsätze erst auf Verordnungsstufe geregelt werden. Da die entsprechenden Verordnun-
gen jedoch noch nicht ausgearbeitet wurden, verbleiben offene Fragen z.B. über die De-
tailausgestaltung von Zollverfahren. Die Unkenntnis der zu revidierenden Verordnungsinhalte 
erschwert eine Gesamtbeurteilung der Gesetzesrevision. 
 
Da viele Bestimmungen des gegenwärtigen Zollrechts neu auf Verordnungsstufe geregelt 
werden sollen, wünschen wir einen starken und frühzeitigen Einbezug der Wirtschaft bei der 
Erarbeitung der Verordnungen. Mögliche Optionen der Mitsprache wären aus unserer Sicht 
eine Vernehmlassung zu den entsprechenden Verordnungen oder die Schaffung einen Kon-
sultativgremium (analog zum MWST-Konsultativgremium). 
 
Bei der Durchsicht der beiden Vorlagen sowie des erläuternden Berichtes ist uns aufgefallen, 
dass die Sachlage z.T. erst nach Konsultation des erläuternden Berichtes klar wurde. Auf-
grund der Tatsache, dass die Wirtschaftsbeteiligten in erster Linie die gesetzlichen Grundla-
gen zur Hand nehmen, verorten wir hier Optimierungspotential. Da der erläuternde Bericht 
keinerlei Rechtsverbindlichkeit hat, erachten wir es als essenziell, dass der Gesetzestext 
klarer formuliert wird. Sie finden die entsprechenden Bemerkungen im beigelegten Antwort-
formular. Aus unserer Sicht sollte zudem beachtet werden, dass die Einführung neuer Ter-
minologie mit entsprechender Vorsicht angegangen werden sollte. Um für die Unternehmen 
zu signifikanten Vereinfachungen führen, sollten neue Rollen klar formuliert und deren Ver-
antwortlichkeiten konsistent geregelt sein, auch in Bezug auf andere nationale und internati-
onale Nomenklaturen. 
 
Die Regelungen zur Erhebung und Verarbeitung von Daten erlauben der Verwaltung umfas-
sende Befugnisse. Dies ist kritisch zu hinterfragen. In diesem Zusammenhang ist auch das 
Erfordernis der Notwendigkeit und der Zweckgebundenheit, sowie die Sicherstellung des 
Datenschutzes generell besonders relevant. 
 
Ausserdem ist eine strikte Abstimmung der Zollgesetzrevision mit anderen Gesetzen, die im 
Zusammenhang mit den Gesetzesentwürfen zum BAZG-VG oder zum ZoG stehen, insbe-
sondere des Mehrwertsteuergesetzes, notwendig. 
 
Unserer Ansicht nach erfordern gewisse vorgeschlagene Bestimmungen wichtige Präzisie-
rungen und Nachbesserungen im Gesetz bzw. in der Botschaft. Sie finden die entsprechen-
den detaillierten Vorschläge und Bemerkungen im beigelegten Antwortformular. 
 

http://www.vfas.ch/
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Basierend auf dieser Einordnung erachtet der VFAS eine fundierte Analyse der Gesetzes-
entwürfe als zentral für den weiteren Prozess. 
 

Wir danken für die Möglichkeit einer Stellungnahme und stehen für Rückfragen oder Ergän-
zungen gerne zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
VFAS – Verband freier Autohandel Schweiz 
 
 
 
 
 
 
 
Stephan Jäggi, Geschäftsleiter 

http://www.vfas.ch/


 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Verband freier Autohandel Schweiz 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : VFAS 

Adresse : Bremgarterstrasse 75 

Kontaktperson : Stephan Jäggi 

Telefon : +41 56 619 71 32 

E-Mail : info@vfas.ch 

Datum : 30.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

VFAS Im Grundsatz begrüsst der VFAS die in den Gesetzesentwürfen des BAZG-VG und des ZoG enthaltenden Vereinfachung und 
Vereinheitlichung des gegenwärtigen Rechts, auch im Zusammenhang mit den anstehenden Anpassungen bezüglich des 
Digitalisierungs- und Transformationsprogrammes (DaziT). 

VFAS Standardisierung und grösstmögliche Digitalisierung der Prozesse sowie Automatisierung der Abwicklung des legalen Verkehrs 
ermöglichen einen reibungslosen grenzüberschreitenden Warenverkehr. 

VFAS Mit der Gesetzesrevision geht aber auch eine Verschiebung einer grossen Anzahl an Bestimmungen auf die Verordnungsstufe 
einher. Da die entsprechenden Verordnungen jedoch noch nicht ausgearbeitet wurden, verbleiben offene Fragen z.B. über die 
Detailausgestaltung von Zollverfahren. Die Unkenntnis der zu revidierenden Verordnungsinhalte erschwert eine Gesamtbeurteilung 
der Gesetzesrevision. 

VFAS Da viele Bestimmungen des gegenwärtigen Zollrechts neu auf Verordnungsstufe geregelt werden sollen, erachten wir einen starken 
und frühzeitigen Einbezug der Wirtschaft bei der Erarbeitung der Verordnung als essentiell. Mögliche Optionen der Mitsprache 
wären aus unserer Sicht eine Vernehmlassung zu den entsprechenden Verordnungen oder die Schaffung einen 
Konsultativgremium (analog zum MWST-Konsultativgremium). 

VFAS Die Einführung einer neuen Terminologie sollte mit entsprechender Vorsicht angegangen werden. Um für die Unternehmen zu 
signifikanten Vereinfachungen führen, sollten neue Rollen klar formuliert und deren Verantwortlichkeiten konsistent geregelt sein, 
auch im Bezug auf andere nationale und internationale Nomenklaturen. 

VFAS Die Regelungen zur Erhebung und Verarbeitung von Daten erlauben der Verwaltung umfassende Befugnisse. Dies ist kristisch zu 
hinterfragen. In diesem Zusammenhang ist auch die Erfordernis der Notwendigkeit und der Zweckgebundenheit, sowie die 
Sicherstellung des Datenschutzes generell besonders relevant. 

VFAS Ausserdem ist eine strikte Abstimmung der Zollgesetzrevision mit anderen Gesetzen, die im Zusammenhang mit den 
Gesetzesentwürfen zum BAZG-VG oder zum ZoG stehen, inbesondere des Mehrwertsteuergesetzes, notwendig. 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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VFAS Der Schutz des Geistigen Eigentums und vertraulicher Geschäftsinformationen ist zu garantieren. Dementsprechend erwarten wir, 
dass die Zollverwaltung/das BAZG auch in Zukunft sicherstellt, dass dieser Schutz nicht durch die internationale Amtshilfe 
unterminiert wird und für alle Arten von Daten gewährleistet ist (z.B. Cyberrisiken). 

VFAS Die neuen Vereinfachungen im Zuge der Gesetzesrevision werden begrüsst, allerdings sollten diese nicht nur AEO-zertifizierten 
Unternehmen zugänglich gemacht werden. Aufgrund der hohen Anforderungen zur Erlangung des AEO-Status wären KMU dadurch 
benachteiligt. 

VFAS       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

VFAS 
7             

Aus unserer Sicht sollte beachtet werden, dass die 
Einführung neuer Terminologie mit entsprechender 
Vorsicht angegangen werden muss.Diese Terminologie ist 
im Gesetzesentwurf zu allgemein gehalten. 

Die Begriffe müssen entsprechend präzisiert werden, auch 
im Hinblick auf die im interantionalen Rahmen 
angewendete Nomenklatur. 

      

VFAS 
9             Die Sendungsdokumentation soll in Zukunft mit der 

Importzollanmeldung übermittelt werden, wobei der 
Bundesrat die zu übermittelnden Dokumente festlegen 
wird. Unseres Erachtens sollen Dokumente nur dann 
übermittelt werden, wenn tatsächlich eine Kontrolle durch 
die Zollbehörden stattfindet und nicht in jedem Fall. Dies 
würde den Arbeitsaufwand für die involvierten Parteien 
senken.  

      

VFAS 
9 1       Art. 9 Abs. 1 verlangt die Übermittlung aller notwendigen 

Begleitdokumente zum Zeitpunkt der Warenameldung. 
Zum Zeitpunkt der Warenanmeldung sind indessen nicht 
immer sämtliche Unterlagen (wie z.B. 
Ursprungsnachweise) vorhanden,dies sollte im 
Gesetzesentwurf berücksichtig werden.  

 

Zudem sollte die erweiterte Akzeptanz von Ursprungsbe-
legen (v.a. im Automobilsektor); insbesondere von Certifi-
cates of Conformity (CoC) bzw. von electronic Certificates 
of Conformity (e-CoC) als Nachweis, der den Ursprung im 

      



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-

Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 

 

 

6/27 

 
 

EWR belegt, berücksichtigt werden (vgl. Art 9 Gesetzes-
Entwurf). 

VFAS 
9 3       Diese Regelung wird begrüsst.       

VFAS 
12             

n Zukunft soll die Zollanmeldung mit der Fahrzeug-
Immatrikulation verknüpft werden. Im Export wird oft die 
Ausfuhrzollanmeldung durch die exportierende 
Unternehmung erstellt, wobei zu diesem Zeitpunkt die 
Abholung durch den Spediteur in den meisten Fällen noch 
nicht organisiert wurde. 

Zudem kann im Verlauf des grenzüberschreitenden 
Transports ein Fahrzeugwechsel bzw. ein Umladen 
erfolgen. Daher muss diese Anforderung praxistauglich 
und flexibel gestaltet werden, ansonsten würde dies 
massiv in die logistischen Abläufe der Unternehmen 
eingreifen und zu einer höheren Komplexität in der 
Exportabwicklung führen.  

      

VFAS 
14             Zollanmeldungen werden verbindlich, sobald diese 

aktiviert werden. Die Aktivierung kann anlässlich des 
Grenzübertritts oder im Inland erfolgen. Es ist eine 
Möglichkeit vorgesehen die Aktivierung periodisch 
vorzunehmen. Aus der Vernehmlassung kann jedoch nicht 
entnommen werden, wo genau und ob die Aktivierung in 
Zukunft auch direkt bei Ankunft beim Empfänger 
vorgenommen werden kann. Zum Beispiel bei einer 
Anlieferung im Transitverfahren zu einer Fabrik, ohne 
dass ein Zwischenstopp bei einem zugelassenen 
Empfänger notwendig ist. Die Details zur Aktivierung 
sowie die im erläuternden Bericht erwähnten 
Sonderkonstellationen sollten im Gesetz eindeutig 
reflektiert werden, um die Rechtssicherheit zu 
gewährleisten. 
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VFAS 
28 2       Zahlungsfrist direkt im Gesetz verankern.       

VFAS 
30 5       

Verjährung: Zusätzliche Informationen, in welchen Fällen 
die maximale Verjährungsfrist von 15 Jahren zur 
Anwendung kommt, wären hilfreich. 

In verschiedenen anderen Bereichen ist eine Verjährung 
in jedem Fall bereits nach 10 Jahren üblich (z.B. 
MWSTG). 

      

VFAS 
44             Die Harmonisierung von Zolllager und Zollfreilager scheint 

die für gewisse Branchen sehr relevanten Aspekte von 
Zollfreilagern nicht genügend zu berücksichtigen. 
Entsprechende Sonderregelungen könnten im 
Gesetzestext angefügt werden. 

      

VFAS 
46             Es wäre zu begrüssen, dass die Zollbehörde Ihre internen 

Richtlinien vollumfänglich veröffentlicht und unnötige 
Stolpersteine in den Verfahren entfernt. Des Weiteren 
dürfen Erträge aus Kostenüberwälzungen und 
Aberkennungen von «Zollprivilegien» nicht als 
Leistungsziele der Zollbehörden geführt werden. 

      

VFAS 
46 1-2       Gemäss Art. 46 kann das BAZG gegen Inhaberinnen und 

Inhaber einer von ihm erteilten Bewilligung und gegen 
Datenverantwortliche administrative Massnahmen 
ergreifen. In vielen Fällen, in denen Personen die 
Anforderungen nicht einhalten, geschieht dies nicht 
vorsätzlich, sondern aus Unwissen. Diesem Grundsatz der 
Verhältnismässigkeit ist unserer Ansicht nach Rechnung 
zu tragen.  

      

VFAS 
49             Die Regelung der verfahrensrechtliche Modalitäten bei 

Systemausfällen sollte möglichst geringe Auswirkungen 
auf die Wirtschaftsbeteiligten haben.  
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VFAS 
53 2       

Fristwahrung im elektronischen Verfahren: 

Bei Nichterreichbarkeit des Informationssystem 
verpflichtet Art. 53 Abs. 2 das Unternehmen täglich zu 
prüfen, ob das System erneut funktioniert. Ansonsten 
kann es sein, dass die Fristverlängerung um einen Tag bei 
Nichterreichbarkeit des Systems verstreicht. Gerade im 
kaufmännischen Bereich arbeiten viele Personen Teilzeit. 
Dies wäre mit einer entsprechenden Fristverlängerung zu 
berücksichtigen. 

      

VFAS 
56 1       

Art. 56 Aufbewahrung von Daten und Dokumenten: 
Der Begriff "absolute" Verjährung kann missverstanden 
werden in der Hinsicht, dass die maximale 
Verjährungsfrist von 15 Jahren und nicht die 
Verjährungsfrist von 5 Jahren herangezogen werden 
muss. 
Zudem wäre es wichtig, in der Botschaft die 
Aufbewahrungsfrist näher zu erläutern bzw. zu erläutern, 
in welchen möglichen Fällen die Frist von 15 Jahren gilt.  
 

Des Weiteren wäre es hilfreich, dass in der Botschaft oder 
dem Gesetzesentwurf präzisiert wird, welche Unterlagen 
aufzubewahren sind (Rechnungen, 
Veranlagungsverfügungen, Ursprungsnachweise / 
Lieferantenerklärungen). 

      

VFAS 
56 2       

Abs. 2 Der BR bezeichnet die Personen, denen die Auf-
bewahrungspflicht obliegt und regelt die Voraussetzungen 
an die Datenhaltung. 

Gemäss erläuterndem Bericht kann der Bundesrat vorse-
hen, dass Daten bestimmter Verfahrensbeteiligter, wie 
namentlich der Datenverantwortlichen, in der Schweiz 
gehalten werden müssen. Diese Anforderung scheint 
recht eng gefasst. 
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VFAS 
58 1       

Gemäss Art. 39 kann das BAZG, geschuldete Beträge bis 
zu einem Jahr nachfordern. Art. 58 gewährt den 
Unternehmen für Einsprachen allerdings nur eine Frist von 
60 Tagen. Die Frist von 60 Tagen wird den internen 
Abläufen von Unternehmen zudem nicht gerecht. Wir 
befürworten deshalb eine Verlängerung der Frist.  

Zudem gibt es heute bei den provisorischen Abfertigungen 
aus GSP Ländern eine Frist von 90 Tagen zur 
Beschaffung der Dokumente. Eine Verkürzung der Frist 
auf 60 Tage ist in Fällen, in denen Unterlagen von 
ausländischen Behörden beigebracht werden müssen, 
sehr kurz. 

      

VFAS 
60 1       

Analog der Fristen für die Einsprache gemäss Art. 58, 
wäre auch bei der Beschwerdemöglichkeit eine 
Erweiterung der Frist wichtig. Dies um Asymmetrien 
zwischen den Rechten des BAZG und der Unternehmen 
zu vermeiden und um die internen Prozesse der 
Unternehmen besser zu berücksichtigen. 

Das BAZG soll zudem sicherstellen, dass die Beschwerde 
von einer anderen Stelle innerhalb des BAZG beurteilt 
wird.  

      

VFAS 
62 2       Art. 62, Abs. 2 Bst b ist zu generell gefasst. Es erschliesst 

sich uns nicht, welche Arten von Kontrollen darunter fallen 
werden bzw. welche nicht. Dies wäre im Gesetzestext zu 
präzisieren. Inbesondere bei kleinen Beanstandungen 
scheint die Auferlegung von Kosten nicht 
verhältnismässig.  

      

VFAS 
66 2 b 

Mit Artikel 66 wird die Grundlage für die Bearbeitung 
Daten juristischer Personen wie z.B. 
Fabrikationsgeheimnissen geschaffen. Besonders wichtig 
erscheint uns, dass diese Daten ausreichend geschützt 
und nicht an Dritte weitergegeben werden. Eine 
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entsprechende Präzisierung ist daher wichtig. 

Der Schutz von Daten über Geschäfts- und 
Fabrikationsgeheimnisse ist für viele Branchen ein 
prioritäres Anliegen, dementsprechend wichtig erscheint 
es den Datenschutz sicherzustellen und den Zugang zu 
diesen sehr restriktiv zu behandeln, auch im Rahmen 
einer internationalen Amtshilfe. 

VFAS 
68             Neue flexible Zugriffsbefugnisse mögen durchaus 

praxisbezogener sein, erhöhen aber die Gefahr des 
Missbrauchs. Daher ist eine rechtssichere 
Verordnungsregelung (mit klar abgestufte Kompetenz- 
und Zugriffsregelung, Kontrollen) essentiell.  

      

VFAS 
74             Weder ist die Prüfungsfrequenz, noch sind Methodik oder 

Zuständigkeit der Überprüfung im Gesetzesentwurf 
geregelt. 

      

VFAS 
140 1       

Art. 140 befugt das BAZG Gebühren für Verfügungen, 
Dienstleistungen und besondere amtliche Verrichtungen, 
die bei der Erfüllung seiner Aufgaben anfallen, namentlich 
für Bewilligungen nach den Artikeln 44 und 45, die 
Anordnung von Sicherheitsleistungen und 
Betriebsprüfungen, soweit diese zu Beanstandungen 
führen. 
 

Für verschiedene Branchen ist es aufgrund des 
komplexen Zolltarifsystems und der komplexen Regeln 
wichtig, dass Auskünfte (z.B. Zolltarif, Ursprungsregeln) 
durch das BAZG weiterhin kostenlos bleiben.  

      

VFAS 
                              

VFAS 
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VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

VFAS 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 (Ein-

führung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

VFAS 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

VFAS             

VFAS             

VFAS             

VFAS             

VFAS             

VFAS             

VFAS             

VFAS             

VFAS             

VFAS             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

VFAS 
Zolltarifgesetz 
vom 9. 
Oktober 1986 
(ZTG) 

4             Der Bundesart kann, wenn es die Interessen 
der Schweizerischen Volkswirtschaft erfordern, 
auch unabhängig von Zollverträgen nach 
Anhören der Zollexperten Zollansätze 
angemessen herabsetzen. In der Praxis zeigt 
sich, dass sich die Anwendung dieses 
Absatzes als sehr schwierig erweist. Speziell 
die Voraussetzung, dass die Zollherabsetzung 
einen volkswirtschaftlichen Nutzen generieren 
muss, führt dazu, dass tiefe Zölle beibehalten 
werden müssen, da der erforderliche 
volkswirtschaftliche Nutzen nicht erreicht 
werden kann. Dies obwohl der Zoll für die 
Branche stossend ist. Wir regen an, diese 
Bestimmung im Zuge der Revision zu 
vereinfachen. 

Art. 4 Gebrauchstarif 
1 Der Bundesrat kann Abkommen 
über Zollansätze vorläufig anwenden 
und die sich daraus ergebenden 
Zollansätze vorläufig in Kraft setzen. 
Ebenso kann er Zollansätze vorläufig 
in Kraft setzen, die sich aus 
Abkommen ergeben, die der 
Bundesrat nach Artikel 2 des 
Bundesgesetzes vom 25. Juni 19821 
über aussenwirtschaftliche 
Massnahmen vorläufig anwenden 
kann. 
 
2 Der Bundesrat kann Zollansätze, die 
sich im Verhältnis zu den in 
Zollverträgen gesenkten Ansätzen als 
überhöht erweisen, entsprechend 
herabsetzen. 
 
3 Der Bundesrat kann auch 
unabhängig von Zollverträgen nach 
Anhören der Zollexpertenkommission: 
 
a. anordnen, dass auf die Erhebung 
von Zöllen auf bestimmten Waren 
ganz oder teilweise verzichtet wird; 
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b. Zollkontingente festlegen. 

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
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VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

VFAS 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

VFAS 
                        

VFAS 
                        

VFAS 
                        

VFAS 
                        

VFAS 
                        

VFAS 
                        

VFAS 
                        

VFAS 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

VFAS       

VFAS       

VFAS       

VFAS       

VFAS       

VFAS       

VFAS       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Textvor-
schlag) 

VFAS 
4 1 b + d 

Zusätzliche Klärungen betreffend Nämlichkeit und 
Fristen wären wichtig. 
 
Zollfreie Waren: … dürfen nur innerhalb von drei Jahren 
zollfrei getätigt werden.  
 

Solange mittels der Unterlagen nachgewiesen werden 
kann, dass die Bedingungen für die zollfreie Einfuhr der 
ausländischen Rückwaren gegeben ist, müsste aus 
unserer Sicht eine Erweiterung der Frist auf fünf Jahre 
und damit eine Anpassung an die Verjärhungsfrist 
möglich sein.  

      

VFAS 
9 2 a Ungenügende und/oder zweideutige 

Warenbeschreibungen in der Zollanmeldung können in 
Zukunft zur “automatischen” Anwendung einer anderen 
in Frage kommenden Zolltarifnummer führen, weil diese 
einen höheren Zollansatz aufweist. Diese Bestimmung 
könnte daher potentiell zu einer willkürlichen höheren 
Abgabenerhebung durch die Zollbehörden führen 
(eventuell sogar mit Strafrelevanz). Unseres Erachtens 
bilden die Zolltarifnummer und die Warenbeschreibung 
eine die Ware beschreibende Einheit. Eine alleinige 
Fokussierung auf die Warenbeschreibung ist im Sinne 
des HS-Systems nicht wünschenswert und im Rahmen 
der Digitalisierung auch nicht modern. Ob eine 
Warenanmeldung eine zweideutige oder ungenügende 
Warenbezichnung aufweist unterliegt bis zu einem 
gewissen Grad auch einer subjektiven Bewertung. Wo 
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möglich sollen Angaben immer codiert an die 
Zollverwaltung übermittelt werden können (z. B. die 
Wiederausfuhrfrist oder die Kontrollstelle im 
Veredelungsverkehr anstelle in der Warenbeschreibung 
im Feld besondere Bemerkungen der Warenposition). 

VFAS 
10 1-2       Aktuell hält das Gesetz in Art. 10 ZG fest, dass 

schriftliche Zolltarif- und Ursprungsauskünfte der 
eidgenössischen Zollverwaltung (neu Bundesamt für 
Zoll und Grenzsicherheit (BAZG)) während einer 
gesetzlich festgelegten Dauer verbindlich sind (Art. 20 
ZG). Ohne ersichtlichen Grund wird im revidierten 
Gesetz in Art. 10 ZoG darauf verzichtet, die 
Verbindlichkeit und Dauer der vom BAZG erteilten 
Zolltarif- und Ursprungsauskünfte zu regeln. Dies gilt es, 
analog der aktuell geltenden Bestimmung, ebenfalls 
festzulegen, sodass die Rechtssicherheit auch weiterhin 
gewährleistet ist und die betroffenen Unternehmen, wie 
bisher, über verbindliche Auskünfte verfügen. Wir 
würden eine Ergänzung im Gesetz wie lange Auskünfte 
gültig sind, begrüssen.  

      

VFAS 
10             Das Recht auf Auskunft sollte nicht nur tarifarische 

Auskünfte umfassen, sondern auf nationales und 
internationales Zollrecht, nicht-präferenzielle, 
verbindliche Ursprungsauskünfte sowie interne 
Richtlinien erweitert werden. 

      

VFAS 
10 1       Aufgrund des komplexen Zolltarifsystems und der 

komplexen Ursprungsregeln in bestimmten Branchen ist 
es für diese zentral, dass Tarif- und Ursprungsauskünfte 
durch das BAZG weiterhin kostenlos bleiben, um eine 
Benachteiligung zu verhindern.  

      

VFAS 
15             

Zusätzliche Klärungen betreffend der 
Rollenzuständigkeit wären wünschenswert. 
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Zollhinterziehung: Wir begrüssen, dass das mildere 
Strafmass für fahrlässige "Handlungen" nun auch 
gesetzlich verankert wird. In der Praxis wurde dies 
bereits so gehandhabt. 

VFAS 
16 3       Wir begrüssen, dass neu bei der Zollgefährdung 

zwischen Vorsatz und Fahrlässigkeit unterschieden 
werden soll. 

      

VFAS 
17 1+3       

Zusätzliche Klärungen betreffend der 
Rollenzuständigkeit wären wünschenswert. 

Wir begrüssen, dass beim Bannbruch eine 
Unterscheidung zwischen vorsätzlicher und fahrlässiger 
Tatbegehung eingeführt wird. Auch die Senkung der 
Strafrahmen befürworten wir. 

      

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
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VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
                              

VFAS 
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VFAS 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

VFAS 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-

Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie  
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Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Vereinigung der Schweizerischen Milchindustrie 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : VMI 

Adresse : Thunstrasse 82, Postfach 1009, 3000 Bern 6 

Kontaktperson : Dr. Lorenz Hirt, Geschäftsführer 

Telefon : 031 356 21 21  

E-Mail : info@milchindustrie.ch 

Datum : 24.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

VMI 
Wir haben Kenntnis von den Plänen zur weiteren Digitalisierung der Prozesse und der Neustrukturierung der eidgenössischen 

Zollverwaltung genommen und können diese grundsätzlich unterstützen. Die neue Organisation soll zu einer flexibleren, 

aufgabenorientierteren Struktur führen, die ihre Prozesse konsequent vereinfacht und vereinheitlicht sowie durchgängig 

digitalisiert und die vorhandenen Daten übergreifend nutzbar macht, was letztendlich im Sinne unserer Mitgliedfirmen liegt und 

von diesen begrüsst wird.  

 

Im Besonderen ist für die Nahrungsmittelbranche die Frage des aktiven Veredelungsverkehrs respektive der konkreten 

Umsetzung desselben zentral. Im Vordergrund stehen dabei das besondere Verfahren für landwirtschaftliche Erzeugnisse und 

Grundstoffe, welches heute in einer Verordnung des EFD geregelt wird und sich direkt auf das Zollgesetz abstützen kann. Das 

besondere Verfahren ist, obschon oft anders dargestellt, keine Exportsubvention sondern ein automatisiertes Verfahren der 

Rückerstattung im aktiven Veredelungsverkehr nach dem Äquivalenzverfahren. Dieser Mechanismus ist für die Schweizer 

Nahrungsmittelindustrie von grosser Bedeutung, z.B. für Butter, Zucker oder Eier. Bei den Fetten und Ölen im Besonderen erlaubt 

es unter Berücksichtigung hochverzollter Importe von Ölen und Fetten eine Rückerstattung für die Ausfuhr von Schweizer Ölen 

und Fetten zu gewähren, die nach dem Äquivalenzprinzip anstelle der ursprünglich importierten Rohwaren ausgeführt werden.  

 

Wir sind uns bewusst, dass es aktuell um eine Stellungnahme zur geplanten Gesetzesrevision geht und nicht um die 

Ausgestaltung auf Verordnungsstufe. Auch haben wir positiv zur Kenntnis genommen, dass gemäss den Erläuterungen zur 

Revision an den Grundmechanismen des Veredelungsverkehrs keine Änderungen vorgenommen werden sollen. Nichtsdestotrotz 

ist es für unsere Branche zentral, diesbezüglich auch in Zukunft Rechtssicherheit zu haben, welche letztendlich auf die 

Gesetzestufe zurückgeht. So müssen insbesondere die Regelungen zum sogenannt besonderen Verfahren auf eine klare 

gesetzliche Grundlage abgestützt sein und wenn möglich sollten die Grundzüge des aktiven Veredelungsverkehrs mit 

Landwirtschaftsprodukten als Spezialfall, wie dies auch heute der Fall ist, bereits im Gesetz vorgesehen werden.  

 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

VMI 
11 2  

Im heutigen Zollgesetz wird für Landwirtschaftsprodukte 

ausdrücklich geregelt, dass die EZV Zollermässigung     

oder Zollbefreiung im aktiven Veredelungsverkehr nur 

dann gewährt, wenn gleichartige inländische Erzeugnisse 

nicht in genügender Menge verfügbar sind oder für 

solche Erzeugnisse der Rohstoffpreisnachteil nicht durch 

andere Massnahmen ausgeglichen werden kann 

 

Dies ist für die erste Verarbeitungsstufe, welche mit 

Schweizer Rohstoffen arbeiten muss, welche 

agrarpolitisch bedingt einen höheren Preis aufweisen, als 

die Rohstoffe ihrer Konkurrenten aus der EU, eine 

zentrale Regelung. Sie ermöglicht es, über 

privatrechtliche Ausgleichsmechanismen die 

Rohstoffpreisdifferenzen auszugleichen, diesfalls aber 

auch die Verarbeitung ausländischer Rohstoffe im 

aktiven Veredelungsverkehr zu verhindern. 

 

… weitere Warenbestimmungen vorsehen. 

Bei landwirtschaftlichen Grundstoffen 

gewährt die EZV bei der 

Warenbestimmung gemäss Absatz 1 

Buchstabe c Zollermässigung oder 

Zollbefreiung nur dann, wenn gleichartige 

inländische Erzeugnisse nicht in 

genügender Menge verfügbar sind oder für 

solche Erzeugnisse der 

Rohstoffpreisnachteil nicht durch andere 

Massnahmen ausgeglichen werden kann. 

VMI 
11 3       

Im erläuternden Bericht wird zwar festgehalten "Für die 

Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 

landwirtschaftlichen Grundstoffen gilt auch in Zukunft 

grundsätzlich eine Bewilligungspflicht, wobei 

Vereinfachungen im Verfahren weiterhin möglich sein 

sollen" (S. 25).  

 

Die Möglichkeit, dass weiterhin auf Verordnungsstufe 

Vereinfachungen im Verfahren möglich sind, sollte aber 

Die Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 

Buchstabe c–h bedürfen grundsätzlich 

einer Bewilligung des BAZG, der Bundesrat 

entscheidet über Ausnahmen und 

Vereinfachungen. Bei landwirtschaftlichen 

Grundstoffen gewährt die EZV bei der 

Warenbestimmung gemäss Abs. 1 Bst. c 

Zollermässigung oder Zollbefreiung nur 

dann, wenn gleichartige inländische 

Erzeugnisse nicht in genügender Menge 

verfügbar sind oder für solche Erzeugnisse 
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aus gesetzgebungstechnischen Gründen bereits auf 

Gesetzesstufe festgehalten sein.  

der Rohstoffpreisnachteil nicht durch 

andere Massnahmen ausgeglichen werden 

kann. 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

VMI 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

VMI 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

VMI             

VMI             

VMI             

VMI             

VMI             

VMI             

VMI             

VMI             

VMI             

VMI             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
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VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

VMI 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

VMI 
                        

VMI 
                        

VMI 
                        

VMI 
                        

VMI 
                        

VMI 
                        

VMI 
                        

VMI 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

VMI       

VMI       

VMI       

VMI       

VMI       

VMI       

VMI       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
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VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

VMI 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

VMI 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  

 
 

 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

17/17 

 
 

2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Vereinigung Schweizerischer Unternehmen in Deutschland  

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : VSUD 

Adresse : Rittergasse 12 

Kontaktperson : Stefanie Luckert 

Telefon : 061 375 95 00 

E-Mail : stefanie.luckert@vsud.ch 

Datum : 29.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

VSUD 
Die VSUD ist der Zusammenschluss der in Deutschland investierenden Schweizer Unternehmen aller Branchen und aller Grös-

senordnungen. Wir begrüssen grundsätzlich die Vereinfachung und Digitalisierung des grenzüberschreitenden Warenverkehrs 

sowie hierfür erforderliche Reorganisationsmassnahmen. 

 

Die Beurteilung der Vorlage wird dadurch erschwert, dass weiteres Vorgehen, welches in Verordnungen etc. geregelt werden soll 

zum jetzigen Zeitpunkt nicht bekannt ist, die Beurteilung der Gesamtlage aber entscheidend beeinflusst.  

 

Gerade weil die konkrete Vorgehensweise bezüglich einzelner Sachverhalte durch Verordnungen geregelt wird, muss sicherge-

stellt werden, dass die Einhaltung der notwendigen und durch das reformierte Datenschutzgesetz geregelten Grundsätze auch 

auf der Verordnungsebene eingehalten werden.  

 

Wir plädieren daher dafür, die Wirtschaft auch in den Verordnungsprozess einzubinden, da das Votum der Wirtschaft ansonsten 

verloren geht. 

 

VSUD       

VSUD       

VSUD       

VSUD       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

4/21 

 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

VSUD 
4 3       Bisher werden in der Schweiz keine Ausfuhrabgaben ge-

schuldet. 

streichen 

VSUD 
8 5       Die Ausgestaltung der Anmeldepflicht sowie Ausnahmen 

hiervon sind für die Wirtschaft essenziell. Aus diesem 

Grunde ist es unerlässlich, die Wirtschaft auch an der 

Ausarbeitung der hier vorgesehenen Regelungen betei-

ligt wird. 

Hier ist das Augenmerkt auf möglichst grosse Flexibilität 

für die Wirtschaft bei der Anmeldung zu legen. 

      

 

VSUD 
9 1       Es ist aus unserer Sicht unverhältnismässig, alle notwen-

digen Dokumente zu übermitteln, da dies für die Wirt-

schaft mit einem hohen Aufwand verbunden ist. 

Die notwendigen Dokumente sollten bereitgehalten und 

nur bei Kontrollen übermittelt werden müssen. 

Passus streichen 

VSUD 
10 1       Anmeldepflichtig kann aus unserer Sicht nur sein, wer die 

Verfügungsgewalt über die Ware oder die Daten besitzt. 

Also nur der Transport- oder der Datenverantwortliche. 

      

VSUD 
11             Durch die Verwendung einer neuen Begrifflichkeit ent-

steht aus unserer Sicht unnötige Verwirrung. Daher 

schlagen wir vor, die bisherige Terminologie, Zollverfah-

ren beizubehalten. 

      

VSUD 
12             Umsetzung in der Praxis schwierig bis unmöglich, da 

dem Exporteur nicht alle notwendigen Daten (Nummer 
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des LKW) bekannt sind. Die Referenzierungspflicht kann 

daher nur vom Transportverantwortlichen vorgenommen 

werden. 

VSUD 
14 2       Hier sollte ein Verweis auf die im Bericht erwähnten Son-

derkonstellationen erfolgen 

      

VSUD 
16             Streichen. Für die Verwaltung der erforderlichen Daten 

sind aus unserer Sicht keinen gesonderten Vorausset-

zungen notwendig.   

      

VSUD 
17 2       Kontrollen zu einem Zeitpunkt durchzuführen, zu dem die 

Warenanmeldung noch verändert werden kann, erscheint 

uns nicht sehr zielführend. 

      

VSUD 
20 3       Hier sollte die mögliche andere Reihenfolge gleich im Ge-

setz festgelegt werden. 

      

VSUD 
26             Hier sollte man ins Gesetz aufnehmen, ab wann der Er-

hebungsaufwand unverhältnismässig erscheint. 

      

VSUD 
28 2       Die Zahlungsfrist sollte direkt im Gesetz verankert wer-

den. 

Die Zahlungsfrist beträgt 60 Tage nach Ak-

tivierung der Anmeldung. 

VSUD 
28 3             Das BAZG legt die Voraussetzungen für 

Zahlungserleichterungen fest. 

VSUD 
30 5       Hier wäre die gleiche Verjährungsfrist wie bei der MwSt 

wünschenswert: 10 Jahre 

      

VSUD 
39             Hier sollten für die Rückforderung sowie für die Rückzah-

lung gleiche Fristen gelten. 

      

VSUD 
40             Auch hier sollten gleichlange Fristen für beide Parteien 

gelten. 
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VSUD 
48 3       Hier sollte die Gewährung der Datensicherheit gegenüber 

Dritten in den Gesetzestext aufgenommen werden. 

      

VSUD 
53 1       Hier wäre eine längere Frist wünschenswert, um unvor-

hergesehenen Ereignissen (z.B. Krankheit) Rechnung zu 

tragen. 

      

VSUD 
54             Hier braucht es eine Spezifikation: welche Akten, wer hat 

Einsicht, wie sieht es mit Schutz von Akten aus, die be-

sonders sensiblen Daten beinhalten, etc. Die Vorschrift 

beinhaltet keinerlei Vorgaben für die Regelung des Ver-

fahrens der Akteneinsicht. Hier ist zu gewährleisten, dass 

die Ausgestaltung des Verfahrens auf Verordnungsebene 

alle massgeblichen Grundsätze des Datenschutzes be-

rücksichtigt. 

      

VSUD 
56 2       Da viele international tätige Unternehmen auch internati-

onale Cloudlösungen haben, sollte hier ausreichen, wenn 

der Zugang zu den Daten aus der Schweiz heraus ge-

währt werden kann. 

      

VSUD 
58 1       Diese Frist ist definitiv zu kurz und sollte auf mindestens 

1 Jahr verlängert werden. 

      

VSUD 
59 2       Aus unserer Sicht kann man Einsprachen nicht automati-

siert bearbeiten. 

streichen 

VSUD 
60 1       Auch hier ist die Frist zu kurz und sollte verlängert wer-

den. 

      

VSUD 
62 2       Hier sollte eine Ausnahme für geringfügige Kosten vorge-

sehen werden. 
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VSUD 
66 2       Bei der Bearbeitung von sensiblen Daten (Geschäfts- 

und Fabrikationsgeheimnisse, etc. sollte zugesichert wer-

den, dass diese nicht oder nur mit Zustimmung des Un-

ternehmens weitergegeben werden. Dies auch im Rah-

men der internationalen Amtshilfe. 

      

VSUD 
68             Hier braucht es eine rechtssichere Verordnungsregelung 

durch den Bundesrat, die in Ihrer Ausgestaltung den be-

teiligten Personen eine klar abgestufte Kompetenz- und 

Zugriffsregelung vorgibt und entsprechende regelmäs-

sige kurz- und mittelfristige Kontrollen in Bezug auf even-

tuelle Missbräuche vorsieht. 

      

VSUD 
70             Hier ist sicherzustellen, dass die Datensicherheit gewähr-

leistet ist.  

Um hier eine abschliessende Beurteilung vornehmen zu 

können, wären nähere Informationen über den Datenzu-

griff und den Schutz notwendig. 

      

VSUD 
71             Auch hier ist der Datenschutz sicherzustellen.       

VSUD 
74             

Auch hier braucht es Spezifizierungen: Was bedeutet 

„laufend“? Welche Prüfungsfrequenz? Welche Methodik? 
      

VSUD 
81             Hier sollte im Gesetz zum Ausdruck kommen, dass Wa-

renproben bei hochsensiblen Produkten zwingend am 

Domizil durchzuführen sind. 

      

VSUD 
83 1       Wie die Transportkosten zu verrechnen und welche Auf-

schläge notwendig sind, ist keine hoheitliche Aufgabe 

und sollte den Vertragsparteien überlassen werden. 

streichen 
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113   Amtshilfe darf nur in engen gesetzlichen Grenzen ge-

währt werden und nicht dazu missbraucht werden, ver-

trauliche Informationen automatisch an ausländische Be-

hörden zu übermitteln. 

 

 
126   Bei Beizug von Dritten muss der Schutz von Geschäfts-

geheimnissen gewährleistet sein. 

 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

VSUD 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

VSUD 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

VSUD 
45 Die Bewilligungserteilung an die Schweizer Landesflughäfen 

für die Einrichtung von Zollfreiläden muss im Rahmen der 

Verordnung des Bundesrats weiterhin sichergestellt sein. Die 

«weiteren Bewilligungsvoraussetzungen», die der Bundesrat 

gemäss Art. 45 Abs. 3 E-BAZG-VG festlegen kann, dürfen zu 

keiner Erschwernis der Bewilligungserteilung gegenüber 

heute führen. 

      

VSUD 
123 Hier darf es zu keiner Aufweichung der Kostentragungspflicht 

des Bundes bei hoheitlichen Aufgaben kommen. Es sollte im 

Gesetz verankert werden, dass das BAZG die Grundinfra-

struktur für die Erfüllung seiner Aufgaben selbst errichtet und 

kostenpflichtig unterhält. 

Absatz 2 ist zu streichen. 

      

VSUD 
124 Das Prinzip der generellen Unentgeltlichkeit dieser Mitwir-

kung greift aus unserer Sicht zu weit – vor allem, da weder 

der Umfang der Mitwirkungspflicht sowie der Anordnungs-

kompetenz des BAZG im Gesetz geregelt sind. 

 

Ergänzen durch:  

Die unentgeltliche Unterstützung kann nur in un-

tergeordnetem Ausmass, punktuell und zeitlich 

begrenzt verlangt werden. Entsprechende Anord-

nungen des BAZG erfolgen auf Antrag des Be-

troffenen in Form einer Verfügung. 

VSUD 
                  

VSUD 
                  

VSUD 
                  

VSUD 
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VSUD 
                  

VSUD 
                  

VSUD 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

VSUD             

VSUD             

VSUD             

VSUD             

VSUD             

VSUD             

VSUD             

VSUD             

VSUD             

VSUD             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
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VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

VSUD 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

VSUD 
                        

VSUD 
                        

VSUD 
                        

VSUD 
                        

VSUD 
                        

VSUD 
                        

VSUD 
                        

VSUD 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

VSUD       

VSUD       

VSUD       

VSUD       

VSUD       

VSUD       

VSUD       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
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VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

VSUD 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

VSUD 
                  

VSUD 
                  

VSUD 
                  

VSUD 
                  

VSUD 
                  

VSUD 
                  

VSUD 
                  

VSUD 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 

 

Herr Bundesrat Ueli Maurer 

Eidgenössisches Finanzdepartement 

Bundesgasse 3 

3003 Bern 

 

Per E-Mail an:  

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

 

 

Zürich, 23. Dezember 2020 

 
Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung 

und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs 

durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabenge-

setz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabga-

bengesetz (ZoG); Stellungnahme der Zürcher Handelskammer 

 

 

 

 

 
 

Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren  

 

Mit Schreiben vom 11. September 2020 wurden interessierte Kreise dazu eingeladen, sich zum 

Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kon-

trolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll 

und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie über eine Totalrevision 

des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) zu äussern.  

Der Kanton Zürich ist der wichtigste Wirtschaftsmotor der Schweiz. Er beschäftigt über eine Mil-

lion Menschen und damit 20 Prozent aller Arbeitnehmenden im Land. Auch beträgt der Anteil 

des Kantons Zürich am Gesamtexport der Schweiz über 6 Prozent. Der Anteil am Gesamtimport 

beläuft sich auf über 18 Prozent. Die Zürcher Handelskammer (ZHK) vertritt als Wirtschaftsorga-

nisation die Interessen von über 1000 Unternehmen am Wirtschaftsstandort Zürich und setzt 

sich für eine wettbewerbsgesteuerte Marktwirtschaft mit möglichst günstigen Rahmenbedingun-

gen ein. Dazu gehören auch liberale und wirtschaftsfreundliche Regulierungen für export- und 

importorientierte Unternehmen. Wir nutzen deshalb die Möglichkeit, zu den beantragten Geset-

zesänderungen Stellung zu nehmen. 

1. Gesamtbeurteilung 

Mit den vorliegenden Entwürfen würden Unternehmen administrativ entlastet. Zudem er-

möglichen die Neuerungen Regulierungskosteneinsparungen von jährlich rund 125 Millio-

nen Franken. Die ZHK unterstützt deswegen die im Gesetzesentwurf enthaltenden Verein-

fachungen, die Modernisierung und Digitalisierung der Zollprozesse im Grundsatz.  
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Eine umfassende Gesamtbeurteilung der Totalrevision des Zollgesetzes ist indessen auf-

grund der noch nicht ausgearbeiteten Verordnungen nicht möglich. Auch in diesem Be-

reich gilt, dass Grundsätzliches auf Gesetzesstufe klar und eindeutig zu formulieren ist. 

Zu offen formulierte Gesetze führen in der Umsetzung häufig zu Problemen, auch ist es 

nicht immer sinnvoll, dem Verordnungsgeber ein zu grosses Ermessen einzuräumen.  

Aus diesem Grund beantragen wir, dass wesentliche Fragen und Bestimmungen zum ei-

nen auf Gesetzesstufe präzisiert resp. noch geklärt werden (siehe dazu unten unsere Be-

merkungen), zum anderen die Wirtschaft bei der Erarbeitung der Verordnungen verbind-

lich einbezogen wird.  

2. Detailbemerkungen 

An den vorgeschlagenen Neuerungen insbesondere positiv zu bewerten sind aus Sicht der ZHK 

die Modernisierung der Informationsbeschaffung und dabei insbesondere die Einführung einer 

Online-Plattform, über die der Datenaustausch zwischen Benutzerinnen und Benutzern sowie 

Verfahrensbeteiligten einerseits und dem BAZG andererseits erfolgt. Davon erhoffen wir uns 

eine Verringerung des administrativen Aufwandes vor allem für KMU, aber auch für grosse ex-

port- oder importorientierte Unternehmen. Ebenfalls eine Entlastung für Schweizer Unternehmen 

versprechen wir uns von den allgemein einfacheren und schnelleren Prozessen und kürzeren 

Durchlaufzeiten, welche die geplanten Gesetzesänderungen mit sich bringen würden. 

Mit der Gesetzesrevision geht aber auch eine Verschiebung einer grossen Anzahl an Bestim-

mungen auf die Verordnungsstufe einher. Da die entsprechenden Verordnungen jedoch noch 

nicht ausgearbeitet wurden, verbleiben viele offene Fragen. Die Unkenntnis der zu revidierenden 

Verordnungsinhalte erschwert schlussendlich eine Gesamtbeurteilung der Gesetzesrevision. Un-

seres Erachtens sind diese Fragen zudem auf Gesetzesstufe zu klären. 

So sind bspw. die Definitionen in Art. 7 des BAZG-VG (Begriffe) im Gesetzesentwurf zu allge-

mein gehalten und teilweise nicht stimmig mit der international verwendeten Nomenklatur. Dies 

gilt auch für den verwendeten Begriff «Warenbestimmung» in Art. 11 des BAZG-VG (Warenbe-

stimmung). Die Begrifflichkeiten sollten entsprechend präzisiert werden. Ausserdem ist Art. 14 

des BAZG-VG (Modalitäten der Aktivierung) aus unserer Sicht zu wenig präzise. Die Details zur 

Aktivierung sowie die im erläuternden Bericht erwähnten Sonderkonstellationen sollten im Ge-

setz eindeutig festgehalten werden, um die Rechtssicherheit zu gewährleisten. Auch Art. 30 

(Verjährung) sowie Art. 56 des BAZG-VG (Aufbewahrung von Daten und Dokumenten) sind 

missverständlich formuliert. Aus Sicht der ZHK wäre es wichtig, in der Botschaft die Aufbewah-

rungsfrist näher zu erläutern bzw. zu erläutern, in welchen möglichen Fällen die Frist von 15 

Jahren gilt. Des Weiteren wäre es hilfreich, wenn in der Botschaft oder dem Gesetzesentwurf 

präzisiert würde, welche Unterlagen von wem aufzubewahren sind (Rechnungen, Veranlagungs-

verfügungen, Ursprungsnachweise resp. Lieferantenerklärungen). Schliesslich ist Art. 62 Abs. 2 

Bst. b des BAZG-VG zu generell gefasst. Es erschliesst sich uns nicht, welche Arten von Kon-

trollen darunterfallen werden. Dies wäre ebenfalls im Gesetzestext zu präzisieren. 

Da viele Bestimmungen des gegenwärtigen Zollrechts neu auf Verordnungsstufe geregelt wer-

den sollen, wünschen wir einen starken und frühzeitigen Einbezug der Wirtschaft. Mögliche Opti-

onen der Mitsprache wären aus unserer Sicht eine Vernehmlassung zu den entsprechenden 

Verordnungen oder die Schaffung eines Konsultativgremiums mit Einbezug der wichtigsten Ak-

teure. 
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 

Freundliche Grüsse 

Zürcher Handelskammer 

  
Dr. Regine Sauter Roman Obrist 

Direktorin Leiter Wirtschaftspolitik 



















 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Freilager der Schweiz (Genf, Zürich, Tessin) 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : ZFL CH 

Adresse : Freilager der Schweiz - Chiasse, Embrach, Genf, Zürich Flughafen 

Kontaktperson : Markus Schürmann 

Telefon : 058 856 9490 

E-Mail : markus.schuermann@cargologic.com 

Datum : 21.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

ZFL CH Bezug nehmen auf Korrespondenz die separat per Post und/oder E-Mail verschickt worden ist. 

ZFL CH Bitte beachten Sie das beiliegende Schreiben, der Freilager Schweiz. 

ZFL CH Nous vous prions de bien vouloir vous référer à notre courrier de prise de position ainsi que ses trois annenes (ce formulaire étant 
l'annexe 3). 

ZFL CH       

ZFL CH       

ZFL CH       

ZFL CH       

ZFL CH       

ZFL CH       

ZFL CH       
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

ZFL CH 11 2       Was versteht man unter Arten der Warenbestimmungen? 
Was vesteht man unter "andere Warenbestimmungen"?        

ZFL CH 11 3       Was vesteht man unter:"Bedingungen und Auflagen ", un 
der "Befristung"?       

ZFL CH 15             Muss der Betreiber eines Zollagers auch zugelassener 
Wirtschaftsbeteilgter (AEO) sein ? 
Kann der Betreiber eiens Zollagers die Diensten eines 
anderen AEO in Anspruch nehmen resp. wäre diese 
überragbar? 

      

ZFL CH 30 1       Laut Art.42 des MWSTG beträgt die Verjährungsfrist 5 
Jahre. Dennoch, Art. 42, Abs 6 (Festsetzungsverjährung) 
und Art. 91, Abs 5 (Bezugsverjährung) sehen eine 
maximale Verjährungsfrist  von 10 Jahre vor. 
Art. 75, Abs. 5 des ZG sieht eine maximale 
Verjährungsfrist von 15 Jahre vor. 
Eine Anpassung / Vereinheitlichung des MWST- und 
Zollgesetzes auf z.B.  10 Jahre wäre wünschenswer 
ohne dabei die Interessen des Bundes zu gefährden. 
 

      

 

ZFL CH 31             Behinhaltet dieser Artikel auch den aktuellen Begriff 
"Sicherstellung für offene Zollager (OZL) mit einem 
generellen Satz von 2% für die durchschnittlich 
eingelagerten Waren, Min. CHF 10'000.00, auf 
Jahrebasis ? 
 
Wenn zukünftig die Zollfreilager (FL), neu als Zolllager 
definiert würden: 
- mit ddie ZFL mit dem obenerwähnten Satz (2%) 
kautionniert? 
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- wird es einen Behandlungsunterschied zwischen "ex" 
  FL und "ex" OZL geben ? Im Speziellen auch wegen 
des Wertes der in FL eingelagerten Güter? 

ZFL CH 34             Wird der aktuellen Satz für OZL von 2%  als 
Sicherstellung in Art. 34 berücksichtigt?       

ZFL CH 44 1       Die FL und OZL werden Zolllager (ZL), das Gesetzt 
erwähnt dieses nicht ausdrücklich, erwähnt dies aber bei 
der Analyse anderer Gesetzesakten. 
Ist dies so zu verstehen? 

      

ZFL CH 44 3       Wem werden die Bewilligungen für den Betrieb erteilt? 
Den heutigen FL (Lagerhalter) oder an alle 
Einlagerer/Mieter die sich (gegenwärtig) in den FL 
befinden? 
Falls die 2. Variante zum Tragen kommt, muss wohl u.a. 
mit einem erhöhten adminsitrativen Aufwand seitens des 
BAZG gerechnet werden! 
Der erläuternder Bericht, Seite 47 Abs 3: "Das BAZG hat 
nur Kontrollaufgaben und prüft, ob die Betreiberin oder 
der Betreiber ihre diesbezüglichen Pflichten wahrnimmt" 
Werden die Betreiber der einzelnen Zolllager 
(gegenwärtig Einlagerer) die sonst dem Zoll 
vorgenommenen Prüf- und Kontrollarbeiten von 
Dokumente und Waren demnach selber durchführen 
können/müssen? 

      

ZFL CH 44 4 2.Satz "Das BAZG kann die Bewilligung mit Auflagen versehen."  
Was bedeutet dies in einzelnen und was sind die 
Grundlagen dazu? 
Bei der Auflagenerteilung wird es Unterscheide zwischen 
"ex FL" und ex "OZL" geben ? 

      

ZFL CH 44 5 c Handelt es sich bei der erwähnten Dokumentation um die 
Inventarisierung von Güter?  Wenn nein, um welche 
Dokumentation geht es? 

      

ZFL CH 44 5 d In welcher Form muss die nachweisliche 
Zahlungsfähigkeit beigebracht werden? 
Hat dies mit der Sicherstellung zu tun?  
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ZFL CH 44 5 e Was für ein Grad an geeigneter Sicherheitstandards wird 
erfordert ? 
Handelt es sich nur um eine physische Sicherheit oder ist 
damit auch die finanzielle Siicherstellung (Garantie) 
gemeint? 

      

ZFL CH 44 5 f Wie wird die Mindestanzahl an Ein- und Auslagerungen 
bemessen/geschätzt? 
Lt. erl. Bericht (S.47 ): "Den unterschiedlichen 
Besonderheiten der Lager, entsprechend der Warenart 
und der darauf lastenden Abgabenart, ist auf 
Verordnungsstufe Rechnung zu tragen". 
 
Wird das BAZG, basierend auf den unterschiedlichen 
betrieblichen Besonderheiten: 
- Unterschiedede zwischen "ex FL" und "ex OZL" 
machen? 
- Wenn ja, können zukünftig "ex FL" die Inventarisie 
  rungspflicht (Datenverantwortlicher) den eigenen Mie 
  ter/Einlagerer delegieren/übertragen? 

  

ZFL CH 56 2       " Der Bundesrat bezeichnet die Personen, denen die 
Aufbewahrungspflicht obliegt, und regelt die 
Voraussetzungen an die Datenhaltung." 
 
Wer sind diese Personen?  
 
In welcher Form werden diese Personen bezeichnet bzw. 
definiert oder gar gewählt? 

      

ZFL CH 58             Warum nur 60 Tage Frist, wenn die EZV eine Frist von 1 
Jahr  hat um Fehler zu reklamieren?       

ZFL CH 64 1       Lt. erläuternder Bericht, Seite 58, Abs 1: "In 
datenschutzrechtlicher Hinsicht wird mit der digitalen 
Transformation der EZV ein Systemwechsel notwendig, 
um einerseits den vollen Nutzen der Digitalisierung 
ausschöpfen und andererseits den Anliegen an den 
Datenschutz in ausreichender Weise entsprechen zu 
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können. Daten sollen konsequent aufgabenorientiert 
bearbeitet, Doppelspurigkeiten sowie administrative 
Aufwände abgebaut werden." 
 
Welches Betriebssystem erfüllt diese Anforderungen? 
Wie sieht es aus mit der Berücksichtigung und Integration 
von E-freight im Digitalisierungsprozess des BAZG? 

ZFL CH 103ss             Das BAZG übernimmt neue Aufgaben, z.B. 
Unterstützung der Bekämpfung gegen Geldwascherei 
und Terrorismus. 
 
Ist damit auch der Export betroffen? 
 
Wird es  Überschneidungen mit den Kompetenzen des 
SECO geben? 

      

ZFL CH 106             " Die Kontrollen im Rahmen nichtabgaberechtlicher 
Vollzugsaufgaben werden risikobasiert vorgenommen. 
Der Bundesrat legt den Rahmen der risikobasierten 
Gewichtung fest." 
 
Wie wird diese Gewichtung bemessen/eingeschätzt? 
Welches sind die Grundlagen dazu? 
 
Werden die Abfertigungen an Flughäfen dadurch zeitlich 
beinflusst? 

      

ZFL CH 141bis             Neuer Artikel für die Einführung eines neuen 
konsultativen Organ im Zollwesen, analog zu Art. 109 
MWSTG, Art.157-162 MWSTV. ist dies vorgeseehn?. 

  

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               
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ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 
 
 Antwort Bemerkung/Anregung 

ZFL CH 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

Das BAZG muss über diesen Abschätzungs- Beurteilungsrecht 
verfügen können  
Gelegenheit- und Proportionalitätsprinzipien müssen ständig 
abgewogen werden können, um nicht in einer Repressionsspirale zu 
geraten. 

ZFL CH 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

ZFL CH             

ZFL CH             

ZFL CH             

ZFL CH             

ZFL CH             

ZFL CH             

ZFL CH             

ZFL CH             

ZFL CH             

ZFL CH             
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     

ZFL CH                                     
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 
Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
ZFL CH                         

ZFL CH                         

ZFL CH                         

ZFL CH                         

ZFL CH                         

ZFL CH                         

ZFL CH                         

ZFL CH                         
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
 
  



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

ZFL CH       

ZFL CH       

ZFL CH       

ZFL CH       

ZFL CH       

ZFL CH       

ZFL CH       
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               

ZFL CH                               
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   

ZFL CH                   
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
  



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  

 
 
 



Vernehmlassung: 
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 







 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 

 

 

Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreiten-

den Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Voll-
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : BISCOSUISSE 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : BISCOSUISSE 

Adresse : Münzgraben 6, Bern 

Kontaktperson : Urs Furrer 

Telefon : 031 310 09 90 

E-Mail : info@biscosuisse.ch 

Datum : 31. Dezember 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
   



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

BISCOSUISSE Die Modernisierung der gesetzlichen Grundlagen im Zollbereich ist grundsätzlich eine positive Entwicklung. Eine 

gesamtheitliche Beurteilung des Gesetzesentwurfs ohne Kenntnis der Verordnungen ist aber schwierig. Umso wichtiger ist 

es, dass die Unternehmen beim Entwurf der Verordnungen eingebunden werden und dass die Bedürfnisse der 

Unternehmen berücksichtigt werden.  

BISCOSUISSE 
Bei der Überarbeitung der vorliegend in die Vernehmlassung geschickten Gesetzesentwürfe ist den Kriterien administrative 

und finanzielle Entlastung für die Unternehmem, Praktikabilität und Standortattraktivität für die hierzulande produzierenden 

Unternehmen gebührend Rechnung zu tragen.  

BISCOSUISSE Nebst den obenstehenden allgemeinen Hinweisen beschränken wir uns in unserer Stellungnahme auf Punkte zum 

Verfahren des aktiven Veredelungsverkehrs. Das 2019 eingeführte vereinfachte Verfahren der aktiven Veredelung und das 

Äquivalenzprinzip müssen ebenso weitergeführt werden wie die Praxis im besonderen Verfahren der aktiven Veredelung 

(bVaV), auch in den Fällen, in denen der Export über ein Zollfreilager erfolgt.  

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 



Vernehmlassung: 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

BISCOSUISSE 
11 2 d Heute ist Art. 12 Abs. 3 ZG die Grundlage für die 

Bewilligung des aktiven Veredelungsverkehrs. Das 

BAZG-VG enthält dazu keine detaillierte Regelung; 

dies wird künftig Sache des Bundesrats sein (Art. 11 

Abs. 2). Unabhängig von der Regelungsebene muss 

weiterhin ein Anspruch auf Rückerstattung im aktiven 

Veredelungsverkehr vorgesehen sein und 

Zollbefreiung auch dann gewährt werden, wenn 

inländische Ware gleicher Menge, Beschaffenheit & 

Qualität als verarbeitete Erzeugnisse ausgeführt wird 

(Äquivalenzprinzip). Die Beibehaltung des heute in 

Artikel 165a Zollverordnung (ZV) verankerten, 2019 

eingeführten vereinfachten Bewilligungsverfahrens für 

die aktive Veredelung ist von entscheidender 

Wichtigkeit und muss ebenfalls beibehalten werden.    

Sofern keine Regelung im BAZG-VG: 

Hinweis in der Botschaft und enger 

Einbezug der exportierenden 

Unternehmen und Berücksichtigung von 

deren Interessen und Erfordernisse im 

Rahmen der Verordnung. 

BISCOSUISSE 
11 2 d / g Die Praxis im besonderen Verfahren der aktiven 

Veredelung (bVaV) muss beibehalten werden, auch 

wenn z.B. ein Export in Nicht-EU-Staaten über ein 

Zollfreilager in der EU erfolgt ("Lagerverkehr").  

Enger Einbezug der exportierenden 

Unternehmen und Berücksichtigung von 

deren Interessen und Erfordernissen im 

Rahmen der Verordnung. 

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              



Vernehmlassung: 
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BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              



Vernehmlassung: 
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BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

BISCOSUISSE 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

BISCOSUISSE 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 

BAZG-VG sowie der Fahrlässigkeitstatbe-

stände bei Abgabengefährdungen und bei 

Ordnungswidrigkeiten im ZoG und weiteren 

Abgabeerlassen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

BISCOSUISSE             

BISCOSUISSE             

BISCOSUISSE             

BISCOSUISSE             

BISCOSUISSE             

BISCOSUISSE             

BISCOSUISSE             

BISCOSUISSE             

BISCOSUISSE             

BISCOSUISSE             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
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BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

BISCOSUISSE 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

BISCOSUISSE 
                        

BISCOSUISSE 
                        

BISCOSUISSE 
                        

BISCOSUISSE 
                        

BISCOSUISSE 
                        

BISCOSUISSE 
                        

BISCOSUISSE 
                        

BISCOSUISSE 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

BISCOSUISSE       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
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BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

BISCOSUISSE 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

BISCOSUISSE 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

Av. De Rhodanie 48 

1007 Lausanne 

www.bat.ch 

 

 

British American Tobacco Switzerland SA – A member of the British American Tobacco Group 

 

 

 

 
 
Eidgenössisches Finazdepartement 
Bundesrat Ueli Maurer 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
 
Per E-Mail an: rechtsetzung@ezv.admin.ch 
 
 
 
 
Lausanne, 31. Dezember 2020 
 
 
 
 
 
Vernehmlassungsantwort zu 
BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG) sowie 
Totalrevision Zollgesetz (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Bundesrat hat am 11. September 2020 das EFD beauftragt, zu den obgenannten 
Gesetzesänderungen ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 
 
British American Tobacco Switzerland SA möchte wie folgt Stellung nehmen. Unter 
Eingabe mit heutigem Datum erhalten Sie fristgerecht unsere 
Vernehmlassungsantwort.  
 
 
Weiterentwicklung BAZG 

➔ Wir begrüssen die Weiterentwicklung vom Bundesamt für Zoll und 
Grenzsicherheit BAZG hin zu einer agilen Organisation. 

➔ Wichtig ist dabei die Beratung durch einen persönlichen Kundenberater mit 
Expertenwissen beizubehalten. Dies ist in der Studie Inlandbesteuerung 2026 
für Kunden der Kategorie «Persunal» auch so vorgesehen. Nach unserer 
Ansicht gehören wir zu dieser Kategorie. 

 

 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch


 

British American Tobacco Switzerland SA – A member of the British American Tobacco Group 

 

 

 

Vereinheitlichung und durchgängige Digitalisierung der Abgabe- und 
Rechtsmittelverfahren 

➔ Wir begrüssen die Vereinheitlichung aller vom BAZG geführten Abgabe- und 
Rechtsmittelverfahren. 

➔ Wir begrüssen die durchgängige Digitalisierung der Abgabe- und 
Rechtsmittelverfahren. 

Rückerstattungen von Amtes wegen 

➔ Wir lehnen ab, dass in Bezug auf Rückerstattungen von Amtes wegen das 
BAZG-VG keine Bestimmung mehr vorsieht, wie sie Art. 22 Abs. 2 
Tabaksteuergesetz kennt. 

➔ Dadurch wird verunmöglicht, dass wenn bei der amtlichen Nachprüfung der 
Steuerveranlagung oder bei Betriebskontrollen eine zu Unrecht erhobene 
Steuer festgestellt wurde, der zu viel bezahlte Betrag von Amts wegen 
zurückerstattet wird. 

➔ Dies ist stossend, da es sich bei der Tabaksteuer um eine Verbrauchssteuer 
handelt, mit welcher der effektive Verbrauch im Inland besteuert werden soll. 

➔ Daher fordern wir, keine neue, wenig praxisnahe und sehr restriktive Regelung 
einzuführen. Die bisher angewandte Praxis, die sich an der relativen 
Verjährungsfrist von fünf Jahren gemäss Art. 23 Abs. 1 Tabaksteuergesetz 
orientiert, hat sich nach Swiss Cigarette sowohl hinsichtlich der 
Rechtssicherheit als auch im Sinne einer effektiven Besteuerung des 
Inlandverbrauchs bewährt. 

➔ Wir regen deshalb an, das BAZG-VG um eine Bestimmung gemäss Art. 22 Abs. 
2 Tabaksteuergesetz zu ergänzen, damit die bewährte bisherige Praxis 
weiterhin zur Anwendung gelangen kann. 

Deklarantenstrafpflicht 

➔ Wir favorisieren Variante 2. Mit Variante 2 ist eine Einzelfallprüfung nicht mehr 
notwendig. Entsprechend können die Rechtsunterworfenen leichter 
einschätzen, ob ihr Handeln strafrechtlich verfolgt werden könnte oder nicht. 

 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen Ihnen 
für weitere Informationen oder Erläuterungen gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
British American Tobacco Switzerland SA  

 
 
Brenda Ponsignon 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige :  British Amercian Tobacco Switzerland SA 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : bat 

Adresse : Avenue de Rhodanie 48, 1007 Lausanne 

Kontaktperson : Brenda Ponsignon 

Telefon : +41 21 614 12 72  

E-Mail : brenda_ponsignon@bat.com 

Datum :       

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch


Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-

Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

2/23 

 
 

 

Übersicht 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  zum erläuternden Bericht ......................................................... 3 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen ...................................... 5 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 ............................................................ 11 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge ..................................................................................................................................... 12 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht .............................................. 13 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen ......................... 14 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge ........................................................................................................................... 16 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht ........................................................................... 17 

Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung und zu deren Erläuterungen ........................................ 18 

Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge ......................................................................................................................................................... 21 

Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen .......................................................................................................................................... 22 

 
 
 

Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

bat Im Grundsatz begrüsst British American Tobacco Switzerland SA die in den Gesetzesentwürfen des BAZG-VG und des ZoG 
enthaltenden Vereinfachung und Vereinheitlichung des gegenwärtigen Rechts, auch im Zusammenhang mit den anstehenden 
Anpassungen bezüglich des Digitalisierungs- und Transformationsprogrammes (DaziT). 

bat Standardisierung und grösstmögliche Digitalisierung der Prozesse sowie Automatisierung der Abwicklung des legalen Verkehrs 
ermöglichen einen reibungslosen grenzüberschreitenden Warenverkehr. 

bat Mit der Gesetzesrevision geht aber auch eine Verschiebung einer grossen Anzahl an Bestimmungen auf die Verordnungsstufe 
einher. Da die entsprechenden Verordnungen jedoch noch nicht ausgearbeitet wurden, verbleiben offene Fragen z.B. über die 
Detailausgestaltung von Zollverfahren. Die Unkenntnis der zu revidierenden Verordnungsinhalte erschwert eine 
Gesamtbeurteilung der Gesetzesrevision. 

bat Die Regelungen zur Erhebung und Verarbeitung von Daten erlauben der Verwaltung umfassende Befugnisse. Dies ist kristisch zu 
hinterfragen. In diesem Zusammenhang ist auch die Erfordernis der Notwendigkeit und der Zweckgebundenheit, sowie die 
Sicherstellung des Datenschutzes generell besonders relevant.      

bat Der Schutz des Geistigen Eigentums und vertraulicher Geschäftsinformationen ist zu garantieren. Dementsprechend erwarten 
wir, dass die Zollverwaltung/das BAZG auch in Zukunft sicherstellt, dass dieser Schutz nicht durch die internationale Amtshilfe 
unterminiert wird und für alle Arten von Daten gewährleistet ist (z.B. Cyberrisiken). Ebenso ist die Bekämpfung von Fälschungen 
sicherzustellen. 

bat Im Speziellen ist für British American Tobacco Switzerland SA die Beibehaltung von einem persönlichen Kundenberater mit 
Expertenwissen wie dies in der Studie Inlandbesteuerung 2026 für Kunden der Kategorie «Persunal» auch so vorgesehen ist.  

bat       

bat       

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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bat       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

bat 
9             

Die Sendungsdokumentation soll in Zukunft mit der 
Importzollanmeldung übermittelt werden, wobei der 
Bundesrat die zu übermittelnden Dokumente festlegen 
wird. Unseres Erachtens sollen Dokumente nur dann 
übermittelt werden, wenn tatsächlich eine Kontrolle durch 
die Zollbehörden stattfindet und nicht in jedem Fall. Dies 
würde den Arbeitsaufwand für die involvierten Parteien 
senken. 

      

bat 
9 1       Art. 9 Abs. 1 verlangt die Übermittlung aller notwendigen 

Begleitdokumente zum Zeitpunkt der Warenameldung. 
Zum Zeitpunkt der Warenanmeldung sind indessen nicht 
immer sämtliche Unterlagen (wie z.B. 
Ursprungsnachweise) vorhanden,dies sollte im 
Gesetzesentwurf berücksichtig werden. 

      

bat 
12             

In Zukunft soll die Zollanmeldung mit der Fahrzeug-
Immatrikulation verknüpft werden. Im Export wird oft die 
Ausfuhrzollanmeldung durch die exportierende 
Unternehmung erstellt, wobei zu diesem Zeitpunkt die 
Abholung durch den Spediteur in den meisten Fällen 
noch nicht organisiert wurde. 

Zudem kann im Verlauf des grenzüberschreitenden 
Transports ein Fahrzeugwechsel bzw. ein Umladen 
erfolgen. Daher muss diese Anforderung praxistauglich 
und flexibel gestaltet werden, ansonsten würde dies 
massiv in die logistischen Abläufe der Unternehmen 
eingreifen und zu einer höheren Komplexität in der 
Exportabwicklung führen.  
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bat 
14             Zollanmeldungen werden verbindlich, sobald diese 

aktiviert werden. Die Aktivierung kann anlässlich des 
Grenzübertritts oder im Inland erfolgen. Es ist eine 
Möglichkeit vorgesehen die Aktivierung periodisch 
vorzunehmen. Aus der Vernehmlassung kann jedoch 
nicht entnommen werden, wo genau und ob die 
Aktivierung in Zukunft auch direkt bei Ankunft beim 
Empfänger vorgenommen werden kann. Zum Beispiel bei 
einer Anlieferung im Transitverfahren zu einer Fabrik, 
ohne dass ein Zwischenstopp bei einem zugelassenen 
Empfänger notwendig ist. Die Details zur Aktivierung 
sowie die im erläuternden Bericht erwähnten 
Sonderkonstellationen sollten im Gesetz eindeutig 
reflektiert werden, um die Rechtssicherheit zu 
gewährleisten. 

      

bat 
28 2       Zahlungsfrist direkt im Gesetz verankern.       

bat 
30 5       

Verjährung: Zusätzliche Informationen, in welchen Fällen 
die maximale Verjährungsfrist von 15 Jahren zur 
Anwendung kommt, wären hilfreich. 
In verschiedenen anderen Bereichen ist eine Verjährung 
in jedem Fall bereits nach 10 Jahren üblich (z.B. 
MWSTG). 

      

bat 
46             

Es wäre zu begrüssen, dass die Zollbehörde Ihre 
internen Richtlinien vollumfänglich veröffentlicht und 
unnötige Stolpersteine in den Verfahren entfernt. Des 
Weiteren dürfen Erträge aus Kostenüberwälzungen und 
Aberkennungen von «Zollprivilegien» nicht als 
Leistungsziele der Zollbehörden geführt werden. 

      

bat 
53 2       

Fristwahrung im elektronischen Verfahren: 

Bei Nichterreichbarkeit des Informationssystem 
verpflichtet Art. 53 Abs. 2 das Unternehmen täglich zu 
prüfen, ob das System erneut funktioniert. Ansonsten 
kann es sein, dass die Fristverlängerung um einen Tag 
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bei Nichterreichbarkeit des Systems verstreicht. Gerade 
im kaufmännischen Bereich arbeiten viele Personen 
Teilzeit. Dies wäre mit einer entsprechenden 
Fristverlängerung zu berücksichtigen. 

bat 
56 1       

Aufbewahrung von Daten und Dokumenten: 
Der Begriff "absolute" Verjährung kann missverstanden 
werden in der Hinsicht, dass die maximale 
Verjährungsfrist von 15 Jahren und nicht die 
Verjährungsfrist von 5 Jahren herangezogen werden 
muss. 
Zudem wäre es wichtig, in der Botschaft die 
Aufbewahrungsfrist näher zu erläutern bzw. zu erläutern, 
in welchen möglichen Fällen die Frist von 15 Jahren gilt.  
 

Des Weiteren wäre es hilfreich, dass in der Botschaft 
oder dem Gesetzesentwurf präzisiert wird, welche 
Unterlagen aufzubewahren sind (Rechnungen, 
Veranlagungsverfügungen, Ursprungsnachweise / 
Lieferantenerklärungen). 

      

bat 
58 1       

Gemäss Art. 39 kann das BAZG, geschuldete Beträge 
bis zu einem Jahr nachfordern. Art. 58 gewährt den 
Unternehmen für Einsprachen allerdings nur eine Frist 
von 60 Tagen. Die Frist von 60 Tagen wird den internen 
Abläufen von Unternehmen zudem nicht gerecht. Wir 
befürworten deshalb eine Verlängerung der Frist.  

Zudem gibt es heute bei den provisorischen 
Abfertigungen aus GSP Ländern eine Frist von 90 Tagen 
zur Beschaffung der Dokumente. Eine Verkürzung der 
Frist auf 60 Tage ist in Fällen, in denen Unterlagen von 
ausländischen Behörden beigebracht werden müssen, 
sehr kurz. 

      

bat 
60 1       

Analog der Fristen für die Einsprache gemäss Art. 58, 
wäre auch bei der Beschwerdemöglichkeit eine 
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Erweiterung der Frist wichtig. Dies um Asymmetrien 
zwischen den Rechten des BAZG und der Unternehmen 
zu vermeiden und um die internen Prozesse der 
Unternehmen besser zu berücksichtigen. 

Das BAZG soll zudem sicherstellen, dass die 
Beschwerde von einer anderen Stelle innerhalb des 
BAZG beurteilt wird.  

bat 
66 2 b 

Mit Artikel 66 wird die Grundlage für die Bearbeitung 
Daten juristischer Personen wie z.B. 
Fabrikationsgeheimnissen geschaffen. Besonders wichtig 
erscheint uns, dass diese Daten ausreichend geschützt 
und nicht an Dritte weitergegeben werden. Eine 
entsprechende Präzisierung ist daher wichtig. 
Der Schutz von Daten über Geschäfts- und 
Fabrikationsgeheimnisse ist für viele Branchen ein 
prioritäres Anliegen, dementsprechend wichtig erscheint 
es den Datenschutz sicherzustellen und den Zugang zu 
diesen sehr restriktiv zu behandeln, auch im Rahmen 
einer internationalen Amtshilfe. 

      

bat 
68             Neue flexible Zugriffsbefugnisse mögen durchaus 

praxisbezogener sein, erhöhen aber die Gefahr des 
Missbrauchs. Daher ist eine rechtssichere 
Verordnungsregelung (mit klar abgestufte Kompetenz- 
und Zugriffsregelung, Kontrollen) essentiell.  

      

bat 
95-96             

Das Inverkehrbringen von Fälschungen führt für die 
Schweizer Industrie zu erheblichen Schäden. Die 
Bekämpfung von Fälschungen sollte bei der 
Ausarbeitung der Verfahren zur Vernichtung von Waren 
mitberücksichtig werden. 

      

bat 
                  

            

bat 
                  

      
      



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-

Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

9/23 

 
 

bat 
                  

      
      

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                  

            

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                  

      
      

bat 
                  

            

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
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bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

bat 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

bat 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei 
Ordnungswidrigkeiten im ZoG und weiteren 
Abgabeerlassen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

bat             

bat             

bat             

bat             

bat             

bat             

bat             

bat             

bat             

bat             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

bat 
                              

      

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
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bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
                                    

bat 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

bat 
                        

bat 
                        

bat 
                        

bat 
                        

bat 
                        

bat 
                        

bat 
                        

bat 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

bat       

bat       

bat       

bat       

bat       

bat       

bat       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

bat 
10 1-2       

Aktuell hält das Gesetz in Art. 10 ZG fest, dass 
schriftliche Zolltarif- und Ursprungsauskünfte der 
eidgenössischen Zollverwaltung (neu Bundesamt für 
Zoll und Grenzsicherheit (BAZG)) während einer 
gesetzlich festgelegten Dauer verbindlich sind (Art. 20 
ZG). Ohne ersichtlichen Grund wird im revidierten 
Gesetz in Art. 10 ZoG darauf verzichtet, die 
Verbindlichkeit und Dauer der vom BAZG erteilten 
Zolltarif- und Ursprungsauskünfte zu regeln. Dies gilt 
es, analog der aktuell geltenden Bestimmung, ebenfalls 
festzulegen, sodass die Rechtssicherheit auch 
weiterhin gewährleistet ist und die betroffenen 
Unternehmen, wie bisher, über verbindliche Auskünfte 
verfügen. Wir würden eine Ergänzung im Gesetz wie 
lange Auskünfte gültig sind, begrüssen.  

      

bat 
                              

bat 
                  

            

bat 
                              

bat 
                  

            

bat 
                              

bat 
                              

bat 
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bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
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bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

bat 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

bat 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 
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Vernehmlassung: Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der
Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und
Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-
Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie zur Totalrevision des Zollgesetzes (ZG)
zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG).

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Für Ihre Einladung vom 11. September 2020 zur Stellungnahme im oben erwähnten
Vernehmlassungsverfahren danken wir Ihnen bestens. Wir haben den Entwurf mit Interesse zur
Kenntnis genommen. Die Abteilung I des BVGer ist durch die Umsetzung der Änderungen direkt
betroffen

Der Verzicht auf einen verwaltungsinternen Instanzenzug in all jenen Fällen, in welchen es darum
geht, eine Verfügung über Leistungs- und Rückleistungspflichten nach Art. 12 VStrR zu
überprüfen (vgl. Art. 61 Bst. a BAZG-VG), hat eine deutliche Ausdünnung des Rechtsschutzes zur
Folge. Angesichts dessen, dass das Bundesverwaltungsgericht namentlich in Tarifstreitigkeiten -
bei welchen es in der Regel um Nachzahlungen und somit um Leistungspflichten geht - bereits
jetzt letztinstanzlich entscheidet, wäre die Überprüfung einer Verfügung des Bundesamtes für Zoll
und Grenzsicherheit (BAZG) in diesen Fällen auf eine einzige Instanz beschränkt. Ob dies so
gewollt ist, ist letztlich ein politischer Entscheid. Aus dem im Gesetzesentwurf skizzierten Weg
ergibt sich allerdings, dass an die Qualität der Verfügungen des BAZG entsprechend hohe
Anforderungen zu stellen sind. Insbesondere muss der Sachverhalt sorgfältig festgestellt werden
und es ist der Begründungspflicht in angemessener Weise nachzukommen. Die Heilung von
Verfahrensmängeln auf gerichtlicher Ebene hat klarerweise eine Ausnahme zu bleiben. Vgl. in
diesem Zusammenhang das Urteil des BVGer A-2373/2019 vom 13. November 2020.

Aufgrund der genannten Ausdünnung des Rechtsschutzes ist damit zu rechnen, dass vermehrt
Rechtsfragen vor Bundesverwaltungsgericht gebracht werden, die sonst im verwaltungsinternen
Verfahren hätten beantwortet werden können. Damit einher geht ein erhöhter Ressourcenbedarf
des Bundesverwaltungsgerichts.
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Mit Hinweis auf Art. 61 Bst. b BAZG-VG ist es unklar, ob mit der «Feststellungsverfügung» eine
Verfügung gemeint ist, mit der die Höhe der Abgaben festgesetzt wird, oder ob es sich um die
Feststellung handelt, dass eine Abgabe gefährdet oder hinterzogen wurde. Insbesondere
letztere Feststellung wäre eher im Rahmen des Strafverfahrens anzufechten und nicht vor
Bundesverwaltungsgericht.

Die neue Regelung in Art. 61 BAZG-VG (d.h. der Verzicht auf einen verwaltungsinternen Instan-
zenzug in den entsprechenden Fällen) in Verbindung mit derjenigen in Art. 62 Abs.1 (wonach
lediglich das Einspracheverfahren gemäss Art. 58 und 59, nicht jedoch das verwaltungsinterne
Beschwerdeverfahren gemäss Art. 60 sowie der Rechtsmittelweg in Spezialfällen gemäss Art
61 kostenfrei sein soll) hat zur Folge, dass in den beiden letztgenannten Fällen kein kostenfreier
Rechtsschutz gewährleistet ist. Vor Bundesverwaltungsgericht fallen in aller Regel (zuweilen
hohe) Verfahrenskosten an. Insofern ist fortan in diesen Fällen in der Regel mit höheren Kosten
als bisher zu rechnen. Dieser Umstand könnte dazu beitragen, dass Rechtssuchende von einer
Anfechtung abgeschreckt werden, was wiederum eine Schwächung des Rechtsschutzes
bedeuten könnte.

Mit Hinweis auf Art. 60 Abs. 1 BAZG-VG wurden die ehemals detaillierten organisatorischen
Bestimmungen über den inneren Aufbau der EZV - resp. neu des BAZG - entfernt (vgl. Erläu-
ternder Bericht zum BAZG-Vollzugsaufgabengesetz und ZoG, S. 11). Entsprechend geht aus
dem Gesetz nicht mehr hervor, welche Stelle innerhalb des BAZG als neutrale Einsprache- bzw.
Beschwerdestelle fungiert. Gemäss Art. 60 Abs. 1 stellt das BAZG lediglich sicher, dass die Be-
schwerde "von einer anderen Stelle innerhalb des BAZG" beurteilt wird. Diese Bestimmung
könnte sich damit als zu wenig präzise erweisen. Sie erscheint nicht unbedingt geeignet, das
Vertrauen der Rechtsuchenden in den verwaltungsinternen Rechtsweg zu stärken. Dies könnte
zur Folge haben, dass Entscheide des BAZG auf weniger Akzeptanz stossen und sich die
Rechtsuchenden vermehrt an die Gerichte wenden. Dies würde mit einer erhöhten Belastung
des Bundesverwaltungsgerichts bzw. des Bundesgerichts und dem entsprechenden Res-
sourcenbedarf einhergehen

Im Übrigen verzichtet das Bundesverwaltungsgericht auf eine Stellungnahme. Wir bitten Sie, bei
der Auswertung der Vernehmlassung die Antwort des Bundesverwaltungsgerichts als Enthal-
tung und nicht als Zustimmung auszuweisen.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Die Vorsitzende der
ALTPräsidentenkonferenz

e
t

Nina spJti Giannakitsa:
FëLiGk{{

Der stellvertretende
Generalsekretär

Bernhard Fasel

Kopie an:

Bundesgericht
Bundesstrafgericht
Bundespatentgericht



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Bundesverwaltungsgericht 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : BVGer 

Adresse :       

Kontaktperson :       

Telefon :       

E-Mail :       

Datum :       

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

BVGer       

BVGer       

BVGer       

BVGer       

BVGer       

BVGer       

BVGer       

BVGer       

BVGer       

BVGer       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

BVGer 
61       a Der Verzicht auf einen verwaltungsinternen Instanzenzug 

in all jenen Fällen, in welchen es darum geht, eine 
Verfügung über Leistungs- und Rückleistungspflichten 
nach Art. 12 VStrR zu überprüfen (vgl. Art. 61 Bsta 
BAZG-VG), hat eine deutliche Ausdünnung des 
Rechtsschutzes zur Folge. Angesichts dessen, dass das 
Bundesverwaltungsgericht namentlich in 
Tarifstreitigkeiten - bei welchen es in der Regel um 
Nachzahlungen und somit um Leistungspflichten geht - 
bereits jetzt letztinstanzlich entscheidet, wäre die 
Überprüfung einer Verfügung des Bundesamtes für Zoll 
und Grenzsicherheit (BAZG) in diesen Fällen auf eine 
einzige Instanz beschränkt. Ob dies so gewollt ist, ist 
letztlich ein politischer Entscheid. Aus dem im 
Gesetzesentwurf skizzierten Weg ergibt sich allerdings, 
dass an die Qualität der Verfügungen des BAZG 
entsprechend hohe Anforderungen zu stellen sind. Das 
BAZG hat namentlich zu gewährleisten, dass seine 
Verfügungen den formellen und inhaltlichen 
Anforderungen genügen. Insbesondere muss der 
Sachverhalt sorgfältig festgestellt werden und es ist der 
Begründungspflicht in angemessener Weise 
nachzukommen. Die Heilung von Verfahrensmängeln auf 
gerichtlicher Ebene hat klarerweise eine Ausnahme zu 
bleiben. Vgl. in diesem Zusammenhang das Urteil des 
BVGer A-2373/2019 vom 13. November 2020. 

Aufgrund der genannten Ausdünnung des 
Rechtsschutzes ist damit zu rechnen, dass vermehrt 

      



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

5/19 

 
 

Rechtsfragen vor Bundesverwaltungsgericht gebracht 
werden, die sonst im verwaltungsinternen Verfahren 
hätten beantwortet werden können. Damit einher geht ein 
erhöhter Ressourcenbedarf des 
Bundesverwaltungsgerichts.  

BVGer 
61       b Es ist unklar, ob mit der «Feststellungsverfügung» eine 

Verfügung gemeint ist, mit der die Höhe der Abgaben 
festgesetzt wird, oder ob es sich um die Feststellung 
handelt, dass eine Abgabe gefährdet oder hinterzogen 
wurde. Insbesondere letztere Feststellung wäre eher im 
Rahmen des Strafverfahrens anzufechten und nicht vor 
Bundesverwaltungsgericht. 

      

BVGer 
62 1       Die neue Regelung in Art. 61 BAZG-VG (d.h. der Verzicht 

auf einen verwaltungsinternen Instanzenzug in den 
entsprechenden Fällen) in Verbindung mit derjenigen in 
Art. 62 Abs.1 (wonach lediglich das Einspracheverfahren 
gemäss Art. 58 und 59, nicht jedoch das 
verwaltungsinterne Beschwerdeverfahren gemäss Art. 60 
sowie der Rechtsmittelweg in Spezialfällen gemäss Art. 
61 kostenfrei sein soll) hat zur Folge, dass in den beiden 
letztgenannten Fällen kein kostenfreier Rechtsschutz 
gewährleistet ist. Vor Bundesverwaltungsgericht fallen in 
aller Regel (zuweilen hohe) Verfahrenskosten an. 
Insofern ist fortan in diesen Fällen in der Regel mit 
höheren Kosten als bisher zu rechnen. Dieser Umstand 
könnte dazu beitragen, dass Rechtssuchende von einer 
Anfechtung abgeschreckt werden, was wiederum eine 
Schwächung des Rechtsschutzes bedeuten würde.  

      

BVGer 
60 1       Die ehemals detaillierten organisatorischen 

Bestimmungen über den inneren Aufbau der EZV - resp. 
neu des BAZG-Vollzugsaufgabengesetz - wurden 
entfernt (vgl. Erläuternder Bericht zum BAZG und ZoG, S. 
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11). Entsprechend geht aus dem Gesetz nicht mehr 
hervor, welche Stelle innerhalb des BAZG als neutrale 
Einsprache- bzw. Beschwerdestelle fungiert. Gemäss Art. 
60 Abs. 1 stellt das BAZG lediglich sicher, dass die 
Beschwerde "von einer anderen Stelle innerhalb des 
BAZG" beurteilt wird. Diese Bestimmung erweist sich 
damit als äusserst schwammig. Sie erscheint nicht 
geeignet, das Vertrauen der Rechtsuchenden in den 
verwaltungsinternen Rechtsweg zu stärken. Dies könnte 
zur Folge haben, dass Entscheide des BAZG auf weniger 
Akzeptanz stossen und sich die Rechtsuchenden 
vermehrt an die Gerichte wenden. Dies würde mit einer 
erhöhten Belastung des Bundesverwaltungsgerichts bzw. 
des Bundesgerichts und dem entsprechenden 
Ressourcenbedarf einhergehen.  

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
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BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

BVGer 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

BVGer 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

BVGer             

BVGer             

BVGer             

BVGer             

BVGer             

BVGer             

BVGer             

BVGer             

BVGer             

BVGer             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
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BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

BVGer 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

BVGer 
                        

BVGer 
                        

BVGer 
                        

BVGer 
                        

BVGer 
                        

BVGer 
                        

BVGer 
                        

BVGer 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

BVGer       

BVGer       

BVGer       

BVGer       

BVGer       

BVGer       

BVGer       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

16/19 

 
 

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

BVGer 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

BVGer 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 







 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Cargologic AG 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : CGL ZRH 

Adresse : Frachtgebäude Ost 

Kontaktperson : Markus Schürmann 

Telefon : +41 58 856 95 02 

E-Mail : markus.schuermann@cargologic.com 

Datum : 10.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

CGL 
ZRH 

Grundsätzlich begrüssen wir die Weiterentwicklung und die Veränderungen der Zollverwaltung, um den zukünftigen Anforderun-
gen gewachsen zu sein. Eine Vereinfachung der Zollprozesse ist anstrebenswert, jedoch darf diese nicht die Konkurrenzfähigkeit 
der Unternehmen in der Schweiz gefährden oder gar nachteilig behandeln im Vergleich zu Bedingungen im Ausland.  

CGL 
ZRH 

Die Gesetzes-Revision betrifft die Cargologic vor allem in den Bereichen Luftfrachtabwicklung als Handling Agent der verschiede-
nen Airline und Freilager Tätigkeiten. Zu diesen beiden Bereichen sind aber die Angaben nicht sehr ausführlich oder aber sehr 
vage gehalten. 

Die Cargologic AG betreibt am Zürich Flughafen ein geschlossenes Zollfreilager und vermietet als Lagerhalterin Flächen an natio-
nal und international tätige Unternehmen. Die Mieter sind Ein-/Auslagerer. Die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche sind im 
Betrieb klar geregelt und wiederspiegeln die Allgemeinen Bestimmungen Zollfreilager, Version 2 der EZV, Version 2 vom Januar 
2017 eins zu eins wieder. Dieses Instrument der EZV ist eine geradezu beispielhaftes Regelwerk, wie es den involvierten Par-
teien, namentlich der Gesetzgebung, den Exekutivbehörden und den privaten Unternehmen gelingt, einfach, pragmatisch und vor 
allem ökonomisch die freiheitlichen, politischen und wettbewerbstauglichen Wege zu begehen, offen und transparent. 

CGL 
ZRH 

Das hohe Wettbewerbsniveau der Schweiz basiert vor allem auf dem Ergebnis der Freiheit, in einem fortschrittlichen politischen 
Umfeld tätig zu sein. Der neue Zollgesetzrahmen, der nun in Diskussion ist, kann aber ohne weitere Abklärungen nicht in der 
Form akzeptiert oder kommentiert werden. Er lässt viele Fragen unbeantwortet resp. schränkt die Tätigkeiten der Wirtschaftsbe-
teiligten ein, da den unterschiedlichen Bedürfnissen keine oder zu wenig Beachtung geschenkt wird.  

Es ist daher in jedem Fall zu berücksichtigen, dass dieses Zusammenspiel von Betreiber der Zollfreilager (Lagerhalter) und den 
Kunden, also Mieter (Ein-/Auslagerer) der Zollfreilager, zukünftig die gleichen Möglichkeiten und Chancen zukommen, wie es 
heute bereits der Fall ist. d.h., dass es zu keinen ökonomischen oder prozessualen Verschlechterungen kommen darf. 

CGL 
ZRH 

Artikel 44 beschreibt die Definition der Zolllager. Dies aber in einer Art und Weise, welche der Besonderheit von Zollfreilager und 
der Waren, welche in einem Zollfreilager eingelagert werden nicht entspricht. Die heutigen Tätigkeiten der Zollfreilager unterschei-
den sich von offenen Zolllagern und muss auch im neuen Gesetz berücksichtig werden. Eine Anpassung der Zollfreilager an of-

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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fene Zolllagern widerspricht dem Sinn eines Zollfreilagers und würde die Tätigkeiten massiv einschränken oder gar verunmögli-
chen. Mit der Annahme dieses Vorschlags würden die Geschäftstätigkeiten massiv eingeschränkt oder gar verunmöglicht. Daher 
ist es unumgänglich, dass die Differenzierung zwischen Zollfreilager und offenen Zolllager (OZL) auch weiterhin gemacht wird. 

CGL 
ZRH 

Die heute tätigen verbleibenden Zollfreilager in der Schweiz beherbergen kleinere Mengen von Waren, jedoch mit sehr grossen 
Warenwert. Die Tätigkeiten der Zollfreilager sind hauptsächlich die Vermietung von Räumen an die verschiedenen Kunden. Wo-
bei hier strikte Vorgaben bezüglich Ein- und Auslagerungen und der Inventarisierung der Waren bestehen. Die jeweiligen Zolläm-
ter haben daher eine ganz klare und transparente Übersicht über die Tätigkeiten resp. die Art und Menge der Waren, die sich in 
Zollfreilager befinden.. 

CGL 
ZRH 

Die Zollfreilager bieten daher; 

- Keine finanziellen Garantien, garantieren aber die Sicherheit des Zollbereiches mit organisatorischen Massnahmen, der 
Kontrolle der Mieter und der detaillierten Übersicht der Waren, die ein-/ausgelagert werden. 

- Garantiert, dass die Bedingungen für alle gleich gehandhabt werden 

Die Werte der Waren, welche die Kunden in einem Zollfreilager einlagern, unterliegen heute keinen Abgaben oder finanziellen 
Sicherheiten. Dies ist auch ein Grund, warum Waren über Generationen in den Zollfreilagern eingelagert / weitergegeben wurden 
resp. werden. In der Regel handelt es sich um sehr hohe Werte, und daher wird es schwierig einen Betrag festzulegen und allfäl-
lige Steuern zu garantieren. Da die Kontrollen der Zollfreilager aber sehr strikte durchgeführt werden, ist dies zu hinterfragen, ob 
man mit zusätzlichen Gebühren die Konkurrenzfähigkeit der Zollfreilager damit beeinträchtigen will. Zudem haben die Zollbehör-
den bei falschem oder fraglichen Verhalten genüg Möglichkeiten, Massnahmen zur Sicherung der möglichen Abgaben zu ergrei-
fen. 

CGL 
ZRH 

Das neue Zollgesetz zielt darauf ab, zu harmonisieren, zu standardisieren, zu rationalisieren und zu digitalisieren, da die Aktivitä-

ten im Zusammenhang mit dem grenzüberschreitenden Verkehr kontinuierlich zu nehmen. Die Absicht geht in die die richtige 

Richtung, soweit alle Besonderheiten gebührend berücksichtigt werden, die außerhalb des aktuellen Großhandels liegen. Diese 

«Nischen» Aktivitäten sind für diejenigen, die direkt daran beteiligt sind / daran interessiert sind, von existenziell Wichtigkeit und 

für diese müssen diese als integraler Bestandteil erhalten bleiben um die wirtschaftliche Aktivitäten auf Schweizer Territorium 

weiter betreiben zu können. 

Die Annahme des revidierten Gesetzten kann daher nur unter Berücksichtigung der beschriebenen Besonderheiten bestätigt wer-
den. 

CGL 
ZRH 

Bitte beachte Sie auch, das separate Schreiben der Cargologic an Herrn Bundesrat MaurerBe 
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CGL 
ZRH 

      

CGL 
ZRH 

      

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

CGL 
ZRH 

11 2   Zu wenig präzise und muss ergänzt werden >> Abgabe-
verfahren, andere Warenbestimmungen? 

 

CGL 
ZRH 

11 3  Welche Bedingungen und Auflagen, Fristen werden hier 
angesetzt? 

 

CGL 
ZRH 

13 3       Die Aktivierung durch den Handling Agenten nach -oder 
vorgelagert ist nicht sinnvoll, da der Handling Agent nicht 
verantwortlich für die Abgabenschuld ist. 

Der Handling Agent muss elektronische 
Bestandes Aufzeichnungen führen. Die Ak-
tivierung erfolgt durch den Warenempfän-
ger oder deren Gehilfe, namentlich Spediti-
onen oder Zollagenten. 

CGLZRH 
15   Heisst dies, dass der Betreiber eines Freilager neu auch 

AEO werden muss? 
 

CGL 
ZRH 

30 1  Es bestehen heute verschiedene Verjährungsfristen, die 
aber in irgendeiner Form zusammenspielen 

MWSTG – Art. 42 – 5 Jahre 
Art. 42 und Art. 91, Abs. 5 – max. 10 Jahre 
ZG – Art. 75, Abs. 5 – max. 15 Jahre 

Anpassen des MWST und ZG an eine ein-
heitliche Frist 

CGL 
ZRH 

31   Von welchen Abgaben im Zusammenhang mit Freilager 
wird hier gesprochen? Macht man hier nicht eine Vermi-
schung der Lagerarten >> Freilager und Offene Zollla-
ger? 

Freilager müssen auch weiterhin Abgaben-
befreit arbeiten können. 

CGL 
ZRH 

34   Wird der aktuelle Satz von 2 % der Sicherstellung in OZL 
auch weiterhin in diesem Artikel 34 berücksichtig 
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CGL 
ZRH 

44 1  Entsprich nicht der heutigen Realität im Freilager Zürich 
Flughafen. Alle Waren in einem Zollfreilager müssen zoll-
rechtlich angemeldet werden und der Lagerhalter ist zu-
dem für die Inventarisierung verantwortlich. Daher gilt 
nicht nur eine räumliche Abtrennung. 

Viel zu vage formuliert und muss ange-
passt werden, resp. genauer Wortlaut 
muss vorliegen 

CGL 
ZRH 

44 1       Neu werden Zollager (OZL) und Zollfreilager in Zolllager 
zusammengefasst. Dies kann aber nicht im Sinne des 
Betreibers sein, da diese Unterscheidung auch weiterhin 
bestehen soll. Die bestehenden Geschäftsmodelle wer-
den durch diese Massnahmen beeinflusst oder gar ver-
hindert. 

Weiterhin eine Abgrenzung nach Zollfreila-
ger und Zollager (OZL). Die Bestimmungen 
müssen auch hier ganz klar definiert wer-
den, weil viel zu vage formuliert. 

CGL 
ZRH 

44 3  Wir verstehen den Artikel so, dass nur eine Bewilligung 
für das Betreiben eines Zollfreilagers ausgestellt wird und 
nicht diverse pro Standort. Wenn neu alle Betreiber oder 
gar Einlagerer eine Bewilligung benötigen, ist mit einem 
massiv höheren administrativen Aufwand zu rechnen. 

Wem obliegt in Zukunft die Kontrolle? Wird diese an die 
Betreiber ausgelagert? 

 

CGL 
ZRH 

44 4  Das BAZG kann die Bewilligung mit Auflagen versehen." 
Was bedeutet dies für die Betreiber? 

Bei der Auflagenerteilung wird es Unterscheide zwischen 
"ex FL" und ex "OZL" geben ? 

 

CGL 
ZRH 

44 5 c Um welche Dokumente handelt es sich hier in diesem 
Abschnitt? Inventarisierung? 

 

CGL ZrH 
44 5 d Wie muss der Nachweis der Zahlungsfähigkeit bewiesen 

werden? Betrifft dies die Sicherstellung? 
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CGL 
ZRH 

44 5 e Welcher Grad an Sicherheitsstandard wird hier gefordert? 
Was stellt man sich genau darunter vor? 

 

CGL 
ZRH 

44 5 f Wie berechnet sich die Mindestanzahl an Ein- und Ausla-
gerungen? 

Dementsprechend wird den Besonderheiten der ver-
schiedenen Freilager hier Beachtung geschenkt? 

Werden FL und OZL anders beurteilt? 

Kann in Zukunft ein ex FL die Inventarisierung an eigene 
Mieter/Einlagerer übertragen 

 

CGL 
ZRH 

46 2       Die Bestimmungen müssen genauer definiert werden, in 
welchen Fällen Massnahmen durchgeführt werden. 

Wortlaut unklar und muss präzisiert wer-
den.54 

CGL 
ZRH 

56 2  Wer sind die Personen und wie stellt man sich die Daten-
haltung vor? Welche Vorschläge gibt es dazu? 

 

CGL 
ZRH 

54             Akteneinsicht. Zu definieren welche Informationen in der 
Akteneinsicht zu berücksichtigen sind. 

Klar zu definieren bei welchen Verfahren 
welche Informationen durch die Aktenein-
sicht zu gewähren ist. 

CGL 
ZRH 

58   Warum nur 60 Tage Frist. Die EZV hat eine Frist von 1 
Jahr um Fehler zu reklamieren? Müsste man dies nicht 
vereinheitlichen? 

 

CGL 
ZRH 

64 1  Bezug auf den erläuternden Bericht, Seite 58, Absatz 1. 

Welches Betriebssystem erfüllt diese Anforderungen? 
Wie sieht es aus mit der Berücksichtigung und Integration 
von E-Freight im Digitalisierungsprozess des BAZG ? 
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CGL 
ZRH 

64 1       Datenschutz. Was genau soll die BAZG mit der Verwen-
dung der Daten bewirken? 

Genau definieren, welche personenbezo-
genen Daten durch die BAZG benötigt wer-
den. 

CGL 
ZRH 

84             Mitwirkungspflicht. Wer in welchem Verfahren / Trans-
portart ist dazu verpflichtet. Es kann Ausnahmen geben, 
welche pro Transportart auftreten und berücksichtigt wer-
den müssen. 

Klar definieren, welche Aufgaben, wann 
und durch wenn durchzuführen sind. Wel-
che Informationen wem bekannt sein 
müsse. Nicht alle Informationen sind allen 
Beteiligten der Lieferkette bekannt. Das 
BAZG setzt dies aber voraus. 

CGL 
ZRH 

103ff   Das BAZG übernimmt neue Aufgaben, z.B. Unterstüt-
zung der Bekämpfung gegen Geldwascherei und Terro-
rismus. 

Ist der Export betroffen? 

Wird es  Überschneidungen mit den Kompetenzen des 
SECO geben? 

 

CGL 
ZRH 

106             Wie wird der Bundesrat den Rahmen für die Gewichtung 
festsetzten? Was ist unter risikobasierter Gewichtung zu 
verstehen? Führt dies zu Verzögerungen an den Flugha-
fen? Wenn ja in welcher Form? 

      

CGL 
ZRH 

141ff        Ist angedacht für die Einführung eines neuen konsultati-
ven Organes im Zollwesen, dies in einem neuen Artikel 
zu beschreiben --> analog zu MWSTG Art. 109 resp. 
MWSTV Art. 157-162 

      

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 
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CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

CGL 
ZRH 

                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

CGL ZRH 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

CGL ZRH 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

CGL ZRH             

CGL ZRH             

CGL ZRH             

CGL ZRH             

CGL ZRH             

CGL ZRH             

CGL ZRH             

CGL ZRH             

CGL ZRH             

CGL ZRH             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
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CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

CGL ZRH 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

CGL ZRH 
                        

CGL ZRH 
                        

CGL ZRH 
                        

CGL ZRH 
                        

CGL ZRH 
                        

CGL ZRH 
                        

CGL ZRH 
                        

CGL ZRH 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

CGL ZRH Grundsätzlich keine Anmerkung, da in diesem Teil keine Themen betreffend der Zollfreilager behandelt werden. 

CGL ZRH       

CGL ZRH       

CGL ZRH       

CGL ZRH       

CGL ZRH       

CGL ZRH       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
                              

CGL ZRH 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

CGL ZRH 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 
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Anhang 1 – Art. 44 Bewilligung für den Betrieb von Zolllagern und Steuerlagern  
 

1  Zolllager sind vom BAZG zugelassene Orte im Zollgebiet, an denen unverzollte und 

unversteuerte Waren gelagert und bewirtschaftet werden dürfen. 

 

2  Steuerlager sind vom BAZG zugelassene Orte im Zollgebiet, an denen bestimmte ganz 

oder teilweise unversteuerte Waren gemäss den Erlassen nach Artikel 4 Buchstaben c–f 

gelagert, hergestellt, gewonnen, bewirtschaftet und bearbeitet werden dürfen.  

 

Kommentar: Es wird vorgeschlagen, in der endgültigen Fassung des Gesetzestextes die 
Absätze 3 und 4 auszutauschen, damit das Prinzip der Bewilligung (heutiger Absatz 4) vor den 
Pflichten des Betreibers (heutiger Absatz 3) behandelt wird. 
 

3  Die Betreiberin oder der Betreiber eine Zoll- oder Steuerlagers ist verantwortlich für dessen 

Betrieb und die Überwachung der Waren. Der Bundesrat regelt die Voraussetzung, unter 

denen ein Betreiber (Hauptbetreiber) Räumlichkeiten an einen oder mehrere Dritte 

(Sekundärbetreiber) vermieten darf. 

 

4  Wer ein Zoll- oder Steuerlager betreiben will, braucht eine Bewilligung des BAZG. Das 

BAZG kann die Bewilligung mit Auflagen versehen. Der Bundesrat legt die 

Voraussetzungen fest, unter denen der Bewilligungsträger Räumlichkeiten an Dritte 

vermieten kann, ohne dass diese Dritten eine Bewilligung des BAZG benötigen. 

 

5  Die Bewilligung wird erteilt, wenn die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller die folgenden 

Voraussetzungen erfüllt:  

 

a.  Sitz oder Wohnsitz im Zollgebiet;  

 

b.  die bisherige Einhaltung dieses Gesetzes, der Abgabeerlasse und der 

nichtabgaberechtlichen Erlasse;  

 

c.  das Vorhandensein eines Systems zur Führung der Geschäftsbücher und zur 

Aufbewahrung von Unterlagen, das die notwendigen Kontrollen durch das BAZG 

ermöglicht;  

 

d.  die nachweisliche Zahlungsfähigkeit;  

 

e.  das Vorhandensein einer geeigneten Infrastruktur und geeigneter Sicherheitsstandards;  

 

f.  die Mindestanzahl an Ein- und Auslagerungen;  

 

g.  Pflichten bezüglich die Aufbewahrung und Bekanntgabe von Daten.  

 

6  Der Bundesrat kann weitere Bewilligungsvoraussetzungen vorsehen. 

6 Sensible Waren können in einem besonderen Zolllager (Zolllager für sensible Waren) 

gelagert werden. Das Zolllager für sensible Waren unterliegt nicht der Voraussetzung nach 

Absatz 5 Buchstabe f des vorliegenden Artikels. Die Modalitäten des Zolllagers für sensible 

Waren werden vom Bundesrat geregelt. Der Bundesrat definiert den Begriff der sensiblen 

Waren und legt fest, welche Angaben die Bestandes-Aufzeichnung für sensible Waren 

enthalten muss. 
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Am 1.1.2008 hat Cargologic das Freilager und dessen Bewilligung am Zürich Flughafen übernom-

men und führt dies operationell nach den Vorgaben der Zollbehörden. 

Als einen zusätzlichen Service, offeriert Cargologic die Möglichkeit des Handling und die Lagerung 

von Waren über das Freilager. Zu den offerierten Dienstleistungen gehören: 

 Vermieten von Kabinen 

 Vermieten von Tresoren 

 Temporäre Lagerung von unverzollten Waren 

Die Infrastruktur des Freilagers stellt sich wie folgt zusammen: 

 75 Kabinen 

 10 Tresore 

  5 Kühlräume, Temperatur kontrolliert 

 

Das Freilager Zürich Flughafen befindet sich im Untergeschoss des Gebäudes Fracht West. Der Zu-

gang kann nur über den kontrollierten Eingang Tor 65 – Gebäude Fracht Ost erfolgen. Jeder Mieter 

muss über einen gültigen Flughafenausweis verfügen und beim Zoll registriert sein, um Zugang zu 

erhalten. 
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Der Zugang ist somit über ein «Batch» System geregelt. Verantwortlich dafür ist Cargologic in Zusam-

menarbeit mit dem Zollamt Zürich Flughafen. Die Anträge und Freischaltung der Batches kann nur 

über die FZAG des Zürich Flughafen nach Freigabe von Cargologic und Zollamt Zürich Flughafen 

erfolgen. 

Sämtliche Wareneinlagerungen und Warenauslagerungen müssen dem Zollamt Zürich Flughafen an-

gemeldet werden. Der physische Transport der Ware in oder aus dem Freilager muss immer über 

Cargologic abgewickelt werden. 

Die Inventarisierung der eingelagerten Waren obliegt dem Mieter/innen der Kabinen und Tresore oder 

im Falle von temporären Einlagerungen der Cargologic. 

Mutationen der vermieteten Kabinen oder Änderungen werden dem Zollamt Zürich Flughafen immer 

unmittelbar mitgeteilt. 

 

Öffnungszeiten Freilager 
 
 
Die Öffnungszeiten des Freilagers Zürich Flughafen: 
 
Montag – Freitag  07.45 – 11. 45 Uhr und  12.45 – 17.30 Uhr 
Samstag und Sonntag geschlossen 
 
 

Adresse/Kontakt - Details 

 
Postfach 
8058 Zurich Airport 

Tel: +41 58 856 94 99 

E-Mail: freilager.zrh@cargologic.com 

  

mailto:freilager.zrh@cargologic.com
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Weitere Details über das Freilager Zürich Flughafen 
 

 
Lager Details: 
Grösse des Lagers 6`672 m2 
Büro 50 m2 
Anzahl Gabelstapler 4 
Beleuchtung LED 
 

Direkte Zugänge über Freilager: 
Direkter Zugang Airline Terminal JA  ☐ NEIN  ☒ 

Direkter Tarmac Zugang JA  ☐ NEIN  ☒ 

Gemietetes Lager JA  ☒ NEIN  ☐ (Vermieter FZAG) 

 

Sicherheits-Equipment: 
CCTV bei Warenübergabe  JA  ☒ NEIN  ☐ 

CCTV bei Auslagerung  JA  ☒ NEIN  ☐ 

CCTV bei Warenumschlag im Freilager JA  ☐ NEIN  ☒ 

CCTV im Freilager Tresore  JA  ☒ NEIN  ☐ 

CCTV über Remote-Zugang  JA  ☒ NEIN  ☐ 
 
Alarm-System Tresore / ausgerüstete Kabinen* 
Alarm verbunden mit Sicherheitsfirma JA  ☒ NEIN  ☐ 

Bewegungsmelder  JA  ☒ NEIN  ☐ 

Intervention durch Flughafen Polizei JA  ☒ NEIN  ☐ 

Feuermelder  JA  ☒ NEIN  ☐ 
 
* Alle Tresore und diverse Kabinen sind mit einem Alarm-System ausgerüstet 
 
Zugang Freilager 
Benötigt Batch   JA  ☒ NEIN  ☐ 

Türen gesichert (Zeit System)  JA  ☒ NEIN  ☐ 

Lift für Warentransport gesichert  JA  ☒ NEIN  ☐ 

Zugang durch Zoll möglich, jederzeit JA  ☒ NEIN  ☐ 

Notausgänge vorhanden und gesichert JA  ☒ NEIN  ☐ 

 

IT Tool 
Lagerbewirtschaftungssystem (Fast Logistics) JA  ☒ NEIN  ☐ 

 













 

  
 
 
 
 
 

 
 Monsieur le Conseiller fédéral 
 Ueli Maurer  
 Département fédéral des finances  
 Palais fédéral 
  3003 Bern 
 

 

Paudex, le 15 décembre 2020 
JDU 

 

Consultation fédérale – Révision de la loi sur les douanes 

 

 

Monsieur le Conseiller fédéral, 

 

Lors de sa séance du 11 septembre 2020, le Conseil fédéral a ouvert la consultation 

relative à la révision totale de la loi sur les douanes (LD) et à la création d’une loi 

définissant les tâches d’exécution du futur Office fédéral de la douane et de la sécurité 

des frontières (OFDF), destiné à remplacer l’Administration fédérale des douanes 

(AFD). Le renouvellement intégral des bases légales pertinentes s’inscrit dans le 

programme de numérisation et de transformation DaziT, introduit en réponse à des 

initiatives parlementaires réclamant des procédures plus simples aux frontières. En 

substance, ce programme vise à assurer de manière plus efficace la sécurité globale 

de la frontière au profit de la population, de l'économie et de l'État tout en simplifiant 

les processus de perception des droits de douane et des redevances.  

 

Incontestablement, l’AFD est un organe multitâche. La douane suisse contribue à la 

sécurité intérieure en luttant contre la criminalité et la migration illégale et en 

s’opposant à la contrebande de stupéfiants et à la falsification de documents. En 

vérifiant les denrées alimentaires, les métaux précieux, les plantes et les animaux à la 

frontière, elle protège la population et l’environnement. La douane assure en outre la 

sécurité dans l’espace public via le contrôle de la circulation des armes et du matériel 

de guerre ainsi que des substances explosibles et des biens utilisables à des fins 

civiles et militaires. Par ailleurs, elle garantit la défense de l’économie en surveillant 

l’importation et l’exportation de certaines marchandises, en protégeant les marques, 

les indications géographiques de provenance, les droits d’auteur et les droits des 

designs. Enfin, elle perçoit différentes redevances (droits de douane, TVA, divers 

impôts, etc.) et coopère avec des autorités et organisations étrangères, par exemple 

dans le domaine des transits internationaux.  

 

Le projet de révision a cela de réjouissant qu’il établit le cadre légal nécessaire à 

l’utilisation généralisée des technologies numériques et qu’il optimise les procédures, 

y compris celles de recours. Pour le reste, l’administration douanière bénéficiera d’une 

certaine souplesse organisationnelle, ce qui lui permettra de relever les défis à venir, 

parmi lesquels la croissance du trafic de personnes et de marchandises, la gestion de 

la migration et la lutte contre la criminalité transfrontalière.  



 

Depuis la dernière révision totale de la LD en 2015, force est de convenir que la 

circulation transfrontalière des personnes et des services n’a eu de cesse 

d’augmenter. Dans ces conditions, il paraît plus que jamais essentiel de pouvoir 

franchir la frontière sans temps d’attente disproportionné. Etant entendu que 

l’exécution par l’administration douanière de tâches ne relevant pas du droit fiscal est 

amenée à prendre une place grandissante – ceci en raison de l’essor du commerce 

en ligne – la modernisation proposée semble aller de soi, ce d’autant qu’elle paraît 

propre à renforcer la compétitivité de la place économique suisse. Ainsi, la possibilité 

d’accomplir les formalités en matière de circulation des personnes et des 

marchandises par voie électronique mérite d’être soutenue.  

 

Le Centre Patronal note avec satisfaction que les entreprises pourront rechercher des 

informations de manière plus efficace, ceci grâce à l'uniformisation de ces dernières, 

au recours à des assistants numériques et à une communication proactive du futur 

OFDF. Les entreprises auront en outre la possibilité d’exécuter certaines procédures 

de façon autonome, ce qui réduira leur dépendance aux agents de douane. Par 

ailleurs, elles pourront accéder à des procédures et à des prestations de service par 

le biais d’une plateforme clients centrale permettant un échange électronique des 

données. Que ce soit au niveau de la procédure d’autorisation, de la déclaration, du 

référencement, de l’activation, du contrôle ou du paiement, le recours au numérique 

devrait générer des conséquences positives pour les entreprises.  

 

Au vu de ce qui précède, tout laisse à penser que la modernisation proposée 

bénéficiera aux acteurs économiques, en particulier aux entreprises importatrices et 

exportatrices. On rappellera que, de manière générale, l’objectif est de réduire les 

charges de ces dernières tout en leur facilitant la vie. Or, un dédouanement rapide est 

susceptible de conduire à une baisse des coûts dans le commerce transfrontalier. Le 

Centre Patronal ne peut donc que saluer un projet qui va pour le moment dans la 

bonne direction. 

 

* * * 

 

En vous remerciant de l’attention que vous porterez à cette prise de position, nous 

vous prions d’agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, l’expression de notre haute 

considération.  

 

Centre Patronal  

 

 
Jimmy Dupuis 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : CHOCOSUISSE Verband Schweizerischer Schokoladefabrikanten 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : CHOCOSUISSE 

Adresse : Münzgraben 6, Bern 

Kontaktperson : Urs Furrer 

Telefon : 031 310 09 90 

E-Mail : info@chocosuisse.ch 

Datum : 31. Dezember 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

CHOCOSUISSE Die Modernisierung der gesetzlichen Grundlagen im Zollbereich ist grundsätzlich eine positive Entwicklung. Eine 

gesamtheitliche Beurteilung des Gesetzesentwurfs ohne Kenntnis der Verordnungen ist aber schwierig. Umso wichtiger ist 

es, dass die Unternehmen beim Entwurf der Verordnungen eingebunden werden und dass die Bedürfnisse insbesondere 

der exportorientierten Wirtschaft (wie der Schweizer Schokoladeindustrie, die über 70% ihrer Produktion exportiert) 

berücksichtigt werden.  

CHOCOSUISSE 
Bei der Überarbeitung der vorliegend in die Vernehmlassung geschickten Gesetzesentwürfe ist den Kriterien 

administrative und finanzielle Entlastung für die Unternehmem, Praktikabilität und Standortattraktivität für die hierzulande 

produzierenden Unternehmen gebührend Rechnung zu tragen.  

CHOCOSUISSE Nebst den obenstehenden allgemeinen Hinweisen beschränken wir uns in unserer Stellungnahme auf Punkte zum 

Verfahren des aktiven Veredelungsverkehrs, das für exportorientierte Schweizer Lebensmittelhersteller von hoher 

Relevanz ist. Das 2019 eingeführte vereinfachte Verfahren der aktiven Veredelung und das Äquivalenzprinzip müssen 

ebenso weitergeführt werden wie die Praxis im besonderen Verfahren der aktiven Veredelung (bVaV), auch wenn der 

Export über ein Zollfreilager erfolgt.  

CHOCOSUISSE       

CHOCOSUISSE       

CHOCOSUISSE       

CHOCOSUISSE       

CHOCOSUISSE       

CHOCOSUISSE       

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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CHOCOSUISSE       
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

CHOCOSUISSE 
11 2 d Heute ist Art. 12 Abs. 3 ZG die Grundlage für die 

Bewilligung des aktiven Veredelungsverkehrs. Das 

BAZG-VG enthält dazu keine detaillierte Regelung; 

dies wird künftig Sache des Bundesrats sein (Art. 11 

Abs. 2). Unabhängig von der Regelungsebene muss 

weiterhin ein Anspruch auf Rückerstattung im aktiven 

Veredelungsverkehr vorgesehen sein und 

Zollbefreiung auch dann gewährt werden, wenn 

inländische Ware gleicher Menge, Beschaffenheit & 

Qualität als verarbeitete Erzeugnisse ausgeführt wird 

(Äquivalenzprinzip). Die Beibehaltung des heute in 

Artikel 165a Zollverordnung (ZV) verankerten, 2019 

eingeführten vereinfachten Bewilligungsverfahrens 

für die aktive Veredelung von Milch- und 

Getreidegrundstoffen ist von entscheidender 

Wichtigkeit und muss ebenfalls beibehalten werden.    

Sofern keine Regelung im BAZG-VG: 

Hinweis in der Botschaft und enger 

Einbezug der exportierenden 

Unternehmen und Berücksichtigung von 

deren Interessen und Erfordernisse im 

Rahmen der Verordnung. 

CHOCOSUISSE 
11 2 d / g Die Praxis im besonderen Verfahren der aktiven 

Veredelung (bVaV) muss beibehalten werden, auch 

wenn z.B. ein Export in Nicht-EU-Staaten über ein 

Zollfreilager in der EU erfolgt ("Lagerverkehr").  

Enger Einbezug der exportierenden 

Unternehmen und Berücksichtigung von 

deren Interessen und Erfordernissen im 

Rahmen der Verordnung. 

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
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CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
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CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
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CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

CHOCOSUISSE 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

CHOCOSUISSE 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 

BAZG-VG sowie der Fahrlässigkeitstatbe-

stände bei Abgabengefährdungen und bei 

Ordnungswidrigkeiten im ZoG und weiteren 

Abgabeerlassen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

CHOCOSUISSE             

CHOCOSUISSE             

CHOCOSUISSE             

CHOCOSUISSE             

CHOCOSUISSE             

CHOCOSUISSE             

CHOCOSUISSE             

CHOCOSUISSE             

CHOCOSUISSE             

CHOCOSUISSE             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) 

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
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CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

CHOCOSUISSE 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

13/19 

 
 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

CHOCOSUISSE 
                        

CHOCOSUISSE 
                        

CHOCOSUISSE 
                        

CHOCOSUISSE 
                        

CHOCOSUISSE 
                        

CHOCOSUISSE 
                        

CHOCOSUISSE 
                        

CHOCOSUISSE 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

CHOCOSUISSE       

CHOCOSUISSE       

CHOCOSUISSE       

CHOCOSUISSE       

CHOCOSUISSE       

CHOCOSUISSE       

CHOCOSUISSE       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) 

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

16/19 

 
 

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

CHOCOSUISSE 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

CHOCOSUISSE 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Coop Genossenschaft 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Coop 

Adresse : Thiersteinerallee 14, 4002 Basel 

Kontaktperson : Roger Rickenbach und Damian Misteli  

Telefon : +41 61 825 44 10 / +41 61 336 72 04 

E-Mail : roger.rickenbach@coop.ch / damian.misteli@coop.ch  

Datum : 30.12.20  

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:roger.rickenbach@coop.ch
mailto:damian.misteli@coop.ch
mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

COOP Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zum Entwurf eines neuen Gesetzes über den allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die 

Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit sowie über 

die Totalrevision des Zollgesetzes Stellung zu nehmen. 

Sowohl im Detail- als auch im Grosshandel importiert die Coop-Gruppe bedeutende Mengen an Waren. Wir sind daher auf einfache 

und praktikable Verfahren für die Zollverwaltung und die Wirtschaft angewiesen und setzen uns für einen möglichst freien Waren-

verkehr ein. Nach diesen Grundsätzen richten sich auch unsere Anträge zu den Gesetzesentwürfen.  

Vielen Dank für die Berücksichtigung unserer Anträge bei der weiteren Bearbeitung der Vorlage.  

Freundliche Grüsse 

Roger Rickenbach 

Zollexperte 

Damian Misteli 

Stv. Leiter Wirtschaftspolitik 
 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) [Änderungen werden kursiv 

hervorgehoben] 

COOP 
4 1 b Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuergesetz soll künftig 

nicht mehr durch die Zollverwaltung, sondern bei im In-

land steuerpflichtigen Personen direkt durch die Eidg. 

Steuerverwaltung erhoben. Diese Änderung würde – 

ganz im Sinne der Zielsetzung der Vorlage - finanzielle 

und administrative Entlastungen für Importeure mit sich 

bringen. So würde damit die Liquidität der Unternehmen 

durch die Einfuhrsteuer nicht mehr unnötig belastet und 

die Unternehmen hätten nur einen – statt heute zwei – 

Ansprechpartner bei der Bundesverwaltung.   

Die hier beantragte Systemumstellung ist mit dem heuti-

gen Art. 63 MWStG und dem dort vorgesehenen Verlage-

rungsverfahrens kohärent. Zu erwähnen ist auch, dass im 

Rahmen der MWStG-Revision die Öffnung des heute in 

Art. 63 MWStG und Art. 117 ff. MWStV vorgesehenen Ver-

lagerungsverfahrens für alle steuerpflichtigen Importeure 

(im Rahmen der MWStG-Revision) von economiesuisse, 

vom Mehrwertsteuer-Konsultativgremium, von Expert 

Suisse und von der Swiss Retail Federation gefordert 

wurde. Der vorliegende Antrag geht in die gleiche Rich-

tung.  

[Ergänzung]  

die Mehrwertsteuer auf der Einfuhr nach 

dem Bundesgesetz vom 12. Juni 2009 über 

die Mehrwertsteuer (Mehrwertsteuerge-

setz, MWSTG), wenn die Warenverant-

wortliche gemäss Artikel 7 Buchstabe e 

nicht steuerpflichtig im Sinne des MWSTG 

ist;  

COOP 
7  e, Ziff. 

1  

Gemäss der Vorlage soll die Warenverantwortliche als 

Hauptschuldnerin der Abgaben figurieren und von der 

Zollverwaltung zuerst belangt werden. Die vorgeschla-

gene Regelung kann jedoch insbesondere bei DDP-Lie-

ferungen (Incoterms 2020) zu stossenden Resultaten 

[Ergänzung] 

im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

die Person, die die Ware im eigenen Na-

men ein-, aus- oder durchführt, auf deren 
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führen. Bei DDP-Lieferungen, ist der ausländische Liefe-

rant für den Transport und die Verzollung verantwortlich.  

Der inländische Abnehmer hat damit nichts zu tun. Trotz-

dem soll gemäss der vorgeschlagenen Lösung z.B. bei 

Abgabennachforderungen der inländische Abnehmer be-

langt werden. Abgabennachforderungen sollten korrek-

terweise immer via Digitalverantwortlicher erfolgen, da 

dieser für die ordnungsgemäss Verzollung verantwortlich 

ist. Die im Erläuterungsbericht erklärte Zielsetzung der 

«gerechteren Haftung für die geschuldeten Abgaben» 

wird damit verfehlt. Art. 7 lit. e Ziff. 1 soll deshalb dahin-

gehend ergänzt werden, dass der inländische Abnehmer 

nur dann Warenverantwortlicher ist, wenn die Warenan-

meldung und Verzollung durch ihn oder in seinem Auftrag 

erfolgen (vgl. dahingehend auch der Antrag betr. Art. 21 

weiter unten).  

 

Gemäss Erläuterungen soll die Rolle des Warenverant-

wortlichen und des Datenverantwortlichen zwingend von 

unterschiedlichen Personen eingenommen werden. Wir 

sehen keinen Grund für diesen zwingenden Ausschluss 

des Zusammenfallens der unterschiedlichen Rollen, zu-

mal die Wahrnehmung zweier oder aller Rollen durch ein 

Unternehmen in der Praxis sehr oft vorkommt.  

Rechnung die Ware ein-, aus- oder durch-

geführt wird oder der die Ware im Zollge-

biet zugeführt wird, sofern durch diese Per-

son oder in ihrem Auftrag die Wareanmel-

dung vorgenommen wird,  

COOP  
7  f Vgl. Begründung zur Änderung von Art. 7 lit. e Ziff. 1. Die 

Warenanmeldung erfolgt nicht immer für den Warenver-

antwortlichen. Insbesondere bei DDP-Lieferungen erfolgt 

diese im Auftrag des ausländischen Lieferanten.  

[Änderung] 

Datenverantwortliche: Person, welche die 

Warenanmeldung vornimmt; 

COOP 
7       g Die Warenanmeldung selbst beinhaltet keine transportbe-

zogenen Angaben. Sie bleibt von der Referenzierung in-

[Änderung] 

Transportverantwortliche: Person, die für 

den Transport verantwortlich ist; 
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haltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Mel-

dung der transportbezogenen Angaben ist eine separate 

Meldung (Referenzierungsmeldung) vorzusehen. 

COOP 
8 1  Art. 8 Abs. 1 ist dahingehend zu präzisieren, dass nicht 

zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete Waren 

die Zollgrenze jederzeit passieren können, unabhängig 

von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG (vgl. auch 

Antrag zu einem neuen Art. 8 Abs. 6 weiter unten). 

[Ergänzung]  

Waren, die ein-, aus- oder durchgeführt 

werden oder einer Inlandabgabe unterlie-

gen, müssen angemeldet werden. Von der 

Anmeldepflicht ausgenommen sind Waren, 

welche gemäss Art. 3 ZoG nicht zollpflich-

tig sind. 

COOP 
8 4  Der Begriff «Handelsstufe» ist ein unbestimmter Begriff 

und bedarf einer Definition. Zur Vereinfachung der Pro-
zesse, muss klar geregelt sein, wo die «Handelsstufe» 
aufhört, namentlich gehört die Detailhandelsstufe nicht 
dazu. Zudem muss klar sein, dass es sich um Waren wie 
im eingeführten Zustand handeln muss, jedoch im Inland 
verarbeitete Ware – auch wenn sie sich auf Handelsstufe 
befindet – davon nicht betroffen ist.  

[Ergänzung] 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in der 

freien Periode eingeführt worden sind und 

zu Beginn der Bewirtschaftungsperiode im 

eingeführten Zustand auf Handelsstufe 

noch vorhanden sind, müssen erneut ange-

meldet werden. Nicht zur Handelsstufe 

zählt der Detailhandel (Verkaufsfläche inkl. 

Lager und Transportmittel). 

COOP 
8 6 

(neu) 

 Nicht zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete 
Waren können die Zollgrenze jederzeit passieren, unab-
hängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. 

[neu] 

Nicht anmeldepflichtige Waren sowie Wa-

ren, die Gegenstand einer aktivierten Wa-

renanmeldung gemäss Art. 13 sind, kön-

nen die Zollgrenze unabhängCoopes Wo-

chentages und der Tageszeit passieren. 

Vorbehalten bleiben anderslautende, nicht 

vom BAZG zu verantwortende, Bestimmun-

gen (z. B. Nachtfahrverbot). 
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COOP 
9 1  Die Einreichung der Begleitdokumente verursacht einen 

grossen Aufwand. Im Sinne der Zweckbestimmung ge-

mäss Art. 1 lit. a (einfaches und kostengünstiges Verfah-

ren) sollten Begleitdokumente zu einer Warenanmeldung 

nur bei Kontrollen durch das BAZG eingereicht werden 

müssen. 

[Ergänzung] 

Die Warenanmeldung muss elektronisch o-

der in einer anderen vom BAZG zugelasse-

nen Form erfolgen. Bei Kontrollen gemäss 

dem 8. Titel sind notwendige Begleitdoku-

mente zu übermitteln. 

COOP 
10 3  Es sollten keine weiteren Verantwortlichen als die in Art. 

7 lit. e-g genannten eingeführt werden. Die Definition ge-
mäss Art. 7 lit. e-g deckt sowohl juristische Person als 
auch natürliche Personen ab (vgl. Art. 7 lit. d). Somit ge-
nügt es, wenn von Transportverantwortlichen die Rede 
ist, und zwar gemäss der oben beantragten Änderung, da 
dabei keine Rolle spielt, ob eine Warenanmeldung erfolgt 
ist oder nicht und damit auch Schmuggler erfasst werden 
(vgl. Antrag zu Art. 7 lit. g).  

[Änderung] 

Ist eine Ware im Zeitpunkt des Verbringens 

über die Zollgrenze noch nicht angemeldet 

worden, so ist der Transportverantwortliche 

anmeldepflichtig.   

COOP 
10 4 

(neu) 

 Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

der Warenverantwortliche seine Zolldienstleister frei wäh-

len können (= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz).  

[neu] 

Die Warenverantwortliche hat in jedem 

Fall, unabhängCooper Ware, der Sen-

dungsgrösse, des Transportmittels usw., 

das Recht, die Warenanmeldung selbst 

vorzunehmen oder eine selbst gewählte 

Datenverantwortliche damit zu beauftra-

gen. Sowohl Transportverantwortlichen wie 

auch Datenverantwortlichen und anderen 

Personen ist es untersagt, der Warenver-

antwortlichen für die Ausübung dieses 

Rechts Kosten aufzuerlegen oder sie dafür 

in irgendeiner Form zu behindern (z. B. 

durch Verzögerung des Transports) oder 

zu benachteiligen.  
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COOP 
11 3  Im erläuternden Bericht wird zwar festgehalten «Für die 

Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 

landwirtschaftlichen Grundstoffen gilt auch in Zukunft 

grundsätzlich eine Bewilligungspflicht, wobei Vereinfa-

chungen im Verfahren weiterhin möglich sein sollen.» (S. 

25)  

Die Möglichkeit, dass weiterhin auf Verordnungsstufe 

Vereinfachungen im Verfahren möglich sind, sollte aber 

aus gesetzgebungstechnischen Gründen bereits auf Ge-

setzesstufe festgehalten sein.  

[Änderung] 

 

Die Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 

Buchstabe c-h bedürfen grundsätzlich einer 

Bewilligung des BAZG. Der Bundesrat ent-

scheidet über Ausnahmen und Vereinfa-

chungen.  

COOP 
12 1       Die Warenanmeldung sollte keine transportbezogenen 

Angaben beinhaltet. Sie bleibt von der Referenzierung in-

haltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Mel-

dung der transportbezogenen Angaben ist eine separate 

Meldung (Referenzierungsmeldung) vorzusehen. Damit 

würde auch den unterschiedlichen Rollen gemäss Art. 7 

lit. e.-g. Rechnung getragen.  

[Ergänzung] 

Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

muss die Warenanmeldung mit dem Trans-

portmittel verknüpft werden, mit welchem 

die Ware ein-, aus- oder durchgeführt wer-

den soll (Referenzierung). Die Warenan-

meldung selbst bleibt inhaltlich von der Re-

ferenzierungsmeldung (Referenzierung 

inkl. Mitteilung des Transportverantwortli-

chen und der übrigen transportbezogenen 

Angaben) unberührt. 

COOP 
12 2       Die Warenanmeldung selbst beinhaltet keine transportbe-

zogenen Angaben. Sie bleibt von der Referenzierung in-

haltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Mel-

dung der transportbezogenen Angaben ist eine separate 

Meldung (Referenzierungsmeldung) vorzusehen. Damit 

würde auch den unterschiedlichen Rollen gemäss Art. 7 

lit. e.-g. Rechnung getragen. 

[Ergänzung] 

 

Der Referenzierungspflicht unterliegt die 

Transportverantwortliche oder, wenn es 

keine solche gibt, die Warenverantwortli-

che. Die Warenverantwortliche kann die 

Referenzierung in der Warenanmeldung o-

der mittels Referenzierungsmeldung vor-

nehmen. 
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COOP 
13 4  Eine Aktivierung von Amtes wegen könnte mit verschie-

denen Nachteilen für die Zollpflichtigen verbunden sein. 

Eine Aktivierung von Amtes wegen muss deshalb für die 

Zollpflichtigen vorhersehbar sein und nur dann erfolgen, 

wenn die Aktivierung von aktivierungspflichtigen Perso-

nen nicht rechtzeitig vorgenommen wurde.  

[Änderung] 

Wurde im grenzüberschreitenden Waren-

verkehr die Aktivierung der Warenanmel-

dung nicht fristgerecht vorgenommen, so 

kann das BAZG diese von Amtes wegen 

vornehmen.  

COOP 
14 1  Das BAZG muss technisch sicherstellen, dass die Akti-

vierung jederzeit erfolgen kann, damit die Warenflüsse an 
der Grenze nicht unnötig behindert werden.   

[Ergänzung] 

Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

muss die elektronische Warenanmeldung 

spätestens im Zeitpunkt des Verbringens 

der Ware über die Zollgrenze elektronisch 

aktiviert werden. Das BAZG stellt sicher, 

dass die elektronische Aktivierung unab-

hängCoopes Wochentages und der Tages-

zeit möglich ist. 

COOP 
14 2  Zollanmeldungen werden verbindlich, sobald diese akti-

viert werden. Die Aktivierung kann anlässlich des Grenz-
übertritts oder im Inland erfolgen. Es ist eine Möglichkeit 
vorgesehen, die Aktivierung periodisch vorzunehmen. 
Aus dem vorgeschlagenen Wortlaut kann jedoch nicht 
entnommen werden, ob die Aktivierung in Zukunft auch 
direkt bei Ankunft beim Empfänger vorgenommen wer-
den kann (zugelassener Empfang und zugelassener Ver-
sand). Da sich dieses, im Übereinkommen vom 20. Mai 
1987 über ein gemeinsames Versandverfahren (gVV-
Übereinkommen; SR 0.631.242.04) verankerte, Verfah-
ren in der Praxis bewährt hat und wesentliche Erleichte-
rungen in der Zollabwicklung für die Wirtschaft bringt, 
sind auf Verordnungsstufe Ausführungsvorschriften vor-
zusehen.  

 

[Ergänzung] 

Der Bundesrat legt fest, in welchen Fällen, 

die Aktivierung nach dem Verbringen über 

die Zollgrenze erfolgen kann. Er regelt das 

vereinfachte Verfahren für Versand und 

Empfang (zugelassener Versand und zuge-

lassener Empfang). Er kann vorsehen, 

dass im grenzüberschreitenden Verkehr 

Warenanmeldungen periodisch aktiviert 

werden können.  
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COOP 
14 6  Auf Verordnungsstufe ist sicherzustellen, dass allfällige 

technische Probleme beim Zoll nicht zu Lasten der Zoll-
pflichtigen ausgelegt werden (z.B. muss eine Ausnahme 
für den Fall vorgesehen werden, dass das technische 
System des BAZG nicht funktioniert oder nicht abrufbar 
ist.) 

[Auf Verordnungsstufe zu berücksichtigen] 

COOP 
15 1       Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) ist auf den 

Sicherheitsaspekt beschränkt. Die Bedingungen für Ver-

fahrenserleichterungen sind unabhängCoopavon festzu-

legen (vgl. dazu Antrag zu Art. 14 Abs. 2).  

 

 

[Ergänzung] 

Im Zusammenhang mit den internationalen 

Bestrebungen und Verpflichtungen der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft zur 

Sicherung der Lieferkette verleiht das 

BAZG Personen, die im Zollgebiet oder in 

den Zollausschlussgebieten ansässig sind, 

auf Gesuch den Status des zugelassenen 

Wirtschaftsbeteiligten (Authorised Econo-

mic Operator, AEO), wenn sie die folgen-

den Voraussetzungen erfüllen:  

COOP 
15 2       Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) ist auf den 

Sicherheitsaspekt beschränkt. Die Bedingungen für Ver-

fahrenserleichterungen sind unabhängig vom Status ei-

nes AEO festzulegen. (vgl. dazu Antrag zu Art. 14 Abs. 2) 

[Änderung] 

Der Bundesrat regelt die Voraussetzungen 

und das Bewilligungsverfahren im Einzel-

nen. 

COOP 
16 1       Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

Warenverantwortliche Zolldienstleister frei wählen kön-

nen (= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz).  

[ersatzlos streichen] 

COOP 
16 2       Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

Warenverantwortliche Zolldienstleister frei wählen kön-

nen (= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz). Es be-

[Ergänzung] 

Der Bundesrat regelt die Eignungsvoraus-

setzungen für Datenverantwortliche, wel-

che nicht im schweizerischen Staatsgebiet 
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steht somit kein Regelungsbedarf, zumindest nicht für in-

ländische Datenverantwortliche. Für ausländische Daten-

verantwortliche sollen jedoch Voraussetzungen festgelegt 

werden, unter welchen eine Tätigkeit in der Schweiz zu-

gelassen werden kann, damit Forderungen der Importeur 

und des BAZG wirksam durchgesetzt werden können 

(z.B. Zustelladresse in der Schweiz, Versicherung etc.).  

und nicht in den Zollanschlussgebieten an-

sässig sind. 

COOP 
18 3  Auch bei nicht angemeldeten Waren sind bei der Veran-

lagung von Amtes wegen Abgabenermässigungen wie 

Präferenzzölle, Kontingentzollansätze bei vorhandenen 

Kontingenten etc. zu berücksichtigen. Die Nichtberück-

sichtigung dieser Ermässigungen, obschon diese bei ei-

ner ordnungsgemässen Zollanmeldung zugestanden 

würden, führt regelmässig zu stossenden und punitiv an-

mutenden Nachforderungen.  

[Ergänzung] 

Nicht angemeldete Waren werden von Am-

tes wegen veranlagt. Ermässigungen von 

Einfuhr-, Ausfuhr- und Inlandabgaben, wel-

che der Warenverantwortlichen bei ord-

nungsgemässer Warenanmeldung offen-

sichtlich gewährt worden wären, sind auch 

bei der Veranlagung von Amtes wegen zu 

gewähren. 

COOP 
18 5 

(neu) 

      Wir beantragen, im Gesetz vorzusehen, dass das BAZG 

die Abgaben bei inländischen Abgabepflichtigen gesam-

melt und periodisch erhebt und veranlagt, auch wenn die 

Warenanmeldung sendungsbezogen eingereicht und ak-

tiviert wird. Dies würde die Verzollungsprozesse wesent-

lich vereinfachen und die Effizienz sowohl auf der Seite 

der Abgabepflichtigen wie auch auf der Seite der Zollver-

waltung vereinfachen.  

[neu] 

Bei Warenverantwortlichen mit Sitz im 

schweizerischen Staatsgebiet oder in den 

Zollanschlussgebieten veranlagt das BAZG 

die Abgaben zusammengefasst je Kalen-

dermonat oder -vierteljahr (periodische 

Veranlagung). Wünscht die Warenverant-

wortliche nicht ausdrücklich die periodische 

Veranlagung je Kalendermonat, erfolgt 

diese je Kalendervierteljahr. Die Warenver-

antwortliche kann mit der Warenanmeldung 

eine Einzelveranlagung für diese Warenan-

meldung verlangen. 
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COOP 
21 1 a Die inländische Warenverantwortliche muss nur dann Ab-

gabenschuldnerin sein, wenn die Ein-, Aus- oder Durch-

fuhr tatsächlich in ihrer Verantwortung liegt. Andernfalls 

kann die Erhebung der Abgaben bei der Warenverant-

wortlichen zu stossenden Ergebnissen führen (vgl. auch 

Begründung zum Ergänzungsantrag betr. Art. 7 lit. e Ziff. 

1).  

[Ergänzung] 

Die Warenverantwortliche nach Artikel 7 

Buchstabe e Ziffer 1, wenn die Ware im ei-

genen Namen ein-, aus- oder durchgeführt 

wurde und, sofern eine Datenverantwortli-

che an der Warenanmeldung beteiligt ist, 

die Datenverantwortliche über einen direk-

ten und schriftlichen Auftrag der Warenver-

antwortlichen verfügt;  

COOP 
21 2  Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann Abga-

benschuldner, wenn die Ein-, Aus- oder Durchfuhr tat-

sächlich in ihrer Verantwortung liegt (vgl. Begründung 

zum Ergänzungsantrag zum Art. 21 Abs. 1 und Art. 7 lit. 

e Ziff. 1). 

[Ergänzung] 

Das BAZG macht die Abgabeschuld bei 

der Warenverantwortlichen geltend, sofern 

diese gemäss dem vorstehenden Absatz 

Abgabenschuldnerin ist, ansonsten direkt 

bei der Datenverantwortlichen oder der 

Transportverantwortlichen. Kann eine Ab-

gabenschuldnerin oder ein Abgabenschuld-

ner die Abgabeschuld ganz oder teilweise 

nicht tilgen und ist eine genügende Sicher-

stellung nicht möglich, so haften die ande-

ren Abgabeschuldnerinnen oder Abgabe-

schuldner solidarisch. Der Rückgriff unter 

ihnen richtet sich nach dem Obligationen-

recht. 

COOP 
21 3  Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann Abga-

benschuldnerin, wenn die Ein-, Aus- oder Durchfuhr tat-

sächlich in ihrer Verantwortung liegt. Das ist bei Massen-

geschäften der Post- und Kuriersendungen nicht der Fall, 

weshalb bei Umsetzung unserer Anträge zu Art. 21 Abs. 

1 und 2 eine entsprechende Ausnahme nicht notwendig 

ist.   

[Änderung] 

Der Bundesrat kann im grenzüberschreiten-

den Reiseverkehr eine von Absatz 2 abwei-

chende Reihenfolge für die Belangung der 

Abgabeschuldnerinnen und Abgabeschuld-

ner festlegen.  
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COOP 
22 1  Mit unseren Anträgen zu Art. 7 lit. e Ziff. 1 sowie Art. 21 

wollen wir insbesondere verhindern, dass die Warenver-
antwortliche ohne jegliches Verschulden und/oder Zutun 
für Zollnachforderungen belangt wird, die sie nicht verur-
sacht bzw. mitverschuldet hat. Wird die Warenverant-
wortliche immer und primär belangt, ohne Rücksicht da-
rauf, dass sie z.B. Verzollen an einen Datenverantwortli-
chen delegiert hat, führt das zu unhaltbaren und willkürli-
chen Ergebnissen, dass die Warenverantwortliche für 
den von Dritten verursachten Schaden haftet und sich 
später gleichzeitig an diesem Dritten gar nicht schadlos 
halten kann, weil dieser z.B. die Haftung vertraglich weg-
gebunden hat oder gar keine Vertragsbeziehung mit die-
sem Dritten besteht. Denn sehr viele Zollbegünstigungen 
(Präferenzzolle, zollrechtliche Kontingente) werden im 
heutigen System nur dann gewährt, wenn die Verzollung 
von Anfang an korrekt durchgeführt wird. Bei Nachforde-
rungen werden diese Begünstigungen – selbst wenn ein 
Anspruch im Zeitpunkt der Verzollung bestanden hätte - 
nicht anerkannt (vgl. dazu aber den Antrag betr. Art. 39 
Abs. 2). Es ist sachgerecht und entspricht dem generel-
len Gerechtigkeitsempfinden in der schweizerischen 
Rechtsordnung, dass derjenige den Schaden zu ersetzen 
hat, der diesen auch verschuldet hat.  

[neu/Änderung] 

Haftung im Falle von Leistungs- und Rück-

leistungspflichten nach Art. 12 VStrR 

 

Wenn die Abgabe in Anwendung von Artikel 

12 des Bundesgesetzes vom 22. März 1974 

über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) er-

hoben oder rückerstattet wird, macht das 

BAZG die Abgabeschuld vorerst bei derjeni-

gen Abgabenschuldnerin, die an der Wider-

handlung gegen die Verwaltungsgesetzge-

bung des Bundes ein Verschulden trifft. 

Kann diese die Abgabeschuld ganz oder 

teilweise nicht tilgen und ist eine genügende 

Sicherstellung nicht möglich, so haften die 

anderen Abgabeschuldnerinnen oder Abga-

beschuldner solidarisch. Der Rückgriff unter 

ihnen richtet sich nach dem Obligationen-

recht.  

COOP 
22 2  Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 22 Abs. 

1.  

[ersatzlos streichen] 

COOP 
23   Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 10 Abs. 

3.   

[Änderung] 

 

Die Transportverantwortliche haftet nicht 

solidarisch, wenn sie nicht in der Lage war 

zu erkennen, ob die Ware richtig angemel-

det worden ist.  
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COOP 
27 1       Mit dem Ergänzungsantrag betr. Art. 18 Abs. 5 beantra-

gen wir, im Gesetz vorzusehen, dass das BAZG die Ab-

gaben bei inländischen Abgabepflichtigen gesammelt 

und periodisch erhebt und veranlagt, auch wenn die Wa-

renanmeldung sendungsbezogen eingereicht und akti-

viert wird. Entsprechend soll die Abgabeschuld mit deren 

Veranlagung fällig werden.  

[Änderung] 

Die Abgabeschuld wird mit ihrer Verfügung 

fällig.  

COOP 
28 2       Wir beantragen, dass inländischen Abgabenschuldnerin-

nen eine Zahlungsfrist von 60 Tage gewährt wird und auf 

eine Sicherstellung grundsätzlich verzichtet wird.  

[Änderung] 

Für Abgabeschulden von Personen mit Sitz 

im schweizerischen Staatsgebiet oder in 

den Zollanschlussgebieten beträgt die Zah-

lungsfrist, sofern andere Abgabeerlasse 

gemäss Artikel 4 nichts anderes vorsehen, 

60 Tage. Bis zum Ablauf dieser Zahlungs-

frist verzichtet das BAZG auf eine Sicher-

stellung der Abgabeforderung gemäss dem 

2. Kapitel dieses Titels, ausser in den Fäl-

len gemäss Artikel 32 Absatz 2. In den üb-

rigen Fällen legt das BAZG die Zahlungs-

fristen und die Voraussetzungen für Zah-

lungserleichterungen fest. 

COOP 
31  c Das BAZG sollte ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen.  

[ersatzlos streichen] 

COOP 
32 1 c Gemäss dieser neuen Bestimmung soll bei Widerhand-

lungen immer eine Sicherstellung verlangt werden. Das 

ist nicht sachgerecht, da eine Widerhandlung nicht auto-

matisch bedeutet, dass die Bezahlung der Zollschuld ge-

fährdet sein könnte. Wir beantragen, diese Bestimmung 

zu streichen. 

[ersatzlos streichen] 
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COOP 
32 2 c Der erste Halbsatz sollte mit «Geschäftssitz» ergänzt 

werden, um den Eindruck zu vermeiden, dass nur natürli-

che Personen gemeint sein könnten.  

[Ergänzung] 

die Abgabeschuldnerin oder der Abgabe-

schuldner keinen Wohn- oder Geschäfts-

sitz in der Schweiz hat oder Anstalten trifft, 

den Wohn- oder Geschäftssitz oder die Be-

triebsstätte in der Schweiz aufzugeben o-

der sich im schweizerischen Handelsregis-

ter löschen zu lassen.  

COOP 
33             Vgl. in diesem Zusammenhang den Antrag betr. Art. 28 

Abs. 2. Während der Zahlungsfrist von 60 Tagen soll für 

inländische Abgabenschuldnerinnen keine Sicherstellung 

verlangt werden.  

[Ergänzung] 

Abgabeforderungen werden, soweit vorge-

sehen, durch eine Sicherheitsleistung si-

chergestellt. Vorbehalten bleibt Artikel 28 

Absatz 2. Können sie damit nicht genügend 

sichergestellt werden, so erlässt das BAZG 

eine Sicherstellungsverfügung oder macht 

das Pfandrecht geltend. 

COOP 
39   Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Be-

dingungen (vgl. dazu den Antrag für einen neun Artikel 

39 Absatz 2).  

[Änderung] 

Hat das BAZG eine von ihm zu erhebende 

Abgabe nicht oder zu niedrig oder einen 

zurückerstatteten Abgabenbetrag zu hoch 

festgesetzt, so kann es den geschuldeten 

Betrag nachfordern, wenn es die entspre-

chende Absicht innerhalb der Verjährungs-

frist der Abgabeschuld gemäss Artikel 30 

Absatz 1 mitteilt.  

COOP 
39 2 

(neu) 

 Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Be-

dingungen.  

 

[neu] 

Die Abgabenschuldnerin oder der Abga-

benschuldner kann eine zum Zeitpunkt der 

Aktivierung der Warenanmeldung zulässige 

Abgabenbefreiung oder -ermässigung bzw. 
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Eventualiter ist zumindest in Anlehnung an Art. 212a EU-

Zollkodex (Abgabenbefreiung trotz Unregelmässigkeiten) 

eine wirtschaftsfreundliche Regelung für Nachforderungs-

verfahren vorzusehen.  

eine zu diesem Zeitpunkt zulässige Rück-

erstattung von Abgaben auch nachträglich 

geltend machen und zwar bis zum Ablauf 

der Verjährungsfrist der Abgabeschuld ge-

mäss Artikel 30 Absatz 1. 

 

[Eventualantrag] 

Im Rahmen des Nachforderungsverfahrens 

kann die Abgabenschuldnerin oder der Ab-

gabenschuldner eine zum Zeitpunkt der 

Aktivierung der Warenanmeldung zulässige 

Abgabenbefreiung oder -ermässigung bzw. 

eine zu diesem Zeitpunkt zulässige Rück-

erstattung von Abgaben nachträglich gel-

tend machen. 

 

COOP 
41 1 c Es sollte korrekterweise Art. 39 und nicht Art. 38 referen-

ziert werden.  

[Änderung] 

wenn die Gesuchstellerin oder der Gesuch-

steller unverschuldet eine Nachforderung 

nach Artikel 39 des vorliegenden Gesetzes 

oder nach Artikel 12 VStrR leisten muss, 

die offensichtlich stossend erscheint. 

 

COOP 
44 5 e Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sollten nicht an 

AEO-Kriterien und Mindestmengen gebunden werden 

und sollten auch für kleine Unternehmen erhältlich sein. 

[Änderung] 

Das Vorhandensein einer geeigneten Infra-

struktur;  

COOP 
44 5 f Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 44 Abs. 

5 lit. e. 

[ersatzlos streichen] 
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COOP 
44 5 g Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 44 Abs. 

5 lit. e. 

[ersatzlos streichen]  

COOP 
44 6  Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 44 Abs. 

5 lit. e. 

[ersatzlos streichen]  

COOP 
49   Systemausfälle beim BAZG sollen nicht zum Mehrauf-

wand bei den Wirtschaftsbeteiligten führen.  

[Ergänzung] 

Der Bundesrat regelt die verfahrensrechtli-

chen Modalitäten für den Fall, dass das In-

formationssystem nach Artikel 67 ausfällt 

oder nicht erreichbar ist. Aufforderungen an 

die Wirtschaftsbeteiligten, bereits getätigte 

elektronische Eingaben zu wiederholen o-

der ein papierbasiertes Notfallverfahren an-

zuwenden, sind unzulässig. 

COOP 
52 3  Eine Holschuld des Verfügungsadressaten im Zusam-

menhang mit einem Verfügungserlass führt zur Risikover-

lagerung zu Lasten der Wirtschaft. Wir beantragen, dass 

– analog zum schriftlichen Verfügungserlasse - zumin-

dest eine Information an den Verfügungsadressaten er-

gehen muss, dass neue Dokumente zur Abholung bereit 

stehen.  

[neu] 

Das BAZG teilt auf eine vom Adressaten 

angegebene E-Mail-Adresse mit, wenn 

neue Dokumente im Informationssystem 

nach Artikel 67 übermittelt worden sind. 

COOP 
53 3  Der Wortlaut dieser Bestimmung sollte dem Wortlaut von 

Art. 20 Abs. 3 VwVG entsprechen.  

[Änderung] 

Fällt das Ende einer Frist auf einen Sams-

tag, einen Sonntag oder einen vom Bun-

desrecht oder vom kantonalen Recht aner-

kannten Feiertag, so endet die Frist am 

nächsten Werktag.  
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COOP 
54   Wir erachten den beantragten Zusatz als erforderlich, um 

den Eindruck zu vermeiden, die Bestimmung in Art. 54 

gehe der Regelung zur Akteneinsicht gemäss VwVG inso-

fern vor, als dass Art. 26 f. VwVG nicht zur Anwendung 

kämen (vgl. Art.47). Die Vorschrift der elektronischen Ak-

teneinsicht soll lediglich die Beschränkung der Form der 

Akteneinsicht gemäss VwVG beinhalten. 

[Ergänzung] 

Die Akteneinsicht erfolgt elektronisch. Im 

Übrigen richtet sie sich nach dem VwVG. 

COOP 
56 1  Die Aufbewahrungsfrist von Daten und Dokumenten ist 

auf die aktuell geltende relative Verjährungsfrist zu redu-

zieren, um übermässige Aufbewahrungskosten zu ver-

meiden. 

[Änderung] 

 

Daten und Dokumente, die für die Anwen-

dung dieses Erlasses erforderlich sind, sind 

bis zum Eintritt der Verjährungsfrist ge-

mäss Artikel 30 Absatz 1 sorgfältig und 

systematisch aufzubewahren und vor 

schädlichen Einwirkungen zu schützen. 

COOP 
58 1  Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Be-

dingungen. 

[Änderung] 

 

Gegen Verfügungen des BAZG kann bei 

diesem fünf Jahre nach Ablauf des Kalen-

derjahres, in der sie eröffnet worden ist, 

Einsprache erhoben werden. 

COOP 
61   Wir können nicht nachvollziehen, weshalb der Rechts-

schutz gerade bei Verfügungen, die für die Unternehmen 

regelmässig mit hoher finanzieller Belastung verbunden 

sind, verkürzt werden soll. Gerade in diesen Fällen be-

darf es in unseren Augen einen effektiven Rechtsmittel-

wegs mit zumindest einer verwaltungsinternen Beschwer-

[Änderung] 

Gegen die folgenden Verfügungen des 

Verwaltungsverfahrens kann eine verwal-

tungsinterne Beschwerde gemäss Artikel 

60 erhoben werden: 

a) Verfügungen über Leistungs- und 

Rückleistungspflichten nach Artikel 

12 VStrR; 
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deinstanz. Wir beantragen deshalb, dass für die Anfech-

tung der in lit. a und b genannten Verfügungen zumindest 

der Beschwerdeweg gemäss Art. 60 offensteht.   

b) Feststellungsverfügungen betref-

fend gefährdete und hinterzogene 

Abgaben die das BAZG im Rahmen 

eines Verwaltungsstrafverfahrens 

erlässt.  

Im Übrigen richtet sich der Rechtsweg 

nach dem dritten Abschnitt des VwVG.  

COOP 
62 1       Das BAZG sollte ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[Ergänzung/Änderung] 

Das Verfahren auf Erlass einer Verfügung 

oder einer Bewilligung nach diesem Ge-

setz, einem Abgabeerlass gemäss Artikel 4 

und das Einspracheverfahren gemäss dem 

2. Abschnitt sind kostenlos. Es wird keine 

Parteientschädigung ausgerichtet. 

 

COOP 
62 2 b Das BAZG sollte ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[ersatzlos streichen] 

COOP 
63             Das BAZG sollte ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[ersatzlos streichen] 

COOP 
neu 

(nach 

Art. 

67) 

  Mit der Einführung des E-DSG wird der Schutz der juristi-

schen Personen insofern aufgehoben, als dass diese nicht 

mehr in den Geltungsbereich des E-DSG fallen. Damit 

werden auch die datenschutzrechtlichen Betroffenen-

rechte der juristischen Personen aufgehoben. Die im Zu-

sammenhang mit der Einführung des E-DSG vorgesehe-

nen Anpassungen des Regierungs- und Verwaltungsorga-

nisationsgesetzes (SR 172.010; RVOG) sowie des Bun-

[neu] 

Auskunftsrecht 

1 Jede juristische Person und Person ohne 

eigene Rechtspersönlichkeit kann vom 

BAZG Auskunft darüber verlangen, ob Da-

ten über sie bearbeitet werden. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

20/40 

 
 

desgesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip der Verwal-

tung (SR 152; BGÖ) wiegen diesen Wegfall nicht auf, zu-

mal die erwähnten Gesetze einen anderen Zweck als den 

Schutz der Integrität der Daten der betroffenen juristischen 

Personen verfolgen. Art. 57t E-RVOG sieht folgende Be-

stimmung vor: «Das anwendbare Verfahrensrecht regelt 

die Rechte der betroffenen juristischen Personen». Damit 

ist jedoch noch nicht gewährleistet, dass eine betroffene 

juristische Person die Möglichkeit hat, die sie betreffenden 

Daten (und nicht die das Verfahren betreffenden Akten) 

einzusehen und gegebenenfalls durch die zuständige Be-

hörde berichtigen zu lassen. Aus diesem Grund erachten 

wir die Aufnahme einer zusätzlichen Bestimmung zum 

Schutze der Daten der juristischen Personen (zumindest 

im Zusammenhang mit der Herausgabe und der Berichti-

gung) als angemessen.  

2 Die betroffene juristische Person oder Per-

son ohne eigene Rechtspersönlichkeit er-

hält diejenigen Informationen, die erforder-

lich sind, damit eine transparente und kor-

rekte Datenbearbeitung gewährleistet ist. 

3 Das BAZG muss kostenlos Auskunft ertei-

len. Der Bundesrat kann Ausnahmen vorse-

hen, namentlich wenn der Aufwand unver-

hältnismässig ist. 

4 Die Auskunft wird in der Regel innerhalb 

von 30 Tagen auf elektronischem Wege er-

teilt. 

 

COOP 
81   Die Einhaltung von Qualitätsanforderungen und Umwelt-

aspekten ist gesetzlich vorgeschrieben. Wir erwarten da-

her bei der physischen Kontrolle von Waren, dass für die 

Nahrungsmittel-, Chemie- und Pharmaindustrie im Ge-

setz verankert wird, dass eine Zollkontrolle nur nach er-

folgter Rücksprache mit den betroffenen Unternehmen 

durchgeführt werden darf. Die Unternehmen sollen das 

Recht erhalten eine physische Kontrolle vor Ort abzu-

lehnen und einen geeigneten Ort für die Kontrolle festzu-

legen. Die dabei anfallenden Kosten sollen nicht an die 

Betriebe weiterverrechnet werden. 

[Ergänzung] 

Das BAZG kann alle Handlungen an Wa-

ren vornehmen, die zur Feststellung des 

Sachverhalts notwendig sind. Es ist insbe-

sondere befugt, Warenproben zu entneh-

men. Dabei ist das BAZG an die zwin-

gende Gesetzgebung bezüglich der Waren 

bei sonstiger Schadenersatzpflicht gebun-

den und hält mit geeigneten Schutzmass-

nahmen und Verfahren namentlich die An-

forderungen der Arzneimittel- (insb. GDP), 

Chemikalien- und der Lebensmittelgesetz-

gebung ein.  

COOP 
81 2 

(neu) 

 Das Resultat einer physischen oder nachgelagerten Kon-

trolle soll in Zukunft den Unternehmen zeitnah und voll-

umfänglich eröffnet werden, damit diese organisatorische 

[neu] 
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sowie prozessuale Vorkehrungen treffen können, um ge-

setzliche Abweichungen zu verhindern. 

Das BAZG teilt den betroffenen Personen 

das Ergebnis der Warenkontrolle unverzüg-

lich mit.  

COOP 
83 1       Das BAZG bzw. die Zollgesetzgebung darf nicht in die 

Geschäftsbeziehungen zwischen den Wirtschaftsbeteilig-

ten eingreifen. 

[ersatzlos streichen] 

COOP 
107a 

(neu) 

  Für die betroffenen natürlichen und juristischen Personen 

ist es wichtig, dass sie sich über die Praxis des BAZG in-

formieren können und sich an erlassenen Richtlinien und  

gefällten Entscheiden und Urteilen orientieren können. Ak-

tuell besteht in diesem Bereich zu wenig Transparenz, was 

es für alle Beteiligten schwierig macht, die Praxis zu ken-

nen und nachzuvollziehen.  

Aus diesem Grund beantragen wir eine (neue) Bestim-

mung, die dieser Lücke Abhilfe schaffen soll. Einerseits 

wäre die Veröffentlichung von relevanten Entscheiden des 

BAZG sowie der Zugang zu praxisrelevanten Richtlinien 

und Merkblättern sehr hilfreich. Überdies beantragen wir 

eine Bestimmung, wonach das BAZG die Gerichtsurteile, 

die basierend auf dem BAZG gefällt werden, sammelt und 

periodisch, beispielsweise in einem jährlichen Bericht, zu-

mindest auszugsweise veröffentlicht. Begrüssenswert 

wäre auch eine jährliche Zusammenstellung sämtlicher re-

levanten Entscheide des BAZG in Kombination mit ent-

sprechenden Gerichtsurteilen. Auch die Veröffentlichung 

von Rechtsmittelentscheiden von grosser Bedeutung 

würde zu mehr Transparenz und Rechtssicherheit beitra-

gen.  

1 Das BAZG kann seine Entscheide sowie 

Richtlinien oder Merkblätter, die für die Pra-

xis des BAZG relevant sind, veröffentli-

chen. 

2 Die Gerichte stellen dem BAZG die Ur-

teile, die in Anwendung dieses Gesetzes 

gefällt werden, unaufgefordert und in voll-

ständiger Abschrift zu. Das BAZG sammelt 

diese Urteile und kann sie periodisch veröf-

fentlichen. 

COOP 
127a             Die Mitsprache der Wirtschaft bei der Weiterentwicklung 

des Zollrechts ist mit einem Konsultativgremium sicherzu-

stellen (analog zur MWST). 

[neu] 
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1 Der Bundesrat setzt ein Konsultativgre-

mium, bestehend aus Vertretern und Ver-

treterinnen der abgabepflichtigen Perso-

nen, der Kantone, der Wissenschaft, der 

Zollpraxis und der Konsumenten und Kon-

sumentinnen, ein.  

2 Das Konsultativgremium berät Anpassun-

gen dieses Gesetzes, des Bundesgesetzes 

über die Zollpflicht und die Bemessung der 

Zollabgaben (Zollabgabengesetz, ZoG), 

des Zolltarifgesetzes (ZTG) und der ge-

stützt darauf erlassenen Ausführungsbe-

stimmungen, Praxisfestlegungen und 

Richtlinien bezüglich der Auswirkungen auf 

die steuerpflichtigen Personen und die 

Volkswirtschaft. 

3 Es nimmt zu den Entwürfen Stellung und 

kann selbstständig Empfehlungen für Än-

derungen abgeben. 

COOP 
128             Das BAZG beschränkt sich auf seine Aufgabe als Bun-

desbehörde. Die Zollgesetzgebung darf das BAZG nicht 

zur Erschliessung neuer Geschäftsfelder legitimieren. 

Das BAZG tritt nicht in Konkurrenz zu privaten Anbietern 

gewerblicher Leistungen. 

[ersatzlos streichen] 

COOP 
129             Vgl. Begründung zu Art. 128 [ersatzlos streichen] 

COOP 
135a 

(neu) 

  Im Jahr 2001 verurteilte der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte die Schweiz i.S. J.B. v. Schweiz (Urteil 

Nr. 31827/96) wegen Verletzung von Art. 6 Abs. 1 EMRK, 

konkreter wegen Nichteinhaltung des Selbstbelastungs-

verbots («nemo tenetur se ipsum accusare»). Daraufhin 

[neu] 

Stellung der beschuldigten Person 

1 Die Einleitung eines Strafverfahrens wird 

der beschuldigten Person schriftlich mitge-

teilt. Es wird ihr Gelegenheit gegeben, sich 
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erliess der Bundesgesetzgeber die heutigen Bestimmun-

gen in Art. 153 Abs. 1bis, Art. 183 Abs. 1 Satz 2, Art. 183 

Abs. 1bis DBG sowie in Art. 57a Abs. 2 StHG (vgl. auch 

Art. 113 StPO). Da sich in parallel durchgeführten Nach-

forderungs- und Zollhinterziehungsverfahren die gleiche 

Problematik stellt und auch in diesem Bereich eine Verur-

teilung der Schweiz durch den EGMR droht, ist im neuen 

BAZG-VG eine entsprechende Bestimmung zur Wahrung 

der Anforderungen der EMRK aufzunehmen.  

zu der gegen sie erhobenen Anschuldigung 

zu äussern; sie wird auf ihr Recht hinge-

wiesen, die Aussage und ihre Mitwirkung 

zu verweigern. 

2 Beweismittel aus einem Nachforderungs-

verfahren dürfen in einem Strafverfahren 

nur dann verwendet werden, wenn sie 

ohne jeglichen Zwang beschafft wurden. 

COOP 
140        Das BAZG sollte, ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[ersatzlos streichen] 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

COOP 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

COOP 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 

Die Strafverfolgung betrifft alle Wirtschaftsbeteiligte in gleichem Aus-

mass.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

        

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) [Änderungen werden 

kursiv hervorgehoben] 

COOP 
MWSTG 18 1       Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuergesetz 

wird bei steuerpflichtigen Personen direkt durch 

die Eidg. Steuerverwaltung erhoben. 

[Ergänzung] 

Der Inlandsteuer unterliegen die im In-

land durch steuerpflichtige Personen 

gegen Entgelt erbrachten Leistungen 

sowie die Einfuhr von Gegenständen 

durch steuerpflichtige Personen; sie 

sind steuerbar, soweit dieses Gesetz 

keine Ausnahme vorsieht. 

COOP 
MWSTG 50             Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuergesetz 

wird bei steuerpflichtigen Personen direkt durch 

die Eidg. Steuerverwaltung erhoben. 

[Änderung] 

Für die Steuer auf der Einfuhr von Ge-

genständen durch nichtsteuerpflichtige 

Personen gilt die Zollgesetzgebung, so-

weit die nachfolgenden Bestimmungen 

nichts anderes anordnen. 

COOP 
LMG 30a             Die Scheinkäufe im Bereich des Lebensmittel-

rechts haben mit der vorliegenden Vorlage und 

zollrechtlichen Themen nichts zu tun. Die für 

Art. 30a LMG vorgesehene Bestimmung würde 

hier durch die Hintertür eingeführt, ohne dass die 

von dieser Bestimmung betroffenen Parteien 

eine Möglichkeit haben, Stellung dazu zu neh-

men. Es kommt der Verdacht auf, dass die Be-

stimmung auf diesem Wege eingeführt werden 

soll, um Diskussionen mit den betroffenen Akteu-

ren zu vermeiden. Das geht nicht an und steht 

[ersatzlos streichen] 
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klar im Widerspruch zu Art. 2 VlG, wonach Ver-

nehmlassungsverfahren bezwecken, Aufschluss 

über die sachliche Richtigkeit, die Vollzugstaug-

lichkeit und die Akzeptanz eines Vorhabens des 

Bundes zu geben und den Betroffenen die Mög-

lichkeit einzuräumen, sich an der Meinungsbil-

dung und Entscheidfindung des Bundes zu betei-

ligen. Wird eine völlig sachfremde Bestimmung in 

einem Gesetz, das mit der zu beurteilenden Vor-

lage nichts zu tun hat, nebenbei eingeführt, so 

wird den betroffenen Kreisen diese Möglichkeit 

der Beteiligung genommen. Eine allfällige Be-

stimmung im LMG zum Thema Scheinkäufe 

wäre – wenn überhaupt – im Rahmen der nächs-

ten LMG-Revision zu behandeln.  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

COOP Allgemeine Vorbemerkungen → siehe Allgemeine Bemerkungen zum BAZG-Vollzugsaufgabengesetz. 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

31/40 

 
 

Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) [Änderungen werden kursiv her-

vorgehoben] 

COOP 
3 1       Waren sind nur zollpflichtig, wenn sie Einfuhrabgaben 

oder Ausfuhrabgaben unterliegen oder Gegenstand 

von Rückerstattungen oder nichtabgaberechtlichen Er-

lassen sind oder im Verkehr mit «unsicheren» Gebie-

ten. 

[Ergänzung] 

Waren, die ein- oder ausgeführt werden, 

sind zollpflichtig, wenn: 

a. sie vom BAZG zu erhebenden Ein- oder 

Ausfuhrabgaben gemäss Artikel 4 BAZG-

VG unterliegen und gemäss Zolltarifge-

setz (ZTG) nicht zollfrei sind; oder 

b. die Warenverantwortliche gemäss Artikel 

7 BAZG-VG dafür Rückerstattungen von 

Einfuhr-, Ausfuhr- oder Inlandabgaben 

geltend macht; oder  

c. sie einer Warenbestimmung gemäss Arti-

kel 11 Buchstabe g oder h BAZG-VG zu-

geführt werden; oder 

d. auf sie eine ein-, aus- oder durchfuhrspe-

zifische Massnahme (z. B. eine Bewilli-

gungspflicht) nach einem nichtabgabe-

rechtlichen Erlass Anwendung findet und 

das BAZG mit entsprechenden Vollzugs-

aufgaben betraut ist; oder 

e. sie direkt von ausserhalb des gemeinsa-

men Sicherheitsraumes gemäss dem Ab-

kommen zwischen der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft und der Europäischen 

Gemeinschaft über die Erleichterung der 
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Kontrollen und Formalitäten im Güterver-

kehr und über zollrechtliche Sicherheits-

massnahmen (ZESA) stammen oder di-

rekt nach ausserhalb dieses Sicherheits-

raumes gelangen. 

COOP 
3 3 

(neu) 

      Waren sind nur zollpflichtig, wenn sie Einfuhrabgaben 

oder Ausfuhrabgaben unterliegen oder Gegenstand 

von Rückerstattungen oder nichtabgaberechtlichen Er-

lassen sind oder im Verkehr mit «unsicheren» Gebie-

ten. 

[neu] 

Die Warenverantwortliche kann für nicht 

zollpflichtige Waren gemäss Absatz 1 die 

Warenanmeldung gemäss BAZG-VG, 2. Ti-

tel durchführen. Unterlässt sie dies, meldet 

sie die warenbezogenen Daten, welche für 

die Aussenhandelsstatistik gem. Zolltarifge-

setz (ZTG) zwingend notwendig sind, dem 

BAZG zusammengefasst je Kalendermonat. 

COOP 
4 1 d Die Zollabgaben sind bei unveränderter Ausfuhr der 

Waren generell rückzuerstatten. 

[Änderung] 

Waren, die in den freien Verkehr eingeführt 

worden sind und innerhalb der Verjährungs-

frist der Abgabeschuld gemäss Artikel 30 

Absatz 1 BAZG-VG unverändert oder we-

gen eines bei ihrer Verarbeitung im Zollge-

biet festgestellten Mangels verändert wieder 

ins Zollausland ausgeführt werden. 

COOP 
4 2       Die Zollabgaben sind bei unveränderter Ausfuhr der 

Waren generell rückzuerstatten. 

[Ergänzung] 

Der Bundesrat kann vorsehen, dass auslän-

dische Rückwaren gemäss Absatz 1 Buch-

stabe d, die im Zollgebiet vernichtet oder als 

Futtermittel verwendet werden, ganz oder 

teilweise zollfrei sind. Er regelt das Verfah-

ren der Rückerstattung von bereits geleiste-

ten Zollabgaben. 
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COOP 
9 2 a Ungenügende und/oder zweideutige Warenbeschrei-

bungen in der Zollanmeldung können in Zukunft zur 

“automatischen” Anwendung einer anderen in Frage 

kommenden Zolltarifnummer führen, weil diese einen 

höheren Zollansatz aufweist. Wir lehnen diese vorge-

schlagene Bestimmung ab. Unseres Erachtens kann 

diese Bestimmung zu einer willkürlichen höheren Ab-

gabenerhebung durch die Zollbehörden führen (eventu-

ell sogar mit Strafrelevanz). Unseres Erachtens bilden 

die Zolltarifnummer und die Warenbeschreibung eine 

die Ware beschreibende Einheit. Eine alleinige Fokus-

sierung auf die Warenbeschreibung ist im Sinne des 

HS-Systems nicht wünschenswert und ihm Rahmen 

der Digitalisierung auch nicht modern. Wo möglich sol-

len Angaben immer codiert an die Zollverwaltung über-

mittelt werden können (z. B. die Wiederausfuhrfrist o-

der die Kontrollstelle im Veredelungsverkehr anstelle in 

der Warenbeschreibung im Feld besondere Bemerkun-

gen der Warenposition). 

[ersatzlos streichen] 

COOP 
9 2 b Wir lehnen diese «Strafzölle» ab und fordern, dass 

auch in Nachforderungsverfahren, Zollermässigungen 

und -befreiungen gewährt werden. Vgl. im Übrigen Be-

gründung zu Art. 39 Abs. 2 BAZG-VG.  

[ersatzlos streichen] 

COOP 
9       4 

(neu) 

Abgabenermässigungen können berücksichtigt wer-

den, auch wenn Waren nicht oder zu wenCoopifferen-

ziert angemeldet werden. 

[neu/Eventualantrag zu Anträgen betr. Art. 9 

Abs. 2] 

Offensichtlich gültige Ermässigungen von 

Zollabgaben können auch in den Fällen ge-

mäss Absatz 2 und 3 geltend gemacht wer-

den. 
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COOP 
10 1       Zolltarif- und Ursprungsauskünfte sind unabhäng-

Cooper Warenein- oder -ausfuhr anfechtbar. Zusätzlich 

können Zollwertauskünfte beantragt werden. 

[Änderung] 

Das BAZG verfügt gemäss dem Bundesge-

setz über das Verwaltungsverfahren (Ver-

waltungsverfahrensgesetz, VwVG) auf 

schriftliche Anfrage hin die zolltarifarische 

Einreihung, den Zollwert gemäss dem Ab-

kommen zur Errichtung der Welthandelsor-

ganisation sowie den nichtpräferenziellen 

und den präferenziellen Ursprung von Wa-

ren. 

COOP 
10 2       Zolltarif- und Ursprungsauskünfte sind unabhäng-

Cooper Warenein- oder -ausfuhr anfechtbar. Zusätzlich 

können Zollwertauskünfte beantragt werden. 

[Ergänzung] 

Auskünfte gemäss Absatz 1 sind öffentlich. 

Das BAZG legt diese gesamthaft, in geord-

neter Form und unter Wahrung von Persön-

lichkeitsrechten, Geschäftsgeheimnissen 

usw. öffentlich zugänglich auf. 

COOP 
15 1       Wir können nachvollziehen, dass das System des dyna-

mischen Strafrahmens grundsätzlich geeignet ist für das 

Zollrecht. Dennoch halten wir aus den folgenden Grün-

den eine (zusätzliche) Obergrenze der Busse für sach-

gerecht:  

Gemäss dem StGB beträgt die Busse maximal 10'000 

Franken; die Geldstrafe maximal 540'000 Franken. In 

den meisten Verwaltungsgesetzen sind ebenfalls Maxi-

malbussen vorgesehen (z.B. im MWStG 800'000 Fran-

ken, im LMG 80'000 Franken, im E-DSG 250'000 Fran-

ken uws.). Im Zollrecht einen gänzlich unbegrenzten 

Bussenrahmen vorzusehen, erscheint uns deshalb als 

nicht sachgerecht. Die Höchstbusse von 800'000 Fran-

ken analog zum MWStG erscheint uns vorliegend als 

angebracht. In Kombination mit der Beibehaltung des 

[Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der hinterzo-

genen Zollabgaben, höchstens jedoch 

800 000 Franken, wird bestraft, wer vorsätz-

lich: 

a. die Zollabgaben durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmeldung 

der Waren oder in irgendeiner anderen 

Weise ganz oder teilweise hinterzieht; oder 

b. sich oder einer anderen Person sonst wie 

einen unrechtmässigen Zollvorteil ver-

schafft. 
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dynamischen Elements wird überdies sowohl den «klei-

nen» als auch den «grossen» Fällen Rechnung getra-

gen.  

Überdies ist zu beachten, dass es bei den vorliegenden 

Strafbestimmungen rein um das pönale Element geht:  

Art. 12 ff. VstrR sehen nämlich zusätzlich eine Leis-

tungs- bzw. Rückleistungspflicht vor. Die Bussenbestim-

mungen im ZoG können und sollen nicht dazu dienen, 

entgangene Zollabgaben einzutreiben, sondern sind al-

lein dazu da, den Täter zu bestrafen. Eine Maximal-

busse untergräbt diesen Zweck keineswegs und kann 

dem Bestraften immer noch «weh tun». Hinzukommt, 

dass bei gewissen Qualifikationen noch immer eine Er-

höhung der Höchstbusse zum Tragen käme. 

Eventualiter ist zumindest bei der fahrlässigen Bege-

hung eine Begrenzung gemäss dem Antrag zu Art. 15 

Abs. 4 aufzunehmen.  

COOP 
15 2  Analog zum Verweis auf Absatz 1 in Absatz 3 muss die-

ser Verweis auch in Absatz 2 enthalten sein, damit klar 

ist, dass sich diese Qualifikation nur auf vorsätzliche Be-

gehungen bezieht.  

[Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird das 

Höchstmass der angedrohten Busse nach 

Absatz 1 um die Hälfte erhöht. Zugleich 

kann auf eine Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr erkannt werden. 

COOP 
15 3       Die Formulierung «in besonders erheblichem Umfang» 

ist sehr unbestimmt und steht nicht im Einklang mit dem 

Bestimmtheitsgebot. Auf präzisierende Rechtsprechung 

zu warten, erscheint beim angedrohten Strafrahmen von 

immerhin bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe (bzw. einer 

Busse über den 7.5-fachen Betrag der hinterzogenen 

Zollabgaben) nicht angemessen und schafft Rechtsun-

sicherheit.  

[ersatzlos streichen] 
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COOP 
15 4  Es wird die Straflosigkeit der fahrlässigen Begehung be-

antragt. Eine Bestrafung von Sorgfaltspflichtverletzun-

gen im Abgabewesen erscheint angesichts der potenzi-

ell sehr hohen Bussenbeträgen unverhältnismässig. Un-

seres Erachtens fehlt bei fahrlässig hinterzogenen Zoll-

abgaben – insbesondere im Wirtschaftsumfeld – das 

Strafbedürfnis: Im Wirtschaftsumfeld bringt eine fahrläs-

sige Begehung dem Täter keinen Vorteil ein. Eine fahr-

lässige Begehung ist hier in der Regel auf ein formales 

Versehen zurückzuführen, dass insbesondere im Rah-

men von Massengeschäften schnell einmal unterlaufen 

kann. Bei den sehr strengen formalen Vorschriften im 

Zollwesen kann hier ein kleiner formaler Fehler schnell 

weitläufige Konsequenzen haben. Eine Bestrafung von 

solchen formalen Fehlern erscheint in diesem Kontext 

nicht angezeigt. Auch wenn Art. 52 StGB im Nebenstraf-

recht zur Anwendung gelangt, so erscheint eine voll-

ständige Straflosigkeit der Fahrlässigkeit als sachge-

rechter. Von der Straflosigkeit betroffen wären vorlie-

gend sodann auch nur «echte» und unabsichtliche Ver-

sehen, zumal die eventualvorsätzliche Begehung ja oh-

nehin nach Abs. 1 geahndet würde. 

Betreffend Eventualantrag s. Ausführungen zu Art. 15 

Abs. 1.  

[ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahrläs-

sig, so ist die Strafe Busse bis zum Dreifa-

chen der hinterzogenen Zollabgaben, 

höchstens jedoch 480 000 Franken. 

COOP 
16 1  S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 1. 

 

Eventualiter ist zumindest bei der fahrlässigen Bege-

hung eine Begrenzung gemäss dem Antrag zu Art. 16 

Abs. 3 aufzunehmen. 

[Ergänzung] 

 

Mit Busse bis zum Fünffachen der gefähr-

deten Zollabgabe, höchstens jedoch 

800 000 Franken, wird bestraft, wer vorsätz-

lich die Zollabgaben durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmeldung 
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der Waren oder in irgendeiner anderen 

Weise ganz oder teilweise gefährdet. 

COOP 
16 2       Den Verweis auf Absatz 1 erachten wir als notwendig, 

damit klar ist, dass sich diese Qualifikation nur auf vor-

sätzliche Begehungen beziehen kann. 

[Ergänzung] 

 

Bei erschwerenden Umständen wird das 

Höchstmass der angedrohten Busse nach 

Absatz 1 um die Hälfte erhöht. Zugleich 

kann auf eine Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr erkannt werden. 

COOP 
16 3       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 4. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahrläs-

sig, so ist die Strafe Busse bis zum Dreifa-

chen der gefährdeten Zollabgaben, höchs-

tens jedoch 480 000 Franken. 

COOP 
17 1       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 1. 

 

Eventualiter ist zumindest bei der fahrlässigen Bege-

hung eine Begrenzung gemäss dem Antrag zu Art. 17 

Abs. 3 aufzunehmen. 

[Ergänzung] 

 

Mit Busse bis zum Dreifachen des Waren-

werts, höchstens jedoch 480 000 Franken 

wird bestraft, wer vorsätzlich: 

a. ein Verbot oder eine Beschränkung der 

Ein, Aus- oder Durchfuhr von Waren durch 

Nichtanmelden, Verheimlichen der Waren 

oder unrichtige Warenanmeldung oder in ir-

gendeiner anderen Weise verletzt oder den 

Vollzug des Verbots oder der Beschränkung 

gefährdet; oder 
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b. für sich oder für eine andere Person zu 

Unrecht eine Bewilligung erwirkt. 

COOP 
17 2  Den Verweis auf Absatz 1 erachten wir als notwendig, 

damit klar ist, dass sich diese Qualifikation nur auf vor-

sätzliche Begehungen beziehen kann. 

[Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird das 

Höchstmass der angedrohten Busse nach 

Absatz 1 um die Hälfte erhöht. Zugleich 

kann auf eine Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr erkannt werden. 

COOP 
17 3       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 4. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

 

Handelt die Täterin oder der Täter fahrläs-

sig, so ist die Strafe Busse bis zum Einfa-

chen des Warenwerts, höchstens jedoch 

160 000 Franken. 

COOP 
19 1       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 1. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des Waren-

werts, höchstens jedoch 800 000 Franken, 

wird bestraft, wer vorsätzlich: 

a. eine vom BAZG als Zollpfand beschlag-

nahmte Ware beziehungsweise Sache, die 

in seinem Besitz belassen worden ist, ver-

nichtet; oder 

b. ohne Zustimmung des BAZG darüber 

verfügt.b 

COOP 
22 1       Die Abgrenzung zwischen der bewussten Fahrlässigkeit 

und des Eventualvorsatzes ist rein dogmatisch unter 

[Änderung] 
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Umständen möglich, in der Praxis jedoch nicht. Aus die-

sem Grund beantragen wir – unabhängig von der ge-

wählten Variante im Zusammenhang mit Art. 133 BAZG-

VG – die ersatzlose Streichung des Zusatzes zur be-

wussten Fahrlässigkeit.   

Mit Busse bis zu 5000 Franken wird be-

straft, wer vorsätzlich verstösst: 

a. gegen eine durch das BAZG anwendbare 

Vorschrift, soweit deren Übertretung unter 

Hinweis auf die Strafdrohung dieser Bestim-

mung für strafbar erklärt wird; oder 

b. gegen eine unter Hinweis auf die Straf-

drohung dieser Bestimmung an ihn gerich-

tete Verfügung. 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : DB Cargo AG 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : DBC 

Adresse : Rheinstraße 2, 55116 Mainz, Bundesrepublik Deutschland 

Kontaktperson : Cristian Cuenca 

Telefon : +49 (0) 6131 15 63280 

E-Mail : cristian.cuenca@deutschebahn.com 

Datum : 18.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

DBC DBC würde es sehr begrüßen, wenn das neue Gesetz Heilungsmöglichkeiten vergleichbar jenen des Art. 86 und 124 UZK 
enthalten würde. Nur formal fehlerhaftes Verhalten könnte dann geheilt werden und z. B. würden Präferenzen nicht wegen einer 
bloßen Überschreitung der Wiedergestellungsfrist veroren gehen.  

DBC Die Regelung in Art. 131 BAZG-VG, wonach in den Grenzen der Verhältnismäßigkeit Bussen von bis zu CHF 100.000,- alterna-
tive dem auch Geschäftsbetrieb statt dem Deklaranten auferlegt werden können, wird begrüßt.  

DBC       

DBC       

DBC       

DBC       

DBC       

DBC       

DBC       

DBC       
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

DBC 7       a Eine Präzisierung des Begriffs "Durchfuhr" wird für 
sinnvoll erachtet. Denn nationale Tranporte können 
sowohl von einer Außengrenze der Schweiz zu einer 
anderen Außengrenze führen, aber auch zwischen einer 
Außengrenze und einem ZE liegen. 

      

DBC 7       g Der Begiff des «Transportverantwortlichen» ist in interna-
tionalen Übereinkommen nicht gebräuchlich. Die Defini-
tion sollte klarstellen, dass damit der Beförderer gemeint 
ist 

      

DBC 10 3       Im Eisenbahnverkehr ist die Verknüpfung der Pflicht zur 
Anmeldung an die natürliche Person nicht umsetzbar. 
Dem Triebfahrzeugführer, der als einzige natürliche 
Person in Betracht kommt, fehlt die entsprechende 
Tatmacht. Der bestehende Regelungsentwurf birgt das 
Risiko, dass die Abgrenzung Zollrecht und Strafrecht 
aufgehoben wird.  

      

DBC 41             Es wird die Erweiterung auf einen neuen Buchst. e) 
vorgeschlagen, der eine Heilungsvorschrift vergleichbar 
jener in Art. 124 Absatz 1 Buchst. h) UZK enthält. 
Anderenfalls würden für nationale Verkehre andere 
Rechtsfolgen gelten als für internationale (unter dem 
Versandübereinkommen). Das Versandübereinkommen 
hat jedoch Vorrang, so dass die Rechtsfolgen nicht 
differieren sollten.  
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DBC                           

DBC                     

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               
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DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 
 
 Antwort Bemerkung/Anregung 

DBC 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

Buchst. b) sollte aber dergestalt angepasst werden, dass er nur noch 
lautet "wenn entweder die Schuld oder bei Fahrlässigkeit die Tatfolgen 
besonders geringfügig sind." 

DBC 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

DBC             

DBC             

DBC             

DBC             

DBC             

DBC             

DBC             

DBC             

DBC             

DBC             
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     
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DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     

DBC                                     
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 
Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
DBC                         

DBC                         

DBC                         

DBC                         

DBC                         

DBC                         

DBC                         

DBC                         
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

DBC       

DBC       

DBC       

DBC       

DBC       

DBC       

DBC       
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               
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DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               

DBC                               
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   

DBC                   
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  

 
 
 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

18/18 

 
 

2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



Digitale Gesellschaft, CH-4000 Basel
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                   

Eidnenössisches Finanzdepartement EFD 
Eidgenössische Zollverwaltung EFV 
Nur per E-Mail an rechtsetzung@ezv.admin.ch 

31. Dezember 2020

Stellungnahme zum Entwurf für ein  neues  Gesetz  über den  Allgemeinen  Teil  der 
Abgabenerhebung  und  die  Kontrolle  des  grenzüberschreitenden  Waren-  und 
Personenverkehrs  durch  das  Bundesamt  für  Zoll  und  Grenzsicherheit  (BAZG-
Vollzugsaufgabengesetz,  BAZG-VG)  sowie Totalrevision des  Zollgesetzes  (ZG)  zum 
neuen Zollabgabengesetz (ZoG)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer, sehr geehrte Damen und Herren

Am 11. November 2020 eröffnete der Bundesrat das Vernehmlassungsverfahren zum 
Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das 
Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) 
sowie über eine Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz 
(ZoG). Wir bedanken uns für die Einladung zum Vernehmlassungsverfahren.

Die Digitale Gesellschaft ist eine gemeinnützige Organisation, die sich für Grund- und 
Menschenrechte, eine offene Wissenskultur, weitreichende Transparenz sowie 
Beteiligungsmöglichkeiten an gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen einsetzt. Die 
Tätigkeit orientiert sich an den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Konsumenten in der 
Schweiz und international. Das Ziel ist die Erhaltung und die Förderung einer freien, 
offenen und nachhaltigen Gesellschaft vor dem Hintergrund der Persönlichkeits- und 
Menschenrechte.

Gerne nehmen wir zum Vorentwurf wie folgt Stellung:

Wir stellen fest, dass die Vorlage den Zollbehörden unter anderem die massenhafte, 
anlasslose und verdachtsunabhängige Erfassung von Personendaten mit einem hohen 
Risiko für die Persönlichkeit und Grundrechte ermöglichen würde.

Digitale Gesellschaft office@digitale-gesellschaft.ch Postkonto 61-177451-1
CH-4000 Basel www.digitale-gesellschaft.ch CH15 0900 0000 6117 7451 1



I. Angesichts der Schwere der datenschutzrechtlichen Mängel verzichten wir auf eine 
vollständige Stellungnahme und lehnen die Vorlage vollständig ab. Wir fordern den 
Bundesrat zur Erarbeitung einer neuen Vorlage auf, die den vielen berechtigten 
Bedenken Rechnung trägt.

Wir teilen insbesondere die zutreffenden datenschutzrechtlichen Bedenken des 
Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragte (EDÖB). Den 
eingeräumten Befugnissen fehlt es an einer hinreichenden Bestimmtheit und es bleibt 
für den einzelnen Bürger unklar, welchen Massnahmen er potenziell in welchem 
Umfang unterworfen ist und wie er hiergegen Rechtsschutz erhält. System, 
Schnittstellen und zentrale Rechtsbegriffe wie etwa die «Risikoanalyse» müssen auf 
Gesetzesebene definiert werden.

II. Nur beispielhaft möchten wir auf die verfassungswidrigen Regelungen der Art. 64 
und 73 BAZG-VG hinweisen.

Hiernach werden Befugnisse für die massenhafte, anlasslose und 
verdachtsunabhängige Erfassung von Personendaten geschaffen. Dies ergibt sich aus 
Seite 76 des «Erläuternden Berichts» zur Vorlage: «Das System registriert automatisch 
jeweils den Zeitpunkt der Zollanmeldung sowie des Grenzübertritts, die Art des 
Transportmittels und die angemeldete Ware. Auf der Basis der automatisch erhobenen 
Personendaten bewertet das System des BAZG automatisch das Verhaltensmuster.» 
Ein hier beispielhaft beschriebenes System kann denklogisch nur funktionieren, wenn 
die Daten aller Personen massenhaft erfasst werden.

Ein solches permanentes, massenhaftes, anlassloses und und verdachtsunabhängiges 
Erfassen von Personendaten und deren Verknüpfung mit räumlich-zeitlichen 
Aufenthaltsdaten würde – eine entsprechende Umsetzung gemäss Vorlage 
angenommen – einen nicht mehr gerechtfertigten Eingriff in Art. 13 Abs. 1 und 2 BV 
darstellen. Das Privatleben des einzelnen Bürgers ist jedoch zu schützen anstatt durch 
die massenhafte Erzeugung und Verarbeitung eine unnötige Gefahrenlage des 
Missbrauchs persönlicher Daten zu schaffen.

Allein die Kenntnis des Umstandes, dass jeder Grenzübertritt erfasst werden soll, greift 
ungerechtfertigt in die persönliche Freiheit und Bewegungsfreiheit gemäss Art. 10 
Abs. 2 BV ein. Wenn jeder Grenzübertritt staatlich erfasst und überwacht wird, ist 
davon auszugehen, dass von den persönlichen Freiheiten weniger Gebrauch gemacht 
werden wird («Chilling Effect»).
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Letztlich verstösst die automatisierte, anlasslose und verdachtsunabhängige 
Datensammlung zentral gegen die Unschuldsvermutung gemäss Art. 32 BV. Jede 
Person, die eine Grenze überschreitet, wird einem observierten Straftäter gleich 
behandelt, indem von ihr in gleicher Weise Personendaten gesammelt und aggregiert 
werden sollen.

Die Erhebung, Speicherung und Bearbeitung von Personendaten anlässlich von 
Grenzübertritten muss auf begründete Einzelfälle beschränkt bleiben.

Um den verfassungsrechtlichen Implikationen Rechnung zu tragen, fordern wir die 
Erarbeitung einer neuen Vorlage. Sollte die derzeitige Vorlage Gegenstand der 
Gesetzgebung bleiben, fordern wir mindestens die Beschränkung auf Einzelfälle auf 
Gesetzesebene. Eine mögliche Ergänzung auf Basis der Vorlage könnte insoweit darin 
bestehen,

• in Art. 64 Abs. 1 Satz 1 BAZG-VG nach dem Wort «darf» die Wörter «im 
begründeten Einzelfall», sowie

• in Art. 73 Abs. 1 Satz 1 BAZG-VG nach dem Wort «ist» die Wörter «im 
begründeten Einzelfall»

zu ergänzen.

Hinweis: Wir beschränken uns in dieser Stellungnahme auf unsere Kernanliegen. Bei 
Verzicht unsererseits auf umfassende allgemeine Anmerkungen oder auf 
Anmerkungen zu einzelnen Regelungen, ist damit keine Zustimmung durch die Digitale 
Gesellschaft zu solchen Regelungen verbunden.

Mit freundlichen Grüssen

Erik Schönenberger
Geschäftsleiter
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FIAT CHRYSLER AUTOMOBILES

Postfach 1548 I CH-8002 ZÜrich

An den Vorsteher des Eidgenössischen
Finanzdepartements EFD
Herrn Bundesrat Ueli Maurer
Bundesgasse 3003 Bern

Zürich, 29. Dezember 2020
[ProjectNo]/[User_Telephone]/da w/

Stellungnahme zur Änderung des Automobilsteuergesetzes vom 21. Juni
1996 im Rahmen der Zollgesetzrevision und zur vorgesehenen
Abschaffung der Rückerstattung bzw. Nachforderung gemäss Art. 2 der
Automobilsteuervero rdnung

@

Sehr geehrter Herr Maurer
Im Zusammenhang mit der Vernehmlassung zur rubrizierten Änderung des
Automobilsteuergesetzes ('’AStG") reichen wir Ihnen gerne inneN der angesetzten
Frist unsere Stellungnahme ein.
FCA Automotive verkauft in der Schweiz seit über 100 Jahren Motorfahrzeuge unter
verschiedenen Marken wie Jeep, Alfa Romeo, Fiat, Chrysler, Dodge, Maserati, Lancia
und Abarth.
FCA Switzerland SA wurde in 1921 gegründet und importiert Fahrzeuge nach dem
traditionellen OEM (Original Equipment Manufacturer)-Geschäftsmodell in die
Schweiz und ist ein wichtiger Partner für kleine unabhängige Händler sowohl für den
Verkauf von Neufahrzeugen als auch für die Betreuung nach dem Verkauf. Aufgrund
ihres Status als OEM-Importeur, der von großen Händlergruppen unabhängig ist, ist
die Ansicht der FCA Automotive für die breitere Industrie und unabhängige
Kleinunternehmen relevant.

Fahrzeuge werden auch von grossen Händlergruppen (z.B. Toyota, VW, Audi, Skoda,
Subaru, Peugeot, Opel, Citroen, Ferrari), unabhängigen Importeuren (z.B. Hyundai,
Parallelimporte) und Privatkunden importiert,
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Einleitung
Im Rahmen der laufenden Zollgesetzrevision und der damit einhergehenden Revision
des AStG soII gemäss dem Erläuternden Bericht1 die Möglichkeit abgeschafft werden,
eine Nachforderung oder Rückerstattung der Automobilsteuer geltend zu machen für
den Fall, dass der Einfuhrpreis eines Fahrzeuges innert eines Jahres seit der Einfuhr
ändert. Eine solche Nacherhebung bzw. Rückerstattung der Steuer erfolgt gestützt
auf Art. 2 der Automobilsteuerverordnung ('’AStV"). Im AStG fehlt jedoch heute eine
entsprechende Delegationsnorm, auf welche sich die auf Verordnungsstufe
verankerte Möglichkeit der Steuernachforderung und –rückerstattung stützen könnte.
Der Bundesrat will im Rahmen des aktuellen Revisionvorhabens von der Schaffung
einer Delegationsnorm auf Gesetzesstufe absehen und stattdessen die Möglichkeit
der Nacherhebung und Rückerstattung gänzlich abschaffen.
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Angeführte Gründe für geplante Abschaffung und Rückerstattung der
Automobilsteuer@ Der Erläuternde Bericht (S. 1512) erwähnt die folgenden Gründe für die Abschaffung
des Nachforderungs- bzw. Rückerstattungsrechts bei der Automobilsteuer:

PROFESSIONAI
• Es erfolgen regelmässig Meldungen über Entgeltsändenmgen durch die Automobilimporteure,

welche zu einer Steuer lücketstat tung fÜhren, während der EZV gleichzeitig eine griffige
Handhabe fehlt, um Meldungen über Entgeltsänderungen durchzusetzen, welche zu einer
Steuernachforderung fÜhren.

Im beispielhaft erwähnten Jahr 2019 überstiegen deshalb die jährlichen Rückerstattungen an die
Automobilimportetlre den Betrag der Steuernachforderungen bei Weitem.

Die Prüfung der Rückerstattungsgesuche verursacht regelmässig einen hohen administrativen
Aufwand.
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Erläuternder Bericht vom 11. September 2020 zum Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und
die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und
Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie zur TotalrevisËon des Zollgesetzes (ZG) zum neuen
Zollabgabengesetzes (ZoG)
Ganzer Abschnitt (Hervorhebung hinzugefügt):
"Artikel 2 AStV sieht vor, dass zu niedrig festgesetzte Steuerbeträge nachgefordert bzw. zu hoch angesetzte
Steuerbeträge rückerstattet werden, wenn das Entgelt für die Festsetzung der Automobilsteuer und damit die
Steuerbemessungsgrundlage innerhalb eines Jahres ändert. Für diese vom Bundesrat festgelegte Regelung besteht im
AStG keine explizite Delegationsnorm. Entgeltsänderungen, welche eine Rückerstattung zur Folge haben, werden von
einzelnen Importeuren regelmässig geltend gemacht. Demgegenüber hat die EZV keine griffige Handhabe, um auch die
Meldung von Entgeltsänderungen, welche zu Steuernachzahlungen führen, durchzusetzen. Zudem verursacht die
Prüfung der Rückerstattungsgesuche einen grossen Aufwand. Deshalb wird auf die Schaffung eIner expliziten
Gesetzesqrundlaqe für die Entgeltsänderunq verzichtet. Stattdessen sollen die Steuerrückerstattunqen und
Steuernachforderungen infolge Entgeltsänderung abgeschafft werden. Im Durchschnitt der Jahre 2012-2019 beläuft
sich der Rückerstattungsbetrag auf 7,6 Millionen Franken pro Jahr, der Nachforderungsbetrag auf 160 000 Franken pro
Jahr." (Hervorhebung durch die Autoren)
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Auf diese Argumente soll nachfolgend eingegangen werden, wobei einleitend einige
Praxisausführungen zur Preisbildungsmethodik für den Import von Fahrzeugen
gemacht werden.

Stellungnahme

Zustandekommen der Automobil-Importpreise
Die zwischen den Schweizer Fahrzeugimporteuren und den ausländischen
Fahrzeugherstellern auf der Grundlage der Richtlinien der OECD vereinbarten
Verrechnungspreismethoden sehen häufig vor, dass der Fahrzeugimporteur für seine
Vertriebsaktivitäten mit einer festen Betriebsmarge entschädigt wird, welche für eine
bestimmte Periode (Quartal, Halbjahr oder Jahr) festgelegt wird. Diese Betriebsmarge
beruht auf einer Vielzahl von Annahmen wie beispielsweise Modellpalette,
Verkaufsvolumen, Endverkaufspreise und Fremdwährungskurse.
Im Zeitpunkt der Einfuhr der Fahrzeuge in die Schweiz wird gestützt auf diese
Annahmen, welche die Fahrzeugherstellern und Importeuren für die jeweilige
Berichtsperiode im Voraus zugrunde legen, ein Einkaufspreis pro Fahrzeug
berechnet. Der so errechnete Einkaufspreis dient als Steuerbemessungsgrundlage für
die Festsetzung der Automobilsteuer im Sinne von Art. 24 AStG. Weichen die
endgültigen Zahlen am Ende der Berichtsperiode von den ursprünglichen Planzahlen
ab, erfolgt eine Korrektur der Einkaufspreise in die eine oder andere Richtung, so
dass der Fahrzeugimporteur letztlich mit der vereinbarten Betriebsmarge entschädigt
wird

Das Abstellen auf Planzahlen bei der Einfuhr führt dazu, dass beim Import von
Neuwagen in die Schweiz die Einfuhrpreise lediglich provisorisch feststehen; die
Automobilsteuer wird deshalb zunächst auf diesem pro Fahrzeug errechneten
provisorischen Einkaufspreis entrichtet. Der endgültige Einkaufspreis – und somit die
Bemessungsgrundlage für die Festsetzung der Automobilsteuer – steht erst am Ende
der Berichtsperiode fest.
Die zwischen den Fahrzeugherstellern und den Schweizer Importeuren vereinbarten
Planzahlen basieren in der Regel auf ehrgeizigen Annahmen betreffend Absatz von
Fahrzeugen sowie Endverkaufspreise; als gewinnstrebige Unternehmen wollen die
Automobilkonzerne selbstverständlich möglichst hohe Erträge erwirtschaften und
setzen die Messlatte deshalb entsprechend hoch. Die festgelegten Leistungsziele
erweisen sich im Nachhinein jedoch oft als zu optimistisch und werden nicht erreicht.
Dies kann verschiedene Gründe haben: eine geringere Nachfrage nach Neuwagen
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als erwartet, ein unpassender Modellmix, aber auch Währungseinflüsse. In seltenen
Fällen werden die Leistungsziele übertroffen.
Das Verfehlen der Leistungsziele schlägt sich in einem geringeren Umsatz für den
Importeur nieder. Damit der Importeur die mit dem Fahrzeughersteller vereinbarte
Betriebsmarge dennoch erhält, müssen die vom Fahrzeughersteller an den Importeur
verrechneten provisorischen Einkaufspreise nachträglich nach unten angepasst
werden. Eine solche Reduktion der Einkaufspreise innert Jahresfrist nach der Einfuhr
führt zu einer Herabsetzung der Bemessungsgrundlage für die Automobilsteuer;
mittels Meldung dieser Preisreduktion kann der Automobilimporteur eine teilweise
Rückerstattung der Steuer verlangen. Im umgekehrten Fall, in welchem der Importeur
die Planzahlen übertrifft, werden die provisorischen Einkaufspreise nachträglich
erhöht, um zur vereinbarten Betriebsmarge zu gelangen; mittels entsprechender
Meldung der Preiserhöhung erfolgt eine Nacherhebung der Automobilsteuer.
Da die Planzahlen der Automobilkonzerne nur vereinzelt übertroffen werden, kommt
es nicht sehr häufig zu einer nachträglichen Erhöhung der deklarierten Einfuhrpreise
für die Neuwagen. Dementsprechend seIten sind Meldungen über Preisanpassungen,
die zu einer Nachforderung der Automobilsteuer führen. Dass die
Rückerstattungserträge der Fahrzeugimporteure für die Automobilsteuer die
Meldungen über Preiserhöhungen regelmässig um ein Vielfaches übersteigen, liegt
daher nach unserer Beobachtung – und entgegen der im Erläuternden Bericht
geäusserten Annahme – nicht an den erhebungstechnischen Schwierigkeiten für die
Nachforderung der Automobilsteuer, sondern an den geltenden
Verrechnungspreisvereinbarungen, welche bei den Schweizer Fahrzeugimporteuren
verbreitet sind .
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Auswirkungen einer Abschaffung der Nachforderungs- und Rückerstattungsmöglichkeit
auf das Steueraufkommen bei der Automobilsteuer

Eine Abschaffung der Möglichkeit, innert Jahresfrist eintretende Änderungen der
Steuerbemessungsgrundlage bei der Automobilsteuer zu berücksichtigen, würde die
Automobilkonzerne unserer Ansicht nach dazu zwingen, ihre
Verrechnungspreismethoden für die Einfuhr von Fahrzeugen in die Schweiz
anzupassen.
Während heute die Automobilsteuer auf den tatsächlichen, nach Berücksichtigung der
erwähnten Preisanpassungen ermittelten Einfuhrpreisen abgerechnet wird, wäre in
Zukunft der provisorische Einkaufspreis die endgültige Steuerbasis für die
Automobilsteuer. Abhängig von der jeweiligen Verrechnungspreismethode könnten
somit zwei Fahrzeuge mit gleichem definitivem Einkaufspreis unterschiedlich

9

EMEA FCA Switzerland SA
Zürcherstrasse 111, CH-8952 Schlieren
Tel. +41 (0)44 556 20 01 MwSt Nr: CHE-105.818.020 MWST
Fax. +41 (0)44 556 22 55 HReg.Nr.: CH-660.0.022,921-4

REGION
www.fcagroup.com



FIAT CHRYSLER AUTOMOBILES

besteuert werden, nur weil der bei der Einfuhr errechnete provisorische Einkaufspreis
unterschiedlich ausfällt.

Entsprechend bestünde ein Anreiz der Automobilkonzerne, den provisorischen
Einkaufspreis neu – und stets im Einklang mit den OECD-
Verrechnungspreisgrundsätzen – auf einer konservativeren Basis zu berechnen, statt
wie bisher auf den in der Regel ehrgeizigen Planzahlen. Die in der Folge
wahrscheinlich häufiger werdenden Anpassungen der Verrechnungspreise nach
oben, welche zu einer Erhöhung des Einkaufspreises für die Fahrzeuge führen, wären
unter dem Blickwinkel der Automobilsteuer unerheblich, da wie erwähnt der
provisorische Einkaufspreis die endgültige Bemessungsgrundlage für die
Automobilsteuer darstellte. Infolge der ebenfalls vorgesehenen Abschaffung der
Steuernachforderungen bestünde in diesen Fällen aus Sicht des Fiskus auch keine
Möglichkeit mehr, auf allfällig höheren effektiven Verrechnungspreisen (infolge von
Preiserhöhungen) nachträglich noch die Automobilsteuer zu erheben.
Mit Blick auf das Steueraufkommen bei der Automobilsteuer gehen wir aus diesem
Grund davon aus, dass dieses nach der Aufhebung der Nachbesteuerungs- und
RückerstattungsmögIIchkeit tiefer ausfallen würde als heute. Die geplante Änderung
der Verordnung würde sich somit aus finanzpolitischer Sicht als wenig zielführend
darstellen, da sie zu einem tieferen statt wie geplant zu einem höheren
Steueraufkommen führt.

Auch aus Sicht der Automobilkonzerne und der Schweizer Fahrzeugimporteure ist
eine Umstellung der Verrechnungspreismethodik im vorstehend angedeuteten Sinne
nicht wünschenswert, da sich die bisher angewandten Verrechnungspreismethoden
an gleichwertige Regeln im Ausland anlehnen und sich auf dem Schweizer Markt
bisher bewährt haben.
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Reduktion des Verwaltungsaufwands bei Nacherhebung und Rückerstattung der

Automobilsteuer

Gemäss dem Erläuternden Bericht verursacht die Prüfung der
Rückerstattungsanträge bei der Automobilsteuer einen grossen Aufwand. Auch auf
Seiten der Automobilimporteure ist das heutige Verfahren aufgrund der
einzureichenden umfangreichen Unterlagen zeitaufwendig. Um den
Erhebungsaufwand zu reduzieren, schlagen wir die Einführung eines Mechanismus
vor, wonach nicht auf den Preis pro Fahrzeug abgestellt wird, sondern auf die
Veränderung der beim Import der Fahrzeuge deklarierten gesamten Einfuhrpreise pro
Importeur. Das Total der Einfuhrpreise ist aus der Datenbank der EZV ersichtlich; der
Automobilimporteur müsste sodann einzig noch den Nachweis über die
konzerninterne Verrechnungspreisanpassung in Bezug auf die der Automobilsteuer
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unterliegenden Einfuhrpreise beibringen, wodurch sich der Betrag der zu viel bzw. zu
wenig entrichteten Automobilsteuer mit wesentlich geringerem Aufwand feststellen
lässt, als dies heute der Fall ist.
Der Betrag der Steuerrückerstattung bzw. –nachforderung für eine
Abrechnungsperiode würde nach folgender Formel berechnet:- - Total beZahlte Automobilsteuer

Veränderung Steuerbetrag = + Verrechnung sprelsanpassun9

Dadurch verringerte sich nicht nur ää?'Qg;JätiiFßls;saufwand im Rahmen von
Rückerstattungsgesuchen, sondern die EZV hätte auch eine verbesserte Handhabe,
allfällige Steuernachforderungen als Folge einer Erhöhung der Einkaufspreise
durchzusetzen .
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Anträge

Zusammenfassend erachten wir sowohl für die Automobilindustrie als auch mit Blick
auf das Fiskalaufkommen eine Abschaffung der Nachforderungs- und
Rückerstattungsmöglichkeit bei der Automobilsteuer aus den vorstehenden Gründen
nicht als sinnvoll.

Richtig ist allerdings die Feststellung im Erläuternden Bericht, dass bis anhin eine
ausreichende Delegationsnorm für die entsprechende Bestimmung in Art. 2 AStV
fehlt. Wir schlagen deshalb vor, die Regelung über die Nachforderung und
Rückerstattung der Automobilsteuer ins AStG oder BAZG-VG aufzunehmen.

@
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Ferner schlagen wir im Sinne einer Reduktion des Verwaltungsaufwandes vor, eine
allfällige Rückerstattung bzw. Nacherhebung der Automobilsteuer auf dem Wege der
prozentualen Reduktion bzw. Erhöhung der Verrechnungspreise pauschal
festzulegen und auf die Berechnung der Preisanpassung für jedes einzelne Fahrzeug
zu verzichten.@
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Wir danken Ihnen für die Entgegennahme unserer Vernehmlassung und
wohlwollende Prüfung unserer Vorschläge, und verbleiben

mit freundlichen Grüssen

Thierry [Näh4)r
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Flughafen Zürich

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD

3003 Bern

Ausschliesslich per E-Mai an

rechtsetzung@ezv.admin,ch

Zürich-Flughafen, 24, November 2020

Vernehmlassung zum Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Ab-
gabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personen-
verkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgaben-
gesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgaben-
gesetz (ZoG): Stellungnahme der Flughafen Zürich AG

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 11. September 2020 haben Sie interessierte Kreise eingeladen, zum oben genannten Ver-

nehmlassungsentwurf Stellung zu beziehen' Die Flughafen Zürich AG (FZAG) ist als Konzessionärtn des Bun-

des Betreiberin des grössten Landesflughafens der Schweiz. Der Flughafen Zürich ist in Anbetracht der Anzahl

Grenzübertritte von Personen und Waren wichtigste Schengen-Aussengrenze des Landes und wichtigste

Schengen-Binnengrenze auf dem Luftweg. Die Eidgenössische Zollverwaltung (EZV) ist zur Wahrnehmung ih-

rer zollrechtlichen Vollzugsaufgaben am Flughafen präsent, nutzt die Infrastruktur des Flughafens und arbeitet

mit der FZAG erfolgreich zusammen. Von der geplanten Neuorganisation der EZV und der Anpassung des Zoll-

rechts sehen wir uns massgeblich betroffen, weshalb wir uns erlauben, Ihnen im Folgenden unsere Stellung-

nahme zu unterbreiten

Allgemeine Bemerkungen

Die Flughafen Zürich AG begrüsst die Stossrichtung der vorliegenden Zollrechtsrevision insofern, als sie die

EZV in eine zeitgemässe Organisationsstruktur überführt und die Zollprozesse konsequent digitalisiert und ver-

einfacht. Die finale Umsetzung des Transformationsprogramms DaziT bringt für das Schweizer Zollwesen

grosse Fortschritte und erleichtert nicht zuletzt die Warenabfertigung bei der Luftfracht beträchtlich
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Flughafen Zürich

Abgesehen davon sehen wir keinen substanziellen Änderungsbedarf beim Zollrecht. Es ist nachvollziehbar und

begrüssenswert, dass die Totalrevision auch eine Modernisierung des Rechts beinhaltet, indem beispielsweise

veraltete Begriffe ersetzt oder einzelne Präzisierungen vorgenommen werden. Allerdings darf dies nicht, wo

nicht in direktem Zusammenhang mit DaziT und der neuen Organisationsstruktur des Bundesamts für Zoll und

Grenzsicherheit (BAZG), neue Rechte und Pflichten für die Beteiligten des Zollwesens umfassen. So sind zu-

sätzliche finanzieIËe wie auch administrative Verpflichtungen Dritter, insbesondere der Infrastrukturanbieter,

zwingend zu vermeiden. Dort, wo die Flughafenbetreiber der EZV, beziehungsweise neu dem BAZG, Infrastruk-

turen zwecks Ausübung von hoheitIËchen Aufgaben zur Verfügung stellen, sind sie weiterhin angemessen dafür

zu entschädigen

Der Entwurf des Rahmengesetzes (BAZG-VG) enthält viele Delegationsnormen an den Bundesrat. Die Un-

kenntnis der zu revidierenden Verordnungsinhalte erschwert eine Gesamtbeurteilung der Gesetzesrevision

Umso wichtiger erscheint uns, dass der Bundesrat dem Parlament die Verordnungsentwürfe aufzeigt, wenn die-

ses die Gesetzesrevision beraten wird. Zudem ist zu den Verordnungen ebenfalls eine Vernehmlassung durch-

zuführen

Antrag 1: Der Bundesrat hat zu den Verordnungsentwürfen, die im Zusammenhang mit der vorliegenden

Zollrechtsrevision stehen, eine Vernehmlassung durchzuführen, bevor das Parlament die Gesetzesent

würfe berät.

Bemerkungen zu den Bestimmungen

Art. 45 E-BAZG-VG «Bewilligung für den Betrieb von Zollfreiläden und Bordbuffetdiensterl»

Die Flughafen Zürich AG ist im Besitz einer Bewilligung des Eidgenössischen Finanzdepartements (EFD) für

die Einrichtung von Zollfreiläden am Flughafen Zürich. Die Voraussetzungen für diese Bewilligung sollen neu in

Art. 45 E-BAZG-VG geregelt werden. Abweichend von den Bestimmungen des geltenden Rechts soll neu der

Bundesrat festlegen können, auf welchen Flugplätzen Zollfreiläden bewilligungsfähig sind. Wir wollen an dieser

Stelle festhalten, dass im Rahmen der Verordnung die Bewilligungserteilung an die Flughafen Zürich AG weiter-

hin sichergestellt sein muss. Am grössten Landesflughafen der Schweiz sind Duty Free-Shops bei der Ausreise

und Ankunft fester Bestandteil des Versorgungsangebots für Reisende und werden von der Kundschaft entspre-

chend nachgefragt.

Auch erwarten wir, dass der Bundesrat die «weiteren Bewilligungsvoraussetzungen», die zusätzlich zur Ge-

währleistung der nötigen Kontroll- und Sicherungsmassnahmen gelten sollen (Abs. 3), mit Verhältnismässigkeit

festlegt. Falls eine inhaltliche Änderung der Bewilligungsvoraussetzungen gegenüber heute in Erwägung gezo-

gen wird, müssten diese Erleichterungen beinhalten. Dasselbe gilt für die Festlegung der Waren, die verkauft

werden dürfen (Abs. 1 Bst. b). Die wirtschaftliche Lage, bedingt durch die Coronakrise, wird die am Flughafen

tätigen Unternehmen für längere Zeit stark belasten, Umso wichtiger ist, dass den Wirtschaftsteilnehmern keine

zusätzlichen Hürden auferlegt werden
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Antrag 2: Die Bewilligungserteilung an die Flughafen Zürich AG für die Einrichtung von ZollfreiËäden

muss im Rahmen der Verordnung des Bundesrats weiterhin sichergestellt sein. Die «weiteren BewilIË

gungsvoraussetzungen», die der Bundesrat gemäss Art. 45 Abs, 3 E-BAZG-VG festlegen kann, dürfen zu

keiner ErschwernËs der Bewilligungserteilung gegenüber heute führen

Art. 123 E-BAZG-VG «Infrastruktur Dritter»

Inhaltliche Grundlage für Art. 123 BAZG-VG bildet der heute gültige Art. 5 Zollgesetz (ZG; SR 631.0). Art. 5

Abs. 1 ZG hält als Grundsatz fest, dass die Kosten der Zollstellen und Zollanlagen der Bund trägt' Abweichend

davon gilt mit Art. 5 Abs. 2 ZG: Wenn die EZV ihre Aufgaben «auf Begehren Dritter» erfüllt, müssen diese die

erforderliche Infrastruktur unentgeltIIch zur Verfügung stellen und die Betriebskosten übernehmen

Bis heute gilt die Annahme, dass die Zollkontrollen am Flughafen nicht <auf Begehren> der Flugplatzhalter

stattfinden, sondern eine hoheitliche Aufgabe sind. So wie die EZV für Kosten von Infrastruktur und Betrieb an

den Zollstellen bei den Grenzübergängen von Strasse und Schiene aufkommt, so trägt sie grundsätzlich diese

Kosten auch an den Flughäfen. Für die Nutzung von Räumlichkeiten und den Gebäudeunterhalt entschädigt die

EZV die FZAG mit einem niedrigen einstelligen Millionenbetrag pro Jahr (der grösste Teil davon in Form von

Mietzinsen). Für sämtliche Betriebskosten kommt die EZV selbst auf. Sie beteiligt sich zudem an den Kosten

von baulichen Massnahmen, die den Zollbereich betreffen. Eine Ausnahme besteht dort, wo die FZAG aufgrund

Betriebsoptimierung oder Kapazitätserhöhung weitere Infrastrukturen erstellt hat, die für die Erfüllung des ge-

setzlichen Auftrags aus Sicht der EZV nicht nötig wären. Dies war beispielsweise bei der Erstellung eines zwei-

ten Zolldurchgangs bei der Passagierankunft der Fall, in diesem Fall trug die FZAG die Infrastruktur-Kosten seI-

ber, da die EZV darauf bestand. dass die Erweiterung auf «Begehren Dritter» gem. Art. 5 Abs. 2 ZG erfolgte

Die FZAG begrüsst die heute geltende Regelung: Sie stellt sicher, dass der Staat die Kosten der hoheitËichen

Aufgabe der Zollkontrollen trägt und sieht bei über die Minimalerfordernisse hinausgehenden Vorhaben der Inf-

rastrukturbetreiber eine entsprechende Kostenbeteiligung vor. Wir unterstützen deshalb die inhaltliche Überfüh-

rung von Art. 5 Abs. 2 ZG ins neue Gesetz. Es bleibt jedoch anzumerken, dass Zoll- und SteuerlagerhaËter so-

wie die zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten nicht unter «Dritte» gem. Art. 123 Abs. 1 E-BAZG-VG fallen und

somit weder für Infrastruktur- noch für Betriebskosten des BAZG belangt werden können

Als privatwirtschaftlich agierende Flughafenbetreiberin wehren wir uns gegen jegliche Tendenzen, die zu einer

Aufweichung der Kostentragungspflicht des Bundes bei hoheitlichen Aufgaben führen könnten. Vor diesem Hin-

tergrund ist Art, 123 E-BAZG-VG in zweierlei Hinsicht problematisch. Erstens findet der bestehende Art. 5 Abs

1 ZG im neuen Gesetzesentwurf keine Erwähnung mehr. Im Erläuternden Bericht (S. 105) ist zwar festgehalten,

dass das BAZG die Grundinfrastruktur für die Erfüllung seiner Aufgaben selber errichtet. Dieser Grundsatz be-

dürfe jedoch keiner Erwähnung im Gesetz. Diese Schlussfolgerung ist aus unserer Sicht verfehlt. Es handelt

sich hier um einen zentralen Grundsatz. nämlich, dass der Staat für die Kosten seiner hoheitlichen Aufgaben im

Zollbereich aufkommt, Der Grundsatz muss zwingend auch im BAZG-VG festgehalten sein, damit an dessen

Gültigkeit keine Zweifel aufkommen
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Zweitens verweist Art. 123 E-BAZG-VG Abs. 2 neu auf Vorbehalte durch besondere Bestimmungen des Bun-

desrechts, Wie dem Erläuternden Bericht zu entnehmen ist, zählt dazu insbesondere Art. 105 Abs- 2 Luftfahrt-

gesetz (LFG; SR 748.0). der die Flugplatzhalter zur Bereitstellung der für die Zollabfertigung notwendigen

Räume verpflichtet. Diese Bestimmung im LFG wird von der FZAG und den anderen Flugplatzhaltern bereits

heute vollumfänglich erfüllt, indem der EZV die nötige Infrastruktur zur Verfügung gestellt wird. Im Gegenzug

bezahlt die EZV Miete. Es handelt sich demnach um eine entgeltliche Zurverfügungstellung. Es entbehrt des-

halb jeglicher Logik, weshalb diese Bestimmung des LFG aIs Vorbehalt zu Art- 123 Abs. 1 BAZG-VG gelten soll

der die Entschädigung des BAZG für die Erfüllung von Aufgaben <auf Begehren Dritter» regelt. Zudem enthält

Art. 105 Abs. 1 LFG wiederum einen Vorbehalt der Gesetzgebung über Zoll und Grenzsicherheit. Ein wechsel-

wirkender Vorbehalt sowohl im LFG wie im BAZG verwirrt oder hebt sich gegenseitig auf. Art. 123 Abs. 2 E-

BAZG-VG ist deshalb aus dem Gesetzesentwurf zu streichen.

Antrag 3: Art. 123 E-BAZG-VG ist wie folgt anzupassen
d. VorbehaltenAufgaben erfüllt, trägt der B71(neu) Die Kosten der Infrastruktur. i, 'r da,

\bbleil

z Das BAZG kann seine Aufgaben auf Begehren Dritter in deren Infrastruktur erfüllen. Diese müssen die

erforderliche Infrastruktur unentgeltlich zur Verfügung stellen und das BAZG für die Betriebskosten ange

messen entschädigen

SFeGht&boseha

Art. 124 E-BAZG-VG «Mitwirkungspflicht des Personals von Transportunternehmen und Infrastrukturbe-
treiberinnen»

Als Flughafenbetreiberin sind wir mit unserem Personal schon heute von einer Mitwirkungspflicht gegenüber der

EZV betroffen. Diese ist in Art. 141 Zollverordnung (ZV; SR 631.01 ) geregelt. Grundsätzlich begrüssen wir, dass

die Mitwirkungspflicht gesetzlich festgehalten und auf alle Transportunternehmen und Infrastrukturbetreiber, un-

abhängig des Verkehrsträgers, ausgeweitet wird. Dabei sollten auch die Abfertigungsunternehmen (Handling-

Agents) namentlich erwähnt werden, die bei der Warenabfertigung eine wichtige Rolle einnehmen

Das Prinzip der generellen Unentgeltlichkeit dieser Mitwirkung beurteilen wir jedoch kritisch – umso mehr, weil

der Umfang der Mitwirkungspflicht sowie der Anordnungs-Kompetenz des BAZG im Gesetzeslaut nicht einge-

grenzt wird. Das Gesetz lässt damit eInen grossen Auslegungsspielraum offen, mit der Gefahr, dass das BAZG

die Mitwirkungspflicht beispielsweise zwecks unentgeltlicher Deckung zusätzlichen Personalbedarfs interpretie-

ren könnte. Dass die Unterstützung des Personals des BAZG durch die Infrastrukturbetreiber und Transportun-

ternehmen nicht hauptsächlich und dauerhaft, sondern nur in untergeordnetem Ausmass, punktuell und zeitlich

begrenzt ist, muss deshalb zwingend in Art. 124 BAZG-ZG festgehalten werden

Verhältnismässigkeit gilt es auch in Bezug auf die Anordnungsgewalt des BAZG zu wahren. So muss für die

betroffenen Unternehmen die Möglichkeit bestehen, Anordnungen des BAZG gerichtlich anzufechten, falls

diese den legitimen Umfang der Mitwirkungspflicht übersteigen. Deshalb sollte das BAZG seine Anordnungen

auf Verlangen per Verfügung erteilen, damit unter Umständen entsprechende Rechtsmittel ergriffen werden

können
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Antrag 4: Art. 124 E-BAZG-VG ist wie folgt anzupassen

\unternehmen und Infra-\bftTitel: MitwËrkungspflicht des Personals von Transportunternehmen, au

strukturbetreiberin nen

Tunqsunternehmen und von Infrastrukturbetreibe-Text: Das Personal von Transportunternehmen, bfe

rinnen, insbesondere im Bereich des Eisenbahn-, Luft und SchËffsverkehrs, muss das BAZG beim Aufga-

Igen unentgeltlich unterstützen. D unentgeltliche UnterstützubenvoIËzug Qßa

Ent. 'ndeund zeitlich begrenzt verl\kann .unktulnetem Alr in unterq wero0

dnunqen des BAZG erfolgen auf Antrag -offenen in Fo einer VerfügunGa

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen bei Rückfragen gerne zur Verfü-

gung.

ldliche GrüsseE

staan’ ludin

Chief Operation Officer

ËoÖ©oth

Ëad Ground Operation

Beilage

Ausgefülltes Antwortformular
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Flughafen Zürich AG 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : FZAG 

Adresse : Postfach, 8058 Zürich-Flughafen 

Kontaktperson : Herr Ronny Roth 

Telefon : +41 43 816 73 05 

E-Mail : ronny.roth@zurich-airport.com 

Datum : 24.11.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

FZAG Die Stossrichtung der vorliegenden Zollrechtsrevision ist insofern zu begrüssen, als sie die EZV in eine zeitgemässe 
Organisationsstruktur überführt und die Zollprozesse konsequent digitalisiert und vereinfacht. Die finale Umsetzung des 
Transformationsprogramms DaziT bringt für das Schweizer Zollwesen grosse Fortschritte und erleichtert die Warenabfertigung 
beträchtlich. 

FZAG Abgesehen davon gibt es jedoch keinen substanziellen Änderungsbedarf beim Zollrecht. Wo nicht in direktem Zusammenhang 
mit DaziT und der neuen Organisationsstruktur des BAZG, darf die Revision keine neuen Rechte und Pflichten für die Beteiligten 
des Zollwesens umfassen. So sind zusätzliche finanzielle wie auch administrative Verpflichtungen Dritter, insbesondere der 
Infrastrukturanbieter, zwingend zu vermeiden. Dort, wo die Flughafenbetreiber der EZV, beziehungsweise neu dem BAZG, 
Infrastrukturen zwecks Ausübung von hoheitlichen Aufgaben zur Verfügung stellen, sind sie weiterhin angemessen dafür zu 
entschädigen. 

FZAG Der Entwurf des BAZG-VG enthält viele Delegationsnormen an den Bundesrat. Die Unkenntnis der zu revidierenden 
Verordnungsinhalte erschwert eine Gesamtbeurteilung der Gesetzesrevision. Umso wichtiger ist, dass der Bundesrat dem 
Parlament die Verordnungsentwürfe aufzeigt, wenn dieses die Gesetzesrevision beraten wird.  

Anregung: Der Bundesrat hat zu den Verordnungsentwürfen, die im Zusammenhang mit der vorliegenden Zollrechtsrevision 
stehen, eine Vernehmlassung durchzuführen, bevor das Parlament die Gesetzesentwürfe berät. 

FZAG       

FZAG       

FZAG       

FZAG       

FZAG       

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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FZAG       

FZAG       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

FZAG 
45             Die Flughafen Zürich AG ist im Besitz einer Bewilligung 

des EFD für die Einrichtung von Zollfreiläden am 
Flughafen Zürich. Abweichend von den Bestimmungen 
des geltenden Rechts soll gemäss Art. 45 E-BAZG-VG 
neu der Bundesrat festlegen können, auf welchen 
Flugplätzen Zollfreiläden bewilligungsfähig sind. Wir 
wollen an dieser Stelle festhalten, dass im Rahmen der 
Verordnung die Bewilligungserteilung an die Flughafen 
Zürich AG weiter-hin sichergestellt sein muss. Am 
grössten Landesflughafen der Schweiz sind Duty Free-
Shops bei der Ausreise und Ankunft fester Bestandteil 
des Versorgungsangebots für Reisende und werden von 
der Kundschaft entsprechend nachgefragt. 

Anregung: Die Bewilligungserteilung an die Schweizer 
Landesflughäfen für die Einrichtung von Zollfreiläden 
muss im Rahmen der Verordnung des Bundesrats 
weiterhin sichergestellt sein.  

      

FZAG 
45 3       Auch erwarten wir, dass der Bundesrat die «weiteren 

Bewilligungsvoraussetzungen», die zusätzlich zur 
Gewähr-leistung der nötigen Kontroll- und 
Sicherungsmassnahmen gelten sollen (Abs. 3), mit 
Verhältnismässigkeit fest-legt. Falls eine inhaltliche 
Änderung der Bewilligungsvoraussetzungen gegenüber 
heute in Erwägung gezogen wird, müssten diese 
Erleichterungen beinhalten. Dasselbe gilt für die 
Festlegung der Waren, die verkauft wer-den dürfen (Abs. 
1 Bst. b). Die wirtschaftliche Lage, bedingt durch die 
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Coronakrise, wird die am Flughafen tätigen Unternehmen 
für längere Zeit stark belasten. Umso wichtiger ist, dass 
den Wirtschaftsteilnehmern keine zusätzlichen Hürden 
auferlegt werden. 

Anregung: Die «weiteren Bewilligungsvoraussetzungen», 
die der Bundesrat gemäss Art. 45 Abs. 3 E-BAZG-VG 
festlegen kann, dürfen zu keiner Erschwernis der 
Bewilligungserteilung gegenüber heute führen. 

FZAG 
123 1       

Bis heute gilt die Annahme, dass die Zollkontrollen am 
Flughafen nicht «auf Begehren» der Flugplatzhalter 
stattfinden, sondern eine hoheitliche Aufgabe sind. So 
wie die EZV für Kosten von Infrastruktur und Betrieb an 
den Zollstellen bei den Grenzübergängen von Strasse 
und Schiene aufkommt, so trägt sie grundsätzlich diese 
Kosten auch an den Flughäfen. Für die Nutzung von 
Räumlichkeiten und den Gebäudeunterhalt entschädigt 
die EZV die FZAG mit einem niedrigen einstelligen 
Millionenbetrag pro Jahr (der grösste Teil davon in Form 
von Mietzinsen). Für sämtliche Betriebskosten kommt die 
EZV selbst auf. Sie beteiligt sich zudem an den Kosten 
von baulichen Massnahmen, die den Zollbereich 
betreffen. Eine Ausnahme besteht dort, wo die FZAG 
aufgrund Betriebsoptimierung oder Kapazitätserhöhung 
weitere Infrastrukturen erstellt hat, die für die Erfüllung 
des gesetzlichen Auftrags aus Sicht der EZV nicht nötig 
wären. Dies war beispielsweise bei der Erstellung eines 
zweiten Zolldurchgangs bei der Passagierankunft der 
Fall. In diesem Fall trug die FZAG die Infrastrukturkosten 
selber, da die EZV darauf bestand, dass die Erweiterung 
auf «Begehren Dritter» gem. Art. 5 Abs. 2 ZG erfolgte. 
Die FZAG begrüsst die heute geltende Regelung: Sie 
stellt sicher, dass der Staat die Kosten der hoheitlichen 
Aufgabe der Zollkontrollen trägt und sieht bei über die 
Minimalerfordernisse hinausgehenden Vorhaben der 

Art. 123 E-BAZG-VG ist wie folgt 
anzupassen: 
1(neu) Die Kosten der Infrastruktur, in der 
das BAZG seine Aufgaben erfüllt, trägt der 
Bund. Vorbehalten bleibt Absatz 2. 
2 Das BAZG kann seine Aufgaben auf 
Begehren Dritter in deren Infrastruktur 
erfüllen. Diese müssen die erforderliche 
Infrastruktur unentgeltlich zur Verfügung 
stellen und das BAZG für die 
Betriebskosten angemessen entschädigen. 
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Infrastrukturbetreiber eine entsprechende 
Kostenbeteiligung vor. Wir unterstützen deshalb die 
inhaltliche Überführung von Art. 5 Abs. 2 ZG ins neue 
Gesetz. Es bleibt jedoch anzumerken, dass Zoll- und 
Steuerlagerhalter sowie die zugelassenen 
Wirtschaftsbeteiligten nicht unter «Dritte» gem. Art. 123 
Abs. 1 E-BAZG-VG fallen und somit weder für 
Infrastruktur- noch für Betriebskosten des BAZG belangt 
werden können. 
 

Als privatwirtschaftlich agierende Flughafenbetreiberin 
wehren wir uns gegen jegliche Tendenzen, die zu einer 
Aufweichung der Kostentragungspflicht des Bundes bei 
hoheitlichen Aufgaben führen könnten. Vor diesem 
Hintergrund ist Art. 123 E-BAZG-VG problematisch. 
Erstens findet der bestehende Art. 5 Abs. 1 ZG im neuen 
Gesetzesentwurf keine Erwähnung mehr. Im 
Erläuternden Bericht (S. 105) ist zwar festgehalten, dass 
das BAZG die Grundinfrastruktur für die Erfüllung seiner 
Aufgaben selber errichtet. Dieser Grundsatz bedürfe 
jedoch keiner Erwähnung im Gesetz. Diese 
Schlussfolgerung ist aus unserer Sicht verfehlt. Es 
handelt sich hier um einen zentralen Grundsatz, nämlich, 
dass der Staat für die Kosten seiner hoheitlichen 
Aufgaben im Zollbereich aufkommt. Der Grundsatz muss 
zwingend auch im BAZG-VG festgehalten sein, damit an 
dessen Gültigkeit keine Zweifel aufkommen. 

FZAG 
123 2       Art. 123 E-BAZG-VG Abs. 2 verweist neu auf Vorbehalte 

durch besondere Bestimmungen des Bundesrechts. Wie 
dem Erläuternden Bericht zu entnehmen ist, zählt dazu 
insbesondere Art. 105 Abs. 2 Luftfahrtgesetz (LFG), der 
die Flugplatzhalter zur Bereitstellung der für die 
Zollabfertigung notwendigen Räume verpflichtet. Diese 
Bestimmung im LFG wird von der FZAG und den 

Art. 123 Abs. 2 E-BAZG-VG ist zu streichen 
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anderen Flugplatzhaltern bereits heute vollumfänglich 
erfüllt, indem der EZV die nötige Infrastruktur zur 
Verfügung gestellt wird. Im Gegenzug bezahlt die EZV 
Miete. Es handelt sich demnach um eine entgeltliche 
Zurverfügungstellung. Es entbehrt deshalb jeglicher 
Logik, weshalb diese Bestimmung des LFG als Vorbehalt 
zu Art. 123 Abs. 1 BAZG-VG gelten soll, der die 
Entschädigung des BAZG für die Erfüllung von Aufgaben 
«auf Begehren Dritter» regelt. Zudem enthält Art. 105 
Abs. 1 LFG wiederum einen Vorbehalt der Gesetzgebung 
über Zoll und Grenzsicherheit. Ein wechselwirkender 
Vorbehalt sowohl im LFG wie im BAZG verwirrt oder hebt 
sich gegenseitig auf. Art. 123 Abs. 2 E-BAZG-VG ist 
deshalb aus dem Gesetzesentwurf zu streichen. 

FZAG 
124             

Als Flughafenbetreiberin sind wir mit unserem Personal 
schon heute von einer Mitwirkungspflicht gegenüber der 
EZV betroffen. Diese ist in Art. 141 ZV geregelt. 
Grundsätzlich begrüssen wir, dass die Mitwirkungspflicht 
gesetzlich festgehalten und auf alle 
Transportunternehmen und Infrastrukturbetreiber, 
unabhängig des Verkehrsträgers, ausgeweitet wird. 
Dabei sollten auch die Abfertigungsunternehmen 
(Handling-Agents) namentlich erwähnt werden, die bei 
der Warenabfertigung eine wichtige Rolle einnehmen. 
Das Prinzip der generellen Unentgeltlichkeit dieser 
Mitwirkung beurteilen wir jedoch kritisch – umso mehr, 
weil der Umfang der Mitwirkungspflicht sowie der 
Anordnungs-Kompetenz des BAZG im Gesetzeslaut nicht 
eingegrenzt wird. Das Gesetz lässt damit einen grossen 
Auslegungsspielraum offen, mit der Gefahr, dass das 
BAZG die Mitwirkungspflicht beispielsweise zwecks 
unentgeltlicher Deckung zusätzlichen Personalbedarfs 
interpretie-ren könnte. Dass die Unterstützung des 
Personals des BAZG durch die Infrastrukturbetreiber und 

Art. 124 E-BAZG-VG ist wie folgt 
anzupassen: 
Titel: Mitwirkungspflicht des Personals von 
Transportunternehmen, 
Abfertigungsunternehmen und 
Infrastrukturbetreiberinnen 

Text: Das Personal von 
Transportunternehmen, 
Abfertigungsunternehmen und von 
Infrastrukturbetreiberinnen, insbesondere 
im Bereich des Eisenbahn-, Luft und 
Schiffsverkehrs, muss das BAZG beim 
Aufgabenvollzug unentgeltlich 
unterstützen. Die unentgeltliche 
Unterstützung kann nur in 
untergeordnetem Ausmass, punktuell und 
zeitlich begrenzt verlangt werden. 
Entsprechende Anordnungen des BAZG 
erfolgen auf Antrag des Betroffenen in 
Form einer Verfügung. 
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Transportunternehmen nicht hauptsächlich und 
dauerhaft, sondern nur in untergeordnetem Ausmass, 
punktuell und zeitlich begrenzt ist, muss deshalb 
zwingend in Art. 124 BAZG-ZG festgehalten werden. 

Verhältnismässigkeit gilt es auch in Bezug auf die 
Anordnungsgewalt des BAZG zu wahren. So muss für 
die betroffenen Unternehmen die Möglichkeit bestehen, 
Anordnungen des BAZG gerichtlich anzufechten, falls 
diese den legitimen Umfang der Mitwirkungspflicht 
übersteigen. Deshalb sollte das BAZG seine 
Anordnungen auf Verlangen per Verfügung erteilen, 
damit unter Umständen entsprechende Rechtsmittel 
ergriffen werden können. 

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
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FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

FZAG 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

FZAG 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

FZAG             

FZAG             

FZAG             

FZAG             

FZAG             

FZAG             

FZAG             

FZAG             

FZAG             

FZAG             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
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FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

FZAG 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

FZAG 
                        

FZAG 
                        

FZAG 
                        

FZAG 
                        

FZAG 
                        

FZAG 
                        

FZAG 
                        

FZAG 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

FZAG       

FZAG       

FZAG       

FZAG       

FZAG       

FZAG       

FZAG       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
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FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
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FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
                              

FZAG 
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FZAG 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

FZAG 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Hansjörg Giger 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : - 

Adresse : Hauptstrasse 25, 8246 Langwiesen 

Kontaktperson : H. Giger 

Telefon : 052 654 05 58 

E-Mail : giger-bucher@bluewin.ch  

Datum : 31.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Einspra-
che; 
Grund-
satz 

58 2  Für natürliche Personen, die nicht im Auftrag und in frem-
dem Namen einer juristischen Person handeln, soll ein 
Beschwerdeverfahren auch auf dem analogen (schriftli-
chen) Weg möglich sein (Beispiel: Einsprache gegen 
Veranlagungsverfügungen bei mündlicher Warenanmel-
dung im Reiseverkehr); betrifft insbes. wenig begüterte 

Das Einspracheverfahren wird vornehmlich 
elektronisch durchgeführt (oder ähnlich). 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

3/3 

 
 

Personen, die keinen Zugang zu elektronischen Hilfsmit-
teln haben. Gewährleistung der Kohärenz zu anderen 
Rechtserlassen wie VwVG und VStR.   

Verwal-
tungsin-
terne Be-
schwerde 

60  2  Begründung siehe obige Bemerkung zu Art. 58, Abs. 2  Das Einspracheverfahren wird vornehmlich 
elektronisch durchgeführt (oder ähnlich). 

 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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Per Email: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 
 

St. Gallen, 31. Dezember 2020  

Unsere Referenz 

  

Ihre Referenz 

  

Kontakt 

Markus Buerkler 

UserPhonembuerkler@kpmg.com 

Bundesgesetz über die Zollpflicht und die Bemessung der Zollabgaben (Zollabgabengesetz, ZoG) 

Stellungnahme der KPMG AG mit Fokus auf die öffentlichen und privaten Museen / Sammlungen 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir beziehen uns auf die Vernehmlassungseröffnung zum Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgaben-
erhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundes-
amt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie die Totalrevision des 
Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG). Die Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) fusst im 
Wesentlichen auf der digitalen Transformation der Eidg. Zollverwaltung (EZV). 

Im Zuge der Totalrevision des Zollgesetzes ist zu berücksichtigen, dass es nicht nur auf Seiten der Eidg. 
Zollverwaltung, sondern auch auf Seiten der Zollpflichtigen zu einer digitalen Transformation bzw. auch zu 
einer Digitalisierung in sämtlichen Bereichen kommt bzw. kommen wird. Im Zuge der Totalrevision des Zoll-
gesetzes sollen zudem bestehende Praxis- und Gesetzeslücken, die derzeit insbesondere im Bereich von 
öffentlichen und privaten Museen bzw. Sammlungen festzustellen sind, in sachgerechter Weise und im Hin-
blick auf die digitale Transformation bei den Museen behoben werden. Mit einer sachgerechten und zeitge-
mässen Praxisfestlegung soll zudem sichergestellt werden, dass gesamtschweizerisch eine einheitliche 
Verwaltungspraxis in Bezug auf Sammlungen und Museen angewandt wird. 

Mit der derzeitigen Totalrevision des Zollabgabegesetzes und der Zollverordnung bzw. der Zollpraxis sollen 
die Grundlagen geschaffen werden, damit die Digitalisierungsbestrebungen im Museumsbereich auch zoll-
gesetzeskonform umgesetzt werden können. 

Unsere Vernehmlassungseingabe basiert auf einer repräsentativen Umfrage bei öffentlichen und privaten 
Museen und Sammlungen. KPMG AG, die in keinem Auftragsverhältnis zu einem oder mehrerer dieser Mu-
seen steht, hat die Antworten ausgewertet und ermittelt, wo die Bedürfnisse der Museen für die Zukunft zu 
finden sind und welche Einflüsse diese auf ein neues Zollgesetz bzw. eine Zollpraxis haben müssten. Es 
kann schon eingangs festgehalten werden, dass aus Sicht der Museen in verschiedenen Bereichen Ände-
rungen notwendig sind. 
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Die wichtigsten Anträge werden wir nachfolgend darlegen und in den nachfolgenden Abschnitten dieser 
Vernehmlassungseingabe erläutern. Zum besseren Verständnis haben wir jeweils die aktuelle Praxiserfah-
rung dargelegt und anschliessend eine Korrektur bzw. Änderung erläutert. 

Basierend auf der Auswertung des Fragebogens können folgende Hauptanträge formuliert werden:  

▪ Liberale und sachgerechte Interpretation des privilegierten Empfängers (Museumsstatus) unter Be-
rücksichtigung der digitalen Transformation; 

▪ Erarbeitung einer zollrechtlichen Verwaltungspraxis zur Museumsdefinition unter Berücksichtigung 
der Digitalisierung, damit Praxislücken geschlossen werden können; 

▪ Schaffung der zollrechtlichen Gesetzesgrundlage für die digitale Entwicklung bei den Museen; 

▪ Zeitgemässe Interpretation von Kunstwerken (Gleichstellung von Fotokunst, Videokunst und weite-
ren Formen der digitalen Kunst mit Gemälden bzw. Skulpturen): 

▪ Administrative Änderung / Vereinfachung des Zollverfahrens insbesondere zur Vermeidung nach-
geführter Dossierkontrollen. 

1. Vorbemerkungen / Volkswirtschaftlicher Nutzen 

Für die Einordnung unserer Vernehmlassung möchten wir auf die Relevanz des Museums- und Samm-
lungsbereiches eingehen. 

Die öffentlichen und privaten Museen und Sammlungen haben in der Schweiz einen hohen direkten und 
indirekten volkswirtschaftlichen Nutzen. 

Die wichtigsten Zahlen zu den Schweizer Museen können wie folgt zusammengefasst werden (Zahlen ge-
mäss BFS vom Jahr 2018): 

- Anzahl Museen in der Schweiz: 1‘118 

- Gesamte Anzahl aufbewahrte Objekte: 75,7 Mio. 

- Durchschnittliche Anzahl Öffnungstage: 143 

- Gesamte Anzahl eröffnete Wechselausstellungen: 1‘625 

- Gesamte Anzahl Eintritte: 13,3 Mio. 

- Gesamte Anzahl Führungen: 103’495 

- Gesamte Anzahl Veranstaltungen: 34’720 

1.1 Volkswirtschaftlicher Nutzen 

Der volkswirtschaftliche Nutzen der Schweizer Museen ist in verschiedenen Bereichen ersichtlich. So arbei-
teten gemäss aktuellster Erhebung mindestens 19‘500 Personen in den Schweizer Museen. Dies entspricht 
5‘525 Vollzeitäquivalenten. Hierbei gilt es zu erwähnen, dass rund 38% der Museumsmitarbeitenden ehren-
amtlich tätig sind. 

Des Weiteren wurden in der Schweiz im Jahr 2017 CHF 2.94 Milliarden an öffentlichen Geldern in Kultur 
und Medien investiert. Demgegenüber haben Schweizer Privathaushalte im selben Jahr gesamthaft CHF 
15.8 Milliarden im Bereich der Kultur und Medien ausgegeben. 

Ebenfalls sind die Schweizer Museen für den Tourismussektor wichtig, da die touristische Bruttowert-
schöpfung bspw. im Jahr 2018 CHF 19.253 Milliarden betrug. Davon entfielen CHF 171 Millionen auf den 
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Kulturbereich. Die touristische Bruttowertschöpfung in diesem Bereich erfuhr in den Jahren 2015 bis 2018 
eine positive Entwicklung von 4,4%. 

Die touristische Nachfrage entspricht dem Total der Ausgaben für Produkte und Dienstleistungen, welche 
die Touristinnen und Touristen konsumiert haben. Dabei werden sowohl die Ausgaben von Touristinnen 
und Touristen als auch jene von Dritten für Touristinnen und Touristen berücksichtigt. Der Indikator des 
Jahres 2018 zeigt, dass CHF 441 Millionen (von insgesamt CHF 47.198 Milliarden) in den Kulturbereich 
flossen. Eine umfassende Darstellung der Zahlen und Fakten der Schweizer Museen finden Sie in Bei-
lage 1. 

Mit der aktuellen Zollgesetz- bzw. der Zollpraxisrevision kann die Basis für die Museen und Sammlungen 
zur Erhöhung der direkten und indirekten Wertschöpfung im Museums- und Kulturbereich geschaffen wer-
den. 

1.2 Schaffung eines internationalen Museumshub  

Die Schweiz hat die beste Ausgangslage, damit ein internationaler Museumhub entstehen kann. Mit Muse-
umshub ist gemeint, dass in der Schweiz ein Zentrum für Kunst und Kultur geschaffen wird, das internatio-
nal Beachtung findet und in der Schweiz weitere Sammlungen angesiedelt werden können. Die zollrechtli-
chen Rahmenbedingungen sind in diesem Zusammenhang entscheidend, damit sich der Kunststandort 
Schweiz auch entwickeln kann. Für die Attraktivität sind neben den zollrechtlichen Rahmenbedingungen 
auch nachfolgende Faktoren wichtig, die in der Schweiz schon heute gegeben sind.  

a) Sicherheit 

Es ist ein Faktum, dass qualitativ hochwertige, einmalige und international anerkannte Kunstwerke in der 
jüngsten Vergangenheit einen massiven Wertzuwachs verzeichnet haben. Es ist auch ein Faktum, dass in 
vielen Museen einmalige und unersetzbare Kunstschätze zu finden sind. Für den Aufbau eines Museums 
werden dabei Länder bevorzugt, in welchen die Sicherheitsvorkehrungen einen hohen Standard haben. 

Beim Thema „Sicherheit“ geht es nicht nur primär um den unmittelbaren Schutz der Museumsgebäude 
selbst, sondern auch um die politische Sicherheit. In der Schweiz finden sich dabei sehr gute Rahmenbe-
dingungen. 

b) Qualifizierte Mitarbeiter  

Die Betreuung von einmaligen und unersetzbaren Kunstwerken und Sammlungen bedingt gut ausgebilde-
tes Personal. Solches kann in der Schweiz derzeit noch gefunden werden. Ergänzend finden sich in der 
Schweiz zudem auch noch genügend Freiwillige, d.h. ehrenamtliche Helfer. 

c) Klimatische Rahmenbedingungen 

Damit die einmaligen und unersetzbaren Kunstschätze auch den folgenden Generationen erhalten bleiben, 
müssen insbesondere die klimatischen Rahmenbedingungen stimmen oder geschaffen werden. Dies be-
dingt auch eine einwandfreie Stromversorgung, was in der Schweiz ebenfalls möglich ist. 

2. Qualifikation der Museen als privilegierte Empfänger 

Als Ergebnis der Umfrage konnte festgestellt werden, dass es für ein öffentliches und privates Museum 
wichtig ist, als privilegierter Empfänger qualifiziert zu werden (sog. Museumsstatus). Die nicht erhobenen 
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Zollabgaben und Einfuhrsteuern können dabei für den Erhalt und die Weiterentwicklung der Sammlung ver-
wendet werden. 

Gemäss Art. 5 Abs. 1 lit. g ZoG ist die Einfuhr von Kunst- und Ausstellungsgegenständen für Museen zoll-
frei. Damit diese Zollfreiheit und in der Folge auch die Mehrwertsteuerbefreiung zur Anwendung gelangt, 
muss es sich gemäss ZoG um a) Kunst- und Ausstellungsgegenstände und für b) Museen handeln. Die 
Zollbefreiung tritt dabei nur dann ein, wenn beide Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind. 

Nachfolgend gehen wir auf die zwei Elemente ein und werden sie analysieren: 

Für die zoll- und mehrwertsteuerbefreite Einfuhr von Kunstwerken ist es entscheidend, dass der Abnehmer 
den Museumsstatus erlangen kann (sog. privilegierter Empfänger). Obwohl die Zollverwaltung keine ver-
bindliche Definition eines Museums im zollrechtlichen Sinne erlassen hat, entscheidet die Zollkreisdirektion, 
wann die Voraussetzungen für den Museumsstatus erfüllt sind. Die Qualifikation des privilegierten Empfän-
gers liegt somit im Ermessen der Zollkreisdirektion. 

Mangels Vorliegens einer verbindlichen Verwaltungspraxis ist der Entscheid der Zollkreisdirektion nicht im-
mer nachvollziehbar. Dies führt dazu, dass bei jeder Zollkreisdirektion (nachfolgend KD) bzw. teilweise in-
nerhalb der KD selbst unterschiedliche Kriterien für die Erfüllung eines Museumsstatus vorzufinden sind. 
Aufgrund der fehlenden Verwaltungspublikation sieht sich jede Zollkreisdirektion dazu genötigt, eine eigene 
Interpretation zu erarbeiten. Die KD leitet die Parameter für das Vorliegen eines Museums teilweise von der 
Ethischen Richtlinie für Museen ab, welche die ICOM im Jahr 2010 publiziert hat. Diese lautet wie folgt:  

Ein Museum ist eine gemeinnützige, auf Dauer angelegte, der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtung 
im Dienste der Gesellschaft und ihrer Entwicklung, die zum Zwecke des Studiums, der Bildung und 
des Erlebens materielle und immaterielle Zeugnisse von Menschen und ihrer Umwelt beschafft, be-
wahrt, erforscht, bekannt macht und ausstellt. 

Innerhalb der verschiedenen KD wird die Richtlinie der ICOM bzw. die verschiedenen Kriterien für das Vor-
liegen eines Museums unterschiedlich gewichtet. Wir haben festgestellt, dass aufgrund der fehlenden Ver-
waltungspraxis insbesondere das Kriterium der öffentlich zugänglichen Einrichtung unterschiedlich beur-
teilt wird. In der Vergangenheit vertrat die KD die Position, dass nur dann eine öffentlich zugängliche Ein-
richtung vorliegt, wenn diese eine bestimmte Anzahl Tage geöffnet ist und das Museum für Besucher jeder-
zeit zugänglich ist. Die übrigen Kriterien der Ethischen Richtlinie der ICOM für die Museumsdefinition sind 
eindeutig und gefestigt. Zum besseren Verständnis der Anliegen zum neuen Zollgesetz bzw. zur neuen 
Zollpraxis gehen wir in Punkt 2.1 auf das bestehende Zollgesetz ein, wobei der Fokus auf das Kriterium der 
Öffentlichkeit zugänglichen Einrichtung gelegt wird. 

2.1. Kriterium der öffentlichen Zugänglichkeit 

a) Ausgangslage im 2008 

Die bestehende Zollpraxis basiert auf einem Zollgesetz des Jahres 2008. Im Jahr 2008 steckte der Bereich 
der Digitalisierung bzw. der digitalen Transformation in den Anfängen. (Anmerkung: das iPhone 1 wurde im 
Jahr 2007 lanciert). Die Informationen zu den Museen, d.h. insbesondere auch Öffnungszeiten, wurden vor-
nehmlich den Printmedien entnommen bzw. waren auf den Eingangsschildern bei den Museen ersichtlich. 
Dies bedingte auch, dass die Museen während fixen Öffnungszeiten besucht werden konnten. Eine Regist-
rierung des Kunden bzw. Personalisierung des Kunden war unüblich. Der Museumsbesucher erhielt nach 
Bezahlung eines Eintrittsgeldes den Zugang zum Museum. 

Allfällige Spezialausstellungen in den Museen wurden jeweils mit Werbeaushängen in Bussen und Zügen 
vermarktet. Die öffentlichen Museen hatten eine genügend finanzielle Basis, dass die Kosten für die Sicher-
heit während 7 Tagen der Woche getragen werden konnten. 
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b) Digitale Transformation 2020 – 2030 

Das gesellschaftliche Umfeld hat und wird sich im Zuge der digitalen Transformation ändern. Es besteht 
das Risiko, dass die öffentlichen Museen nicht mehr die finanzielle Basis zur Tragung der Betriebskosten 
für eine Öffnung während 7 Tagen pro Woche decken können. 

Im Weiteren wird es auch in der Schweiz notwendig sein, dass sich der Museumskunde vor der Besichti-
gung zwingend online registrieren lassen muss (eine Art Contact Tracing). Dies wird notwendig sein aus 
Sicherheitsaspekten bezüglich Schutzes der Kunstwerke wie auch zum Schutz der Gesundheit (Pande-
mien). 

Fixe Öffnungszeiten sind dabei nicht mehr entscheidend. Der Kunde kann heutzutage die Museumsöff-
nungszeiten flexibel auf seinem Smartphone prüfen und die Registrierung online und mobil vornehmen. 
Fixe Öffnungszeiten sind auch nicht mehr notwendig. Die Öffnungszeiten werden u.U. bedarfsgerecht nach 
Wunsch der Besucher ermittelt.  

Die digitale Transformation bedeutet auch, dass den Besuchern über die digitalen Kanäle kurzfristig Son-
deröffnungszeitungen oder Besichtigungen angezeigt werden können. Eine Bewerbung des Museums wird 
über die sozialen Medien (Facebook, Instagram, Tiktok etc.) erfolgen. Man orientiert sich kaum mehr an 
den Eingangsschildern der Museen. 

Mit dem neuen Zollgesetz und der Zollpraxis muss insbesondere auch der digitalen Transformation bei den 
Museen Rechnung getragen werden. Derzeit haben wir zwar immer noch das Verständnis, dass mit der öf-
fentlichen Zugänglichkeit gemeint ist, dass der Museumsbesucher physisch in das Museum eintreten muss. 
Dies kann sich rasch ändern. So war die digitale Vermittlung von Ausstellungen für Museen im Pandemie-
jahr 2020 teilweise die einzige Möglichkeit, das Museum öffentlich zugänglich zu machen. Die dabei ent-
standenen Konzepte zur Ausstellungsvermittlung werden für die Zukunft massgebend sein. Bei der Diskus-
sion um die neue Museumspraxis muss diese digitale Zukunft berücksichtigt werden. In naher Zukunft wer-
den die Kunden die Museen allenfalls nur noch digital besuchen (z.B. VR-Brille, Livestream etc.). Die Mu-
seen wären sodann 24 Stunden während 7 Tagen besuchbar. Dieser Entwicklung sollte sich das Zollgesetz 
nicht verschliessen und den Freiraum für die digitale Transformation offenlassen. 

2.2. Interpretation der Ethischen Richtlinien im Zuge der Digitalisierung 

Im Zuge der Digitalisierung und der digitalen Transformation sollen die Ethischen Richtlinien der ICOM im-
mer noch Bestand haben. Der Fokus wird sich aber aufgrund der Rahmenbedingungen verschieben. Nach-
folgend sollen die Kernelemente analysiert und hinsichtlich der neuen Zollpraxis gewertet werden.  

Ein Museum ist eine gemeinnützige, auf Dauer angelegte, der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtung im 
Dienste der Gesellschaft und ihrer Entwicklung, die zum Zwecke des Studiums, der Bildung und des Erle-
bens materielle und immaterielle Zeugnisse von Menschen und ihrer Umwelt beschafft, bewahrt, erforscht, 
bekannt macht und ausstellt. 

Die Kernelemente der Ethischen Richtlinien der ICOM sollen im Zuge der Zollpraxisentwicklung wie folgt 
gewertet werden: 

Gemeinnützigkeit Zeitgemäss und relevant. Das Museum soll ohne Gewinnabsicht betrieben 
werden, bzw. allfällige Gewinne sollen wieder in die Sammlung zurückfliessen. 

Auf Dauer angelegt Zeitgemäss, wenn es um den Betrieb eines Museums geht, wobei in der Zoll-
praxis eine klar festgelegte Dauer festgehalten werden soll. 

Öffentlich zugänglich Zeitgemässe Interpretation dieses Kriteriums. Ein reiner Fokus auf Anzahl fixer 
Tage ist nicht mehr zeitgemäss. Mit einer liberalen Interpretation kann eine 
Grundlage für die digitale Weiterentwicklung geschaffen werden. 
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Dienste der Gesellschaft Unbedeutend; jede Ausstellung ist im Dienste der Gesellschaft. 

Diese Kernelemente der Ethischen Grundsätze der ICOM sind auch im Zuge der digitalen Transformation 
entscheidende Voraussetzungen für das Vorliegen eines Museums. Die Beurteilung, ob diese Vorausset-
zungen im konkreten Fall erfüllt sind, ist für die KD unmöglich. Es müsste deshalb eine Delegation an Fach-
kreise erfolgen. Die KD kann jedoch anhand des Internetauftrittes beurteilen, ob ein Museum einen Beitrag 
an die Vermittlung der Kunst bzw. die Weiterbildung leistet.  

2.3. Vorschlag bezüglich Praxisfestlegung für das neue Zollgesetz (Fazit aus 2.1 und 2.2) 

Damit ein Museum im zollrechtlichen Sinne vorliegt, sollen inskünftig folgende Voraussetzungen erfüllt wer-
den. 

Das Museum muss gemeinnützig sein. Falls Gewinne erzielt werden, sollen diese in die Verwaltung und 
Verbesserung der Sammlung zurückfliessen. Das Museum muss öffentlich zugänglich sein, wobei diese 
Voraussetzung liberal interpretiert werden und nicht bloss auf räumliche Zugänglichkeit beschränkt sein 
soll. Für das Vorliegen eines Museums ist dies nicht der entscheidende Punkt. Entscheidend ist vielmehr, 
ob und in welchem Umfang Kunst analog oder digital vermittelt wird und damit ein Beitrag im Bereich Bil-
dung, Bewahren und Erforschen geleistet wird. 

In jedem Fall ist es entscheidend, dass eine verbindliche zollrechtliche Verwaltungspraxis mit konkreten, 
weitgefassten Kriterien für das Vorliegen eines Museums geschaffen wird. 

3. Kunst- und Ausstellungsgegenstände 

3.1 Ausgangslage  

In der aktuellen zollrechtlichen Verwaltungspraxis entspricht die Definition eines Kunstwerkes nicht mehr 
dem aktuellen Verständnis. Gemäss Art. 53 Abs. 1 Buchstabe c MWSTG entfällt die Einfuhrsteuer, wenn 
folgende drei Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind: 

▪ Es muss sich im steuerrechtlichen Sinn als Kunstwerk qualifizieren, 

▪ es muss von einem Kunstmaler oder Bildhauer persönlich geschaffen werden, 

▪ Voraussetzung zum Grenzübertritt 

o es muss vom Kunstmaler oder Bildhauer selbst oder in seinem Auftrag ins Inland ver-
bracht werden oder 

o Einfuhr eines Kunst- oder Ausstellungsgegenstands für Museen (dazu oben Ziffer 2.) 

In der Verwaltungspublikation Nr. 52.22 der EZV wird in Ziffer 6.2 u.a. aufgeführt, dass selbst unter Fach-
personen die Ansichten auseinander gehen, was Kunst sein kann. Seit der letzten Revision des Zollgeset-
zes im Jahr 2008 haben sich der Kunstbegriff wie auch das Kunstverständnis verändert und weiterentwi-
ckelt. Es hat auch ein gesellschaftlicher Wandel stattgefunden. 

Die enge Definition des Kunstwerkes in den zollrechtlichen Erlassen ist nicht gerechtfertigt und auch nicht 
mehr zeitgemäss. Im Vergleich zu anderen Erlassen, in welchen der Kunstbegriff umfassender verstanden 
wird (Bundesverfassung, Urheberrechtsgesetz etc.), hinken die Zollerlasse sowie die Zollpraxis hinterher. 
Im Weiteren ist die derzeitige Zollpraxis immer auf den Künstler fokussiert und nicht auf die Sicht von Mu-
seen und Sammlungen. Im Zuge der aktuellen Gesetzesrevision und Praxisanpassung soll die Chance ge-
nutzt werden und eine weitergehende, umfassendere Definition erarbeitet werden, die jeden Gegenstand 
erfassen sollte, der (1) von einer öffentlich zugänglichen Institution, (2) zu Ausstellungszwecken und (3) im 
Kontext der Kunst, eingeführt wird. Mit dieser offenen, aber doch sachgerechten Formulierung ist sicherge-
stellt, dass auch Fotokunst, Videokunst, Klangkunst, Fotocollagen oder collagenähnliche Bilder unter den 
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Kunstbegriff fallen. Es kann damit auch vermieden werden, dass das KD anhand von selbst definierten Kri-
terien festlegen muss, ob ein Kunstwerk im zollrechtlichen Sinne vorliegt oder nicht.  

Wenn ein Kunstfoto als Kunst im zollrechtlichen Sinne gilt, soll dies nicht nur auf das Originalfoto, sondern 
auch auf die nacherstellten Ausstellungskopien zutreffen. Das Originalfoto des Künstlers kann nur wenige 
Male ausgestellt werden, weil sich anschliessend die Qualität des Fotokunstwerkes verschlechtern würde. 
Die Ausstellungskopien sind deshalb zollrechtlich mit dem Originalkunstwerk als eine Einheit zu betrachten. 

Wie die EZV in einer Verwaltungspublikation festhält, ist es teilweise schwierig festzustellen, was Kunst 
sein kann. Beim Kunstbegriff geht es dabei nicht um eine objektive Wertung, sondern um eine subjektive 
Einschätzung. Es kann zwar – wie auch heute schon – zu Abgrenzungsschwierigkeiten kommen, aber die-
ser Herausforderung sollte man sich stellen. Wichtig aus unserer Sicht ist, dass bei der Entwicklung der 
zollrechtlichen Praxis Kunstsachverständige, z.B. aus dem Museumsbereich, beigezogen werden, wie dies 
die Gerichte bei der Beurteilung kunstrechtlicher Fragen bereits regelmässig tun. Mit einer engen Zusam-
menarbeit können sachgerechte Bestimmungen für den Kunstbegriff geschaffen werden. Insbesondere 
kann vermieden werden, dass jede KD einen eigenen Begriff von Kunst erarbeiten muss. 

Im Weiteren muss darauf hingewiesen werden, dass die Zollgesetzesrevision wiederum mindestens 10 
Jahre Bestand haben dürfte. Es muss deshalb schon heute berücksichtigt werden, dass sich der Kunstbe-
griff im digitalen Zeitalter schnell ändern bzw. weiterentwickeln kann. Es wäre deshalb nicht zielführend, 
wenn ein enger überreglementierter Kunstbegriff geschaffen wird, der im digitalen Zeitalter schon nach ei-
nem Jahr überholt wird. Mit einer offenen und auch liberalen Definition des Kunstbegriffes kann dem Rech-
nung getragen werden.  

Im Zuge der Umfrage bei den Museen hat sich gezeigt, dass ein grosses Anliegen darin besteht, bei der 
Definition der Verwaltungspraxis eingebunden zu werden. Hier erlauben wir einen Hinweis auf die MWST 
anzubringen: Die Eidg. Steuerverwaltung hat ein Konsultativgremium bilden lassen (Personen aus der Be-
ratung, Branchen und Verwaltung). Dieses Konsultativgremium prüft und bespricht eine allfällige Verwal-
tungspraxispublikation vor deren Erlass. Diese Vorgehensweise hat sich in Bezug auf die MWST bewährt, 
weshalb sie vorliegend ebenfalls übernommen werden könnte.  

 

3.2 Anträge in Bezug auf die Kunst- und Ausstellungsgegenstände 

Aufgrund unserer Ausführungen sollen nachfolgend die zentralen Anträge zusammengefasst werden: 

• Es sollen zeitgemässe Kriterien für das Vorliegen von Kunst geschaffen werden. Mit einer offenen und 
liberalen Definition soll insbesondere auch die Entwicklung in den nächsten 10 Jahren abgedeckt wer-
den können. 

• Die Definition des Kunstbegriffes soll dabei nicht mit Fokus auf den Künstler erfolgen, sondern mit Fo-
kus auf die Museen und Sammlungen.  

• Bei der Definition der Verwaltungspraxis im Zusammenhang mit dem Kunstbegriff sollen auch Fach-
spezialisten aus Museen und Beratung eingebunden werden. Es könnte ein Konsultativgremium ge-
schaffen werden, welches die EZV bei der Praxisentwicklung bzw. -änderung unterstützt.  

 

4. Digitalisierung des Zollverfahrens 

4.1 Ausgangslage  

Die Umfrage hat gezeigt, dass die involvierten Parteien ein grosses Interesse an einer Digitalisierung des 
Zollverfahrens haben. Hier haben vor allem die Spediteure ein grosses Interesse, dass die Einfuhren unab-
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hängig des gewählten Verfahrens einfach, schnell und risikolos erfolgen kann. Ausserdem bietet die Digita-
lisierung die Möglichkeit, Zollunterlagen zeitnah zu prüfen und keine nachgeführten Kontrollen mehr durch-
führen zu müssen.   

Ein weiteres Problem sind die jeweiligen Fristen, welche bei den jeweiligen Zollverfahren berücksichtigt 
werden müssen (teilweise 2 oder 6 Monate bzw. länger). Dies hat dazu geführt, dass z.B. bei temporär ein-
geführten Dauerleihgaben, diese jeweils wieder an den Leihgeber ausgeführt werden müssen. Dies birgt 
die Problematik, dass hochwertige Kunst unnötigerweise physisch verschoben werden muss. Dies ist in Be-
zug auf den Erhalt der Kunstwerke (Transportschaden), den administrativen Aufwand und in Bezug auf das 
ökologische Handeln nicht mehr zeitgemäss. Sofern die Ausstellungsgegenstände in Museen gezeigt wer-
den, sollte keine zeitliche Limitierung festgelegt werden, d.h. eine temporäre Dauerleihgabe kann über ei-
nen längeren Zeitraum in der Schweiz verbleiben, sofern sie nicht zweckentfremdet wird.  

Es sollen die Anforderungen und Kriterien an die Dossiers überprüft und angepasst werden, dies insbeson-
dere im Zuge der Digitalisierung. Angestrebt wird eine einfache Dossierführung mit Festlegung von ge-
nauen Kriterien, damit es bei einer nachträglichen Dossiernachkontrolle nicht zu einem grossen Aufwand 
seitens des Spediteurs und des Museums kommt. Es wird deshalb angestrebt, dass das Dossier (digital 
oder nicht) im Zeitpunkt der Einfuhr geprüft und falls in Ordnung grün gestellt wird. Allfällige Fehler sollen 
dabei korrigiert werden können, ohne dass ein administrativ aufwendiges Verfahren oder Wiederausfuhren 
und -einfuhren notwendig sind.  

Wir gehen davon aus, dass die spezialisierten Speditionsfirmen aufgrund ihrer täglichen Erfahrungen die 
EZV bei der Weiterentwicklung der Digitalisierung des Zollverfahrens sehr gut unterstützen können. Die 
Speditionsfirmen sind an einer Digitalisierung des Zollverfahrens sehr interessiert, wobei zentral der admi-
nistrative Aufwand und die Rechtsicherheit ist. Es besteht derzeit die Befürchtung, dass das Einfuhrverfah-
ren zwar schneller abgewickelt wird, aber die Dossiernachkontrolle zu einem höheren Aufwand führen wird.  

 

4.2 Anträge an die Digitalisierung des Zollverfahrens  

• Das Zollverfahren soll digital möglich sein, wobei trotzdem eine hohe Rechtsicherheit gewünscht wird 
(einfache und direkte Dossiernachkontrolle mit einfacher nachträglicher Bereinigung von möglichen 
Fehlern). Im Zuge der Einfuhr könnte eine sofortige Überprüfung des digitalen Dossiers erfolgen mit 
einer definitiven Prüfungs- und Bewilligungsbestätigung).  

• Gewährung von längeren Fristen bei den Zollverfahren (anstelle 2 und 6 Monaten), bzw. liberalere 
Handhabung. Solange die Ausstellungsgegenstände nicht zweckentfremdet werden, endigt die Frist 
nicht.  

• Es soll eine administrative Vereinfachung für die Spediteure geschaffen werden ohne zusätzliches Ri-
siko in der Umsetzung. Die Spediteure sollen dabei schon frühzeitig im Aufbau des digitalen Zollverfah-
rens eingebunden werden.  

 

5. Gesamtfazit 

Die Umfrage hat gezeigt, dass Handlungsbedarf in Bezug auf die Verwaltungspraxis besteht. Wir sehen 
derzeit folgende Themenschwerpunkte, die bei der Weiterentwicklung des Zollgesetzes und der Zollpraxis 
behandelt werden sollten: 

 

- Bewilligung als privilegierter Empfänger (Museumsstatus) 
- Definition der Kunst  
- Digitalisierung der Zollabwicklung durch die Spediteure 
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Die Zollgesetzesrevision bietet die Chance, dass man die Zollpraxis in Bezug auf die obigen Themen-
schwerpunkte weiterentwickeln kann. Eine Zollpraxis, die für die nächsten Jahre wiederum Bestand haben 
muss.  

Wir stellen den Antrag und Anspruch, dass die zollrechtliche Verwaltungspraxis vollständig offengelegt wird 
und die verwaltungsinternen Richtlinien abgelöst werden.  

Bei der Neudefinition bzw. Weiterentwicklung des Kunstbegriffes sollen Spezialisten aus Museen und Bera-
tung frühzeitig involviert werden. Die Schaffung eines Konsultativgremiums wäre u.E. voranzutreiben. In 
Bezug auf die MWST hat sich dieses Mittel bewährt.  

* * * * 

 

 

 

Wir danken Ihnen für die Prüfung und Berücksichtigung der oben aufgeführten Punkte. Es ergibt sich die 
einmalige Chance, dass mit einer liberalen Praxis der Museumsstandort in der Schweiz ausgebaut werden 
kann. Gerne steht Ihnen unser Herr Markus Bürkler für eine persönliche Besprechung unter Tel. Nr. 058 
249 25 36 zur Verfügung.  
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EXPERTsuisse zertifiziertes Unternehmen 

 An Rechtsetzung@ezv.admin.ch 
 
 
 Von Markus Bürkler  

 

Schweizer Museen – Zahlen und Fakten 

Gemäss Bundesamt für Statistik (BFS) haben Museen die Aufgabe, das Kulturerbe der Menschheit zu 
bewahren, zu erforschen, auszustellen und bekannt zu machen. Sie spielen deshalb in der Gesellschaft 
eine wichtige Rolle. 

Gemäss dem Internationalen Museumsrat (ICOM) ist ein Museum «eine gemeinnützige, auf Dauer ange-
legte, der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtung im Dienste der Gesellschaft und ihrer Entwicklung, die 
zum Zwecke des Studiums, der Bildung und des Erlebens materielle und immaterielle Zeugnisse von 
Menschen und ihrer Umwelt beschafft, bewahrt, erforscht, bekannt macht und ausstellt» (Statuten des 
ICOM, Artikel 3, Abschnitt 1). 

1. Das Wichtigste in Kürze 

Die Wichtigsten Zahlen zu den Schweizer Museen können wie folgt zusammengefasst werden (Zahlen 
gemäss BFS vom Jahr 2018):  

- Anzahl Museen in der Schweiz: 1‘118 

- Gesamte Anzahl aufbewahrte Objekte: 75,7 Mio. 

- Durchschnittliche Anzahl Öffnungstage: 143 

- Gesamte Anzahl eröffnete Wechselausstellungen: 1‘625 

- Gesamte Anzahl Eintritte: 13,3 Mio. 

- Gesamte Anzahl Führungen: 103’495 

- Gesamte Anzahl Veranstaltungen: 34’720 

Während die Anzahl der aufbewahrten Objekte, die durchschnittliche Anzahl an Öffnungstagen, die An-
zahl der eröffneten Wechselausstellungen / Eintritte / Führungen & Veranstaltungen vom Jahr 2017 auf 
das Jahr 2018 keine wesentliche Veränderungen verzeichneten, hat (im selben Zeitraum) die Anzahl der 
Museen  in der Schweiz abgenommen.  

2. Kulturangebot und -nutzung in der Schweiz 

Im Jahr 2018 gab es gemäss Bundesamt für Kultur (BAK) in der Schweiz mehr als 1‘100 Museen, wel-
che insgesamt 13,3 Millionen Eintritte verbuchten. Die Museen sind breit über das ganze Land verstreut: 
In mehr als einem Viertel (28 %) der Schweizer Gemeinden befindet sich mindestens ein Museum. Der 
Föderalismus stellt somit eines der prägenden Merkmale der Schweizer Museumslandschaft dar. 

Ein weiteres Merkmal der Schweizer Museumslandschaft bildet die Subsidiarität. So sind die meisten 
Museen (71 %) privatrechtlich organisiert, am häufigsten als Vereine (31 %) und Stiftungen (27 %).  
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Betrachtet man die hauptsächlichen Finanzierungsträger der Museen, sind diese gleichmässig auf öffent-
liche und private Akteure verteilt, wobei einerseits Städte und Gemeinden und andererseits Vereine die 
wichtigsten Finanzierungsträger sind. Diese Verankerung in privaten und lokalen Strukturen gibt den 
Museen eine grosse Legitimität. 

 

Für die gesellschaftliche Verankerung der Museen essentiell sind auch die ausgewiesenen Zahlen zur 
Kulturvermittlung: 2018 boten fast alle Museen (97 %) mindestens eine Führung an. Aufs Jahr gesehen 
veranstalteten die Schweizer Museen insgesamt knapp 103‘500 Führungen. Daneben organisierten sie in 
Zusammenhang mit ihren Ausstellungen und Sammlungen fast 35‘000 Veranstaltungen wie Vernissagen, 
Aufführungen, Konzerte, Vorträge, Filme, ... 

3. Volkswirtschaftlicher Nutzen  

Der volkswirtschaftliche Nutzen der Schweizer Museen kann an verschiedenen Punkten festgemacht 
werden. So arbeiteten gemäss Verband der Museen der Schweiz (VMS) im Jahr 2013 mindestens 19‘500 
Personen in den Schweizer Museen. Dies entspricht 5‘525 Vollzeitäquivalenten. Hierbei gilt es zu er-
wähnen, dass rund 38% der Museumsmitarbeitenden ehrenamtlich tätig sind.  

Des Weiteren wurde in der Schweiz im Jahr 2017 CHF 2.94 Milliarden an öffentlichen Geldern in Kultur 
und Medien investiert. Demgegenüber haben Schweizer Privathaushalte im selben Jahr gesamthaft 
CHF 15.8 Milliarden im Bereich der Kultur und Medien ausgegeben.  

Ebenfalls sind die Schweizer Museen für den Tourismussektor wichtig, da die touristische Bruttowert-
schöpfung bspw. im Jahr 2018 CHF 19.253 Milliarden betrug. Davon entfielen CHF 171 Millionen auf 
den Kulturbereich. Die touristische Bruttowertschöpfung in diesem Bereich erfuhr in den Jahren 2015 bis 
2018 eine positive Entwicklung von 4,4%.  

Die touristische Nachfrage entspricht dem Total der Ausgaben für Produkte und Dienstleistungen, wel-
che die Touristinnen und Touristen konsumiert haben. Dabei werden sowohl die Ausgaben von Touris-
tinnen und Touristen als auch jene von Dritten für Touristinnen und Touristen berücksichtigt. Der Indika-
tor des Jahres 2018 zeigt, dass CHF 441 Millionen (von insgesamt CHF 47.198 Milliarden) in den Kul-
turbereich flossen.  



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Migros-Genossenschafts-Bund 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Migros 

Adresse : Limmatstrasse 152, 8005 Zürich 

Kontaktperson : Azra Dizdarevic, Leiterin Produkte & Regulatory, Direktion Legal & Compliance 

Telefon : +41 58 570 2469 

E-Mail : azra.dizdarevic@mgb.ch 

Datum : 23. Dezember 2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 

 

1. Wir bitten Sie, 

 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 

 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 

 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 

 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

Migros Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, 

Wir danken Ihnen, dass Sie uns die Möglichkeit einer Stellungnahme zur Vernehmlassung über ein neues Gesetz über den allge-

meinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bun-

desamt für Zoll und Grenzsicherheit sowie über die Totalrevision des Zollgesetzes einräumen. 

Die Migros ist die grösste Detailhändlerin in der Schweiz. Sie importiert bedeutende Mengen an Lebensmitteln, Near- und Non-

food-Produkten sowie Rohstoffen für ihre Industriebetriebe und ist auch im Export von verarbeiteten Lebensmitteln und Kosmetik-

produkten tätig. Die jährlich durch die M-Unternehmen bezahlten Zölle bewegen sich im mittleren zweistelligen Millionenbereich. 

Das neue Zollgesetz hat somit eine hohe Relevanz für die Migros.  

 

Grundsätzlich begrüssen wir den Willen der Bundesbehörden, die Prozesse im grenzüberschreitenden Warenverkehr zu vereinfa-

chen und zu vereinheitlichen. Die Eidg. Zollverwaltung EZV muss sich organisatorisch weiter entwickeln und grundlegend verän-

dern. Notwendig ist dies aufgrund politischer Forderungen nach einfacheren Lösungen bei der Zollabwicklung und der Initialisie-

rung des rund 400 Mio. Franken teuren Digitalisierungs- und Transformationsprogramms «DaziT». Hinzu kommt, dass der Voll-

zug der nichtabgaberechtlichen Erlasse einen höheren Stellenwert erhält. Dies unter anderem wegen des boomenden Onlinehan-

dels, über welchen vermehrt auch illegale Waren in die Schweiz gelangen. Diese Situation haben wir bereits in der Vergangenheit 

und mehrfach kritisiert. Hier fordern wir gleich lange Spiesse für alle Onlinehändler sowohl in der Schweiz als auch im Ausland. 

Ausländische Onlinehändler profitieren nicht nur von teilweise sehr günstigen Posttarifen, nein, sie resp. ihre Kundinnen und Kun-

den zahlen oftmals auch keine Zollabgaben und keine Mehrwertsteuer. Hier versprechen wir uns durch die Digitalisierung der 

Abgabeprozesse und den Einsatz von elektronischen Zahlverfahren, dass zukünftig auch kleinere Beträge automatisiert eingezo-

gen werden könnten. Dies würde für mehr Mehrwertsteuergerechtigkeit zwischen inländischen und ausländischen Anbietern sor-

gen.  

Unsere detaillierten Änderungsanträge finden Sie auf den folgenden Seiten. Wir möchten aber zu Beginn ein paar grundsätzliche 

Überlegungen zu dieser Vernehmlassung anstellen. Wir haben den Eindruck, dass EZV-interne Gründe der Hauptauslöser für die 

Anpassung des bestehenden Rechts gewesen sind. Dagegen haben wir grundsätzlich nichts einzuwenden. Wir hätten es aller-

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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dings geschätzt, wenn wir bereits frühzeitig und somit vor der Vernehmlassung intensiver in die Überlegungen zu den Anpassun-

gen der gesetzlichen Grundlagen mit einbezogen worden wären. Die Inputs der praxiserprobten Zollexperten aus der Wirtschaft 

wären für die Schaffung von praktikablen Regelungen wichtig gewesen. In diesem Sinne fordert die Migros nun im Rahmen der 

Vernehmlassung eine gesetzliche Verankerung des Mitspracherechts der Wirtschaft bei der Weiterentwicklung des Zollrechts und 

die Schaffung eines entsprechenden Konsultativgremiums. 

Für die geplante Anpassung der gesetzlichen Grundlagen stehen dabei für die Migros folgende Punkte im Vordergrund:  

1. Einfache, praktikable Verfahren für die Zollverwaltung UND die Wirtschaft 

2. Administrative und finanzielle Entlastung der Wirtschaft 

3. Möglichst freier Warenverkehr  

4. Freie Wahl der Zolldienstleister für alle Importeure 

5. Eine faire und partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Zoll und Wirtschaft 

 

Die Detailanträge, welche die Migros im Rahmen der Vernehmlassung stellt, richten sich an diesen Grundsätzen aus. So fordert 

die Migros beispielsweise, dass die Einfuhrsteuer gemäss Mehrwertsteuergesetz zukünftig durch die Eidg. Steuerverwaltung er-

hoben wird. Dies würde den Prozess für die Unternehmen vereinfachen und das BAZG von dieser Aufgabe entlasten. Weiter soll 

der Warenfluss möglichst wenig behindert werden, indem sowohl nicht zollpflichtige Waren als auch verbindlich angemeldete Wa-

ren die Zollgrenze jederzeit passieren können, unabhängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. Weiter ist aus unserer 

Sicht unabdingbar, dass die strenge Haftung des Warenverantwortlichen (häufig Migros-Unternehmen) entschärft und dafür die 

Haftung des Verursachers (u.a. Daten- und/oder Transportverantwortlicher) verstärkt wird. Im Verkehr mit der Zollverwaltung for-

dern wir auch eine Ausdehnung der Fristen für Beschwerden des Warenverantwortlichen (z.B. für die teilweise aufwändige Be-

schaffung von Ursprungsnachweisen im Ausland). Zudem ist für uns auch wichtig, dass die Verbindlichkeit für Zollauskünfte so-

wie für die Publikation von Weisungen und Rechtsmittelentscheidungen sichergestellt wird.  

 

Das neue BAZG-Vollzugsaufgabengesetz regelt auch Punkte, wo die Migros bereits früher Anpassungen gefordert hat. So zum 

Beispiel die Möglichkeit, dass Kleinsendungen, die gegen nichtabgaberechtliche Erlasse verstossen (z.B. falsche Deklaration des 

Inhalts) vereinfacht vernichtet werden können. Die Veranlagung von Waren im Reiseverkehr (Einkaufstourismus) ist von der Ge-

setzanpassung nicht direkt betroffen. Es braucht aber hier Lösungen, um die Problematik des mehrwertsteuerbefreiten Konsums 

anzugehen und mit Hilfe der neuen technologischen Möglichkeiten (z.B. QuickZoll etc.) zu lösen. Der Nationalrat hat sich Ende 
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Oktober an der Sondersession klar dafür ausgesprochen. Im Moment mag der Einkaufstourismus pandemiebedingt stark zurück-

gegangen sein, sobald aber die entsprechenden Einschränkungen wieder aufgehoben werden, dürfte er wieder auf das Niveau 

vor der Krise anwachsen.  

 

Die Migros bedankt sich für die Berücksichtigung ihrer Überlegungen und Anträge bei der weiteren Bearbeitung der Vorlage. 

Gerne stehen wir Ihnen auch für weitere Fragen zur Verfügung.  

Freundliche Grüsse 

Migros-Genossenschafts-Bund  

 

   

Markus Helg    Jürg Maurer     

Bereichsleiter Int. Transporte   Stv.  Leiter Direktion Wirtschaftspolitik  

 

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) [Änderungen werden kursiv 

hervorgehoben] 

Migros 
4 1 b Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuergesetz soll künftig 

nicht mehr durch die Zollverwaltung, sondern bei im Inland 

steuerpflichtigen Personen direkt durch die Eidg. Steuer-

verwaltung erhoben. Diese Änderung würde – ganz im 

Sinne der Zielsetzung der Vorlage - finanzielle und admi-

nistrative Entlastungen für Importeure mit sich bringen. So 

würde damit die Liquidität der Unternehmen durch die Ein-

fuhrsteuer nicht mehr unnötig belastet und die Unterneh-

men hätten nur einen – statt heute zwei – Ansprechpartner 

bei der Bundesverwaltung.   

Die hier beantragte Systemumstellung ist mit dem heuti-

gen Art. 63 MWStG und dem dort vorgesehenen Verlage-

rungsverfahrens kohärent. Zu erwähnen ist auch, dass im 

Rahmen der MWStG-Revision die Öffnung des heute in 

Art. 63 MWStG und Art. 117 ff. MWStV vorgesehenen Ver-

lagerungsverfahrens für alle steuerpflichtigen Importeure 

wird (im Rahmen der MWStG-Revision) von economiesu-

isse, vom Mehrwertsteuer-Konsultativgremium, von Ex-

pert Suisse und von der Swiss Retail Federation gefordert 

wurde. Der vorliegende Antrag geht in die gleiche Rich-

tung.  

[Ergänzung]  

die Mehrwertsteuer auf der Einfuhr nach 

dem Bundesgesetz vom 12. Juni 2009 über 

die Mehrwertsteuer (Mehrwertsteuerge-

setz, MWSTG), wenn die Warenverant-

wortliche gemäss Artikel 7 Buchstabe e 

nicht steuerpflichtig im Sinne des MWSTG 

ist;  

Migros 
7  e, Ziff. 

1  

Gemäss der Vorlage soll die Warenverantwortliche als 

Hauptschuldnerin der Abgaben figurieren und von der Zoll-

verwaltung zuerst belangt werden. Die vorgeschlagene 

Regelung kann jedoch insbesondere bei DDP-Lieferungen 

(Incoterms 2020) zu stossenden Resultaten führen. Bei 

[Ergänzung] 

im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

die Person, die die Ware im eigenen Na-

men ein-, aus- oder durchführt, auf deren 
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DDP-Lieferungen ist der ausländische Lieferant für den 

Transport und die Verzollung verantwortlich.  Der inländi-

sche Abnehmer hat damit nichts zu tun. Trotzdem soll ge-

mäss der vorgeschlagenen Lösung z.B. bei Abgabennach-

forderungen der inländische Abnehmer belangt erden. Ab-

gabennachforderungen sollten korrekterweise immer via 

Digitalverantwortlicher erfolgen, da dieser für die ord-

nungsgemäss Verzollung verantwortlich ist. Die im Erläu-

terungsbericht erklärte Zielsetzung der «gerechteren Haf-

tung für die geschuldeten Abgaben» wird damit verfehlt. 

Art. 7 lit. e Ziff. 1 soll deshalb dahingehend ergänzt wer-

den, dass der inländische Abnehmer nur dann Warenver-

antwortlicher ist, wenn die Warenanmeldung und Verzol-

lung durch ihn oder in seinem Auftrag erfolgen (vgl. dahin-

gehend auch der Antrag betr. Art. 21 weiter unten).  

 

Gemäss Erläuterungen soll die Rolle des Warenverant-

wortlichen und des Datenverantwortlichen zwingend von 

unterschiedlichen Personen eingenommen werden. Wir 

sehen keinen Grund für diesen zwingenden Ausschluss 

des Zusammenfallens der unterschiedlichen Rollen, zumal 

die Wahrnehmung zweier oder aller Rollen durch ein Un-

ternehmen in der Praxis sehr oft vorkommt.  

Rechnung die Ware ein-, aus- oder durch-

geführt wird oder der die Ware im Zollge-

biet zugeführt wird, sofern durch diese Per-

son oder in ihrem Auftrag die Wareanmel-

dung vorgenommen wird,  

Migros  
7  f Vgl. Begründung zur Änderung von Art. 7 lit. e Ziff. 1. Die 

Warenanmeldung erfolgt nicht immer für den Warenver-

antwortlichen. Insbesondere bei DDP-Lieferungen erfolgt 

diese im Auftrag des ausländischen Lieferanten.  

[Änderung] 

Datenverantwortliche: Person, welche die 

Warenanmeldung vornimmt; 

Migros 
7  g Die Warenanmeldung selbst beinhaltet keine transportbe-

zogenen Angaben. Sie bleibt von der Referenzierung in-

haltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Mel-

dung der transportbezogenen Angaben ist eine separate 

Meldung (Referenzierungsmeldung) vorzusehen. 

[Änderung] 

Transportverantwortliche: Person, die für 

den Transport verantwortlich ist; 
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Migros 
8 1  Art. 8 Abs. 1 ist dahingehend zu präzisieren, dass nicht 

zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete Waren 

die Zollgrenze jederzeit passieren können, unabhängig 

von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG (vgl. auch 

Antrag zu einem neuen Art. 8 Abs. 6 weiter unten). 

[Ergänzung]  

Waren, die ein-, aus- oder durchgeführt 

werden oder einer Inlandabgabe unterlie-

gen, müssen angemeldet werden. Von der 

Anmeldepflicht ausgenommen sind Waren, 

welche gemäss Art. 3 ZoG nicht zollpflich-

tig sind. 

Migros 
8 4  Der Begriff «Handelsstufe» ist ein unbestimmter Begriff 

und bedarf im Sinne der Rechtssicherheit einer Definition. 
Zur Vereinfachung der Prozesse, muss klar geregelt sein, 
wo die «Handelsstufe» aufhört, namentlich gehört die De-
tailhandelsstufe nicht dazu. Zudem muss klar sein, dass 
es sich um Waren, die noch im eingeführten Zustand vor-
handen ist, handeln muss und die im Inland verarbeitete 
Ware – auch wenn sie sich auf Handelsstufe befindet – 
davon nicht betroffen ist.  

[Ergänzung] 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in der 

freien Periode eingeführt worden sind und 

zu Beginn der Bewirtschaftungsperiode im 

eingeführten Zustand auf Handelsstufe 

noch vorhanden sind, müssen erneut ange-

meldet werden. Nicht zur Handelsstufe 

zählt der Detailhandel (Verkaufsfläche inkl. 

Lager und Transportmittel). 

Migros 
8 6 

(neu) 

 Nicht zollpflichtige Waren und verbindlich angemeldete 
Waren können die Zollgrenze jederzeit passieren, unab-
hängig von Betriebs- oder Öffnungszeiten des BAZG. 

[neu] 

Nicht anmeldepflichtige Waren sowie Wa-

ren, die Gegenstand einer aktivierten Wa-

renanmeldung gemäss Art. 13 sind, kön-

nen die Zollgrenze unabhängig des Wo-

chentages und der Tageszeit passieren. 

Vorbehalten bleiben anderslautende, nicht 

vom BAZG zu verantwortende, Bestimmun-

gen (z. B. Nachtfahrverbot). 

Migros 
9 1  Die Einreichung der Begleitdokumente verursacht einen 

grossen Aufwand. Im Sinne der Zweckbestimmung gemäs 

Art. 1 lit. a (einfaches und kostengünstiges Verfahren) soll-

ten Begleitdokumente zu einer Warenanmeldung nur bei 

Kontrollen durch das BAZG eingereicht werden müssen. 

[Ergänzung] 

Die Warenanmeldung muss elektronisch o-

der in einer anderen vom BAZG zugelasse-

nen Form erfolgen. Bei Kontrollen gemäss 
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dem 8. Titel sind notwendige Begleitdoku-

mente zu übermitteln. 

Migros 
10 3  Die Definition gemäss Art. 7 lit. e-g decken sowohl juristi-

sche Person als auch natürliche Personen ab (vgl. Art. 7 
lit. d). Somit genügt es, wenn von Transportverantwortli-
chen die Rede ist, und zwar gemäss der oben beantragten 
Änderung, da es dabei keine Rolle spielt, ob eine Waren-
anmeldung erfolgt ist oder nicht und damit auch Schmugg-
ler erfasst werden (vgl. Antrag zu Art. 7 lit. g).  

[Änderung] 

Ist eine Ware im Zeitpunkt des Verbringens 

über die Zollgrenze noch nicht angemeldet 

worden, so ist der Transportverantwortliche 

anmeldepflichtig.   

Migros 
10 4 

(neu) 

 Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

der Warenverantwortliche seine Zolldienstleister frei wäh-

len können (= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz).  

[neu] 

Die Warenverantwortliche hat in jedem 

Fall, unabhängig der Ware, der Sendungs-

grösse, des Transportmittels usw., das 

Recht, die Warenanmeldung selbst vorzu-

nehmen oder eine selbst gewählte Daten-

verantwortliche damit zu beauftragen. So-

wohl Transportverantwortlichen wie auch 

Datenverantwortlichen und anderen Perso-

nen ist es untersagt, der Warenverantwort-

lichen für die Ausübung dieses Rechts 

Kosten aufzuerlegen oder sie dafür in ir-

gendeiner Form zu behindern (z. B. durch 

Verzögerung des Transports) oder zu be-

nachteiligen.  

Migros 
11 3  Im erläuternden Bericht wird zwar festgehalten «Für die 

Veredelung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 

landwirtschaftlichen Grundstoffen gilt auch in Zukunft 

grundsätzlich eine Bewilligungspflicht, wobei Vereinfa-

chungen im Verfahren weiterhin möglich sein sollen.» (S. 

25)  

[Änderung] 

 

Die Warenbestimmungen gemäss Absatz 1 

Buchstabe c-h bedürfen grundsätzlich einer 
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Die Möglichkeit, dass weiterhin auf Verordnungsstufe Ver-

einfachungen im Verfahren möglich sind, sollte aber aus 

gesetzgebungstechnischen Gründen bereits auf Geset-

zesstufe festgehalten sein.  

Bewilligung des BAZG. Der Bundesrat ent-

scheidet über Ausnahmen und Vereinfa-

chungen.  

Migros 
12 1  Die Warenanmeldung sollte keine transportbezogenen 

Angaben beinhaltet. Sie bleibt von der Referenzierung in-

haltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Mel-

dung der transportbezogenen Angaben ist eine separate 

Meldung (Referenzierungsmeldung) vorzusehen. Damit 

würde auch den unterschiedlichen Rollen gemäss Art. 7 lit. 

e.-g. Rechnung getragen.  

[Ergänzung] 

Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

muss die Warenanmeldung mit dem Trans-

portmittel verknüpft werden, mit welchem 

die Ware ein-, aus- oder durchgeführt wer-

den soll (Referenzierung). Die Warenan-

meldung selbst bleibt inhaltlich von der Re-

ferenzierungsmeldung (Referenzierung 

inkl. Mitteilung des Transportverantwortli-

chen und der übrigen transportbezogenen 

Angaben) unberührt. 

Migros 
12 2  Die Warenanmeldung selbst beinhaltet keine transportbe-

zogenen Angaben. Sie bleibt von der Referenzierung in-

haltlich unberührt. Für die Referenzierung und die Mel-

dung der transportbezogenen Angaben ist eine separate 

Meldung (Referenzierungsmeldung) vorzusehen. Damit 

würde auch den unterschiedlichen Rollen gemäss Art. 7 lit. 

e.-g. Rechnung getragen. 

[Ergänzung] 

 

Der Referenzierungspflicht unterliegt die 

Transportverantwortliche oder, wenn es 

keine solche gibt, die Warenverantwortli-

che. Die Warenverantwortliche kann die 

Referenzierung in der Warenanmeldung o-

der mittels Referenzierungsmeldung vor-

nehmen. 

Migros 
13 4  Eine Aktivierung von Amtes wegen könnte mit verschiede-

nen Nachteilen für die Zollpflichtigen verbunden sein. Eine 

Aktivierung von Amtes wegen muss deshalb für die Zoll-

pflichtigen vorhersehbar sein und nur dann erfolgen, wenn 

die Aktivierung von aktivierungspflichtigen Personen nicht 

rechtzeitig vorgenommen wurde.  

[Änderung] 

Wurde im grenzüberschreitenden Waren-

verkehr die Aktivierung der Warenanmel-

dung nicht fristgerecht vorgenommen, so 

kann das BAZG diese von Amtes wegen 

vornehmen.  
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Migros 
14 1  Das BAZG muss technisch sicherstellen, dass die Aktivie-

rung jederzeit erfolgen kann, damit die Warenflüsse an der 
Grenze nicht unnötig behindert werden.   

[Ergänzung] 

Im grenzüberschreitenden Warenverkehr 

muss die elektronische Warenanmeldung 

spätestens im Zeitpunkt des Verbringens 

der Ware über die Zollgrenze elektronisch 

aktiviert werden. Das BAZG stellt sicher, 

dass die elektronische Aktivierung unab-

hängig des Wochentages und der Tages-

zeit möglich ist. 

Migros 
14 2  Zollanmeldungen werden verbindlich, sobald diese akti-

viert werden. Die Aktivierung kann anlässlich des Grenz-
übertritts oder im Inland erfolgen. Es ist eine Möglichkeit 
vorgesehen, die Aktivierung periodisch vorzunehmen. Aus 
dem vorgeschlagenen Wortlaut kann jedoch nicht entnom-
men werden, ob die Aktivierung in Zukunft auch direkt bei 
Ankunft beim Empfänger vorgenommen werden kann (zu-
gelassener Empfang und zugelassener Versand). Da sich 
diese im Übereinkommen vom 20. Mai 1987 über ein ge-
meinsames Versandverfahren (gVV-Übereinkommen; SR 
0.631.242.04) verankerte Verfahren in der Praxis bewährt 
haben und wesentliche Erleichterungen in der Zollabwick-
lung für die Wirtschaft bringen, sind auf Verordnungsstufe 
Ausführungsvorschriften vorzusehen. Aus gesetzge-
bungstechnischen Gründen sollte dies bereits auf Geset-
zesstufe festgehalten sein. 

 

[Ergänzung] 

Der Bundesrat legt fest, in welchen Fällen, 

die Aktivierung nach dem Verbringen über 

die Zollgrenze erfolgen kann. Er regelt das 

vereinfachte Verfahren für Versand und 

Empfang (zugelassener Versand und zuge-

lassener Empfang). Er kann vorsehen, 

dass im grenzüberschreitenden Verkehr 

Warenanmeldungen periodisch aktiviert 

werden können.  

Migros 
14 6  Auf Verordnungsstufe ist sicherzustellen, dass allfällige 

technische Probleme beim Zoll nicht zu Lasten der Zoll-
pflichtigen ausgelegt werden (z.B. muss eine Ausnahme 
für den Fall vorgesehen werden, dass das technische Sys-
tem des BAZG nicht funktioniert oder nicht abrufbar ist.) 

[Auf Verordnungsstufe zu berücksichtigen] 
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Migros 
15 1  Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) ist auf den 

Sicherheitsaspekt beschränkt. Die Bedingungen für Ver-

fahrenserleichterungen sind unabhängig davon festzule-

gen (vgl. dazu Antrag zu Art. 14 Abs. 2).  

 

 

[Ergänzung] 

Im Zusammenhang mit den internationalen 

Bestrebungen und Verpflichtungen der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft zur 

Sicherung der Lieferkette verleiht das 

BAZG Personen, die im Zollgebiet oder in 

den Zollausschlussgebieten ansässig sind, 

auf Gesuch den Status des zugelassenen 

Wirtschaftsbeteiligten (Authorised Econo-

mic Operator, AEO), wenn sie die folgen-

den Voraussetzungen erfüllen:  

Migros 
15 2  Der Zugelassene Wirtschaftsbeteiligte (AEO) ist auf den 

Sicherheitsaspekt beschränkt. Die Bedingungen für Ver-

fahrenserleichterungen sind unabhängig vom Status eines 

AEO festzulegen. (vgl. dazu Antrag zu Art. 14 Abs. 2) 

[Änderung] 

Der Bundesrat regelt die Voraussetzungen 

und das Bewilligungsverfahren im Einzel-

nen. 

Migros 
16 1  Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

Warenverantwortliche Zolldienstleister frei wählen können 

(= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz).  

[ersatzlos streichen] 

Migros 
16 2  Die Qualitätssicherung von Zolldienstleistern ist nicht Sa-

che des Staates. Er muss vielmehr gewährleisten, dass 

Warenverantwortliche Zolldienstleister frei wählen können 

(= freier Zugang zum Zolldienstleisternetz). Es besteht so-

mit kein Regelungsbedarf, zumindest nicht für inländische 

Datenverantwortliche. Für ausländische Datenverantwort-

liche sollen jedoch Voraussetzungen festgelegt werden, 

unter welchen eine Tätigkeit in der Schweiz zugelassen 

werden kann, damit Forderungen der Importeure und des 

BAZG wirksam durchgesetzt werden können (z.B. Zustel-

ladresse in der Schweiz, Versicherung etc.).  

[Ergänzung] 

Der Bundesrat regelt die Eignungsvoraus-

setzungen für Datenverantwortliche, wel-

che nicht im schweizerischen Staatsgebiet 

und nicht in den Zollanschlussgebieten an-

sässig sind. 
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Migros 
18 3  Auch bei nicht angemeldeten Waren sind bei der Veranla-

gung von Amtes wegen Abgabenermässigungen wie Prä-

ferenzzölle, Kontingentzollansätze bei vorhandenen Kon-

tingenten etc. zu berücksichtigen. Die Nichtberücksichti-

gung dieser Ermässigungen, obschon diese bei einer ord-

nungsgemässen Zollanmeldung zugestanden würden, 

führt regelmässig zu stossenden und punitiv anmutenden 

Nachforderungen, die die Wirtschaft unnötig belastet.  

[Ergänzung] 

Nicht angemeldete Waren werden von Am-

tes wegen veranlagt. Ermässigungen von 

Einfuhr-, Ausfuhr- und Inlandabgaben, wel-

che der Warenverantwortlichen bei ord-

nungsgemässer Warenanmeldung offen-

sichtlich gewährt worden wären, sind auch 

bei der Veranlagung von Amtes wegen zu 

gewähren. 

Migros 
18 5 

(neu) 

 Wir beantragen, im Gesetz vorzusehen, dass das BAZG 

die Abgaben bei inländischen Abgabepflichtigen gesam-

melt und periodisch erhebt und veranlagt, auch wenn die 

Warenanmeldung sendungsbezogen eingereicht und akti-

viert wird. Die würde die Verzollungsprozesse wesentlich 

vereinfachen und die Effizienz sowohl auf der Seite der 

Abgabepflichtigen wie auch auf der Seite der Zollverwal-

tung vereinfachen.  

[neu] 

Bei Warenverantwortlichen mit Sitz im 

schweizerischen Staatsgebiet oder in den 

Zollanschlussgebieten veranlagt das BAZG 

die Abgaben zusammengefasst je Kalen-

dermonat oder -vierteljahr (periodische 

Veranlagung). Wünscht die Warenverant-

wortliche nicht ausdrücklich die periodische 

Veranlagung je Kalendermonat, erfolgt 

diese je Kalendervierteljahr. Die Warenver-

antwortliche kann mit der Warenanmeldung 

eine Einzelveranlagung für diese Warenan-

meldung verlangen. 

Migros 
21 1 a Die inländische Warenverantwortliche muss nur dann Ab-

gabenschuldnerin sein, wenn die Ein-, Aus- oder Durch-

fuhr tatsächlich in ihrer Verantwortung liegt. Andernfalls 

kann die Erhebung der Abgaben bei der Warenverantwort-

lichen zu stossenden Ergebnissen führen (vgl. auch Be-

gründung zum Ergänzungsantrag betr. Art. 7 lit. e Ziff. 1).  

[Ergänzung] 

Die Warenverantwortliche nach Artikel 7 

Buchstabe e Ziffer 1, wenn die Ware im ei-

genen Namen ein-, aus- oder durchgeführt 

wurde und, sofern eine Datenverantwortli-

che an der Warenanmeldung beteiligt ist, 

die Datenverantwortliche über einen direk-

ten und schriftlichen Auftrag der Warenver-

antwortlichen verfügt;  
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Migros 
21 2  Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann Abga-

benschuldner, wenn die Ein-, Aus- oder Durchfuhr tatsäch-

lich in ihrer Verantwortung liegt (vgl. Begründung zum Er-

gänzungsantrag zum Art. 21 Abs. 1 und Art. 7 lit. e Ziff. 1). 

[Ergänzung] 

Das BAZG macht die Abgabeschuld bei 

der Warenverantwortlichen geltend, sofern 

diese gemäss dem vorstehenden Absatz 

Abgabenschuldnerin ist, ansonsten direkt 

bei der Datenverantwortlichen oder der 

Transportverantwortlichen. Kann eine Ab-

gabenschuldnerin oder ein Abgabenschuld-

ner die Abgabeschuld ganz oder teilweise 

nicht tilgen und ist eine genügende Sicher-

stellung nicht möglich, so haften die ande-

ren Abgabeschuldnerinnen oder Abgabe-

schuldner solidarisch. Der Rückgriff unter 

ihnen richtet sich nach dem Obligationen-

recht. 

Migros 
21 3  Die inländische Warenverantwortliche ist nur dann Abga-

benschuldnerin, wenn die Ein-, Aus- oder Durchfuhr tat-

sächlich in ihrer Verantwortung liegt. Das ist bei Massen-

geschäften der Post- und Kuriersendungen nicht der Fall, 

weshalb bei Umsetzung unserer Anträge zu Art. 21 Abs. 1 

und 2 eine entsprechende Ausnahme nicht notwendig ist.   

[Änderung] 

 

Der Bundesrat kann im grenzüberschreiten-

den Reiseverkehr eine von Absatz 2 abwei-

chende Reihenfolge für die Belangung der 

Abgabeschuldnerinnen und Abgabeschuld-

ner festlegen.  

Migros 
22 1  Mit unseren Anträgen zu Art. 7 lit. e Ziff. 1 sowie Art. 21 

wollen wir insbesondere verhindern, dass die Warenver-
antwortliche ohne jegliches Verschulden und/oder Zutun 
für Zollnachforderungen belangt wird, die sie nicht verur-
sacht bzw. mitverschuldet hat. Wird die Warenverantwort-
liche immer und primär belangt, ohne Rücksicht darauf, 
dass sie z.B. die Verzollung an einen Datenverantwortli-
chen delegiert hat, führt das zu unhaltbaren und willkürli-
chen Ergebnissen, dass die Warenverantwortliche für den 
von Dritten verursachten Schaden haftet und sich später 
gleichzeitig an diesem Dritten gar nicht schadlos halten 

[neu/Änderung] 

 

Haftung im Falle von Leistungs- und Rück-

leistungspflichten nach Art. 12 VStrR 

 

Wenn die Abgabe in Anwendung von Artikel 

12 des Bundesgesetzes vom 22. März 1974 

über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) er-

hoben oder rückerstattet wird, macht das 

BAZG die Abgabeschuld vorerst bei derjeni-

gen Abgabenschuldnerin, die an der Wider-
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kann, weil dieser z.B. die Haftung vertraglich weggebun-
den hat oder gar keine Vertragsbeziehung mit diesem Drit-
ten besteht. Denn sehr viele Zollbegünstigungen (Präfe-
renzzolle, zollrechtliche Kontingente) werden im heutigen 
System nur dann gewährt, wenn die Verzollung von An-
fang an korrekt durchgeführt wird. Bei Nachforderungen 
werden diese Begünstigungen – selbst wenn ein Anspruch 
im Zeitpunkt der Verzollung bestanden hätte - nicht aner-
kannt (vgl. dazu aber den Antrag betr. Art. 39 Abs. 2). Es 
ist sachgerecht und entspricht dem generellen Gerechtig-
keitsempfinden in der schweizerischen Rechtsordnung, 
dass derjenige den Schaden zu ersetzen hat, der diesen 
auch verschuldet hat.  

handlung gegen die Verwaltungsgesetzge-

bung des Bundes ein Verschulden trifft. 

Kann diese die Abgabeschuld ganz oder 

teilweise nicht tilgen und ist eine genügende 

Sicherstellung nicht möglich, so haften die 

anderen Abgabeschuldnerinne oder Abga-

beschuldner solidarisch. Der Rückgriff unter 

ihnen richtet sich nach dem Obligationen-

recht.  

 

Migros 
22 2  Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 22 Abs. 

1.  

[ersatzlos streichen] 

Migros 
23   Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 10 Abs. 

3.   

[Änderung] 

 

Die Transportverantwortliche haftet nicht 

solidarisch, wenn sie nicht in der Lage war 

zu erkennen, ob die Ware richtig angemel-

det worden ist.  

 

Migros 
27 1  Mit dem Ergänzungsantrag betr. Art. 18 Abs. 5 beantragen 

wir, im Gesetz vorzusehen, dass das BAZG die Abgaben 

bei inländischen Abgabepflichtigen gesammelt und perio-

disch erhebt und veranlagt, auch wenn die Warenanmel-

dung sendungsbezogen eingereicht und aktiviert wird. 

Entsprechend soll die Abgabeschuld mit deren Veranla-

gung fällig werden.  

[Änderung] 

Die Abgabeschuld wird mit ihrer Verfügung 

fällig.  

Migros 
28 2  Wir beantragen, dass inländischen Abgabenschuldnerin-

nen eine Zahlungsfrist von 60 Tage gewährt wird und auf 

eine Sicherstellung grundsätzlich verzichtet wird.  

[Änderung] 

Für Abgabeschulden von Personen mit Sitz 

im schweizerischen Staatsgebiet oder in 
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den Zollanschlussgebieten beträgt die Zah-

lungsfrist, sofern andere Abgabeerlasse 

gemäss Artikel 4 nichts anderes vorsehen, 

60 Tage. Bis zum Ablauf dieser Zahlungs-

frist verzichtet das BAZG auf eine Sicher-

stellung der Abgabeforderung gemäss dem 

2. Kapitel dieses Titels, ausser in den Fäl-

len gemäss Artikel 32 Absatz 2. In den üb-

rigen Fällen legt das BAZG die Zahlungs-

fristen und die Voraussetzungen für Zah-

lungserleichterungen fest. 

Migros 
31  c Das BAZG sollte, ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen.  

[ersatzlos streichen] 

Migros 
32 1 c Gemäss dieser neuen Bestimmung soll bei Widerhandlun-

gen immer eine Sicherstellung verlangt werden. Das ist 

nicht sachgerecht, da eine Widerhandlung nicht automa-

tisch bedeutet, dass die Bezahlung der Zollschuld gefähr-

det sein könnte. Wir beantragen, diese Bestimmung zu 

streichen. 

[ersatzlos streichen] 

Migros 
32 2 c Der erste Halbsatz sollte mit «Geschäftssitz» ergänzt wer-

den, um den Eindruck zu vermeiden, dass nur natürliche 

Personen gemeint sein könnten.  

[Ergänzung] 

die Abgabeschuldnerin oder der Abgabe-

schuldner keinen Wohn- oder Geschäfts-

sitz in der Schweiz hat oder Anstalten trifft, 

den Wohn- oder Geschäftssitz oder die Be-

triebsstätte in der Schweiz aufzugeben o-

der sich im schweizerischen Handelsregis-

ter löschen zu lassen.  

Migros 
33   Vgl. in diesem Zusammenhang den Antrag betr. Art. 28 

Abs. 2. Während der Zahlungsfrist von 60 Tagen soll für 

[Ergänzung] 
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inländische Abgabenschuldnerinnen keine Sicherstellung 

verlangt werden.  

Abgabeforderungen werden, soweit vorge-

sehen, durch eine Sicherheitsleistung si-

chergestellt. Vorbehalten bleibt Artikel 28 

Absatz 2. Können sie damit nicht genügend 

sichergestellt werden, so erlässt das BAZG 

eine Sicherstellungsverfügung oder macht 

das Pfandrecht geltend. 

Migros 
39   Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Bedin-

gungen (vgl. dazu den Antrag für einen neun Artikel 39 Ab-

satz 2).  

[Änderung] 

Hat das BAZG eine von ihm zu erhebende 

Abgabe nicht oder zu niedrig oder einen 

zurückerstatteten Abgabenbetrag zu hoch 

festgesetzt, so kann es den geschuldeten 

Betrag nachfordern, wenn es die entspre-

chende Absicht innerhalb der Verjährungs-

frist der Abgabeschuld gemäss Artikel 30 

Absatz 1 mitteilt.  

Migros 
39 2 

(neu) 

 Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Bedin-

gungen.  

 

Eventualiter ist zumindest in Anlehnung an Art. 212a EU-

Zollkodex (Abgabenbefreiung trotz Unregelmässigkeiten) 

eine wirtschaftsfreundliche Regelung für Nachforderungs-

verfahren vorzusehen.  

[neu] 

Die Abgabenschuldnerin oder der Abga-

benschuldner kann eine zum Zeitpunkt der 

Aktivierung der Warenanmeldung zulässige 

Abgabenbefreiung oder -ermässigung bzw. 

eine zu diesem Zeitpunkt zulässige Rück-

erstattung von Abgaben auch nachträglich 

geltend machen, und zwar bis zum Ablauf 

der Verjährungsfrist der Abgabeschuld ge-

mäss Artikel 30 Absatz 1. 

 

[Eventualantrag] 

Im Rahmen des Nachforderungsverfahrens 

kann die Abgabenschuldnerin oder der Ab-

gabenschuldner eine zum Zeitpunkt der 
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Aktivierung der Warenanmeldung zulässige 

Abgabenbefreiung oder -ermässigung bzw. 

eine zu diesem Zeitpunkt zulässige Rück-

erstattung von Abgaben nachträglich gel-

tend machen. 

 

Migros 
41 1 c Es sollte korrekterweise Art. 39 und nicht Art. 38 referen-

ziert werden.  

[Änderung] 

wenn die Gesuchstellerin oder der Gesuch-

steller unverschuldet eine Nachforderung 

nach Artikel 39 des vorliegenden Gesetzes 

oder nach Artikel 12 VStrR leisten muss, 

die offensichtlich stossend erscheint. 

 

Migros 
44 5 e Bewilligungen für Zoll- und Steuerlager sollten nicht an 

AEO-Kriterien und Mindestmengen gebunden werden und 

sollten auch für kleine Unternehmen erhältlich sein. 

[Änderung] 

Das Vorhandensein einer geeigneten Infra-

struktur;  

Migros 
44 5 f Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 44 

Abs. 5 lit. e. 

[ersatzlos streichen] 

Migros 
44 5 g Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 44 

Abs. 5 lit. e. 

[ersatzlos streichen]  

Migros 
44 6  Vgl. Begründung zum Änderungsantrag betr. Art. 44 

Abs. 5 lit. e. 

[ersatzlos streichen]  

Migros 
49   Systemausfälle beim BAZG sollen nicht zum Mehrauf-

wand bei den Wirtschaftsbeteiligten führen.  

[Ergänzung] 

Der Bundesrat regelt die verfahrensrechtli-

chen Modalitäten für den Fall, dass das In-

formationssystem nach Artikel 67 ausfällt 

oder nicht erreichbar ist. Aufforderungen an 
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die Wirtschaftsbeteiligten, bereits getätigte 

elektronische Eingaben zu wiederholen o-

der ein papierbasiertes Notfallverfahren an-

zuwenden, sind unzulässig. 

Migros 
52 3  Eine Holschuld des Verfügungsadressaten im Zusammen-

hang mit einem Verfügungserlass führt zur Risikoverlage-

rung zu Lasten der Wirtschaft. Wir beantragen, dass – 

analog zum schriftlichen Verfügungserlass und -versand - 

zumindest eine Information an den Verfügungsadressaten 

ergehen muss, dass neue Dokumente zur Abholung be-

reitstehen.  

[neu] 

Das BAZG teilt über eine vom Adressaten 

angegebene E-Mail-Adresse mit, wenn 

neue Dokumente im Informationssystem 

nach Artikel 67 übermittelt worden sind. 

Migros 
53 3  Der Wortlaut dieser Bestimmung sollte dem Wortlaut von 

Art. 20 Abs. 3 VwVG entsprechen.  

[Änderung] 

Fällt das Ende einer Frist auf einen Sams-

tag, einen Sonntag oder einen vom Bun-

desrecht oder vom kantonalen Recht aner-

kannten Feiertag, so endet die Frist am 

nächsten Werktag.  

 

Migros 
54   Wir erachten den beantragten Zusatz als erforderlich, um 

den Eindruck zu vermeiden, die Bestimmung in Art. 54 

gehe der Regelung zur Akteneinsicht gemäss VwVG inso-

fern vor, als dass Art. 26 f. VwVG nicht zur Anwendung 

kämen (vgl. Art.47). Die Vorschrift der elektronischen Ak-

teneinsicht soll lediglich die Beschränkung der Form der 

Akteneinsicht gemäss VwVG beinhalten. 

[Ergänzung] 

Die Akteneinsicht erfolgt elektronisch. Im 

Übrigen richtet sie sich nach dem VwVG. 

Migros 
56 1  Die Aufbewahrungsfrist von Daten und Dokumenten ist auf 

die aktuell geltende relative Verjährungsfrist zu reduzie-

ren, um übermässige Aufbewahrungskosten zu vermei-

den. 

[Änderung] 

 

Daten und Dokumente, die für die Anwen-

dung dieses Erlasses erforderlich sind, sind 
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bis zum Eintritt der Verjährungsfrist ge-

mäss Artikel 30 Absatz 1 sorgfältig und 

systematisch aufzubewahren und vor 

schädlichen Einwirkungen zu schützen. 

Migros 
58 1  Bei der Nachforderung bzw. der Rückerstattung von Ab-

gaben gelten für das BAZG und die Wirtschaft faire Bedin-

gungen. 

[Änderung] 

 

Gegen Verfügungen des BAZG kann bei 

diesem fünf Jahren nach Ablauf des Kalen-

derjahres, in der sie eröffnet worden ist, 

Einsprache erhoben werden. 

Migros 
61   Wir können nicht nachvollziehen, weshalb der Rechts-

schutz gerade bei Verfügungen, die für die Unternehmen 

regelmässig mit hoher finanzieller Belastung verbunden 

sind, verkürzt werden soll. Gerade in diesen Fällen bedarf 

es in unseren Augen einen effektiven Rechtsmittelwegs 

mit zumindest einer verwaltungsinternen Beschwer-

deinstanz. Wir beantragen deshalb, dass für die Anfech-

tung der in lit. a und b genannten Verfügungen zumindest 

der Beschwerdeweg gemäss Art. 60 offensteht.   

[Änderung] 

Gegen die folgenden Verfügungen des 

Verwaltungsverfahrens kann eine verwal-

tungsinterne Beschwerde gemäss Artikel 

60 erhoben werden: 

a) Verfügungen über Leistungs- und 

Rückleistungspflichten nach Artikel 

12 VStrR; 

b) Feststellungsverfügungen betref-

fend gefährdete und hinterzogene 

Abgaben die das BAZG im Rahmen 

eines Verwaltungsstrafverfahrens 

erlässt.  

Im Übrigen richtet sich der Rechtsweg 

nach dem dritten Abschnitt des VwVG.  

Migros 
62 1  Das BAZG sollte, ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[Ergänzung/Änderung] 

Das Verfahren auf Erlass einer Verfügung 

oder einer Bewilligung nach diesem Ge-

setz, einem Abgabeerlass gemäss Artikel 4 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

21/61 

 
 

und das Einspracheverfahren gemäss dem 

2. Abschnitt sind kostenlos. Es wird keine 

Parteientschädigung ausgerichtet. 

 

Migros 
62 2 b Das BAZG sollte, ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[ersatzlos streichen] 

Migros 
63   Das BAZG sollte, ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[ersatzlos streichen] 

Migros 
67a   Mit der Einführung des E-DSG wird der Schutz der juristi-

schen Personen insofern aufgehoben, als dass diese nicht 

mehr in den Geltungsbereich des E-DSG fallen. Damit 

werden auch die datenschutzrechtlichen Betroffenen-

rechte der juristischen Personen aufgehoben. Die im Zu-

sammenhang mit der Einführung des E-DSG vorgesehe-

nen Anpassungen des Regierungs- und Verwaltungsorga-

nisationsgesetzes (SR 172.010; RVOG) sowie des Bun-

desgesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip der Verwal-

tung (SR 152; BGÖ) wiegen diesen Wegfall nicht auf, zu-

mal die erwähnten Gesetze einen anderen Zweck als den 

Schutz der Integrität der Daten der betroffenen juristischen 

Personen verfolgen. Art. 57t E-RVOG sieht Folgende Be-

stimmung vor: «Das anwendbare Verfahrensrecht regelt 

die Rechte der betroffenen juristischen». Damit ist jedoch 

noch nicht gewährleistet, dass eine betroffene juristische 

Person die Möglichkeit hat, die sie betreffenden Daten 

(und nicht die das Verfahren betreffenden Akten) einzuse-

hen und gegebenenfalls durch die zuständige Behörde be-

richtigen zu lassen. Aus diesem Grund erachten wir die 

Aufnahme einer zusätzlichen Bestimmung zum Schutze 

[neu] 

Auskunftsrecht 

1 Jede juristische Person und Person ohne 

eigene Rechtspersönlichkeit kann vom 

BAZG Auskunft darüber verlangen, ob Da-

ten über sie bearbeitet werden. 

2 Die betroffene juristische Person oder Per-

son ohne eigene Rechtspersönlichkeit er-

hält diejenigen Informationen, die erforder-

lich sind, damit eine transparente und kor-

rekte Datenbearbeitung gewährleistet ist. 

3 Das BAZG muss kostenlos Auskunft ertei-

len. Der Bundesrat kann Ausnahmen vorse-

hen, namentlich wenn der Aufwand unver-

hältnismässig ist. 

4 Die Auskunft wird in der Regel innerhalb 

von 30 Tagen auf elektronischem Wege er-

teilt. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

22/61 

 
 

der Daten der juristischen Personen (zumindest im Zu-

sammenhang mit der Herausgabe und der Berichtigung) 

als angemessen.  

 

Migros 
81 1  Die Einhaltung von Qualitätsanforderungen und Umwelt-

aspekten ist gesetzlich vorgeschrieben. Wir erwarten da-

her bei der physischen Kontrolle von Waren, dass für die 

Nahrungsmittel-, Chemie- und Pharmaindustrie im Gesetz 

verankert wird, dass eine Zollkontrolle nur nach erfolgter 

Rücksprache mit den betroffenen Unternehmen durchge-

führt werden darf. Die Unternehmen sollen das Recht er-

halten eine physische Kontrolle vor Ort abzulehnen und ei-

nen geeigneten Ort für die Kontrolle festzulegen. Die dabei 

anfallenden Kosten sollen nicht an die Betriebe weiterver-

rechnet werden. 

[Ergänzung] 

Das BAZG kann alle Handlungen an Wa-

ren vornehmen, die zur Feststellung des 

Sachverhalts notwendig sind. Es ist insbe-

sondere befugt, Warenproben zu entneh-

men. Dabei ist das BAZG an die zwin-

gende Gesetzgebung bezüglich der Waren 

bei sonstiger Schadenersatzpflicht gebun-

den und hält mit geeigneten Schutzmass-

nahmen und Verfahren namentlich die An-

forderungen der Arzneimittel- (insb. GDP), 

Chemikalien- und der Lebensmittelgesetz-

gebung ein.  

Migros 
81 2 

(neu) 

 Das Resultat einer physischen oder nachgelagerten Kon-

trolle soll in Zukunft den Unternehmen zeitnah und vollum-

fänglich eröffnet werden, damit diese organisatorische so-

wie prozessuale Vorkehrungen treffen können, um gesetz-

liche Abweichungen zu verhindern. 

[neu] 

Das BAZG teil den betroffenen Personen 

das Ergebnis der Warenkontrolle unverzüg-

lich mit.  

Migros 
83 1  Das BAZG bzw. die Zollgesetzgebung darf nicht in die Ge-

schäftsbeziehungen zwischen den Wirtschaftsbeteiligten 

eingreifen. 

[ersatzlos streichen] 

Migros 
107a 

(neu) 

  Für die betroffenen natürlichen und juristischen Personen 

ist es wichtig, dass sie sich über die Praxis des BAZG in-

formieren können und sich an erlassenen Richtlinien und 

gefällten Entscheiden und Urteilen orientieren können. Ak-

tuell besteht in diesem Bereich zu wenig Transparenz, was 

[neu] 

Veröffentlichung von Entscheiden und Ur-

teilen 
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es für alle Beteiligten schwierig macht, die Praxis zu ken-

nen und nachzuvollziehen.  

Aus diesem Grund beantragen wir eine (neue) Bestim-

mung, die dieser Lücke Abhilfe schaffen soll. Einerseits 

wäre die Veröffentlichung von relevanten Entscheiden des 

BAZG sowie der uneingeschränkte Zugang zu praxisrele-

vanten Richtlinien und Merkblättern sehr hilfreich. Über-

dies beantragen wir eine Bestimmung, wonach das BAZG 

die Gerichtsurteile, die basierend auf dem BAZG gefällt 

werden, sammelt und periodisch, beispielsweise in einem 

jährlichen Bericht, zumindest auszugsweise veröffentlicht. 

Begrüssenswert wäre auch eine jährliche Zusammenstel-

lung sämtlicher relevanten Entscheide des BAZG in Kom-

bination mit entsprechenden Gerichtsurteilen. Auch die 

Veröffentlichung von Rechtsmittelentscheiden von grosser 

Bedeutung würde zu mehr Transparenz und Rechtssicher-

heit beitragen.  

1 Das BAZG kann seine Entscheide sowie 

Richtlinien oder Merkblätter, die für die Pra-

xis des BAZG relevant sind, veröffentli-

chen. 

2 Die Gerichte stellen dem BAZG die Ur-

teile, die in Anwendung dieses Gesetzes 

gefällt werden, unaufgefordert und in voll-

ständiger Abschrift zu. Das BAZG sammelt 

diese Urteile und kann sie periodisch veröf-

fentlichen. 

Migros 
127a             Die Mitsprache der Wirtschaft bei der Weiterentwicklung 

des Zollrechts ist mit einem Konsultativgremium sicherzu-

stellen (analog zur MWST). 

[neu] 

Konsultativgremium 

1 Der Bundesrat setzt ein Konsultativgre-

mium, bestehend aus Vertretern und Ver-

treterinnen der abgabepflichtigen Perso-

nen, der Kantone, der Wissenschaft, der 

Zollpraxis und der Konsumenten und Kon-

sumentinnen, ein.  

2 Das Konsultativgremium berät Anpassun-

gen dieses Gesetzes, des Bundesgesetzes 

über die Zollpflicht und die Bemessung der 

Zollabgaben (Zollabgabengesetz, ZoG), 

des Zolltarifgesetzes (ZTG) und der ge-

stützt darauf erlassenen Ausführungsbe-

stimmungen, Praxisfestlegungen und 
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Richtlinien bezüglich der Auswirkungen auf 

die steuerpflichtigen Personen und die 

Volkswirtschaft. 

3 Es nimmt zu den Entwürfen Stellung und 

kann selbstständig Empfehlungen für Än-

derungen abgeben. 

Migros 
128             Das BAZG beschränkt sich auf seine Aufgabe als Bundes-

behörde. Die Zollgesetzgebung darf das BAZG nicht zur 

Erschliessung neuer Geschäftsfelder legitimieren. Das 

BAZG tritt nicht in Konkurrenz zu privaten Anbietern ge-

werblicher Leistungen. 

[ersatzlos streichen] 

Migros 
129             Vgl. Begründung zu Art. 128 [ersatzlos streichen] 

Migros 
135a 

(neu) 

  Im Jahr 2001 verurteilte der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte die Schweiz i.S. J.B. v. Schweiz (Urteil 

Nr. 31827/96) wegen Verletzung von Art. 6 Abs. 1 EMRK, 

konkreter wegen Nichteinhaltung des Selbstbelastungs-

verbots («nemo tenetur se ipsum accusare»). Daraufhin 

erliess der Bundesgesetzgeber die heutigen Bestimmun-

gen in Art. 153 Abs. 1bis, Art. 183 Abs. 1 Satz 2, Art. 183 

Abs. 1bis DBG sowie in Art. 57a Abs. 2 StHG (vgl. auch Art. 

113 StPO). Da sich in parallel durchgeführten Nachforde-

rungs- und Zollhinterziehungsverfahren die gleiche Prob-

lematik stellt und auch in diesem Bereich eine Verurteilung 

der Schweiz durch den EGMR droht, ist im neuen BAZG-

VG eine entsprechende Bestimmung zur Wahrung der An-

forderungen der EMRK aufzunehmen.  

[neu] 

Stellung der beschuldigten Person 

1 Die Einleitung eines Strafverfahrens wird 

der beschuldigten Person schriftlich mitge-

teilt. Es wird ihr Gelegenheit gegeben, sich 

zu der gegen sie erhobenen Anschuldigung 

zu äussern; sie wird auf ihr Recht hinge-

wiesen, die Aussage und ihre Mitwirkung 

zu verweigern. 

2 Beweismittel aus einem Nachforderungs-

verfahren dürfen in einem Strafverfahren 

nur dann verwendet werden, wenn sie 

ohne jeglichen Zwang beschafft wurden. 

Migros 
140        Das BAZG sollte, ihre ordentlichen Aufgaben (Mitwirkung 

an Verfahren, Erteilung von Bewilligungen, Durchführung 

von Kontrollen usw.) kostenlos erbringen. 

[ersatzlos streichen] 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 
Antwort Bemerkung/Anregung 

Migros 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

      

Migros 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-

VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 

Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-

rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-

sen). 

Die Strafverfolgung betrifft alle Wirtschaftsbeteiligte in gleichem Aus-

mass.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Migros 
                  

Migros 
                  

Migros 
                  

Migros 
                  

Migros 
                  

Migros 
                  

Migros 
                  

Migros 
                  

Migros 
                  

Migros 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

Migros        

Migros             

Migros             

Migros             

Migros             

Migros             

Migros             

Migros             

Migros             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen  

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 

(Textvorschlag) [Änderungen werden 

kursiv hervorgehoben] 

Migros 
BGCI-

TES 

13a             Vgl. Begründung zu Art. 30a LMG [ersatzlos streichen] 

 

Migros 
MWSTG 18 1       Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuergesetz 

wird bei steuerpflichtigen Personen direkt durch 

die Eidg. Steuerverwaltung erhoben. 

[Ergänzung] 

Der Inlandsteuer unterliegen die im In-

land durch steuerpflichtige Personen 

gegen Entgelt erbrachten Leistungen 

sowie die Einfuhr von Gegenständen 

durch steuerpflichtige Personen; sie 

sind steuerbar, soweit dieses Gesetz 

keine Ausnahme vorsieht. 

Migros 
MWSTG 50             Die Einfuhrsteuer gem. Mehrwertsteuergesetz 

wird bei steuerpflichtigen Personen direkt durch 

die Eidg. Steuerverwaltung erhoben. 

[Änderung] 

Für die Steuer auf der Einfuhr von Ge-

genständen durch nichtsteuerpflichtige 

Personen gilt die Zollgesetzgebung, 

soweit die nachfolgenden Bestimmun-

gen nichts anderes anordnen. 

Migros 
TStG 35 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der hin-

terzogenen Steuer, höchstens jedoch 

100 000 Franken, wird bestraft, wer 

vorsätzlich: 
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a. die Steuern durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmel-

dung der Waren oder in irgendeiner an-

deren Weise ganz oder teilweise hin-

terzieht; 

b. im Inland hergestellte Tabakfabri-

kate, die nicht für die Abgabe an den 

Verbraucher fertig verpackt sind, an 

nicht im Register eingetragene Perso-

nen oder Firmen abgibt oder sonst wie 

aus dem Herstellerbetrieb entfernt. 

c. sich oder einer anderen Person 

sonst wie einen unrechtmässigen Steu-

ervorteil verschafft. 

Migros 
TStG 35 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. [Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die 

Hälfte erhöht. Zugleich kann auf eine 

Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr er-

kannt werden. 

Migros 
TStG 35 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 3 ZoG. [ersatzlos streichen] 

Migros 
TStG 35 4  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen der hinterzogenen Steuer, 

höchstens jedoch 60 000 Franken. 
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Migros 
TStG 37a 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des In-

landwertes der Tabakfabrikate, höchs-

tens jedoch 100 000 Franken, wird be-

straft, wer vorsätzlich: 

a. vom BAZG als Steuerpfand be-

schlagnahmte Tabakfabrikate, die in 

seinem Besitz belassen worden sind, 

vernichtet; oder 

b. ohne Zustimmung des BAZG dar-

über verfügt. 

Migros 
BStG 35 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der hin-

terzogenen Steuer, höchstens jedoch 

100 000 Franken, wird bestraft, wer 

vorsätzlich: 

a. die Steuern durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmel-

dung von Bier oder in irgendeiner an-

deren Weise ganz oder teilweise hin-

terzieht; 

oder 

b. sich oder einer anderen Person 

sonst wie einen unrechtmässigen Steu-

ervorteil verschafft. 

Migros 
BStG 35 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. [Ergänzung] 
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Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-

höht. Zugleich kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu einem Jahr erkannt wer-

den. 

Migros 
BStG 35 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 3 ZoG. [ersatzlos streichen] 

Migros 
BStG 35 4  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen der hinterzogenen Steuer, 

höchstens jedoch 60 000 Franken. 

Migros 
BStG 35a 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der ge-

fährdeten Steuer, höchstens jedoch 

100 000 Franken, wird bestraft, wer 

vorsätzlich die Steuer durch Nichtan-

melden, Verheimlichen oder unrichtige 

Anmeldung von Bier oder in irgendei-

ner anderen Weise ganz oder teilweise 

gefährdet. 

Migros 
BStG 35a 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. [Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-

höht. Zugleich kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu einem Jahr erkannt wer-

den. 
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Migros 
BStG 35a 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen der hinterzogenen Steuer, 

höchstens jedoch 60 000 Franken. 

Migros 
BStG 37 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des In-

landwertes des Bieres, höchstens je-

doch 100 000 Franken, wird bestraft, 

wer vorsätzlich: 

a. vom BAZG als Steuerpfand be-

schlagnahmtes Bier, das in seinem Be-

sitz belassen worden ist, vernichtet; o-

der 

b. ohne Zustimmung des BAZG dar-

über verfügt. 

Migros 
AStG 36 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der hin-

terzogenen Steuer, höchstens jedoch 

100 000 Franken, wird bestraft, wer 

vorsätzlich: 

a. die Steuer durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmel-

dung der Automobile oder in irgendei-

ner andern Weise ganz oder teilweise 

hinterzieht; oder 
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b. sich oder einer anderen Person 

sonst wie einen unrechtmässigen Steu-

ervorteil verschafft. 

Migros 
AStG 36 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-

höht. Zudem kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu drei Jahren erkannt wer-

den. 

Migros 
AStG 36 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen der hinterzogenen Steuer, 

höchstens jedoch 60 000 Franken. 

Migros 
AStG 36a 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der ge-

fährdeten Steuer, höchstens jedoch 

100 000 Franken, wird bestraft, wer 

vorsätzlich die Steuer oder die gesetz-

mässige Veranlagung durch Nichtan-

melden, Verheimlichen oder unrichtige 

Anmeldung der Automobile oder in ir-

gendeiner anderen Weise ganz oder 

teilweise gefährdet. 

Migros 
AStG 36a 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-
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höht. Zudem kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu drei Jahren erkannt wer-

den. 

Migros 
AStG 36a 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen der hinterzogenen Steuer, 

höchstens jedoch 60 000 Franken. 

Migros 
AStG 37a 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des Wa-

renwertes, höchstens jedoch 100 000 

Franken, wird bestraft, wer vorsätzlich: 

a. ein vom BAZG als Steuerpfand be-

schlagnahmtes Automobil, das in sei-

nem Besitz belassen worden ist, ver-

nichtet; oder 

b. ohne Zustimmung des BAZG dar-

über verfügt. 

Migros 
Minö-

StG 

38a 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des hin-

terzogenen Abgabenbetrags, höchs-

tens jedoch 100 000 Franken, wird be-

straft, wer vorsätzlich: 

a. die Abgaben durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmel-
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dung der Waren oder in irgendeiner an-

deren Weise ganz oder teilweise hin-

terzieht; oder 

b. sich oder einer anderen Person 

sonst wie einen unrechtmässigen Steu-

ervorteil verschafft. 

Migros 
Minö-

StG 

38a 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. [Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-

höht. Zudem kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu drei Jahren erkannt wer-

den. 

Migros 
Minö-

StG 

38a 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen des hinterzogenen Abgabe-

betrags, höchstens jedoch 60 000 

Franken.  

Migros 
Minö-

StG 

38b 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des ge-

fährdeten Abgabenbetrags, höchstens 

jedoch 100 000 Franken, wird bestraft, 

wer vorsätzlich die Abgaben durch 

Nichtanmelden, Verheimlichen oder 

unrichtige Anmeldung der Waren oder 

in irgendeiner anderen Weise ganz o-

der teilweise gefährdet. 
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Migros 
Minö-

StG 

38b 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. [Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-

höht. Zugleich kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu drei Jahren erkannt wer-

den. 

Migros 
Minö-

StG 

38b 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen der gefährdeten Abgaben, 

höchstens jedoch 60 000 Franken. 

 

Migros 
Minö-

StG 

39a 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des In-

landwertes der Ware, höchstens je-

doch 100 000 Franken, wird bestraft, 

wer vorsätzlich: 

a. vom BAZG als Steuerpfand be-

schlagnahmte Ware, die in seinem Be-

sitz belassen worden ist, vernichtet; o-

der 

b. ohne Zustimmung des BAZG dar-

über verfügt. 

Migros 
CO2-

Gesetz 

42 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der hin-

terzogenen Abgabe, höchstens jedoch 
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100 000 Franken, wird bestraft, wer 

vorsätzlich: 

a. die Abgabe durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmel-

dung oder in irgendeiner anderen 

Weise ganz oder teilweise hinterzieht; 

b. sich oder einer anderen Person 

sonst wie einen unrechtmässigen Ab-

gabevorteil verschafft. 

 

Migros 
CO2-

Gesetz 

42 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. [Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-

höht. Zugleich kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu einem Jahr erkannt wer-

den. Erschwerende Umstände liegen 

vor, wenn die Täterin oder der Täter: 

a. eine oder mehrere Personen für eine 

Abgabewiderhandlung anwirbt; oder 

b. gewerbs- oder gewohnheitsmässig 

handelt. 

Migros 
CO2-

Gesetz 

42 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 3 ZoG. [ersatzlos streichen] 

Migros 
CO2-

Gesetz 

42 5  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 
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Dreifachen der hinterzogenen Abgabe, 

höchstens jedoch 60 000 Franken. 

Migros 
SVAG 20 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. 

[Ergänzung] 
 
Mit Busse bis zum Fünffachen der hin-
terzogenen Abgabe, höchstens jedoch 
100 000 Franken, wird bestraft, wer 
vorsätzlich: 

a. die Abgabe durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen, unrichtige Anmeldung 

oder in irgendeiner anderen Weise 

ganz oder teilweise hinterzieht; oder 

b. sich oder einer anderen Person 

sonst wie einen unrechtmässigen Ab-

gabevorteil verschafft. 

Migros 
SVAG 20 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 
 
Handelt die Täterin oder der Täter fahr-
lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 
Dreifachen der hinterzogenen Abgabe 
oder des unrechtmässigen Vorteils, 
höchstens jedoch 60 000 Franken. 
 

Migros 
SVAG 20a 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. 

[Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der ge-

fährdeten Abgabe, höchstens jedoch 

100 000 Franken, wird bestraft, wer 

vorsätzlich die Abgabe oder die gesetz-

mässige Veranlagung durch Nichtde-

klaration, Falschdeklaration, Verheimli-
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chen oder unrichtige Angaben, Nichtin-

betriebnahme des Erfassungssystems 

oder in irgendeiner anderen Weise 

ganz oder teilweise gefährdet. 

 

Migros 
SVAG 20a 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 
 
Handelt die Täterin oder der Täter fahr-
lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 
Dreifachen der gefährdeten Abgabe, 
höchstens jedoch 60 000 Franken. 
 

Migros 
AlkG 53 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des hin-

terzogenen Steuerbetrags, höchstens 

jedoch 100 000 Franken, wird bestraft, 

wer vorsätzlich: 

a. die Steuer durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmel-

dung der Waren oder in irgendeiner an-

deren Weise ganz oder teilweise hin-

terzieht; oder 

b. sich oder einer anderen Person 

sonst wie einen unrechtmässigen Steu-

ervorteil verschafft. 

Migros 
AlkG 53 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. [Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 
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Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-

höht. Zugleich kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu einem Jahr erkannt wer-

den. 

Migros 
AlkG 53 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 3 ZoG. [ersatzlos streichen] 

Migros 
AlkG 53 4  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen des hinterzogenen Steuer-

betrages, höchstens jedoch 60 000 

Franken. 

Migros 
AlkG 54 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Dreifachen des ge-

fährdeten Steuerbetrags, höchstens je-

doch 60 000 Franken, wird bestraft, 

wer vorsätzlich die Steuer durch Nicht-

anmelden, Verheimlichen oder unrich-

tige Anmeldung der Waren oder in ir-

gendeiner anderen Weise ganz oder 

teilweise gefährdet. 

Migros 
AlkG 54 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. [Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-

höht. Zugleich kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu einem Jahr erkannt wer-

den. 
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Migros 
AlkG 54 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Einfachen der gefährdeten Steuer, 

höchstens jedoch 60 000 Franken. 

Migros 
AlkG 56d 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des Fis-

kalausfalles, höchstens jedoch 100 000 

Franken, wird bestraft, wer vorsätzlich: 

a. unbefugterweise gebrannte Wasser 

herstellt oder reinigt; 

b. gebrannte Wasser oder daraus her-

gestellte Erzeugnisse vorschriftswidrig 

verwendet; 

c. sich auf unrechtmässige Weise eine 

Konzession, eine Ermächtigung zum 

Brennen oder eine andere Bewilligung 

verschafft; oder 

d. in anderer Weise die Hoheitsrechte 

des Bundes nach diesem Gesetz ver-

letzt. 

Migros 
AlkG 56d 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. [Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

43/61 

 
 

höht. Zugleich kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu einem Jahr erkannt wer-

den. 

Migros 
AlkG 56d 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen des Fiskalausfalles, höchs-

tens jedoch 60 000.  

Migros 
EleG 25c             Vgl. Begründung zu Art. 30a LMG [ersatzlos streichen] 

 

Migros 
FMG 33a             Vgl. Begründung zu Art. 30a LMG [ersatzlos streichen] 

 

Migros 
USG 61a 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der hin-

terzogenen Abgabe, höchstens jedoch 

100 000 Franken, wird bestraft, wer 

vorsätzlich: 

a. eine Abgabe nach Artikel 35a, 35b 

oder 35bbis durch Nichtanmelden, Ver-

heimlichen oder unrichtige Anmeldung 

der Waren oder in irgendeiner andern 

Weise ganz oder teilweise hinterzieht; 

oder 
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b. sich oder einer anderen Person 

sonst wie einen unrechtmässigen Ab-

gabevorteil wie Befreiung oder Rücker-

stattung von Abgaben verschafft. 

Migros 
USG 61a 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. [Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-

höht. Zudem kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu einem Jahr erkannt wer-

den. Erschwerende Umstände liegen 

vor, wenn die Täterin oder der Täter: 

a. eine oder mehrere Personen für eine 

Widerhandlung gegen die Lenkungsab-

gaben anwirbt; oder 

b. gewerbs- oder gewohnheitsmässig 

handelt. 

Migros 
USG 61a 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 3 ZoG. [ersatzlos streichen] 

Migros 
USG 61a 4  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen der hinterzogenen Abgabe, 

höchstens jedoch 60 000 Franken.  

Migros 
USG 61b 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der ge-

fährdeten Abgabe, höchstens jedoch 

100 000 Franken, wird bestraft, wer 
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vorsätzlich die Abgabe durch Nichtan-

melden, Verheimlichen oder unrichtige 

Anmeldung der Waren oder in irgendei-

ner anderen Weise ganz oder teilweise 

gefährdet. 

Migros 
USG 61b 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 2 ZoG. [Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird 

das Höchstmass der angedrohten 

Busse nach Absatz 1 um die Hälfte er-

höht. Zudem kann auf eine Freiheits-

strafe bis zu einem Jahr erkannt wer-

den. Erschwerende Umstände liegen 

vor, wenn die Täterin oder der Täter: 

a. eine oder mehrere Personen für eine 

Widerhandlung gegen die Lenkungsab-

gaben anwirbt; oder 

b. gewerbs- oder gewohnheitsmässig 

handelt. 

Migros 
USG 61b 3  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahr-

lässig, so ist die Strafe Busse bis zum 

Dreifachen der gefährdeten Abgabe, 

höchstens jedoch 60 000 Franken.  

Migros 
USG 61d 1  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 1 ZoG. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des Wa-

renwertes, höchstens jedoch 100 000 

Franken, wird bestraft, wer vorsätzlich: 
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a. ein vom BAZG als Abgabenpfand 

beschlagnahmte Ware, die in seinem 

Besitz belassen worden ist, vernichtet; 

oder 

b. ohne Zustimmung des BAZG dar-

über verfügt. 

Migros 
USG 61e 2  Vgl. Begründung zu Art. 15 Abs. 4 ZoG. [ersatzlos streichen] 

Fehler! V

erweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

LMG 30a             Die Scheinkäufe im Bereich des Lebensmittel-

rechts haben mit der vorliegenden Vorlage und 

zollrechtlichen Themen nichts zu tun. Die für 

Art. 30a LMG vorgesehene Bestimmung würde 

hier durch die Hintertür eingeführt, ohne dass die 

von dieser Bestimmung betroffenen Parteien eine 

Möglichkeit haben, Stellung dazu zu nehmen. Es 

kommt der Verdacht auf, dass die Bestimmung 

auf diesem Wege eingeführt werden soll, um Dis-

kussionen mit den betroffenen Akteuren zu ver-

meiden. Das geht nicht an und steht klar im Wi-

derspruch zu Art. 2 VlG, wonach Vernehmlas-

sungsverfahren bezwecken, Aufschluss über die 

sachliche Richtigkeit, die Vollzugstauglichkeit und 

die Akzeptanz eines Vorhabens des Bundes zu 

geben und den Betroffenen die Möglichkeit einzu-

räumen, sich an der Meinungsbildung und Ent-

scheidfindung des Bundes zu beteiligen. Wird 

eine völlig sachfremde Bestimmung in einem Ge-

setz, das mit der zu beurteilenden Vorlage nichts 

zu tun hat, nebenbei eingeführt, so wird den be-

troffenen Kreisen diese Möglichkeit der Beteili-

gung genommen. Eine allfällige Bestimmung im 

[ersatzlos streichen] 
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LMG zum Thema Scheinkäufe wäre – wenn über-

haupt – im Rahmen der nächsten LMG-Revision 

zu behandeln.  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Migros 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

 

  



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

49/61 

 
 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 

Name Bemerkung/Anregung 

Migros       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-

vorschlag) [Änderungen werden kursiv her-

vorgehoben] 

Migros 
3 1       Waren sind nur zollpflichtig, wenn sie Einfuhrabgaben 

oder Ausfuhrabgaben unterliegen oder Gegenstand 

von Rückerstattungen oder nichtabgaberechtlichen Er-

lassen sind oder im Verkehr mit «unsicheren» Gebie-

ten. 

[Ergänzung] 

Waren, die ein- oder ausgeführt werden, 

sind zollpflichtig, wenn: 

a. sie vom BAZG zu erhebenden Ein- oder 

Ausfuhrabgaben gemäss Artikel 4 BAZG-

VG unterliegen und gemäss Zolltarifge-

setz (ZTG) nicht zollfrei sind; oder 

b. die Warenverantwortliche gemäss Artikel 

7 BAZG-VG dafür Rückerstattungen von 

Einfuhr-, Ausfuhr- oder Inlandabgaben 

geltend macht; oder  

c. sie einer Warenbestimmung gemäss Arti-

kel 11 Buchstabe g oder h BAZG-VG zu-

geführt werden; oder 

d. auf sie eine ein-, aus- oder durchfuhrspe-

zifische Massnahme (z. B. eine Bewilli-

gungspflicht) nach einem nichtabgabe-

rechtlichen Erlass Anwendung findet und 

das BAZG mit entsprechenden Vollzugs-

aufgaben betraut ist; oder 

e. sie direkt von ausserhalb des gemeinsa-

men Sicherheitsraumes gemäss dem Ab-

kommen zwischen der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft und der Europäischen 

Gemeinschaft über die Erleichterung der 
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Kontrollen und Formalitäten im Güterver-

kehr und über zollrechtliche Sicherheits-

massnahmen (ZESA) stammen oder di-

rekt nach ausserhalb dieses Sicherheits-

raumes gelangen. 

Migros 
3 3 

(neu) 

      Waren sind nur zollpflichtig, wenn sie Einfuhrabgaben 

oder Ausfuhrabgaben unterliegen oder Gegenstand 

von Rückerstattungen oder nichtabgaberechtlichen Er-

lassen sind oder im Verkehr mit «unsicheren» Gebie-

ten. 

[neu] 

Die Warenverantwortliche kann für nicht 

zollpflichtige Waren gemäss Absatz 1 die 

Warenanmeldung gemäss BAZG-VG, 2. Ti-

tel durchführen. Unterlässt sie dies, meldet 

sie die warenbezogenen Daten, welche für 

die Aussenhandelsstatistik gem. Zolltarifge-

setz (ZTG) zwingend notwendig sind, dem 

BAZG zusammengefasst je Kalendermonat. 

Fehler! V

erweis-

quelle 

konnte 

nicht ge-

funden 

werden. 

4 1 d Die Zollabgaben sind bei unveränderter Ausfuhr der 

Waren generell rückzuerstatten. 

[Änderung] 

Waren, die in den freien Verkehr eingeführt 

worden sind und innerhalb der Verjährungs-

frist der Abgabeschuld gemäss Artikel 30 

Absatz 1 BAZG-VG unverändert oder we-

gen eines bei ihrer Verarbeitung im Zollge-

biet festgestellten Mangels verändert wieder 

ins Zollausland ausgeführt werden. 

Migros 
4 2       Die Zollabgaben sind bei unveränderter Ausfuhr der 

Waren generell rückzuerstatten. 

[Ergänzung] 

Der Bundesrat kann vorsehen, dass auslän-

dische Rückwaren gemäss Absatz 1 Buch-

stabe d, die im Zollgebiet vernichtet oder als 

Futtermittel verwendet werden, ganz oder 

teilweise zollfrei sind. Er regelt das Verfah-

ren der Rückerstattung von bereits geleiste-

ten Zollabgaben. 
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Migros 
9 2 a Ungenügende und/oder zweideutige Warenbeschrei-

bungen in der Zollanmeldung können in Zukunft zur 

“automatischen” Anwendung einer anderen in Frage 

kommenden Zolltarifnummer führen, weil diese einen 

höheren Zollansatz aufweist. Wir lehnen diese vorge-

schlagene Bestimmung ab. Unseres Erachtens kann 

diese Bestimmung zu einer willkürlichen höheren Ab-

gabenerhebung durch die Zollbehörden führen (eventu-

ell sogar mit Strafrelevanz). Unseres Erachtens bilden 

die Zolltarifnummer und die Warenbeschreibung eine 

die Ware beschreibende Einheit. Eine alleinige Fokus-

sierung auf die Warenbeschreibung ist im Sinne des 

HS-Systems nicht wünschenswert und ihm Rahmen 

der Digitalisierung auch nicht modern. Wo möglich sol-

len Angaben immer codiert an die Zollverwaltung über-

mittelt werden können (z. B. die Wiederausfuhrfrist o-

der die Kontrollstelle im Veredelungsverkehr anstelle in 

der Warenbeschreibung im Feld Besondere Bemerkun-

gen der Warenposition). 

[ersatzlos streichen] 

Migros 
9 2 b Wir lehnen diese «Strafzölle» ab und fordern, dass 

auch in Nachforderungsverfahren, Zollermässigungen 

und -befreiungen gewährt werden. Vgl. im Übrigen Be-

gründung zu Art. 39 Abs. 2 BAZG-VG.  

[ersatzlos streichen] 

Migros 
9 4 

(neu) 

 Abgabenermässigungen können berücksichtigt wer-

den, auch wenn Waren nicht oder zu wenig differen-

ziert angemeldet werden. 

[neu/Eventualantrag zu Anträgen betr. Art. 9 

Abs. 2] 

Offensichtlich gültige Ermässigungen von 

Zollabgaben können auch in den Fällen ge-

mäss Absatz 2 und 3 geltend gemacht wer-

den. 
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Migros 
10 1       Zolltarif- und Ursprungsauskünfte sind unabhängig der 

Warenein- oder -ausfuhr anfechtbar. Zusätzlich können 

Zollwertauskünfte beantragt werden. 

[Änderung] 

Das BAZG verfügt gemäss dem Bundesge-

setz über das Verwaltungsverfahren (Ver-

waltungsverfahrensgesetz, VwVG) auf 

schriftliche Anfrage hin die zolltarifarische 

Einreihung, den Zollwert gemäss dem Ab-

kommen zur Errichtung der Welthandelsor-

ganisation sowie den nichtpräferenziellen 

und den präferenziellen Ursprung von Wa-

ren. 

Migros 
10 2       Zolltarif- und Ursprungsauskünfte sind unabhängig der 

Warenein- oder -ausfuhr anfechtbar. Zusätzlich können 

Zollwertauskünfte beantragt werden. 

[Ergänzung] 

Auskünfte gemäss Absatz 1 sind öffentlich. 

Das BAZG legt diese gesamthaft, in geord-

neter Form und unter Wahrung von Persön-

lichkeitsrechten, Geschäftsgeheimnissen 

usw. öffentlich zugänglich auf. 

Migros 
15 1       Wir können nachvollziehen, dass das System des dyna-

mischen Strafrahmens grundsätzlich geeignet ist für das 

Zollrecht. Dennoch halten wir aus den folgenden Grün-

den eine (zusätzliche) Obergrenze der Busse für sach-

gerecht:  

Gemäss dem StGB beträgt die Busse maximal 10'000 

Franken; die Geldstrafe maximal 540'000 Franken. In 

den meisten Verwaltungsgesetzen sind ebenfalls Maxi-

malbussen vorgesehen (z.B. im MWStG 800'000 Fran-

ken, im LMG 80'000 Franken, im E-DSG 250'000 Fran-

ken uws.). Im Zollrecht einen gänzlich unbegrenzten 

Bussenrahmen vorzusehen, erscheint uns deshalb als 

nicht sachgerecht. Die Höchstbusse von 800'000 Fran-

ken analog zum MWStG erscheint uns vorliegend als 

angebracht. In Kombination mit der Beibehaltung des 

[Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der hinterzo-

genen Zollabgaben, höchstens jedoch 

800 000 Franken, wird bestraft, wer vorsätz-

lich: 

a. die Zollabgaben durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmeldung 

der Waren oder in irgendeiner anderen 

Weise ganz oder teilweise hinterzieht; oder 

b. sich oder einer anderen Person sonst wie 

einen unrechtmässigen Zollvorteil ver-

schafft. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

54/61 

 
 

dynamischen Elements wird überdies sowohl den «klei-

nen» als auch den «grossen» Fällen Rechnung getra-

gen.  

Überdies ist zu beachten, dass es bei den vorliegenden 

Strafbestimmungen rein um das pönale Element geht:  

Art. 12 ff. VstrR sehen nämlich zusätzlich eine Leis-

tungs- bzw. Rückleistungspflicht vor. Die Bussenbestim-

mungen im ZoG können und sollen nicht dazu dienen, 

entgangene Zollabgaben einzutreiben, sondern sind al-

lein dazu da, den Täter zu bestrafen. Eine Maximal-

busse untergräbt diesen Zweck keineswegs und kann 

dem Bestraften immer noch «weh tun». Hinzukommt, 

dass bei gewissen Qualifikationen noch immer eine Er-

höhung der Höchstbusse zum Tragen käme.  

Migros 
15 2  Analog zum Verweis auf Absatz 1 in Absatz 3 muss die-

ser Verweis auch in Absatz 2 enthalten sein, damit klar 

ist, dass sich diese Qualifikation nur auf vorsätzliche Be-

gehungen bezieht.  

[Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird das 

Höchstmass der angedrohten Busse nach 

Absatz 1 um die Hälfte erhöht. Zugleich 

kann auf eine Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr erkannt werden. 

Migros 
15 3       Die Formulierung «in besonders erheblichem Umfang» 

ist sehr unbestimmt und steht nicht im Einklang mit dem 

Bestimmtheitsgebot. Auf präzisierende Rechtsprechung 

zu warten, erscheint beim angedrohten Strafrahmen von 

immerhin bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe (bzw. einer 

Busse über den 7.5-fachen Betrag der hinterzogenen 

Zollabgaben) nicht angemessen und schafft Rechtsun-

sicherheit.  

[ersatzlos streichen] 

 

Migros 
15 4  Es wird die Straflosigkeit der fahrlässigen Begehung be-

antragt. Eine Bestrafung von Sorgfaltspflichtverletzun-

[ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 
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gen im Abgabewesen erscheint angesichts der potenzi-

ell sehr hohen Bussenbeträgen unverhältnismässig. Un-

seres Erachtens fehlt bei fahrlässig hinterzogenen Zoll-

abgaben – insbesondere im Wirtschaftsumfeld – das 

Strafbedürfnis: Im Wirtschaftsumfeld bringt eine fahrläs-

sige Begehung dem Täter keinen Vorteil ein. Eine fahr-

lässige Begehung ist hier in der Regel auf ein formales 

Versehen zurückzuführen, dass insbesondere im Rah-

men von Massengeschäften schnell einmal unterlaufen 

kann. Bei den sehr strengen formalen Vorschriften im 

Zollwesen kann hier ein kleiner formaler Fehler schnell 

weitläufige Konsequenzen haben. Eine Bestrafung von 

solchen formalen Fehlern erscheint in diesem Kontext 

nicht angezeigt. Auch wenn Art. 52 StGB im Nebenstraf-

recht zur Anwendung gelangt, so erscheint eine voll-

ständige Straflosigkeit der Fahrlässigkeit als sachge-

rechter. Von der Straflosigkeit betroffen wären vorlie-

gend sodann auch nur «echte» und unabsichtliche Ver-

sehen, zumal die eventualvorsätzliche Begehung ja oh-

nehin nach Abs. 1 geahndet würde. 

Betreffend Eventualantrag s. Ausführungen zu Art. 15 

Abs. 1.  

Handelt die Täterin oder der Täter fahrläs-

sig, so ist die Strafe Busse bis zum Dreifa-

chen der hinterzogenen Zollabgaben, 

höchstens jedoch 480 000 Franken. 

Migros 
16 1  S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 1. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen der gefähr-

deten Zollabgabe, höchstens jedoch 

800 000 Franken, wird bestraft, wer vorsätz-

lich die Zollabgaben durch Nichtanmelden, 

Verheimlichen oder unrichtige Anmeldung 

der Waren oder in irgendeiner anderen 

Weise ganz oder teilweise gefährdet. 



Vernehmlassung: 

– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  

– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

56/61 

 
 

Migros 
16 2       Den Verweis auf Absatz 1 erachten wir als notwendig, 

damit klar ist, dass sich diese Qualifikation nur auf vor-

sätzliche Begehungen beziehen kann. 

[Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird das 

Höchstmass der angedrohten Busse nach 

Absatz 1 um die Hälfte erhöht. Zugleich 

kann auf eine Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr erkannt werden. 

Migros 
16 3       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 4. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahrläs-

sig, so ist die Strafe Busse bis zum Dreifa-

chen der gefährdeten Zollabgaben, höchs-

tens jedoch 480 000 Franken. 

Migros 
17 1       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 1. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Dreifachen des Waren-

werts, höchstens jedoch 480 000 Franken 

wird bestraft, wer vorsätzlich: 

a. ein Verbot oder eine Beschränkung der 

Ein, Aus- oder Durchfuhr von Waren durch 

Nichtanmelden, Verheimlichen der Waren 

oder unrichtige Warenanmeldung oder in ir-

gendeiner anderen Weise verletzt oder den 

Vollzug des Verbots oder der Beschränkung 

gefährdet; oder 

b. für sich oder für eine andere Person zu 

Unrecht eine Bewilligung erwirkt. 

Migros 
17 2  Den Verweis auf Absatz 1 erachten wir als notwendig, 

damit klar ist, dass sich diese Qualifikation nur auf vor-

sätzliche Begehungen beziehen kann. 

[Ergänzung] 

Bei erschwerenden Umständen wird das 

Höchstmass der angedrohten Busse nach 
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Absatz 1 um die Hälfte erhöht. Zugleich 

kann auf eine Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr erkannt werden. 

Migros 
17 3       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 4. [ersatzlos streichen] 

[Eventualantrag: Ergänzung] 

Handelt die Täterin oder der Täter fahrläs-

sig, so ist die Strafe Busse bis zum Einfa-

chen des Warenwerts, höchstens jedoch 

160 000 Franken. 

Migros 
19 1       S. Ausführungen zu Art. 15 Abs. 1. [Ergänzung] 

Mit Busse bis zum Fünffachen des Waren-

werts, höchstens jedoch 800 000 Franken, 

wird bestraft, wer vorsätzlich: 

a. eine vom BAZG als Zollpfand beschlag-

nahmte Ware beziehungsweise Sache, die 

in seinem Besitz belassen worden ist, ver-

nichtet; oder 

b. ohne Zustimmung des BAZG darüber 

verfügt. 

Migros 
22 1       Die Abgrenzung zwischen der bewussten Fahrlässigkeit 

und des Eventualvorsatzes ist rein dogmatisch unter 

Umständen möglich, in der Praxis jedoch nicht. Aus die-

sem Grund beantragen wir – unabhängig von der ge-

wählten Variante im Zusammenhang mit Art. 133 BAZG-

VG – die ersatzlose Streichung des Zusatzes zur be-

wussten Fahrlässigkeit.   

[Änderung] 

Mit Busse bis zu 5000 Franken wird be-

straft, wer vorsätzlich verstösst: 

a. gegen eine durch das BAZG anwendbare 

Vorschrift, soweit deren Übertretung unter 

Hinweis auf die Strafdrohung dieser Bestim-

mung für strafbar erklärt wird; oder 
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b. gegen eine unter Hinweis auf die Straf-

drohung dieser Bestimmung an ihn gerich-

tete Verfügung. 

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.  
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

Migros 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 

1. Dokumentschutz aufheben  

2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren  

 

 

1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 

a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 

b) Control-C für Kopieren 

c) Control-V für Einfügen 

 

 
 

3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 

Département fédéral des finances  
Monsieur 
Ueli Maurer 
Conseiller fédéral 
3003 Bern 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

 
 

Lausanne, le 31 décembre 2020 
 
 
 
Concerne:  Consultation  sur  le  projet  d'une  nouvelle  loi  fixant  le  cadre  général  de  la 
perception  des  redevances  et  concernant  le  contrôle  de  la  circulation  transfrontalière  des 
marchandises  et  des  personnes  par  l'Office  fédéral  de  la  douane  et  de  la  sécurité  des 
frontières (loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF, LEOFDF) ainsi que révision totale 
de la loi sur les douanes (LD) en vue de la nouvelle loi sur les droits de douane (LDD):  
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 
Mesdames, Messieurs, 
 
Nous nous permettons par la présente de vous faire parvenir, ci‐dessous, la prise de position 
de notre entreprise s’agissant de la consultation mentionnée en titre. 
 
Nous avons pris note et saluons la volonté du Conseil fédéral de restructurer l'administration 
fédérale des douanes  (AFD) et de moderniser  les différentes bases  légales existantes pour 
permettre  la  transformation numérique de  l’AFD en un office  fédéral  (Office Fédéral de  la 
douane et de  la  sécurité des  frontières  ‐ OFDF). Nous considérons que  la  révision de  la  loi 
établira le cadre légal nécessaire à l'utilisation de technologies numériques axées sur l'avenir 
et  conférera  au  futur  OFDF  la  souplesse  organisationnelle  dont  il  aura  besoin  pour  réagir 
encore plus rapidement et efficacement aux changements de situation.  
 
S’agissant de notre prise de position, et comme utilisateur actuel des services de l’AFD, nous 
nous  proposons  de  nous  concentrer  sur  la  révision  des  dispositions  législatives  qui  nous 
concerne directement comme entreprise du  tabac, à  savoir principalement  la modification 
de la loi fédérale du 21 mars 1969 sur l’imposition du tabac (LTab). 
 
Article 28 alinéa 2 LE‐OFDF : maintien du délai de 60 jours: 
 
Nous comprenons que la nouvelle procédure uniforme régie par la LE‐OFDF sera fondée sur 
une décision de taxation assortie d’un délai de paiement, qui sera réglé en vertu de l’article 
28,  al.  2  de  la  LE‐OFDF.  Votre  rapport  explicatif  mentionne  explicitement  le  fait  que  le 
nouveau délai de paiement privilégié  sera de 30  jours. Toutefois,  jusqu’à présent,  ce délai 
était de 60  jours et nous ne comprenons pas pourquoi  la procédure uniforme envisage un 
raccourcissement  qui  péjorerait  notre  secteur  d’activité  ainsi  que  notre  capacité  de 
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paiement. Il est question ici de plusieurs dizaines voire de centaines de millions qui ont une 
répercussion évidente sur le cash‐flow des entreprises visées par l’abrogation de l’article 19 
LTab. Nous demandons donc que le délai de 60 jours pour le paiement soit maintenu. 
 
Chapitre 3 du titre 4 de la LE‐OFDF (art. 41, al. 2) : délai de 2 ans pour le remboursement 
d’un impôt perçu indûment: 
 
L’article  22  LTab  prévoyait  qu’un  impôt  perçu  indûment  lors d’un  contrôle  a posteriori  ou 
lors d’un contrôle d’entreprise soit remboursé d’office. Or,  l’abrogation de cet article de  la 
LTab  implique que  la perception de  l’impôt sera régie par  le chapitre 3 du titre 4 de  la LE‐
OFDF (art. 41, al. 2). Ce chapitre prévoit que  la correction d’une taxation  indûment perçue 
devra être demandée dans un délai d’un an seulement. Nous demandons que ce délai soit 
de  deux  ans,  de  manière  à  ce  que  lors  d’un  contrôle  annuel  effectué  12  mois  après  la 
perception  de  l’impôt,  une  entreprise  puisse  toujours  avoir  la  possibilité  de  demander  le 
remboursement de l’impôt indûment perçu plus d’une année après la perception. 
 
En outre, nous avons pris bonne note des modifications régissant les entrepôts fiscaux. Nous 
vous serions reconnaissants si notre entreprise pouvait être consultée  lors de  l’élaboration 
de l’ordonnance et des directives qui y seront rattachées. 
 
Nous restons à votre disposition pour toute information complémentaire dont vous pourriez 
avoir besoin. 
 
Nous  vous  remercions  par  avance  de  l’attention  que  vous  voudrez  bien  accorder  à  notre 
prise  de  position  et  vous  prions  d’agréer,  Monsieur  le  Conseiller  fédéral,  Mesdames, 
Messieurs, les assurances de notre très haute considération. 
 
 

 
 
C. Berdat 
Manager Regulatory Affairs 
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Indications importantes pour remplir les tableaux: 
 
1. Nous vous prions, 
 

a) d’utiliser pour chaque loi les tableaux correspondant; 
 

b) d’utiliser une ligne par article, alinéa et lettre ou par article du chapitre du rapport explicatif; 
 

c) de ne pas modifier le formatage du formulaire et de ne remplir que les champs gris du formulaire; 
 

2. La colonne «Nom» dans les tableaux sera automatiquement complétée avec l’abréviation que vous avez choisie. 
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires généraux concernant le projet et le 
rapport explicatif  

Nom1 Commentaire / remarque 

PFEG Nous vous prions de bien vouloir vous référer à notre courrier de prise de position ainsi que ses trois annenes (ce formulaire étant 
l'annexe 3). 

PFEG       

PFEG       

PFEG       

PFEG       

PFEG       

PFEG       

PFEG       

PFEG       

PFEG       

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  

                                                
1 La colonne «Nom» sera automatiquement complétée avec l’abréviation que vous avez choisie. 
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Commentaires concernant les différents articles du 
projet et leurs explications 

Nom Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

PFEG 
11 2       Que faut-il entendre par "types de modalités de 

procédure"?  

Que faut-il entendre par "autres destinations de 
marchandises"? 

  

PFEG 
11 3       Que faut-il entendre par des "conditions et […] charges"?  

Que faut-il entendre par "limitée dans le temps"? 

      

PFEG 
15             L'exploitant d'un entrepôt douanier (ED) doit-il être lui-

même Opérateur économique agréé (Authorised 
Economic Operator, AEO)? 

L'exploitant d'un ED peut-il recourir aux services d'un 
AOE? 

      

 

PFEG 
30 1       À l'instar de l'art. 42 al. 1 LTVA, la prescription relative 

est de 5 ans. Cependant, alors que l'art. 42 al. 6 TVA 
(prescription du droit de taxation) et l'art. 91 al. 5 LTVA 
(prescription du droit d'exiger le paiement de l'impôt) 
prévoient une prescription absolue de 10 ans, l'al. 5 
reprend la prescription de 15 ans de l'art. 75 al. 4 LD. 
Une uniformisation du délai de prescription absolue entre 
la législation douanière et la législation TVA serait 
souhaitable, une prescription absolue de 10 ans ne 
mettant pas en danger les intérêts financiers de la 
Confédération. 

      

PFEG 
31             

Cet article inclut-il la notion actuelle de "cautionnement" 
pour les entrepôts douaniers ouverts (EDO) (sûreté 
garantissant l'observation des obligations, le montant 
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étant en général de 2% de la valeur du stock annuel 
moyen [avec un minimum de CHF 10'000.-])? 
 
Les PFEG doivent-ils s'attendre à se voir imposer, en 
tant qu'ED, ces 2%? Y aura-t-il une différence de 
traitement pour les "ex-dépôts francs sous douane (DF)", 
vis-à-vis des "ex-EDO"? Sinon, tous les ED seront-ils 
tous traités de la même manière? 

Y aura-t-il un traitement particulier pour les PFEG, 
compte tenu de la valeur des marchandises se trouvant 
dans les DF, et compte tenu aussi du fait que les PFEG 
sont majoritairement détenus par l'Etat de Genève 
(87%)? 

PFEG 
34             L'actuel cautionnement de 2% pour les EDO sera-t-il 

inclus dans la forme des sûretés dont fait mention 
l'art. 34? 

      

PFEG 
44 1       Les DF et les EDO deviendront des "entrepôts 

douaniers". La loi ne le mentionne pas directement. Ce 
changement se comprend à la lecture des modifications 
proposées à d'autres actes législatifs. Est-ce bien juste? 

      

PFEG 
44 3       Pour le site de la Praille et de l'Aéroport, à qui les 

autorisations d'exploiter l'ED des PFEG seront-t-elles 
délivrées? Aux PFEG seulement ou à tous les 
entrepositaires (PFEG et ses clients locataires) du site de 
la Praille et de l'Aéroport? Dans la deuxième hypothèse, 
risque de multiplication des autorisations à délivrer et 
donc importante charge administrative pour l'OFDF. 

Rapport explicatif, p. 48 §2: "L'OFDF accomplira 
uniquement des tâches de contrôle et vérifiera si 
l'exploitant respecte les obligations qui lui incombent". 
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Les exploitants des ED devront-ils alors accomplir des 
tâches régaliennes? Qu'en sera-t-il de la vérification des 
marchandises à l'entrée des ED?  

PFEG 
44 4 2ème 

phrase 

"L'OFDF peut assortir l'autorisation de charges."  
Qu'en est-il exactement? 

Dans l'attribution de charges, l'OFDF fera-t-il une 
distinction entre les "ex-EDO" et les "ex-DF"? 

      

PFEG 
44 5 c S'agit-il des documents relatifs à la tenue d'inventaire?       

PFEG 
44 5 d 

En quoi consiste exactement la "preuve de la 
solvabilité"? 

S'agit-il du cautionnement évoqué ci-dessus? 

      

PFEG 
44 5 e Quel degré de sécurité et de sûreté est-il exigé? Est-ce 

que le concept de "sûreté" utilisé dans ce contexte fait 
référence à la sécurité "physique" (texte allemand: 
"geeigneter Sicherheitsstandards") et non pas au 
cautionnement évoqué ci-dessus? 

      

PFEG 
44 5 f Que faut-il entendre par le "nombre minimal d'entrées et 

de sorties d'entrepôt"? 

Le rapport explicatif (p. 47 § 2) mentionne que "les 
particularités des entrepôts en fonction du genre de 
marchandises et du type de redevances auxquelles 
celles-ci sont soumises devront être réglées par voie 
d'ordonnance." 

L'OFDF fera-t-il une distinction entre les "ex-EDO" et les 
"ex-DF", compte tenu de leur type d'exploitation 
respectifs? Ainsi, est-ce que les PFEG pourront-ils 
continuer à déléguer à leurs locataires la tenue 
d'inventaire? 
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PFEG 
56 2       

"Le Conseil fédéral désigne les personnes auxquelles 
incombe l'obligation de conserver et définit les conditions 
de stockage des données." 
- Quelles sont ces personnes? 

- Sous quelle forme? 

      

PFEG 
58             Pourquoi seulement 60 jours alors que l'AFD peut en cas 

d'erreur réclamer dans un délai d'1 an? 
      

PFEG 
64 1       

Selon le rapport explicatif (p. 59 dernier §), "la 
transformation numérique de l'AFD nécessitera un 
changement de système afin, d'une part, de permettre la 
pleine exploitation numérique et, d'autre part, de 
satisfaire d'une façon suffisante aux exigences en 
matière de protection des données". 
Quel système d'exploitation peut répondre à ces 
exigences? 

Qu'en est-il du niveau de prise en compte / intégration du 
E-freight dans le processus de digitalisation de la 
douane? 

      

PFEG 
103ss             

L'OFDF souhaite assumer de nouveaux actes législatifs 
ne relevant pas de sa compétence actuelle (exemples: 
contrefaçons, fraudes etc…). 
L'export est-il concerné?  

Y aura-t-il un chevauchement avec les compétences du 
SECO en la matière? 

      

PFEG 
106             

"Les contrôles dans le cadre des tâches d'exécution ne 
relevant pas du droit fiscal sont effectués en fonction des 
risques. Le Conseil fédéral définit le cadre de la 
pondération en fonction des risques." 
Quelle sera cette pondération? 
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Aura-t-elle une influence sur la rapidité des flux dans les 
aéroports? 

PFEG 
141bis             Nouvel article instituant de manière obligatoire un organe 

consultatif en matière douanière ("Le Conseil fédéral met 
en place …") , sur le modèle de l'art. 109 LTVA, en 
relation avec l'art. 157-162 OTVA 

      

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Solutions concernant l'introduction de la pratique 
pénale appliquée aux déclarants de 2009 à 2016 

 

 Réponse Commentaire / remarque 

PFEG 
☒ Je préfère / nous préférons la solution 1 (in-

troduction de l'art. 133, let. b, LE-OFDF). 
L'OFDF doit disposer de ce pouvoir d'appréciation, qui est la 
concrétisation des principes d'opportunité et de proportionnalité, au 
risque sinon de tomber dans le tout répressif 

PFEG 
☐ Je préfère / nous préférons la solution 2 (sup-

pression de tout l'art. 133 LE-OFDF ainsi que 
suppression, dans la LDD et d'autres actes lé-
gislatifs relevant du droit fiscal, de la régle-
mentation des faits de négligence en cas de 
mise en péril des redevances et d'inobserva-
tion des prescriptions d'ordre). 
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Loi définissant les tâches d'exécution de l'OFDF  –  Autres propositions 

Nom Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires généraux concernant le projet et 
le rapport explicatif 

Nom Loi Commentaire / remarque 

PFEG             

PFEG             

PFEG             

PFEG             

PFEG             

PFEG             

PFEG             

PFEG             

PFEG             

PFEG             

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et 
leurs explications 

Nom Loi Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
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PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

PFEG 
                                    

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Modification d'autres actes (Annexe 1)  –  Autres propositions 

Nom Loi Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

PFEG 
                        

PFEG 
                        

PFEG 
                        

PFEG 
                        

PFEG 
                        

PFEG 
                        

PFEG 
                        

PFEG 
                        

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi sur les droits de douane  –  Commentaires généraux concernant le projet et le rapport explicatif 
Nom Commentaire / remarque 

PFEG       

PFEG       

PFEG       

PFEG       

PFEG       

PFEG       

PFEG       

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi sur les droits de douane  –  Commentaires concernant les différents articles du projet et  
leurs explications 

Nom Art. Al. Let. Commentaire / remarque Proposition de modification (texte) 

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
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PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

PFEG 
                              

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Loi sur les droits de douane  –  Autres propositions 

Nom Art. Commentaire / remarque Texte proposé 

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

PFEG 
                  

 
Pour insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Restreindre la modification / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans l'annexe.  
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Annexe: Guide pour insérer de nouvelles lignes 
 
1. Désactiver la protection du document 
2. Insérer des lignes avec « Copier – Coller » 
3. Réactiver la protection du document 
 
 
1. Désactiver la protection du document  
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2. Insérer de nouvelles lignes 
a) Sélectionner une ligne entière incluant les champs marqués en gris 
b) Presser Control-C pour copier 
c) Presser Control-V pour insérer 

 

 
 
3. Réactiver la protection du document 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Die Schweizerische Post AG 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Post 

Adresse : Wankdorfallee 4 

Kontaktperson : Rino Parillo 

Telefon : +41 58 341 27 79 

E-Mail : rino.parillo@post.ch 

Datum : 18.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

2/20 

 
 

 

Übersicht 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  zum erläuternden Bericht ......................................................... 3 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen ...................................... 4 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 ............................................................ 10 

BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge ..................................................................................................................................... 11 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht .............................................. 12 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs und zu deren Erläuterungen ......................... 13 

Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge ........................................................................................................................... 14 

Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht ........................................................................... 15 

Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung und zu deren Erläuterungen ........................................ 16 

Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge ......................................................................................................................................................... 18 

Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen .......................................................................................................................................... 19 

 
 
 
Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

Post Die Definition der Rollen soll mit den Begriffsbestimmungen des EU Zollkodex harmonisiert werden. Eine CH Exportverzollung 
hat eine Folgeverzollung oder einen Transit im Nachbarstaat zur Folge oder umgekehrt. Das eingesetzte Transportmanage-
ment-System (TMS) sendet Daten an beide Verzollungssysteme. Eine wie bis anhin angewendete Logik im TMS muss weiter-
hin möglich sein.  

Post Die Post beantragt, dass im BAZG-VG für die Postverzollung ein separates, vereinfachtes Verzollungsverfahren vorgesehen 
wird, das den Besonderheiten des Massengeschäftes im Postverkehr gerecht wird. Die Prozesse, Datenlage und regulatori-
schen Vorgaben im Postverkehr unterscheiden sich massgeblich von denjenigen in der Speditionsverzollung. Entsprechend 
rechtfertigen sich auch unterschiedliche Verfahren.  

Post Die gesamte Vorlage ist auf ihre Vereinbarkeit mit dem Regelwerk der Union Postale Universelle (UPU-Regelwerk) hin zu 
überprüfen. Nach unserem Verständnis der Vorlage ist dies bis anhin nicht erfolgt. In der Vorlage wird explizit festgehalten, 
dass völkerrechtliche Verträge dem BAZG-VG vorgehen sollen. Beim UPU-Regelwerk handelt es sich um ein multilaterales 
Abkommen, das die Schweiz ratifiziert hat.  

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

Post 
7  e-g Das Sachverhaltsbeispiel «Versandhändler» aus 

den Erläuterungen entspricht nicht den Anforderun-
gen an die Versandhandelsregelung, da er zwin-
gend als Importeur der Ware aufgeführt sein muss. 
Das bedeutet, dass im konkreten Beispiel dem Ver-
sandhändler auch eine Rolle zugeteilt werden 
muss. Entsprechend ist es nicht ausreichend, nur A 
als Warenverantwortlicher (CH-Kunde bestellt Bü-
cher beim Versandhändler) aufzuführen. 

Rolle Versandhändler in der Zollgesetz-
gebung im Verhältnis zum MWSTG ist 
zu klären. Das gleiche gilt für E-Com-
merce-Internet-Plattformen.   

Post 
7  h Siehe Anmerkungen zu Art. 13 betr. Aktivierung.  

Post 
12 4  Die Definition Transportverantwortlicher muss präzi-

siert werden. Sollte die Verantwortung einem ausl. 
Transporteur übergeben werden, würde dies zu un-
genügender Datenqualität führen. Der Wunsch der 
Wirtschaft nach Schnelligkeit beim Grenzübertritt 
der Ware und die Fehleranfälligkeit dieses Prozess-
schrittes stehen im Widerspruch zueinander.  

Die Präzisierung der Definition Trans-
portverantwortlicher soll im Rahmen 
der Verordnung vorgenommen werden. 

Post 
13 1       Bei der im UPU-Kanal versendeten Ware ist bis auf 

weiteres eine Aktivierung an der Zollgrenze aus 
Gründen der mangelnden Daten ausländischer 
Postgesellschaften nicht möglich.  

Aktivierung kann erst nach dem Ver-
bringen der Ware ins Zollgebiet erfol-
gen.  

Post 
13 3  Das BAZG muss die Voraussetzungen schaffen, 

damit ein Transportverantwortlicher seiner Pflicht 
nachkommen kann. Bei Unterlassung der Aktivie-
rungspflicht darf nicht der Nächstverantwortliche zur 

Präzisierung in Verordnung zu Verant-
wortlichkeiten.  
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Rechenschaft gezogen werden. Die Bedingungen 
der Weitergabe der Aktivierungspflicht von Art. 13 
Abs. 2 lit. a (Transportverantwortlicher) an Abs. 2 lit. 
b (Datenverantwortlicher) bzw. von Abs. 2 lit. b an 
Abs. 2 lit. c (Warenverantwortlicher) müssen gere-
gelt werden. 

Post 
16             Ein Ziel der Vorlage ist es, die Verfahrensabläufe 

auch für KMU’s zu erleichtern. So soll es etwa mög-
lich sein, die Verzollungen ohne Beizug von Exper-
ten (Speditionen/Zollbüros) direkt selber vorzuneh-
men. Dieser Vereinfachung zuwiderlaufend ist in-
dessen die vorgesehene hohe Eignungsanforde-
rung an einen berufsmässigen Zolldeklaranten. Dies 
betrifft namentlich die Wohnsitzpflicht des Zollde-
klaranten, welche unerheblich sein muss, sofern 
sein Arbeitgeber gewährleisten kann, dass der De-
klarant jederzeit «für den Zoll greifbar» ist.  

Betreffend die beabsichtigte Wohnsitzpflicht ist zu-
dem folgendes zu ergänzen: Heute haben nament-
lich in Grenzregionen diverse Zolldeklaranten ihren 
Wohnsitz im Ausland. Wäre dies in Zukunft nicht 
mehr zulässig, wären unzählige Entlassungen die 
Folge. Einstellungen mit in der Schweiz wohnhaften 
Personen wären indessen mangels Angebot schwer 
umsetzbar. 

Zu begrüssen ist indessen eine Anforderung, wo-
nach der im Ausland wohnhafte Deklarant über eine 
Schweizeradresse verfügen muss. Diese kann auch 
das Unternehmen sein (Bsp. Post CH AG). 

 

Die Eignungsanforderungen sollen wie 
bisher durch die Unternehmen definiert 
werden. Ausführungen in der Verord-
nung sind daher nicht vonnöten. Ent-
sprechend kann Abs. 2 gestrichen wer-
den. 
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Post 
18 1  Wird die Mangelhaftigkeit der Veranlagung bei der 

Anmeldung nicht festgestellt, darf dem Daten- oder 
Warenverantwortlichen daraus kein Schaden ent-
stehen. Die Fachpersonen des BAZG sind die Refe-
renzpersonen in Sachen Beurteilung von Warenan-
meldungen. 

In der Verordnung sind die Rechtsfol-
gen des Verhalten des Datenverant-
wortlichen/Zolldeklaranten mit Blick auf 
die Rechtsfolgen des Verhaltens der 
Fachpersonen des BAZG massvoll zu 
gestalten (Art. 18 BAZG). 

Post 
18 3  Dem Waren- oder Datenverantwortlichen muss im-

mer das Recht zugestanden werden, geeignete Un-
terlagen beizubringen, damit eine Warenanmeldung 
korrekt vorgenommen werden kann. Wären Bewilli-
gungen oder Präferenzerklärungen zum Zeitpunkt 
des Grenzübertrittes der Ware gültig gewesen, sind 
diese Bewilligungen auch nachträglich zu berück-
sichtigen (z.B. GEB Nummern). 

Absatz 3 ist wie folgt zu ergänzen: 
«…veranlagt. Dabei sind auch nach-
träglich eingereichte Angaben der Ver-
fahrensbeteiligten zu berücksichtigen.» 

Post 
21 2       Wenn von der Reihenfolge der Abgabeschuldner/in 

im Postgeschäft abgewichen wird und die Rech-
nungsstellung auch künftig an die Post als Daten-
verantwortliche erfolgt, muss sichergestellt sein, 
dass die Post die Kosten resp. Importabgaben auch 
weiterverrechnen kann. Im Falle eines Reexportes 
ist ein einfacher und kostengünstiger Prozess für 
die Rückerstattung der Einfuhrabgaben erforderlich. 

Die heutige Sonderregelung im Post-
verkehr ist in der Verordnung zum 
BAZG detailliert festzuhalten. 

Post 
26             Die Post begrüsst, dass bei der Erhebung der Ab-

gaben der Verhältnismässigkeitsgrundsatz beachtet 
werden soll. Ein Verzicht kann erfolgen, wenn der 
Erhebungsaufwand in Bezug auf den Abgabebetrag 
unverhältnismässig wäre.  

In der Postverzollung ist der Aufwand derzeit auf-
grund fehlender elektronischer Daten und der damit 
verbundenen notwendigen visuellen Prüfung und 

Art. 26 ist wie folgt anzupassen: «Das 
BAZG verzichtet auf die Erhebung von 
Abgaben, wenn die Mindestgrenze für 
Zölle und MWST unter CHF 5.-- be-
trägt. …»  

Die Details zur Verhältnismässigkeit 
sind in der Verordnung zu spezifizieren. 
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Durchführung des Verzollungsprozesses jeder ein-
zelnen Warensendung unverhältnismässig hoch, 
wenn dies bei allen Import-Warensendungen zur 
Anwendung käme. Da diese alle aus dem Ausland 
kommen, hat die Post keinerlei Einflussmöglichkei-
ten. Unsere Vertragspartnerin ist die ausländische 
Postgesellschaft, die uns die Sendungen zur Zustel-
lung übergibt. Mit dem Versender, dem Versand-
händler oder dem Internet-Plattformversandhändler 
haben wir keine vertragliche Beziehung. 

Post 
39             Nachforderungen für Veranlagungsverfügungen mit 

einem zu tief angesetzten Abgabenbetrag, die in-
folge einer mangelhaften Abnahme (Art. 18 BAZG) 
festgestellt werden ("gesperrt" / "Frei mit" Sendun-
gen), werden nur innerhalb eines Jahres nacherho-
ben. Länger zurückliegende Sendungen mit Status 
"gesperrt" bzw. "Frei mit" (Mangelhaftigkeit der Ver-
anlagung wurde bei Annahme nicht festgestellt)  
werden bei einer nachträglichen Kontrolle nicht 
nacherhoben. 

Art. 39 ist wie folgt anzupassen: 
«…wenn es die entsprechende Absicht 
innerhalb von 60 Tagen nach dem 
Ausstellen…».  

Post 
56 2  CH-Grenzspeditionen arbeiten eng mit den Zollver-

waltungen der Nachbarländer zusammen. Die Ar-
chivierung der Daten für ausl. Verzollungen sollte 
auf Gesuch am Hauptsitz der CH Spedition in der 
Schweiz erfolgen. Speditionen mit Sitz in einem 
Nachbarstaat sollte Gegenrecht gewährt werden. 

 
Ebenfalls kann der Bundesrat vorse-
hen, dass Daten bestimmter Verfah-
rensbeteiligter, wie namentlich der Da-
tenverantwortlichen, in der Schweiz ge-
halten werden müssen. Hält der Nach-
barstaat Gegenrecht, kann auf Gesuch 
eine Ausnahmebewilligung erteilt wer-
den für Speditionen mit Ansässigkeit im 
Nachbarstaat. Bestimmungen sind in 
der Verordnung festzuhalten. 
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Post 
58 1       Im UZK der Europäischen Union sind für Einspra-

chen drei Jahre vorgesehen. Um im europäischen 
Vergleich gleichgestellt zu sein und um ein einheitli-
ches Verständnis für die Wirtschaftsbeteiligten zu 
erlangen, schlagen wir vor, die Regelung des UZK 
zu übernehmen. 

Art. 58 Abs. 1 ist in Anlehnung an den 
UZK wie folgt anzupassen: «Gegen 
Verfügungen des BAZG kann bei die-
sem innert 3 Jahren nach der Eröff-
nung…». 

Post 
60 1       Begründung siehe Erläuterungen zu Art. 58 Abs. 1. Art. 60 Abs. 1 ist in Anlehnung an den 

UZK wie folgt anzupassen: «Gegen 
Verfügungen des BAZG kann bei die-
sem innert 3 Jahren nach der Eröff-
nung…». 

Post 
83 1       Wir begrüssen die gewählte Umsetzung der Motion 

Ettlin und gehen davon aus, dass dieser Pauschal-
betrag künftig auf alle importierten Sendungen ge-
schlagen werden kann. 

 

Post 
85  d Basierend auf der Befugnis des BAZG, Waren zu-

rückzuweisen oder zu vernichten, kann das BAZG 
entsprechende Verfügungen erlassen und die Zoll-
anmelder anhalten, mit den Importsendungen ent-
sprechend zu verfahren. Dies kann zu Situationen 
führen, in denen die Post den Anweisungen (z.B. 
Warenvernichtung) nicht Folge leisten kann, weil sie 
aufgrund der Datenlage und der Herrichtung der 
Sendungen ausser Stande ist zu erkennen, welche 
Sendungen betroffen sind. 

Durch eine adäquate Ausnahmereg-
lung ist Abhilfe zu schaffen, damit die 
Post solche Verfügungen nicht verletzt. 

Post 
107 1 d Falls die Post im Postverkehr als Anmelderin die 

Ware vernichten muss, entstehen ihr zusätzlichen 
Kosten, die sie nicht selber tragen will. 

Für den Postverkehr ist eine Regelung 
vorzusehen, die die verantwortliche 
Person im Inland verpflichtet, diese 
Kosten zu übernehmen. 
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Post 
124             Wir gehen davon aus, dass diese Bestimmung für 

die Post nicht anwendbar ist, weil sie gemäss den 
Erläuterungen offenbar nur für den Grenzübertritt 
von Personen – und nicht von Waren – gilt. 

Im Austausch mit der EZV konnte ge-
klärt werden, dass die Post davon nicht 
betroffen sein sollte, sondern unter Art. 
84 BAZG-VG qualifiziert. 

Post 
135             Busse direkt vor Ort bezahlt ist der Belastung des 

ZAZ-Konto gleichzustellen. 
Es muss weiterhin möglich sein, dass 
die Busse im abgekürzten Verfahren 
auch dem ZAZ-Konto belastet wird.   

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

Post 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
Wir bezweifeln, dass Mo de Courten in Variante 1 vollumfänglich umge-
setzt wird, insbesondere die nicht abgabenrechtlichen Erlasse. Aus die-
sem Grund und unter Hinweis auf die Bemerkung nach der Tabelle auf 
dieser Seite bevorzugen wir eher Variante 2. 

Post 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 

Wir begrüssen die Umsetzung der Mo de Courten, die es erlauben 
wird, zu der bis 2016 geltenden Deklarantenstrafpraxis zurückzukeh-
ren. Wir haben verstanden, dass bei dieser Variante alle nicht abgabe-
rechtlichen Erlasse entsprechend angepasst werden. 

 

Die Post bevorzugt auf jeden Fall diejenige Variante, die es erlaubt, zur alten Zolldeklarantenstrafpraxis zurückzukehren.  
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

             

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

 
                                    

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

       

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

Post 9 1 a+b Dem Waren- oder Datenverantwortlichen muss immer 
das Recht zugestanden werden, geeignete Unterlagen 
beizubringen, damit eine Warenanmeldung korrekt vor-
genommen werden kann. Wären Bewilligungen zum 
Zeitpunkt des Grenzübertrittes der Ware gültig gewe-
sen, sind diese Bewilligungen auch nachträglich zu be-
rücksichtigen (z.B. GEB Nummern). Kann anhand von 
geeigneten Dokumenten die tatsächliche Warenbe-
schaffenheit oder der tatsächliche Verwendungszweck 
belegt werden, ist dies anzuerkennen.   

Die Bestimmung ist durch einen zusätzli-
chen Absatz 2 wie folgt zu ergänzen: 
«Bringt der Waren- oder Datenverantwortli-
che zu einem späteren Zeitpunkt geeignete 
Unterlagen bei, ist die Zollbemessung zu 
korrigieren.» 

Post 9 1 b In dieser Bestimmung sehen wir einen möglichen An-
knüpfungspunkt, um im Postverkehr ein vereinfachtes 
Verfahren vorzusehen. Von der Systematik her sollte 
dieser Anknüpfungspunkt aber ins BAZG-VG überführt 
werden.  

Anknüpfungspunkt ins BAZG-VG überfüh-
ren. 

Post 
10             Die Veröffentlichung der Zolltarifauskünfte darf nicht zu 

einem Konflikt zwischen den Herstellern, Händlern und 
Spediteuren führen. Nicht nur die genauen Rezepturen 
sondern sämtliche internen Angaben der Hersteller 
sollten vertraulich behandelt und nicht veröffentlicht 
werden. 

      

Post 
10 2       Das Geschäftsgeheimnis muss gewahrt werden. Wir beantragen folgende Ergänzung: «…  

oder einem anderen Erlass. Vorbehalten 
bleibt namentlich auch die Wahrung des  
Geschäftsgeheimnisses.» 
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Post 
16             Die Post plädiert für Variante 2 zu Art. 133 BAZG-VG.       

Post 
22 1       Die Post plädiert für Variante 2 zu Art. 133 BAZG-VG.       

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

 
                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 

SBB AG 
Kommunikation  
Hilfikerstrasse 1 ∙ 3000 Bern 65 ∙ Schweiz 
luca.arnold@sbb.ch ∙ www.sbb.ch 

 

Public Affairs und Regulation ∙ Hilfikerstrasse 1 ∙ CH-3000 Bern 65  
 

Eidgenössische Zollverwaltung 
3003 Bern 

 

Per E-Mail an: rechtsetzung@ezv.admin.ch  
 
Bern, 22. Dezember 2020  
 
 
 
 
Vernehmlassung zur Totalrevision des Zollgesetzes 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, im Rahmen der Vernehmlassung zur Totalrevision des 
Zollgesetzes Stellung zu nehmen. Die SBB ist von der Vorlage sowohl als 
Personenverkehrsunternehmen als auch als Güterverkehrsunternehmen mit ihrer 
Tochtergesellschaft SBB Cargo betroffen.  

Grundsätzlich begrüsst die SBB die durch die Totalrevision angestossene Bestrebung nach 
vereinfachten und vereinheitlichten Zollprozessen. Wir weisen aber darauf hin, dass die 
besonderen Bedürfnisse des Schienenverkehrs in diesem Hinblick im Personen- wie auch im 
Güterverkehr ungenügend berücksichtigt sind. Vor allem können Lösungen, die primär für den 
Strassenverkehr erarbeitet wurden, nicht immer eins zu eins auf die Bahn übertragen werden.  

Im Bereich des Schienengüterverkehrs ist SBB Cargo auf schlanke Zollprozesse angewiesen –
auch im Vergleich mit der Strasse. Nur so kann der Schienengüterverkehr seinen Beitrag zur 
Erreichung des Alpenschutzartikels und der gesetzlich definierten Verlagerungsziele leisten. Wir 
begrüssen daher das Projekt DaziT und die Digitalisierung der Grenzprozesse. Diese ist auf 
beiden Seiten der Schweizer Grenze umzusetzen. Vereinfachungen, die mit den 
Nachbarländern verhandelt werden (z.B. Funktionen in der Transit App für Lastwagen im 
grenznahen Raum), sollten wo sinnvoll und angemessen auch für das System der Bahnen (d.h. 
im RailControl) erreicht werden. 
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In der letzten Zeit gab es ungeeignete Bestrebungen, gewisse zollrechtlichen Prozesse für 
Schienentransporte an jene des Strassentransports anzugleichen. Dies ist nicht immer 
zielführend, weil die Voraussetzungen für diese beiden Transportarten unterschiedlich sind. So 
gibt es an Grenzübergängen für Lastwagen immer eine Zollstelle. Weil dies im 
Schienentransport nicht der Fall ist, sind Züge darauf angewiesen, ohne Grenzkontrolle 
passieren zu können. Für die allfällig nötige Kontrolle von Zolldokumenten muss vorgängig ein 
Ort zur Zollabfertigung definiert werden. Diese unterschiedlichen Voraussetzungen müssen bei 
der Ausarbeitung der Verordnung und der Praxisanweisungen berücksichtigt werden. Die durch 
die Revision angestrebte Vereinfachung und Harmonisierung des Zollrechts sollte nicht dazu 
führen, dass für die Strasse optimierte Verfahren auf die Schiene angewendet werden, wie dies 
im Falle der Einführung des Neuen Computerisierte Transitsystem (NCTS) passiert ist. 

Besonders nicht im Sinne der Verlagerungspolitik und der Vereinfachung der Prozesse ist die, 
von der Zollverwaltung verfügte einseitige Erweiterung der Kabotageregelung auf die Schiene. 
Die Regeln für die Kabotage sind im Landverkehrsabkommen (LVA) nur für die Strasse vorge-
sehen und werden in der EU auch nur für die Strasse angewendet. SBB Cargo ist daher, wie 
die anderen Schweizer Eisenbahnverkehrsunternehmen, dringend darauf angewiesen, dass die 
bestehende Vereinheitlichung des Begriffs «Fahrzeuge» in Art. 34 der Zollverordnung im neuen 
Zollrecht differenziert wird und die Regeln zur Kabotage für Eisenbahnfahrzeuge auf Verord-
nungsstufe dem Artikel 217 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 angepasst werden.1  
 
Für die Abwicklung spezieller Bahngeschäfte (z.B. Unterhalt von Flotten im Ausland, 
Testfahrten im Ausland, Unterhalt ausländischer Billetautomaten) muss die SBB zudem viele 
Abklärungen direkt mit der Zollbehörde vornehmen. Dies bindet Ressourcen auf beiden Seiten. 
Die nachgelagerte Erarbeitung der Verordnung bzw. der Praxisanweisungen sollte hier auch 
gezielte Verbesserungen bringen. Die SBB ist gerne bereit, die diesbezüglichen Arbeiten aktiv 
zu begleiten.  

 

 

 

 
1 Siehe auch separate Kommunikation von SBB Cargo an EZV vom 1. Oktober 2018 und 12. Novem-
ber 2020. 
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Unsere detailierte Anliegen zum E-BAZG-VG finden Sie im ausgefüllten Fragebogen. Wir 
bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Fragen steht Ihnen Frau Susanna 
Zappa (susanna.zappa@sbbcargo.com) zur Verfügung.  

Freundliche Grüsse   

 
 

 
  

Luca Arnold 
Leiter Regulation und internationales 

Markus Streckeisen 
Leiter Vertrieb & Chief Transformation Officer 
Mitglied der Geschäftsleitung 
SBB Cargo 

 

 

Anlage: Fragebogen 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Schweizerische Bundesbahnen  

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SBB 

Adresse : Hilfikerstrasse 1, 3000 Bern 65  

Kontaktperson : Susanna Zappa 

Telefon : 079.223 28 43 

E-Mail : susanna.zappa@sbbcargo.com  

Datum : 22.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

SBB Wir verweisen auf unseren Brief vom 22. Dezember 2020. Die SBB begrüsst den Gesetzentwurf und die beantragten 
Erleichterungen im Zollprozess. Trotzdem berücksichtigt die Vorlage die Bedürfnisse des Schienenverkehrs zu wenig. Viele 
Punkte müssen deshalb in der Verordnung und in den Praxisanweisungen noch geregelt werden. In diesem Rahmen regt die 
SBB an, dass die bestehende Vereinheitlichung des Begriffs «Fahrzeuge» in Art. 34 der Zollverordnung im neuen Zollrecht 
differenziert wird. Das Ziel der Kabotageregelung des Landesverkehrsabkommens (LVA) ist der Schutz Schweizer Wirtschaft und 
des Strassentransports vor der billigen Konkurrenz aus dem Ausland. Sie gilt nicht für den Schienengüterverkehr. Der 
Schienenzugang ist ungleich schwieriger und auf der Schiene gibt es diese Konkurrenz nicht auf dieselbe Weise. So muss ein 
Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) eine Zulassung der Schweizer Infrastruktur und eine Sicherheitsbescheinigung des 
Bundesamtes für Verkehr haben, um in die Schweiz fahren zu können. Die Voraussetzungen für den Strasse und die Bahn sind 
daher nicht vergleichbar. Die Regeln zur Kabotage für Eisenbahnfahrzeuge auf Verordnungsstufe sollte entsprechend dem Artikel 
217 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 angepasst werden.  

SBB Die SBB vermisst in den Vorschlägen zum neuen Zollgesetz eine Regelung analog Art. 86 und 124 des Unionszollkodexes 
(UZK), wodurch eine Zollschuld "geheilt" werden kann. Eine solche Regelung würde bedeuten, dass es für gewisse geringfügige 
Fehler nicht nur keine Strafverfolgung eröffnet wird, sondern auch keine verwaltungstechnischen Massnahmen (z.B. Verlust der 
Präferenz) getroffen werden. Siehe auch Ausführungen unten zu Artikel 41 und 46 E-BAZG-VG.  

SBB       

SBB       

SBB       

SBB       

SBB       

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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SBB       

SBB       

SBB       
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

SBB 7       c Die Definition des Begriffs "Durchfuhr" ist unklar. Es 
könnte darunter sowohl der Transport von Grenze zu 
Grenze oder auch von ZE (zugelassener Empfänger, z.B. 
Terminal) zu ZE (z.B. End-Empfänger) verstanden 
werden. SBB Cargo ist auch in Zukunft auf das Interne 
Transitverfahren (InTV) angewiesen. Das unter dem 
bestehenden Gesetz anwendbare Vorgehen soll auch 
weiterhin angewendet werden können. Für die Bahn 
endet somit die Verantwortung für die Zollabfertigung bei 
der Ablieferung an den ZE. 

Beispiel: Container-Zug von Rotterdam nach Aarau mit 
Containern für einen Schweizer Empfänger. Der 
Zollagent des Zuges von Rotterdam nach Aarau stellt ein 
NCTS für den Ganzzug aus. Einzelne Container müssen 
unter Zollüberwachung zum Endkunden (ZE). Der ZE 
macht die Zollanmeldung erst, wenn der Container 
ausgeladen und die Vollständigkeit der Ware kontrolliert 
worden ist. 

 

Antrag: Das Befördern von unverzollten 
Waren durch das Zollgebiet, einschliesslich 
Teilstrecken. 

 

SBB 7       g Der Begriff "Transportverantworlicher" ist international 
nicht bekannt und daher missverständlich. In den 
internationalen Übereinkommen (Beispiel 
Übereinkommen vom 20. Mai 1987 über ein 
gemeinsames Versandverfahren [gVV]) und im UZK wird 
dafür der Begriff "Beförderer" verwendet. Zumindest 
müsste in der Erklärung des Begriffes im Gesetzesartikel 
erwähnt werden, dass unter der Rolle 

Antrag: Beförderer statt Transportverant-
wortlicher benutzen 

Eventualantrag: …Person bezeichnet ist. 
Der Transportverantwortlicher entspricht 
dem internationalen Begriff des Beförde-
rers. 
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"Transportverantwortlicher" und "Beförderer" dasselbe 
verstanden wird. Die Botschaft sollte in diesem 
Zusammenhang klarstellen, dass der Begriff 
«Beförderer» analog wie im UZK gemeint ist.   

SBB 10 3       Dieser Artikel ist im grenzüberschreitenden 
Personenverkehr in dieser Form nicht umsetzbar. 

Wir interpretieren den Artikel so, dass bei einer 
grenzüberschreitenden Personenbeförderung der 
Lokführer persönlich als anmeldepflichtige Person 
verantwortlich gemacht werden kann. 

Das gleiche gilt für den Schienengüterverkehr. Die 
natürliche Person, die die Ware über die Grenze bringt, 
darf nicht ebenfalls anmeldepflichtig werden. Im 
Eisenbahnverkehr darf das niemals der Lokführer oder 
die Lokführerin sein, da in ihrem Fall grundsätzlich die 
Tatmacht fehlt. 

Antrag: ersatzlos streichen 
Eventualantrag: …noch nicht angemeldet 
worden, so gilt, wo nichts anderes definiert 
ist, die natürliche Person... 
 

 

SBB 13 2 und 
3 

      In der Verordnung muss klar definiert werden, dass der 
Datenverantwortliche für die Erfassung der korrekten 
Referenz auf der Zollanmeldung verantwortlich ist. Der 
Beförderer hat die Referenzierungspflicht. Ist auf der 
Anmeldung eine falsche Referenz vermerkt, kann die 
Anmeldung trotz korrekter Referenzierung durch den 
Transportverantwortlichen nicht korrekt aktiviert werden. 
Der Transportverantwortliche sollte keine Verantwortung 
für Angaben übernehmen müssen, die vom 
Datenverantwortlichen in der Zollanmeldung nicht korrekt 
angegeben worden sind. 

Antrag: 
Aktiverungspflichtig ist der Reihe nach: 
a. Datenverantwortliche 
b. Warenverantwortliche 

c. Transportverantwortliche 

SBB 22 
und 
23 

            Die SBB befürwortet die Differenzierung der 
Verantwortung und begrüsst, dass nicht mehr in jedem 
Fall eine Solidarhaftung besteht. 
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SBB 30 5       Betreffend Verjährungsfrist besteht eine Abweichung zum 
Mehrwertsteuergesetz (MWSTG) und Obligationenrecht 
(OR). Gemäss Art. 42 Abs. 6 MWSTG beträgt die 
absolute Verjährung von Mehrwertsteuerforderungen 10 
Jahre, gemäss Art. 958f E OR sind Geschäftsbücher und 
Buchungsbelege ebenfalls 10 Jahre aufzubewahren. Da 
die Einfuhrsteuer mittels Vorsteuerabzug in der MWST-
Abrechnung zurückgefordert wird und die dazu nötigen 
Veranlagungsverfügungen MWST der EZV in der 
Buchhaltung zusammen mit den entsprechenden 
Eingangsrechnungen (Buchungsbelege) aufbewahrt 
werden, führt eine unterschiedliche Verjährungsfrist bzw. 
Aufbewahrungspflicht zu Risiken beim Steuerpflichtigen. 
Es besteht ein grosses Risiko, dass Unterlagen 
irrtümlicherweise zu früh vernichtet werden. Zudem führt 
die unterschiedliche Aufbewahrungspflicht zu einem 
administrativen Mehraufwand, da Unterlagen vor der 
Vernichtung aussortiert werden müssen. 

Antrag: 
Die Abgabeschuld verjährt in jedem Fall 15 
10 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem sie entstanden ist. Vorbehalten blei-
ben längere Verjährungsfristen nach den 
Art. 11 und 12 VStrR. 

SBB 41 1 d Die SBB begrüsst, dass die Regelung von Art 86 ZG für 
Härtefälle ins E-BAZG-VG übernommen wird. 

      

SBB 41 1 e Gemäss gVV verliert die Ware, die sich in einem 
Verfahren mit abgelaufener Frist befindet, bei der 
Einfuhrverzollung die Präferenzberechtigung. In der EU 
wird ein solcher Fall über den UZK Art. 86 und 124 
geheilt und die Präferenzberechtigung bleibt bestehen. 
Ohne weitergehende Regelung im Schweizer Zollgesetz 
analog UZK ist die Schweiz im gVV schlechter gestellt als 
die europäischen Partner. Im Hinblick auf den Wegfall 
des vereinfachten gemeinsamen Versandverfahrens bis 
2023, und weil künftig alle Einzelwagen im NCTS 
abgewickelt werden müssen, ist eine grosszügige 
Regelung notwendig. Sonst müsste SBB Cargo künftig 
den Transport von Einzelwagen im Verfahren NCTS 

Antrag (neue Buchstabe):  
Unbeschadet der geltenden Vorschriften 
über die Nichterhebung des Einfuhr- oder 
Ausfuhrabgabenbetrags erlischt die Ein-
fuhr- oder Ausfuhrzollschuld, wenn die Ver-
anlagung der Abgaben nach Art. 18 Abs. 3 
entstanden ist und die folgenden Voraus-
setzungen erfüllt sind:  

1. Der Anlass, durch den die Veran-
lagung von Amtes wegen ausgelöst 
wurde, hatte keine erheblichen Aus-
wirkungen auf die ordnungsge-
mässe Abwicklung des betreffenden 
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ablehnen, da der Empfänger für die Zollabgaben den 
Beförderer haftbar macht. Das würde eine Verlagerung 
auf die Strasse nach sich ziehen. 

Die SBB schlägt eine Regelung für die Heilung gewisser 
Zollfälle vor, analog UZK Art. 124 (h). Details sind in der 
Verordnung zu klären analog UZK-DA Art. 103. 

Siehe auch Änderungsantrag zu Art. 46 Abs. 3 E-BAZG-
VG.  

Zollverfahrens und war kein Täu-
schungsversuch,  

2. nachträglich werden alle notwendigen 
Formalitäten erfüllt, um die Situation der 
Waren zu bereinigen. 

SBB 46 3       Analog UZK Art. 86 (6). 

Siehe Bemerkung zu Art. 41 Bst. e E-BAZG-VG. 

Antrag (neuer Absatz):  
Das BAZG kann auf administrative Mass-
nahme verzichten sofern der Anlass, durch 
den die Veranlagung von Amtes wegen 
ausgelöst wurde, kein Täuschungsversuch 
war. Unter diesen Umständen gilt die zoll-
tarifliche Abgabenbegünstigung oder Be-
freiung auch in den Fällen in denen die 
Veranlagung der Abgaben nach Art. 18 
Abs. 3 entstanden wäre. 

SBB 60             Die SBB begrüsst, dass gegen einen Entscheid einer 
Zollstelle bei einer unabhängigen Stelle Einspruch 
eingelegt werden kann. 

      

SBB 62             "Verfahren sind in der Regel kostenlos".  

Die SBB begrüsst diese Formulierung. Wir erwarten, 
dass künftig auch das Verfahren, das heute unter 
"provisorische Verzollung" läuft, kostenlos sind (neu 
geregelt in Art. 58 E- BAZG-VG, Einsprache).  

Beispiel: SBB Cargo verzollt am 15.11. eine Ware. Der 
Deklarant hat Kenntnis, dass es sich um 
präferenzberechtigte Ware handelt, der Nachweis liegt 
weder im Original noch in Kopie vor. Der Deklarant 

In der Verordnung und der Botschaft zu 
klären. 
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verzollt die Ware zum Normalansatz. Am 20.11. trifft der 
Präferenznachweis ein, der am 14.11. bei der Ausfuhr im 
Abgangsland erstellt worden ist. Über die Einsprache 
ändert der Deklarant die Verzollung vom 15.11. ab von 
Normalansatz zu Präferenzansatz. Diese Korrektur ist 
kostenlos. 

SBB 69 1       Art. 69 Abs. 1 sollte soweit ergänzt werden, dass auch 
die Transportpolizei direkten Zugriff auf Daten zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben hat. 

Antrag (neue Buchstabe):  
e. Transportpolizei zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben. 

SBB 124             Art. 124 spricht lediglich von einer Mitwirkungspflicht und 
ist nur einseitig formuliert. 

 

Antrag: 
Das BAZG und das Personal von Trans-
portunternehmen sowie von Infrastruktur-
betreiberinnen, insbesondere im Bereich 
des Eisenbahn-, Luft und Schiffsverkehrs 
unterstützen sich gegenseitig und unent-
geltlich beim Aufgabenvollzug. 

SBB 125             Aus dieser Bestimmung ist nicht klar, ob die Herausgabe 
von Unterlagen und Aufzeichnungen (z.B. Videodaten) 
kostenlos zu erfolgen hat oder nicht. In Anlehnung an Art. 
124 bzw. da es sich um eine Pflicht handelt, ist davon 
auszugehen, dass die Absicht besteht, dass diese 
kostenlos erfolgen soll. Die aus einer solchen 
Herausgabe entstanden Kosten sind durch das BAZG zu 
tragen.    

Antrag (neue Ziffer):  
3. Die daraus entstanden Kosten sind 
durch das BAZG zu vergüten. 

SBB 127             Die SBB unterhält Zollvereinbarungen, welche eine 
jährliche Zollanmeldung erlauben (eine Vereinbarung 
über die passive Veredelung von inländischem 
Rollmaterial und eine Vereinbarung über die 
vorübergehende Verwendung von ausländischem 
Rollmaterial). 

In der Verordnung und den Praxisanwei-
sungen zu klären. 



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

10/24 

 
 

Diese Vereinbarungen sind für die Ausübung der 
grenzüberschreitenden Geschäftstätigkeit der SBB 
elementar und müssen auch unter dem BAZG-VG erlaubt 
sein.  

Beantragen möchten wir jedoch die folgende 
Vereinfachung: 

Die Ermittlung der Daten für die Vereinbarung über die 
vorübergehende Verwendung von ausländischem 
Rollmaterial ist für die SBB zeitlich sehr aufwändig. Die 
SBB muss alle grenzüberschreitenden 
Personenbeförderungen, welche mit im Ausland 
verzolltem Rollmaterial gefahren werden, und deren 
Mietentgelt, der EZV melden. Dieser Vorgang ist aus 
administrativer Sicht aufwändig, da diese 
Daten/Rechnungen manuell aus dem 
Buchhaltungssystem aussortiert werden müssen. Auf 
dem Mietentgelt erhebt die EZV die Schweizer 
Einfuhrsteuer, welche die SBB bezahlt und als 
Vorsteuerabzug bei der Eidg. Steuerverwaltung, 
Hauptabteilung MWST (ESTV) wieder zu 100% 
zurückfordern kann. Das heisst, durch die Meldungen 
generiert der Bund insgesamt keine Mehreinnahmen. 
Seitens der Zollbehörde entstehen lediglich 
administrative Aufwendungen zur Kontrolle der 
Rechnungen. 

Wir beantragen daher, dass zukünftig auf die Meldung 
via EZV bzw. neu BAZG verzichtet wird und die MWST 
auf den Mietentgelten mittels Bezugsteuer abgerechnet 
wird. Dieser Vorgehensweise ist aus administrativer Sicht 
schlanker und es ist gegenüber dem Bund sichergestellt, 
dass die Geschäftsfälle nach wie vor nicht "nicht 
besteuert" werden. Gemäss laufender Teilrevision des 
Mehrwertsteuergesetzes (Weiterentwicklung der 
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Mehrwertsteuer in einer digitalen und globalisierten 
Wirtschaft) sollte eine Versteuerung mittels Bezugsteuer 
möglich sein, da neu auch Liefertatbestände (wie z.B. 
Vermietungen) der Bezugssteuer unterliegen können 
(Art. 45 Abs. 1 VE-MWSTG). 

SBB 131             Die SBB begrüsst, dass für Bussen bis CHF 100'000 der 
Geschäftsbetrieb verurteilt werden kann, ohne den 
Deklaranten oder andere Mitarbeitende mit einem 
Strafbucheintrag zu belasten. 

      

SBB 133             Bst, b: die Bedingungen sollen nicht "besondere 
Umstände" und "Fahrlässigkeit" sein, sondern entweder 
oder. 

Antrag:  
Von einer Strafverfolgung kann abgesehen 
werden:  
… 
b. wenn entweder die Schuld oder bei 
Fahrlässigkeit die Tatfolgen besonders ge-
ringfügig sind; 

c. bei Vorliegen besonderer Umstände. 

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               
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SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 
 
 Antwort Bemerkung/Anregung 

SBB 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
Vgl. auch unsere Bemerkung zum Art. 133. 

SBB 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

SBB             

SBB             

SBB             

SBB             

SBB             

SBB             

SBB             

SBB             

SBB             

SBB             
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     
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SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     

SBB                                     
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 
Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
SBB                         

SBB                         

SBB                         

SBB                         

SBB                         

SBB                         

SBB                         

SBB                         
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

SBB       

SBB       

SBB       

SBB       

SBB       

SBB       

SBB       
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               



Vernehmlassung: 
– Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsauf-

gabengesetz, BAZG-VG) sowie  
– Totalrevision des Zollgesetzes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 
 

 

21/24 

 
 

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               

SBB                               
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   

SBB                   
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 

  
 



 
 

Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Spediware Schenker 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : SpwR 

Adresse : Via Carlo Pasta 9, 6850 Mendrisio 

Kontaktperson : Reto Schenker 

Telefon : 0766939544 

E-Mail : dazit@spediware.ch 

Datum : 30.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:dazit@spediware.ch
mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 
2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

SpwR Die vorliegenden Entwürfe betrachte ich nach langjähriger Erfahrung in mindestens 5 Verkehrsarten. Das jetzt noch gültige Zoll-
gesetz ist noch relativ jung und wurde damals dem Recht der Nachbarstaaten, alle Teil der EU, angepasst. In den Erläuterungen 
wird erwähnt, dass dies nicht mehr so sein soll. Bei Gemeinschaftszollanlagen, die die Zusammenarbeit über Staatsverträge ge-
regelt sehen, wird dieser Umstand zu zusätzlichen Problemen führen. Auch an den Flughäfen mit vereinbarten/vereinheitlichten 
Aufgaben zusammen mit der EU, ist dieser Umstand ein Hindernis. 

SpwR Die EU kennt den Begriff Gemeinschaftsware (T2) und Drittlandware (T1), diese Begriffe sollten im neuen ZG ebenfalls berück-
sichtigt werden. Die Risikolage ist bei T2-Waren geringer, da die NZE (verwende noch die alte Abkürzung) meistens harmonisiert 
sind. Bei T1-Waren haben wir vereinzelt auch eine gewisse Verantwortung gegenüber der EU, die dann nach den EU-Vorschrif-
ten vorgenommen werden müssen und dadurch einheitliche oder ähnliche Verfahren zweckmässig sind. 

SpwR Die vorliegende Zollgesetzrevision kommt in einem denkbar schlechten Zeitpunkt, da noch wesentliche Entscheide ausstehen. 
Der Verzicht auf die Industriezölle und ein mögliches grundsätzliches Verlagerungsverfahren für die MWST bzw. Erhebung durch 
EStV, würden einen hohen Aufwand bei der Zollabfertigung nicht mehr rechtfertigen – es würde eigentlich nur noch die Handels-
statistik bleiben. Wie oben beschrieben, wäre auch der Aspekt der Sicherheit bei T2-Waren sehr gering. Die grundsätzliche Be-
waffnung des Personals macht unter diesem Gesichtspunkt keinen Sinn. 

SpwR Die Organisationsstruktur des BAZG gehört jedoch unbedingt ins Gesetz, damit das Parlament die Entscheide mittragen muss. 
Die sehr grosse Aufstockung an bewaffnetem Personal muss unbedingt vom Parlament (jährlich bzw. stillschweigend erneuernd) 
bewilligt werden. Es muss verhindert werden, dass über die Hintertüre eine Bundespolizei, die vom Volk abgelehnt wurde, ohne 
Einfluss des Parlamentes aufgebaut wird. Der Zoll ist Teil des EFD und wäre mit einem solch grossen Bestand an Sicherheitsper-
sonal tatsächlich im falschen Departement. 

SpwR In Würdigung der obigen Punkte, sollten die Entwürfe zurückgewiesen werden zur Neubeurteilung. Ich denke auch an den Beizug 
von Fachleuten aus der Wirtschaft, die die Wünsche einbringen können. DaziT ist dringend nötig für die Vereinfachung und Digi-
talisierung der Prozesse. Angekündigt war Zoll 4.0 mit Anlehnung an Industrie 4.0. Bei Industrie 4.0 werden Vorgänge in verschie-
denen Betrieben verzahnt. Bei DaziT fehlt diese Verzahnung noch und beschränkt sich hauptsächlich auf interne Prozesse. 

 
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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Dadurch entspricht DaziT nicht einer Umschreibung Zoll 4.0. Aus diesen Überlegungen betrachte ich den Beizug von Fachleuten 
(zB. Logistikern) aus der Wirtschaft bei einer allfälligen Neuauflage eines ZG sehr wichtig. 

SpwR Das heute bestehende ZG gibt der EZV und den Kunden wesentlich mehr Rechtssicherheit und könnte an die neue Situation, 
auch mit Aufteilung in zwei Erlasse, angepasst werden. 

SpwR Im gültigen ZG Ziffern 21 bis 34 und teilweise 42 sind wichtige Verfahrensschritte beschrieben, die in den Entwürfen nicht oder 
mangelhaft berücksichtigt sind. Wo und wie soll in Zukunft der Grenzübertritt praktisch stattfinden? Wie werden fehlende Pflichten 
kompensiert? Welche Abfertigungszeiten an welchen Orten soll es in Zukunft geben? 

SpwR In der Zollverordnung Artikel 76 ist der Grenzübertritt ohne Waren überall möglich. Was gilt in Zukunft für Personen, Waren und 
Transportmittel? Die vorliegenden Entwürfe geben keine Auskunft, verbindliche Grundsätze wären wichtg. 

SpwR Was soll über Verordnungen geregelt werden? 

SpwR Trotz der Anregung der Rückweisung, nehme ich zu einzelnen Punkten Stellung. 
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

SpwR 8-10             Der Gesetzesentwurf spricht lediglich von Warenanmel-
dung und unterscheidet nicht zwischen der summari-
schen Anmeldung und einer Warendeklaration. Die Zoll-
grenze ist meistens sehr «breit», dadurch muss bekannt 
sein welche Waren sich in diesem Raum befinden und 
wer dafür verantwortlich ist. Bei Gemeinschaftszollanla-
gen muss auch eine rechtliche Übergabe zwischen den 
Staaten stattfinden. Der Zeitpunkt kann jedoch nicht mit 
der nationalen Aktivierung gleichgesetzt werden. 

      

SpwR 10 3       Ist zu eng gefasst und greift nur bei begleiteten Transpor-
ten mit einem Lenker. Diese Ziffer macht hauptsächlich 
LKW-Fahrer oder Lenker im Reiseverkehr haftbar. Die 
bereits heute bestehende alleinige Haftbarkeit der LKW-
Fahrer, ist eher störend und sollte beseitigt werden durch 
die Erweiterung des Kreises. 

      

SpwR 12             Geht davon aus, dass zum Zeitpunkt der Deklaration re-
ferenziert wird (ein oder mehrere Fahrzeuge zu den De-
klarationen). Dieser Zustand ist nur möglich bei einer Vor-
ausdeklaration. In der Praxis müsste ein mehrstufiges 
Modell zum Tragen kommen, damit die (erste) Transport-
verantwortliche eine Referenzierung auf eine interne Re-
ferenz vornimmt und die Datenverantwortliche eine 
zweite Referenzierung zur Deklaration. Eine dritte oder 
mehrfache Referenzierung sollte auch der nachfolgenden 
Transportverantwortlichen ermöglicht werden. Mit der Ak-
tivierung wird die Referenzierung abgeschlossen. Nach-
trägliche Korrekturen sollten mit Zustimmung des BAZG 
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möglich sein. Auch eine automatische Abschlussreferen-
zierung mit technischen Mitteln (zB. LSVA) sollte möglich 
sein. 

SpwR 14 1       Macht Probleme im Falle einer formellen oder materiellen 
Kontrolle, wenn erst bei der Warenabfuhr aktiviert wird. 
Im umgekehrten Falle kann die Warenabfuhr nicht über-
wacht werden. Es braucht also auch hier ein mehrstufi-
ges Verfahren, dass bereits auf dem Zollhof aktiviert wer-
den kann (für die Verbindlichkeit) und wenn nötig noch-
mals beim Verlassen des Zollhofes (nach einer Kontrolle 
ist die endgültige Freigabe wichtig). 

      

SpwR 14 4       Steht in Konkurrenz zu Artikel 10 Absatz 3, sofern bereits 
eine Übermittelung stattgefunden hat. Es bedingt eine 
Präzisierung. 

      

SpwR 18 3       Ergänzen «oder aktiviert». Nicht angemeldete Waren werden von Am-
tes wegen veranlagt oder aktiviert. 

SpwR 18 4       Ergänzen «Das BAZG entscheidet bei abgabefreien Ver-
anlagungen über alternative Möglichkeiten als Abferti-
gungsbestätigung» 

Das BAZG stellt eine Veranlagungsverfü-
gung aus. Das BAZG entscheidet bei abga-
befreien Veranlagungen über alternative 
Möglichkeiten als Abfertigungsbestätigung. 

SpwR 20 2 b Ist nicht genau, zB. bei der Durchfuhr oder bei einer defi-
nitiven Veranlagung/Verbuchung (Zeitpunkt der Schuld?) 

      

SpwR 21 2       Ist bei nicht angemeldeter oder abgeschlossener Durch-
fuhr schwer umsetzbar. 

      

SpwR 23             Sagt nicht, ob die transportverantwortliche Firma haftbar 
ist, wenn die natürliche Person dies nicht konnte, die 
Firma aber schon. 
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SpwR 26             Am Schluss ergänzen: «und die Abgaben nicht erheblich 
sind». Bei Nachbezügen sollte eine separate Kompetenz 
vorgesehen werden. 

Das BAZG kann auf die Erhebung von Ab-
gaben verzichten, wenn der Erhebungsauf-
wand in Bezug auf den Abgabenertrag un-
verhältnismässig erscheint und die Abga-
ben nicht erheblich sind. 

SpwR 40 2       Sagt nicht, ob ein Mindestbetrag oder Gebühren vorgese-
hen sind. Ebenso ist nicht klar, ob Verfahrensfehler Aus-
wirkungen haben. 

Werden Waren nach der Veranlagung zu 
Zwecken verwendet oder abgegeben, die 
tieferen Abgaben unterliegen, so kann die 
anmeldepflichtige Person die Rückerstat-
tung der Abgabendifferenz verlangen. Das 
EFD legt fest, für welche Warengruppen 
und innerhalb welcher Fristen der An-
spruch auf Rückerstattung geltend ge-
macht werden kann und regelt Mindestbe-
träge sowie die anfallenden Gebühren. 

SpwR 45 2       In den Flugzeugen werden auch andere Waren als Le-
bensmittel zollfrei verkauft, soll dies weiterhin möglich 
sein? 

Das BAZG kann Luftverkehrs- und anderen 
Unternehmen bewilligen, auf den Zollflug-
plätzen oder in deren Nähe unverzollte und 
unversteuerte Vorräten für das Zubereiten 
von Speisen und Getränken zur Mitnahme 
auf Flügen zu lagern und zuzubereiten 
(Bordbuffetdienste). Die Lagerung von un-
verzollten und unversteuerten Waren zum 
Bordverkauf können in dieser Bewilligung 
eingeschlossen werden. 

SpwR 50 3       neu Der Bundesrat regelt das Verfahren bei un-
beabsichtigter oder vorzeitiger Aktivierung. 

SpwR 52             Es fehlt eine Regel oder Ausnahme für den Reisever-
kehr. 
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SpwR 53 3       Sagt nicht welches kantonale Recht gilt Fällt der Folgetag auf einen Samstag, ei-
nen Sonntag oder einen vom Bundesrecht 
oder vom kantonalen Recht anerkannten 
Feiertag am Ort der Veranlagung, so endet 
die Frist am nächstfolgenden Werktag. 

SpwR 58             Wer ist einspracheberechtigt?       

SpwR 58 3       neu Der Einspracheberechtigte kann die per-
sönliche Bearbeitung verlangen, falls die 
automatisierte Bearbeitung nicht zweck-
mässig scheint oder ungenügend beant-
wortet wurde. 

SpwR 60             Wer ist beschwerdeberechtigt?       

SpwR 60 1       Einfügen nach «von einer anderen Stelle» in der Regel 
mit höherer Kompetenz 

Gegen Einspracheentscheide des BAZG 
kann innert 60 Tagen nach der Eröffnung 
verwaltungsinterne Beschwerde beim 
BAZG erhoben werden. Das BAZG stellt si-
cher, dass die Beschwerde von einer ande-
ren Stelle in der Regel mit höherer Kompe-
tenz innerhalb des BAZG beurteilt wird 

SpwR 62 2 b Ergänzen «die zu nicht nebensächlichen Beanstandun-
gen führen» 

wegen Kontrollen, die zu nicht nebensächli-
chen Beanstandungen des BAZG führen. 

SpwR 71             Nach Ausführung des Auftrages sind die erhaltenen Da-
ten vollständig und ohne Wiederherstellungsmöglichkeit 
zu löschen. 

Das BAZG darf Dritten Daten über die fi-
nanzielle und wirtschaftliche Situation von 
Personen bekannt geben, falls die Dritten 
im Auftrag des BAZG die Bonität von 
Schuldnerinnen und Schuldnern überprü-
fen sollen. Die Dritten haben dem BAZG 
zuzusichern, dass sie die Daten aus-
schliesslich im Sinne ihres Auftrags 
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verwenden. Nach Ausführung des Auftra-
ges sind die erhaltenen Daten vollständig 
und ohne Wiederherstellungsmöglichkeit 
zu löschen.  

SpwR 74             Ergänzen «und berichtet jährlich dem Bundesrat» Das BAZG überprüft laufend die Einhaltung 
seiner Datenbearbeitungsgrundsätze und 
berichtet jährlich dem Bundesrat. 

SpwR 75             Ergänzen «und berichtet jährlich dem Bundesrat» Das BAZG überprüft laufend die Wirkungs-
weise und Rechtsmässigkeit der Risiko-
analyse sowie die Regeln des Profilings, 
auf denen dieses beruht und berichtet jähr-
lich dem Bundesrat. 

SpwR 77 1       Nach Zollgrenze einfügen «, in Gemeinschaftszollanla-
gen» 

Das BAZG führt Kontrollen an der Zoll-
grenze, in Gemeinschaftszollanlagen und 
im Grenzraum durch. Betreffend Kontrollen 
von Personen bleibt das Bundesgesetz 
vom 16. Dezember 200540 über die Aus-
länderinnen und Ausländer und über die In-
tegration (Ausländer- und Integrationsge-
setz, AIG) vorbehalten. 

SpwR 78             Es fehlen polizeilich gesuchte oder ausgeschriebene Per-
sonen. Transportmittel gelten selbst ebenfalls als Ware 
und können auch deshalb kontrolliert werden. Sie dienen 
auch zum Schmuggel oder haben Verstecke eingebaut. 
Auch Transportmittel könnten ausgeschrieben oder ge-
stohlen sein. Der Buchstabe C könnte deshalb falsch ver-
standen werden, da «nur» die NZE (alte Bezeichnung) 
genannt werden. 
 

Die SKV (SR 751.013), inkl. der Datenbank der Fahr-
zeuge und andere Register (Luftfahrzeuge, Schiffe, etc.), 
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sind eigentlich im vorliegenden Gesetzesentwurf nicht 
berücksichtigt worden. Es fehlt auch eine ernsthafte Ver-
zollungskontrolle. Der Zoll ist für Transportmittelkontrollen 
betreffend Verzollung im ganzen Land zuständig, eine 
Zusammenarbeit mit der Polizei ist jedoch erwünscht. Bei 
der Kabotage (im Inland) wird der Zoll (an der Grenze) 
doppelt zuständig (Zoll und NZE). 

SpwR 82             Letzter Satz ergänzen «können während der Teilkontrolle 
eine umfassende Kontrolle verlangen». 

Wird nur ein Teil der angemeldeten Waren 
kontrolliert, so gilt das Ergebnis dieser Teil-
kontrolle für alle in der Warenanmeldung 
bezeichneten Waren der gleichen Art. Die 
Personen, die von einer Teilkontrolle be-
troffen sind, können während der Teilkon-
trolle eine umfassende Kontrolle verlangen.  

SpwR 87 3       neu Das Parlament legt jährlich die maximale 
Anzahl des Zollpersonals fest, das unmit-
telbaren Zwang anwenden darf. 

SpwR 97       d Abgabenerhebung ist zu eng gefasst (bei Verfahren ohne 
Abgaben oder NZE) 

zur Kontrolle bei Abfertigungsstellen im 
grenzüberschreitenden Verkehr. 

SpwR 125 1       Schreibfehler, 2x «die» bzw. «seine» Die Transportunternehmen und Infrastruk-
turbetreiberinnen müssen dem BAZG alle 
Unterlagen und Aufzeichnungen, die für 
seine Kontrollen von Bedeutung sein kön-
nen, zukommen lassen. 

SpwR 135 2       Die Bezahlung vor Ort ist zu einschränkend bei vorgese-
hener bargeldloser Zahlung. 

Beträgt die Busse im abgekürzten Verfah-
ren nicht mehr als 300 Franken oder, im 
Falle einer Kumulation, nicht mehr als 
600 Franken, steht der Strafbescheid ei-
nem rechtskräftigen Urteil gleich, sofern die 
Busse umgehend bezahlt wird. Bei nicht 
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rechtzeitiger Bezahlung wird das ordentli-
che Verfahren eingeschlagen. 

SpwR 139 1       Der Einsatz von GPS-Trackern ist nicht vorgesehen. Das BAZG kann im Rahmen seiner Straf-
verfolgungskompetenz Personen, Waren, 
Transportmittel und Sachen an allgemein 
zugänglichen Orten verdeckt beobachten 
und dabei Bild- oder Tonaufzeichnungen 
machen und von Waren, inklusiv Trans-
portmitteln, die Position automatisch fest-
halten, wenn: 

SpwR                               
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 
 
 Antwort Bemerkung/Anregung 

SpwR 
☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 

(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 
      

SpwR 
☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 

(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 
Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
SpwR                   

SpwR                   

SpwR                   

SpwR                   

SpwR                   

SpwR                   

SpwR                   

SpwR                   

SpwR                   

SpwR                   
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

SpwR       Es scheint, dass in diesem Schritt lediglich Anpassungen an Gesetzen vorgeschlagen werden, jedoch werden auch 
Erlasse auf der nächsten Stufe betroffen sein. 

SpwR       Nötige Anpassungen an Staatsverträgen sind ebenfalls nicht enthalten. Was soll geschehen wenn einzelne Vertrags-
partner kein Interesse an einer Anpassung haben? 

SpwR             

SpwR             

SpwR             

SpwR             

SpwR             

SpwR             

SpwR             

SpwR             
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     
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SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     

SpwR                                     
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 
Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
SpwR                         

SpwR                         

SpwR                         

SpwR                         

SpwR                         

SpwR                         

SpwR                         

SpwR                         
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 

SpwR Bei der Kompetenzteilung zwischen ZoG und anderen Gesetzen, die das BAZG anwendet, wird es auch Nachteile geben. Bei 
losgelösten Aufgaben von der Grenzabfertigung, also Aufgaben nur im Zollgebiet, müssen neu mehrere zusätzliche Gesetzes-
artikel berücksichtigt werden, die grundsätzlich die Arbeit erschweren und damit nicht erleichtern würden. Wie schon erwähnt, 
ist die Rechtssicherheit mit den heute bereits bestehenden gesetzlichen Grundlagen besser gewährt. Eine parzielle Anpasung 
des bestehenden ZG, wäre zweckmässiger! 

Die Anpassung des bestehenden ZG hätte gar den Vorteil, dass während der Umsetzung von DaziT, schrittweise Anpassun-
gen je nach Fortschreiten des Projektes, möglich wären. In welchem idealen Zeitpunkt müsste sonst vom alten Recht auf die 
neuen Vorschriften umgestellt werden? Mit anderen Worten, was gechieht in der Zwischenzeit bei einer agilen Entwicklung? 

Genügt für die neuen Verfahren das alte Recht, ist die Umsetzung dieser vorliegenden Entwürfe unnötig und im gegenteiligen 
Falle, ist die Rechtmässigkeit allfällig vorgezogener neuer und abweichenden Verfahren eher zweifelhaft. 

SpwR       

SpwR       

SpwR       

SpwR       

SpwR       

SpwR       
 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

SpwR 9 1 c - 
(neu) 

Bei Nachverzollungen passt die Abgabenberechnung 
zum Zeitpunkt der Aktivierung nicht bzw. die Aktivie-
rung ist nicht (mehr) gestattet. 

Bei nachträglichen Veranlagungen zum 
Zeitpunkt des angenommenen tatsächli-
chen Grenzübertritts oder einem anderen 
vom Bundesrat festgelegten Zeitpunkt. 

SpwR 16 3       Es fehlt eine Ausnahme/Reduktion bei berufsmässigen 
Deklaranten oder Chauffeuren 

Handelt die Täterin oder der Täter fahrläs-
sig, so ist die Strafe Busse bis zum Dreifa-
chen der gefährdeten Zollabgaben. Der 
Bundesrat kann das BAZG ermächtigen, die 
Bussen für die berufsmässigen Deklaranten 
und Fahrzeuglenker erheblich zu reduzieren 
oder bei leichten Vergehen gänzlich darauf 
zu verzichten. 

SpwR 19 1       Ist keine Haft vorgesehen, falls die Abgaben nicht be-
glichen werden (können)? 

Mit Busse bis zum Fünffachen des Waren-
werts oder Haft bis zu einem Jahr wird be-
straft, wer vorsätzlich: 

SpwR                               

SpwR                               

SpwR                               

SpwR                               

SpwR                               
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Stiftung für Konsumentenschutz 
Nordring 4 
Postfach 
3001 Bern 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rückfragen:  

André Bähler, Leiter Politik und Wirtschaft 
a.baehler@konsumentenschutz.ch; 076 478 83 17 

 
 
Bern, 23. Dezember 2020 
 

Vernehmlassung Revision Zollgesetz 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
 
Die Stiftung für Konsumentenschutz nimmt zu ausgewählten Aspekten der «Revision 
Zollgesetz» wie folgt Stellung: 
 

Zollanmeldung im privaten Reiseverkehr (Art. 9 BAZG-VG) 

Der Konsumentenschutz begrüsst die Digitalisierung der Zollanmeldung bei der 
gewerbsmässigen Einfuhr von Waren. Im privaten Reiseverkehr hingegen ist zu beachten, 
dass viele Personen weder über die notwendigen Mittel (zum Beispiel Smartphone) noch das 
notwendige Wissen (Bedienung von elektronischen Geräten) verfügen. Der 
Konsumentenschutz schlägt deshalb vor, Art. 9 BAZV-VG so zu ergänzen, dass die 
Zollanmeldung im privaten Reiseverkehr auch jederzeit kostenlos und unbürokratisch auf 
nicht-elektronischem Weg erfolgen kann. 
 
Eine allfällige Pflicht zur elektronischen Zollanmeldung kann indirekt die Reisefreiheit und 
direkt den Einkauf im Ausland für einen erheblichen Teil der Bevölkerung in der Schweiz 
beschränken oder erschweren. Zudem würde bei einer solchen Regelung der Aufwand für die 
Abwicklung der Verzollung den Konsumenten aufgebürdet und zusätzlich müssen die 
Konsumenten auch noch Kosten für Roaming- und Kreditkartengebühren (Beispiel QuickZoll) 
aus der eigenen Tasche bezahlen. Aus Sicht des Konsumentenschutzes ist deshalb die in Art. 
9 Abs. 1 und Abs. 4 BAZG-VG festgehaltene Delegation des Entscheids über die Form der 
Warenanmeldung an das BAZG nicht sachgerecht, solche Regelungen sind auf Gesetzesstufe 
zu verankern. 
  

Eidg. Finanzdepartement 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
Per E-Mail: 

rechtsetzung@ezv.admin.ch 

mailto:a.baehler@konsumentenschutz.ch
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Frais de dédouanement 
 
Depuis de nombreuses années, et malgré le passage au dédouanement simplifié et les 
interventions du Surveillant des prix, les frais de dédouanement restent un gros problème pour 
les consommateurs et des plaintes arrivent régulièrement à ce sujet chez les organisations de 
consommateur. La principale raison étant qu’un consommateur ne comprend pas pourquoi il 
doit payer des frais en plus alors qu’il a déjà payé les frais de port à son livreur. Les 
organisations de consommateurs sont mises dans une situation particulière car elles doivent 
expliquer qu’il est légal de facturer une prestation en plus à un client alors que selon le droit 
suisse, les prix finaux doivent inclure tous les frais. C’est une situation problématique qui est 
difficilement justifiable et découle du simple fait que les consommateurs ne peuvent 
légalement pas refuser ces frais. Les transporteurs sont dans une situation où elles peuvent 
exploiter une rente de situation difficilement compréhensible. De plus, cela permet une 
concurrence déloyale des vendeurs en ligne étrangers par rapport aux vendeurs suisse : les 
prix sur les plateformes de vente sont artificiellement plus bas car ils ne comprennent pas tous 
les frais à payer. 
 
C’est la raison pour laquelle nous demandons au Département des finances de prévoir des 
mesures pour mettre fin à ces frais de dédouanement cachés. Voici différentes demandes: 
 

- La Douane devrait renoncer à percevoir la TVA et les droits de douane si leur valeur 
est inférieure à 10.- contre 5.- aujourd’hui. Cela permettrait d’éviter les cas bagatelles 
et diminuer drastiquement les frais de dédouanement pour les petits envois. 
 

- La valeur de la marchandise devrait être calculée sur le coût d’achat du produit et non 
pas sur les frais de port et les hypothétiques frais de dédouanement. Cette pratique 
rend le système totalement absurde à expliquer lorsqu’un consommateur demander 
pourquoi il a dû payer des frais de dédouanement alors que sa marchandise lui a coûté 
40 CHF par exemple.  
 

- Lorsqu’un consommateur constate que le transporteur a fait une erreur, il doit payer un 
émolument de 30.- à la Douane pour faire réviser son cas. L’article 62 du projet n’est 
pas clair à ce sujet puisqu’il ne précise pas si cet émolument sera supprimé. Nous 
demandons donc de clairement le supprimer dans la loi ou en tout cas de diminuer 
drastiquement son montant, vu les coûts moindres grâce à la numérisation.  
 

- Lorsque le vendeur n’a pas noté la valeur des frais de port, la Douane et le 
transporteurs appliquent des frais imaginaires. Souvent, ce sont des valeur fictives très 
élevées qui conduisent à devoir payer des frais de dédouanement à cause de l’oubli 
du vendeur. Il faudrait que ces tabelles soient plus fidèles à la réalité et évitent de 
devoir causer le déclenchement de frais de dédouanement. 
 

- L’article 83 al. 2 du projet prévoit de répartir les frais de dédouanement non pas sur les 
clients, qui le trouvent cela injuste, mais sur l’ensemble des clients et doit faire partie 
du calcul global. Nous demandons que ce principe soit la règle non pas uniquement 
pour les cas de contrôles mais aussi pour tous les frais de dédouanement. Il n’y a pas 
de raison que ce soit au destinataire de payer pour une prestation qui devrait être 
communiquée par le transporteur au vendeur et donc intégrés dans le prix global au 
moment de l’achat. Il s’agit d’un risque entrepreneurial normal et acceptable. 
 

- Nous demandons une analyse des frais que facturent les transporteurs (Poste, DPD, 
DHL, UPS, etc) aux clients : si le projet aboutit à des coûts de dédouanement moins 
importants pour les entreprises, il serait normal que les tarifs des transporteurs 
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baissent. Le Surveillant des prix pourrait se charger de cette tâche puisqu’il l’avait déjà 
fait il y a quelques années. 

 
- Enfin, il faudrait simplifier le processus de dédouanement pour le rendre plus 

transparent pour le consommateur : aujourd’hui, le système est tellement complexe 
avec tellement d’exceptions qu’il est impossible de savoir quand on commande à 
l’étranger si on aura des frais de dédouanement ou pas et comment les calculer. Nous 
demandons également que l’administration, en partenariat avec les entreprises de 
transports, édictent et diffusent une brochure pour expliquer simplement les frais de 
dédouanement. Si le système paraît obscure pour le consommateur, il devrait pouvoir 
être expliqué simplement par ceux qui en sont à l’origine.  
 

- Lorsqu’un site internet vend des produits en Suisse, il devrait avoir l’obligation de 
mentionner que des frais de dédouanement s’appliquent. Comme dans le cadre de la 
révision partielle de la Loi sur la TVA qui a demandé un assujettissement des vendeurs 
étrangers en Suisse, une obligation de transparence devrait pouvoir être également 
demandée par ce biais-là. 
 

 
Wir danken Ihnen für die wohlwollende Prüfung unserer Anliegen und stehen Ihnen bei 
Rückfragen gerne zur Verfügung.  

 
 
 

Freundliche Grüsse 
 
 
 
 

 
Sig. Sara Stalder Sig. André Bähler 
Geschäftsleiterin Leiter Politik und Wirtschaft 
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Elektronischer Versand: rechtsetzung@evz.admin.ch 

 

 

Bern, den 30. Dezember 2020 

 

 

Entwurf für ein neues Gesetz über den Allgemeinen Teil der Abgabenerhebung und die Kontrolle 

des grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehrs durch das Bundesamt für Zoll und 

Grenzsicherheit (BAZG-Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG) sowie Totalrevision des Zollgeset-

zes (ZG) zum neuen Zollabgabengesetz (ZoG) 

 

Stellungnahme von strasseschweiz – Verband des Strassenverkehrs (FRS) 

__________________________________________________________________________ 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu dem im Titel genannten Thema Stellung nehmen zu dürfen 

und konzentrieren uns auf allgemeine Bemerkungen zum vorliegenden Gesetzesentwurf, da sich die 

Detailfragen für unsere angegliederten Branchen sehr individuell präsentieren. 

 

Die Prozesse zur Ein- und Ausfuhr sowie Versteuerung sind etabliert, bewährt und weitgehend digitali-

siert. Jede Änderung dieses Systems bedeutet einen hohen Aufwand auf Seiten der Wirtschaft. Eben-

falls müssen alle Änderungen in ein multinationales Umfeld eingebettet werden. Sowohl im Sinne der 

Wirtschaftlichkeit wie auch insbesondere der Gewährleistung der Landesversorgung ist es unabdingbar, 

dass die heute bestehende Stabilität durch geordnete Prozesse jederzeit gewährleistet bleibt. Aus die-

sen Gründen ist es zwingend nötig, dass bei der Umsetzung der Vorlage klar definierte und ausrei-

chende Übergangsfristen vorgesehen werden.  

Als Ziele der Vorlage werden Vereinfachungen und Effizienzgewinne genannt. Wir sehen aber teilweise 

hohe Anpassungskosten auf die Unternehmen zukommen, ohne dass dadurch Kosteneinsparungen 

oder einfachere Abläufe entstehen würden. 

Ebenfalls kritisch sehen wir eine zunehmende Tendenz, Regelungen aus den Gesetzen heraus zu neh-

men und mehr und mehr auf Verordnungsstufe zu setzen. Dieses Vorgehen gibt den Behörden mit dem 

neuen BAZG-VG eine Art Blankocheck für Verordnungen, welche nicht im selben Mass der demokrati-

schen Kontrolle unterliegen, wie dies Gesetzestexte tun. 

Wir verstehen die Bemühungen und die Absicht der Vorlage, die Zollprozesse zu vereinheitlichen. Dies 

darf jedoch nicht auf Kosten einzelner Wirtschaftsakteure oder Branchen geschehen. Diese Befürchtung 

besteht auf unserer Seite. Auch ist es aus unserer Sicht nicht akzeptabel, bestehende funktionierende 

Regelungen zu streichen, ohne dafür einen adäquaten Ersatz zu schaffen, der es im Rahmen der 

mailto:rechtsetzung@evz.admin.ch


Vernehmlassung erlaubt, diesen zu beurteilen und eine Abschätzung über künftige Aufwände vorzu-

nehmen. 

Aus Sicht der Wirtschaft ist es ausserdem stossend, dass das BAZG künftig gesetzliche Kontrollaufga-

ben aus nicht-abgaberechtlichen Erlassen (z.B. die Kontrolle von Generaleinfuhrbewilligungen GEB) an 

die betroffenen Behörden oder Organisationen zurückdelegiert und via Schnittstellen auf deren Infor-

mationssysteme zugreifen will. GEB-Kontrollen sind ein gesetzlicher Auftrag an den Zoll. Es ist nicht 

nachvollziehbar, warum die Akteure der Wirtschaft die Kosten für die Kontrollaufwände übernehmen 

sollen. Die GEB-Kontrollen sind auch in Zukunft durch die Zollbehörden zu vollziehen. 

Angesichts des noch weitreichenden Verbesserungsbedarfs des Gesetzespakets regen wir an, die Vor-

lage vor der parlamentarischen Phase nochmals einer grundlegenden Überarbeitung zu unterziehen. 

Hierzu würden wir einen frühzeitigen Beizug der wichtigsten Branchenvertreter der Wirtschaft sowie 

eine erneute Vernehmlassung begrüssen. 

 

Wir danken Ihnen, sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, für die Kenntnis-

nahme unserer Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Anliegen. Bei Fragen stehen wir Ihnen 

gerne zur Verfügung. 

 

 

******* 

Freundliche Grüsse 

 

 

strasseschweiz – Verband des Strassenverkehrs FRS 

   
Daniel Hofer   Olivier Fantino 
Präsident   Geschäftsführer 
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Oberglatt, 18.11.2020 
 
 
Stellungnahme zur Vernehmlassung zur Totalrevision des Zollge-
setzes und zur Schaffung eines Vollzugsaufgabengesetzes für das 
künftige Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren  

Gestützt auf Artikel 4 des Vernehmlassungsgesetzes vom 18. Mai 2005 nehmen zu den Ent-
würfen wie folgt Stellung: 

1. Notwendigkeit  
 

In der Medienmitteilung des Bundesrates vom 11.September 2020 heisst es u.a. wörtlich:  
 
Die umfassende Modernisierung der rechtlichen Grundlagen ist ein wichtiger Bestandteil des 
Digitalisierungs- und Transformationsprogramms DaziT und der damit verbundenen organi-
satorischen Weiterentwicklung der Eidgenössischen Zollverwaltung (EZV) zum BAZG. 
 
Auch auf der Internetseite der EZV wird auf die Notwendigkeit hingewiesen: 
 
Die Anpassung der Rechtsgrundlagen ist ein wichtiger Bestandteil des Digitalisierungs- und 
Transformationsprogrammes DaziT. Eine grundlegende Überarbeitung (Totalrevision) ist 
notwendig, damit die Prozesse und Systeme konsequent vereinheitlicht, vereinfacht und di-
gitalisiert werden und damit das neue Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) die 
erforderliche organisatorische Flexibilität erhält.  
 
Auf der so genannten «Roadmap DaziT» ist der Ablauf der einzelnen Teilprojekte ersicht-
lich. An der Informationsveranstaltung vom 17. Oktober 2020 hat EZV-Direktor Bock auf 
eine entsprechende Frage geantwortet, dass für die Umsetzung der verschiedenen Teilpro-
jekte, insbesondere des zukünftigen Warenverkehrssystems «Passar», keine Gesetzesrevi-
sion erforderlich sei. Auch in der Begleitgruppe Wirtschaft wurde am 7. September 2020 von 
Verwaltungsseite erklärt, dass die Umsetzung von Passar 1.0 unabhängig der Gesetzesrevi-
sion möglich ist.  
 
Das heute gültige Zollgesetz vom 18. März 2005 (ZG) ist erst seit etwas über 13 Jahren in 
Kraft. Es wurde im Jahre 2016 ergänzt, insbesondere in Bezug auf Informationssysteme 
(Art. 110a-h). Das ZG stammt somit keineswegs aus einer «vordigitalen» Zeit. Es steht we-
der der angestrebten Vereinheitlichung, Vereinfachung und Digitalisierung der Prozesse 
noch der Weiterentwicklung der EZV im Wege. Dafür sprechen auch die bereits getroffenen 
Entscheide über die neuen Strukturen, Berufsbilder usw. 
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Es ist für uns deshalb nicht abschliessend verständlich, warum die EZV einen 
solchen aufwändigen und langwierigen Gesetzgebungsprozess angestossen hat. Die 
dadurch verursachten Kosten lassen sich kaum rechtfertigen. Vernünftiger wäre es, die Res-
sourcen gezielt für die dringend notwendigen Verbesserungen der grösstenteils veralteten 
und fehleranfälligen Systeme und Prozesse im Rahmen von DaziT einzusetzen. Unseres Er-
achtens bietet der aktuelle Gesetzesrahmen bereits genügend Spielraum, um die notwendi-
gen Veränderungen umzusetzen. Die politisch notwendigen Anpassungen beim Berichti-
gungsprozess1 und bei der Strafpraxis2 könnten mit einer schlanken Gesetzesrevision um-
gesetzt werden. Gleichzeitig wäre zu prüfen, ob die Organisation der EZV auf Gesetzesstufe 
anders geregelt werden muss (Art. 91 ZG). Dies gilt insbesondere für die Stellung des 
Grenzwachtkorps. 
 
Wir wünschen eine Kosten- und Nutzenrechnung zu den neuen Gesetzesgrundlagen.  
 
Allgemein fällt auf, dass im Gesetzesentwurf zum BAZG-VG zahlreiche Kompetenzdelegati-
onen vorgesehen sind. Das zukünftige BAZG gewinnt dadurch erheblich an Macht. Es be-
stehen Zweifel, ob unter diesen Voraussetzungen dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit 
immer Rechnung getragen wird.  
 
Wir wünschen eine Begründung über die Notwendigkeit dieser neuen Machtstellung. 
 
2. Einsprachen, Beschwerden, Berichtigungen, Rückforderungen 
 
Grundsätzlich begrüssen wir, dass die Frist für die Einsprache generell auf 60 Tage festge-
legt wird. Das Problem der Frist für die Berichtigungen nach Artikel 34 ZG (30 Tage) wird 
damit gelöst. De facto entspricht dies der bisherigen Praxis der EZV (vgl. Antwort des Bun-
desrates vom 4.12.2017 auf Frage von Nationalrat de Courten 17.5483 «Artikel 34 des Zoll-
gesetzes. Beibehaltung der bisherigen bewährten Praxis der Eidgenössischen Zollverwal-
tung»).  
 
Stossend bleibt aber weiterhin, dass die Spiesse der Verwaltung und der Zollbeteiligten bei 
Nach- und Rückforderungen ungleich lang sind. Gemäss Artikel 85 ZG (neu Art. 30 BAZG-
VG) kann die Verwaltung aufgrund eigener Fehler Abgaben innerhalb eines Jahres nachfor-
dern. Gestützt auf Artikel 12 VStrR hat die Verwaltung in der Regel sogar fünf Jahre Zeit, 
Abgaben nachzufordern. Demgegenüber können die Zollbeteiligten eigene Fehler zu ihren 
Ungunsten nur innerhalb der Einsprachefrist von 60 Tagen korrigieren. Es ist nun an der 
Zeit, diese extreme Ungleichbehandlung zu beenden. Zu bemerken ist in diesem Zusam-
menhang noch Folgendes: 
 

• Gestützt auf den Artikel 125 des Zollgesetzes vom 1. Oktober 1925 (aZG) gewährte 
die EZV bei nach Fristablauf eingereichten Beschwerden unter gewissen Umständen 
die Rückerstattung. Diese «kundenfreundliche» Regelung fiel 2007 mit dem Inkraft-
treten des neuen ZG ersatzlos dahin.  

• In der Vernehmlassung zum neuen ZG wurde u.a. von economiesuisse eine Verlän-
gerung der Beschwerdefrist um bis zu einem Jahr gefordert (Ziff. 2.7 der Botschaft 

 
1 Postulat de Courten vom 31. Mai 2017 (17.3377 «Unnötige Behinderung der Wirtschaft durch formalistische Fristenanwen-
dung»). 
 
2 Motion de Courten vom 31. Mai 2017 (17.3376 «Die wirtschaftsfeindliche Strafpraxis der Zollverwaltung umgehend korrigie-
ren»). 
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vom 15.12.2003). Der Gesetzgeber folgte dem Vorschlag des Bundes-
rates. Die vorerwähnte Verwaltungspraxis blieb indessen unerwähnt.  

• Die einseitige schweizerische Regelung steht im Widerspruch zum EU-Recht. Im 
Zollkodex der Union ist in den Artikeln 116 und 121 in solchen Fällen eine Frist von 
drei Jahren vorgesehen. 

 
Wir wünschen die Bereinigung dieses Missstandes zugunsten der Wirtschaftsbeteilig-
ten. 
 
3. Unklarheiten betreffend die provisorische Verzollung 

 
Die Zollverwaltung sieht die Aufhebung der bisherigen provisorische Verzollung vor. Die ent-
sprechenden Fälle können zukünftig über das Einspracheverfahren abgewickelt werden. Wir 
begrüssen diese Vorgehensweise. Es stellt sich jedoch die Frage, ob eine unerwünschte 
Kapitalbindung die Folge sein könnte (bisherige verbürgte Abgabenbeträge) und bezweifeln, 
die entsprechende Frist ausreichend ist zum nachträglichen Einreichen von Ursprungsnach-
weisen.  
 
Zu diesem Punkt sind noch zusätzliche Informationen erwünscht.  
 
4. Ausnahmen von der Anmeldepflicht (Art. 8 BAZG-VG) 

 
Gemäss dem Absatz 5 zu diesem Artikel regelt das BAZG die Ausnahmen von der Anmel-
depflicht sowie den Zeitpunkt der Anmeldung. Die Einzelheiten werden auf Stufe Amtsver-
ordnung geregelt. Nach unserer Auffassung müssten insbesondere die wichtigsten Ausnah-
men von der Anmeldepflicht bereits im Gesetzgebungsprozess genannt werden.  
 
Zu diesem Punkt ist eine Präzisierung erwünscht.  
 
5. Dokumentenaufbewahrungspflicht (Art. 56 BAZG-VG) 
 
Dieser Artikel ist unseres Erachtens zu rudimentär gehalten. Die wichtigsten Eckpunkte der 
Aufbewahrungspflicht müssten auf Gesetzesstufe geregelt werden. Nach unserer Auffas-
sung müsste zudem der problematische Ist-Zustand aufgehoben werden (Konflikt Impor-
teur/Verzollungsdienstleister).  
 
Zu diesem Punkt ist eine Nachbesserung erwünscht.  
 
6. Mitwirkungspflicht bei Kontrollen (Art. 84 BAZG-VG) 
 
Dieser Artikel ist zu einseitig auf Bedürfnisse der Verwaltung ausgerichtet. Nach unserer 
Auffassung gehört auch eine Verpflichtung dazu, dass sich die verschiedenen Verfahrens-
beteiligten (insbesondere Importeur/Verzollungsdienstleister) absprechen müssen. Es muss 
unbedingt vermieden werden, dass Schäden durch unsachgemässe Handlungen von nicht 
qualifizierten Personen verursacht werden (z.B. aseptisch verpackte Lebensmittel, Medika-
mente und dergleichen). 
 
Zu diesem Punkt ist eine Nachbesserung erwünscht.  
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7. Scheinkäufe (Art. 99 BAZG-VG) 
 

Es handelt sich bei diesem Artikel um eine neue Befugnis für die Verwaltung. Die Begrün-
dung dafür ist im erläuternden Bericht eher allgemein gehalten. Es ist unklar, wozu diese 
Befugnis dient.  
 
Wir wünschen eine deutlichere Begründung über die Notwendigkeit dieser Befugnis 
und Offenlegung, was damit konkret umgesetzt und bewirkt werden soll.  
 
8. Erbringen gewerblicher Leistungen an Dritte (Art. 128 BAZG-VG) 

 
Gemäss den Erläuterungen «soll das BAZG Dritten unter gewissen Voraussetzungen ge-
werbliche Leistungen erbringen dürfen». Namentlich erwähnt werden «Schulungen von Kun-
den (im Sinne der Befähigung der Kunden)». Der ganze Artikel und insbesondere die Be-
gründung überzeugen nicht, genauso wie die aktuelle Situation im Zusammenhang mit Auf-
tritten und Tätigkeiten von EZV-Personal an kostenpflichtigen Veranstaltungen, die von Drit-
ten organisiert werden (Handelskammern, Verbände, Unternehmen).  
 
Die EZV hat praktisch ausschliesslich hoheitliche Aufgaben des Bundes zu erfüllen. Sie ver-
fügt dazu über eine grosse Macht und erhebliche repressive Mittel. Es mutet daher seltsam 
an, dass das mit Steuergeldern ausgebildete Personal zusätzlich zum Erbringen von ge-
werblichen Leistungen in Konkurrenz zu privaten Anbietern eingesetzt werden soll. Eine ver-
gleichbare Bestimmung existiert nach unseren Kenntnissen für keine Einheit der zentralen 
Bundesverwaltung (vgl. a. GebV-ESTV v. 20.5.2014, Art. 1, Abs. 1 Bst. b). 
 
Selbstverständlich hat die Verwaltung schon allein aus eigenem Interesse und im Sinne ei-
ner Dienstleistung die Zollbeteiligten offen und klar über die Rechte und Pflichten zu infor-
mieren (vgl. a. RVOG, RVOV, OV-EFD). Dazu sollen auch externe Referententätigkeiten ge-
hören. Eine neue gesetzliche Grundlage braucht es dafür nicht. Unabhängig vom laufenden 
Gesetzgebungsverfahren wird hingegen die Verwaltung aufgefordert, hierzu nach aussen 
Transparenz über den Ist- und Soll-Zustand zu schaffen: 

• Für welche Anlässe, Schulungen usw. stellt die EZV fachkundiges Personal zur Ver-
fügung? 

• Bedingungen? 
• Kosten? Wie wird sichergestellt, dass die Wettbewerbsfähigkeit unter den verschie-

denen Marktanbietern nicht gefährdet wird?  
• Wie wird die Gleichbehandlung von externen Anbietern gewährleistet? 

 
Wir wünschen uns hierzu die Transparenz zum Ist- und Sollzustand sowie die Klärung 
der aufgeführten Fragestellungen.  
 
9. Strafpraxis 
 
Wir bevorzugen Variante 1, die einheitlich für sämtliche Aufgaben des BAZG gilt.  
 
10. Zolltarif- und Ursprungsauskünfte (Art. 10 ZoG) 

 
Die Bedeutung dieser Dienstleistung der Verwaltung ist unbestritten. Gegenüber der bisheri-
gen Rechtsgrundlage (Art. 20 ZG) wird jedoch auf Regelungen betreffend die Verbindlichkeit 
und die Dauer der Gültigkeit verzichtet. Begründungen dafür fehlen. Offen bleibt auch die 
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Frage der Abgrenzung zu Verfügungen, welche der Einsprache bzw. Be-
schwerde unterliegen (sog. Auskunftsverfügungen). Es wäre angezeigt, diese Punkte auf 
Gesetzesstufe zu verankern. 
 
Immerhin wird darauf verzichtet, Zolltarif- und Ursprungsauskünfte als kostenpflichtig zu er-
klären. Um die immer wieder geführten Diskussionen in der Zukunft zu verhindern, gehört 
die Kostenfreiheit unseres Erachtens ebenfalls ins Gesetz. 
 
Ferner sollte ein Auskunftsrecht für alle Abgabenerlasse, welche die EZV vollzieht, gesetz-
lich geregelt werden (analog Art. 69 MWSTG).  
 
In diesem Zusammenhang wäre auch klarzustellen, welche rechtliche Verbindlichkeit der 
«einfachen Stichwortabfrage» zukommt (Erläuternder Bericht, S. 196, 1. Alinea).  
 
Wir wünschen die Bereinigung der aufgeführten Punkte.  
 
11. Automobilsteuer und Mineralölsteuer (Anhang 1, Ziff. 33 und 34) 

 
Der bisherige Artikel 19 AStG stimmt in Bezug auf die Rückzahlung der Steuer mit dem Arti-
kel 125 aZG überein (vgl. Ziff. 2 hiervor). Diese Bestimmung soll ersatzlos gestrichen wer-
den. Gestützt darauf würde auch der Artikel 2 AStV («Nachträgliche Änderung des Ent-
gelts») entfallen. Im erläuternden Bericht wird dazu ausgeführt, dass dadurch Rückerstat-
tungsbeträge von über 7 Millionen Franken pro Jahr eingespart würden. Es handelt sich mit 
anderen Worten um Mehreinnahmen. Eine derartige Schlechterstellung der steuerpflichtigen 
Personen ist abzulehnen. Die finanziellen Auswirkungen sind auch nirgends ausgewiesen. 
Ferner sollen die Steuerbefreiungen für schwere Wohnmobile und Motorkarren gestrichen 
werden.  
 
Es stellt sich die grundsätzliche Frage, ob derart substantielle Eingriffe in einen Abgabeer-
lass überhaupt rechtlich mit der «Änderung anderer Erlasse» statthaft sind oder in eine se-
parate Botschaft einfliessen müssten. 
 
Die obigen Ausführungen gelten sinngemäss auch für den Artikel 24 MinöStG.  
 
Wir wünschen die Prüfung dieser Aspekte. 
 
Für eine wohlwollende Prüfung unserer Anträge und Vorschläge danken wir Ihnen bestens.  
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
Karl Strohhammer   Claudia Feusi 
Zollrechtsexperte    Aussenhandelsexpertin 
 
 
 
Je 1 Kopie an: 

• Economiesuisse 
• Vereinigung Schweizer Automobil-Importeure 
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Stellungnahme eingereicht durch 
 
Name Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : Zürcher Freilager AG, Embraport, 8424 Embrach 

Abkürzung Kanton / Partei / Verband / Organisation / Übrige : ZFL Embraport 

Adresse : Embraport 3, 8424 Embrach 

Kontaktperson : Jean-Claude Maissen 

Telefon : +41 44 405 62 20 

E-Mail : jcm@zf-immo.ch 

Datum : 22.12.2020 

 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 31. Dezember 2020 an folgende E-Mailadresse: 
rechtsetzung@ezv.admin.ch 

Besten Dank für Ihr Mitwirken! 

mailto:rechtsetzung@ezv.admin.ch
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Wichtige Hinweise zum Ausfüllen der Tabellen: 
 
1. Wir bitten Sie, 
 

a) für die jeweiligen Gesetze die entsprechenden Tabellen zu verwenden; 
 

b) pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile zu verwenden; 
 

c) keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Die Spalte «Name» in den Tabellen wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und  
zum erläuternden Bericht 

Name1 Bemerkung/Anregung 

ZFL 
Embraport 

Die Zürcher Freilager AG nimmt hiermit formal Stellung bezüglich dem laufenden Mitwirkungsverfahren des, vom Bundesrat am 
11. September 2020 in die Vernehmlassung gegebene Totalrevision des Zollgesetzes zur Schaffung eines 
Vollzugsaufgabengesetzes für das künftige Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG). 

ZFL 
Embraport 

Bitte beachten Sie zudem unser Einschreiben mit Anex 1 vom 22. Dezember 2020 an Bundesrat Ueli Maurer, in welchem wir 
uns auf die aktuelle Position des Zollfreilagers Embraport in Embrach beziehen. 

ZFL 
Embraport 

Wir verstehen grundsätzlich, dass die künftigen Anforderungen der Rollen und Aufgaben an die Zollverwaltung im Rahmen der 
digitalen Entwicklung global angepasst werden müssen und daher grundlegende Schritte unternommen werden müssen. Dieser 
Fortschritt darf nicht die kompetitiven Rahmenbedingungen der Schweizer Unternehmungen gegenüber den ausländischen 
Mitbewerbern benachteiligen oder gar behindern. 

ZFL 
Embraport 

Die Zürcher Freilager AG betreibt im Embraport ein Zollfreilager und vermietet als Lagerhalterin Flächen an national und 
international tätige Unternehmen. Die Mieter sind die Einlagerer. Die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche sind im Betrieb 
klar geregelt und wiederspiegeln die Allgemeinen Bestimmungen Zollfreilager, Version 2 der EZV, Version 2 vom Januar 2017 
eins zu eins wieder.  

ZFL 
Embraport 

Dieses Instrument der EZV ist ein beispielhaftes Regelwerk, wie es den involvierten Parteien, namentlich der Gesetzgebung, 
den Exekutivbehörden und den privaten Unternehmen gelingt, einfach, pragmatisch und vorallem oekonomisch die 
freiheitlichen, politischen und wettbewerbstauglichen Wege zu beschreiten, offen und transparent.  

ZFL 
Embraport 

Es ist in jedem Fall daher zu berücksichtigen, dass dieses Zusammenspiel von Betreibern der Zollfreilager (Lagerhalter) und den 
Kunden, also Mieter (Einlagerer) der Zollfreilager, zukünftig die gleichen Möglichkeiten und Chancen zukommen, wie es heute 
bereits der Fall ist. D.h., dass es zu keinen ökonomischen oder prozessualen Verschlechterungen kommen darf. 

ZFL 
Embraport 

Artikel 44 beschreibt die Definition der Zolllager. Dies aber in einer Art und Weise, welche der Besonderheit von Zollfreilager und 
der Waren, welche in einem Zollfreilager eingelagert werden, nicht entspricht und diesen nicht gerecht wird. Die heutigen 
Tätigkeiten der Zollfreilager unterscheiden sich von offenen Zolllagern OZL grundlegend. Deshalb muss diesem Umstand auch 

                                                
1 Die Spalte «Name» wird automatisch mit der von Ihnen gewählten Abkürzung ergänzt. 
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im neuen Gesetz Rechnung getragen werden. Eine Anpassung der Zollfreilager an offene Zolllager OZL widerspricht dem Sinn 
eines Zollfreilagers und würde die Tätigkeiten massiv einschränken oder gar verunmöglichen. 

ZFL 
Embraport 

In unserem Schreiben mit Anex 1 möchte die Zürcher Freilager AG darlegen, weshalb es aus ihrer Sicht notwendi und für die 
schweizerischen Wirtschaft wichtig ist, an den unterschiedlichen Modellen der beiden Zolllager namentlich dem Freilager und 
dem offenen Zollager OZL festzuhalten. 

ZFL 
Embraport 

      

ZFL 
Embraport 

      

 
Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

ZFL 
Embraport 

7 a-h       
Unter lit. e-g werden Datenverantwortlicher, 
Warenverantwortlicher und Transportverantwortlicher 
definiert. Es gibt keine Definition mehr von Lagerhalter 
und Einlagerer. 
Ein Lagerhalter muss gemäss den heute geltenden 
Bestimmungen des FL nicht zwingend Daten-, Waren- 
oder Transportverantwortlicher sein. Ein Lagerhalter 
kann seine Räumlichkeiten zur Verfügung stellen 
(vermieten) und der Einlagerer (als Verantwortlicher für 
Daten, Waren und Transport) kann die Flächen mieten. 
Sollte man hier nicht die Rolle des Lagerhalters und des 
Einlagerers aufnehmen und präzisieren, um die Rollen 
verständlicher zuordnen zu können? 
Lagerhalter und Einlagerer finden im aktuellen 
Zollgesetzes-Entwurf keine Rollenzuordnung mehr. 

Lagerhalter und Einlagerer analog 
gültigem Zollgesetz Art. 63, 66 aufnehmen. 

ZFL 
Embraport 

11 2, 3       
Was versteht man unter Typen von 
Warenbestimmungen? Was vesteht man unter "andere 
Warenbestimmungen"? 
Was versteht man konkret unter der Abgabeschuld in 
Bezug zur Sicherstellung der Abgabeschuld für Art. 20, 
21 und 32? Was vesteht man unter: 
"Bedingungen und Auflagen"? "Befristung"?d 

      

ZFL 
Embraport 

15             
Muss der Betreiber eines Zollagers auch zugelassener 
Wirtschaftsbeteilgter (AEO) sein?  
Kann der Betreiber eines Zolllagers Dienste eines 
anderen AEO in Anspruch nehmen? 

Fall aufnehmen, dass auch Zollfreilager 
ohne AEO Status betrieben werden 
können. (Vermieter, Mieter Modell) 

ZFL 
Embraport 

21 1       
Als Abgabeschuldner werden Warenverantwortlicher, 
Datenverantwortlicher und Transportverantwortlicher 
genannt. Der Betreiber eines FL kann 

Lagerhalter und Einlagerer analog 
gültigem Zollgesetz Art. 63, 66 aufnehmen. 
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Verantwortlichkeiten und Aufgaben an den Einlagerer 
delegieren. Aus Sicht des Lagerhalters (Betreiber eines 
FL) ist der Einlagerer, sowohl Warenverantwortlicher, 
Datenverantwortlicher und Transportverantwortlicher, 
weshalb der Betreiber eines Freilagers nicht als 
Abgabeschuldner in Frage kommen kann.  
Stimmt diese Annahme? 

Lagerhalter/ Vermieter kann nicht die 
Pflichten des Einlagerers/ Mieters erfüllen. 

ZFL 
Embraport 

30 1       
Laut Art. 42 des MWSTG beträgt die Verjährungsfrist 5 
Jahre. Dennoch sehen Art. 42 Abs. 6 
(Festsetzungsverjährung) und Art. 91 Abs. 5 
(Bezugsverjährung) eine maximale Verjährungsfrist von 
10 Jahre vor. Art. 75 Abs. 5 des ZG sieht eine maximale 
Verjährungsfrist von 15 Jahren vor.  

Eine Vereinheitlichung des MWST- und 
Zollgesetzes von 10 Jahre wäre 
wünschenswert, ohne die Interessen des 
Bundes zu gefährden. 

ZFL 
Embraport 

31             
Beinhaltet dieser Artikel auch den aktuellen Begriff 
"Sicherstellung für offene Zollager (OZL) mit einem 
generellen Satz von 2% für die durchschnittlich 
eingelagerten Waren, Min. CHF 10'000.00 auf 
Jahrebasis? 
 
Werden zukünftig die Zollfreilager (FL), neu als Zolllager 
definiert  
- mit dem obenerwähnten Satz (2%) kautioniert? 
- wird es einen Behandlungsunterschied zwischen "ex" 
  FL und "ex" OZL geben? u.a. auch wegen des Wertes     
  der in FL eingelagerten Güter ? 

Vorteile der heutigen Zollfreilager weiterhin 
belassen und diese von der Sicherstellung 
der Abgabepflicht befreien. 

ZFL 
Embraport 

34             
Wird der aktuelle Satz für OZL von 2% als Sicherstellung 
in Art. 34 berücksichtigt? 

dito Art. 31 

ZFL 
Embraport 

44 1       
Die FL und OZL werden Zolllager (ZL), das Gesetz 
erwähnt dieses nicht ausdrücklich, versteht sich aber bei 
der Analyse anderer Gesetzesakten. 
Ist dies so zu verstehen? 

Klare Trennung von OZL und Freilager 
beibehalten. 

ZFL 
Embraport 

44 3       
Wem werden die Bewilligungen für den Betrieb erteilt? 
Den heutigen FL (Lagerhalter) oder an alle 
Einlagerer/Mieter die sich (gegenwärtig) in den FL 
befinden? 

Aktuelles Zollgesetz, Art. 62-67 
sinngemäss übernehmen. 
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Falls die 2. Variante zum Tragen kommt, muss wohl u.a. 
mit einem erhöhten adminsitrativen Aufwand seitens des 
BAZG gerechnet werden 
Erläuternder Bericht, Seite 47 Abs 3: 
"Das BAZG hat nur Kontrollaufgaben und prüft, ob die 
Betreiberin oder der Betreiber ihre diesbezüglichen 
Pflichten wahrnimmt". 
Werden die Betreiber der einzelnen Zolllager 
(gegenwärtig Einlagerer) die sonst dem Zoll reservierten 
Prüf- und Kontrollarbeiten von Dokumente und Waren 
selber durchführen? 

ZFL 
Embraport 

44 5 2.Satz 
"Das BAZG kann die Bewilligung mit Auflagen 
versehen."  
Was heisst das ? 
Bei der Auflagenerteilung wird es Unterschiede zwischen 
"ex FL" und ex "OZL" geben? 

Aktuelles Zollgesetz, Art. 62-67 
sinngemäss übernehmen. Abgabepflicht 
für Freilager entfällt. 

ZFL 
Embraport 

 44 5 c 
Handelt es sich um die Dokumentation betreffend der 
Inventarisierung von Güter? 

Aktuelles Zollgesetz, Art. 62-67 
sinngemäss übernehmen. 

ZFL 
Embraport 

44 5 d 
Worin besteht die nachweisliche Zahlungsfähigkeit ? 
Hat dies mit der Sicherstellung zu tun?  

dito Art. 44 Abs. 5  

ZFL 
Embraport 

44 5 e 
Welcher Grad an geeigneten Sicherheitstandards wird 
erfordert? 
Handelt es sich nur um eine physische Sicherheit und 
nicht um eine Sicherstellung (Garantie)? 

dito Art. 44 Abs. 5  

ZFL 
Embraport 

44 5 f 
Wie wird die Mindestanzahl an Ein- und Auslagerungen 
bemessen/geschätzt? 
Lt. erl. Bericht (S.47 ): 
"Den unterschiedlichen Besonderheiten der Lager, 
entsprechend der Warenart und der darauf lastenden 
Abgabenart, ist auf Verordnungsstufe Rechnung zu 
tragen". 
 
Wird das BAZG, basierend auf den unterschiedlichen 
betrieblichen Besonderheiten: 

Aktuelles Zollgesetz, Art. 62-67 
sinngemäss übernehmen. 
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- Unterschiede zwischen "ex FL" und "ex OZL" machen? 
- Wenn ja, können zukünftig "ex FL" die Pflicht zur    
  Inventarisierung 
  (Datenverantwortlicher ?!) den eigenen Mietern/  
  Einlagerern delegieren/übertragen? 

ZFL 
Embraport 

56 2       
"Der Bundesrat bezeichnet die Personen, denen die Auf- 
  bewahrungspflicht obliegt, und regelt die 
Voraussetzungen an die Datenhaltung." 
 
Wer sind diese Personen?  
 
In welcher Form werden diese Personen bezeichnet 
bzw. gewählt? 

      

ZFL 
Embraport 

58             
Warum nur 60 Tage wenn die EZV eine Frist von 1 Jahr  
hat, um Fehler zu reklamieren? 

      

ZFL 
Embraport 

                  
      

      

ZFL 
Embraport 

                  
      

      

ZFL 
Embraport 

                  
      

      

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 
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ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Varianten zur Einführung der Deklarantenstrafpraxis 2009 bis 2016 

 

 Antwort Bemerkung/Anregung 

ZFL 
Embraport 

☒ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 1 
(Einführung von Art. 133 Bst. b BAZG-VG). 

Das BAZG muss über diesen Abschätzungs- Beurteilungsrecht 
verfügen müssen.  
Gelegenheit- und Proportionalitätsprinzipien müssen ständig 
abgewogen werden können um nicht in einer Repressionsspirale zu 
geraten. 

ZFL 
Embraport 

☐ Ich/wir bevorzuge/bevorzugen Variante 2 
(Vollständige Streichung von Art. 133 BAZG-
VG sowie der Fahrlässigkeitstatbestände bei 
Abgabengefährdungen und bei Ordnungswid-
rigkeiten im ZoG und weiteren Abgabeerlas-
sen). 
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BAZG-Vollzugsaufgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

ZFL 
Embraport 

                  

ZFL 
Embraport 

                  

ZFL 
Embraport 

                  

ZFL 
Embraport 

                  

ZFL 
Embraport 

                  

ZFL 
Embraport 

                  

ZFL 
Embraport 

                  

ZFL 
Embraport 

                  

ZFL 
Embraport 

                  

ZFL 
Embraport 

                  

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und 
zum erläuternden Bericht 

Name Gesetz Bemerkung/Anregung 

ZFL 
Embraport 

            

ZFL 
Embraport 

            

ZFL 
Embraport 

            

ZFL 
Embraport 

            

ZFL 
Embraport 

            

ZFL 
Embraport 

            

ZFL 
Embraport 

            

ZFL 
Embraport 

            

ZFL 
Embraport 

            

ZFL 
Embraport 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs 
und zu deren Erläuterungen 

Name Gesetz Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag 
(Textvorschlag) 

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 
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ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 
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Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 

                                    

ZFL 
Embraport 
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ZFL 
Embraport 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Änderung anderer Erlasse (Anhang 1)  –  Weitere Vorschläge 

Name Gesetz Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 

ZFL 
Embraport 

                        

ZFL 
Embraport 

                        

ZFL 
Embraport 

                        

ZFL 
Embraport 

                        

ZFL 
Embraport 

                        

ZFL 
Embraport 

                        

ZFL 
Embraport 

                        

ZFL 
Embraport 

                        

 

Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf und zum erläuternden Bericht 
Name Bemerkung/Anregung 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs der Änderung 
und zu deren Erläuterungen 

Name Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Text-
vorschlag) 

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
Embraport 

                              

ZFL 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Zollabgabengesetz  –  Weitere Vorschläge 

Name Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
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Wenn Sie neue Zeilen hinzufügen möchten, so können Sie unter «Überprüfen/Bearbeitung einschränken/Schutz aufheben» den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang. 
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Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
2. Zeilen einfügen mit Copy-Paste 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren  
 
 
1. Dokumentschutz aufheben  
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2. Zeilen einfügen 
a) Letzte leere Zeile der betroffenen Tabelle mit leeren grauen Feldern markieren 
b) Control-C für Kopieren 
c) Control-V für Einfügen 
 

 
 
3. Dokumentschutz wieder aktivieren 
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